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Vorwort 


Meine  Absicht  bei  der  Abfassung  dieses  Werkes  ging  auf  die  Aus- 
arbeitung eines  Lehrbuchs  im  vollen  Sinne  des  Wortes  fiir  den  Vor- 
trag und  das  Selbststudium.    Es  soll  keine  Sammlung  rechtsgeschieht- 
licher   ^Notizen,    sondern  eine    kurze  Geschichte   der  Rechtsent- 
wicklung sein.    Deshalb  gehören  in  dasselbe  nicht  solche  Ereignisse, 
Zustände  u.  s.  f.,  Ton  denen  die  rechtUche  Entwicklung  entweder  gar 
nicht  getragen   oder  doch  in  ihrem  Verständnisse  nicht  unmittelbar  ge- 
fordert wird.    Mittelbar   ist  freilich   die  Volks-  (politische)   Geschichte 
nicht  blos  forderlich,  sondern  deren  Eenntniss  unerlässlich.    Aber  es  ist 
nicht  Aufgabe  des  Rechtshistorikers,  sie  zu  lehren,  noch  des  Fachstudiums, 
sich  auf  die  Aneignung  von  Kenntnissen  zu  verlegen,  welche  als  Grund- 
lage desselben  mitgebracht  werden  sollten.    In  Betreff  des  Materials 
darf  keineswegs   die  Absicht  Yorwalten,  das  ganze  zu  Gebot  stehende 
auszubeuten,    vielmehr    muss   man  sich   auf*  Verarbeitung    dessen    be- 
schränken, wodurch  die  wirkliche  Entwicklung  veranschaulicht  wird.   Es 
ist  mithin  der  Gesichtspunkt  festzuhalten,  den  Lernenden  einerseits  nicht 
durch  UeberfüUe  des  Stoffes  zu  erdrücken,  andererseits   durch  zweck- 
mässige Auswahl  ihm  die  Möglichkeit  zu  bieten,  den  Gang  der  allge- 
meinen und  der  im  grossen  Ganzen  gleichförmigen   partikulären  Ent- 
wicklung trotz  der  partikulären  Mannigfaltigkeit  zu  erkennen.    Dies  ist 
der  Fan,   sobald    an  sich  blos   partikuläre  Bildungen  ihren  Platz  als 
Oh'eder  in  der  Kette  der  allgemeinen  Entwicklung  finden.   Der  Charakter 
ies  Lehrbuchs  fordert  weiter,  dass  nur  die  Grundlagen  mit  Präcision 
entmckelt,  die  Ausführung  aber  dem  mündlichen  Vortrage  und  eigenen 
Studimn  überlassen  werde.     Wesentlich  gefordert   wird    dieser   Zweck 
durch  Mittheilung  der  vorzüglichsten  Quellenbelege,  soweit 
der  zugemessene  Raum  dies  gestattet.   Wo  solche  nur  in  Auszügen  aus 
Urkunden  bestehen  können,  musste  sich  auf  die  eine  oder  andere  be- 
schränkt werden,  damit  weder  der  Umfang  des  Buches  zu  sehr  erweitert, 
noch  der  XJebelstand  herbeigeführt  werde,  dass  diejenigen,  auf  welche 


IV  Vorrede. 

beim  mündlichen  Vortrage  einzugehen  dessen  gemessene  Zeit  nicht  ge- 
stattet, eigentlich  überflüssig  sind.  Auf  die  mancherlei  Gontroversen 
ist  nur  Rücksicht  zu  nehmen,  wo  dieselben  behufs  richtiger  Würdigimg 
der  geschichtlichen  Entwicklung  nicht  umgangen  werden  können.  Man 
darf  sich  überhaupt  beim  Yortrage  der  Rechtsgeschichte  nicht  zu  sehr 
auf  Polemik  einlassen,  weil  zu  leicht  dem  Lernenden  die  Fäden  der 
Entwicklung  entschwinden,  während  Alles  darauf  ankommt,  dass  sich  in 
dessen  Geiste  gewissermassen  unwillkürlich  der  Abschluss  bilde,  welchen 

die  Rechtsgeschichte  als  Ziel  vor  Augen  hat. Das  geltende 

Recht  erscheint  als  Schlussstein,  zu  dessen  Legung  die  Rechtsgeschichte 
führt.  Blosse  Antiquitäten  sind  hierdurch  ausgeschlossen.  Wie  schwer 
es  freilich  einzeln  ist,  scharf  zu  unterscheiden,  ob  ein  Institut  oder  Rechts- 
satz  reine  Antiquität  sei  oder  noch  als  Glied  des  genetischen  Bildungs- 
ganges erscheine,  das  entgeht  keinem  Kenner.  Auf  die  Darstellung 
der  Rechtsquellen  ist  verhältnissmässig  viel  Raum  verwendet,  weil 
deren  gründliche  Eenntniss  unerlässUch  ist,  deren  Vortrag  aber  durch 
theilweise  nothwendige  Dürre  der  Darstellung  leicht  abstösst.  Auch  wird 
dadurch  gerade  für  die  im  Vortrage  leichte  und  ausführliche  Entwick- 
lung der  Rechtsinstitute  ein  bedeutender  Raum  gewonnen.  Was  die 
Literatur  angeht,  so  liegt  Vollständigkeit  nicht  in  der  Aufgabe  eines 
Lehrbuchs.  Dieses  soll  einmal  directe  Eenntniss  der  allgemeinen  und 
wichtigen  Spezial-Literatur  vermitteln,  dann  aber  auch  Gelegenheit  bieten, 
für  das  eingehendere  Studium  bei  jedem  Punkte  die  weiteren  Nachweise 
an  die  Hand  zu  geben.  Ich  habe  überall  mit  grösster  Gewissenhaftigkeit 
angegeben,  wem  ein  Resultat  zu  verdanken,  woher  eine  Angabe,  soweit 

sie  nicht  direkt  aus  den  Quellen  geschöpft  ist,  entnommen  sei. 

Dem  Plane,  welchen  ich  hier  mit  den  Worten  der  ersten  Auflage 
wiedergebe,  bleibt  auch  diese  dritte  treu.  Während  die  zweite  viel- 
fach, wie  deren  Vorwort  ausführte,  eine  Umarbeitung  zeigt,  hat  diese  sich 
wesentlich  auf  Durcharbeitung  besonders  der  Materien  des  öffent- 
Hehen  Rechts  beschränkt  und,  um  den  Umfang  nicht  zu  sehr  zu  erweitem, 
entbehrliche  QueUenbelege  gestrichen. 

Bonn,  im  April  1873. 

Der  Verfasser. 
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EINLEITUNG. 


§.  1. 

1.  Bedeutung  der  Reclitflgeselilolie  für  das  Rechtgstadlam  überhaupt ,  der  Gegcbichte  des 

deatflchen  Reichs  und  Rechts  insbesondere. 

Die  Rechtswissenschaft  soll  wirken  für  das  Lehen.  Um  diese  Auf- 
gabe zu  erreichen,  strebt  sie  nach  innerem  Erfassen,  Durchdringen  des 
geltenden  Rechts,  des  positiven  Rechtsstoffes,  weil  es  nur  dadurch  mög- 
lich wird,  sowohl  die  concreten  rechtlichen  Fälle  richtig  beurtheilen  und 
ordnen,  als  auch  die  Rechtsnormen  selbst  gemäss  den  jeweiligen  be- 
gründeten Anforderungen  des  Lebens  weiterbilden  zu  können.  Soll  dieses 
Streben  Erfolg  haben,  so  ist  nothwendig  die  Gründe  des  positiven  Rechtes 
zu  erkennen,  den  Kern  der  Rechts sätze  zu  erfassen,  um  vermittelst 
desselben  das  Gesetz  auf  alle  Fälle,  namentlich  aber  dann  anwenden  zu 
können,  wenn  der  Buchstabe  uns  verlässt;  eine  Thatsache,  welche  um 
80  häufiger  eintreten  wird,  als  es  unmöglich  ist,  den  Reichthum  des 
Lebens  in  einem  Gesetze  vorher  zu  erschöpfen.  Eine  Theorie,  welche 
den  inneren  Gedanken  der  positiven  Normen  an  der  Hand  allgemein 
richtiger  Sätze  erfasst,  fordert  als  unerlässlich  die  Eenntniss  der 
Geschichte  des  Rechtes.  Ohne  diese  vermöchte  man  offenbar  das 
Wesentliche  des  einzelnen  Rechtssatzes  nur  dann  stets  richtig  zu  erfassen 
wenn  dasselbe  unmittelbar  aus  einem  allgemein  richtigen  Gedanken  oder 
Prinzipe  flösse,  mithin  sofort  und  allezeit  philosophisch  aufzufinden  wäre. 
Nun  aber  beruht  das  Recht  jedes  Volkes  und  Landes,  überhaupt  der 
positive  Rechtsstoff  in  Wahrheit  nur  zum  geringsten  Theile  auf  gewissen 
natürlichen  Rechtsideen,  Ausflüssen  absolut  wahrer  Sätze  der 
Vernunft,  welche  imter  allen  Umständen  anerkannt  werden  müssen.  Und 
selbst  diese  Ideen,  —  zum  Beispiele  dass  eine  obrigkeitliche,  väterhche 
Oewalt  sein,  die  Ehe  existiren  müsse,  sind  Ideen,  welche  allen  Völkern, 

V.  Schulte,  Reichs-  und  Rechtsgosch.    3.  Aufl.  ^ 
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rolmeii  —  erhalten  ihre  eigenthümliche  Färbung  erat 
natumothwendige  Elemente.  Man  nehme  nur  die  recht- 
)  Yatera,  patria  potestas,  bei  den  Römern,  bei  den 
und  heute,  die  Idee  von  der  Nothwendigkeit  der  Ge- 
nischen,  altgermauischen  und  heutigen  Strafrechte.  Jene 
I  und  die  grosse  Masse  des  Rechtastoffes  gestalten  sich 
tiosalen  Elemente  zu  concreten  Formen.  Äeussere 
riege,  AngrüFe  von  Femden,  verheerende  Krankheiten, 
,  die  Lebensweise,  die  Art  und  "Weise  des  Landbaues, 
t  dea  Landes  (ob  Berge,  ob  Ebenen,  die  Lage  in  der 
,  am  Ufer  grosser  Flüsse  u.  a,  f.),  die  inneren  Torgänge 
Wechsel  der  Regierungsformen,  religiöse  Aenderungen 
alle  socialen,  ökonomischen  und  politischen 
ustände  müssen  nothwendig  fortwährend  gestaltend  auf 
ken,  dieses  somit  in  gleicher  Weise  als  das  Volk  über- 
itigen  lebendigen  Bewegung  und  Bildung  erhalten  und 

der  Geschichte  dea  Volkes  aufdrücken.  Das  jetzige 
ertig  auf  die  Erde  gesetztes,  sondern  em  gewordenes, 
leich  den  physischen  Individuen  und  den  Völkern  nur 
ihte  seines  Werdens  erkannt,  nur  in  seiner  Geneais 
t  werden  kann.  Auf  diese  Art  wird  der  Kern  des 
,  der  obige  Zweck  erreicht.  Allerdings  lehrt  die  Ge- 
irade  alle  und  jede  Sätze  und  deren  eigensten  Gehalt 
:s  auch  eine  grosse  Menge  rein  formaler  Momente 
:,  die  gleichsam  die  äussere  Structur,  die  Abrundung, 
Js  Gebäudes   bilden  und  dem  Auge  des  oberflächlichen 

durchaus    ohne    innere   Nothwendigkeit    bestimmt    er- 

aber  in  solchen  Dingen  (z.  B.  den  Zahlen  im  Rechte, 
ein  innerer  Grund  hegt,  wird  ihn  die  historisch -philo- 
itung  als  ^uchtbringend  eruiren;  insoweit  das  nicht  der 
urch  die  Gewissheit  erreicht,  dass  keine  Nothwendigkeit 
rdert,  mithin  einer  willkürlichen  Aenderung  nur  äussere 
itehen. 

deutsche  Recht  beruhet,  soweit  das  öfTentlichc  in  Frage 
trgrössten  Theile  auf  der  nationaldeutschen  Rechtsent- 

Privatrecht  neben  dem  römischen  und  canoniachen  auf 
Hieraus  ergibt   sich  die  äussere  Nothwendigkeit  seiner 

Kenntniss  als  unerläsaUch  für  die  wissenschaftliche  Er- 
malen  deutschen  Rechtee   ebenso  wenig  besonders  her- 
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vorgebo1>en  zu  werden  braucht,  wie  es  nöthig  ist,  darauf  hinzuweiaen, 
dasB  ea  keine  Nation  gibt,  deren  Qeechicbte  lehrreicher  ist,  als  die  der 
deutachen,  welche  einzig  von  allen  bestehenden  ein  Weltreich  bildete  und 
durch  ihre  geistige  und  sittliche  GrösBe  für  die  Bildung  anderer  Nationen 
von  der  grSssten  Bedeutung  wurde.  Erst  dann  aber  versteht  mwa  die 
Geschichte  eines  Volkes  gründlich,  wenn  man  seine  rechtlichen  Zustände, 
die  Träger  der  gesellschaftlichsn  Ordnung,  keimen  gelernt  hat. 


S.  Begrlir,  QegcBBtuid  Und  Uiiit»nK  der  dentieb«n  Belobi-  »id  Bcehtig«icl)lclite. 
Die  „deutsche  Keicbs-  [Staats-]  und  Kechtsgeschichte" 
soll  enthalten  die  Darstellung  dea  gesammten  Hechtszustandes  des 
deatBchen  Yolkes  nach  den  nationalen  und  fremden  Elementen,  welche 
auf  jenen  bedingend  eingewirkt  haben,  ron  seinen  ersten  Anlangen  bia 
auf  die  heutige  Zeit.  Sie  gibt  also  eine  Darstellung  der  sussereu  und 
inneren,  Ertlichen,  zeitlichen,  culturlichen,  nationalökonomischen  Momente, 
von  denen  getragen  und  unter  denen  sich  das  heutige  Hecht  gebildet 
hat,  sowie  ein  Bild  der  Art,  dea  Ganges  dieser  Entwicklung,  lehrt  mit- 
hin das  B«cht  als  ein  werdendes. 

Gegenstand  dieser  'Wissenschaft  ist  der  gesammte  Organismus  des 
deutschen  Rechtslebens  von  seinen  Aniangen  an  bis  auf  unsere  Zeit  in 
seiner  stätigen  Fortent^'icklung.  Es  ist  nicht  eine  bestimmte  Seite  des 
Gecbtslebens,  z.  B.  das  Frivatrecht,  sondern  alle  Seiten  sind  Gegenstand 
derselben.  Sie  hat  also  zu  umfassen  den  ganzen  Organismus,  die  ver- 
schiedenen Seiten  des  öffentlichen  Rechtes,  wie  des  Privatrechtes.  Weil 
sie  femer  lehren  soll,  das  Recht  aus  der  ganzen  Geschichte  des  Volkes 
zu  erkennen,  so  hat  sie  auf  der  einen  Seite  nicht  blos  die  rein  recht- 
lichen Zustände  zu  entwickeln,  sondern  auch  auf  die  socialen,  vorzüglich 
die  kirchlichen  Rücksicht  zu  nehmen,  indem  gerade  diese  den  allergröasten 
Einflusa  übten,  auf  der  anderen  neben  dem  einheimischen,  nationalen 
Rechte  diejenigen  fremden  Rechte,  welche  auf  den  deutseben  Rechts- 
zustand eingewirkt  haben,  insoweit  herbeizuziehen,  als  dies  zur  Erfassung 
des  deutschen  Rechtes  nothwendig  ist.' 


'  iQHofern  Btimme  irli  Philipps  D.  R'.-  u.  R.Oesoh.  g.  1.  bei;  das  Herein- 
ziehen des  rümischen  und  canoui^chcn  Reclitos,  welohes  sich  auf  oin  Darstellen  dieser 
in  ihrer  inneren  Btructur  einläset,  nie  dies  Eichhorn  mit  dem  eanoniechon  thut, 
wobei  er  uns  orientalisohe,  italienische  und  andere  TerhSItnieee  vorführt,  ist  durch 
den  Zweck  saageschloBsiin.  Ein  Oleichea  gilt  von  dem,  wae  Zöpfl  in  der  4.  Aob- 
gabe  L  §.  SS.  von  den  Quellen  dea  can.  Rechts  bringt. 


4  Einleitung.    §.  2. 

Als  Zweig  des  akademischen  Studiums  bildet  diese  Wissen- 
schaft in  Wahrheit  eine  Einleitung  und  Einführung  in  die  verschiedenen 
positiven  Zweige  der  Rechtswissenschaft,  insofern  dieselben  auf  deutschem 
Rechte  ruhen:  Staatsrecht,  Criminal- Recht  imd  Process,  Civilprocess, 
Privatrecht,  Kirchenrecht. 

Aus  dem  Vorherigen  ergeben  sich  folgende  Theile  der  Darstellung : 

A.  Die  sogenannte  innere  Rechtsgeschichte,  früher  meist 
Rechtsalterthümer  benannt;  sie  umfasst 

1)  die  Geschichte  der  Verfassung.  Ihr  Verständniss  erfordert 
nothwendig,  dass  diejenigen  politischen  Vorgänge  (Wechsel  der  Dynastieen, 
Be2siehungen  zum  Auslande,  Erwerbungen  fremder  Gebiete  u.  s.  f.)  herein- 
gezogen werden,  welche  auf  deren  Entwicklung  Einfluss  hatten.  Es  darf 
sich  hierbei  nicht  auf  das  fränkische  und  deutsche  Reich  beschränkt 
werden,  sondern  auch  die  Territorien  sind  insoweit  hereinzuziehen, 
als  ihre  Verfassung  gewisse  gemeinsame,  somit  national-deutsche  Grund- 
züge bietet. 

2)  Als  äusseren  Ausdruck  der  Verfassung  die  Geschichte  der  Staats- 
verwaltung (Administration)  und  des  gesammten  öffentlichen  Rech- 
tes, des  gerichtlichen  Verfahrens  nebst  Einrichtung  der  Gerichte 
und  des  Strafrechtes.  Jedoch  können  hier  nur  die  Grundzüge  ge- 
geben werden,  während  die  Geschichte  der  Entwicklimg  im  Einzelnen, 
soweit  sie  vorzugsweise  auf  dem  fremden  Rechte  ruhet,  den  besonderen 
Disciplinen  überlassen  werden  muss,  welche  sich  ausgebildet  haben  und 
als  selbstständige  Zweige  des  akademischen  Studiums  aufgenommen  sind. 

3)  Die  Geschichte  des  Privatrechtes,  inwiefern  dessen  In- 
stitute entweder  überhaupt  rein  deutsche  sind,  oder  doch  auf  deutscher 
Grundlage  ruhen.  Soweit  das  canonische  und  römische  Recht  als  Momente 
bei  der  Ausbildung  des  deutschen  Privatrechtes  durch  Modi ficirung 
deutscher  Rechtsinstitute  gewirkt  haben,  ist  es  herbeizuziehen, 
weil  ohne  dessen  Kenntniss  unmöglich  wäre,  die  Geschichte  der  Rechts- 
institute von  der  Zeit  an  zu  begreifen,  seit  welcher  in  Wirklichkeit  jene 
Rechte  deren  Bildung  leiteten.  Dieser  Theil  der  Disciplin  baut  also  die 
Grundlage,  auf  welcher  das  „deutschePrivatrecht"  rein  dogmatisch 
zu  gestalten  ist.  Selbstverständlich  ist  aber  die  deutsche  Rechtsgeschichte 
nicht  als  abgeschlossen  anzusehen,  sondern  hat  auch  die  neuesten  Bil- 
dungen (z.  B.  Handelsrecht,  Wechselrecht,  Ablösungen  u.'dgl.)  zu  be- 
rücksichtigen. 

B.  Die  s.  g.  äussere  Rechtsgeschichte,  die  Geschichte 
der  Rechtsquellen,  welche  die  Form,  das  Eleid  des  Rechtes  bilden. 
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Diese  braucht  sich  aber  auf  das  römische  und  canonische  Recht  nicht  zu 

erstrecken,  weil  diese  Darstellung  beide  weder  erschöpfen  könnte,  noch 

auch  durch  deren  Geschichte  die  des  deutschen  Rechtes  würde  gefördert 

werden. 

§.  3. 

8.    QaeUen  und  Htilfsniitte]. 

I.  Quellen  der  deuthen  Reichs-  und  Rechttsgeschichte 
sind  alle  sich  auf  ganz  Deutschland  und  die  einzelnen  deutschen  Länder 
beziehenden  Denkmäler  von  der  ältesten  Zeit  bis  zur  Gegenwart,  aus 
denen  das  Recht  erkannt  werden  kann.  Die  wichtigsten  Arten  sind: 
Urkunden,  Gesetze,  Rechtsbücher,  Briefe,  Memoiren  und 
Staats  Schriften  u.  s.  f.  Es  gibt  Sammlungen*  von  Urkunden  für 
ganz  Deutschland,  wie  für  einzelne  Länder,  Diöcesen,  Städte,  Klöster  u.  s.  w., 
auch  gibt  es  verschiedene  Werke,  welche  Auszüge  aus  Urkunden  ent- 
halten, s.  g.  Regest en.2  Die  Urkunden  fliessen  vom  7.  Jahrhundert 
an  reichlich,  anfanglich  nur  in  lateinischer  Sprache,  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert auch  in  deutscher  Sprache  geschrieben.    Neben  diesen  eigent- 


^  Eine  Aufzählung  k&me  einem  YerzeichnlBB  der  historischen  Werke  gleich. 
Dafür  kann  auf  Potthast  und  Costa  verwiesen  werden.  Man  findet  die  Werke, 
welche  entweder  hlos  Urkundensammlungen  sind  oder  Urkunden  enthalten,  auf- 
gezählt in  einzelnen  Regestenarheiten  u.  dgl.  Ich  darf  auf  das  Yerzeichniss  bei 
8  i  ekel  Acta  reg.  et  imp.  Karol.  11.  448  ff.,  F  ick  er  Forschungen  Bd.  I.  u.  Reichs- 
fOrstenstand,  auf  Costa  yerweisen.  —  Von  neueren  Schriften  enthalten  Vieles  die 
^Forschungen  z.  deutsch.  Gesch.**,  Th.  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik 
(Sitz.  Ber.  der  hist.  phil.  Ol.  der  Kais.  Akad.  d.  Wiss.  Bd.  36.  39.  47.  49.) ,  J  u  1. 
F  ick  er,  Acta  Imperii  selecta.  Urkunden  deutsch.  Könige  u.  Kaiser.  Mit  einem 
Anh.  T.  Reichssachen.  Ges.  t.  Joh.  Fried r.  Böhmer,  Innsbr.  1870.  Dcrs. 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens.  Das.  1868,  69,  70.  3  Bde. 
(Bd.  3  in  2  Abth.) 

'  Joh.  Fried r.  Böhmer's  grossartiges  Regestenwerk  harrt  noch  immer  der 
Keubearbeitung.  Ein  mustergültiges  Werk  ist  Th.  Sickel,  Acta  Regum  et  Impe- 
rator. Karolinorum  digesta  et  enarrata.  Die  Urk.  der  Karolinger  ges.  und  bearb. 
Th.  L  Lehre  von  den  Urk.  der  ersten  Karol.  (7Ö1  —  840).  Th.  IL  Regesten  der 
Urk.  der  ersten  Karol.  Wien  1867.  Was  dies  Werk  für  die  Diplomatik,  leistet  in 
anderer  Beziehung  W.  Wattenbach,  Deutschlands  Geschichtsquellen  im  Mittel- 
alter bis  zur  Mitte  des  dreizehnten  Jahrh.  2.  Aufl.  Berl.  1866.  Ottokar  Lorenz, 
Deutschi.  GeschichtsqueUen  im  Mittelalter  von  der  Mitte  des  dreiz.  bis  zum  £nde 
des  yierz.  Jahrh.  im  Anschluss  an  W.  Wattenbach's  Werk.  Berl.  1870.  Biblio- 
graphische Yollständigkeit  bezweckt  Aug.  Potthast.  Bibliotheca  historica  medii 
aoTL  Wegweiser  durch  die  Geschichtswerke  des  europäischen  Mittelalters.  Yen 
375—1500.  Berl.  1862.  Supplement  1868.  —  F.  A.  Dahlmann,  Quellenkunde  der 
deutschen  Geschichte.  Gott.  1830,  2.  Aufl.  1888.  Sehr  yerm.  Ausg.  ron  G.  Waitz. 
Gott.  1869. 
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scheinen  als  QueQea  auch  die  gleichzeitigen  Geschieh  ts- 
zum  5.  Jahrhundert;  Körner  und  Griechen,  seitdem  auch 
oren,  Chronisten  und  Annalisten.  Hierzu  kommen 
sonstigen  Gea  chichtequ  eilen :  Honumente,  Siegel,  "Wap- 
Uünzen  u.  s.  f." 

ihrliche  Hülfamittel  sind  überhaupt  a)  die  gesicht- 
tel:  Geographie,'  Chronologie,'  Ethnographie, 
Seraldik  u.  s.  f.,  h)  die  phtlologiecben:  Kenntniss 
Brlichen  lateinischen,^  femer  der  verschiedenen 
auptdialekte  der  deutschen  Sprache.* 

und  forranlae  enthält,  lediglioh  auf  ältere  Auigaben  gestStit, 
Corpus  juris  germanici.  Berl-  1824.  8  voll.  Ein  Nationalwerk 
lieh  die  1817  unter  dem  Sinfluaae  des  Freiherrn  ron  Stein  ge- 
liaft  fDr  altere  deutsche  GeBchiohtaknnde"  begonnene,  bisher  von 
tete  und  —  die  Herausgeber  der  eineeliien  Theile  sind  stets  ge- 
if^ebene  Werk  ^Honnmenta  Oerntaniae  historica  inde  ab 
intesimo  usqnead  annam  millea,  et  qaingentesimum."  Honnoretae 

Von  den  Ö  Abtheilungen:  Soriptores,  Lege*,  Diplomata,  Bpis- 
■ind  bisher  nur  ersoManen  Ton  den  Scriptorefi  18  Bände,  von 
Diplomata  1  Tom.  Zn  den  ersten  10  Bänden  Script.  Inhaltsver- 
tenbach.  Hann.  1848.  Dazu  Arohir  der  Geaellsoh.  f.  ältere 
gknnde.    Hann.  1832  ff. 

uDsr,  Historisoh  geographischer  Handatlas.  Hamb.  1838  ff. 
«hkarte  Ton  Deutschland,  Caasel,  2.  Ausg.  1849. 
rifier  les  dates  des  faits  historiques  eto.  Paris  17B0.  5  T.  4., 
1818  ff^  C.  0.  Haltaus,  Oalendarium  medii  aevi,  Lips.  1769. 
ndb.  der  .  .  .  Chronologie.  2  Bde.  I.eipz.  1626  f.,  Lehrb.  1881. 
Prak.  Handb.  der  histor.  Chrono!,  n.  s.  w.  Leipi.  1843. 
■esne  domini  du  Gange,  Olossarium  mediae  et  inflmae  Uti- 
8  T.  fol.,  Ausg.  der  Benedictiner  Paris  1733  ff.  6  T.  fol.,  zuletit 
id  Verbessernngen  tou  Garpentier  uudAdelung  heransgeg. 
hei.  Paris  1840  ff.  7  voll.  4.  B.  Brinkmeier,  Oloesarium 
a  18Ö2e 

deutsche  Orammatik  4  Bde.  1822—1838  (1841),  Odtt.;  dess. 
tschen  Bprsohe,  2Bde.  Leip.  1848.  —  C.  Q.  Haltans,  Glossar. 

aevi.  Lips.  1758,  2  voll.  fol.  J.  0.  Sehers,  Glosaar.  Oerm. 
Jial.  snevieae  edid.  Oberlin,  Ar^entor.  2  voll.  fol.  1781  ff. 
licnm.  1810. 4.  Oraff,  Althoohd.  Sprach  schätz,  1836-42,  6  Bde. 
.  Hassmann,  Berlin  1846.  4.  Hailer,  Hittelhoohd.  WSrterb. 
ron  Q.  F.  Beneoke  herausg.  Leip.  1847.  4.  Ziomann,  Hittel* 
ledlinb.  1889. 

Literatur  des  Hittelalters  sucht  fOr  die  Beob tsgesohiohte 
>n  SohrSder  in  , Corpus  juris  germanici  poetionm",  wovon  das 
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4.  Bearb«ltnBg  nnä  LIterktar.* 
I.  Vor  Eichhorn  kannte  man  eine  Behandlung  der  Staats-  und 
I  in  dem  Sinne  einer  die  Eintwicklung  des  gesammten 
■den  Darstellung  nicht.  Zuerst  verband  man  mit  der 
bichte  eine  Darstellung  der  Verfassung,  und  trug  diese 
ischichte  auch  auf  den  TJnivereitäten  vor.  In  dieser 
besonders  gewirkt,  nach  dem  Yorgange  von  Sagit- 
inger,'  Häberlin,3  Pütter,*  Schmidt,*  C.  D.  Hein- 
leuem  Zeit  noch  J.  C.  Pfiater,'  K.  A.  UenzeP  und 
Uigeregt  durch  die  im  sechszehnten  Jahrhundert  von 
old,  Joh.  Tiliue  (du  Tillet),  Melchior  Goldast 
eld  und  Friedr.  Lindenbrog'"  bevrerkatelligten  Aus- 
squellen begann  im  17.  Jahrhundert  die  Bearbeitung  der 
lichte   mit  Hermann  Conriug,'*    in   dessen  Fuss- 


)  ^Kudron",  dfta  zweite  „Wernher  der  gartenaere"  nnd  ^bruder 
lind  in:  .Zeitsohr.  f.  dentsche  Philol."  I.  8.  257,  H.  8.  802  er- 

inr.  Costa,  Bibliographie  d.  dentscheD  Reohtsgescliichte.  Braon- 

littarius,  Nudens  biet.  germ.  Jena  1675.  12. 

Unetratus,   sive  Corpus  juris  publici    ad  Vitriarii  instit.  jnr.  publ. 

1781  f.  6  Toll.  4.     Bepertoriam  daztt  Ton  Biooini,  Ootha  1741. 

le  deatsohe  Beichahiatoria,   Halle  1767—83.  12  Bde.  Fortgei.  Ton 

ifl  cum  Jabre  1660,  40  Bde.  bis  1806,  das. 

er  StaatBTer&nderuagen  d.  deuteeben  Belobe,  1768, 1796.    Dessen 

kl.  der  heut.  StaHtaverf.  des  deutsob.  Reichs.   GOtt.  1786.  3  Bde. 

.  Sobmidt,  Oescb.  d.  Deutseben, •Ulm  1778  ff.,  B  Bde.;  Heuere 

hen  mit  den  Forts.  Ton  Hilbiller  und  Dresoh,  178&— 18S&, 

eichsgesobicbte,  1787—1806,  9  Bde. 

der  Deutschen,  Hambarg  1829—36,  6  Bde.,  fortgesetzt  tod  Bfllan 

der  Deutsohen  (bis  zur  Keformation).    Breslau  1616—22,  8  Bde. 

re  Qesch.  der  D.  toh  der  Bef.  bis  zur  Bundesaote,  Breslau  1826 

Aufl.  begonnen  1865. 

entsohen  Volkes,  Ootba  182Q  ff.,  13  Th. 

diese,  wie  die  suderen  Weiteren  knise  biographisobe  Notizen  bei 
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juris  gennanid  über  unus,  Helnut.  1643.  4.,  letzte  in  seinen 

raO.  T.  IV.  —  O.  Stobbe,  Hermann  Coming  der  BegrOnder  der 

esobiobte.  Berlin  1870, 


o  Eiiüeitnitg.    g.  4. 

ntAnfpn  anätpr  TTpinr.  Christ.  V.  Sencken berg '*  und  Heineccius,*' 
ir.  GottL  Biener'*  traten,  von  denen  der  letztere 
e  Behandlnng   der  Quellen   recht  eigentlich   begann, 

Selchow"  und  K.  F.  Walch'*  auch  die  fremden 
Seit  J.  O.  Heineccius'^  behandelte  num  auch  die 
itsinstitute  unter  dem  Kamen  der  Antiquitäten.  Für 
ikten  sich  die  Folgenden  zumeist  auf  ein  AnBammeln 
[  moDographische  BefaaBdlung.  So  Chr.  Ulrich 
r.Chriet.Jonath.  Fischer,'»  J.  K.  H.  Dreyer," 
t  haben  in  ähnlicher  Absicht  geschrieben  F.  J.  B  o  d  - 

imm." 

Behandlung  der  „deutschen  Reichs-  (Staats-) 

hiehte"  nach  ihrem  ganzen  Umfange  in  wahrhaft 

se  de  collectiDoibue  legum  German.  a  prima  reram  memoria 

mt.  jnrispr.  patriam  illuEtrantes  cet.  Eafniae  et  Lipa.  1T72  f. 

origine  et  progreeeu   legum  juriumque  Oermanioonini.  LipB. 
Verk  selbst  ist  leider  unToUendet  geblieben. 
teutschland  geltenden  Rechte,  1777. 
)eutsohland  geltenden  Rechte,  1780. 

Germ,  tum  vateriB  tum  hodiemi  est.  2  T.  Hai.  1736,  letzte 
Vuch  die  Torher  genannten  Commcntsrii  von  Biener  kommen 
[.  u.  m.,  hienu;  deegleichen:  K.O.RSeaig,  QeBchichte  des 
)!.,  J.  F.  Reitemeier,  das  gemeine  Recht  in  Deutschland, 
:9m.  Rechts,  aus  den  Relohsges.,  dem  Sachsen-  n,  Schvabenep. 

Frankf.  a.  O.  1804. 
hflmer  etc.   Hann.  u.  Lüneb.    1746.  4.,  ObserrationeB  remm 
Um.    Halle  1763.  4. 
ich.  d.  deutschen  Recht»,  Leipzig  1781;  andere  bei  Gengier. 

.bh.  zur  ErUnt.  der  deutsch.  Rechte  u.  Altertb.  q.  b.  f.  Rost, 
'h. 

UterthOmer,  Mainz  1819,  2  Bde. 

BalterthUmer,  Gott.  1828,  8.  AuB.  1854.  G.  Pfahl  er  Handb. 
r.    Frankf.  1864.  f. 

die  BeohtBsprOchwSrter:  1.  F.  Eieenbardt  Grund- 
ihtB  in  BprichiTÖrtern ,  Heimst.  1759.  Dritte  Ausg.  von  C.  F. 
duard  Graf  und  Mathias  Dietherr  Deutsche  Reohts- 
itwirkung  der  Professoren  J.  C.  Bluntachli  und  K.  Maurer 
t  von  .  .  .  NOrdling.  1864.  J.  K  Hillebrand  Deutsche 
ilrioh  1858.  K.  F.  "Wunder  Deutsch.  Bpricbirörterlesioon, 
lohsse  in  Zeitsohr.  f.  deutsch.  Recht  XTI.  87.    üeberhaupt 
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historischer  Weise  an  der  Hand  der  Quellen  aller  Jahrhunderte  ist  das 
Verdienst  Karl  Friedrich  Eichhorns.^^  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit 
mit  Eichhorn  trat  auch  auf  der  um  die  deutsche  Rechtswissenschaft  über- 
haupt yerdiente  EarlJoseph  Anton  Mittermaier,^^  welcher  jedoch 
später  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  seine  Kräfte  entzogen  hat.  Die 
von  Eichhorn  eingeschlagene  Richtung  haben  ziemlich  alle  Neueren  ein- 
gehalten. Sie  gehen  aber  sehr  auseinander  in  Betreff  des  Umfanges, 
welchen  sie  der  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  zuweisen.  Durchaus  in 
der  Eichhom'schen  Weise,  obgleich  in  der  Methode  abweichend,  be- 
handeln die  ganze  Geschichte  der  Staatsverfassung,  des  öffentlichen  und 
Privatrechts  einschliessUch  der  poUtischen  Geschichte  Georg  Philipps 2* 
und  früher  Heinrich  Zöpfl.^«  Andere  haben  nur  die  Geschichte  der 
Verfassung  und  des  öffentlichen  Rechtes  behandelt,  wie  L.  von  Low, '^ 
W.Dönniges,28  C.  R-Sachse,««  G.  Waitz,30  Hillebrand.3i    Ferd. 


^  Geboren  zu  Jena  d.  20.  Nov.  ^^^,  gest.  4.  Juli  1864  zu  CÖln.    Biographieen    t/ 
Ton  Beyscher  in  dessen  Zeitschrift XY.  436,  von  Riohthofen  in  „Kritische 
XJeberschau*'  von  A r n d t s  11.  321,  und  in  Bluntschli^s  Staatswdrterbuch  Bd.  3.  — 

Hierher  gehört  Yon  ihm :  „Deutsche  Staats-  und  Reohtsgeschichte,'*  4  Bde.  Gott. 
1808>~1823,  ö.  Ausg.  1843,  1844.  Vgl.  Roth  Die  rechtsgesch.  Forschungen  seit 
Eichhorn  in  „Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.^  L  S.  7  ff. 

^  Einleitung  in  das  Studium  der  Geschichte  des  germ.  Rechts,  Landshut  1812. 
Ueber  dessen  Leben  den  Nekrolog  im  Ar  chiv  f.  civil.  Praxis,  1867.  Bd.  50.  S.  417  ff. 

2^  Deutsche  Geschichte  mit  besonderer  Rücksidit  auf  Religion,  Recht  und  Staats- 
verfassung, Berlin  1832,  1834,  2  Bde.  —  Dessen  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgesch. 
zum  Gebrauche  bei  akadem.  Vorlesungen,  München  1836,  4.  Aufl.  18Ö9. 

K  Deutsche  Staats-  und  Rcchtsgeschichte  1836;  Bd.  1.  2.  Aufl.  Stuttg.  1844. 
„Deutsche  Y olks*  u.  Staatsgesch.  f  Bd.  2.  Abth.  1.  Stuttg.  1846  „Gesch.  der  deutsch. 
Rechtsquellen  ;'^  Bd.  2.  Abth.  2.  Stuttg.  1847.  2.  Aufl.  „Geschichte  der  deutschen 
Rechtsinstitute. ^  Die  3.  Aufl.  1858  in  einem  Bande  hat  die  politische  Geschichte 
fortgelassen.  Die  4.  Aufl.  1871  erörtert  im  1.  Bde.  die  Gesch.  d.  Rechtsquellen,  im 
2.  Gesch.  d.  „Rechtsinstitute'*  (L  Oeffentl.  R.  II.  ist  noch  nicht  erschienen).  Des- 
selben Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts ,  Leipzig  und  Heidelberg 
1860  ff.  3  Bde. 

^  Gesch.  d.  D.  Reichs-  und  Territorial  Verfassung.    Heidelberg  1832. 

*^  Das  deutsche  Staatsrecht  und  die  deutsche  Staatsverfassung,  Bd.  1  (bis  in's 
12.  Jahrh.)  Berlin  1842  [Th.  n.  Abth.  1.  (und  einzige)  eines  grösseren,  indess  nicht 
fortgesetzten  Werkes  „Gesch.  des  D.  Eaiserthumes  im  14.  Jahrh.  von  1308 — 1378'*.]. 

^  Histor.  Grundlcigen  des  deutschen  Staats-  und  Rechtslebens.    Heidelb.  1844. 

**  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  4  Bde.,  Kiel  1844  ff.  (umfasst  die  Zeit  der 
Kerovinger  und  Karolinger);  2.  Aufl.  Bd.  1.  1865.  Bd.  2.  1870. 

'^  Jul.  Hillebrand,  Lehrb  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  mit 
Ausschluss  der  Geschichte  der  Privatrechtsinstitute,  Leipzig  1866. 
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Walt  er  32  gibt  die  Geschichte  des  öffentlichen  und  Privatrechtes,  A. 
Ton  Daniels ^3  verbindet  mit  der  politischen  und  Rechtsgeschichte  des 
Beichs  auch  die  der  Territorien. 

Zu  nennen  sind  noch  die  Grundrisse  von  Mittermaier  (Heidelb. 
1824),  C.  Th.  Gaupp  (Bresl.  1825),  G.  A.  Stenzel  (BresL  1832), 
A.  Michaelis  (Tüb.  1833),  H.  G.  P,  Gengier  (Erlang.  1849,  un- 
vollendet; an  Nachweisen  über  Literatur,  Quellenci taten  reich),  Friedr. 
Schuler-Libloy  (Deutsche  Rechtsgeschichte.  2.  Aufl.  Wien  1868), 
Wilh.  V.  Brünneck,  Vergleichende  Tabellen  zur  deutsch,  und  preuss. 
Staats-  und  Rechtsgesch.  Berlin  1869,  sowie  die  „Zeitschrift  für 
deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschafi;*^.^ 


8>  Dentsche  Reohtsgeschichte,  1,  Aufl.    Bonn  1853,  2.  das.  1858. 

^  Handbuch  der  deutsch.  Reichs-  und  Staatenrechtsgoschichte,  2  Th.  in  4  Bdn. 
Tabingen  1859-1863.  Enthält  ffir  die  nachkarolingische  Zeit  nur  Regesten  und 
Literatur  angaben. 

^  Begründet  1839  von  Reysoher  und  Wilda,  zu  denen  1845B eseler,  1857 
an  des  yerst.  Wilda  Stelle  Stobbe  trat;  sie  ist  eingegangen  1861  mit  dem  20.  Bde. 

In  der  seit  1861  erschienenen  „Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte*^,  Weimar,  redi- 
girt  von  B  5  h  1  a  u ,  finden  sich  manche  Artikel  für  deutsches  Recht.  Viele  Aufsätze 
in:  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  herausgeg.  Ton  der  histo- 
rischen Commission  bei  der  k.  bayerischen  Akademie  der  Wissenschaften.  Göttingen 
1861  ff.  bis  jetzt  11  Bände. 

Rechtsges oh ichte  einzelner  Länder  oder  Gebiete  (vgl.  CostaS.  139ff). 
Joh.  Suibert  Seibertz  Landes-  und  Rechtsgesch.  des  Herzogthums  West- 
falen. Arnsb.  1860  ff.  3  Bde.  (unrollendet).  C.  G.  Wächter  Gesch.,  Quellen 
und  Liter,  des  Württembergischen  Priyatr.  Stuttg.  1839  ff,  2  Bde.  in  4  Abth. 
—  Fr.  Thudichum  Rechtsgesch.  d.  Wetterau,  Bd.  1.  Tübingen  1867.  —  F.  G. 
Bunge  Einleit.  in  die  liv-,  est-  und  curländische  Rechtsgesch.  Reval  1850.  — 
Aug.  Chabert  Bruchstück  einer  Staats-  und  Rechtsgesch.  der  deutsch-öster- 
reichischen Länder.  Wien  1852  fol.  Alph.  von  Domin-Petrusheyecz 
Neuere  Osterreich.  Rechtsgesch.  Wien  1869.  J.  A.  Tomaschek  Deutsch.  Recht 
in  Oesterreich  im  XTTT.  Jahrh.  Wien  1859.  Ders.  Recht  und  Yerfass.  der  Mark- 
grafschaft Mähren  im  XY.  Jahrh,  Brunn  1863.  Hermenegild  Jireczek  Das 
Recht  in  Böhmen  und  Mähren  gesch.  dargest.  Bd.  1.  Prag  1866.  Ders. 
Codex  juris  bohemioi.  Prag  1867  ff.  Bis  jetzt  2Bde.  —  A.  Ph.  von  Segesser 
Rechtsgesch.  der  Stadt  und  Republik  Luzern.  L.  1851  ff.  J.  C.  Bluntschli 
Staats-  und  Rechtsgesch.  der  Stadt  und  Landsch.  Zürich  Z.  1838  f.  2  Thle. 
F.  Stettier  Staats-  und  Rechtsgesch.  des  Kantons  Bern.  B.  1845.  J.  J.  Blum  er 
Staats-  und  Rechtsgesch.  der  Schweizer.  Demokratien  oder  der  Kantone  Uri,  Schwyz, 
Untenralden,  Glarus,  Zürich  und  Appenzell.  St.  Gallen  1848  ff.  4  Lief.  (unroUendet). 
Vieles  in  „Zoitschr.  für  Schweizerisches  Recht*'  Ton  Fr.  Ott,  D.  Rahn, 
J.  Schnell  und  Fr.  t.  Wyss.  Basel  1852  ff.  (Bd.  5)  IL  8  ff.  Rechtsquellen  Ton 
Luzern  Ton  Segesser,  ron  Glarus  Ton  Blumer  5.  ü.  130,  6.  3  ff..  Nid- 
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5.   PlftB  und  Hetbode. 

I.  Für  die  Geschichte  der  Yerfassang  ist  die  synchronistische 
Methode  gewählt  worden,  weil  sich  bestimmte  Perioden  zugleich  als 
Abschnitte  für  die  rechtliche  Entwicklung  unbedingt  aufstellen  lassen« 
In  jeder  Periode  finden  die  Rechtsquellen  ihre  Stelle,  weil  man  sie  nicht 
aus  ihrem  eigenthümlichen  Umkreise  reissen  und  abgesondert  von  der 
wieder  auf  den  öffentlichen  Rechtszuständen  beruhenden  Art  der  Rechts- 
erzeugung behandeln  kann,  ohne  den  inneren  Blick  in  ihren  Entwick- 
lungsgang zu  trüben.  Für  die  Geschichte  des  Rechtsverfahrens  und 
Priyatrechtes  soU  hingegen  die  chronologische  Darstellungsform  ge- 
wählt werden,  weil  die  einzelnen  Perioden  für  die  Geschichte  der  ganz 
Yorzüglich  im  Priratrechte  nur  sehr  unmerklich  und  allmählig  stattfinden- 
den Entwicklung  nicht  entscheidend  sein  können.  Eine  Darstellung  nach 
Perioden  würde  bei  diesen  Materien  die  Uebersicht  zerreissen  und  eine 
einheitliche  Darstellung  hindern,  während  im  Gegentheil  alles  Streben 
darauf  gerichtet  sein  muss,  das  Rechtsinstitut  von  seinem  Keime  bis  zu 
seinem  Abschlüsse  im  heutigen  Rechte  zu  Terfolgen. 

n.  Die  Perioden,  welche  durch  den  Stoff  gegeben  werden,  sind: 
Erste.  Bis  zum  Jahhre  888.  —  Die  grosse  Menge  kleinerer 
Stämme  schmilzt  in  Folge  der  Kriege  mit  den  Römern,  des  Be- 
dürfnisses der  Einigung,  der  germanischen  Völkerwande- 
rung zusammen;  es  entstehen  wenige  Hauptstämme.  Während  des 
Umbildungsprozesses  haben  alle  feste  Wohnsitze  gewonnen ;  die 
romische  Welt  geht  in  Trümmer,  es  baut  sich  auf  die  christlich- 
germanische.  Das  deutsche  Volk,  gehoben  durch  die  Einwirkung  der 
römischen  Kultur  und  seine  Reinheit  bewahrend,  in  der  Mitte  Europas, 
wird  der  Träger  einer  neuen  Bildung  und  entscheidend  für  die  Geschichte 
Europas.     Die    unter   den  Merowingern    begonnene   Einigung    der 


walden  von  0.  Deschwanden  6.  70  ff.,  Bern  von  J.  Schnell  9. IV.  1  ff.  10. 
3ff  —  L.  AWarnkSng  Flandriaohe  Staats-  nnd  Reohtsgesch.  8  Bde.  Tübingen 
1835--42.  Der 8.  Histoire  du  droit  Belgique  etc.  Brux.  1827.  M.  J.  Britz  Code 
de   Tanoien  droit  Belgique  ou  histoire  de  la  jnrisprud.  et  de  la  legislation.    Bmz. 

1841,  2  vol. 

Ffir  das  französische,  englische  und  nordische  Recht  gibt  die  Literatur  Kraut 
Orundriss  zu  Yorles.  fi.  d.  Deutsche  Privatrecht  u.  s.  w.  6.  Aufl.  Berlin  1872 
8.  71  ff. 

Eb  kommt  noch  in  Betracht  die  Literatur  fiber  das  Staatsrecht,  welche  in  den 
Werken  von  Bluntsohli,  Schulze,  Zacharift  und  ZSpfl  angegeben  ist. 
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Stämme  wird  unter  den  Karolingern  zu  einem  starken  Staats- 
wesen; in  ihm  bilden  sich  aber  jene  Keime  aus,  welche  in  der  Folge- 
zeit zur  Lösung  des  Staates  und  zur  Umbildung  der  Gesellschafts- Ver- 
fassung führen.  Die  früh  aufgezeichneten  Rechte  werden  zu  Stützen 
einer  im  Wesentlichen  einheitlichen  Kechtsentwicklung. 

Zweite.  Von  888  bis  1272.  —  Es  theilt  sich  für  die  Dauer  das 
fränkische  Reich;  seit  888  besteht  ein  deutsches.  Mit  dem  an  die 
Stelle  des  staatlichen  Unterthanenverbandes  tretenden  Feudal- 
nexus lockert  sich  die  nationale  Macht  des  Königthums,  bildet  sich 
eine  grosse  Zahl  von  Territorien.  In  dem  Kaiserthume  erlangt 
das  deutsche  Königthum  die  christlich  -  abendländische  Welt- 
herrschaft. Mit  der  in  Folge  der  Kämpfe  zwischen  Kaiserthum  imd 
Papstthum  eingetretenen  Ohnmacht  des  ersteren  sinkt  die  königliche 
Gewalt  faktisch  zu  einer  blossen  Bundesoberhoheit.  Die  Gesellschaft 
sondert  sich  rechtlich  nach  Ständen,  das  Recht  nimmt  diese  Sonderung 
auf,  wird  zugleich  mehr  und  mehr  partikularistisch,  bis  in  den  Rechts- 
büchern eine  neue  gemeine  Bildung  grundgelegt  wird.  Neben  die  auf 
ihrer  politischen  Macht  fassenden  Stände  stellen  sich  die  Städte  als 
Repräsentanten  der  socialen  Mächte  des  Gewerbes,  Handels,  Geldes.  So 
tritt  zu  der  auf  dem  Grundbesitz  ruhenden  Macht  in  ihnen  ein  neuer 
nationalökonomischer  Factor. 

Dritte.  Von  1272  bis  1495.  —  Die  Territorien  schUessen  sich  ab, 
die  Landesherrlichkeit  siegt  über  das  Königthum.  Li  den  Terri- 
torien vollzieht  sich  die  schroflTe  Scheidung  der  Stände;  sie  führt  zur 
Zersetzung  der  Staatsgewalt  durch  die  ständische  Verfassung,  damit 
zur  Unfreiheit  der  grossen  Masse  des  Volkes.  Das  Bürgerthum  der 
Städte  wird  ein  stets  wachsender  Factor.  Die  Erfindung  des  Schiess- 
pulvers, der  Humanismus,  die  Auffindung  directer  Seewege 
in  den  Orient,  die  Buchdruckerkunst,  die  kirchlichen  Kämpfe 
bahnen  eine  staathche,  sociale  und  kirchliche  Umbildung  an.  Die  Uni- 
versitäten führen  zur  Aufnahme  des  fremden  Rechts.  An  die 
Stelle  des  Volkes  treten  im  Gerichte  und  Amte  landesfürstliche  Organe. 
Das  System  der  Naturalwirthschaft  wird  durchbrochen  von  der 
Geldwirthschaft;  die  mittelalterliche  Heeresverfassung  zerfallt. 

Vierte.  Von  1495  bis  1806.  —  Der  Ewige  Landfriede,  die 
Organisation  stehender  Obergerichte  und  die  Möglichkeit  stehender 
Heere  stürzen  innerlich  das  mittelalterUche  Staatsgebäude.  Mit  der 
Glaubensspaltung  hört  die  Universalität  des  Kaberthums  auf;  es 
wird  zum  Kamen  ohne  Macht.    Aber  das  Königthum  ist  unfähig  geworden, 
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als  nationales  die  Grundlage  eines  deutschen  Staates  zu  werden.  Die 
Gesellschaft  ist  eine  andere  geworden.  Es  fällt  die  wirkliche  Macht  des 
Feudalismus,  bildet  sich  der  TerritoriaUsmus  aus  zum  vollständigen 
Monarchismus,  der,  im  Kampfe  mit  dem  Feudalismus,  durch  den 
Bureaukratismus  siegt.  Das  gänzlich  veränderte  Heeres-  und 
Finanzwesen  führt  zur  inneren  Umbildung  der  Staaten.  Die  zur  fak- 
tischen XJnumschränktheit  gesteigerte  Macht  des  Landesherm,  das  fremde 
Recht,  jegliche  Betheiligung  des  Yolkes  an  der  Rechtsprechung  ver- 
drängend, das  durch  die  materielle  Macht  erstarkte  Bürgerthum,  die 
neuere  Philosophie  und  Staatsrechtslehre  —  führen  zur  Idee  des  neueren 
Staates  und  zur  Gleichheit  in  ihm.  Ohnmächtig,  sich  zu  Staaten  aus- 
zubilden, siechen  die  kleineren  Territorien  dahin;  nur  wenige  übernehmen 
den  Beruf,  sich  innerlich  zu  festigen  und  dem  stätigen  Einflüsse  des 
Auslandes  entgegen  zu  treten.  Yor  dem  Anpralle  der  französischen 
Revolution  zerschellt  das  Reich,  eine  Zahl  kleinerer  und  grösser  souve- 
räner Staaten  übrig  lassend. 

in.  Die  neueste  Zeit  seit  1806.  —  Die  Ohnmacht  Deutsch- 
lands als  Folge  der  Sonderinteressen  bewirkt  den  Triumph  des  gallischen 
Imperators,  bis  das  deutsche  Volk  bei  Leipzig  sein  Joch  abschüttelt. 
Der  Wiener  Congress,  ein  Flickwerk  willkürlicher  Art,  schafft  in 
dem  deutschen  Bunde  ein  staatliches  Zwitterding,  in  der  Bundes- 
versammlung ein  Organ,  das  fähig  den  Dualismus  zwischen  Oester- 
reich  und  Preussen  zu  festigen  dem  deutschen  Volke  keine  Stimme  lässt 
für  die  Entscheidung  seiner  Geschicke.  Es  beginnt  in  einzelnen  Ländern 
die  staatliche  Consolidirung;  der  nationale  Gedanke  proscribirt  im  Gebiete 
des  Staats  und  Rechts  wird  desto  mächtiger  in  der  Literatur  und  im 
Leben.  Codifikationen  des  Rechts  festigen  die  neuere  Staatsidee.  Nach- 
dem die  Julirevolution,  nur  wenige  Nachwirkungen  äusserer  Art  lassend, 
vergessen  war,  zertrümmert  das  Jahr  1848  den  bisherigen  staatlichen 
Bau.  Den  Strom  der  Bewegungen  leitete  der  Krieg  von  1866  zur  Thei- 
lung  Deutschlands,  dessen  altes  Ostreich  isolirt  ward,  während  das 
Land  nördlich  vom  Main  zu  einem  Norddeutschen  Bunde  unter 
Preussens  Führung  vereint  den  Gang  staatlicher  Unifikation  antrat,  der 
ausserösterreichische  Süden  die  Form  fester  Gestaltung  suchte.  Was  seit 
langer  Zeit  der  Edelsten  Herz  vergebens  gewünscht,  Deutschlands  Stämme, 
Fürsten  und  Völker  treu  vereint,  wie  Einen  Mann  zusammen  stehen  zu 
sehen  gegen  den  äusseren  Feind  und  sich  zu  fühlen  als  Ein  Yolk,  un- 
beschadet der  Mannigfaltigkeit,  die  in  frevlem  Uebermuthe  vom  Franzosen- 
kaiser gegen  Preussen  geschleuderte  Kriegserklärung  bewirkt  es.    Unter 
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Freussens  Führung  Bchmettert  das  deutsche  Yolk  in  eiuem  Kriege,  dessen 
"'  '  '  ^-  "  hichte  kaum  sah,  Fraukreiche  gemachte  Grösse  nieder; 
Isaes  kehren  zum  Ganzen  zurfick ;  Baiems  König  nimmt 
';  am  18.  Jannar  1871  'wird  im  Schlogee  zu  Yer&aillea 
^aieerthum  unter  dem  Könige  von  Freussen  als  £rb- 
verkündet.  Kaiser  und  Yolk  der  Deutschen  in  der 
nmen  zu;  ein  kleines  Häuflein  Solcher,  die  im  Farti- 
iderinteresse  oder  jenseits  der  Berge  ihren  König  sehen, 
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ERSTES  BUCH. 

Geschichte  der  StaÄtsbildung,  des  Verfassungs-  und 
Verwaltungs-Bechtes,  der  Bechtsquellen. 

Erste  Periode. 

Vom  ersten  Auftreten  der  Deutschen  bis  zum  Erlöschen  der  Karo- 
lingischen Dynastie  in  Deutschland  (888  n.  Chr.). 

Erstes  Kapitel. 

Geschichte  des  Rechtsznstandes  der  Germanen  bis  zur  Bildung  der 

fränkischen  Monarchie.* 

§.6. 

1.   Anftreten  der  Germanen.   Namen,  Wolinsitze,  Stämme. 

I.  Ohne  Zweifel  gehören  die  Germanen  dem  japhetitischen  Stamme 
an,^  sind  in  vorhistorischer  Zeit  aus  Asien  nach  Nordwesten  vorgedrungen 


*  Haapts&chlichste  Quellen:  0.  Jul.  Caesar  Commentarii  de  hello  Gallico, 
begonders  lib.  FV.  G.  Cornelius  Tacitus,  de  situ,  ritu,  moribus  populisque  Ger* 
maniae ;  ffir  diesen  Zweck  ist  die  beste  Ausgabe  von  F.  D.  G  e r  1  a o  h  u.  W.  W  a  c  k  er- 
nagel,  Basel  1837.  Tgl.  Wiedemann  Ueber  Quellen  von  Tacitus'  Germania  in 
Forschungen  IV.  173  ff.  In  geogr.  Hinsicht  Btrabo  und  Ptolemaeus.  —  Pro- 
c o  p i u 8  de  hello  Yandalorum  lib.  II.,  de  hello  Gothico  lib.  lY.  —  Jemandes 
(Tor  562)  de  Gotborum  origine  et  rebus  gestis.  —  Paulus  Warnefridus  Dia- 
conus  (t  799)  de  gestis  Longobardorum.  —  Gregor  Ton  Tours  (544—695)  Histo- 
rlae  Francorum  lib.  X.  J.  W.  Lob  eil,  Gregor  von  Tours  und  seine  Zeit,  Leipz. 
1839.  Fredegarii  Chronicon.  BedaYenerabilis  (f  731)  Hist.  ecclesiastica 
gentis  Anglorum.  —  Literatur:  J.  J.  Mascow  Gesch.  der  Teutschen,  Leipz.  1726, 
37,  2  Bde.  4.  Job.  Chr.  Major  Germaniens  Urverfassung,  1798.  Jul.  Weiske 
die  Cbundlagen  der  frühern  Verfassung  Teutschlands,  Leipzig  1836.  K.  L.  Barth 
Teutschlands  Urgeschichte,  Erlangen.  2.  Aufl.  1841.  Easpar  Zeuss  die  Deutschen 
und  die  Nachbarstämme ,  München  1837.  F er d.  Müller  die  deutschen  Völker 
and  ihre  Fürsten,  Berlin  1840  ff.,  4  Bde.  Carl  Robert  Sachsse  Historische 
Grundlagen  des  deutschen  Staats-  und  Rechtslebens,  Heidelb.  1844. 

^  Hauptgründe:  Die  Deutschen  geboren  zum  indogermanischen  Sprachstamme; 
ihre  Gerealien   und  Hausthiere  stammen  aus  Asien ;  nachweislich    hat   früher  und 
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und  haben  sich  von  hier  aus  über  das  alte  Germanien  aihnählig  ausge- 
breitet. Yon  ihren  Sitzen  und  Zuständen  ist  uns  Tor  Julius  Caesar  keine 
zuverlässige  Nachricht  überliefert  worden,  was  wohl  zum  grössten  Theil 
darauf  beruhet,  dass,  abgesehen  von  den  Einfallen  der  Cimbem  und 
Teutonen  in's  Römerreich  (113 — 101  v.  Chr.),  eme  nähere  Berührung 
mit  den  Römern  nicht  stattfand. 

n.  Als  gemeinschaftlichen  Namen  für  das  gesammte  Yolk  finden 
wir  seit  Caesar  und  Tacitus  Germanen,  Germani.^  Der  seit  der 
Trennung  des  fränkischen  Reichs  allgemeine,  von  dem  Volk  selbst  ge- 
brauchte und  auf  dessen  Religion  (Sage)  hinweisende  Name  ist  Deutsche,^ 
welcher  keinem  Stamme  als  Sondemame  zukam. 

m.  Nördlich  von  den  Alpen  war  Europa  im  Anfange  unserer  Zeit- 
rechnung von  3  grossen  Völkern  bewohnt:  den  Kelten,  Germanen, 
Wenden  (Slowenen,  Slaven).  Die  Kelten  oder  Galen*  nahmen,  all- 
mählig  von  den  nachrückenden  Germanen  aus  ihren  alten  Wohnsitzen 


später  die  Völkerwanderung  in  dieser  Richtung  stattgefunden.  Dagegen  Tacitus 
cap.  2.  „Ipsos  Germanos  indigenas  crediderim,  minimeque  aliarum  gentium  adven- 
tibus  et  hospitiis  mixtos,  quia  neo  terra  olim  sed  classibus  adyehebantur  qui  mutare 
sedes  quaerebant,  et  immensus  ultra  utque  sie  dixerim  adversuR  Oceanus  raris  ab 
orbe  nostro  navibus  aditur.  Quis  porro,  praeter  periculum  horridi  et  ignoti  maris, 
Asia  aut  Africa  aut  Italia  relicta  Germaniam  peteret,  informem  terris,  asperam  caelo, 
tristem  cultu  aspectuque,  nisi  si  patria  sit?^ 

*  Ableitungen:  yon  beer,  her!  i.  e.  Heermannen,  Wehrmftnner,  von  gairm 
(Schrei,  Ruf;  u.  a.  Tacitus  cap.  2.  9.  .  .  Ceterum  Germaniae  vocabulum  recens 
et  nuper  additum,  quoniam  qui  primi  Rhenum  transgressi  Gallos  expulerint,  ut  nunc 
Tungri,  tunc  Germani  vocati  sint,  ita  nationis  nomen,  non  gentis,  eyaluisse  paulatim, 
ut  omnes  primum  a  Victore  ob  metum,  mox  etiam  a  se  ipsis  invento  nomine  Ger- 
mani Yocaretur.'^  Der  deutsche  Name  Germanen  und  die  ethnographische 
Frage  vom  linken  Rheinufer.  Eine  historische  Untersuchung  von  Prof.  Dr.  Wat- 
terich.   Paderb.  1870. 

3  Er  leitet  zurück  auf  Tuisco,  theodisc  =  Nachkommen  des  Thuisco,  yon  dessen 
Sohne  Mann  =  Menschen,  Aborigines.    Die  richtige  Schreibart  ist  Deutsche. 

^  Caesar  de  hello  Gall.  I.  1.  „Gallia  est  omnis  diyisa  in  partes  tres,  quarum 
unam  incolunt  Belgae,  aliam  Aquitani,  tertiam  qui  ipsorum  lingua  Celtae,  nostra 
Galli  appellantur.  Hi  omnes  lingua,  institutis,  legibus  inter  se  differunt.'*  Trotz 
dem  sind  die  Beiger  wohl  yon  gleichem  Stamme  mit  den  Galliern  gewesen,  yielleicht 
nur  zersetzt  mit  germanischen  Elementen.  Tacitus  cap.  28.  und  die  Angaben  bei 
Caesar  B.  G.  11.  4.  Tom  rechten  Rheinufer  sind  die  letzten  Kelten  durch  die 
Markomannen  und  andere  Stämme  (Sueyen)  yerdrftngt.  Keltisches  Wesen  und 
Sprache  hat  sich  in  Schottland,  Irland,  Wales  im  gälischen  Stamme  erhalten.  Reste 
der  Aquitanier,  welche  ein  anderer  Stamm  als  die  Gallier  gewesen  zu  sein  scheinen, 
haben  sich  in  den  Basken  (an  den  Pyrenäen)  erhalten. 


^•«^^^r?- 


I»— -»-  ilv , 


Nameiif  Sitze  d.  Germanen.  17 

im  mittleren  Europa  yerdrängt,  den  Westen  ein:  die  britischen  Inseln, 
Gallien,  die  Länder  südlich  von  den  Pyrenäen  und  die  Alpenländer.  Im 
Osten  Enropa's  sassen  Yen  der  Ostsee  an  die  Sarmaten  (Alanen,  Lit- 
thauer), die  Dacier  und  Geten.^  In  dem  mittleren  zwischenliegenden 
Theile  Europa's  sassen  die  Germanen,  deren  Wohnsitze  sohin  un  Westen 
die  Kelten,  im  Norden  das  Meer,  im  Nordosten  die  Sarmaten,  im  Osten 
die  Oder  und  Weichsel,  die  Daken  und  Thracier,  im  Süden  die  Alpen 
begrenzten.® 

lY.  Das  Yolk  schied  sich  in  eine  grosse  Anzahl  von  kleineren 
Stämmen  (Yölkerschaften),  deren  stets  mehrere  wieder  zu  einem  gemein- 
samen grösseren  Stamme  gehörten,  welche  in  ihren  Stammvätern  auf  die 
Gottheit  zurückgeleitet  werden.^  Die  drei  Hauptstämme  sind:  die  Iscä- 
Tonen  oder  Istävonen  am  Rheine  auf  beiden  Ufern  bis  gegen  die 
See  hin  (im  heutigen  Belgien,  Holland,  Mittel-  und  Niederrhein),  wozu 
die  Ubier,  Sigambren  u.  a.,  —  die  Ingävonen,  östlich  von  den  Istä- 
Tonen  längs  der  Nordsee,  auf  dem  cimbrischen  Chersones  (der  jütischen 
Halbinsel)  bis  nach  Holstein  hin,  —  die  übrigen  begreift  unter  sich  der 
Name  Herminonen.  Ausser  diesen  drei  Hauptstämmen  erscheinen  bei 
einzelnen  Schriftstellern  noch  andere,^  ohne  dass  jedoch  hierauf  Gewicht 
zu  legen  ist,  weil  sich  überhaupt  fast  alle  Stämme  direct  auf  den  Stamm- 
gott zurückleiteten  und  hierdurch  als  Hauptstamm  erschienen.  Umgekehrt 
aber  gibt  es  germanische  Stämme,  die  nicht  in  jenen  drei  Stammnamen 
hegnSen  selbst  wieder  mehrere  Yölkerschaften  umfassten.^  Jene  drei 
Hauptstämme  treten  uns  später,  nachdem  viele  der  kleineren  Yölker- 


*  Dass  die  Getan  (an  der  unteren  Donau)  zu  den  Q-ermanen  gehörten,  behauptet 
u.  A.  J.  Grimm  und  Wirth, 

^  TacituB  cap.  1.  „Germania  emnis  a  Gallis  Raetisque  et  Pannoniis  Rheno 
et  Danubio  fluminibuB,  a  Sarmatis  Daeisque  mutuo  metu  aut  montibus  separatur. 
Cetera  Oceanus  ambit.* 

^  Tacitus  cap. 2.  „Celebrant  carminibus  antiquis,  quod  unum  apud  illosme- 
moriae  et  annalium  genus  est,  Tuisconem  deum  terra  editum  et  filium  Mann  um, 
originem  gentis  oon<Utore8que.  Manne  tris  filios  assignant,  quorum  nominibus  proximi 
Oceano  IngaeTones,  medii  Herminones,  ceteri  Iscaevones  Tocantur,  qui- 
dam,  ut  in  lioentia  Yetustatis,  pluris  deo  ortos  plurisque  gentis  appellationee,  Marsos 
GambriTios  Suebos  Yandalios  adfirmant,  eaque  yera  et  antiqua  nomina.** 

>  PliniuB  Histor.  Natur.  lY.  14.  hat  die  drei  genannten,  überdiess  noch  die 
Yindili,  zu  denen  die Burgundiones,  Yarini,  Carini,  Guttones,  und  die  Peucini, 
zu  denen  er  die  wahrBcheinlich  nicht  germaniBohen  Bastamer  rechnet. 

^  So  die  in  der  Anm.  7.  oitirten  SteUe  des  Tacitus  genannten;  denn  die 
Sueven  waren  unstreitig  ein  grösserer  Stamm,  die  Yandali  (Yindili)  nach 
Pliniua  gar  ein  Hauptstamm.    Zu  diesen  kommen  noch  die  Gothen. 

T.  Schult«,  BeicliB-  «.  RechUgeaeh.    8.  Aufl.  2 
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Schäften  mit  einander  verschmolzen  waren,  entgegen  in  den  Stammen  der 
Franken  (Istävonen,  am  Bhem),  Sachsen  und  Langobarden  (Ingä- 
vonen,  im  Norden),  Alamannen  oder  Schwaben,  ohne  dass  aber  ge- 
rade alle  früheren  Yolkerschaften  in  denselben  enthalten  smd.'^ 

2.   Chari^kter,  Sitte,  Religion.« 

I.  Das  deutsche  Yolk  hatte  sich  nach  des  Tacitus  Bericht^  rein,  weil 
frei  von  dem  G-emisch  mit  anderen  Yolkerschaften  erhalten,  imd  stand 
desshalb  den  Nachbarn  gegenüber  da  als  ein  echtes,  ein  ganzes  Yolk. 
Der  Deutschen  Körper  war  gross  und  stark,  durch  keine  Yerweichlichung 
geschwächt;  ihre  Lebensweise  einfach  und  ohne  allen  äusseren  Prunk ;^ 
ihr  Charakter,  neben  Besonnenheit  imd  Klugheit,  ja  selbst  Yerschlagen- 
heit,  ein  o£Fener  und  gerader,  frei  von  EQnterlist.  Treue  in  allen  Yer- 
hältnissen,  Achtung  vor  dem  Weibe,  Liebe  zu  den  Yerwandten,  Gast- 
freundschaft, Keuschheit,  Streben  nach  Ruhm,  Hochachtung  der  Yor- 
fahren,  Tapferkeit,  das  waren  die  Tugenden,  welche  das  ganze  Yolk 
zierten.  Zwar  fehlten  auch  nach  des  Tacitus  getreuer  Schilderung  nicht 
Laster:  ein  Hang  zur  zügellosen  Freiheit,  der  nur  schwer  sich  selbst 
dem  rechtmässigen  Befehle  fügte,  zur  Unthätigkeit,  sobald  das  Kriegs- 
oder Jagdwerk  nicht  hinausrief,  Ergebenheit  an  geistige  Getränke,  welche 
leicht  bis  zur  Trunkenheit  ausartete,^  leidenschaftUche  Liebe  zum  Spiele. 


^^  Nicht  zu  den  genannten  gehören  die  Thüringer,   Baiem,  Burgunder  u.  8.  f. 

*  Klemm  Handbuch  der germ. Alterthumskunde,  1836.  J.  Grimm  Deutsche 
Mythologie,  2.  Aufl.  Gott.  1844.  2  Bde.  W.  Mfiller  Gesch.  und  Syst.  der  alt- 
deutschen Religion,  Gott.  1844.  E.  Simrook  Handbuch  der  deutschen  Mythologie 
mit  EinschlusB  der  nordischen,  Bonn  1866,  2.  Aufl.  1864. 

1  Tacitus  cap.  4.  „Ipse  eorum  opinionibus  aocedo,  qui  Germaniae  populos 
nullis  aliis  aliarum  nationum  oonnubiis  infectos  propriam  et  sinoeram  et  tan- 
tum  sui  similem  gentem  exstitisse  arbitrantur,  unde  habitus  quoque  corporum« 
quamquam  in  tanto  hominum  numero,  idem  omnibus ;  truces  et  oaerulei  oculi,  rutilae 
comae,  magna  oorpora  et  tantum  ad  impetum  yalida,  laboris  atque  opemm  non 
eadem  patientia:  minimeque  sitim  aestumque  tolerare,  frigora  atque  inedlam  caelo 
soloTe  adsuerunt.'^ 

*  Aus  Tacitus  und  Caesar  de  B.  G.  lY.  1  undYI. '21.  22.  ist  es  leicht,  sich 
ein  anschauliches  Bild  zu  entwerfen. 

'  Die  Lust  zu  fröhlichen  Gelagen  bekundet  die  Sprache,  welche  zahllose  Aus- 
drücke hat  ffir  den  Begriff:  betrunken  sein  in  höherem  oder  geringerem  Masse. 
Uebrigens  folgt  hieraus  noch  nicht  der  Hang  zum  Saufen,  wie  denn  Jeder  leicht 
findet,  dass  andere  Völker  mehr  dem  Genüsse  geistiger  Getränke  ergeben  sind  und 
waren  als  die  Deutschen. 
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Aber  diese  Fehler  vermögen  nicht  den  durch  jene  Tugenden  hervorge- 
rufenen Eindruck  zu  Bch-wfichen:  daas  die  Deutschen  vor  allen  übrigeo 
Yäkem  der  damaligen  Zeit  ausgezeichnet  waren,  ein  Tonnig,  welchen 
sie  bis  auf  dietten  Tag  in  vielen  Beziehungen  glänzend  bewahrt  haben. 

n.  Ihre  LieblingsbeschSfügung  war  der  Krieg,  im  Frieden  die 
Jagd.*  Gerätbschaiten,  welche  zn  diesen  dienten,  machten  sie  selbst  mit 
eänee  gewissen  Geschicklichkät;  darüber  hinaus  umfasste  ihre  Industrie 
nur  das  Unentbehrlichste.  An  den  Flüssen  und  am  Meeresufer  betrieb 
man  fleissig  die  SchifFhhrt.  Ihre  Kahnmgsquelle  war  hauptsächlich  Yieh- 
zncht,  dann,  obgleich  nicht  im  selben  Masse,  Ackerbau j*  ihr  Leben  ist 
nicht  im  Entfemtest^i  ein  Komadenleben.  Jeder  wohnt  innerhalb  seiner 
Weiden  and  Felder,  Städte  oder  eigentliche  Dörfer  gab  es  nicht,*  Handel, 
ausser  Tauschhandel,  kannten  nie  nicht;  sie  hatten  desshalb  auch  nur 
Geld  Ton  fremden  Yölkem;^  ihre  Kleidungsstücke  bestanden  aus  Ge- 
weben der  Frauen,  Pefeen  u.  dgl* 

in.  Die  Sprache,  reich  an  Formeln  und  Wurzeln,  war  ziemhoh  ge- 
bildet, weil  ihre  fertige  Handhabung  bei  der  Art  und  Weise  des  öffent- 
lichen Iiebens  Jedem,  der  EinBuss  erlangen  wollte,  unentbehrhch  war. 
Ob  sie  bereits  Schriftzeichen  besassen,  ist  bestritten;'  es  lässt  sich  auch 
nicht  mit  Gewissheit  behaupten,  dass  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Zeitrechnnng  die  Runenschrift  (von  raunen,  flüstern;  run  = 
mysterium)  oder  Geheimschrift  ihnen  bekfumt  gewesen  ist'" 

*  Caesar  de  B.  O.  IT.  1.  ,Neque  multam  framento,  aed  mazimam  partem 
laate  otqne  peoore  TiTnnt,  nnltumqne  simt  in  venationihua."  TL  21.  n^i^A  omni« 
in  Tenationibna  atqne  in  atudlia  rei  militaris  coQBiatit:  ab  parTuliB  labote  ao  duritiae 
Btadsnt."  Kachher  trlLge  Bähe  und  Qefolge.  Tao.  cap.  14.  10.  22.  Dass  der  Krieg 
nioht  als  eigentliche  Nahrnngsquelle  angesefaen  werden  kann,  bedarf  kaum 
einer  ErwUinnng. 

>  Caesar  IT.  1,  Tl.  32.,  womit  zn  Tergleiehen  I.  28,  3t.  IT.  7.,  welche  in 
gewissen  Widereproohe  stehen ,  weil  sie  das  anoh  sonst  bekannte  Streben  der 
Dentsohen  bei  allen  Wanderungen  bekunden,  feste  Bttze,  JLeoker  zu  erwerben. 

*  Tacitus  Oerm.  oap.  16.  (S-  9.  Anm.  2). 
'  T  B  0  i  t  u  B  G-erm.  oap.  E>. 

*  TaoituB  Oerm.  cap.  17. 

*  Die  Stelle  des  Tae.  cap.  19.  „literarum  seoreta  riri  pariter  ao  feminae  Igno- 
rant" kann  wegen  des  Zasammenhonges,  welcher  daranf  hindeutet,  dass  Tacitos  hier 
eine  Schrift  zn  unmoralischen  Zwecken  meint ,  ebensowenig  in  Betracht  kommen, 
ata  die  andere  cap.  8.  „monumentaqne  et  tiunuloa  qnosdajn  araects  litteria  ioBcriptoB 
in  eonflnio  Oermaniae  Raetiaeqoe  adbuo  eitare." 

M  W.  Orimm  TTeber  deatsohe  Bnnen.  OOtt.  1621,  Wien  1637.  Ders.  Zur 
Literatar  der  Bnnen,  Wien  1828.    Jul.  Zacher,  Das  gotbiaohe  Alphabet  Ulfilaa 
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IV.  Die  Religion**  war  ein  Naturdienst;  ihre  religiösen  Stätten 
heilige  Haine.  Zwar  wird  uns  auch  von  Tempeln  berichtet,  die  Richtig- 
keit dieser.Notizen  ist  aber  eine  unwahrscheinliche;  jedoch  gab  es  auch 
plastische  Darstellungen  der  Gottheiten.  Die  Götter  wurden  bei  allen 
Angelegenheiten  befragt;  ihnen  opferte  man  selbst  Menschen,  meistens 
jedoch  Thlere.  Yen  den  Römern  werden  die  Hauptgottheiten  mit 
römischen  Namen  bezeichnet.  Wir  finden  den  Mercurius,  den  deutschen 
Wuotan,  Wodan  oder  Odhinn  als  ersten  Gott  genannt  (erhalten  in 
den  Tagenamen:  Wunsdag,  Gunsdag  im  Plattdeutschen),  der  aber  nicht 
die  Stellung  in  der  späteren  römischen  Mythologie  einnimmt,  sondern  die 
der  älteren.  Neben  Wodan  kommt  Ziu  =  Mars  (erhalten  in  Tuesday, 
Dienstag)  vor,  welcher  auch  den  Beinamen  Tuisco  fuhrt;  von  seinem 
Sohne  Mannus  stammen  die  Täter  der  oben  genannten  Stämme  ab. 
Weiter  finden  wir  den  Thor,  Donar  (Donnerstag)  in  gewisser  Be- 
ziehung dem  Jupiter  entsprechend,  dieFreyr,  Freya  der  Venus  gleich- 
kommend, ausser  diesen  viele  Stammesgottheiten  (z.  B.  die  Nertus  Herta, 
Isis  u.  s.  f.),  Namen  der  Gestirne  u.  s.  f. 

§.  8. 

8.   Entsteliang  der  Bechtssätjie.   SymboUk.   Gewohnheit. 

L  Was  wir  von  dem  ältesten  Rechtszustand  der  Deutschen  wissen^ 
lässt  darauf  schliessen,  dass  derselbe  für  die  wichtigsten  Lebensbeziehungen 
ein  geordneter  war.  Er  beruhete  auf  dem  mächtigen  Gemeingeiste  und 
ward  gehalten  durch  das  enge  Band  zwischen  den  Instituten  des  öffent- 
lichen und  Privatrechts.  Charakteristisch  ist  das  Streben  nach  individueller 
Freiheit  und  Selbstständigkeit  auch  der  kleinsten  Kreise.  So  tritt  uns 
die  Autonomie  entgegen  in  der  Gemeinde;  sie  führte  zur  Städtebildung, 
schuf  die  Stände,  erzeugte  dadurch  eine  unendliche  Mannigfaltigkeit  der 
Rechtsformen.  Es  erklärt  sich  dadurch,  dass  es  wetiiger  Gesetze  be- 
durfte,^  das  Recht  getragen  ward  durch  die  Sitte.  Unzweifelhaft  war 
das  Recht  nicht  aufgezeichnet,  sondern  wurde  durch  die  Uebung,  Sitte, 
als  Gewohnheitsrecht  erhalten,^  obwohl  Gesetze  dadurch  keineswegs  aus- 


und  das  Banenalphabet ,  Leipzig  1865.  A.  Eirchhoff,  Das  gothische  Ranen- 
alphabet  2.  Aufl.  Berlin  1854. 

"  Tac.  cap.  9.  10.    Caesar  B.  G.  VL  17. 

^  Das  wollen  offenbar  sagen  die  Worte  des  Tacitns,  Germ.  cap.  19.  in  fine: 
„plasqne  ibi  boni  mores  Talent  quam  alibi  bonae  leges**. 

*  Das  liegt  wohl  auch  in  den  Worten  Ton  Tao.  Germ.  cap.  2.  „Celebrant 
carminibus  antiquis,  quod  unum  apud  illos  memoriae  et  annalium  genas 
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geschlossen  smd.  Die  ganze  Rechtsbildung  war  eine  durchaus  voIks- 
thOmliche  und  nationale,  weil  jeder  Rechtssatz  seinen  Grund  in  einem 
Bedürfiusse  der  Bechtsgenossen  fand  und  sich  über  weitere  Kreise  ver- 
breitete. Auch  mit  der  Religion  hing  zweifelsohne  das  Recht  zusammen; 
dieses  Band  ist  aber  einerseits  nach  unserer  Kenntniss  von  jener  Zeit 
zu  wenig  ersichtlich,  andererseits  durch  den  Einfluss  des  Christenthums 
ersetzt  worden. 

n.  Lebendig  wurde  das  Recht  erhalten  durch  die  Oeffentlichkeit 
aller  Yerhaltnisse,  welche  jeden  frühzeitig  die  Rechtssätze  kennen  lehrte, 
nach  denen  die  gewöhnlichen  Yerhältnisse  beurtheilt  wurden.  Dazu  trug 
ganz  besonders  bei  die  Rechtssymbolik.^  Es  ist  in  der  Natur  der 
Sache  gelegen,  dass  ein  Yolk,  bei  welchem  die  ruhige,  kalte  Betrachtung 
über  die  sinnliche  Auffassungsweise  noch  nicht  gesiegt  hat,  nicht  den 
juristischen  Inhalt,  den  reinen  Gedanken  eines  Institutes  erfasst  und  nur 
diesen  reprodudrt,  wo  es  sich  um  Anwendung  auf  ein  neues  Yerhältniss 
handelt,  sondern  nach  concretem,  sinnlichem,  die  innere  Bedeutung  des 
Actes  versinnbildlichendem  Ausdrucke  sucht,  dessen  Erzeugung  ohne  alle 
Reflexion  dem  Zuschauer  das  vor  Augen  führt,  worum  es  sich  handelt. 
Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  volksthümlichen  Bildung  des  Rechts 
steht  das  zu  Tage  tretende  poetische  Element^  und  als  ein  charakte- 
ristischer Zug  das  humoristische.' 


est,  TniBconem  etc/*  Die  Gothen  setzen  aber  Reohtsaufzeichnungen  bis  in  die 
Zeit  Tor  der  Yölkerwanderung ,  Jornandes  de  reb.  Got.  cap.  11.  —  Von  der 
Sitte,  die  Bechtssätze  durch  Beamte  zu  gewissen  Zeiten  regelmfissig  öffentlich  her- 
zusagen, welche  W  i  1  da  Strafrecht  S.  18,  33  f.  von  Island,  Skandinavien  und  anderen 
nordischen  Gegenden  nachweist,  findet  sich  keine  Spur. 

*  C.  G.  Dflmg6  Symbolik  germanischer  Rechtsgewohnheiten.  Heidelb.  1812. 
A.  L.  Beyscher  Beitr.  zur  Kunde  des  deutsch.  Bechts.  I.  üeb.  Symbolik  des 
deutsch.  Baohts.  Tüb.  1838.  Grimm  Bechtsalterthümer  cap.  lY.  S.  109  ff.  gibt 
eine  grosse  Anzahl  solcher  Symbole,  die  auf  späteren  Quellen  beruhen,  indessen  ohne 
Zweifel  der  filteren  Zeit  angehören,  weil  der  Zug  bei  allen  Yölkern  dahin  ging,  die 
Symbole  allmälig  durch  Formeln,  diesse  durch  blos  mfindUche  oder  schriftliche  Form 
zu  ersetzen.  Im  Privatrechte  hat  die  Symbolik  ihre  eigentliche  Stätte.  Die  bereits 
hervorgehobene  Verbindung  des  öffentlichen  und  privaten  Bechts  hat  zur  Anwendung 
mancher  Symbole  auf  allen  Gebieten  des  Bechts  geffihrt,  z.B.  der  Investitur  im 
öffentlichen,  Kirchen-  und  Privatrechte.  Andere  Literatur  in  Costa  Bibl. 
8.  128  f. 

*  J.  Grimm  Von  der  Poesie  im  Becht,  in  „Zeitschr.  f.  gesch.  Bechtswiss.'^ 
IL  26  iL 

^  0.  Gierke  Der  Humor  im  deutsch.  Becht.    Berlin  1871. 
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§.9. 
4.  Die  Gemeinden.   Ansiedlwigeii.* 

I.  Durch  die  Art  und  Weise,  wie  ein  Volk  in  denjenigen  Verbin- 
dungen lebt,  welche  gewissermassen  die  Grundlage  der  sonstigen  natür- 
lichen und  politischen  sind,  wird  vielfach  die  ganze  Gestalt  des  öffent- 
lichen und  Privat-Rechtes  bedingt.  Denn  anders  wird  nothwendig  die 
Verfassung  sein,  wenn  die  Staatseinwohner  ausschliessUch  in  Dörfern  oder 
auf  Einzelhöfen  leben,  oder  doch  mindestens  die  Städte  durchaus  ohne 
Einfluss  sind,  anders,  wenn  die  Städte  das  Uebergewicht  haben,  anders, 
je  nachdem  der  ackerbautreibende  oder  der  gewerbtreibende  Stand  über- 
wiegt; anders  wird  sich  das  Privatrecht,  vorzugsweise  das  Familien-, 
Erb-  und  Obligationen-,  ja  auch  Sachen-Recht  gestalten,  wenn  der  ver- 
mögensrechtliche Verkehr  seinen  Hauptwirkungskreis  in  den  ländlichen 
Bedürfiüssen  findet,  als  wenn  dies  in  Städten  der  Fall  ist.  Gerade  die 
ersten  Zeiten  haben  manchen  Partieen  des  deutschen  Rechts  vorzüglich 
im  Sachenrechte  ein  eigenthümliches  Gepräge  gegeben,  welches  erst 
allmählig  mit  den  geänderten  Zuständen  sich  abschwächte,  aber  noch  im 
heutigen  Rechte  seine  Spuren  zurückUess. 

n.  Die  ersten  Ansiedlungen  femden  wohl  so  statt,  dass  die  einzelnen 
Verwandtschaften  beisammen  blieben  imd  eine  Gemeinde  bildeten.^ 
Innerhalb  dieser  nahm  jedes  Familienhaupt  eine  Strecke  Landes  in  Be- 
sitz, auf  welcher  die  Nachkommen  blieben.    So  bildete  sich  eine  natür- 


*  Es  möge  die  sich  auf  die  Bildung  der  Landgemeinden  und  Territorien  be- 
ziehende Literatur  hier  ihre  Stelle  finden,  obwohl  sie  zum  Theil  die  spätere  Zeit 
beirifift.  Gaupp  die  germanischen  Ansiedlungen  und  Landtheilungen  in  den  Pro- 
vinzen des  römischen  Westreiches,  BresL  1844.  v.  Low  über  die  Markgenossen- 
schaften, Heidelb.  1829.  G.  L.  t.  Maurer  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-, 
Hof-  und  Stadtyerfassung  und  der  öffentlichen  Gewalt,  München  1854.  Ders.  Ge- 
schichte der  Markenverfass.  in  Deutschland,  Erlangen  1856.  Ders.  Geschichte  der 
Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der  Hofrerfassung  in  Deutschland,  Erlangen  1863  fL 
4  Bde.  Ders.  Geschichte  der  Dorfverfassung  in  Deutschland,  Erlangen  1865  f. 
2  Bde.  —  Georg  Landau,  Die  Territorien  in  Beziehung  auf  ihre  Bildung  und 
Entwicklung.  Hamburg  u.  Gotha  1854.  Ders.  Beschreibung  des  Gaues  Wettereiba, 
BLassel  1855.  Ders.  Beschreibung  des  Hessengaues,  Kassel  1857.  Ders.  Das  Sal- 
gut,  Kassel  1862.  Friedr.  Thu  dichum  Die  Gau-  und  Markrerfassung  in  Deutsch- 
land, Gieesen  1860.  W.  0.  0.  Freih.  Ton  Hammeretein-Loxten  Der  Barden- 
gau u.  8.  w.  Hannover  1869.  —  t.  Wersebe  Beschreibung  der  Gaue  z¥risohen  Elbe^ 
Saale  und  Unstrut,  Weser  und  Werra.  Hannover  1829.  4.  —  Vieles  in  v.  Ledebur 
Archiv.  Tgl.  die  Angaben  von  Costa  8. 153,  158.  --  O.Gier  ke  Bechtsgeschiohte 
der  deutschen*  Genossenschaft.    Berlin  1868. 

<  V.  Maurer  Einleit  8.  4.  69.    Nachbarschaften,  propinquitates,  vicinl. 
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liehe  Herrschaft  des  Hausherrn,  des  Hauptes  einer  grösseren  Familie 
über  die  Glieder  der  eigenen  Familie  und  alle  Personen  aus,  welche  auf 
dessen  Grund  und  Boden  sassen.  Mehrere  Familien,  yielleicht  ursprünglich 
je  hundert,  bildeten  eine  Gemeinde.  Als  Grundformen  des  Zusammen- 
lebens erscheinen  die  Dörfer,  vid,  worin  jede  Familie  ein  mit  einem 
Hofraum  umgebenes  Haus  hatte,  oder  Einzelhöfe,  in  denen  die  Famihe 
inmitten  ihrer  sämmtlichen  Grundstücke  sass.  Städte  kannte  man  nicht.^ 
Ob  der  Grundbesitz  im  Eigenthume  der  einzelnen  Familien  oder  dieser 
Gemeinden,  und  nur  im  Genüsse  der  Familien  befindhch  gewesen,  ist 
eine  zwar  unter  den  Schriftstellern  sehr  streitige  Frage,  an  sich  aber 
vielleicht  unschwer  zu  beanworten.^    Dass  ein  Privateigenthum  Yorkam, 


'  TacituB  Genn.  oap.  16.  „Nullas  Gennanorum  populis  urbes  habitari 
satiB  notnm  est;  ne  pati  quidem  inter  se  junotas  sedes;  oolunt  disoreti  ac  di- 
Tersi,  nt  fons,  ut  campos,  ut  nemoB  plaouit;  yicos  looant  non  in  nostrum  morem, 
connexis  et  cohaerentibus  aedifioiis:  suam  qaiflque  domum  spatio  oircumdat, 
BiTe  adyersus  casus  ignis  remediom,  sive  inscitia  aedifioandi.^  So  ist  es  ja  noch 
heut  zvL  Tage  in  ecbt  deutschen  Gegenden  z.  B.  Westfalens,  auf  welche  diese  Be- 
schreibung wörtlich  passt,  nur  dass  Landstädte  da  sind,  welche  seit  den 
neuesten  Zeiten  einen  modernen  Anstrich  haben.  Eichhorn  B.  G.  §.13.  a.  not.  h. 
besieht  diese  Stelle  nur  auf  die  Friesen,  obwohl  Tacitus  ganz  allgemein  spricht,  und 
Ton  dem  Yerhältnisse  bei  Caesar  IV.  1.  (s.  folg.  Anm.)  nichts  mehr  erwähnt.  Die 
Verhältnisse  in  Westfalen  zeigen,  dass  die  Markgenossenschaft  nicht,  wie  t.  Dani  eis 
S.  317  f.  meint,  bloss  im  nördlichen  Flachlande  Torkomme,  da  jenes  zum  Theil 
sehr  gebirgig  ist.  Markgenossenschaften  sind  ohne  Zweifel  in  alter  Zeit  allgemein 
gewesen.  Wo  sie  sich  erhielten,  lag  der  Grund  nicht  in  der  Bodenbeschaffenheit, 
sondern  darin,  dass  sich  ein  freier  Bauernstand  erhielt,  im  Gegensatze  zum 
LandadeL  Daher  finden  wir  in  Gegenden,  wo  kein  freier  Bauernstand  sich  erhielt 
(z.  B.  Mecklenburg,  Pommern,  Preussen,  Schlesien  u.  a.),  keine  Markgenossen- 
schaften, üeber  das  geograph.  Vorkommen  der  Einzelhöfe,  Einhöfe  siehe 
Seibertz  B.  G.  L  S.  47  £ 

*  Viele  sind  der  Meinung,  es  habe  in  der  ältesten  Zeit  entweder  gar  kein 
Prirateigenthum  am  Grund  und  Boden  gegeben,  oder  doch  nur  ein  höchst  be- 
schränktes; Begel  sei  gewesen  die  Vertheüung  des  Bodens  durch  die  Obrigkeit. 
Diese  Ansicht  stfitzt  sich  auf:  Caesar  de  B.  G.  FV.  L  „Hl  (scilicet  Suerorum 
gaui)  oentnm  pagos  habere  dicuntur,  ex  quibus  quotannis  singula  milia  armatorum 
bellandi  causa  ex  flnibus  eduount«  Beliqui,  qui  dorn!  manserunt,  se  atque  illos 
alont.  Hi  rursus  in  yicem  anno  poit  in  amis  sunt,  illi  domi  remanent.  Sic  neque 
agricoltnra  neo  ratio  atque  usus  belli  intermittitur.  Sed  priTati  ao  separati 
agri  apud  eos  nihil  est,  neque  longius  anno  remanere  uno  in  loco 
incolendi  causa  licet. *^  Idem  VI.  22.  „Agriculturae  non  student  (seil.  Ger- 
mani)y  majorque  pars  eorum  yictus  in  lacte,  caseo,  came  consistit.  Neque  quisquam 
agri  modum  certum  aut  fines  habet  proprios ;  sed  magistratus  ac  principes  in  annos 
aingnlos  gentibus   oognationibusque  hominum,  qui  una  coierunt,  quantum  et  quo 
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h  nach  Allem,  was  wir  von  jenen  Zeiten  wissen:  dem  uns 
Streben  der  Deutschen  nach  festen  Wohnsitzen,  dem  geord- 
^inweaen,  dem  nichtnomadenmässi^en  Leben,  lauter  Dinge, 
rateigenthnm  zur  unentbehrlichen  Grundlage  haben,  so  sehr 
dasB  es  keiner  ausdrücklichen  Nachricht  bedarf.  Es  lässt  sich 
rohnen  in  Einzelnhöfen ,  um  welche  herum  eine  grosse  Feld- 
,  ohne  Frivateigenthum  nicht  denken,  weil  anders  ein  Bebauen 

auf  die  Dauer  unmöglich  ist. 
'ir  können  daher  folgende  Zustände  als  häufig  vorkommend 

Den  Besitzern  der  Einzelhöfe  stand  das  eigentliche  Ackerlsod 
ch  zu,  ohne  dass  sich  die  Nachbarn  oder  Genossen  um  die 
'eise  der  Bodencultur  kfinunerten,  weU  selbst  eine  schlechte 
iflung  dem  Nachbarn  keinen  directen  Schaden  brachte.  Ohne 
-  aber  die  Art  des  Bebauens  überall  die  gleiche,  weil  auf  der 
end,  die  wiederum  ein  Product  des  Bedür&isses  war.  Einen 
;  der  Nahrung  bildete  (§,  7)  die  Viehzucht,  zu  deren  Betriebe 
lee  Einzelnen  nicht  auereichte,  weil  man  nur  Weiden  kannte, 
die  8.  g.  StallfQttening  des  Yiehes.   Ebensowenig  genügte  der 


it  agri  ftdtribunnt,  ktqne  snno  poat  alio  tranaire  cogunt.  Ejus  rei  mnl- 
caiuas:  ne  odBidua  consuetodine  oapti  atndium  belli  gerendi  agricultnra 
le  latoB  fines  parar  e  studeant,  potentioraaqne  hnmiliore»  poasessionibiu 
t.;  Bodann  auf  Tacitns  Genn.  cap.  26.  „J^gti  pro  nnmero  cultorum 
syicem  occupantnr,  quos  mox  inter  ae  aecuDdum  dignationem  partiuntnr; 
>rtiendi  camporum  Bpatia  praebent;  arra  per  aanoa  mutant,  et 
t;  neo  eDim  ouin  abertate  et  amnlitndine  aoli  labore  contendunt,  ut 
erant  et  prata  aepaient  et  hortoa  rigeut:  sola  terrae  aegea  imperatnr.' 
aof  lat  zu  entgegnen:  1)  doae  sehr  gnt  bei  den  Sueven  zu  Caesars 
uue  Stamm  hätte  das  Land  gemeinaam  haben  kOnnen,  ohne  daaa  dies 
'  die  Tfllkerwandemng  der  Fall  aein  mnaate;  2)  daas  die'  Nachricht 
auf  ein  Volk  bezieht,  welches  nach  Caesar'a  BeaohTeibiing  keine  festen 
itte,  Bondem  auf  der  'Wandaiuug  war;  S)  daaa  ein  Bigenthum  dea 
:  an  Unmöglichkeit  grenzt,  jedenfalls  aich  nor  ganz  kurze  Zeit  hBtte 
a ;  4)  daaa  die  Worte  dea  Tacitna  offenbar  nur  auf  "Wechael  im  Be- 
,  und  direct  eine  Theilnng  (d.  h.  ein  getrenntes  Besitsen  zn  Eigeothum) 
5)  daaa  mit  jener  Auaioht  im  Widerspruche  ateht,  was  Tacitue 
nm.  2.)  aagt,  nicht  minder  0«rm.  oap.  15.  „delegata  domns  et  penatium 
Dura  faminis  aenibuaque  et  inflrmiasimo  cnique  ex  familia",  besonders 
>.  „Ceteria  aerria  non  in  noatrum  morem,  deaoriptis  per  familiam 
ituntnr:  anam  quiaqne  sedem,  snos  penatas  regit,  frumenti 
Dns  aut  peeoria  aut  Testii  ut  oolono  injnngit  et  serrns  haotenua 
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Wald  für  die  Bedürfnisse  der  Einzelnen,  wenn  Jedem  ein  Stück  gegeben 
ward.  Wald  und  Wiese,  Weide,  die  Mark,  Almende,  welche  überall 
eine  Anzahl  von  Höfen  umgrenzten,  waren  daher  wohl  in  der  Begel  un- 
getheilt,  gehorten  derjenigen  Genossenschaft,  Gemeinde  zu,  welche  aus 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Höfen  bestand,  und  in  Betreff  dieses  Eigen- 
thums,  dessen  Benutzung  jedem  Gemeindegliede  nach  dem  Bedürfnisse 
zustand,  eine  juristische  Person  bildete,  die  s.  g.  Markgenossenschaft.^ 
Wo  Dörfer  waren,  stand  der  von  dem  Einzelnen  benutzte  Boden  in 
dessen  Eigenthum;  jedoch  bildeten  alle  Aecker  insofern  eine  Gemein- 
schaft, als  der  Einzelne  beim  Bebauen  gebunden  war  an  Sitte  und  Ge- 
meindebeschluss,  welche  es  mit  sich  brachten,  dass  man  alljährlich  oder 
je  nach  einer  Anzahl  von  Jahren  einen  Theil  der  Aecker  zum  Ausruhen 
brach  liegen  liess,  und  dass  jeder  wegen  der  nicht  arrondirten  Einzel- 
gründe  so  bauen  musste,  dass  der  Nachbar  zu  den  Zeiten,  wo  dies  er- 
forderlich ist,  auf  seinen  Acker  konunen  konnte.  Es  bildeten  somit  die 
Aecker  eine  s.  g.  Feldgemeinschaft,  während  die  Mark  (Wiese  und 
Wald)  der  Gemeinde  zustand  oder  einer  Markgenossenschaft  innerhalb 
derselben.  Die  Mark  darf  unbedingt  als  älteste  Form  der  Gemeinde- 
bildung und  als  allgemeine  angenommen  werden.  Aus  einer  Zahl  solcher 
setzte  sich  zusammen  der  Gau.  Freüich  mag  neben  diesen  Formen  auch 
Torgekommen  sein,  dass  alles  Gut  der  Gemeinde  eigenthümlich  zustand 
und  nur  dem  Einzelnen  zum  Genuss  überlassen  ward.^ 

lY.  Die  Bildung  dieser  Gemeinden  geschah  in  der  Art,  dass  bei  der 
Besitznahme  eines  Gebietes  durch  den  Stamm  die  Ländereien  nach  ziem- 
lich gleich  grossen  Stücken  unter  die  verschiedenen  Heeresabtheilungen 
(Hund,  Her,  davon  der  Name  Hundred,  Herath),  die  Hunderte, 
Centenen,  vertheilt  wurden,  innerhalb  deren  sie  dann  wieder  nach 
gleichen  Antheilen  durch  Yerloosung^  an  die  einzelnen  Familien 
kamen,  so  dass  eine  stete  Verbindung  zwischen  dieser  Eintheilung  und 
der  des  Heeres  stattfand,  wie  auch  in  dem  Charakter  des  Volkes  lag.'' 
Die  Hundertschaft  enthielt  gewiss  anfangs  je  100  Hufen,  welche  an  100 


^  Die  $.  9*  Genannten,  Grimm  Beohtsalterthümer  S.  497  ff.  Lange  herrschte 
die  Ton  Moser  Osnabrüokische  Geschichte  I.  S.  4  ff.  aufgestellte  Ansicht. 

^  üeber  die  s.  g.  Wechselwirthschaft,  Dreifelderwirthsohaft 
(Sommerfeld,  Winterfeld,  Brachfeld)  Landau  Territorien  S.  97  ff.,  Maurer  Einl. 
8.  76. 

>  Ygl.  §.  40.  §.  148  Note  1. 

^Gemeiner  die  Yerfassung  der  Centenen  u.  d.  fränk.  Eönigthums,  Münch. 
1866. 
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Familien  vertheilt  waren.®  Die  zu  einer  kleineren  Völkerschaft  (gens) 
gehörigen  Hundertschaften  bildeten  die  pagi,  Gaue,  aus  welchen  das 
Gebiet  der  einzelnen  Stämme,  civitates,  bestand.^ 

V.  So  stand  die  Heeres-,  Volkes-  und  Landes -Eintheilung  im  Zu- 
sammenhange, wie  Volk  und  Heer  identisch  waren.  Die  Grundlage 
bildete  der  Grundbesitz.  Von  diesem  hing  daher  die  volle  Theil- 
nähme  an  allen  Gemeinderechten  ab,  obgleich  die  Wehrhaftmachung  des 
Jünglings  diesen  des  Schutzes  überhob  und  zur  Selbstvertretung  befähigte. 

§.  10. 

5.   Der  Friede.    Das  Reoht. 

I.  Wer  der  Gemeinde  angehörte,  war  frei  und  wa£Fenfähig,  hatte 
Anspruch  darauf  in  der  Gemeinde  und  von  derselben  anerkannt  zu  sein, 

^  Dass  die  Hundertschaften  als  solohe  anfänglich  wieder  in  Zehntsohaften 
zerfallen  seien,  welchen  etwa  der  beim  Heere  als  Unterbeamter  des  Centenarina 
vorkommende  Decanus  Yorgestanden,  ist  unwahrscheinlich.  Aber  sicher  ist,  dass 
sich  durch  TheiluDgen  der  Mark  unter  mehrere  Erben,  wodurch  freie  kleinere  Güter 
(curtos,  curticulae)  entstanden,  oder  durch  Austhun  gegen  Pacht  als  mansi  (in- 
genuiles  und  seryiles)  in  einer  Mark  villae  bildeten,  unter  dem  yillicus  (Schulte, 
Droste).  Diese  yillae  sind  die  kleineren  Q-emeinden :  Baurschaften,  decaniae, 
Zehentschaften,  Tjen  u. s.  w.,  denen  der  Burrichter,  Bnrmeister  vorstand.  Für 
Westfalen,  wo  der  Gau  in  Centgaue,  diese  in  Tyen  zerfielen,  ist  lehrreich  die  Dar- 
stellung von  Seib er  tz  R.  G.  I.  S.  162  fL  Aus  dieser  Entwicklung  erklärt  sich,  wie  es 
kam,  dass  der  Besitzer  des  Haupthofes  später  das  Holzgrafen,  Holzrichteramt  in  der 
Mark  behielt,  dass  Yerfüguugen  über  die  Mark  Zustimmung  der  familia  (InbegrilF 
der  zu  einer  curtis  gehörigen  mansi  einer  villa:  mansi  ingenuiles,  serriles,  also 
Colonen  und  Hörige  und  der  gasindi,  insbesondere  der  casati)  erforderten. 

9  Waitz  V.G.  I.  8.  93  ff.  über  die  Wortbedeutung  sehe  man  Eichhorn  R.G. 
I.  S.  60.  N.  a.,  Grimm  R.A.  S.  496.  Jeder  Gau  hatte  seinen  besonderen  Kamen, 
weil  die  grösseren  Stämme  sich  in  eine  bald  grössere,  bald  geringere  Anzahl  kleinerer 
.]uiij,  '  mit  eigenen  Namen  bezeichneter  Yölkerschaften  schieden,  welche  in  einem  Gau 
zusammenwohnten.  Bei  Theilungen  des  ursprünglichen  Stammesgebietes  blieb  häufig 
der  alte  Gauname  auch  für  die  Theile  und  erhielt  einen  Zusatz,  wodurch  der  Name 
oft  ein  weiteres  und  engeres  Gebiet  umfasst.  Das  Land  der  Sachsen  zerfiel  in: 
Westfalen,  Ostfalen,  Engem;  in  Westfalen  kommt  vor  ein  Gau  Westfalen  (das 
spätere  Herzogthum),  in  Ostfalen  ein  Gau  Ostfalen,  in  Engern  ein  Gau  Engern  (der 
hessische  Sachsengau).  Landau  Territorien  S.  207.  Der  Westergau  hatte  6: 
'  Westergau,  Lupnitzgau,  Ringgau,  Gerstengau,  einen  unbekannten  Namens.    Das. 

S.  205.  —  Gau,  ga  deutet  Gemeinschaft  an.  YgL  Graff  Sprachschatz  lY.  11. 
Thudiohum  Gau-  und  Markenverf.  S.  4  denkt  An  yij,  —  Pagus  bedeutet  bei 
Tacitus  und  den  älteren  Schriftstellern  die  Unterabtheilung  der  civitas,  die  Hun- 
dertschaft. Diese  fiel  wohl,  wie  Thudiohum  darthut,  in  alter  Zeit  mit  der 
Mark  zusammen,  aber  nur  faktisch,  örtlich. 
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diejenigen  Befdgmsse  ausEuüben,  welche  ihm  an  seinem  Grundbesitze 
zustanden,  sich  auf  seine  Familie  bezogen,  ihm  bei  Leitung  der  Gemeinde 
zukamen.  Sollte  der  Einzelne  und  die  Gesammtheit  ihre  Freiheit  ge- 
brauchen, 80  musste  in  der  Gemeinde  Friede  herrschen.^  Friede  ist 
der  Zustand,  in  dem  das  Recht  der  Einzelnen  und  Aller  durch  die  An- 
erkennung der  Gesanuntheit  geschützt  ist  Der  Inbegriff  der  durch  den 
Frieden  geschützten,  von  der  Gemeinde  anerkannten  Befugnisse  bildete 
das  Recht.2  Recht  ist  Ausfluss  und  Folge  der  Freiheit;  Freiheit  und 
Yolle  Reditsfahigkeit  sind  identisch.  Zwar  kann  auch  ein  nicht  yoII- 
kommen  Freier  Rechte  haben;  deren  Schutz  ist  aber  kein  so  wirksamer 
und  kann  nur  stattfinden  durch  einen  Freien. 

IL  Es  lag  im  Interesse  der  Gemeinde,  dass  der  Friede  walte',  kein 
Recht  verletzt  werde;  Bruch  des  Rechtes  erschien  somit  als  Bruch  des 
Friedens.  Wer  diesen  gebrochen,  hatte  sich  friedelos  und  damit  recht- 
los ^macht.  Aber  nicht  jeder  Friedensbruch  konnte  auf  gleiche  Weise 
geahndet  werden ;  rielmehr  schied  man  zwischen  einem  Bruche  des  öffent- 
lichen und  des  Einzel-Friedens.  Wer  gegen  das  Volk,  den  Stamm,  'Sie 
Gemeinde,  das  Heer  fireyelte,  hatte  sich  des  Anspruches  auf  Frieden, 
Freiheit  und  Recht  verlustig  gemacht;  desgleichen  wer  sich  von  der 
Gemeinde  lossagte,  weil  der  Einzelne,  wie  er  ohne  seinen  Willen  Glied 
derselben  wurde,  ohne  deren  Willen  nicht  austreten  kann.  Hochver- 
täther, Ueberläufer,  die  ihren  Leib  den  Lüsten  preis  gaben  oder  dazu 
mißsbraucht  wurden,  Feiglinge  wurden  mit  dem  Tode  bestraft.^  War  die 
That  gegen  den  Frieden  des  Einzelnen  gerichtet,  so  lag  es  zunächst 
diesem  oder  der  Familie  ob,  sie  zu  ahnden;  der  Staat  (die  Gemeinde) 
lieh  nur  den  Arm  dazu,  dass  der  Friedebrecher  seinen  Yerpflichtimgen 
nachkam. 


1  Wilda  Strafreoht  S.  224  ff.  lehrreich  durch  die  Bezugnahme  auf  die  nor- 
disohon  Bechte.  Die  Auffassung  des  Rechts  in  seiner  Grundlage  als  „Willkar/ 
subjeotiYes  Recht,  bei  Zopf  1  ü.  1  £t  ist  Yerallgemeinerung  Ton  Erscheinungen, 
welche  anderweitige  Begründung  finden. 

*  Ueber  die  Bezeichnung  Ton  Recht:  dwa,  da  gleich  Gesetz,  Bund,  Band 
0«x,  yincnlum,  testamentum),  Grimm  Bechtsalt  S.  417.  Wörterburch  m.  col.  89. 
Zdpfl  R.G.  L  8.  10.    N.  10.    Die  lateinischen  Quellen  haben  meistens  Lex. 

*  Tacitus  Germ.  cap.  12.  „Distinctio  poenarum  ex  delicto:  proditores  et  trans- 
fiogas  arboribus  suspendunt;  ignavos  et  imbelles  et  corpore  infames  coeno  ac  pa- 
lude,  ii^ecta  insuper  crate,  mergunt;  diyersitas  suplicii  illuc  respicit,  tamquam 
scelera  ostendi  oporteat,  dum  puniuntur,  flagitia  abscondi." 
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§.  11. 
6.    Die  Familie  and  deren  Stellung  in  der  Gemeinde.* 

I.  Das  Band,  welches  den  Einzelnen  an  die  Gemeinde  knüpfte  und 
seine  Stellung  in  dieser  begründete,  war  die  Familie.  Sie  hatte  eine 
doppelte  Stellung  im  öffentlichen  und  Privat-Kechte;  Familien-  und  Ge- 
meinde-Rechte sind  unzertrennlich  und  bedingen  sich  wechselseitig. 

n.  Grundlage  und  Quelle  der  Familie  ist  die  Ehe.^  Sie  ist  durch- 
gängig monogamisch,^  wird  sehr  in  Ehren  gehalten,  Untreue  schwer  be- 
straft.3  Es  war  Sitte,  erst  in  reiferem  Alter  zu  heirathen;  rein  und 
unverdorben  trat  man  in  die  Ehe.^  Die  Gattin  trat  in  des  Mannes  un- 
bedingte Genossenschaft;  das  deuten  die  Geschenke  an,  welche  man  sich 
gegenseitig  macht.  Hierauf  beruhet  auch  die  Hochachtung  der  Frauen*^ 
Geschlossen  ward  die  Ehe,  wenn  sie  nicht  eingegangen  ward  mit  einer 
Person,  welche  unter  dem  Mimdium  des  Mannes  selbst  stand,  durch  den 
Kauf  der  Frau  aus  dem  Mimdium  ihrer  Verwandten.®  Voraus  ging 
diesem  eine  Verlobung,  zuerst  bestehend  in  Verabredungen  zwischen 
den  Verwandten  über  den  Eaui^reis  und  das  Witthum,  sodann  öffentlich 


*  Jnst.  Frid.  Riye,  De  dote,  qualis  sit  in  antiquoram  Gennanorum  legibus. 
DIbb.  inaug.  Bonn  1856.  Rieh.  Schroeder,  De  dote  seoundum  legeB  gentium 
germanicarum  antlquissimas.  Diese,  inaug.,  Berol.  1861.  Ders.  Gescliichte  des  ehe- 
lichen Güterrechts  in  Deutschland.  I.  Th.  Die  Zeit  der  Yolksreohte.  Stettin, 
Danzig,  Elbing  1863.  IL  Th.  Das  M.  A.  2i  Abth.  1868,  1871.  Ludw.  Zimmerle, 
Das  deutsche  Stammgutssystem,  nach  seinem  Ursprünge  und  seinem  Verlaufe,  Tü- 
bingen 1857,  —  Wihelm  Theod.  Kraut  Die  Yormundschaft  nach  den  Grund- 
sätzen des  deutschen  Rechts.  Gott.  1885,  47,  59;  3  Bde.  Rire  De  pupillorum  et 
mulierum  tutela  in  antiquo  ScandinaTiorum  jure,  Vratisl.  1859.  Ders.  Die  Yor- 
mundschaft im  Rechte  der  Germanen,  Braunschweig  1862.  Ygl.  Waitz  L  49  ff* 
unten  §§.  168  ff. 

*  §.  10.  N.  2.  —  Grimm  RA.  S.  417  ff.  und  Yorr.  zu  MerkePs  Lex  Salioa 
p.  Lvlll.,  Wörterbuch.  Die  ausschliessliche  Anwendung  für  matrimonium  ist  neu, 
überhaupt  aber  dafür  gebraucht  es  zuerst  Kotker. 

*  Tacitus  cap.  17.  „quamquam  severa  illic  matrimonia,  nee  ullam  morum 
partem  magis  laudayeris;  nampropesoli  barbarorum  singulis  uxoribus  contenti  sunt, 
exoeptis  admodum  pauois,  qui  non  libidine  sed  ob  nobilitatem  pluribus  nuptiis  am- 
biuntur.*^ 

3  Tacitus  Germania  c.  19. 

*  Tac.  cap.  19.  20.  Caes.    B.  G.  YI.  21. 

*  Tacitus  Germ,  cap  18.   Yergl.  c.  7.  8. 
6  Grimm  Reohtsalterthümer  S.  420  ff. 


Die  Ehe,  Familie.  29 

im  Kreise  der  Genossen,  der  G-emeindfiTerBamiDliiBg  (dem  mallum)  er- 
klärt  and  bekräjtigt  (davon  Gemahl,  Termählen,  Mahlschatz).^ 

HL  Ist  die  Frau  ordnungsmäasig  nach  rorangegangenem  Kaufe  dem 
Uaime  von  üirem  muntporo,  d.  h.  demjenigen  TSterlioben  Verwandten, 
in  dessen  Gewalt  sie  stand,  Qbergeben  wordcai,  so  tritt  hiermit  sogleich 
das  mundium  (mimdebordinm  =  band,  so  viel  ale  potestas,  Gewalt) 
des  Hannes  über  sie  ein.^  Damit  tritt  sie  in  des  Mannes  Familie,  worin 
sie  selbst  nach  dessen  Tode  bleibt,  wenn  nicht  ihr  Yater  (Bruder  u.  s.  f.) 
das  Mnndinm  von  des  Mannes  Erben  zuräckerkauft.^  Gleiche  Gewalt 
übt  der  Mann  über  ÄUe,  welche  zur  Familie  gehören,  zunächst  also  die 
Kinder,  sodann  seine  KDeobte.*D  In  der  Gewalt  über  Haus,  Hof  und 
Bewohner  lag  das  Recht  zu  fordern,  dass  Niemand  die  Seinigen  mit 
Mund  oder  Hand  angreife;  der  Hausherr  hatte  die  ausschliessliche  Be- 
fiigniss,  und,  weil  die  Untergebenen  nicht  selbst  auftreten  konnten,  Yer- 
pfiichtimg,  die  Seinen  vor  Gericht  und  ausserhalb  zu  schützen,  er  ist  ihr 
natürlicher  Vertreter.  Beleidigungen  und  Verletzungen  einer  Person  im 
Mundium  sind  somit  dem  Mundwald  zugefügt."  Diesen  Schutz  geniesst 
auch  der  Gast,  so  lange  er  auf  dem  Hofe  weilt." 

rV.  Die  Gewalt  des  Vaters  dauerte  bis  zur  rechten  Ehe  der  Tochter, 
bis  zur  Errichtung  eines  eigenen  Haosstandea  des  zu  seinen  Jahren  ge- 
kommenen Sohnes.  So  lange  der  Sohn  im  Hause  blieb,  stand  er  im 
Täterlichen  Mundium.'^  Nicht  von  diesem  unbedingt  befreiete,  wohl  aber 
wahrscheinlich  in  politischer  Beziehung  machte  selbstständig  den  Jüng- 
ling die  Bwertleite,    d.  h.   die  Wehrhaftmachung  vor  versammelter 


'  Orimin  R.A-  8.  4S0  fF.  Philipps  §.  42.  leitet  Qemcthl  davon  ikb,  dus 
naeh  dem  Kaufe  eine  Mahlieit  Teranataltet  sei,  bei  der  „die  näcbsten  GenoiBen  zu 
einander  waren:  Hanu  nnd  Weib,  daram  heisBon  de  Qe-Hahle." 

■  Orimm  R.JLB.  447.  f.  üaber  die  Beohte  dea  Mannea  in  Folge  des  Mundium; 
Recht  zn  iiilclitigeii,  die  Fran  zu  rerkanfen,  ja  selbst  zn  tOdten,  daa.  S.  4Ö0  f. 

>  Diese  RüokkauTaHumme  hiH  reipna.  Orimm  R.A.  S.  ^6,  44S,  4Ö2  nnd  in 
Lex  Saltca  (ed.  Merke))  Vorrede  8.  LHI.  f.    Lex  saliea  44. 

f)  In  Betreff  dieser  stand  ihm  anch  das  Recht  eq  tCdten.  ansznaetzen  u.  S.  f. 
vn:  Qrimm  RA.  B.  4Q0,  460,  deesen  Anaübnng  jedoch  die  Sitte  verbot. 

'  >i  Darana  TermSgenBrechtliohe   Folgen.    lieber   die  Yonniuidsohaft  nach   de« 
Vater«  Tode  Grimm  RA.  8.  466  f. 

**  TacitoB  Germania  oap.  21. 

"  Grimm  R.A.  8.  46S.  FSr  das  nordische  Recht.  Eoldernp-RoreuTinge 
Orundriss  g.  IB.    Ansfahrliob  Erant  nnd  RiTe. 

**  Bie  konnte  gleich  nach  eingetretener  Mannbarkeit  mit  fOnfiehn  Jahren 
Stattfinden.    Orimm  RA.  8.  462.    Taoitna  oap.  la 
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Y.  Nicht  bloss  um  die  Gatten,  die  Eltern  und  Kinder  schlingt  sich 
ein  festes  Band,  sondern  auch  um  die  durch  das  Blut  nut  einander  Ver- 
knüpften, die  Blutrerwandten.  Alle  durch  das  Blut  sich  nahestehenden 
Personal  umfasst  die  Sippe  (=  Friede,  Freundschaft);  die  Verwandten 
stehen  sich  nahe  durch  das  Blut,  die  Nachbarschaft^^  und  gleiches  In- 
teresse. Es  zerfallt  die  weitere  Sippschaft  in  swertmäge  (germäge) 
und  spillmäge  (kunkel  [quenouille,  Spindel]  mäge),  d.  h.  Verwandte 
von  väterlicher  und  mütterlicher  Seite,  nach  den  für  die  beiden  Ge- 
schlechter gebrauchtcH  Symbolen  des  Schwertes  imd  der  Spindel.  Be- 
rechnet wurde  die  Verwandtschaft  nach  Staffeln,  Fächern,  Spänen, 
Gliedern,  parentelae,  welche  man  an  die  Glieder  des  menschlichen 
Leibes  vom  Halse  anfangend  bis  zum  Nagel  der  Hand  (daher  nagelm&ge 
die  letzten)  anknüpfte,  bald  5,  bald  6,  bald  7  solcher  Generationen 
zählcnd.^^ 

YL  Wie  das  Vermögen,  dessen  einzig  werthvolle  Gegenstände  ausser 
Kriegsgeräthe  Grundstücke  und  solche  Thiere  und  Geräthschaften  waren, 
welche  sich  auf  Ackerbau  bezogen,  ursprünglich  der  ganzen  FamiUe  ge- 
geben war,  so  wurde  dasselbe  auf  spätere  Besitzer  auch  nur  verpflanzt 
im  Wege  der  Verwandtschaft,  so  lange  diese  dauerte;  es  gab  nur  eine 
Verwandtenerbfolge.^''  Oben  an  stehen  die  Söhne  und  Enkel  u.  s.  f. 
( b  u  s  m  e ,  der  Busen,  <üe  b  r  u  s  t ) ,  von  denen  der  nähere  den  entfernteren 
ausschloss;  nach  diesen  kommen  die  Vorfahren  (schossfall),  dann  die 
Seitenverwandten  (mägschaft),  mit  einem  grossen  Wechsel  der  Rechte. 

Vn.  Aus  diesem  engen  Bande  der  Verwandten  erklärt  sich  leicht, 
dass  dieselben  im  Heere  die  kleineren  Abtheilungen  bildeten,  wodurch 
der  Muth  offenbar  erhöht  wurde.*® 

Viil.  Es  ist  Sache  der  Verwandtschaft,  zu  sorgen,  dass  ihre  Gheder 
Frieden  haben.  Erstes  durch  den  öffentlichen  Frieden  zu  verbürgendes 
Gut  ist  das  Leben.  Todtschlag  ist  in  Betreff  der  Einzehien  der  grösste 
Friedensbruch.  Ein  solcher  verletzt  zunächst  nach  deutscher  Anschauung 
die  Rechte  der  FamiUe  mehr  als  die  des  Staates.  Ihre,  besonders  des 
nächsten  Erben  Sache  war  es  desshalb,  an  dem  Verletzer  die  Blutrache 
zu  üben,  den  ErschlcLgenen  zu  sühnen.  Hierzu  gab  Recht  imd  Sitte  die 
Befugniss.  Wollte  aber  die  verletzte  Familie  sich  damit  zufrieden  geben,  so 


"  Caesar  de  B.  Qt.  VI.  22.  (§.  9.  Anm.  3.) 

16  Grimm  RA.  8.  467  ff.    Unten  §.  178. 

"  Taoitns  oap.  20.    Grimm  B.A.  S.  467,  470  ff. 

13  Taoitus  Germ.  oap.  7. 
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■ 

konnte  sie  anstatt  dessen  das  Wergeid  des  Erschlagenen  verlangen. 
Jeder  Einzelne  war  nach  seinem  Stande  und  Geschlechte  mit  einem  be- 
stinunten  Yermögensqnantum  (in  Geld  oder  Yieh)  geschätzt,  das  als 
Sohne,  Genagthuung  für  den  Mord  erschien;  verbunden  damit  war  eine 
Busse  für  den  Friedensbruch  (fredus),  die  dem  Staate  (Fürsten)  zufiel.^^ 
Solches  zu  geben  war  die  ganze  Familie  des  Thäters  verhaftet,  und  die 
Sippe  des  Erschlagenen  hatte  das  Recht,  dasselbe  zu  fordern,  ohne  dass 
es  dem  Thater  frei  stand,  die  Bache  zu  fordern,  oder  gar  seine  Ver- 
wandtschaft befugt  oder  verpflichtet  gewesen  wäre,  denselben  gegen  die 
Familie  des  Erschlagenen  zu  schützen.^<^  Wie  der  Mord,  so  wurden  die 
geringeren  Yerletzungen  mit  bestimmten  Geldbussen  gesühnt. 

IX.  Analog  der  Familienverbindung,  namentlich  zum  Schutze  gegen 
Friedensbrüche  und  mit  der  gegenseitigen  Yerhafhmg  für  das  von  dem 
Einen  verwirkte  Wergeid  haben  Yiele  unter  den  Gemeindegliedem  eine 
Verbindung  finden  wollen,  welche  sie  als  Gesammtbürgschaft^^ 
bezeichnen.  Eine  solche  ist  nicht  altgermanisch;  erst  in  späterer  Zeit 
kam  in  England,  jedoch  in  anderer  Beziehung,  ein  solches  Instihit  auf, 
woraus  man  jenes  abstrahirt  hat. 


^  Ableitung,  Wortbedeutung  und  Synonyma  s.  bei  Grimm  B.A.  S.  660  ff. 
YgL  Oaupp  das  alte  Gesetz  der  Thüringer  S.  160  ff.,  Wild a  Strafrecht  S.  366  ff., 
Saohsse  histor.  Grundl.  S.  312  ff.,  Waitz  Y.G.  I.  S.  214  ff.  —  Tacitus  cap.  21. 
Cap.  12.  „Sed  et  lerioribus  delictis  pro'  modo  poena:  equorum  peoorumque  numero 
conyicti  mnltantur.  Pars  multae  regi  rel  oiTitati,  pars  ipsi  qui  rindicatur  vel  pro- 
pinquiB  ejus  absolvitur.^  Tacitus  scheidet  die  Verschiedenheit  der  Summen  nicht; 
das  spätere  Becht  zwingt  uns  dazu.  —  Aus  gleichem  Principe  erklärt  sich,  dass 
die  Familienglieder  dem  Angeklagten  aus  ihrer  Mitte  als  Eideshelfer,  Con- 
jnratoren  beistehen,  weil  sie  am  Meisten  bei  dessen  Rechtlichkeit  interessirt  sind 
und  am  Besten  dessen  Unschuld  kennen  können. 

><»  Wilda  Strafr.  S  190  ff.  Waitz  Y.G.  I.  S.  195  ff.  Es  ist  die  gegentheilige 
Ansicht  an  sich  eine  Unmöglichkeit,  weil  eine  geordnete  Rechtspflege,  ja  ein  Ge- 
meinwesen überhaupt  damit  unrereinbar  wäre.  Zuerst  ist  dies  behauptet  Ton 
Rogge,  dann  Ton  Philipps  D-  Gesch.  I.  S.  124  f.,  der  auch  in  der  D.  R.-  und 
Rechtsgesch.  (6-  99.  Anm-  10.,  116)  dieselbe  festzuhalten  scheint,  ebenso  Siegel 
Gesch.  des  deutsch.  Gerichtsrerf.  S.  18  ff. 

*A  Zuerst  hat  diese  aufgestellt  Moser  Osnabrückische  Geschichte  I.  §.  18  ff. 
DuB  folgen  Eichhorn  R.G.  L  §.18,  Rogge  S.  25  ff.  Philipps  Gesch.  des 
AngelsSohs.  Rechts  S.  98  ff,  Unger  Altd.  Gerichtsverf.  §.  6  ff,  Grimm  R.A.  S. 
291  u.  A.  Dagegen  Waitz  Y.G.  LS.  402,  Beilage  I  „Yon  der  s.  g.  Geiammt- 
bürgschafi^  S.  424  ff.,  welcher  die  Ausführungen  von  Feuerbach,  Worin  gen, 
Weiske  und  Wilda  berücksichtigt.  Seibertz  R.G.  I.  61  bezeichnet  die  auch 
hier  angenommene  Yerwandtenhaftung  als  Gesammtbürgsohaft. 
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§.    12. 
?.   Die  Freiem.   Der  AdeL   Die  GafVeleB.* 

bÜTgerlicheii  Rechte  theiUiaftig  sind  nur  jene  PersoDen, 

echten    Ehe    entstammen   und    des    QrundbesitzeB    fShJg 

-ei  gilt,  dessen  Vater  und  Matter  zur  Zeit  der  Geburt  frei 

Freie  waren  des  echten  Eigenthuma,  des  Orundbesitzes 
;  konnten  'Waffen  tragen,  Theil  nehmen  an  den  Volks-  und 
mmlungen,  hatten  das  Recht,  Verletzungen  abzuvebren  mit 
ssea  ein  Wergeld ,  durften  sich  auf  bestimmte  Art  kleiden 

Haar  tragen).  Der  Freie  hatte  keinen  Herrn  über  sich, 
^Ile,  das  ganze  Volk,  anerkannten:  den  König,  den  selbst- 
inceps.  Sie  thaten  keine  Dienste,  zahlten  keine  Abgaben, 
n  bewilligt  von  den  Freien  in  der  Versammlung  oder  durch 
hilligt  und  Ton  Allen  zu  entrichten.  Es  bt  somit  das  cha- 
Zeichen    der    Freiheit:    keinen   anderen  Herrn    zu 

den  Allen,  dem  Volke  gemeinsamen,  nnr  an  das 
lunden,  innerhalb  dessen  Schranken  aber  von 
t  unabhängig  zu  sein,  und,  da  das  Gesetz  vorzugsweise 
igelegenheiten  ordnete,  in  semer  Familie,  auf  seinem  Hofe 
tlbst  zu  herrschen.  Wohl  aber  kann  die  Freiheit  des  Ein- 
nicht  zur  vollen  Uebnng  gekommen  sein,  wenn  er  noch 
a   ist  (§.  11    sub  rV.)   od«  noch  keinen  Grundbesitz  hat 

Auch  das  Geschlecht  kann  ihr  eine  Schranke  geben  (§.  175). 

den  Freien  ragten   hervor   die  edelen  Geschlechter, 

lieber  seinen  Ursprung  gehen    die  Meinungen  sehr  aus- 


IL4.  S.  28X— 300.  Wniti  I.  110  ff.  v.  DanieU  BO.  I.  S.  82Ö  ff. 
Dietr.   Hflllmann    Qesoh.    d.    UrBpruugB   der  StSnde  in  Deatschl. 

1806  E)  BBfl.  1830.  Chr.  Thierb  ach  über  den  germ.  Erbadel, 
,  Savigay  Beitrag  zur  Reohtsgesoh.  des  Adele  im  ueueran  Europa, 
[oDr.  Hanrer  fiber  das  Weaen  des  ältegtoc  Adek  der  dentBohen 
Dem  YerbUtiiiBa  zur  allgemeinen  Freibeit,  HOaohen  1846.    Dr.  H. 

Nobile«   der  Germanen   in:    Erster  Beriobt   Ober   die  Qemiauiateii* 

der  üniveraitM  Leipzig.    Leipzig  1863.     Fbilipps  D.  Oesob.  1.8. 

■md  Reofatsgesch.  S.  34,  Orimm  R.A.  S.  26Ö— 281,  Waitz  Y.G. 
ii  dem  die  übrige  Literatur  angeführt  wird,  Walter  R.Ö-  $•  Vi., 
'.  —  Der  Freie  wird  in  den  Quellen  mit  ingenune  und  über,  frt, 
bezeichnet;  „Adal  bedeutet  genus,  prosapia  mit  dem  Kebensinne 
rimln  RA.  8.  2S6).  £dili,  edel,  adaling,  edeling  bedeutet  einen 
w  Abkunft,    dann  einen  Mann  Ton  Geburt   Oberhaupt.     Diea   erklBrt 
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auseinander.  Einige  leiten  ihn  auf  die  damit  verbundene  Priesterwürde 
zurück  (Eichhorn,  Phillips,  Grimm  u.  A.).  Hiergegen  ist  zu  be- 
merken, dass  jeder  Obrigkeit  das  Recht  zur  Ausübung  solcher  Functionen 
zustand,^  diese  Ansicht  also  jedenfalls  ihre  Begründung  in  yorhistorischer 
Zeit  suchen  muss.  Eine  andere  Ansicht  gründet  „den  XJradel  auf  Ab- 
kunft aus  einem  herrschenden  Qeschlechte^.  Sie  geht  davon  aus,  dass 
die  „reale  Grundlage  der  staatlichen  Verbindungen  patriarchale  Stanim- 
herrschaften  waren,  in  welchen  die  von  einer  Urfamilie  ausgehenden 
Familien  und  Geschlechter  dadurch  zusammengehalten  wurden,  dass  sich 
die  Hausgewalt  des  ersten  Familienhauptes  als  Obergewalt  in  seinem 
Mannesstamme  nach  dem  Alters  Vorzüge  in  absteigender  Linie  fortsetzte^ 
und  es  findet  nach  ihr  „der  Adel  seine  natürliche  Erklärung  in 
den  Machtvorzügen  des  herrschenden  Hauses,  an  welchen  die  in  dem 
Laufe  der  Zeit  sich  von  ihm  abzweigenden  nachgeborenen  Linien  nicht 
unbetheiligt  bleiben  konnten^.^  Diese  nimmt  offenbar  als  bewiesen  an, 
was  in  älterer  und  neuerer  Zeit  beim  Adel  zur  Erscheinung  gekommen 
ist  und  von  Adeligen  wie  Nichtadeligen  als  Bedingung  der  Stellung  des 
Adels  aufgestellt  wird.  Er  kann  auch  nicht  blos  auf  persönhchen  Eigen- 
schaften^ wie  sie  ein  Amt,  grosse  Tapferkeit,  Weisheit  im  Rathe  leihen, 
beruhen,  weil  er  dann  offenbar  stets  neu  sich  hätte  bilden  können,  wäh- 
rend es  in  Wirküchkeit  nur  eine  beschränkte  Anzahl  von  adeligen  Fa- 
milien gab.  Unstichhaltig  ist  auch  die  Ansicht,  welche  den  Adel  aufbaut 
auf  der  Grundlage  des  grossen  Grundbesitzes,  der  dadurch  bedingten 
Gefolgsherrschaft  und  der  Gewohnheit  der  Landbevölkerung, 
ihre  Oberhäupter  aus  den  reichen  und  mächtigen  Familien  zu  nehmen.* 


sich  ganz  deutlich  aus  der  aufgestellten  Ansicht  Über  den  Adel,  weil  danach  gerade 
bei  ihm  Alles  auf  die  Geburt  ankam.  Ihm  entgegen  heisst  wohl  der  Freie  minor, 
minoflidus  (Grimm  R.A.  S.  273).  Andere  sehen  als  den  Stamm  des  Wortes  nn 
dd  =::  gut,  davon  odal;  Grimm  „yermuthet,  dass  nodal  altn.  ödal,  ags.  edel:  prac- 
diom  aTitum  dazu  im  Ablautsyerhältniss  stehe.''  —  Das  Vorkommen  des  Adels  er- 
gibt sich  hinlfinglich  aus  einer  grossen  Anzahl  von  Quellenstellen,  z.  B.  T  a  c  i  t  u  s 
Germ.  cap.  7.  11.  13.  14.  18.  26.  44.,  Annal.  I.  67 ,  n.  11.,  62.,  XI.  16.  17.,  Eist.  IV. 
12.  55. 

*  Taoitus  Germ.  c.  10.  „ . .  publice  aluntur  isdem  nemoribus  ac  lucis  candidi 
(seil,  equi)  et  nuUo  mortali  opere  contacti;  quos  pressos  sacro  curro  sacerdos 
ac  rex  vel  prinoeps  ciyitatis  comitantur,  hinnitusque  ac  fremitus  observant.^ 

»  Also  T.  Daniels  R.G.  S-  118. 

^  Das  ist  die  Ansicht,  welche  ZSpfl  neuestens  festhält  Ihr  stimmt  bei  S ei- 
ber tz  R.G.  L  S.  54  ff,  welcher  frei  und  adelig  für  die  älteste  Zeit  als  identisch 
nimmt,  das  Hervortreten  eines  besonderen  Adels  darin  sieht,  dass  obwohl  Adel  und 

T.  Schulte,  Reichs-  u   Kccht^gcAch.  3.  Aufl.  o 
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Auch  dies  ist  nur  etwas  Faktisclies,  erklärt  aber  nicht  die  Quelle  des 
Adels.  Uebrigens  sind  gewiss  auch  andere  Familien  allmälig  zu  grossem 
Grundbesitze  gelangt,  ohne  dass  sich  jedoch  eine  Spur  davon  findet,  dass 
die  Zahl  der  adeligen  Familien  (Geschlechter)  sich  verändert  oder  ver- 
mehrt hätte.^  Keineswegs  aber  soll  geleugnet  werden,  dass  faktisch  der 
Adel  der  grösste  Grundbesitzerstand  war;  gewiss  hat  sich  auch  allmälig 
der  Adelsbegriflf  mit  einem  gewissen  Grundbesitze  verbunden.  Zu  ver- 
werfen ist  schliesslich  die  Ansicht,  welche  ihn  daraus  erklart,  dass  er 
einer  andern  Bace  angehört  habe,  weil  das  Volk  durchaus  denselben 
Ursprung  hatte.*  Die  eigentüche  Quelle  des  Adels  fallt  in  vorhistorische 
Zeit  und  kann  nur  vermuthet  werden.  Uns  tritt  derselbe  als  ein  Faktum 
entgegen.  Es  beruhete  das  Ansehen  des  Adels  auf  der  Geburt,  auf 
der  Abstanmiung  aus  einem  Geschlechte,  welchem  im  Volke  ein  höheres 
Ansehen  beigelegt  wurde,  vielleicht  aus  dem  Grunde,  weil  man  diese 
Geschlechter  für  Abkömmlinge  von  Göttern  oder  Heroen  hielt  ;^  die  Be- 
deutung des  Adels  war  somit  eine  historische.  Man  legte  den  Adeligen 
höhere,  edlere  Eigenschaften  bei.  Befestigt  und  aufrecht  erhalten  wurde 
diese  Anschauung  durch  die  andere,  dass  sich  durch  die  Zeugung  das 
Blut,  mit  ihm  die  Seele,  als  deren  Sitz  das  Blut  galt,  und  die  guten 
oder  schlechten  Eigenschaften  der  Eltern  fortpflanzen ;®  eine  Anschauung, 
welche,  obgleich  durch  das  Christenthum  entschieden  verworfen,  so  sehr 
in  vielen  rechtlichen  Sätzen  sich  ausprägte,  dass  sie  schwer  zu  verbannen 
war,  ja  noch  heut  zu  Tage  sich  vielfach  zeigt.* 


freier  Besitz  (odal,  alode)  identisch  waren,  durch  die  allmälig  eintretende  Ungleich- 
heit des  Besitzes  eine  Ungleichheit  der  Personen  eintrat,  die  zu  einer  besonderen 
Klasse  in  ihrem  Stande  führte;  dieser  vornühmeren  Klasse  gehörten  die  Priester 
an;  sie  hatten  Gefolgschaften.  Auf  odal  (Note  1)  stützt  man  diese  Ansicht  auch; 
jedenfalls  liegt  aber  die  Herleitung  von  adal  sprachlich  näher. 

&)  Für   eine   solche  Yermehrung   beruft   sich   Zöpfl   H.  24  f.  auf  Tacitus 

0.  13. 

6)  Tacitus  Germ.  cap.  2.    Jene  Ansicht  hält  fest  v.  Sayigny. 

7)  Bei  den  Gothen  heissen  die  Adligen  auch  ans  es,  Halbgötter.  Einzelne 
(Hengist  und  Horst)  leiten  ihren  Ursprung  auf  Wuotan  zurück. 

9)  Phillips  D.  R.-  und  R-Gesch.  §  32,  S  84,  Walter  R.G.  S.  8.  —  Hille- 
brand  Lehrbuch  %.  16  erklärt  den  Ursprung  des  Adels  daraus,  dass  das  Ansehen 
besonders  rerdienstvoller  Männer  einen  Torzug  geben  musste,  der,  obschon  an  sich 
ein  vorübergehender,  sich  zu  einem  dauernden  gemacht  habe,  wenn  die  Söhne  dem 
Beispiele  des  Täters  folgten.  Zöpfl  nimmt  diesen  Fall  als  einen  der  Gh-ünde  für 
die  Ergänzung  desselben. 

^)  Dass  die  christliche  Lehre  Ton  der  Fortpflanzung  der  Erbsünde  daniit  nichts 
zu  thun  hat,  mithin  auch  nicht  zur  Stütze  dieneil  kaiin,  liegt  auf  d€rr  Hand. 


i^ 
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n.  Der  Adel  bildete  keinen  eigentlichen  von  den  Freien 
unterschiedenen  Stand, ^0  keine  bestimmte  Klasse  des  Volkes, 
die  von  den  übrigen  Freien  sich  geschieden  hätte,  sondern  hatte  nur 
einzelne  Vorrechte,  welche  sich  in  der  Famihe  fortsetzten.  Solche 
waren:  das  durch  die  Tradition  den  adeligen  Familien  einwohnende 
höhere  Ansehen  im  Yolke,^^   dass,  wo  Eönigthum  bestand,  der  König 


<>  Grimm  B.A.  S.  268  fg.  Das  ist  auch  eigentlioh  die  Ansicht  von  Waitz. 
Denn  wenn  er  eine  „Yerschiedenheit  der  St&nde'^  in  der  „Scheidung  der  Freien  Ton 
dem  Adel**  (L  S.  212)  und  doch  wieder  nicht  „bestimmte  politische  Rechte**  (8.  219) 
des  Adels  annimmt,  so  fehlt  der  Stand,  der  weder  im  Wergeid  noch  im  Ansprüche 
Buf  das  KOnigthum  allein  besteht.  Walter  erklärt  ihn  als  „einen  yon  den  ge- 
meinen Freien  .  .  unterschiedenen  erblichen  Stand/  beschränkt  aber  den  Stand 
auf:  „im  Eherecht  und  durch  ein  höheres  Wergeid,**  fügt  hieran  ihre 
Thatenlustu  s.  f.  r.  Daniels  hält  ihn  für  keinen  Stand  im  heutigen  Sinne 
des  Wortes,  aber  wohl  für  einen  solchen,  wenn  man  dem  Ausdrucke  Stand  nicht 
den  heutigen  Begriff  unterschiebe.  Er  sieht  nun  „das  Wesen  der  germanischen 
Standesunterschiede  nicht  in  Rechten,  welche  allen  Genossen  des  einen  Standes  ror 
denen  eines  andern  gemein  sind,  sondern  nur  darin,  dass  die  persönliche  Stellung, 
welche  sich  in  rechtlichen  Yerhältnissen  geltend  macht,  nicht  Sache  freiwilliger 
Anerkennung  war,  sondern  auf  rechtlich  feststehenden  Merkmalen  beruhte.*^  Das 
ist  ein  Spielen  mit  Begriffen. 

^^  Deshalb  aber  auch  schon  für  die  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  ein  höheres 
Wergeid  mit  Grimm  R.A.  S.  272  ff,  Wilda  Strafr.  S.  368,  Walter  R.ö.  S-  10, 
fiillebrand  R0.  $    16,  (s.  auch  Waitz  I.  S.  214)  anzunehmen,   ist  gewagt  und 
das   wirkliche  Yorkommen   in  der  folgenden  Zeit  noch  kein  Beweis.    Waitz  sieht 
den  Beweis  darin,  „dass  die  yersohiedenen  Stämme,  die  in  der  Heimath  sesshaft  ge- 
blieben  und   die   in   die  Ferne   zogen   und  neue  Herrschaften  bildeten ,   dieselben 
Unterscheidungen  kennen.    Und   auch   bei   den  Skandinayen  sind  sie  ausgebildet.** 
Aber  kann  nicht  das  höhere  Wergeid    erst  dadurch  allmälig  entstanden  sein,   dass 
sich  in  Folge  des  regelmässigen  Erwählens  der  principes  aus  dem  Adel  dessen  An- 
sehen juristisch   gestaltete?    Auch   das  Wergeid  selbst  als  eine  rechtliche  For- 
derung und  Leistungsverbindlichkeit   ist  ja   wohl  kaum  yor  der  Yölkerwanderung 
anerkannt  gewesen.    Die  Leg  es  haben  ja  einen  Zustand  yor  Augen,  wo  that säch- 
lich  die  Forderung   und  Leistung  Regel  war.    Gerade  aus  jener  Redaction  eines 
Volksrechts,  welche  der  heidnischen  Zeit  am  nächsten,   oder  in  ihr  steht,  der  lex 
Salioa,  können  wir  den  Unterschied   nicht  nachweisen,   weil  hier  das  Yerhältniss 
zum  Könige   massgebend   ist.    In  der   Bajuy.   Text    leg.  primus  HI.  1.,   lY.  28., 
Angl   1.  2,  Fris.   I    1.  ff.    u.  a.  kommt   der  Unterschied  yor;  das  Yerhältniss  ist 
verschieden  (3:  1,  2:  l  u.  s.  w.).    Die  lex  Saxonum  kennt  einen  solchen  Unter- 
schied nicht.    Wenn  c.  14.  dem  nobilis  1440,  c.  16  dem  litus  120  sol.  Wergeid  gibt, 
so  berechtigt  das  nicht,  mit  Waitz  L  B.  215  zu  sagen:   „das  des  Freien  muss  als 
das  doppelte   yon  diesem,  ein  Sechstel   das   des  Adlichen   angenommen   werden**. 
T'ielmehr  hatSeibertz  B.G.  L  S.  129  Recht,  zu  sagen,   aus  c.  64  (Merk)  und  c 
44  folge,  dass  liberi  und  nobiles  keine  yersohiedenen  Stände  bildeten,  weil  nach 

3* 


36  Gesch.  d.  Verfass.  I.  Per.  I.  Kap.  §.  12. 

nur  aus  dem  Adel  genommen  werden  konnte,  obwohl  meistens  eine 
Familie  die  königliche  war,^^  dass  man  bei  der  Wahl  der  Obrigkeiten 
meistens  auf  den  Adel  sah,*^  offenbar  aus  dem  Grunde,  weil  es  nur  sach- 
dienUch  war,  wenn  zu  dem  amtlichen  Ansehen  ein  persönliches  hinzukam. 


0.  44  stets  der  proximus  paterni  generis**  die  tutela  hat,  c.  64  ^liber  homo,, 
qui  sub  tutela  nobilis  cuiuslibet  er at**  beweist,  dass  ein liber  zum näohsten 
Schwertmagen  (proximus  paterni  generis)  einen  nobilis  haben  konnte,  folglich  eine- 
und  dieselbe  Familie  aus  liberi  und  nobiles  bestehen  konnte ,  folglich  c.  64  den 
liber  und  nobilis  als  zur  selben  Familie  gehörig  ansieht.  Hieraus  und  aus  dem 
von  Seibertz  I  S.  127  ff.  gelieferten  Beweise,  dass  noch  im  12  Jahrh.  liberi^' 
nobiles ,  ingenui  in  Westfalen  identisch  sind ,  geht  evident  heryor ,  dass  die 
Sachsen  Adel  und  Freie  nicht  als  Stände  schieden.  Mir  scheint  daher  die  An- 
sicht Yon  Seibertz:  die  edelingi,  addlingi,  nobiles  seien  die  Besitzer  eines  Alodes,. 
die  ingenui ,  ingenuiles.  liberi  Freie  gewesen  ,  welche  keinen  Grundbesitz  hatten, 
richtig  zu  sein. 

^*  Hierüber  sehe  man  die  Ausführung  von  Waitz,  der  alle  hieraus  gezogenen 
Folgerungen  beleuchtet.  Material  auch  bei  Grimm  B.A.  S.  269  f.  Phillips 
D.  R.  u.  R.Gesch.  §.  13  und  34  vertheidigt  nochmals  die  Ansicht,  dass  der  Adel 
(wie  eigentlich  alle  Freien)  nur  eine  Entfaltung  des  Königthums  sei,  weil  jener  und 
dieses  doch  aus  der  ursprünglichen  Stammfamilie,  dem  ersten  Menschenpaare,  her- 
komme;  hiernach  erscheint  ihm  der  Adel  und  das  königliche  Geschlecht  dieses 
Andenken  nur  am  Besten  bewahrt  zu  haben;  er  führt  dieses  alsdann  zurück  auf 
die  h.  Schrift.  Ich  sehe  nicht  ein,  wozu  dieser  Beweis  dienen  soll.  Stammten  denn 
die  unfreien,  die  nichtgermanischen  Völker  u.  s.  f.  auch  von  einer  und 
zwar  derselben  Stammfamilie  ab  wie  die  deutschen  Adels-  und 
Konigsgeschlechter?  Falls  man  diese  Frage  bejaht,  und  das  muss  Phil- 
lips thun,  wenn  er  bei  seinem  Beweisgrunde  (h.  Schrift)  stehen  bleibt,  so  folgt 
hieraus:  1)  dass  mit  dieser  Ansicht  in  Betroff  der  Entstehung  des  Adels  gar  nichtfc 
gesagt  ist,  mithin  die  ganze  Frage  offen  bleibt  und  wieder  Alles  darauf  ankommt,, 
eine  blosse  Ansicht  des  Volkes  zu  finden,  weil  ein  objectiyer  Grund  nicht  exi- 
stiren  könnte,  der  der  Geburt  ein  solches  Gewicht  beilegt;  2)  dass  in  sich  die 
gauze  Anschauung  keinen  haltbaren  Grund  hat.  —  In  der  späteren  Zeit  soll  in 
Sachsen  zwischen  Adeligen  und  blossen  Gemeinfreien,  wie  überhaupt  zwischen  Leuten 
verschiedener  Abstufung  keine  echte  Ehe  möglich  gewesen  sein.  Budolfi  Fuldensis 
et  Meginharti  translatio  S.  Alexandri  (Pertz  Monum.  II.  S.  675;:  „Quatuor  igitur 
differentiis  gens  illa  (die  Sachsen)  consistit,  nobilium  scilioet,  et  liberorum,  liber^ 
torum  atque  servorum.  Et  id  legibus  firmatum,  ut  nulla  pars  in  copulandis  conju- 
giis  propriae  sortis  terminos  transferat,  sed  nobilis  nobilem  ducat  uxorem  et  liber 
liberam,  libertus  conjugatur  libertae  et  servus  ancillae.  Si  vero  quispiam  herum 
sibi  non  congruentem  et  genere  praestantiorem  duxerit  uxorem,  cum  vitae  suae 
damno  componat.'*  Wenn  Walter  nach  Waitz  I.  S.  213  dies  als  Vorrecht  des 
Adels  schon  der  ältesten  Zeit  anführt,  so  dürfte  in  der  That  diese  Nachricht  hierfür 
doch  zu  späten  Datums  sein  und  Zöpfl  Recht  zu  sagen  haben,  dass  sich  aus  der 
Zeit  vor  der  Völkerwanderung   gar  keine  persönlichen  Vorrechte  dos  Adels  nach-* 
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nL  Unter  den  Freien  stehen  als  eine  besondere  Klasse  die  Frei- 
gelassenen, liberti.1*  Sie  blieben  im  Mundium  der  Herren,  oder 
lamen  in  das  des  Königs  oder  der  Kirche,  hatten  ein  geringeres,  meist 
nur  das  halbe  Wergeid  eines  Freien,  konnten  kein  echtes  Eigenthum 
besitzen  und  deshalb  auch  keine  politischen  Rechte  (Theilnahme  in  den 
Tersanmilungen  u.  s.  f.)  ausüben.  Für  sie  bot  mithin  nur  die  Gunst  des 
Königs,  insbesondere  die  Verleihung  eines  Amtes  das  Mittel,  höheres 
Ansehen  und  hiermit  allmälig  die  volle  Freiheit  zu  erlangen.  ^^ 

IV.  Ungeföhr  auf  gleicher  Stufe  mit  den  Freigelassenen  stehen  die 
Liten,  Leten,  Lazzen,  später  Aldien,  Aldionen.^^    Auch  diese 


'«reisen  lassen,  die  sich  auf  das  Priratrecht  und  Criminalrecht  beziehen.  Uobrigens 
halte  ich  nach  den  Belegen  in  Note  11  die  ganze  Nachricht  für  unglaubwürdig, 
da  sie  in  schroffem  Widerspruche  steht  mit  dem,  was  von  den  Verhältnissen  der 
flachsen  fessteht  Auch  v.  Sybel  Eönigthum  S.  94  ff.  verwirft,  wie  schon  Waitz 
herTorhebt,  die  Nachricht. 

^'  Dass  es  aber  durchaus  falsch  ist,  principes  und  nobiles  für  identisch 
zu  halten,  dasjenige,  was  dem  Fürsten  als  einer  obrigkeitlichen  Person  zukommt, 
4em  Adeligen  beizulegen,  hat  Waitz  Y.G.  I.  S.  220  ff  überzeugend  dargethan, 
besonders  gegen  E  i  c  It  h  o  r  n  R.Q.  %.  146  und  t.  S  a  v  i  g  n  y  S.  5.  Es  folgt  das  Gegen- 
theil  deutlich  aus  Tacitus  cap.  12.  „Eliguntur  in  isdem  conciliis  ot  prin- 
cipes, qui  jura  per  pagos  vicosque  reddant.*^  Auf  der  andern  Seite  sagt  Zöpfl 
II.  25  Anm.  16  mit  Recht ,  dass  es  gewiss  eine  für  jene  Zeit  unpraktische  und  aus 
tacitus  Annal.  XL  17.  erwiesene  Redensart  sei,  anzunehmen,  jeder  freie  Mann 
habe  zum  princeps  gewählt  werden  können,  da  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass 
das  Yolk  in  jenen  Zeiten  Yon  seinen  alten  Geschlechtern,  mit  denen  seine  Geschichte 
Terwachsen  war,  nicht  abUess.  üeber  die  geringe  Anzahl  der  edlen  Geschlechter 
Waitz  I.  S.  196  ff. 

*♦  Grimm  R.A,  8.  331—838,  Eichhorn  §.  51,  Waitz  L  S.  174  f. 

^^  Tacitus  Germ.  cap.  25.  „Liberti  non  multum  supra  serYos  sunt,  raro  ali- 
quod  momentum  in  domo,  nunquam  in  ciyitate,  .exceptis  duntaxat  iis  gentibus  quae 
Tegnantur.  Ibi  enim  et  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendunt:  apud 
ceteros  impares  llbertini  libertatis  argumentum  sunt/ 

"  Grimm  RX  S.  305  ff  Waitz  I.  8.  175  ff.  Zöpfl  n.  S.  19  f.  nimmt  „ur- 
flprüngllch  nur  Geburtsstände  der  Freien  und  Unfreien  oder  Knechte'*  an,  bei  jenen 
die  dreifache  Abstufung  des  Adels,  der  Freien  und  Freigelassenen.  Die  Erwei- 
terung der  wenig  zahlreichen  liberti  zu  der  sehr  zahlreichen  Mittelklasse  der  Halb- 
freien sieht  er  als  eine  der  bemerkenswerthesten  Entwicklungen  der  Standesverhält- 
nisse  in  der  meroTingischen  und  karolingischen  Zeit  an.  —  Belassen  von  Grund  und 
Boden,  der  Einem  zugefallen  war  bei  der  Besitznahme  des  Landes  gegen  die  Pflicht 
zu  Diensten  und  Naturalabgaben ,  Freilassung  und  Uebergabe  yon  Gut  in  dieser 
Weise ,  langes  Yerbleiben  der  Nachkommen  eines  unbegüterten  Freien ,  der  von 
«inem  Anderen  Aecker  gegen  Dienste  und  Abgaben  hatte,  das  sind  wohl  die  Gründe 
der  Entstehung.    Wollen  wir  aus  den  Yolksrechten  und  anderen  Quellen  der  spä- 
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ihe  Rechte,  hatten  hingegen  ein  Wergeld  und 
r  mit  Terschiedenartigen  Diensten  und  Abgaben 
e  Entstehung  dieses  Yerhältniaeea  lassen  sich 
1  auffinden. 

egensatz  za  den  Freien  bildeten  die  Un&eien, 
ebungsgrund  der  Unfreiheit  war  Eriegsgefangeo- 
hten,  Begeben  in  die  Knechtschaft.'^  Sie  stehen 
llen  ihres  Herrn,  welchen  nur  die  Sitte  mildert,'^ 
lO  dass  der  Herr  für  den  erschlagenen  Knecht 
ß  ßir  eine  Sache,  und  entbehren  aller  Itechte, 
siht,  sind  unfähig  Eigenthum  zu  haben,  können 
1  keinen  fiffentlichen  (staatlichen)  Schutz. 


§.  13. 

8,   DI«  Fttrslan.   Du  Künlg. 

len  Tölkerschaften  finden  wir  bestimmte  Obrig- 
jeitung  der  öffentUohen  Angelegenheiten  betraut 
Färgten.  Sie  wurden  in  den  Versammlungea 
Qr  die  Lebensdauer,  regelmässig  aus  den  edlen, 
(»nd  die  Besorgung  der  geringfügigeren  Auge- 
tscheidung  in  kleineren  Rechtsstreitigkeiten  zu,^ 
'eitung  und  Anbringung  bei  der  Yersammlung. 
la  Bichteramt  aus  in  den  ordentlichen  Oerichten. 
Stämmen,  wohl  aber  im  Laufe  der  Zeit  bei  d»i 
■igkeit  über  den  ganzen  Stwmn,  den  König,* 


<en  81  e  mit  den  Coloneu  ^oaae  AehnllDlikeit;  ihr  Yer- 
*,  als  erscheinen  aU  Zugehfir  eines  Hofes. 
.  34.  „Victua  voluntoriam  Berritutem  adit.'  An  da» 
lasgeiiBchaft  und  dar&n,  dasa  uraprfln^Uch  die  Knechte 
ougehSrten,  erinnert  der  spfttere  Name  Sklaven,  der 
ri   für    die    Slaren    und  Eneohte  in  Urknuden  dea  8- 


IS.  Tgl.  die  g.  12.  N,  13  Genannten,  Hoth  OMchiclite 
^en  1660,  8.  S  ff.,  t.  D«niela  RO.  g.  119.  Waits 
JerntMia  de«  Taoitua  in  Foraohungen  II.  88fi  C 

11.    Üeber  die  Sitte,   denaelben  OeRohmke  tu  geben, 

hatten,  Tacitua  oap.  15. 

Iiung  dea  dentschMi  ESoigthiuiu,  1844;  F-  H.  Vitt- 
KOnigthnm,  Hanohen  1864;  A.  Oemeiner  Die  Ter- 
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der  auch  im  Frieden  ala  höchste  Obrigkeit  erscheint,  während  m  Eriegs- 
zeiten  ein  gewählter  Heerführer  aufkitt.^  lieber  den  Ursprung^  des 
Königthums  lassen  sich  keine  sicheren  Angaben  machen,  soweit  derselbe 
in  die  vorhistorische  Zeit  fallt.  Jedenfalls  ist  die  königUche  Würde  eine 
aas  dem  Yolk  herausgewachsene,  nationale,  und  auch  in  der  besonderen 
Weise  demselben  eigenthümliche.  Es  besteht  das  Eönigthum  in  der 
erblichen  Herrscherwürde  ini^erhfdb  einer  bestimmten  Familie,  die 
entweder  seit  grauer  Vorzeit  dieselbe  besassen,  oder  zwar  durch  Wahl 
des  Volkes  erhalten,  sofort  aber  erblich  behauptet.  Innerhalb  der  Eönigs- 
familie  war  keine  bestimmte  Erbfolge,  sondern  die  Bezeichnung  der 
Person  geschah  wohl  durch  die  Familie  unter  Zustimmung  des  Volkes. 
Es  war  die  königliche  Familie  unter  allen  edlen  Geschlechtem  das  erste, 
ausgezeichnetste  und  ragte  deshalb  weit  über  den  Adel  hervor.^ 


fassung  der  Centenen  u  des  fränk  Kdnigthums,  Munch.  1855;  R  K5pke  Deutsche 
Forchangen,  Berlin  1859;  Hinrichs  Die  Könige,  1860;  Fei.  D ahn  Die  Könige 
der  Germanen  aus  den  Quellen  dargestellt ,  1.  Abth.  Münohen  1861.  F  r  i  e  d  r- 
ThudichumDer  altdeutsohe  Staat,  Diesen  18ü2.    Waitz  L  S.  273  ff. 

*  Taoitus  Germ.  cap.  7.  ,Beges  ex  nobilitate,  duces  ex  yirtute  su- 
munt.''  Er  zählt  cap.  43.  sqq.  einige  Völker  auf,  die  Könige  hatten.  Caesar 
kennt  das  König thum  nicht.  VI.  cap-  23:  , Cum  bellum  ciyitas  aut  inlatum  defendit 
ant  infert,  magistratus,  qui  ei  belle  praesint,  ut  vitae  necisque  habeant  potestatem, 
deliguntur.  In  pace  nullus  est  communis  magistratus,  sed  principes 
regionum  atque  pagorum  ii^ter  suos  jus  diount  controyersiasque  minuunt.** 
Die  Eburones  i^  Gallien  hi^tten  nach  ihm  solche  Y.  24.,  YI.  31.  lieber  seine  An- 
gabe bezüglich  Ariovist's  (I.  43.)  s.  Waitz  I  S.  278.  Die  Sachsen  hatten  noch 
im  8.  Jahrh.  keinen  solchen  Herrn.  Auf  den  Namen  kommt  es  nicht  gerade  an. 
Grimm  BJL.  8.  229  ff. 

&  Es  sind  darüber  die  wunderb arlichsten  Meinungen  aufgestellt.  Waitz 
S.  289  ff.  zählt  die  Völker  auf,  welche  zu  Tacitus  Zeit  bereits  Könige  hatten,  und 
zeigtf  wie  es  bei  anderen  sich  in  historischer  Zeit  entwickelt  hat,  widerlegt  die  An- 
sicht, dass  das  Königthum  aus  den  Gofolgaohaften  sich  entwickelt  habe  (die  bei 
Eichhorn  §.  17,  Phillips  R.  u.  R-Gesch.  §.  13,  34,  53  u.  A.  die  Grundlage 
ihrer  Verfassung  bildet).  In  derselben  Richtung  die  Ausführung  yon  Roth,  Walter, 
Dahn.  —  ürsprünglieh  mag  Priesterthum ,  Reichthum,  Ansehen,  Adel,  im  Kriege 
erlangtes  Ansehen,  Aussterben  der  Adelsgeschlechter^  Beispiel  anderer  Stämme  ^ur 
Entstehung  beigetragen  haben. 

«  Tacitus  Germ.  cap.  7.  42,  Annal.  XL  16.  Ueber  den  ältesten  Versuch, 
eine  bestimmte  Erbfolgeordnung  (das  Seniorat>  zu  begründen:  Herm. 
ächulze  De  testamento  Genserici  seu  de  antiquissima  lege  successoria  in  Ger- 
manomm  regnis  scripsit,  Jena  1859.  ^Dahn  in  Pözl's  Krit.  Vierteljahrssohrift 
n.  8.  133  iL}. 
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m.  Keineswegs  bei  allen  Stämmen  war  die  königliche  Macht  eine 
gleiche.''  Gesetz  und  Herkommen  begrenzten  den  Umfang  der  könig- 
lichen Rechte.  Hierzu  gehörte  der  Oberbefehl  im  Kriege,  die  Ernennung 
der  Unterbefehlshaber,  das  Recht  der  Leitung  und  Berufung  der  Volks- 
versammlungen, die  Aufrechterhaltung  des  Friedens  im  Stamme  und  die 
Handhabung  des  Rechtsschutzes.  Seit  der  Völkerwanderung  fiel  ihm 
auch  das  Recht  zu,  die  einzelnen  Gauobrigkeiten  (Grafen)  zu  ernennen.^ 
An  den  König  fiel  zweifelsohne  ein  guter  Antheil  der  neu  eroberten 
Ländereien;  ausserdem  pflegten  ihm  alljährlich  Geschenke  gespendet  zu 
werden. 

§.  14. 

9.  Die  Yolksversammliing. 

I.  Bei  den  nicht  von  Königen  beherrschten  Stämmen  lag  der  Schwer- 
punkt der  Verfassung  in  der  Volksversammlung,  welche  auch  in 
den  Staaten  mit  Königen  diese  bedeutend  beschränkte  und  in  allen 
wichtigen  Dingen  Mitregierungsrecht  hatte.  ^  Vor  diese  Versammlung 
gehörte'^  die  eigentliche  poUtische  Leitung:  Gesetzgebung,  Beschluss  über 


^  Tacitus  Germ.  o.  44.  „Trans  Lygios  Gotones  regnantur,  paulo  jam  ad- 
ductius  quam  oeterae  Germ anorum  genteB,  nondum  tamen  supra  über- 
tat em.*'  „omniumque  harum  gentium  .  . .  erga  reges  obseqnium.^  cap.  45.  Suionibus 
Sitonum  gentes  continuantur,  cetera  similes  uno  differunt,  quod  femina  dominaiur: 
in  tantum  non  modo  a  libertate  sed  etiam  a  severitate  degenerant."  Das  berechtigt 
noch  nicht,  mit  Walter  §.  24  zu  sagen:  „Bei  einigen  Völkern  im  fernen  Osten 
und  Norden  galt  unbedingter  Gehorsam  .  .  .'^  Cap.  7.  „neo  regibus  infinita 
aut  libera  potestas.^  Annal.  XTTI  54.  „auctore  Yerrito  et  Malorige,  qui  nationem 
eam  (Frisios)  regebant,  in  quantum  Germani  regnantur.*^ 

Aus  Tacitus  Germ.  cap.  11.  „mox  rex  Tel  princeps*^  folgert  Walter:  „Ja 
es  konnte  ein  König  bei  einer  Übrigens  ganz  freien  Yolksverfassung  vorkommen,^ 
übersieht  aber  das  Wörtchen  yel,  das  andeuten  kann:  oder  (wenn  kein  rex  da 
war)  zuerst  der  princeps,  und  gewiss  dies  bedeutet. 

8  Es  geht  nicht  an ,  ihm  das  Recht  zur  Einsetzung  der  Grafen  und  TJnter- 
b«amten  schon  in  ältester  Zeit  zuzuschreiben,  weil  dies  eine  zu  concentrirte  Yer- 
waltung  voraussetzt ,  wie  sie  erst  in  Folge  der  inneren  Veränderungen  seit  der 
Yölkerwanderung  und  der  Nachwirkung  der  römischen  Verhältnisse ,  auch  durch 
den  Einfluss  der  kirchlichen  Einrichtungen  sich  gestaltete. 

^  Tacitus  Germ.  c.  39  über  die  der  Semnonen,  40.  48.  Vgl.  So  hm  Frank. 
R.  n.  G.Verf.  8.  2  ff. 

Der  Name  dafür  ist  thing,  allthing  =  Versammlung  Aller,  bei  Tacitus 
Gonoilium. 

*  Tacitus  Germ.  cap.  11.  De  minoribus  rebus  prinoipes  Consultant,  de 
majoribus  omnes,  ita  tamen  ut  ea  quoque,  quorum  penes  plebem  arbitrium  est,  apud 
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Krieg  und  Frieden,  Wahl  (Gutheissung)  der  duces  und  principes*,  sie 
bfldete  das  Gericht  für  schwere  Straflalle ;  vor  ihr  wurden  alle  Rechts- 
acte  vorgenommen,  welche  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Stellung  des 
Einzelnen  eine  Beziehung  auf  die  Gemeinde  hatten :  Freilassung,^  Wehr- 
hafterklärung,^  Uebertragungen  von  Eigen,^  Verlobungen.^ 

IL  Die  Versammlungen  waren  ungebotene  (regelmässige,  zu  fest- 
gesetzten Zeiten)  und  gebotene  (unregelmässige,  nach  Bedür&iss  an- 
zusetzende), lieber  der  versammelten  Gemeinde  waltet  der  Schutz  der 
Götter,  sie  geniesst  Frieden,  weshalb  bei  ihr  die  Priester  eme  wichtige 
BoUe  spielen."'  In  der  Volksversammlung  stellt  sich  zugleich  dar  das  Heer. 

ni.  Ob  in  der  Versammlung  Alle  erscheinen  mussten,  lässt  sich 
nicht  mit  unbedingter  Sicherheit  sagen,  ist  jedoch  wahrscheinUch.  Aus 
den  einzelnen  Gauen  wurden,  seitdem  sich  die  einzelnen  Stämme  mehr 
verbunden  hatten,  Abgeordnete  gesandt,  aus  denen  die  grosse  Versamm- 
lung des  Stammes  gebildet  wurde.'*  Diese  Versammlungen  scheinen  aber 
weder  häufig  gewesen  zu  sein,  noch  lassen  sie  sich  genauer  feststellen. 


principes  pertractentur.  CoSunt,  nisi  quid  fortuitum  et  subitum  inoidit, 
certis  diebus,  cum  aut  inchoatur  luna  aut  impletur:  nam  agendis  rebus  hoc  au- 
spicatissimum  initium  credunt.  Neo  dierum  numerum,  ut  nos,  sed  noctium  com- 
puiant.  Bio  consfcituunt,  sie  ct>ndicuiit :  nox  ducere  diem  videtur.  Illud  ex  liber- 
tate  Vitium,  quod  non  simul  nee  ut  jussi  conyeniunt,  sed  et  alter  et  tertius  dieB 
cunctatione  coSuntium  absumitur.  üt  turbae  placuit,  considunt  armati.  Silen- 
tium per  sacerdotes,  quibus  tum  et  ooSroendi  jus  est,  imperatur.  Mox  rex  vel  prin- 
cdps,  prout  aetas  cuique,  prout  nobilitas,  prout  decus  bellorum,  prout  facundia  est, 
audiuntur,  aucioritate  suadendi  magis  quam  jubendi  potestate.  Si  displicuit 
BCDtentia,  fremitu  aspernantur;  sin  placuit,  frameas  ooncutiunt;  honoratissimum  ad- 
sensus  genus  est  armis  laudare.  12.  Licet  apud  concilium  accusare  quoque  et 
discrimen  capitis  itendere.  —  Eliguntur  in  isdem  conciliis  etprincipos 
qui  jura  per  pagos  yicosquo  reddunt.  Centeni  singulis  ex  plebe  comites,  concilium 
simul  et  auctoritas,  adsunt.* 

«  Grimm  R.A.  S.  333  sqq. 

^  Tacitus  cap.  13.  „Nihil  neque  publicae  neque  privatae  rei  nisi  armati 
agunt.  Sed  arma  sumere  non  ante  cuiquam  morls  quam  ciyitas  suffecturum  proba- 
yerit.  Tum  in  ipso  concilio  yel  principum  aliquis  yel  pater  yel  propinqui  scuto 
frameaque  juyenem  ornant.^ 

»  Grimm  RA.  S.  65ö  ff. 

6  Grimm  RA.  S.  433. 

"^  Tacitus  cap.  11.  (Anm.  2.),  7:  ,,Ceterum  neque  animadyertere  neque  yincire, 
ne  yerberare  quidem  nisi  sacerdotibus  permissum ,  non  quasi  in  poenam  nee  ducis 
joflsu,  sed  yelut  deo  imperante,  quem  adesse  bellantibus  credunt.^ 

*  Für  die  Sachsen  bekundet  dies  positiy  Huobald  yita  S.  Lebuini  in 
Pertz  Monum.   Script.  11.  361.    Ton  solchen   kann   man   auch   Tacitus   Germ. 
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§.  15. 

10.   Das  Kriegswesen.*    Die  Gefolgsohaften. 

I.  Yon  einem  besonderen  Heere  konnte  keine  Bede  sein;  das  Volk, 
die  Hundertschafts'-Gau'-yersanunlung  war  das  Heer.    Ihm  stand  vor  der 


o.  39.  40.  43.  Terstehen.  So  hm  Frank.  R  u.  G.Terf  S.  2  ff.,  der  aher  trotz  der 
apodictischen  Form  seiner  Aussprüche  keine  Klarheit  in  die  Sache  bringt. 

Das  Ooncilinm  des  Tacitus  ist  die  Yersammlung  der  Völkerschaft,  Land- 
schaft, gens,  civitas.  Ich  habe  in  der  1.  und  2.  Aufl.  die  YöljEerschaft  mit  Gau 
gegeben  und  daher  das  conoilium  GauY  er  Sammlung  genannt,  diese  in  den  Gegen- 
satz zur  Hunder  tschaftsver  Sammlung  gestellt.  Dass  ich  bei  Gau  Versammlung  nicht 
an  den  pagus  des  Tacitus  dachte,  ergibt  der  unveränderte  Schluss  von  §.  9-  lY. 
Wegen  des  Missverständnisses  gebe  ich  dies  auf  —  Während  die  Yölkerschafts- 
Versammlung  die  politische,  die  Landesversammlung,  der  Landtag,  v^ar,  stellt 
sich  die  Hundertschaftsversammlung,  wie  besonders  Sohm  Frank.  B.  u. 
G.  y.  S.  5  ff.  scharf  hervorhebt,  als  die  ordentliche  Gerichtsversammlung  heraus. 
Dies  ergibt  sich  aus  Tac.  Germ.  c.  11  ,  besonders  c.  12.  Die  im  Landtage  gewählte 
Obrigkeit,  der  princeps,  führt  den  Vorsitz  in  der  Hunderischaft  („centeni  singulis^, 
jiämlich  prinoipibus,  „ex  plebe  comites  adsunt^; ;  diese  steht  ihm  zur  Seite  als  Bath 
und  Besohliesser  (consilium  simul  et  auctoritas^) ;  der  princeps  handhabt  das  Becht 
„hundertschaftsweise'*  (n^Qr  pagos**)  d.  h.  in  jeder  Hundertschaft  ist  ein  Gericht. 
„Per  vicos**  ist  offenbar  auch  eine  Lidividualisirung  für  Hundertschaft,  da  factisch 
die  vici  eine  solche  bilden.  Die  Mark  als  solche,  noch  weniger  dus  einzelne  Dorf, 
wird  in  keiner  Quelle  als  eine  politische  Einheit  erwähnt,  hat  keine  Obrigkeit  und 
bildet  daher  auch  keinen  eigenen  Geriohtsbezirk. 

*  Tacitus  Germ.  oap.  6.  Zuerst  beschreibt  er  die  Waffen  und  Kampfesart. 
„ —  peditum,  quos  ex  omni  juventute  delectos  ante  aciem  locant.  Deflnitur  et  nume- 
rus: centeni  ex  singulis  pagis  sunt;  idque  ipsum  inter  suos  vocantur,  et  quod 
primo  numerus  fuit,  jam  nomen  et  honor  est.**  Gewiss  ist  die  Erklärung  von  Waitz 
V.G.  L  S.  155  richtig,  dass  centeni  nicht  auf  die  mit  den  Beitern  vermisdit 
kämpfenden  Fussgänger  zu  beziehen  sei  ( —  was  auch  aus  Caesar  deB.  G.  I.  48. 
folgt:  „equitum  milia  erant  sex,  tot! dem  numero  pedites  velocissimi  ac  fortissimi, 
quos  ex  omni  copia  singuli  singulos  suae  salutis  causa  delegerant:  cum 
his  in  proeliis  versabantur  — ),  sondern  dass  je  hundert  eine  Abtheilung  bildeten, 
und  davon  ihren  Namen  hatten,  also  im  Lateinischen  centeni  Messen, 
wofür  es  selbstredend  ein  deutsches  Wort  gab.  Demnach  ist  dessen  Paraphr^u^e 
trefflich :  „diese  Schaaren  hejisen  centeni,  und  was  Anfangs  blos  Zahlbegriff  war,  ist 
nun  ein  technischer  und  zugleich  ehrenvoller  Name  geworden.**  Oap.  7,  „ — duces 
ex  virtute  sumunt,  —  „et  duces  exemplo  potius  quam  imperio,  si  prompt!,  si  con- 
spicui,  si  ante  aciem  agant,  admiratione  praesunt,  ceterum  neque  (siehe  die  Worte 
in  §.  14  Anm.  7,  worauf  es  weiter  heisst:;  —  effigiesque  et  signa  quaedam  detracta 

lucis  in  proelinm  ferunt **    Caesar  de  B.  G.  VL  23.    „Cum  bellum  civitas 

aat  inlatum  defendit,  aut  infert,  magistratus,  qui  ei  hello  praesint,  ut  vitae  necisque 
habeant  potestatem,  deliguntur.  —  Latrocinia  nullam  habent  infamiam,  quae  extra 


Das  Kriegswesen.    Die  Gefolgschaften.  48 

König  oder  ein  gewählter Führar,  dux,  heretagan,  herizohn,  Her- 
zog. Der  BeBchluBs  über  Krieg  und  Frieden  ging  aus  von  der  Yer- 
aarnndung.  Ob  die  ganze  Yolkerschaft  oder  nur  ein  Theil  auszog,  hing 
daYon  ab,  ob  zu  führen  war  ein  Yertheidigungs-,  Angriffs-  oder  Bundes- 
genossen-Ejieg.  Im  Heere  ordneten  sich  die  einzehien  Schaaren  nach 
den  natürlichen  Familien-  und  G^neindeverbänden  unter  den  einzehien 
Gkiufiirsten  als  Unterbefehlshabem;  nur  die  Reiter  bildeten  eine  besondere 
Abtheilung,  zu  der  auch  aus  jedem  Haufen  Einzehie  ausgewählt  wurden. 
AQe  wehrhaften  Freien  waren  zum  Kriegsdienste  berechtigt  und  ver- 
pflichtet —  Wegen  der  religiösen  Weihe  des  Heeres  erscheinen  überall 
die  Priester  thätig;  jeder  Frevel  gegen  Tapferkeit  war  einer  gegen  die 
Gemeinde  und  die  Götter. 

n.   Gewissermassen   als  eine  Vorbereitung   zum  Kriegsdienste    er- 
scheint die  Gefolgschaft.^    An  die  einzelnen  Gaufiirsten  (principes), 


fines  cigusque  civitatis  fiunt^  atque  ea  juyentutis  ezeroendae  ac  desidiae  minuendae 
eausa  fieri  praedicant.  Atque  ubi  quis  ex  prinoipibus  in  concilio  dixit  se  ducem 
fore,  qui  sequi  veUnt,  profiteantur,  consurgunt  ii,  qui  et  causam  et  hominem  pro- 
bant,  suumque  auxilium  poUicentur,  atque  ab  multitudine  oonlaudantur :  qui  ex  bis 
secuti  non  sunt,  in  desertorum  ao  preditorum  numero  ducuntur,  omniumquo  bis 
rerum  postea  fides  derogatur.*'  Ueber  die  Heereseinricbtung  Waitz  I.  166  ff. 
336  f.  375  ff.  Für  die  teohnisbe  Seite  interessant  ist:  Das  deutcbe  Kriegs- 
wesen der  Urzeiten  in  seinen  Verbindungen  und  Wechselwirkungen  mit  dem 
gleichzeitigen  Staats-  und  Volksleben.    Von  General  v.  Peuker.   2  Thle.,  Berlin 

j&ao. 

1  Brockhaus  De  comitatu  Germaniae,  Lips.  1868.  B.  Pallmann  Knappen 
bei  den  Germanen  in  der  Zeit  der  Völkerwanderung  in  Forschungen  III.  229  ff. 
Anf  die  gesanimte  Literatur  gebt  genau  ein  Waitz  I.  S.  227  ff.  und  262  ff.,  wo 
Tacitus  Germ.  ß.  13.  14.  ausführlich  erörtert  werden,  344  ff.  Tacitus  Germ.  cap. 
13.  ^ylnsignis  nobilitas  aut  magna  patrum  merita  prinoipis  dignationem  [i.  e. 
^e  Würdigung  der  Fürsten,  Auszeichnung  durch  den  Fürsten;  so  dass  dignatio 
m.  transitiven  Sinne  steht.  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  von  Orelli  auf- 
gestellten Auffassung  von  ^ydignatio**,  sowie  die  Unrichtigkeit  so  mancherlei  anderer 
Erklärung  thut  dar  Sachsse  Grundl.  S.  430,  und  Waitz  I.  S.  268  f.,  Roth 
Beneficialwesen  S.  12  ff.]  etiam  adolescentulis  adsignant:  ceteris  robustioribus  ac 
jam  pridem  probatis  adgregantur:  nee  ii!;K)$r  inter  comites  aspici  (d.  h.  jene  durch  '  *' 
Adel  oder  vliterliche  Verdienste  Ausgewählte  werden  denjenigen  beigesellt,  welche 
sehen  in  kräftigerem  Alter  stehen  und  erprobt  sind).  Gradus  quin  etiam  ipse  comi- 
tatus  habet,  judioio  ejus  quem  sectantur;  magnaque  et  comitum  aemulatio,  quibus 
primus  apud  principem  suum  locus,  et  principum,  cui  plurimi  et  acerrimi  comites. 
Haec  dignitas,  hae  vires,  magno  semper  electorum  juvenum  globo  oiroumdari;  in 
pace  decus,  in  hello  praesidium.  Nee  solum  in  sua  gente  cuique,  sed  apud  flni- 
iw^^   quoque   civitates  id  nomen,   ea  gloria  est,   si  numero  ac  virtute  comitatus 
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aber  auch  nur  an  diese,^  pflegten  ^sich  junge  tapfere  adelige  und  gemein- 
freie Männer,  welche  jene  aus  den  sich  Erbietenden  auserlasen,  durch 
ein  beschworenes  Band  völliger  persönlicher  Treue  und  Hingebung  an- 
zuschliessen.  Dieses  Gefolge,  Comitatus,  kämpfte  im  Kriege  unter 
dem  Fürsten,  blieb  im  Frieden  meistens  sein  Ehrengeleite.  Hier  konnte 
der  Einzelne  sich  auszeichnen  und  Ruhm  erwerben.  So  konnte  auf  der 
einen  Seite  ein  Gefolgsherr  leicht  seine  Macht  auf  Kosten  der  Gemein- 
freiheit ausdehnen;  auf  der  anderen  Seite  war  es  oft  nicht  zu  vermeiden, 
dass  die  Gewöhnung  die  Begleiter  dazu  veranlassen  musste,  bei  langem 
Frieden  Ruhm  durch  Theilnahme  an  fremden  Kriegen  oder  Anstiften 
solcher  unter  eigenen  Führern  zu  suchen.  So  wenig  dieses  Gefolgswesen 
als  die  Grundlage  der  deutschen  Verfassung  angesehen  werden  kann,  so 
sehr  hat  dasselbe  gleichwohl  beigetragen,  blos  persönlichen  Verbindungen 
eine  politische  Unterlage  zu  geben,  wodurch  es  das  Muster  und  die 
Quelle  späterer  Einrichtungen  (Beneficial-Lehens- Wesen)  ward,  und  den 
Schwerpunkt  der  Verfassung  aus  dem  versammelten  Volke  heraus  zu 
dem  Haupte  und  seinem  Rathe  dadurch  zu  heben,  dass  die  persön- 
lich Verbundenen  und  Verpflichteten  zugleich  die  Mächtigsten  wurden. 


emineat:  expetuntur  enim  legationibus  et  muneribus  ornantur  et  ipsa  plemmque 
fama  bella  profligant.  14.  Cam  yentum  in  aciem,  turpe  principi  virtute  vinci,  turpe 
oomitatui  virtutem  principis  non  adaequare.  Jam  vero  infamem  in  omnem  vitam  ao 
probrosum  superstitem  principi  suo  ex  acie  recessisse.  lUum  defendere,  tueri,  sua 
quoque  fortia  facta  gloriae  ejus  adsignare  praecipuum  sacramentum  est.  Principes 
pro  Victoria  pugnant,  comites  pro  principe.  Si  civitas  in  qua  orti  sunt  longa  paoe 
et  otio  torpeat,  plerique  nobilium  adulescentium  petunt  ultro  eas  nationes,  quae 
tum  bellum  aliquod  gerunt,  quia  et  ingrata  genti  quies,  et  facilius  inter  ancipitia 
clarescunt,  magnumque  comitatum  nonnisi  vi  belloque  tuentur.  Exigunt  enim  prin- 
cipis sui  liberalitate  illum  bellatorem  equum,  illamcruentam  yiotrioemque  frameam.** 
Ygl.  die  Anm.  1.  abgedr.  Stelle  Caesars  YI.  23.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die 
Worte  dieser  letzteren:  „Atque  ubi  quis  —  conlaudantur"  und  der  so  eben  aus 
Tacitus  mitgetheilten :  ^^si  civitas  —  tuentur"  sich  nicht  auf  die  Gefolgschaft  be- 
zieht, sondern  auf  die  einzelnen  Glieder  einer  aufgelösten,  welche  bei  fremden 
Yölkem  Krieg  suchen 

2  Das  haben  vorzüglich  Waitz  und  Roth  dargethan.  Die  Yerbindung,  in 
welcher  Tacitus  über  principes  handelt:  c.  11.  [§.  14.  Kote  2.]  über  deren 
Stellung  in  der  Yolksversammlung,  c.  12.  Über  deren  Wahl  in  der  Yersammlung 
und  über  die  Wehrhaftmachung  der  Jünglinge  durch  sie,  oap.  13.  14.  über  das  Ge- 
folge selbst,  lehrt,  dass  diese  principes  immer  dieselben  sind,  nicht  mit  dem  Adel 
zusammenfallen,  es  überhaupt  nur  einerlei  principes  gab. 
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Zweites  Kapitel. 

Bdmiscbe  Besitcnngen  in  Germanien.    Die  Germanen  zur  Zeit  der  Völker- 
wanderung und  die  einzelnen  Reiche  in  Folge  derselben. 

§.  16. 

1.   Dl«  römischen  Besltxnngen.* 

I.  Von  Gallien  aus  wurde  die  Provinzialverfasaung  von  den 
Hörnern  eingeführt  auf  dem  linken  Rheinufer,  auf  dem  folgende  Pro- 
vinzen lagen:  Belgica  prima  längs  der  Mosel  zu  beiden  Seiten  mit 
der  Metropolis  Trier  (Augusta  Trevirorum)  —  Belgica  secunda, 
die  Oegenden  zwischen  Galliaj  Germania  secunda  und  Belgica  I.  an  der 
oberen  Maas  umfassend  —  Germania  prima  oder  superior  an- 
fangend vom  Ausgange  der  Schweiz  (Basel  Augusta  Rauracorum) 
längs  des  Rheines  bis  in  die  Maingegenden,  also  den  Oberrhein  um- 
&s8end,  mit  der  Hauptstadt  Mainz  (Mogontiacum)  —  Germania 
secunda  oder  inferior  unterhalb  Koblenz  ab  den  Niederrhein  um- 
fassend mit  der  Provinzialstadt  Köln  (Golonia  Agrippina).^  Seit 
den  Zügen  des  Drusus  und  Tiberius  ward  die  Provinzialverfasaung  auch 
auf  das  rechte  Donauufer  verpflanzt  und  hier  begründet:  Rhaetia 
prima  ausgehend  von  den  Schweizergegenden  und  sich  hinziehend  von 
den  Quellen  der  Donau  bis  zu  denen  des  Rheines  und  von  hier  bis  zur 
Mündung  des  Lech  in  die  Donau,  in  sich  begreifend  das  Hochland;  — 
Rhaetia  secunda  die  Gegenden  zwischen  Lech  und  Inn  umfassend 
mit  der  Hauptstadt  Augusta  Vindelicorum  (Augsburg);  — 
Norieum  reichend  vom  Inn  bis  gegen  Wien  hin,  sich  anlehnend  an 
den  Gebirgszug,  der  vom  Kahlenberge  bei  Wien  bis  zu  den  Alpen  geht; 
—  Pannonia  an  Noricum  sich  anschliessend,  umfasste  die  Länder, 
welche  von  der  Donau  im  Norden  und  durch  ihre  Richtung  nach  Süden 
in  "Ungarn  auch  östUch  begrenzt  werden. 

n.  Während  die  beiden  Germaniae  rein,  Belgicae  zum  grössten 
Theile  von  Germanen  bewohnt  waren,  gab  es  in  den  Donauprovinzen 
fast  gar  keine  germanische  Bevölkerung. 

ni.  Zur  Vertheidigung  dieser  Besitzungen  diente  der  noch  jetzt 
erkennbare  Limes  transrhenanus,  Valium  Romanum  (Hadria- 


*  Siehe  die  Literatur  zu  §.  6.  Note*.  Dazu  Max  Bfldinger  Oesterreiohische 
Geschichte  bis  zum  Ausg.  des  13.  Jahrh.  Bd.  I.,  Leipzig  1868. 

^  Zu  Ehren  der  Agrippina,  Tochter  des  Germanious  und  Gemahlin  des  K. 
Claudius  um  56  n.  Chr.  benannt. 
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num)  vom  Rhein  (zwischen  Köki  und  Koblenz)  anfangend  über  die 
Lahn,  längs  des  Taunus  zum  Main  (bei  Aschaffenburg),  längs  demselben 
dann  oberhalb  des  Schwarzwaldes,  der  schwäbischen  Alp,  dem  Neckar 
bis  zur  Donau  bei  Kehlheim  hin. 

IV.  Auf  dem  linken  Rhein-  und  rechten  Donauufer  war  römische 
Pro vinzial Verfassung,  jedoch  ohne  die  volksthümlichen  Einrichtungen 
gänzlich  zu  zersfören.  Auf  dem  rechten  Rhein-  und  linken  Donauufer 
war  hingegen  keine  Provinzialverfassungj  ein  grosser  Theil  des  Bodens 
war  ager  publicus  und  theils  Veteranen,  theils  Kolonen  gegen  Ent- 
richtimg von  Naturalabgaben,  Zehnten,  in  Erbpacht  gegeben  (agri  decu- 
mates);  spater  entstanden  eigentliche  Militärkolonien. 

§.  17. 

2.   Die  Germanen  nnd  Römer.   Dentsohe  St&mme  seit  dem  dritten  Jabrhnndert. 

I.  Bis  ins  3.  Jahrhundert  blieben  die  Römer  Herren  des  oben  be- 
schriebenen Gebietes,  indem  weder  die  Kriege  unter  Armin  (9  n.  Chr.), 
noch  der  Aufstand  unter  Marbod  und  der  Batawer  unter  Claudius 
Civilis  (69 — 71  n.  Ch.),  einen  dauernden  Erfolg  hatte.  Auch  der  Krieg 
der  verbündeten  Markomannen  und  Quaden  (168  bis  182  n.  Ch.) 
stürzte  die  römische  Herrschaft  nicht,  bewies  aber,  dass  die  römischen 
Besitzungen  auf  die  Dauer  keinen  hinreichenden  Schutz  gegen  die 
Deutschen  hatten. 

n.  Theüs  durch  aus  dem  Osten  nachrückende  Völker  gedrängt, 
theils  durch  die  Nothwendigkeit  grösserer  Einheit  gegenüber  den  Römern 
veranlasst,  endlich  in  Folge  des  Anschlusses  kleinerer  Völkerschaffien  an 
einzelne  Heerführer  (als  Gefolgschaften)  zeigt  sich  allmälig  eine  grössere 
Vereinigung  der  Germanen.  In  Folge  deren  treten  uns  bald  neue 
Namen,  bald  andere  Hauptstämme  entgegen.  Unter  dem  Namen  Ale- 
mannen* erscheint  seit  213  n.  Ch.^  jener  Stamm,  welcher  in  den 
römischen  Gebieten  zwischen  Rhein,  Main  und  Schwarzwald  sass,^  und 


<  Job.  Merkel  De  republica  Alatüaiinorum,  Berol.  1849.  —  J.  Grimm  G5tt. 
Gel.  Anzeigen  1885.  S.  1103.  und  Gesch.  d.  D.  Sprache  2.  Aufl.  I.  S.  348  (&.  498) 
leitet  den  Namen  her  von  ala  (Yerstftrkungsilbe )  und  man,  ein  rechter,  echter 
Mann.  Er  ist  bei  Franzosen  und  Spaniern  der  Käme  für  alle  Deutschen  geblieben. 
Andere  Etymologien  Merkel  p.  3.  26.  Phillips  D.  B.G.  §.26.  nimmt  ihn  für 
ellmyn,  Fremdlinge,  wie  Tor  ihm  Müller  und  Adelung. 

s  Merkel  1.  c.  pag.  3.  n.  IL    Phillips  a.  a.  0. 

>  Eichhorn  D.  St  u.  B.G.  I.  S.  100.  Merkel  p.  4.  Also  in  den  alten  Sitzen 
der  Sueven,  welche  offenbar  den  grössten  Theil  unter  ihnen  aasmAchten» 
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wiederholt  über  die  römischen  Linien  gegen  Gallien  und  Italien  Yor« 
dra;ng,  bis  er  zidetzt  die  Länder  des  Oberrheins  Tom  Main  bis  Bodensee 
nnd  die  Provinz  Germania  I.  einnahm.  Li  die  von  ihnen  verlassenen 
G^enden  am  oberen  Main  rückten  vor  die  Burgunder.*  Am  Nieder- 
rhein treten  um  die  Mitte  des  3.  Jahrh.  die  Pranci,  Franken^  auf, 
welcher  Name  gleichfalls  viele  Völkerschaften  umfasst:  die  Chatten, 
Amsivarier,  Sigambrer,  Ghamaven  u.  s.  f.  Sie  hatten  im  3.  Jahrhundert 
den  römischen  Grenzwall  durchbrochen  und  später  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer Sitze  erhalten.  Sie  scheiden  sich  seitdem  in  die  Salier,  salische 
Franken,^  welche  später  Toxandrien,  die  Landstriche  zwischen  Maas  und 
Scheide  einnahmen ^  —  und  die  Ripuarier,  ripuarische  Franken,'' 
welche  an  den  Rheinufem  sassen,  vom  5.  Jahrhundert  auch  auf  dem 
linken  längs  den  Saliern.  Im  Norden  zwischen  Rhein  und  Elbe  von 
den  Franken  anfangend  werden  die  ingävonischen  Stämme  mit  dem 
Namen  der  Sachsen^  bezeichnet,  welche  zur  See  besonders  durch  Ein- 
föUe  in  Britannien  den  Römern  schadeten,  auch  im  5.  Jahrhundert  da- 
selbst Königreiche  gründeten.  Zwischen  Sachsen  und  Franken  im  Norden 
sassen  die  Friesen  vom  Rheine  bis  zur  "Weser,  und  drangen  nach  dem 
"Vorrücken  der  Franken  mehr  nach  dem  Westen,  in  die  Gegend  von 
Utrecht  vor.  Seit  der  Mitte  des  3.  Jahrhunderts  erscheinen  im  Osten 
viele  Stämme  unter  dem  Namen  der  Gothen,  welche  sich  bis  in  die 
Mitte  des  4.  Jahrhunderts  von  dem  schwarzen  Meere,  der  untern  Donau, 
dem  Don  bis  zur  Ostsee  hin  erstreckten.  Sie  schieden  sich  in  Ost- 
gothen  (Grauthungen)  und  Westgothen  (Terwinger).^ 

m.  Bis  in  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  hin  fanden  zwischen  den 
römischen  und  germanischen  Yölkerschaften  beständige  Reibungen  statt. 


4  Phillips  D.  St.  und  R.G.  §.  26.    Eichhorn  I   S.  104  ff. 

»  Eichhorn  D.  8t.  u.  R.G.  I.  8.  121  ff.,  Phillips  D.  R.  u.  R.G.  §.  27,  — 
Ben  Namen  leitet  man  wohl  am  besten  ab  Ton  frank  (frei)  mit  Grimm  Gesch. 
d.  D.  Spr.  I.  S.  237,  858.  Andere  leiten  ihn  ab  von  framea,  franka  (Deminutivum), 
worüber  Grimm  a.  a.  O.  S.  359. 

s  Diese  hfingen  zusammen  mit  den  Bigambern.  Der  Name  kommt  her  von 
Gau  Salo  an  der  Issel  (Isula),  wo  der  Rhein  sich  spaltet  und  das  Land  Salland 
hies.    Grimm  I.  S.  369  (528  f.);  über  andere  Etymologieen  Phillips. 

f  Der  Name,  you  ripa  herkomikiend,  ist  die  TJebersetsung  der  alten  deutschen 
Ubier,  welche  in  ihnen  enthalten  sind.    Grimm  a.  a.  O.  I.  8.  368  (527). 

*  Yon  8ahs,  einem  ihnen  eigen thümlichen  kurzen  Schwerte.  Grimm  Deutsche 
Bechtsftlterth.  S.  772,  956.    Seibertz  R.G.  I.  8.  74. 

»  Vgl.  Phillips  $.  25  und  Eichhorn  §.  21  b. 
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welche  zwar  keine  dauernde  Besiegung  der  römischen  Macht  herbei- 
führten, indem  durch  Einräumen  von  Wohnsitzen,  AbschUessen  von  Bünd- 
nissen und  Aufnahme  deutscher  Söldner  der  Anprall  abgehalten  wurde; 
jedoch  war  seit  350  die  römische  Grenze  überall  durchbrochen,  so  dass 
es  nur  eines  Anstosses  bedurfte,  um  die  Römerherrschaft  zu  vernichten. 
Dieses  bewirkte  die  Völkerwanderung. 

§.  18. 

8.  Die  Germanische  VölkeTwandernng.* 

I.  Kurz  vor  dem  Tode  K.  Valentinians  (f  375)  überschritten  die 
nomadisirenden  Hunnen,  aus  Asien  vorruckend,  die  Wolga,  wälzten 
sich  auf  die  Alanen  am  Pontus,  und  mit  diesen  vereint  auf  die  Ost- 
gothen.  Diese  wurden  zum  Theil  unterjocht,  zum  Theil  von  den  Weat- 
gothen  aufgenommen.  Letztere  wichen  vor  den  unaufhaltsam  weiter 
vordringenden  Schaaren  zurück  und  fanden  in  Thracien  durch  die  Auf- 
nahme der  Römer  Wohnsitze  gegen  die  Pflicht  zum  Kriegsdienste.*  Nach 
der  Theilung  des  Reiches  unter  Arcadius  (für  den  Osten)  und  Honorius 
(Westen)  empörten  sich  die  Westgothen  unter  dem  Balthen  Alarich, 
verheerten  das  Reich,  fielen  400  in  Italien  ein,  verliessen  dasselbe  zwar 
nochmals,  bis  Alarich  mehrmals  vor  Rom  rückte,  endlich  410  dasselbe 
einnahm  und  plündern  liess.  Nach  Alarichs  Tode  (410)  schlössen  die 
Gothen  mit  den  Römern  ein  Bündniss,  gingen  unter  Athaulf  nach 
Gallien  und  Hessen  sich  in  dessen  Süden  nieder  in  Aquitania  secunda 
und  zum  Theile  in  Narbonensis  prima.  Von  hier  drangen  sie  auch  in 
Spanien  ein. 

n.  Um  diese  Zeit  (genauer  405  oder  406)  zog  ein  verbündeter 
Haufe  von  Sueven,  Vandalen,  Alanen,  Burgundern  nach  Italien, 
wandte  sich  von  dort  in  Folge  der  Gegenwehr  des  römischen  Peldherm 
Stilicho  zu  den  oberen  Rheingegenden,  von  hier  aus  nach  Gallien  und 
nach  dessen  Verwüstung  nach  Spanien.  Hier  wurden  sie  von  den  aus 
Gallien  eingedrungenen  Gothen  auf  den  westlichen  Theil  (Galicien, 
Asturien,  Portugal)  beschränkt.  Die  Vandalen  zogen  grösstentheils  im 
J.  429,  der  Einladung  des  Statthalters  Bonifacius  folgend,  unter  dem 


*  Bud.  Pallmann  Die  Geschichte  der  Yolkerwanderung ,  Gotha  1863  bes. 
S.  177  ff.  für  die  Niederlassung:  der  Germanen  in  röm.  L&ndern. 

1  Auf  die  näheren  späteren  Verhältnisse,  die  Schlacht  bei  Hadrianopol  378, 
den  folgenden  Zug  der  Gothen  vermischt  mit  noch  anderen  Völkerschaften  und  die 
Verhältnisse  unter  Theodosius  d.  G.  kann  im  Einzelnen  nicht  eingegangen  werden. 
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Könige  Oaiserich  yon  vielen  Alanen  begleitet  nach  Afrika,  und  gründeten 
hier  ein  gennanüclies  Reich.  Die  Sueven  und  Alanen  erhielten  sich  noch 
einige  Zeit  lang  im  Westen  Sp^ens,  bis  aie  sich  mit  anderen  Völker- 
schaften Termischten.  Die  Burgunder,^  welche  sich  an  jenen  Zug 
ai^eschloBaen  und  den  Bbein  überschritten  hatten,  blieben  in  Germanja  I. 
sitzen,  wurden  hier  zuerst  von  den  Römern  (unter  Aedus)  bekämpft,  so- 
dann auch  von  den  Hunnen  437  besiegt.^'  Sie  zogen  nunmehr  südwärts 
und  liessen  sich  443  in  Sabandia  nieder,  wo  Genf  Sitz  der  Könige  war. 
"Von  dort  aus  setzten  sie  sich  auch  auf  der  anderen  Seite  des  Jura 
zwischen  Aar,  Rhone,  Saone  und  Marne  bis  zu  den  Yogesen  und  Se- 
vennen  fest. 

m.  Gegen  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  treten  die  Hunnen  unter 
Attila  furchtbar  auf.  Nachdem  sie  die  Ostgothen,  Gepiden,  Alanen, 
Scyren,  Sueven  unterworfen,  somit  ihre  Macht  über  einen  grossen  Theil 
Deutschlands  ausgebreitet  hatten,  warfen  sie  sich  auf  Gallien,  wurden 
aber  von  den  vereinigten  Römern,  Gothen,  Burgundern  und  Franken  in 
Campis  Catalaunicb  (bei  Ch&Ions  sur  Marne  in  der  Campagne)  45]  ge- 
schlf^en.^''  Attila  warf  sich  452  nach  Italien,  kehrte  aber  bald  darauf 
zurück,  machte  453  einen  neuen  Zug  nach  GaUien  und  starb  454  in 
Pannonien.  Mit  ihm  zerfiel  das  Hunnenreich;  die  Ueberreste  kehrten 
zum  Pontufi  zurück  und  haben  seitdem  aufgehört,  in  der  Geschichte 
unter  diesem  Namen  auizutreten.  Die  unterjochten  germanischen  Völker 
machten  sich  Frei :  Ostgothen  in  Pannonien,  Gepiden  in  Dacien,  Herder, 
Scyren,  Rugier  tmd  Sueven  in  Norikum,  Vindelicien.  Aus  dem  Osten 
Germaniens  waren  so  die  deutschen  Stämme  herausgerückt;  nicht  minder 
hatten  die  Markomannen  Böhmen  verlassen  und  um  die  Mitte  des 
6.  Jahrh.  zwischen  Emu  und  Lech  in  Norikum  und  Rhätien  Sitze  ein- 
genommen unter  dem  Namen  der  Bajovarii,  Bajuwui,  Baicm.'^  In 
diese  Östlichen  Gegenden  rückten  nach  slavische  Völker:   nach  Böhmen 


*  Car)  Binding  Das  burguDdiBcb-romati lache  EOnigreicb  (von  443  bis  532 
nach  Ch.>.  I.  Bd.  Leipiig  1868. 

*■  'Vaitz  ForBchungen  z.  deutsch.  Oesoh.  I.  I.  ff. 

*b  (i.  Kanfmann  üeber  die  HunneiMch lacht  im  J.  461,  ia  Forschungen  TIIL 
115  B. 

*  Daas  die  Baiera  nicht  Nachkommen  der  keltischen  Bojer,  sondern  der  Har- 
komanuen  sind  nnd  ihr  Name  an  den  ihres  früheren  Wohnaitze»  (BQhmen)  sich 
anacbliesst,  thnn  dar:  Grimm  Gesch.  d.  D.  Spr.  I.  S.  3&0  ff.  (502—504),  Zeuaa 
Die  Herkunft  der  Baiern  von  den  Uarkomannen,  MOach.  1839.  Ygl.  Phillips 
DJl.  n.  B.O.  §.  30. 

T.  8  e  b  a  1 1  e ,  Reich*- und  RechtBgeKfa.    8,  Aufl.  4 


50  Oetch.  d.  TerfMB.  I.  Per.  H.  K«p.  g.  18. 

die  Ceclien,  nördlich  von  denselben  längs  den  Elbufern  die  Sorben, 
weiter  nördlich  im  heutigen  Mecklenburg  u.  8.  f.  die  Obotriten.* 
Weiter)iin  gründeten  ein  neues  Reich  die  Alemannen,  welche,  zwar  ihre 
alten  Sitze  nicht  ganz  verlassend,  den  Rhein  fiberschritten  und  das  Ge- 
hiot  ^KKiafhfn  ihm,  der  Mosel,  Saar,  bis  zu  den  Burgundern  einnahmen, 
urgundischen  Reiche  {in  dem  späteren  Herzogthum  Bur- 
heutigen französischen  Schweiz)  die  romanbche  Sprache 
kam,  behielt  das  alemannische  Gebiet  seine  deutsche  bei. 
lorikum  und  Vmdehcien  sitzenden  Völkerschaften  zogen 
wählten  hier  den  Odoaker*  zu  ihrem  Anführer;  dieser 
a  letzten  Kaiser  Romulus  Augustulus  vom  Throne, 
ein  germanisches  Reich.  Dieses  aber  vrurde  bald  durch 
irmanisches  abgelöst,  indem  Theodorich  der  Grosse, 
^othen,  nach  Italien  zog,  das  Herulerreich  zerstörte  und 
\  über  Italien  nebst  Sicilien,  das  ihm  K.  Zeno  und  die 
ten,  bis  zur  Rhone,  über  Rhätien,  Norikum  bis  in  den 
ans  hinein  ausdehnte.^  Mittlerweile  waren  nach  verschic- 
m  Niederlassungen  aus  dem  alten  Stammsitze  in  Jütland 
rden^  (Langbarte)  um  526  nach  Pannonien  vorgerückt. 
lie  Gepiden  (546),  verbanden  sich  mit  sarraatischen  und 
nmen,  zogen  nach  ItaUen  und  gründeten  unter  Alboin 
jobardenreich  mit  der  Hauptstadt  Pavia.  Die  Oströmer, 
5othen  im  J.  554  besiegt  hatten,  wurden  auf  Untoritalien 
:  bis  zum  Po  und  von  hier  bis  gen  Ancona  beschränkt.^ 


)  Doutschen,  S.  611.    Literatur  bei  PhillipB  a.  a.  0.    Heb  er  die 

le  in  Bebmen  Hermenogild   Jirecok  Das  Rocht  in  BShmen 

Bd.    Prag  1866.    8.  12  ff. 

Ibe  nicht  von  Vornherein  Anführer,  die  VaikerHobaften  nieht  seine 

aren,    wie    Eicbborn  D.  B(.  u.  RO.  I.  S.  113  ff.   und  die  moiatcn 

üotb  Oesch.  d   BeneflciftlweBens  6.  25  ff. 

I  ist  Mittelpunkt  lielar  Heldensagen,  in  denen  er  als  Dietrich 

na)  auftritt. 

h  Bluhme  Die  gens  Langobardorum  und  ihre  Herkunft.    Bonn 

Folgen  der  Völkerwanderung    Pioker  R.6.  I.  1  ff. 
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istenthum  zugewandt  hatten,  dem  Arianis- 
m  wurde  entscheidend  für  die  "Wendung 

Geschichte.  Zunächst  ward  AlemanmeTtr 
d  die  rechtsrheinischen  Gebiete  der  Piö- 
TfüTzhuTg  umfasBte,  fränkisch;  hiezu  kam 
e  und  Loire.     Nunmehr  wandte   er  sich^ 

veranlasst  durch  die  Bischöfe  Südgalliens, 
Igte  dieselben  (507)  bei  Vougle  anweit 
and  mit  Ausnahme  der  Provincia  Narbo- 
gen  hinderte  ihn  der  Ostgothe  Theodorich, 
lischen  Gegenden  von  der  Donau  an,  ina- 
jhlodwig  erhielt  (508)  vom  (oströmischeD) 
eita  nach  seiner  Bekehrung  den  Titel  eines 
en  hatte,  den  Namen  eines  ConsuL^  In 
ing  es  Chlodwig,  durch  Ermordung  der- 
alle  Frankenstämme  unter  seinem  König- 
b  511  zu  Paris.  Unter  seinen  4  Söhnen 
altfränkische^  Land  unter  dem  Namen 
Beüns  erhielt  Theodorich  L;  das  den 

(bis  zur  Loire  gehend  von   den  Grenzen 

dem  Sitze  Paris  erhielt  Ghildebert  L^ 
I  Orleans,  Chlotachar  L  von  Sois- 
n  allen  nur  noch  übrig  Chlotar,  welcher 
;.  Dies  hatte  sich  über  die  Thüringer 
i  Über  dieselben  im  J.  528.  Fränkisch 
nstrut;   das  von   dieser  nördlich   gelegene 


item  VerhlltniaB  mit  der  katholieohen  Oeistliob- 


le  der  Salfranken  vor  Chlo^io ,  b)  Ripuarien,. 
en  big  2ur  Somrae.  HaaptBJM  war  unter  Theo- 
»uBg-eiei ebnete  Orte  Trier  und  Aachen.  Zu 
der  alemunniBclie  Elsasa  geanlilagen  und  zu 
Sit  umfassto  diese  Bezeichnung  auch  die  Qbrigen 
chen  Linder  (Baiem,  Thflringen).    A  q u i  t  an i en 

□glich  ^  niustria,  niuwestria,  niweetria,  Neu- 
inet  es  einfach  Westerland  für  Westria  oder 
a,  Austrosia.    Ctrirnm  Gesch.  I,  B,  870. 


Die  Fianben  nnler  den  HeroTingem. 

£e1  an  die  SachBen.^  Im  J.  534  kam  Burgund  dauernd  an  d 
seit  der  Auflösang  des  oetgothischec  Kelches  fiel  den  Franki 
ProTincia  Bomana  (Provence)  zu.  Freiwillig  schlössen  i 
aa  die  biaher  nicht  unterworfenen  Alemannen*  and  i 
Königen  (Duces)  aus  dem  Geschlechte  der  Agilolfinger  die  Ba 
Die  folgende  Herrschaft  der  merovingischen  Könige  ist  ausg 
unzählige  Familiengräuel.  Daneben  laufen  zahlreiche  Kriof 
Oreoznacbbam  des  weiten  Reiches.  FUr  die  Rechtsgeschicbt 
nur  der  Hervorhebung  weniger  Fakta.  In  Folge  der  The 
den  Söhnen  Chlotars  I.  setzte  sich  bereits  die  durch  die  fr 
lung  begründete  Scheidung  des  Reiches  in  ein  östliches 
liebes  noch  mehr  fest.  Das  östliche,  Austrasien,  un 
alte  Ripuarien,  die  fränkischen  Besitzungen  am  Rhein,  die  alti 
Gebiete  im  Osten  der  Maas,  —  hierzu  Elsass  und  das  frau 
mannien,  später  auch  das  Herzogthum  Schwaben  und  Baieni 
Laude  der  Hessen.  Keustrien  umfasste  im  weiteren  Sinne 
Zänkische  Land,  im  engeren :  das  salische  Land  zwischen  Üi 
und  Sambre,  das  römische  Gebiet  bis  zur  Lob-e  und  den  länj 
liegenden  Theil  von  Annoricum.  Daneben  tritt  dann  Burgi 
Bonderer  Bestandtheil  auf,  desgleichen  Aquitanien.  Der  I 
satz  war  Austrasien  und  Neustrien,  besonders  wegen  der 
Theilungen  bewirkten  Rechte  der  Grossen.  Im  J.  613  vereinigt 
von  Neuem  das  ganze  fränkische  Reich  unter  seinem  Scep 
jedoch  den  Austrasiem,  welche  jede  enge  Verbindung  mit  Ne 
schmähten,  seinen  Sohn  Dagobert  I,  zum  Könige  geben 
Seite  ab  Vormünder  und  Reichsverweser  standen  die  erstei 
austrasischen  Grossen,  Arnulf"'  und  Fippin  von  Landen 
erlangte  hier  das  Amt  eines  Uajordomus;"  nach  dem  To 

■  Hierdurch  hJSrte  der  Name  ThOrinf^en  in  Beiner  alten  Bodentv 
frankiBoh  gewordeneTheil  nebst  dem  frUnkiaohen  Alem 
dem  rechten  Rheinnfer  fflhrt  von  da  ab  den  Nameo  F r a n c c 
Gegend  an  der  Bognitz  bii  g^gen  Bamberg  hin  rQokten  slaTisch« 
Stimme.  —  Ad.  GloBl  zur  Desehichte  der  alten  ThQringer  in  Forso 
195  ff. 

*  Sie  bildeten  ein  abgeschloBienes  Gebiet:  Herzogthnm  Alei 
Schwaben.    Ebenso  blieb  Baiern  ein  solches  Heriogthnm. 

I*  Abatunmend  Ton  dem  romanischen ,  jedoch  in  Australien  e 
GoBchlechte  der  Tonantii  Ferreoli. 

"  Ob  Arnnlf  Hajordomns  ge-nesen  sei,  iBt  streitig.  Tgl.  Fhilli 
1.  815,  317,  619,  D.  R.  u.  B.G.  8.  131  tHr,  Schöne  Die  Amtsgewi 
JC^oresdomni  8.  78  fg.  gegen  dessen  H^ordomat, 
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(628)  gelangte  Dagobert  auch  zur  Herrschaft  in  Neustrien,  -wo  er  von 
P'eil  er  PJppin  aus  Furcht  vor  dessen  Macht  mit  sich 
itt  Austrien  unendhch,  namentlich  durch  die  Verluste 

unter  Samo.  Um  dem  abzuhelfen,  gab  er  seinen 
X  den  Austricm  zum  König  und  setzte  in  Thüringen 

dolf,  ein.  Nach  dem  Tode  Dagoberts  (638)  kehrte 
ien  zurück  und  führte  noch  ein  Jahr  lang  das  Amt 
ort.  Dessen  Inhaber  Traren  von  jetzt  ab  eigentlich  die 
lea,  während  die  vertommenen  Könige  nur  den  Namen 
istrien  kam  das  Amt  an  den  Sohn  Pippins,  den 
in  an  des  letzteren  Sohn,  Childebert,  mit  velchem 
>rlosch.  Hiedurch  gelang  es  K.  Chlodwig  II.,  daa 
L  yereiuigen.  Zwischen  den  Hansmeiem  der  drei  Beiche 
rien,  Burgund)  kam  es,  da  die  Könige  Schatten  waren, 
Kämpfen.     Eine    Zeit    lang    hatten    die    neustrischen 

Oberhand,  bis  Pippin  von  Heristall,"  Herzog  in 
lUfltrier  bei  Testri  685  schlug  und  seiner  Familie  die 
im  ganzen  Reiche  verschaffte  und  sich  nannte  dux  et 
n.  Auf  ihn  folgte,  da  sein  Sohn  Grimoald  ermordet 
sein  unehelicher  Sohn  Karl,  zubenannt  Martell, 
Neuheit  für  die  Besiegung  der  unter  Abderrahaman  aus 
tSrung  des  westgothischen  Beiehes  (711)  in  Prankreich 
äuren  (bei  Poitiers  732,  bei  Narbonne  737)  zu  ewigem 

ist.  Karl  theilte  das  Reich  unter  seine  Söhne  Karl- 
asien, and  Pippin,  der  Neustrien  mit  Burgund  and 
Ersterer  gmg  747  in  ein  Kloster,  und  so  war  Pippin. 
1  der  Kleine  Alleinherrscher. 

8.    Die  KaroIlngUche  Dynastie.* 


a.  Bis  znm  Tode  Karls  des  firosBen. 
igeo  der  Grossen  des  Reiches  sandte  Pippin  an  Papst 
1  ab,  um  ihn  zu  be&agen  über  die  Stellung  der  da- 

legisel,  det  Sohne«  Ton  dem  genannteii  Arnulf,  and  der 
p-p'ma  Ton  Landen. 

|-  844)  annalee  (von  741—829),  Honnm.  Scriptor.  I.  p.  13S  bis 
er.  ib.  H.  p.  426— 4Ga  Kithardi  (f  843)  hiatoriamni  libri 
J%    Munachi  Sangallenait  de  geitia  Karoli  Hagni  libri 

Poetae  Saxoni«  annal.  de  geatis  Karoli  magni  imp.  a.  771  bi» 
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maUgen  fränkischen  Könige,  welche  nut  den  Namen  des  Königs,  nicht 
aber  dessen  Macht  inne  hätten.  Nachdem  der  Papst  erklärt:  es  sei 
besser,  dass  der  König  heisse,  welcher  die  höchste  Gewalt  besitze,  liess 
Pippin  sich  wahrscheinlich  im  Octobei^  oder  November  751,  jedenfalls 
entweder  am  Ende  des  Jahres  751  oder  Anfangs  d.  J.  752  zu  Soissons 
25iim  Könige  der  Franken  salben.^  Ihn  erkannte  das  versammelte 
Yolk  an.  Den  letzten  Merovmger,  Childerich  IIL,  steckte  man  in 
&xi  Kloster.  K.  Pippin  musste  seine  Anerkennung  bei  den  nicht  frän- 
kischen Stämmen  mit  dem  Schwerte  erzwingen,  regierte  indessen  nicht 
lange  genug,  um  dies  dauerhaft  zu  erreichen.  Papst  Stephan  11'.  legte 
ihm  den  Titel  Patricius  ecclesiae  Romanae  und  damit  die  Schutz- 
pflicht über  die  Kirche  bei,  deren  er  sich,  vom  Papste  gegen  den  Lango- 
bardenkönig Aistulph  zu  Hufe  gerufen,  in  der  Art  entledigte,  dass  er 
754  und  755  nach  Italien  zog,  nach  Besiegung  der  Langobarden  die  von 
diesen  dem  Papste  entrissenen  Ländereien  letzterem  zurückstellte  und 
durch  eine  feierliche  Urkunde  garantirte.^ 

n.  Ihm  folgten  768  seüie  Söhne  Karl  in  Austrasien,  Karlmann 
in  Neustrien.  Nach  Karlmanns  Tode  (771)  entzog  Karl  dessen  Söhnen 
die  Herrschaft  und  regierte  von  da  ab  bis  zum  28.  Januar  814  allein. 
KarlderQrosse  erhielt  durch  seine  53  Feldzüge  nicht  nur  das  Franken- 
reich in  der  bisherigen  Ausdehnung,  sondern  unterwarf  die  meisten 
deutschen  Völkerstämme,  so  dass  sein  Reich  von  der  Eider  bis  in  Italien 
(Ravenna)  hinein,  von  der  Saale  bis  zum  Ebro,  von  Ungarn  bis  zur 
Bretagne  sich  erstreckte.  Von  dem  Papste  zu  Hülfe  gerufen  eroberte 
er  das  Langobardenreich,  entthronte  den  Desiderius  und  liess  sich  zimi 
Könige  von  Italien  ausrufen  (774),  welche  Würde  durch  Unter- 
drückung eines  Aufstandes  im  J.  776  befestigt  wurde.^    Er  bestätigte 


814,  ib.  I.  p.  225— 279.    Reginonis   abbafeis   Pram.  Ghron.   (bis  906)   ibid.   I.   p. 
537—612. 

1  Annales  LanriBtenseB  majores  ad  a.  749  (Pertx  Lp.  136),  Ann.  Einhardi 
ad  a.  749  (ib.  p.  137).  Waitz  UI.  B.  59  ff.,  Fehr  S.  263  ff.  Th.  Siokel  Ueber 
die  Epoche  der  Begiernng  Pippins  in  Forschungen  lY .  439  ff.  Giesebreohl 
Kaisergesch.  I.  8.  105.  Nicht  fessteht:  ob  Bonifacius  die  Salbung  yornahm, 
ob  eine  Krdnung  vorkam,  ob  die  Bchilderhebung  stattfand. 

*  üeber  die  Beziehungen  der  Päpste  zu  den  Franken  Ton  Karl  Martell 
anfangend  Papencordt  Geschichte  der  Stadt  Rom  im  Mittelalter.  Herausgeg. 
Ton  Höfler,  Paderborn  1867,    8.  80  ff.,  Fehr  a.  a.  0 ,  Waitz  III.  8.  75  ff. 

'*  Sigurd  Abel  Der  Untergang  des  Langobardenreiches  in  Italien.  Gott. 
1859.  H.  Papst  Gesch.  des  langobardisohen  Herzogthums ,  Forschungen  11. 
405  ff. 
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hierauf  dem  Papste  Hadrian  I.  die  Pippinische  Restitution  und  Do- 
nation.3  Um  der  christlichen  Religion  Schutz  zu  geben  und  die  Er- 
mordung christlicher  Missionäre  zu  rächen,  begann  er  den  Kampf  gegen 
die  Sachsen,  welcher  in  den  Feldzügen  von  772 — 804  mit  deren  Unter- 
werfung und  Einverleibung  in  das  fränkische  Reich  endigte,^  jedoch  in 
der  Art,  dass  die  Sachsen  zwar  der  königlichen  Gewalt  unterworfen 
wurden,  im  Uebrigen  ihre  Verfassung  und  Rechte  ziemUch  beibehielten, 
soweit  nicht  das  Reichsverhältniss  und  das  bei  ihnen  eingeführte  Christen- 
thum  ein  Anderes  von  selbst  herbeiführten.^  "Während  dieses  Krieges 
mit  den  Sachsen  war  (787)  der  Herzog  von  Benevent  in  Unteritalien 
dem  fränkischen  Reiche  dienstbar  gemacht,  das  Land  der  Priesen  im 
J.  785  dem  Frankenreiche  untergeben,''^  bei  den  Baiem  in  Folge  des 
Aufstandes  von | Herzog  Thassilo  H.^  das  Herzogthum  abgeschafft  und 
das  Land  unter  direkte  fränkische  Verwaltung  gestellt  (788)  worden. 
Hierauf  zog  Karl  gegen  die  Avaren  (im  heutigen  Niederösterreich  uiid 
Pannonien),  mit  denen  Thassilo  ein .  Bündniss  gegen  die  Pranken  ge- 
schlossen hatte,  besiegte  dieselben  (791 — 799)  und  errichtete  in  den  hier- 
durch gewonnenen  Ländern  die  avarische  Mark,  Austria,  marca 


^  Die  Identität  der  Schenkung  Karls  mit  der  Pippina  ist  zwar  oft  bestritten 
und  behauptet  worden  ,  erstere  gehe  über  letztere  hinaus ,  mit  Unrecht.  Abel 
Papst  Hadrian  I.  und  die  weltliche  Herrschaft  des  römischen  Stuhles  in  dessen 
Forschungen  zur  deutsch.  Gesch.  I.  S.  459  ff.  und  Gesch.  Karls  d.  Grossen  S.  131 
Civiltll  cattolica  8er.  VH.  vol.  VIII.  p.  180. 

^  Leo  Vorlesungen  über  die  Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  Reiches, 
Berlin  1842  ff.  Bd.  I.  8.  498  ff. 

^  Das  Land  der  Sachsen  umfasste:  Westfalen  (bis  zum  Rheine,  zu  den 
Friesen,  zur  Weser,  im  Süden  an  die  Hessen  stossend),  Engern  (zwischen  Weser 
und  Harz),  Ostfalen  (zwischen  Harz  und  Elbe),  Nordalbingien  (die  Länder 
im  Norden  der  Elbe  bis  zur  Eider;  Holstein). 

^  Die  nothwendigen  Aenderungcn  führte  ein  das  Capitulare  Paderbrun- 
nense  a.  785  (Leg.  L  48.,  Merkel  Lex  Saxonum  p.  16.  Bei  Gen  gl  er  Grundr. 
S.  69  ein  Auszug  mit  den  nothigen  literarhistorischen,  sachlichen  und  sprachlichen 
Erklärungen)  u.  s.  g.  Capitulare  Saxonum  oder  Saxonicum  i.  J.  797  zu 
Aachen  auf  einem  Reichstage  der  fränk.  geistl.  u.  weltl.  Grossen  u.  d.  Sachsen 
„de  diversis  pagis  tam  de  Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  Osfalahis**  gemacht 
(bei  Pertz  Leg.  T.  L  p.  75,  Merkel  1.  c.  p.  19.).  Seibertz  R.G.  L  S.  182  ff 
—  Unten  %.  34. 

'  Eichhorn  D.  St.  und  R.G.  L  S.  488. 

s  Gemahl  einer  Tochter  des  Desid er iufl.  G e n g  1  e r  Grundr.  S.  54.  Anm.  7. 
über  die  Wichtigkeit,  welche  die  Franken  diesem  Ereignisse  beilegten.  Max  Bü- 
ding  er  Oesterreiohische  Gesch.  Bd.  L    Leipzig  1858,  S.  123  ff. 
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aoBtralis,  plaga  orieotalis,  welche  zu  dem 
valtimgsgebiete  geschlagen  wurde;^  aus  den  BÜdlicl 
rnterpannonieii  zwischen  Sau  und  Drau,  Kärntl 
Liburnien,  latrien,  Dalmatien  und  Friaul)  die  Ma 
(Forum  Julii).  Eine  Menge  von  Ländereien  fii 
von  diesem  wurden  sie  an  Kirchen  und  Kloster,  w 
liehen  ,**  und  hierdurch  viele  Kolonisten  aus  Bi 
Sachsen  hereingezogen.  Gegen  die  Böhmen,  weli 
J.  805  und  806  bekriegt,  aber  nicht  unterworfen  y 
oine  Mark  (die  nordgauische)  mit  dem  Sitze 
Regensburg."  Im  Norden  legte  er  gegen  die  slaviscl 
Ostsee,  Elbe  und  Oder  (die  Velatabi,  Wilsen, 
sächsische  Mark  (limes  saxonicus)  unter 
Magdeburg,  Scesla  (Altenzelle)  und  Bardev 
gegen  die  Sorben  (zwischen  Saale  und  Elbe)  die 
(limes  sorabicua,  thüringische  Mark)  mit 
Erfurt,  Nicht  minder  befestigte  er  die  Grenzen 
nach  glücklichen  Zügen  gegen  die  Saraceuen  in  Sp 
näen  bis  zum  Ebro  die  Mar  ca  II ispania  gründete 
endlich  wurde  811  durch  Vertrag  die  Eider  als  Gn 
III.  Für  die  Geschichte  übyhaupt  und  die  d 
ist  das  wichtigste  Ereignisa  unter  Karls  Regierung, 
Weihnacbtstage  des  Jahres  800  ihm  die  römis 
aufsetzte,  und  auf  diese  Weise  die  abendländis 
Heuerte,  zugleich  aber  von  den  Römern  auf  die  Gei 


>  Daminler  üeber  die  aQdOstl.  Harken  des  frfink.  B 
lingern  (Archiv  fQr  die  Kunde  Ssterr.  Oeschiclitsquellen  Bd. 
^rim  Ton  Passau  oder  dag  ErzbJsCIium  Lorch,  Leipzig  16S' 
S.  167.     Die  Mark  gini;  tod  der  F.nna  bis  zur  Raab. 

'•  Dümmler  Pügrim  v.  Paeaau  8.  11  n.  die  Anm 
a.  a.  O.  S.  161  ff. 

■■  An  diese  schloss  sich  da«  Oobiet  der  Blavischen  i 
Moimir  823  zum  erBtenmal  erwähnt  werden,  frankischo  ( 
jedoch  nar  jahrliche  Oeschenke  entricliteten  und,  weil  nich 
twungen ,  keinem  kiroht.  Sprengel  noch  politisoliea  Oeb 
Dümmler  a.  a.  O.  8.  11.  Tgl.  Ober  die  VerhSIlnis'ie  Bö 
Franz  Palackj  Geschichte  Ton  BShmen  Bd.  L  S.  9»  ff. 

"  J.  T.  Ddllinger  Das  Kaiaerthum  Karls  des  Grosse 
ICOnchen  18S4.  Oieaebrecht  I.  S.  123  ff.  Eiclihorn 
n.  8.  76  ff.     Ueber    die  ungeblioh  aus  der  Kaiserwürde  ab; 
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§.  21. 
b.  Bis  zum  Aufhören  der  Karolinger  im  oströmischen  Reiche  (814 — 888).* 

Beim  Ableben  Karls  fiel  das  ganze  Beich  an  dessen  einzigen  noch 
lebenden  Sohn  Ludwig  mit  dem  Zunamen  des  Outmüthigen  (Louis  de 
Debonnaire  bei  den  Franzosen).'  Durch  die  Theilung  des  Reiches  unter 
seine  Söhne  Lothar,  Pippin  und  Ludwig,^  sowie  die  nach  der  Ge- 
biurt  eines  vierten  Sohnes  Karl  (der  Kahle,  weil  er  leer  ausging)  erfolgte 
neue  Theilung  entstand  ein  Kampf  zwischen  Vater  und  Söhnen,  der  bis 
zum  Tode  des  ersteren  im  Jahr  840  anhielt  und  erst  im  J.  843  durch 
den  Vertrag  zu  Verdun  beendet  wurde,  nachdem  Pipin  schon  zu 
Lebzeiten  Ludwigs  des  Frommen  gestorben  war.  Lothar  erhielt:  ItaUen, 
Burgund,  das  Land  auf  dem  linken  Bheinufer  bis  zur  Maas  und  Scheide 
mit  Ausschluss  der  Gaue  von  Speier,  Worms  und  Mainz ;^  Ludwig  be- 
kam alle  östUch  vom  Beiche  Lothars  belegenen  Länder,  sowie  die  Hoheit 
über  die  tributpflichtigen  slavischen  Völker  und  dazu  die  Gaue  von 
Speier,  Worms  und  Mainz;  Karl  erhielt  das  Frankenreich,  soweit  es  im 
Westen  des  lotharingischen  lag,  mit  Ausschluss  von  Aquitanien, 
welches  an  Pippin,  Sohn  des  verstorbenen  Pippin,  kam.  Nach  Lothars 
Tode  (855)  zerfiel  sein  Beich  unter  seine  Söhne  Ludwig  11.  (Kaiser 
seit  850  durch  Leo  IV.,  vorher  844  ron  Sergius  IL  zum  Könige  ge- 
krönt), der  Italien,  und  Lothar,  welcher  die  deutschen  Stämme  bekam.^ 


Roth  Benefioialw.  S.  414  f.  (gegen  Eichhorn).  Vgl.  auch  Hillebrand  Lehrbuch 
8.  175.  —  lieber  die  Anschuldigung  gegen  Papst  Leo,  welche  dessen  Feinde  machten 
und  des  Papstes  freiwillige  Ableistung  des  Reinigungsei  des :  Hildenbrand  Die 
purgatlo  canonica  u.  vulgaris,  Manchen  1841.  8.  45  ff.  D  ö  1 1  i  n  g  e  r  JBarchengesch. 
I.  416  ff. 

*  Dflmmler  Geschiohte  des  ostfränk.  Reichs,  Berlin  1862,  65.    2  Bde. 

^  Italien  hatte  Bernhard,  unebenbürtiger  Enkel  Karls  von  dessen  Sohne 
Pippin  erhalten ;  dieser  wollte  nach  Ludwigs  Kaiserkrönung  (816  zu  Rheims  durch 
Stephan  IT.)  dessen  Hoheit  nicht  anerkennen,  wurde  aber  besiegt,  geblendet  und 
starb  hierauf. 

*  Die  „Divisio  imperii  domni  Hludowici  inter  dielectos  filios  suos,  inter  Hlo- 
tharium  videlioet  et  Pippinum  et  Hludowicum  anno  lY.  imperii  sui"  Leg.  I.  p.  198  ff., 
im  Auszuge  mit  Erläuterungen  bei  Gen  gier  Grundr.  8.  96  ff. 

*  Sein  Reich  umfasste  also  ausser  Italien  und  der  Provence  die  westliche 
Schweiz  und  das  Land  zwischen  dem  Rheine,  der  Rhone,  Saone,  Haas  und  Scheide 
bis  nach  Friesland  hin.  Die  Gebiete  auf  dem  linken  Rheinufer  waren  deutscher 
Zunge. 

^  Der  Dritte,  Karl,  hatte  die  Provence  erhalten,  starb  aber  863;  die  beiden 
anderen  theilten  sich  in  dieselbe. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  Reell tsqae lies. '^ 
§.  22. 
t  ävr  RechtHlilMotiii:;  die  Aii(z«lc1iiinDE«D  im  Recbts. 
m  Wesentlichen  die  Hechtserzeugung  und  Bildung  die- 
n  der  ältesten  Zeit,   so  brachten  doch  die  YerhältnisBc 
hrhundert    die    Nothwendigkeit    geschriebener 
.     Denn  das  durch  Gewohnheit  und  Sitte  entstandene,^ 


—  986).  Darauf  Hugo  Kapet.  —  Burgund  lorfiel  in  zwei 
iter   Ludwig    (Sohn  Bobo'b   und   der  Tochter  K.  Ludwit;a  IL, 

chburgDud  (jenseits  des  Jura,  transjuranieohes  B.  im  Oegen- 
ichen)  Dnter  Rudolph  aus  dem  haiariBchen  Oeschleohte  der 
lien  war  die  Krone  streitig  zwischen  Berengar  Markgraf 
ido  von  Spoleto. 

itur  bei  0.  Stobbe  Geschichte  der  deutschen  Rech  («quellen. 
ihw.  1S60  8.  4— 265 ,  und  t.  Daniela.  Sammlungen:  Jo. 
iboarium  Bajoariorumque  qua»  Tocant,  a  Theodorico  regeFran- 
Alemannommque  leges  a  Lothario  rege  latae  nunc  primum  ve- 
e,  Basilcae  a,  1530;  Bas.  Jo.  Herold   Originum  ac  Gemtani- 

libri  ....  Basileas  (a.  15J7)  fol.  min.;  zu  Paris  erschien  1573 

Sal.  Alam.  Burgund.  Ripuar.  Bajur.  u.  Bax,  von  du  Till  et 
lie  enthalt  auch  frSnk.  KönigBge setze.  Fr.  Lindenbrogii 
larum  ....  Francof.  1613,  fol,;  P.  Georgisch  CorpuB  juris 
.  .  Consilio  J.  Gjttl.  Heinecoii,  HalaeMagdeb.  1738.  4.;  F.Paul 
»ruin  legca  nntiquae  .  .  .  Venet.  1731  ff.  6  Tom.  fol.;  Ferd- 
ria  ^crmanici  antiqni ,  Berol.  1S34,  3.  T.  8.  Hierzu  treten  die 
ag.  T.  1  enthalt  Edict  a  und  Capi  tularia  der  fränk.  Könige, 
ia,  deutsche  Künigageaetze  biB  1300,  m.  die  Lex  Äla- 
;erkel.  Lox  Baiu wariorum  (ed.  Merkel)  p.  183—496, 
Legeg  (ed.  Bluhmei  p.  497-630,  Lex  Frigionnm  (ed.  Kar. 
itliofen)  p.  (31-710.  Tom.  IV.  enthalt  Leges  Langohar- 
roe)  p.  1—289,  Liber  legia  Langobardorum  Papiensia 
BoretiuB)  p.  290— 6G6,  dann  die  Lomharda,  Zusätze,  Glos- 

Sitte,  Gewohnheit  belifilt  ihre  Kraft  neben  dem  Gesetze.  Der 
rAnBtellung  (Form.  Marc.  1.  8.  ,et  eoa  recto  tramite  seonndom 
udinem  eorum   regaa")  angewiesen,    Bie   zu  beachten.     Prol. 

HI.  p.  359:  „Ipso  autem  djctante  (boü.  Theodericns  rex  Fran- 
Tibere  legem  Francorum  et  Alamannorum  et  BaJoariorum  niu- 
in  eius  potestnte  erant,  sccundum  consnetudincm  suam, 
Ia  erant,  et  improvisa  et  inoomposita  reaecarit;  et  quae  erant 
letudinem  paganorum,    mntavit    secnndum    legem 
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deshalb  von  den  Verhältnissen  und  Faktoren,  unter  denen  und  durch  die 
es  entstand,  in  gewisser  Beziehung  fortwährend  bedingte  Recht  musste 
zunächst  bei  den  ausgewanderten  Stämnien  nothwendig  Aenderungen  er- 
leiden durch  die  völlig  veränderten  Zustände  des  Volkes :  die  Wohnsitze 
in  neuen  Gegenden,  unter  anderen  klimatischen,  agrarischen  u.  s.  f.  Ein- 
flüssen, die  durchaus  veränderte  Stellung  der  Könige  und  Fürsten,  der 
Stämme  zu  ihnen.  Dazu  kam  vor  Allem  für  einzelne  Stämme  die  Be- 
rührung mit  den  Römern,  die  Nothwendigkeit,  deren  Verhältnisse  zu 
berücksichtigen,  und  der  unwillkürliche  Einfluss  ihres  ausgebildeten 
Rechtes.^  Auch  das  engere  Zusammentreten  der  Völkerschaften,  die 
Bildung  der  grösseren  Völker  musste  bei  aller  Zähigkeit  und  dem  Hangen 
am  Hergebrachten  Einfluss  üben,  durch  gegenseitige  Einwirkung  der- 
jenigen Rechte,  welche  nebeneinander  traten,  oder  dadurch,  dass  eine 
Reibung  entstand  und  eins  das  obsiegende  blieb.^  Bedeutend  wirkte 
unzweifelhaft  auch  die  allgemeine  Bekehrung  zum  Christen- 
thume,  welche  aus  allen  Theilen  des  Rechts  die  Ausmerzung  heidnischer 
Sätze  imd  Ideen  zur  nothwendigen  Folge  haben  musste.^  Alle  diese 
Momente  lassen  sich  deutUch  in  den  seit  dem  5.  Jahrhundert  erlassenen 
Gesetzen  wiederfinden. 

IL  Die  Verbindung  der  deutschen  Stämme  zu  einem  staatlichen 
Ganzen,  zum  fränkischen  Reiche,  die  Einwirkung  des  Christenthums^ 
welche  einerseits  zu  durchgreifenden  gemeinsamen  Aenderungen  führte 
und  andererseits  zur  Anerkennung  des  Einzelnen   ohne  Rücksicht  au 


chriBtianam."  Capit.  Langob.  a.  813.  c.  17.  (Leg.  I.  193):  „Ut  longa  con- 
suetado,  quae  ad  utilitatem  publicam  non  impendit,  pro  lege  servetur,  et  quae  diu 
servatae  sunt,  permaneant.*^  Oonst.  Olonn.  Hloth.  I.  a.  823.  Memoria  praec.  com. 
0.  14.  (eod.  p.  236  „volumus,  ut  homines  talem  consuetudinem  haboant,  sicut  anti- 
qnitns  Langobardorum  fait.'^ 

*  Die  Nothwendigkeit  der  Feststellung  der  Yerh&ltnisse  der  besiegten  Römer 
an  sich  und  zu  den  (Germanen  hat  hauptsächlich  hervorgerufen  die  s.  g.  Leges 
Romanae,  die  Lex  Burgundionum,  Edictum  Theodorici.  Man  mag  behaupten  (Eich- 
hörn,  Zöpfl,  Gen  gl  er  u.  a.)  oder  bestreiten  (Stobbe  S.  15.  N.  6),  dass  das 
römische  Recht  durch  das  Beispiel  des  geschriebenen  Rechts,  durch  die  Furcht,  das- 
Einheimische  möchte  von  dem  ausgebildeten  leiden,  gewirkt  habe:  ein  wirklicher 
Einfluss  hat  stattgefunden,  weil  ihn  die  Geschichte  überhaupt  allmälig  hand- 
greiflich zeigt. 

'  So  finden  wir,  dass  die  Sachsen  ihre  Yerbindung  mit  den  Langobarden  auf- 
gaben, als  ihr  Recht  bedroht  wurde,  die  Salier  ihrem  Rechte  Alle  unterwarfen,  im. 
fränkischen  Reiche  hingegen  Duldung  fremder  Rechte  herrschte. 

*  Dies  ist  durch  die  in  N.  1  abgedruckte  Stelle  bewiesen. 
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reprung  aufforderte,  endlich  die  den  einzelnen  Stämmen  für  alle 
Staatsrecht  berührenden  Verhältnisse,  also  besonders  für  Privat- 
id  G emeinde Verhältnisse ,  belassene  Selbstständigkeit  bewirkte, 
Moment  der  territorialen  Geltung  der  Gesetze  eingeschränkt 
las  der  Persönlichkeit  aufkam,  dass  die  Rechte  durchweg 
hteder  einzelnen  Stämme,  nicht  eines  Gebietes  erschienen, 
n  Genuss  der  Einzelne  als  Glied  des  Stammes  überall 
iten  Anspruch  hatte.^  Auch  auf  die  Römer,  welche  in  den 
1  Ländern  saasen,  wandte  man  diesen  Grundsatz  an,^  nicht  aber 
men,  welche  nicht  als  Einlieimische  in  dem  Gebiete  des  be- 
1  Stammes  erscheinen  (die  Fremden,  wnregang).^  Eigenthüm- 
Ugemeinert  wurde  dieser  Grundsatz  in  Betreff  des  Klerus  und 
le,  welche  nach  römischem  Rechte  lebten  als  dem  Rechte  Roms, 
^n  Augen  jener  Zeit  ihre   eigentliche  Hoimath  zu   sein   ecliien.^ 


Lct.  Chlotacbnr.    (Leg.  I,  2).     „Inter  Roiiirjiob  negot 

accipimus  termiaHri.'*     Pippinj  re;;!^  capit.     Aquit.    a.  708    10.  (Leg.  II. 

omni'fl  hamincs  eorum  logea  liabeant,  tarn  Komani  quam  (>t  Salici,  et  ei 
ovinria  adreoerit,  secuodum  legem  ipaiuB  patriae  vival."  Ago- 
•,T  adv.  legem  Quadobadam  c.  4.:  „tanta  divcraitas  lei^um,  quiinta  non  bo- 
ngulis  rcgionibuB  nut  civitatibus,  scd  otiam  iu  multis  domibu»  habetur. 
umque  contingit ,  vt  simul  e.int  aut  Bcdcant  quinque  liotnines  et  nullus 
imunem  legom  cum  altfiro  habest. ■"  TJt'bor  da«  Princip  der  Poraönlichkeit 
(  V.  SaTigny  Gesch.  d,  rüm.  Rechts  I.  8.  115  ff.,  Züppfl  E.G,  11.  S-  &, 
l9  R.G.S  64-,  -Waiti  m.  205-,  Gaupp  Die  germ,  AnBiedplunffen  §.  33  f. 
tachr.  f.  deutsch.  R,  XIX  8.  181  ff.  —  v.  Richthofen  Zur  Lei  Saionum 
Stobbe  iii  Jatirb.  von  Bekker  u.  Muther  VI.  21  ff.  —  In  der  früheren 
sich  dies  Prinzip  Dicht  nachweisen,  wohl  das  Gegnntheil:  Paulus  Ae 
Lgob.  III.  ö.  berichtet  über  das  VerhBltniss  der  Sitcliaen  zu  den  Lango- 
lUcqae  eis  a  LatigobardiB  permiaBum  est  in  proprio  jure  Bubsiaterc."  An 
luch  unwahrschpinlieh  ,  dasa  ohne  jene  Momente  ein  Stamm  den  anderen 
berechtigt  anerkannt  habe.  Siehe  noch  unten  %.  33  N.  8.  Roth  Feu- 
24. 

I.  die  Stelle  in  Änm  5,  —  Daher  aueh  die  Aufzeichnungen  des  riimiachen 
)aa  Edictum  Pistenne  Karoli  11.  a.  864.  c.  28.  und  34.  am  Ende  (Leges  I. 
»ermag  ich  nicht  (wie  Zöpfl  II.  8  N.  B)  von  Deutachen  zu  verstehen, 

röraisctiem  Rechte  lebten  ,  weil  in  den  Stellen  nichts  entgegensteht,  an 
len  von  Römern  7U  denken. 

ict.  Rotbari  c.  367  (Leg.  IV.  8Ö):  ,OmneB  waregang,  qtii  de  exteras 
■eifni  nostri  finibua  adTonerint ,  seque  snb  scuto  poteBtatia  noatrae  anb- 
legibua  nostrisLangobardorum  vivere  debeant,  niai  si  aliam  legem 
m  nostram  meruerinL"  Zöpfl  Die  E>Ta  Chamovorum  p.  23  f. 
KRipuar.LVm.  1.  Const.  ChlotariiLa  660.  c  13  (Leg.  I.  3)  v  DanielB 
als   eine  Ananabme  Ton   dem  Rechte   des  OeburtaatandcB  auf.    Es  war 
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mesrechts  wird,  oder  allgemeine  Geltung  beansprucht  (Gapitula 

I  ood  zum  Reicharechte  wird.  Beide  Arten  muaeten  noth« 
lie  Beziehungen  der  Stämme  unter  einander  und  die  Stellung 
;s  und  seiner  Beamten  zu  den  Unterthanen  regeln.  Je  mehr 
liehe  Gewalt  stieg,  desto  umfangreicher  wurde  das  Königerecht, 
hr  trat  ihm  gegenüber  das  Yolksrecht  zurück.  So  gewann  das 
bitweise  die  Oberhand  über  die  Gewohnheit.*  Aber  zugleich 
esen  Dingen  die  Möglichkeit,  da«s  die  Rechtsbildung  für  alle 
iduum  betreffenden  Terhältniase  bei  veränderten  politischen  Zu- 
om  Staate  unabhängiger  wurde  und  für  manche  Verhältnisse 
iche  Recht  als  kirchliches  Reichsrecht  an  die  Stelle  des  Yolks- 
.  gemeines  treten  konnte. 

Der  Stoff  der  Yolkarechte  und  Gesetze  gehört  jenen  Gebieten 
welche  der  Einfluss  der  neuen  Verhältnisse  sich  direct  geltend 
iffentiiches  Recht,  Stellung  des  Königs,  der  Kirche  oder  richtiger 
iB,  der  Beamten,  vor  Allem  Strafrecht,  sodann  auch  Gerichts- 
eniger  Privatrecht ;  auf  letzterem  Gebiete  zumeist  dem  Erb-  und 
echte.  Genommen  ist  der  Stoff  der  Leges  zum  grössten  Theile 
j) ewohnheitsr echte ;  sie  enthalten  aber  auch  directe  legislatorische 
1,  was  die  Worte  ,jubemu8,  constituimus"   häufig   an- 

lUr  Seite  ging  dem  geschriebenen  Rechte  das  Gewohnheits- 
ivclches  für  die  dem  Willen  der  Einzelnen  überlassene  ßechts- 
:h  stets  fortbildete.  Wir  erkennen  dasselbe  aus  den  Urkuaden, 
Igen  Schriftsteilem,  besonders  aber  den  Formelsammlungen, 
usdruck   findet  es   in  der  den  kleineren  Kreisen  {Cent,  Mark) 

II  Autonomie  für  ihre  besonderen  Verhältnisse. 

Wenngleich  die  königUche  Gesetzgebung  sich  nicht  blos  auf 
Sachen  erstreckte,  sondern  auch  die  kirchlichen  in  ihren  Kreia 


p.  Franc,  a.  7S3  o.  10  Leg:.  I-  ^V-  ,P1aouit  insereT«,  ubi  lex  erit,  proe- 
lauetndine  et  nulla  oonsuetado  euperponatur  legi."  Oleiohlantend  Cap. 
a  daaolbst  vom  setben  Jahre ,  Cap.  Aquisgr.  a.  602  c  36  (ib.  94)  ,Ut 
lundum  aoriptam  legem  joste  judioont  noa  Beouadum  abitrium  e\uua " 
>  c.  1.  (ib.  529):  „Bed  tantum  Becundum  icripturam  iudioent,  nt  nulla- 
:ant  aecundnm  arbitrinm  saDin  iadicare ,  sed  diaisant  pleniter  legem 
De  quo  autem  Hon  est  aeripts,  hoc  ooBtro  consilio  offeratur."  Diese  und 
illen  enthalten  Bohwerlioh  eine  AusBohlieaBung  des  GewohnheitBreehts, 
\r  den  Befehl,  die  Kapitularien  und  geschriebenen  Gesetze  streng  zu  be- 


Vt 
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zog,^^  80  Übte  doch  die  Kirche  unzweifelhaft  eine  sehr  selbstständige  '] 

Gesetzgebung  aus,  welche  für  manche  Punkte  bestinunend  auf  die  welt- 
liche Rechtsbildung  einwirkte.^  > 

YLL.  Alle  Gesetze  dieser  Periode  sind  in  lateinischer  Sprache 
abgefasst,  weil  die  deutsche  dazu  ohne  Zweifel  noch  zu  ungebildet  war.^^ 
Wenige  Bruchstücke  deutscher  Uebersetzungen  sind  erhalten.  Das  Latein 
schliesst  sich  der  Ungua  rustica  an,  welche  die  Grundlage  der  romanischen 
Sprachen  bildet.  Durch  die  Latiniszrung  germanischer  Wörter  und  die 
Schwierigkeit,  solche  oft  durch  entsprechende  lateinische  zu  geben,  ist 
häufige  ünTerstandUchkeit  hervorgerufen.^^'  Die  Aufzeichnung  selbst 
ging  aus  von  den  Herrschern  und  geschah  durch  dazu  auserlesene 
Männer  (sapientes  qui  legem  dictant),  welche  den  Stoff  selbst 
auf  den  Placita  fixirten,  so  dass  hierdurch  die  Zustimmung  des  Yolkes 
gewahrt  blieb.^3 


"  Vgl.  WaitB  V.O.  in.  8.  155  flf.  u.  5. 

*^  Das  lehren  zahlreiche  Synodalsohlüsse ,  welche  selbst  rein  privatreohtliche 
Materien  ordnen  (Tgl.  z.  B  Bruns  GonoiUa  ü.  p.  184,  152,  161,  172,  196,  205,  206, 
210,  251,  260,  262,  266;  Aorel  I.  a.  511.  o.  28  ibid.  p.  165,  Aurelian.  III.  c.  12. 
anni  538  ibid.  p.  195  über  Verjährung  u.  a.).  Dass  Karl  d.  0.,  der  sich  vom  Papst 
Hadrian  einen  Codex  des  kirchlichen  Bechts  schenken  und  ihn  förmlich  reoipiren 
Hess  (meine  Quellen  des  Kirchenrechts  S.  280  f.),  nicht  daran  dachte,  die  Auto- 
nomie der  Kirche  zu  yernichten,  ist  klar.  Was  E.  Meier  Die  Rechtsbildung  in 
Staat  und  Kirche,  Berl.  1861  S.  53  ff.  deduzirt,  wird  durch  die  Geschichte  widerlegt. 

^  Wenn  man  bedenkt,  dass  Otfrid  sich  in  Anlehnung  an  das  Lateinische  eine 
Syntax  schuf,  kann  man  dies  wohl  annehmen.  Die  Malbergische  Glosse  beweist 
nichts  dagegen.  Üeber  sonstige  angebliche  Gründe  S t o b b e  I.  22.  fg.  —  Die  angel- 
sächsischen Gesetze  sind  in  der  Landessprache  abgefasst.  Eichhorn  RG.  I. 
§.83.    Graff  Diutisca  L  S.  327  ff. 

ita  Jedoch  soll  nicht  bestritten  werden,  dass  im  Allgemeinen  der  lateinische 
Ausdruck  dem  deutschen  entspricht  und  zurückübersetzt  werden  kann,  wie  z.  B. 
in  ore  für  mnnd,  forum  für  thing  gegeben  ist. 

^*  Decret  Tassilonis  c.  9.  (Leg.  IIL  460):  ,ut  nuUus  hereditate  sua  privetur, 
nisi  pe*  tres  oausas,  quas  in  pacto  soribentur.**  (Text.  leg.  primus  11.  1.). 
Pactus  ist  der  technische  Name  für  das  Volksrecht.  Edict.  Pistense  Karoli  II. 
a.  864.  c.  6.  (Leg.  I.  490):  ^et  quoniam  lex  consensu  populi  fit  et  constitutione  re- 
gis.*  Prol.  legis  Sal.  „plaouit  atque  convenit  inter  Francos  eorumque  princi- 
pes.*  Das  Schreiben  haben  jene  Sapientes  wohl  nicht  gethan,  sondern  nur  den 
Recbtssatz  formulirt  und  dictirt,  was  auch  das  Wort  andeutet.  Sonstige  Be- 
zeichnungen der  Gesetze  sind:  Ewa,  bellagines,  leges  populorum,  bar- 
barorum, forum  iudicum. 

▼.  Schulte,  Reich»-  u.  RocbUgeBch.    3.  Aufl.  5 


66  Gesch.  d.  Verf.  I.  Per.  IV.  Kap.  §.  23. 

Vill.  Eine  Vergleichung  der  Volksrechte  unter  einander  lehrt,  dass 
im  Ganzen  die  gleichen  Institute  und  Grundanschauungen  vorhanden 
sind,  somit  thatsächlich  ein  gemeines  Recht  bestand.^^ 


I.  Die  Quellen  des  geschriebenen  Rechts. 

A.  Die  Volksreohte.    Leges.    Leges  Barbarorum.* 

§.  23. 

1.  Die  Lex  Salica.«» 

I.  Sie  ist  das  älteste  Yolksrecht  und  nach  den  drei  älteren  und 
kurzen  Prologi  und  zwei  längeren,  einem  minor  und  einem  zum  Theil 
gereimten  Prologus  major,  welcher  von  diesen  der  ältere  ist,  auf  drei 
grossen  Volks versaromlungen  (per  tres  mallos)  durch  vier  dazu  aus- 
erlesene Männer  zu  Stande  gebracht.^  Ihre  Entstehungszeit  fällt  wahr- 
scheinlich unter  K.  Chlojo;^  unter  K.  Chlodwich  ist  sie  nach  dessen  Be- 


*♦  "W.  Platner  Ueber  die  histor.  Entwicklung  des  Systems  u.  Charakters  des 
deutsch.  Rechts,  Vorzug] .  des  deutsch.  PriTatrechts.    Marb.  1851,  54.  2  Bde. 

*  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  im  Mittelalter.  Von  Aug.  Fr. 
Gfrörer.  Nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausgeg.  von  J.  B.  Weiss,  Schalfh. 
1865,  66.  2  Bde.  Meine  Besprechung  in  der  Wiener  „Allgemeinen  Literatur-Zeitung'^ 
1866  8.  64  ff.,  1867  S.  90  ff.,  hebt  die  brauchbaren  Forschungen  hervor. 

**  Loi  salique  ou  recueil  contenant  les  anciennes  r^dactiones  de  cette  loi  et 
le  texte  connu  sous  lo  nom  de  lex  emendata  avec  des  notes  et  des  dissertations  par 
J.  M.  Par  des  SU  8.  Paris  1843.  4.  —  Lex  Salica  herausgeg.  von  Joh.  Merkel. 
Mit  einer  Vorrede  von  Jac.  Grimm,  Berlin  1850.  4.  —  Literatur:  (die  Pr^face 
bei  Pardessus,  —  Einleitung  von  Merkel).  T.  D.  "Wiarda  Geschichte  und  Aus- 
logung  des  salischen  Gesetzes,  Bremen  u.  Aurich  1808.  Herm.  Müller  Der  Lex 
sal.  und  der  Lex  Angliorum  et  Werinorum  Alter  u.  Heimath,  Wfirzb.  1840.  K.  J. 
Clement  Die  Lex  Salica,  Mannh.  1843  G.  Waitz  Das  alte  Recht  der  salischen 
Franken,  Kiel  1846.    Jul.  Grimm  De  historia  legis  Salicae,  Bonn  1848. 

1  Nach  So  hm  F.  R.  u.  G.  V.  S.  51  ff.  hat  die  Stammesversammlung  die  4 
proceres  erwählt,  welche  auf  3  Hundertsohaftsversammlungen  die  einzelnen  Sätze, 
iudicia,  mit  dem  Geriohtsvolk  „vereinbart^  haben.  „Auch  für  die  Lex  Salica  wird 
ein  zweiter  Beschluss  der  Heeresversammlung,  durch  welche  das  hergestellte  Gesetz 
genehmigt  wird,  anzunehmen  sein.^  Das  ganze  Volk  soll  4  Männer,  und  zwar 
thungini,  gewählt,  diese  auf  8  kleinen  Versammlungen  das  Gesetz  vereinbart  haben ; 
gleichwohl  ist  sie  k5nigl.  Gesetz,  weil  die  Heeresversammlung  die  Versammlung  vor 
dem  König  ist;  aber  nur  für  die  Wahlversammlung  kann  man  sich  auf  den  Text 
berufen,  die  bestätigende  wird  vermuthet.    Mir  scheint  dies  ein  wenig  viel  Conjectur. 

'  Erstens  kann  sie  nicht  gemacht  sein,  bevor  die  Salier  auf  dem  linken  Rhein- 
ufer Bässen,  weil  sie  den  König  kennt,  nach  Gregor.  Touron.  n.  9.  die  Franken 
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kehrong  zum  Christenthum  wesentlich  durchgesehen  und  ergänzt  worden.^ 
Unter  d^i  folgenden  meryoyingischen  Königen  hat  sie  Zusätze  erhalten, 
iheOs  nach  dem  betreffenden  Könige  benannt,  theils  ohne  diesen  (Capi- 
tula  pacto  legis  Salicae  addita,  extravagantia).  Ausserdem 
finden  sich  noch  vor  remissoria  und  glossae.  Diese  älteste  Form, 
8.  g.  meroYingische  Recension  enthält  einen  Kern  von  65  Titeln 
in  einer  kürzeren  (älteren)  und  längeren  Form  mit  Einschluss  der  Zu- 
sage von  99  bis  105  Titehi.  Unter  Karl  d.  G.  (768)  ist  dieselbe  revidirt 
worden  nach  dem  Texte,  welcher  sich  damals  durch  den  Gebrauch  fest- 
gesetzt hatte.  Diese  karolingische  Becension  führt  den  Namen 
der  Lex  salica  emendata  oder  reformata;  sie  hat  jedoch  nur  für 
die  Verbesserung  der  Sprache  durch  Ausmerzung  der  bereits  unver- 
ständlichen Ausdrücke  Sorge  getragen.'^  Sie  umfasst  70 — 72  Titel.  Es 
sind  über  70  Handschriften  des  Gesetzes  bekannt. 

n.  Die  L.  S.  ist  ein  rein  germanisches  Recht,  frei  vom  Einflüsse 
des  römischen.^  Ihr  Inhalt  umfasst  grösstentheils  Bestimmungen  (Com- 
positionen)^  des  "Wergeides  für  die  einzelnen  Verletzungen,  Satzungen 


aber  erst  „transacto  Rheno"  Könige  erwählten;  zweitens  scheint  sie  entstanden  zu 
sein  in  dem  Lande  zwischen  Scheide  und  Sarabre.  C.  47.  »si  citra  Liger e  aut 
Garbonaria  ambo  manent  .  .  .  si  trans  Ligere  aut  Oarbonaria.**  Ligeris  ist  hier 
Leye  (Nebenfluss  der  Scheide).  Das  Land  zwischen  dem  Kohlenwald  und  der 
Sambre  wurde  noch  von  Chlojo  erobert.  Vgl.  Stobbe  L  S.  38  f.,  dessen  Vor- 
mutfaung,  ihre  Abfassung  falle  zwischen  4Ö8-— 486,  höchst  wahrscheinlich  ist.  Dass 
sie  in  die  heidnische  Zeit  falle,  ist  durch  o.  104  (Merkel  p.  44.)  noT.  262  (ib. 
p.  80)  und  Prol.  IT.  (ibid.  p.  93)  bezeugt ,  die,  obwohl  später,  doch  Glauben  ver- 
dienen. Ausführlich  und  theilweise  abweichend  Zöpfl  I.  23  f.  gestützt  auf  gesta 
Francorum  c.  4.  und  Chron.  Moisiao.  (Pertz,  Script.  I.  283).  So  hm  S.  41  ff.  ver- 
sucht eine  Kestitution  des  verloren  gegangenen  Textes  in  seiner  Folge. 

'  Nach  606,  da  das  Breviar.  Alaric.  benutzt  ist,  wie  nov.  40  (Merkel  p. 
58)  beweist.    Vgl.  Prol.  major  und  §.  22.  Kote  1. 

^  Stobbe  S.  22  und  48.  Der  Inhalt  hat  keine  Aenderung  erfahren,  auch  die 
Capitula,  quae  in  lege  Salica  mittenda  sunt,  von  803  (Leg.  L  113)  be- 
ziehen sich  nicht  auf  deren  Inhalt.     Vgl.  jedoch  Zöpfl  I.  S.  29. 

»  Vgl.  jedoch  die  Note  3.  Die  Stelle  steht  in  der  Lex  Sal.  Emend.  Tit,  XIY. 
§.  12  des  Herold 'sehen  Textes  aus  dem  Breviar.  Alaric.  Tit.  de  incestis  nuptiis. 
Tgl.  Interpret  ad  Cod.  Theod.  1.  3.  m.  13(Hänel  p.  327).  GesetzA wurde  dieselbe 
unier  Childebert  11.  gegen  636  (Leg.  L  9  c.  2). 

6  Dies  erklärt  sich  für  dieses  wie  die  übrigen  Yolksrechte  ohne  Zweifel  daraus, 
dass  mit  dem  Eintreten  des  Christenthums  die  Sitte,  anstatt  Bache  zu  üben  das 
Wergeid  anzunehmen,  die  Regel  ward.  Schon  Ooncil.  Arelat.  11.  vom  J.  444,  461 
oder  463  oan.  60  (Bruns  EL.  p.  136)  sagt:  „Hi  qui  publicis  inter  se  odiis  exardes« 

6* 


J 
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Über  die  Art,  wie  Jcimand  eigenmächtig  sein  Recht  verfolgen  kann,  über 
die  Uebertragung  von  Gnindvennögen  u.  dgl.  In  den  Bestimmungen 
über  Yergehen  und  Wergeid  sind  eine  Menge  von  Sätzen  des  öffent- 
heben  und  Privatrechts  impUcite  enthalten.  Die  SymboUk  ist  in  ihr  sehr 
reichUch. 

in.  In  den  Handschriften  der  merovmgischen  Recension  finden  sich 
häufig  im  Texte  nichtlateinische  Worte,  denen  das  "Wort  mal.  oder 
malb.  vorausgeht,  weshalb  man  sie  Malbergische  Glosse^  genannt 
hat,  d.  h.  Gericht 8 glosse.  Sie  ist  entschieden  deutsch  (altfränkisch) 
und  gibt  die  entsprechenden  deutschen  Namen,  auch  wohl  die  blosse 
Worterklärung;  es  sind  im  Ganzen  über  100  Worte.^*  Der  Text  der 
letzten  Recension  hat  später  kurze  lateinische  Glossen  erhalten,^  welche 
jedoch  keine  grosse  Bedeutung  haben. 

cunt,  ab  ecclesiasticis  conventibus  removendi  doneo  ad  pacem  recurrant.''  Seit 
Karl  dies  gebot,  blieb  die  Feststellung  der  Bussen  eine  gleiche  Noth wendigkeit. 

^  Leo  Die  malbergische  Glosse,  ein  Rest  altkeltischer  Sprache  und  Rechts- 
anffassung,  2  Hefte,  1H42 ,  45.  Dagegen  Clement,  A.  Holtzmann,  über  die 
Verhältn.  der  malberg.  Glosse  zum  Text  der  L.  8.  Heidelb.  1852.  J.  Grimm 
Yorr.  zu  Merkel  Lex  Sal.  und  Geschichte  der  deutschon  Sprache  I.  548—64. 
Andere  Literatur  bei  Stobbe.  Dazu  H.  Kern  Die  Glossen  in  der  L-  S.  u.  die 
Sprache  der  salischen  Franken.    Haag  1869. 

''^  Ansichten:  l)  die  Worter  seien  Reste  des  deutschen  Urtextes:  Leibnitz, 
Sohilter,Holtzmann,  Kern.  2)  Für  das  Terständniss  der  Urtheiler  gemachte 
IJebersetzungen :  die  meisten,  z.  6.  Stobbe.  8)  „Absicht  der  glosse  war  .  .  .  alt* 
hergebrachte  Schlagwörter  anzugeben,  mit  welchen  der  richter,  wenn  er  die  com- 
Position  aussprechen  wollte,  den  nagel  auf  den  Kopf  traf,  in  die  lat.  fassung  Hessen 
solche  Wörter  und  formein  sich  nicht  übertragen,  sie  mussten  deutsch  eingeschaltet 
werden  und  ihre  einschaltung  war  also  gleich  bei  der  redaction  des  gesetzes  ein 
bedürfnis,  nicht  erst  hinterher  vorgenommen.*^  Grimm  Torr,  zur  Lex  Sal.  yon 
Merkel  p.  LXTV.  4.  4)  Sie  gehören  zum  Texte  als  Mittel,  sich  fränkisch  und  la- 
teinisch auszudrücken,  in  der  Lex.  Sal.  als  einer  Gerichtsordnung,  welche  die  ge* 
richtliche  Sprache  zu  geben  hat,  , enthalten  sie  die  Rechtssätze  darüber,  mit  welchen 
"Worten  „an  der  Gerichtsstätte^  das  Petitum,  der  Thatbestand  auszudrücken  ist,*^ 
Analogen  der  röm.  legis  actiones.  So  hm  S.  558  ff.  5)  üeberrcste  einer  sehr  alten 
fränk.  Uebersetzung  aus  der  Zeit  von  Chlodwig  bis  Childebert  I.  Zöpfl  I.  S.  31. 
Des  letzteren  Argumente  sind  durchweg  äussere.  Aus  dem  Texte  und  Wesen  der 
Lex  selbst  heraus  sind  am  meisten  genommen  die  Argumente  von  Sohm  (der  eigent- 
lich Grimmas  Ansicht  modilizirt  gibt),  beweisend  sind  sie  aber  nicht  unbedingt. 

Im  9.  Jahrh.  ist  die  Lex  Salica  ins  Fränkische  übersetzt  worden;  das  yon 
Mono  entdeckte  Fragment  ist  neu  gedruckt  bei  Merkel  p.  104  ff.  —  Zu  den  Glossen 
geboren  nicht  die  fränkischen  Textworte,  z.  B.  reipus,  adfathamire,  chrenecruda, 
de  ando  meto  u.  a.  die  man  nicht  übersetzen  konnte. 

B  Abgodr.  bei  Muratori  Antiquitatis  italicae  medii  aevi  Tit.  IL  col.  286  biff 
290.    Vgl.   Gen  gl  er   S.    122  fg.  —  Die   beiden   noch    auf  der  Lex  Sal.  ruhenden 


TY.  Die  Lex  Salica  war  ein  StammeBi 
Ländern  der  Baliechen  Franken,  dann  aber  fi 

§.  24. 
2.   Iiflz  BargoddlotiDm. 

I.  Ihre  älteste  Gestalt  führt  zurück  auf 
Gnndobad;  daher  auch  Gundobada  genai 
sammelte  seiner  Torfahren  und  seine  eigen 
Streitigkeiten  der  Burgunder  unter  einande 
machte  so  unter  Zustimmung  der  Grossen  e' 
num,  welcher  wahrscheinlich  um  488 — 490  ] 
hat  eine  dreifache  Redaction  erfahren,  zuletzi 
bis  524).  In  den  Ausgaben  bis  auf  die  de 
89  Titel,  in  letzterer  88  und  mit  den  Additan 


irkel  p.  95-99  abgedruck 
Stobbe. 

'  Oe^en  den  laletzt  von  Zöpfl  I.  S.  13,  23 
sie  nrsprünglich  „ein  einfachea  SchöSenweisthum,  n 
EjeiHea  bei  der  frSnk.  Nation  in  Qebrauch  und  zu 
flcbieden^D  Oerichten  mi^tirfach  froi  fortgebildet  w 
die  Ausdrücke  des  Ocselzes  alia  nententia,  lex  anti< 
als  „fränkisohes  Oericlitshofarecht"  äberha 
judicia)  zn  erklären  und  einzelne  neoere  An»icbt( 
fahmngen  Ton  Stobbe. 

Die  Lex  Salioa  etand  noch  im  neunten  Jahrhuni 
sigenaiB  (f  115S}  Chronica  IT.  c.  32.  ,Ab  hoo  i 
mine  ejna  Salica  usque  hadie  rocahir,  inventam  dtcu 
corum,  qni  Saliei  dicuntur,  adhno  utun  tur."  H 
de  divortio  Lotharii  et  Tetbergae  ,  Interrog.  Ö.  „i 
naniB,  nee  Baliois,  nnc  Oundobadis,  sed  diT 
condoB.*  Tarnkönig  Von  der  Wichtigkeit  der 
schichte  der  belgiechen  ProTinzen  für  die  deutachi 
bnrg  1636. 

•  T.  Bavignj  Gesch.  d.  r.  Rechts  IL  8,  I.  1 
S.  7  ff.  ~  Bluhme  in  den  „Jahrb.  des  gem.  deuts 
Mnther,"  Bd-  I.  1857  8  48  ff.  463  t.  und  in  der 
gäbe  in  den  Monum.  Leg.  ID.  Hier  sind  die  bis 
anders  gestellt,  neu  ist  eino  Const.  Sigismunds  v.  5 

*  Qregor.  Touron.  U.  33  sagt  von  ihm:  , 
inatitnit,  ne  Bomanos  opprimerent," 
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systematisches  oder  nur  überhaupt  geordnetes  Gesetzbuch,  sondern  ist 
ziemlich  ordnungslos  redigirt.^ 

n.  Diese  Lex  war  erlassen  für  alle  Burgunder,  somit  ein  Stammes- 
recht, galt  aber  auch  für  die  Streitigkeiten  von  Burgundern  mit  Römern.^ 
Auf  sie  hat  das  römische  Recht  eingewirkt,  nicht  minder  die  Stellung 
der  Römer  in  dem  burgundischen  Lande,  wie  sich  aus  den  directen 
Spuren  römischen  Rechtes^  und  dem  Zwecke  des  Gesetzes  ergibt,  die 
Römer  xmd  Burgunder  politisch  gleichzustellen. 

ni.  Der  Lihalt  der  Lex  bezieht  sich  zum  grössten  Theüe  auf  Ver- 
gehen und  deren  Bussen,  besonders  auf  Verletzungen  von  Privatrechten 
mit  strafbarem  Charakter,  z.  B.  Beschädigungen  von  Grundstücken  durch 
Vieh  u.  dgL,  sodann  auf  das  Gerichtswesen  und  den  Process  (Eid,  Zeug- 
niss),  auf  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse,  z.  B.  die  Stellung  des  Königs, 
welche  sehr  ausgeprägt  hervortritt,**  die  einzelnen  Stände ;  für  das  privat- 


*  Wenn  man  die  abweichenden  Ansichten  über  dieses  Gesetz  vergleicht,  konnte 
man  an  der  Möglichkeit  verzweifeln ,  eine  Gewissheit  herbeizuführen.  Die  neue 
Ausgabe  von  Bluhme  hat  den  Streit  nicht  beendigt.  Denn  Bin  ding  Burg.  Rom. 
Eönigr.  (der  übrigens  nur  gelegentlich  über  die  Lex  handelt  und  die  Begründung 
seiner  Ansichten  bis  nach  dem  Erscheinen  einer  neuen  Ausgabe  des  Gesetzes  auf 
den  2.  Band  verweist),  Hube  bist,  de  la demi^re  Edition  de  la  loi  burguignonne  et 
appr6ciation  de  la  dem.  ^d,  de  cette  loi  in  Revue  bist,  de  droit  frangais  et  ^tranger 
1867  und  Boretius  in  v.  Sybels  Histor.  Zeitschr.  1869.  1.  H.  8.  1  ff.  (der  eine 
schneidende  Kritik  der  Herausgabe  der  Leges  in  den  3  ersten  Bänden  der 
Monumenta  gibt),  halten  Bluhme 's  Anordnung  und  Plan  für  verfehlt,  zumal  er  die 
beste  Handschr.  der  3  Rocensionen  gar  nicht  kannte,  die  zweitbeste  nur  nach 
vollendeter  Arbeit  flüchtig  benutzen  konnte.  Da  mir  die  Ansicht,  dass  in  der  Aus^ 
gäbe  von  Bluhme  Stellen  der  1.  u.  2.  Redaction  mit  der  3.  vermischt  seien,  bewiesen 
scheint,  da  aber  ein  volles  Urtheil  unmöglich  ist,  bevor  Bindings  neue  Ausgabe 
und  die  Fortsetzung  seines  Werkes  vorliegt:  so  durfte  ich  mich  mit  den  obigen 
Angaben  begnügen. 

3  Publik.  Pat.  (Leg.  III.  p.  526)  %.  2:  „Omnes  itaque  administrantes  ac  iu- 
dices  secundum  legos  nostras,  quae  communi  tractatu  compositae  et  emendatae  sunt^ 
int  er  Burgundion  es  et  Romanos  a  praesenti  tempore  iudicaro  debebunt ....  7.  Inter 
Romanos  vero  .  .  .  sicut  a  parentibus  nostris  statutum  est,  Romanis  legibus  praeci- 
pimus  iudicari.'* 

*  V.  Savigny  Gesch.  d.  röm.  Rechts  H.  8.  ö — 8.;  Bluhme  a.  a.  O. 

Der  Einfluss  auf  das  westgothische  Recht  braucht  nicht  mit  Zöpfl  aus  Be«^ 
Ziehungen  Gundobalds  zu  Alarich  11.  erklärt  zu  werden,  da  er,  wie  Gen  gier 
Grundr.  8.  182  f.  richtig  bemerkt ,  in  dem  Austausch  nachbarlicher  Völker  be- 
gründet ist. 

4^  Publik.  Pat.  %,  9.  „Si  quid  vero  legibus  nostris  non  tenetur  insertum,  hoo 
tantum  ad  nos  referre  praecipimus  iudioantes.*^ 


Lex  Romana  Burgnndioaum. 

rechüiche  Gebiet  hat  sie  neben  Bestimmuiigeii  über  die  Foni 
trägen  vorwiegend  Gegenstände  des  Familien-  und  Erbrechts.  I 
enthält  sie  aus  leicht  erklärlichem  Grunde  (vgl.  §.  22.  Amn.  8 
Stellung  des  Klerus.  Ihre  Latinität  ist  im  Vergleiche  zu  der  d 
Volksrechte  viel  reiner, 

IV,  Ihre  Geltung  hörte  mit  der  Einverleibung  Burgui 
fränkische  Reich  nicht  auf,  sondern  bUeb  bestehen  fiir  die 
Dies  ist  bis  in  das  11.  Jahrhundert  hinein  durch  unzweideutig' 
erwiesen.* 

§.  25. 

B.    Lex  RomiDa  Burgandlonnm. 

I.  Zwischen  506  und  532 '  (Ende  des  burgundischen  Reichi 
seheinlich  noch  vom  König  Gundofaald^  ist  für  die  im 
dischen  Keiche  lebenden  Körner  ein  eigenes  Gesetz,  di 
Le::  ßomana  Burgundionum  gesammelt  worden  aus  den 


*  Für  die  frühere  Zeit  Uaronlfi  Form  I.  8.,  fOr  dia  spater e 
<t  841,  Bisohof  von  L^on)  Libei  advernns  legem  Oundobad 
certamina,  qaae  per  eara  gernntur  (b«i  Baluze  Op,  S-  Agob. 
T.  1-  p.  lOT  ff.,  B  o  a  q  u  e  t  T.  VI.  p.  3ö6),  worin  er  E.  Ladwig  um  dere 
bat,  ferner  Hincmar.  Bhomeni.  de  divartio  Lolharü  et  Tetbergae  In 
S-  33.  Jutm.  2).  Bluhme  Hon.  p.  CiOS  sqq.  —  Sie  galt  anch  im  ilali< 
TJrk.  rar  das  Eloater  6.  Jnsti  ax  Susa  von  1055  in  Honum.  historiae  pt 
worin  es  heimt:  ,Ego  Enricm  filius  quondam  Bocbcra  qui  profeBBus  su 
mealege  viiere  Oundobada."  Canciani  ]ng.  barbar.  ü.  472  Bqq.  —  ' 
Tita  Cliaoiiradi  ad  a.  1068  von  einer  BostUiguhg  durch  K.  Koorad 
Tage  ta  Solothum  erzählt,  geht  Bohwerlich  auf  eine  formelle  Bestätig 

ITeber  die  Namen  Gorabata  und  loiOombette  siebe  Bluhini 

■  Uebrig-ens  iet  die  EntstohungBieit  sehr  streitig.  Das  Materia 
(ansser  den  Einleitungen  der  Ausg.)  v.  Savigny  RechtageBch.  11.  8.  1 
Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  8.  8  ff.,  Oengler  Orundr.  S.  89  I 
Jahrb.  II.  197  ff.  —  Die  älteren  Ausgaben  (angegeben  von  T.  Barigi 
nnd  Bluhme  Honnm.)  aind  antiquirt  durch  die  von  Bluhme;  vorletz 
mana  Bnrgundionum,  ex  jnre  Romano  et  Qermanico  illustravit 
kow,  Qryphiawald  1826,  8. 

'  Es  heisst  nSmlioh  in  Prima  oonstitutio  Legis  Oundobati  (d 
logns  n.)  0.  7.  (Leg.  Itl.  627):  „Inter  Romanos  vero  iuterdioto  simi 
Tenalitatis  crimine,  sienta  parentibiu  nostris  statutum  est,  Romanis  legi 
mue  jndioari:  qni  formam  et  expositionem  legum  oonsoripti 
judicent,  se  noverint  aooepturos,  ut  per  ignorantiam  se  nul 
Fieilioh  kann  auch  erst  ein  Nachfolger  dies  Versprechen  erfüllt  hab 
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römischen  Rechtsquellen  (Codd.  Gregorianus  et  Hermogenianus ,  Gajus, 
Codex  Theodosii,  des  Theodos.  spätere  Constitutionen  [Novellae],  Pauli 
sent.  rec,  westgothisches  Breviarium)  und  dem  burgundisch-germanischen 
Gesetze,  früher  Papian  (Papiani  über  Responsorum)  genannt.^  Sie 
variirt  zwischen  46  imd  48  Titeln. 

§.  26. 

4.    Lex  Yisigothoram.* 

I.  K.  Reccared  I.  (586—601)  hat  eme  Sammlung  des  Rechts  an- 
fertigen lassen  in  350  Kapiteln,  von  denen  55  bekannt  geworden  und 
mit  dem  Namen  der  Antiqua  collectio  vom  Herausgeber  bezeichnet 
sind.^ 

n.  Zu  dieser  älteren  in  fortlaufende  Kapitel  zerfallenden  Sammlung 
fügte  man  die  späteren  Königsgesetze  hinzu.  Von  Neuem  wurde  diese 
Sammlung  redigirt,  in  12  Bücher  und  570  Art.   gebracht  unter  König 


^  Mit  diesem  Kamen  kommt  die  Lex  in  mehreren  älteren  Handschriften  (einer 
Yatic.  u.  Borolin.)  vor ,  in  deren  ersterer  sie  auf  die  Lex  Rom.  Yisigoth.  foltj^, 
während  die  letztere  die  umgekehrte  Folge  hat,  aber  offenbar  Abschrift  einer  der 
ersten  Gattung  ist.  Da  nun  die  Lex  Rom.  Yisigothorum  mit  einer  Stelle  aus  Pa- 
piniani  Liber  Responsorum  endigt,  so  ist  das  Ende  derselben  für  den  Anfang 
dieser  Lex  gehalten  worden.  Papianus  ist  einfache  Abkürzung  für  Papinianus.  So 
ging  es  ii^  die  Ausgaben  (erste  von  Qujacius  1666)  über.  y.  Savigny  (der 
früher  den  Irrthum  auf  Gujacius  zurückführte)  Gesch.  d.  röm.  Rechts  YII.  37  ff. 
(33  das   Zusatz  von  Merkel). 

*  Die  Yollständige  Angabe  der  Literatur  und  Ausgaben  bei  Stobbe  R.G.  S. 
72  ff.  Zopfl  I.  63  ff.  Auf  die  zum  Theil  unlösbaren  Controversen  über  das  Alter 
kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 

*  Entziffert  1839  v.  F.  H.  Kunst  (f  1841)  aus  einem  Codex  rescriptus  Paris. 
„Die  westgothische  Antiqua  oder  das  Gesetzbuch  Reccared  des 
Ersten.  Bruchstücke  eines  Pariser  Palimpsesten ,  herausgeg.  von  Fr.  Bluhme. 
Halle  1847.*^  Merkel  Reccared^s  I.  Samml.  des  westgoth.  Yolksrechts  und  deren 
Beziehungen  z.  Yolksr.  der  Baiem  in  Zeit  sehr.  f.  D.  R.  XII.  281  ff.  Ders.  in 
Savigny  R.G.  YII.  42  ff.  Gengier  Grundr.  S.  126  ff.  Stobbe  S.  74  ff.  Andere 
nehmen  an,  diese  Collectio  sei  von  K.  Eurich  (446 — 483)  gemacht.  Yon  dem- 
selben wissen  wir  allerdings  (Isidorus  Chron.  aerae  hisp.  ad  a.  504,  aerae  vul- 
garis a.  446),  dass  er  zuerst  Aufzeichnungen  des  Rechts  vorgenommen  hat.  Dass 
aber  diese  Sammlung  von  Reccared  I.  herrühre,  ist  von  Merkel  zuletzt  über- 
zeugend dargethan.  Kach  Eurich  hat  K.  Leovigild  (Isidor.  Chron.  aerae  hisp. 
a.  608,  aerae  vulg.  Ö70j,  Yater  Recoared*B  I.,  dessen  Gesetze  verbessert  und 
ergänzt. 
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Cbindaswind  im  J.  642,  durch  dessen  Sohn  und  Nachfolger  Reces- 

Tvind  (649 — 672)  bestätigt,   unter  den  folgenden  erweitert,  znletzt  unter 

K.  Egica  auf  der  16.  Synode  von  Toledo  (693)  publicirt  u 

Sie  blieb  sowohl  unter  fränkischer  als  maurischer  Herrschaft 

wurde  unter  K.  Ferdinand  III.  (1229—1234)  ins  Altkasti] 

setzt  unter  dem  Namen  „Fiiero  Juzgo",  forum  e.  liber 

und  bildet  die  Grundlage  des  späteren  spanischen  Bechtes.^ 

m,  Sie  ist  ein  Landes-,^  kein  Stammes-  oder  persönli 
lässt  jedes  andere  Gesetz  nur  zur  Belehrung  zu,  enthält  im 
mit  den  anderen  Gesetzen  eine  Menge  modemer  Anschauimge 
des  Rechts  vom  König,  der  entscheidet,  wo  das  Gesetz  keine  1 
trifft,  —  Gebot  der  allgemeinen  Kenntniss  des  Gesetzes  ui 
lässigkeit  des  Rechtairrthums,  Verbot  des  Fehderechta,  des  2i 
Trotz  seiner  Härten  in  JJezug  auf  die  Juden,  desgleichen  des 
und  der  Prahlerei  lässt  sich  eine  für  jene  Zeit  und  das  Voll 
bedeutende  Bildung,  eine  vorgeschrittene  Civiliaation  in  dem* 
verkennen.  Sein  Stoff  ist  ausser  aus  dem  einheimischen  ] 
nommen  dem  römischen.'  Dasselbe  hat  ausserhalb  Spaniens  i 
westlichen  Frankreich  beständig  seine  Geltung  behauptet,  aui 
di^e  Länder  von  den  Franken  erobert  waren. 


'  Ondruckt  unter  dem  Titel:  Fuero  Juxgo  6  Itbro  de  les  Ju« 
y  Castpllano,  cotf>jado  con  loa  mas  aotiguos  j  precioios  Cädioes  par 
domia  Kspanola,  Madrid  I^^IÖ.  4. 

'  L.n.  Tit.  I  c.  fl,  10  DoBB  auoh  die  Kirche  diesem  unterlege 
^crt  SaYigny  KQ-,  ü.  80Änm  b.  lodesaün  Roht  es  aus  dem  dort  O 
nicht  herror,  weil  vom  Btrafrecht  kein  unbedingter  Schlnsa  darauf  gen 
kann,  daBS  die  Kirche  nicht  auch  naoh  dem  rOmUchen  Privat 
loben  können.  Da  das  gotbiBche  Reich  ein  sei  bsta  tändig  es,  zur  Zeit  d 
des  GeBKtzRB  kein  Tbeil  eines  anderen  war,  so  erklärt  Bioh  der  te 
Charakter  von  selbst.  Aber  die  Ausnahme  fOr  die  Kirche  lässt  sich  tr 
faMen,  Mir  scheint  ein  Argument  ffir  die  Geltung  des  rümiscben  R 
biete  der  Kirche  darin  zu  liegen,  daes  im  südlichen  Frankreich  rön 
galt  und  noch  vor  der  GlosBatorcn schule  von  Bologna  eine  wissensch 
arbeitung  fand,  wie  schon  SaTigny'a  Untersuchungen  im  2.  Band« 
neuere  von  mir  (8itz-Ber,  d.  kaia.  Akad.  d.  Wisa  hi«t.  phil.  Gl.  Bd.  LT 
Stintzing  (Oesch.  d.  populären  jur.  Literat.  S.  78  ff.)  und  Maaasi 
Ber.  XXXV.  nnd  XLTI.)  dargethan  haben. 

*  Im  Einzelnen  gezeigt  von  aavigny  IL  73—79.  Durchgehend 
der  Charakter  vor,  dass  nicht  beatohcndea  (Gewohnheit«-)  Recht  i 
sondern  ncooa  gegeben  wird,  daas  im  YomhereiD  eine  Regel  aufgestell 
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§.   27. 
5.    Lex  Roman  II  Visigothornm.* 

Für  die  Römer  im  Reiche  der  Westgothen  galten  bis  auf  Konig 
Alarich  IL  (484 — 507)  die  römischen  Rechtsquellen.  Dieser  liess  506 
durch  ein  Collegium  von  Rechtsgelehrten  unter  formeller  Leitung  des 
Comes  Palatii  Gojarich  zu  Aire  in  Gascogne  aus  den  geltenden  Quellen 
einen  Auszug  machen,  Ton  einer  Versammlung  geistlicher  und  weltlicher 
Grossen  bestätigen,  jedem  Grafen  durch  Zusendung  einer  beglaubigten 
Abschrift  und  eines  Commonitorium  (über  Entstehung  und  Geltung  des 
Gesetzbuches)  publiciren.  Seit  dem  16.  Jahrh.  hat  man  demselben  den 
Namen  Breviarium  oder  Brev.  Alaricianum  beigelegt. 

§.  28. 

6.    Lex  Blbaaria  r.  Rfbnariornm.** 

L  Dieses  89  (91)  Titel  umfassende  Volksrecht  der  ripuarischen 
(§.  17)  Franken  ist  nach  dem  diesem  Gesetze  mit  der  Lex  SaUca,  Ala- 
mannor.,  Baiwar.  und  Visigoth.  gemeinschaftlichen,  nicht  gleichzeitigen 
und  auch  nicht  unbedingt  zuverlässigen  Prologe*  unter  TheodorichL 


*  Ueber  dies  für  uns  nur  durch  seinen  Einfiuss  auf  melirere  Volksrechte  be- 
deutende dem  röm.  Recht  angehörende  "Werk  v.  Savigny  II.  8.  37—67.,  die  Notizen 
bei  Gengier  Grdr.  8.  76  ff.  Die  beste,  alle  früheren  ersetzende,  den  vollständigen 
kritischen  Apparat  u.  s.  f.  ?iefernde  Arbeit  ist  die  Ausgabe:  Lex  Romana  Yi^i* 
gothorum  .  .  .  edid.  G.  Haenel,  Bonnae  1849.  4. 

Erwähnt  sei  noch  das  mehr  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  zufallende 
Edictum  Theodorici,  ein  vom  Könige  der  Ostgothen  Theodorich  zwischen 
506  und  526  für  alle  Angehörige  des  Volks,  Römer  und  Deutsche,  gegebenes,  nur 
aus  Sätzen  des  römischen  Rechts  geschöpftes  Gesetzbuch,  das  140  oapita  ohne 
System  enthält  und  über  alle  Theile  des  Rechts  sich  verbreitet.  Die  in  den  citirten 
Sammlungen  und  andere  weist  nach  Stobbe  L  8.  94.  Ygl.  Rudorff  Römische 
Rochtsgeschichte,  Leipz.  1857.  I.  294.,  v.  Daniels  R.G.  8.  138  ff.  —  Ueber  das 
denselben  Charakter  an  sich  tragende  Edictum  Athalarici  regis  die  Genannten 
und  Gengier  Grundr.  8.  82  -86. 

Die  Dauer  der  Geltung  des  Breviariums  ergibt  sich  von  selbst  aus  dem 
bei  dem  westgothischen  Gesetzbuche  Gesagten. 

*"'  Literatur  bei  Gen  gier  Grundr  8.  137  ff.  Gaupp  Das  alte  Gesetz  der 
Thüringer  8.  22ö  ff.,  Pertz  im  Archiv  Y.  216  ff.,  YIL  150  ff.,  Rud.  So  hm  Ueber 
die  Entstehung  der  Lex  Ribuaria  in  Zeitschr.  für  Rechtsgesch.  Y.  8.  380  ff. 
Stobbe  8.  56  ff. 

^  Derselbe  findet  sich  nicht  in  den  Handschriften  der  lex  Rib.,  spricht  auch, 
nicht  von  den  ripuar.  Franken,  sondern  nur  von  Franken  überhaupt;  sein  Inhalt  ist 
zum  Theile  aus  Isidori  Origines  entlehnt. 
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(511 — 534)  aufgezeichnet,  unter  Childebert  und  Chlotar  (ob  dem 
ersten  oder  zweiten  dieses  Namens,  ist  streitig;  wahrscheinlich  das 
letztere)  überarbeitet,  unter  Dagobert  I.  (628 — 638)  neu  redigirt  worden, 
Karl  d.  G.  hat  einen  Zusatz  dazu  gemacht  (Capitula  quae  in  lege 
Bibuariorum  mittenda  sunt),  aber  keine  vollständige  Revision 
des  Gesetzes  vorgenommen. 

H.  Sie  galt  als  Stammesrecht  im  alten  ripuarischen  Franken,  dem 
grössten  Theile  der  hart  am  Rhein  liegenden  Länder  des  heutigen  Rheia- 
preossens,  Nassau,  Hessen  bis  in  Württemberg  hinein,  femer  in  einigen 
Gegenden  Hessens. 

ni.  Dieselbe  hat  mit  der  Lex  Salica  grosse  Verwandtschaft,  von 
Tit.  XXXrV.  ab  manche  Stellen  direct,  ja  wörtlich  aus  derselben  auf- 
genommen, unterscheidet  sich  jedoch  von  derselben  in  wesentlichen 
Punkten,  beweist  die  bedeutend  fortgeschrittene  Entwicklung  der  könig- 
lichen Gewalt  (Tit.  69,  al.  71),  des  Einflusses  der  GeistUchkeit  (Tit.  36, 
al.  38  von  §.  5 ;  60,  al.  62  §.  8),^  hat  eine  viel  reinere  Sprache  und  ent- 
hält an  einigen  Stellen  directe  Einwirkung  des  römischen  Rechtes.^  Im 
Gesetze  tritt  auch  schon  deutlich  hervor  der  regere  Verkehr  mit  den 
Nachbarstämmen  (Tit.  31  und  36).  Gegenüber  der  L.  SaUca  ist  die 
Anschauung  weniger  sinnUch  und  bereits  abstracter. 

IV.  Die  von  Karl  d.  G.  erlassenen  capitula  quae  in  lege  Rib.  mit- 
tenda sunt  sind  zum  Theile  in   c.  11  — 16  der  capitula  excerpta  Lud- 


«  Vgl.  Zöpfl  I.  35  fif.,  Stobbe  hat  die  Ansicht:  Tit.  1—31.  erscheint  als  der 
ttlteste,  selbstständige  Theil,  nach  dem  Prolog  unter  Theoderich  als  König  von 
Anstrasien  (531 — 534)  gemacht;  32 — 56  sind  Auszüge  aus  der  Lex  Salica,  jedoch 
verändert  und  vermehrt;  Tit.  57  ff.  sind  später  hinzugekommen;  Tit.  36  ist  yielleicht 
karolingisch.  So  hm  kommt  zu  folgenden  Resultaten:  Tit.  1 — 31  ist  der  älteste 
selbstständige  Theil;  32—64,  mit  Ausschluss  von  Tit.  36,  57 — 62,  ist  der  zweite  auf 
Grundlage  der  Lex  Salica  gemachte  spätere;  Tit.  65—79  ist  ein  dritter,  80—89  ein 
vierter ;  Th.  I.  ist  in  der  1.  Hälfte  des  6.  Jahrb.,  vielleicht  unter  Theoderich  I.  auf- 
gezeichnet;  Th.  U.  gehört  dem  Ende  des  6.  Jahrh.  an;  Th.  III.  fällt  in  die  1.  Hälfte 
des  7.  Jahrh. ;  Th.  IT.  fallt  unter  Karl  Martell  oder  in  die  erste  Zeit  Pippins ;  Titel 
36  ist  zu  Ende  des  8.  Jahrh.  entstanden;  Tit.  57—62  ist  unter  Childebert  Ü.  zu 
Ende  des  6.  Jahrh.  entstanden. 

'  Tit.  58  (60)  §.1.  n  •  •  •  jubemus  ut  qualiscunque  Francus  .  .  .  servum  .  .  .. 
seoundum  Legem  Romanam  libertäre  voluerit,  ut  in  ecclesia  ...  in  manu 
Episcopi  servum  cum  tabulis  tradat,  et  Epicopus  Archidiaconum  jubeat,  ut  ei  tabulas 
seoundum  legem  Bomanam,  qua  Ecclesia  vivit,  scribere  faciat  .  .  .**  Tit.  61 
(63)  §.  1.  2.  Zöpfl  rechnet  dahin  auch  Tit.  59  (61)  und  69  (71)  derselben,  ebenso 
Gen  gier  Grundr.  S.  141.    Ich  halte  dies  für  durchaus  unerweislich. 


*  * 
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wigs  n.  von  856  übergegangen.    Das  hat  ihnen  eine  erweiterte  Geltung 
yerschafft.* 

§.  29. 

7.    Lex  Francornm  Chamavornm.* 

Dieses  kurze  48  Kapitel  zählende  von  Stephan  Baluze  als 
Cap.  III.  a.  813,  von  Pertz  als  Xantener  Gaurecht  erklärte  Volksrecht 
enthält  das  SondeiTecht  des  fränkischen  Stammes  im  Hamaland  (in  Amore), 
dem  ostrheinischen  Theüe  des  Gaues  der  Chamaver,  verfasst  wahrschein- 
lich um  802.  Sie  ist  ein  von  Männern  aus  dem  Volke  geschöpftes 
Weisthum  über  die  Abweichungen  dieses  Stammes  vom  Rechte  der  Lex 
Eipuaria,  von  der  es  in  Manchem  sich  unterscheidet. 

§.  30. 

8.    Lex  Alamannoram  (s.  Saevoram).** 

Unter  dem  Namen  „Pactus  Alamannorum"  ist  wahrscheinlich 
Tjereits  vor  580  das  Alamannische  Volksrecht  aufgeschrieben,  wovon  sich 
noch  drei  Fragmente  erhalten  haben.  Eine  neue  Redaction  des  Volks- 
rechts in  75  Kapiteln  hatte  statt  unter  Chlotar  11.  (zwischen  613  und' 
622),^   wozu  vielleicht  unter  Dagobert  I.  (628 — 638)  im  Ganzen  Zu- 


*  Ueber  deren  Geltung  als  persönliches  Recht  des  fränkischen  Königs  s.  §.  42. 
nota  7.  —  In  kirchlichen  Quellen  werden  Sätze  aus  ihr  noch  bis  in*8  11.  Jahrh.  im 
südlichen  Frankreich  als  geltende  angeführt,  wie  ich  in  der  Abh.  „Ueber  3  in  Prager 
Handschr.  enthaltene  Ganonensamml.''  (Sitz.  Ber.  d.  Wiener  Akad.  bist.  phil.  Gl. 
LVII.  189)  bewiesen  habe. 

*  E.  Th.  Gaupp  Lex  Francorum  Chamavorum  oder  das  vermeintliche  Xaniener 
Oaurecht,  Breslau  1855.  Zöpfl  Die  Ewa  Chamavorum.  Ein  Beitr.  z.  Kritik  und 
Erläut.  ihres  Textes,  Heidelberg  1856.  Stobbe  R.G.  S.  200,  der  der  Meinung  des 
Recensenten  im  Lit.  Centralbl.  beitritt,  es  sei  nur  eine  Zusammenstellung  der  durch 
die  isolirte  Lage  und  Berührung  mit  Friesen  und  Sachsen  bedingten  Abweichungen 
des  Rechts  der  zum  ripuarisohen  Stamme  gehörigen  .Völkerschaft  des  Hamalandes, 
«3  somit  nicht  als  drittes  fränkisches  Völkerrecht,  sondern  nur  als  Zusatz  wie  die 
additio  Sapientum  beim  friesischen  aufgefasst  wissen  will.  Die  historische  Einleitung 
Oaupp^s  ist  von  Paul  Laboulaye  übersetzt  und  mit  der  Lex  abgedruckt  in 
Revue  bist,  du  droit  fran^ais  et  6tranger,  Paris  1855  p.  417  suiv. 

**  Gedruckt  in  den  cit.  Sammlungen,  den  bei  Gengier  Grdr.  S.  143  fg., 
Stobbe  S.  143  genannten  Ausgaben,  am  Besten  und  mit  Zugabe  des  ganzen  krit. 
Apparats  in  den  Monumenta  von  Pertz,  Leg.  Tom.  III.  p.  1 — 182  edente  Job. 
Merkel  Ueber  die  Staats-  und  Geschichte  des  alamannischen  Rechts  handelt  er- 
schöpfend Job.  Merkel  De  republica  Alamannorum  commentatio.  Berol.  1849. 

^  „Lex  Alamannorum,  qui  temporibus  Chlotario  rege  unna  cum  proceribus 
suis,  id  sunt  33  episcopi  et  34  duces  et  65  comites  vel  cetero  populo  adnnatu.*' 
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§.  31. 
9.    Lex  Bajavariornm  (Pactns  fiawaruram).« 

I.  Für  diese  Lex  lassen  sich  nach  den  Handschriften  drei  Reeensionen 
unterscheiden,  welche  (Textus  legis  primus)  XXII  Titel  mit  verschiedenen 
capita  und  einem  Appendix  Yon  5  cap.,  (T.  1.  secundus)  LIV  Titel,  (T. 
1.  tertius)  XXI  Titel  haben.  Dazu  kommen  Anhänge,  enth.  Leges  extra- 
vagantes. Litt.  Gregorii  II.  P.  decretales,  Synodalacten ,  Decreta  Tassi- 
lonis  ducis,  Capitularia  Karls  d.  G.  u.  s.  w. 

n.  Die  handschrifthch  älteste  Recension  umfasst  mehrere  Theile  von 
verschiedenem  Alter.  Das  älteste  einheimische,  die  privatrechtlichen 
Compositionen  und  Bussen  enthaltende,  vielleicht  nach  dem  (nicht  un- 
bedingt unglaubhaften)  Prologe  unter  Childebert  L  aufgezeichnete,  unter 
Chlotar  11.  oder  Dagobert  I.  veränderte  Recht  geben  Tit.  IV.  1 — 29., 
Y.  VI.  Die  Tit.  III.  VIII.— XXII.  enthalten  das  unter  Childebert  L 
und  Chlotar  IL  veränderte  alte  Recht,  neue  Gesetze  von  ihnen  und 
Dagobert  L  Dieser  Theil  ist  zum  Theil  aus  der  Lex  Alam.,  grösstentheils 
aus  Lex  Visigothorum  genommen.  Tit.  VII.  4.,  app.  3 — 5  und  der 
Prolog  enthalten  entweder  übersehene  oder  neue  Gesetze.  Tit.  I.  11., 
welche  von  aussen  her  genommen  sind  (röm.  Recht,  Isidor,  can.  Recht), 
IV.  30.  31.  app.  1.  sind  unter  Theodo  11.  im  Anfange  des  8.  Jahrh. 
abgefasst  und  jetzt  überhaupt  das  Gesetz  mit  dem  Prolog  redigirt.  Zur 
Zeit  Thassilo's  11.  ist  Tit.  VII.  1—3  und  zur  Zeit  Karls  d.  G.  app.  c.  2. 
dem  Gesetzbuche  eingefügt  worden.  Eine  Karolingische  Recension  hat 
nicht  stattgefunden.^ 


*  Ausg.  in  den  genannten  Sammlungen  und  Monum.  Leg.  HE.,  Gengier 
Ördr.  S.  147  flf.  gibt  die  Literatur  an.  —  Uober  ihre  Entstehung  spricht  sich  aus 
der  mehr  erwähnte  Prologus  zu  versohiedenen  austrasischen  Yolksrechten.  Roth 
lieber  Entstehung  der  Lex  BajuTariorum ,  München  1860.  Stobbe  L  154  ff. 
T.  Daniels  L  S.  207  ff.  Merkel  in  den  Monum.  1.  c.  Heber  die  damaligen 
Zustände  Baierns  M.  Büdinger  Oesterr.  Gesch.  bis  z.  Ausgange  des  13.  Jahrh.  I. 
78  ff.f  der  eine  Schilderung  des  Zustandes  nach  der  Lex  gibt.  Eingehend  GfrÖrer. 
—  Joh.  Merkel  Der  judex  im  bairischen  Volksrechte  in  Zeit  sehr.  fQr  Rechts- 
gesch.  I.  131  ff.  Ders.  Die  Adelsgeschlechter  im  bairischen  Yolksrecht.  Ein  Bei- 
trag zu  dessen  Exegese.  Das.  S.  255  ff.  Ders.  Das  Firmare  des  bairischen  Volks- 
rechts.  Das.  11.  101  ff.  Quitzmann  Die  älteste  Rechtsverfassung  der  Baiwaren, 
Nürnberg  1866  (darüber  Dahn  in  Krit.  Vierteljahrssohr    VIH.  584). 

*  Ich  bin  der  Erörterung  M  e  r  k  e  1  *s  gefolgt,  welche  mir  viel  Wahrscheinlich- 
keit zu  haben  scheint.  Gewissheit  ist  aus  dem  blossen  hand sehr.  Material  nicht 
zu  schöpfen.    Es  bedarf  dazu  einer  Gowissheit  über  manche  Fragen,  besonders  das 


HL  Die  ältesten  Stücke  bekunden  eine  kräftige  her 
neben  ihr  ein  freies  Yolksleben  und  überhaupt  einen  geori 

§.  32. 
10.  Lcgei  LangoliardoTBiiL* 
I.  Vor  K.  Rothar  hatten  die  Ijangobarden  keii 
Recht,*  Honderu  einzeke  nicht  aufgezeichnete  Gesetze,  Ge 
"WeieungeB  rechtskundiger  Männer  bildeten  die  Quelle 
Im  Jahre  643  maclite  Rothar  eine  Aufzeichnung,  welche 
atätigt  wurde  (per  garethinx)  und  den  Kamen  Edic 
diesem  handeln  cap.  1—152  über  Strafen  und  Bussen 
der  öffentlichen  Delicte,  cap.  153 — 226  über  Erb-  unt 
cap.  227—368  vom  Eigentbiun  und  den  Fordarungen  aui 
Privatdehcten ,    cap.    369  —  388    enthalten   Zusätze.     V( 


Lesben  des  h  Emmeran,  Rupert,  Corbinian  u.  a.  w.,  die  bokanntlii 
Felde  steht.  Aus  zum  Theile  ganz  willkürlieh  oombinirton  hietori 
gelangt  Ofrörer  zu  dem  Resultate:  die  lei  Bajuwariorum  ist 
728  TerkOndigt  bIb  ein  Mittel ,  die  herzogl.  Gewalt  zu  BtQrEen 
befeatigen;  als  Helfershelfer  lediglieh  im  fränk.  Dienste  ersoheii 
Heiligen. 

■  ITeber  die  Benutzung  der  r5m.  Rochtsquellen  nach  t.  & 
bis  94. 

Hermanus  Augiensis  (Contractusj  ad  a.  1044  (Hon.  Script. 
K,  Heinrich  XU.  „Ungarios  patentes  lege  Bajoarioa  donavit"  Ich  1 
(GeBch  d  deutsch.  Kaiserzeit  II.  8.  Aufl.  8.  B41)  Ansieht,  damit 
der  Landfriedeusbestimmungen"  bezeichnet,  aus  den  von  ihm  (dai 
wickelten  Gründen  für  zutreffender,  nb  die  ¥on  Merkel  und  Sto 
sieht  Strehlka's,  es  sei  an  die  Uobcrtragung  der  Befngniss  dt 
danken. 

*  Ke  Ausgabe  tob  Friedr.  Bluhme  in  Pertz  Monnmen 
Tom  IV.  gibt  alle  früheren  an,    von  denen  die  beste  war:    Edicl 
bardornm,  edita  ad  fldem  aptimorum  codicum,  opera  et  etndio    C 
Tesme   in  HoDum.   historiae  patriae,  Ang.  Taur.  1865  fol. 
Bluhme  Edictus  oeteraeque  Lang,  leges  etc.    Haunov.  1869. 

Literatur:  Merkel  Die  Gesobicbtc  des  Langobardenrt 
Ansobatz  in  Krit.  Ueberachau,  IV.  S.  248  ff.  Dcrs.  Die  Lom1 
doB  Ariprand  und  Albertus,  Heidelberg  18Ö5.  Bluhme  in  der  I 
AoBgabe,  der  wie  Boretina  alle  weitere  Literatur  angibt.  H  6 
barda-Commenlare.  Wien  1862.  (Sitz.  Ber.  XL.).  A.  Ansehatz  Bi 
bardorum.    Langob.  Beohtsbuch  a.  d.  XII.  Jahrh.  nach  Handech) 

>  Dies  theilt  Rothar  c.  386  selbst  mit. 

*  Nicht  ediotum.    Vgl.  Bluhme  Mon.  Leg.  IV.  p.  X,  noi 
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folgenden  langobardischen  Könige  sind  Gesetze  in  das  Edict  aufgenommen 
und  deshalb  demselben  mit  besonderen  Prologen  und  meist  aucb  Epi- 
logen angehängt  worden,  jedoch  nicht  alle,  sondern  einzelne  liefen  da- 
neben als  s.  g.  capitula  in  breve  statuta.  So  wurden  von  Gri- 
moald  aus  dem  Jahre  668  neun,  von  Liutprand  aus  den  Jahren 
713 — 735  im  Ganzen  153  nach  den  Jahren  geordnete  Kapitel  zugefügt, 
Yon  beiden  einige  nicht  aufgenommen.^  Hieran  schliessen  sich  zwöir 
von  K.  Ratchis  aus  den  Jahren  745,  746,*  neun  von  K.  Aistulph 
von  750^  und  13  von  demselben  von  755  nebst  einem  unechten.  Damit 
schliesst  die  Zahl  der  echten,  denn  von  Desiderus  gibt  es  nur  decreta 
spuria.^ 

II.  Das  Edict  ist  durchweg  rein  germanisch,  zeigt  eine  Verwandt- 
schaft mit  dem  sächsischen  und  thüringischen  Gesetze,  welche  sich  aus 
der  gemeinschaftlichen  Abkunft  erklärt.  Das  römische  Recht  hat  einen 
unbedeutenden  Einfluss  geäussert.*^  Während  die  königliche  Macht  als 
sehr  gross  auftritt,  finden  wir  die  der  Kirchenoberen  im  Vergleiche  zu 
den  gleichzeitigen  Zuständen  im  fränkischen  Reiche  schwach.  In  den 
späteren  Kriegsgesetzen  zeigt  sich  jedoch  nach  diesen  Richtungen  eine 
aUmälige  Aenderung. 

III.  Mit  dem  Aufhören  der  Selbstständigkeit  des  langobardischen 
Königreichs  fiel  die  Geltung  des  Edicts  nicht  fort,  vielmehr  ist  dasselbe 
bis  zu  dem  Momente  in  Geltung  geblieben,  wo  das  römische  Recht  seiner 
Herrschaft  ein  Ende  machte.®  Aber  der  Gebrauch  der  alten  Form  des 
Edicts^  wurde  verdrängt^®  durch  neue  Sammlungen,  welche  das  alte^ 
Material  boten. 


'  Gbrimoaldi  sive  Liutprandi  memoratorium  de  mercedibus  commaci- 
norum  (Bauunternehmer),  notitia  de  aotoribus  regis.   Leg.  lY.  176.  180. 

*  Zwei  von  ihm  in  breve  stat.  ibid.  pag.  192  fg. 

^  Diese  9  Bind  aber  später  wieder  aus  dem  Edict  gerissen  worden,  während 
die  von  755  blieben.    Bluhme  pag.  195.  n.  1. 

6  Ib.  pag.  205  sq.  abgedruckt. 

'  V.  Savigny  Gesch.  d.  r.  R.  I.  8.  123  fg.  129.  140  ff.    H.  219  ff. 

8  Im  12.  Jahrh.  wird  die  spätere  Gestalt  noch  öfter  citirt  von  den  Glossatoren. 
Ygl.  Maassen  in  Bekker  u.  Muther  Jahrbuch  n.  223,  meine  Beitr.  z.  Gesch.  d. 
Literat,  ü.  d.  Decret,  Wien  1^70,  I.  35,  51,  IL  33.  Auch  die  griechische  üeber- 
setzung ,  deren  Fragmente  von  Neuem  abgedruckt  sind  a.  a.  O.  pag.  225  ff.,  be- 
weist die  Bedeutung  und  Geltung. 

9  Man  spricht  richtiger  nur  von  einem  Edicte:  Bluhme  1.  c.  pag.  XI. 

*o  Jac.  Columbi  um  1200  ist,  wie  Bluhme  pag.  XII.  hervorhebt,  der  letzte, 
welcher  das  echte  Edict  und  das  capitulare  citirt.  Von  da  ab  wird  citirt  „liber 
legis,  capitula  legis  regum  lombardorum'^  u.  a. 
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lY.  Die  erste  dieser  ist  die  zwischen  829  und  833  auf  VeranlasBung 
dae  Grafen  Eberhard  tod  Rbfitiec  und  Friaal  gemachte  Concordia 
de  singnlis  oansis."  Sie  stellt:  zum  leichteren  Gebrauche  in  den  46 
ersten  Titdn  das  unter  die  betreffende  Rubrik  passende  Material  der 
0e8fl<ze  Ton  Rothar  bis  auf  Aiatulph  zusammen,  -während  die  letzten 
(47  bis  60)  die  nicht  also  unterzubringenden  Qeeetze  von  Grimoald  an 
enthalten. 

Y.  Hit  dem  Namen  Über  legis  Langobardorum  Papienais'^ 
bezeichnet  man  eine  weitere  Sammlung,  die  fortlaufend  das  Edict  und 
dann  das  Capitulare  Ton  Earl  d.  G.  bis  auf  Otto  m.,  in  einer  etwas 
jüngeren  Form  bis  auf  Heinrich  II.,  enthält.  Gemacht  ist  die  Sammlung 
^  ob  zu  Pavia,  lässt  sich  nicht  bestimmt  behaupten  —  zwieehen  1000 
und  1014,  später  ergänzt.  Die  Absicht  des  Sammlers  ist  auf  YollBtändig' 
keit  gerichtet,  aber  nicht  erreicht  Ausser  dem  Texte  bietet  die  Samm- 
lung Glossen  und  Gerichtsformeln.  Für  die  Kapitularien  von 
YPido  an  hat  sie  grossen  Werth.  Im  11.  Jahrhundert  galt  sie  als 
authentisch. 

YX  EndHoh  ist  der  über  Papiensis  umgearbeitet  worden  um  cUe 
Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  zudem  liber  legis  Langobardorum 
oder,  wie  er  späterhin  gewShnlich  hebet,  Lombarda.'^    Diese  Samm- 


"  Blnhme  1.  c.  p.  XL  ff.,  Druck  p.  23G— 289.  Boretius  Die  Onpitiilarien 
S.  85  fg.  Merkel  a.  a.  0.  Du«  Lnpua  diete  Arbeit  Ksmaolit,  steht  in  dem  be- 
treffendea  Terae  niobt. 

«  Darüber  Boretina  Die  Capitularien,  in  der  Praef,  tvT  Ansgabe  Leg,  IV. 
p.  XLTI  sqq.  Ä.atg.  p.  290  —  806.  Boretius  wiederbolt  XLTIT  C  die  Angalie 
aller  gemeinsamen  (oap.  geaeialia)  Capitalarien  Ton  774  un  für  das  ^anie  Reich 
sowie  der  besonderen  fQr  Italien,  gibt  p.  hXYl.  fg.  die  einzelnen  in  die  Sammlung 
aufgenommenen  Capitnlarien  Ton  Earl  d.  O.  bis  anf  EaiBer  Helnriob  IL  vom 
Jthr  lOM  an;  legt  die  Aendernngen  dar,  velohe  die  frBnkisobe  Eerrscboft  in 
Italien  bewirkte  (Qeltaag  der  oapitula  generalia  —  Einfflhmng  der  oomites  — 
grSssere  Hioht  der  BiaobOfe  und  Aebte  —  miiei  dominioi  —  Yaaallität,  Bonefioial- 
w«8eii,  Boabinat  u.  s.  w.) ;  er  seigt  genan  die  praktisohe  Bedeutung  der  Capitnlarien, 
die  Absieht  der  Sammlong,  den  inneren  Oang,  die  Bildung  der  Sammlung  n.  a.  w. 
—  Ueber  die  beHonders  Form  des  liber  Papiensis,  welehe  dem  Waleausus 
sngea  oh  lieben  wird,  Boretius  p.  LXXT  sqq.  Aber  einen  eigenthOmliolten  C!om- 
mestar  in  einer  neapolit.  Eandsobr.  daselbst  p.  LXXXIV  sqq.,  wobei  ich  auf  die 
Ton  ihm  p.  T.TTTTTIT  mitgetbeilte  Zusammenstellung  der  dort  gebrauchten  Stellen 
ans  den  rSmiacben  Beohtsquellen  aufmerksam  maohe.  ~  Die  7  Anhänge  des  liber 
Papiensia  das.  p.  686-606. 

u  Blnhme  Leg.  IV.  XCVIll  ff  Ober  Literatur  und  HandsohrifteD,  die  B^n- 
tagnata  der  Hiden  Formen  da«,  p.  607.  Zugefügt  die  Zusammen  stell  nug  der  ander- 
wlrtaber  entnommenen  Stellen.    AnaehQti  im  Jahrb.  tod  Bekker  11.  474. 

1.  B  e  li  a  1 1  > ,  Ralcb»-  s.  BMblagsieh.  S.  Ana.  g 


•v 
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lung  kommt  in  einer  doppelten  Gestalt  vor.  Die  eine  bietet  ein  Codex 
von  Monte-Casino,  daher  lombarda  Oassinensis,  die  andere  findet 
siob  in  einer  grösseren  Zahl  von  Handschriften,  daher  lombarda  vul- 
gata  b^iannt  Hier  ist  die  Sammlung  in  drei  Büchern  systematiBch 
geordnet  worden,  welche  yerschiedene  Titel  haben.^^  Die  Lombarda 
war  in  der  Bechtsschule  zu  Pavia  Gegenstand  wissensohaftlichw  Ver- 
arbeitung ^^  in  doppelter  Richtung,  einer  theoretischen,  deren  Produkt 
die  s.  g.  glossae^^  und  einer  praktischen  (die  s.  g.  formulae,  formulae 
casuisticae,  Lösung  kurser  Bechtsfalle) ;  daran  schüessen  sich  die  Com- 
mentare  zur  Lombarda  (von  Ariprand  aus  dem  AnÜEmge  des 
12.  Jahrb.,  Aliprand  nach  1186,  und  Albertus  aus  der  2.  Hälfte  des 
12.  Jahrb.)  und  mehrere  selbstständige  Arbeiten  über  Beweistheorie  des 
lombardischen  Hechts,  Sammlungen  der  Parallelstellen,  Analogien,  Wider- 
sprüche u.  s.  w. 

Yn*  Das  langobardische  Recht  galt  für  das  ganse  Gebiet  des  Reichs, 
hat  also  territoriale  Geltung;  für  die  Römer  war  aber  das  römische  Recht 
im  Gebrauche  belassen,^^  während  es  für  die  Fremden  (waregang)  zur 
Behaltung  ihres  Rechts  eines  königlichen  PriTilegs  bedurfte. ^^ 

§.  33. 

11.   Lex  FriflionniD.* 

I.  Dieses  Gesetz,  von  dem  wir  keine  Handschrift  kennen,  ist  uns 


^^  Lombarda  CaBS.  hat  Rubriken  im  ersten  46,  zweiten  51,  dritten  43; 
Lomb.  Tulgata  hat  Titel  beziehungsweieo  87,  58.  40. 

<A  Ueber  die  Juristen,  die  im  über  Papiensis  Yorkommen,  Boretius  Mon. 
Leg.  lY.  p.  XCin.  sqq. 

1^  Üeber  die  einzelnen  Worterklftrungen  technischer  Ansdrüeke  und  die  alpha- 
betischen Wortverzeichnisse  in  denselben  ausser  Boretius  und  Gengier  8.  197  It, 
Stobbe  B.Q.  I.  594  ff. 
^.  IT  Leg.  Lttitpr.  YI.  87.  74.   t.  Savigny  LS.   128  fll    Gengier  S.  189.  191, 

besonders  Boretius  1.  o. 

^0  Leg.  Bothar.  867^  t.  Sarigny  1,  128.  Offenbar  tritt  auch  hier  wieder  der 
S  26.  nota  3  hervorgehobene  Grund  ein.  Die  Lex  Burg.,  Yisigoth ,  Legg.  Lang., 
welche  allein  in  nicht  zum  fränkischen  Reiche  gehörigen  L&ndern  entstanden  sind 
und  sämmtlich  das  Princip  der  Territorialität  haben,  beweisen  aber  auch,  dass  die 
s.  g.  Persönlichkeit  des  Bechts  ein  fränkisches,  kein  germanisches  oder  all- 
gemein deutsches,  also  ein  politisches  Princip  war.    Ygl.  §.  22.  11. 

*  K.  Freih.  T.  Richthofen  Friesische  Bechtsquellen,  Berl.  1840.  4. p.  XXYII. 
sqq.  £.  Th.  Gaupp  Lex  Frisionum.  Li  usum  oholarum  recens.  introd.  hist-crit. 
et  adnot.  instruxit,  Yratisl.  1832.  Literatur  bei  Gengier  S.  155  ff.  Gaupp  Ger- 
manist. Abhandl.  1855    S.  L  ff.,  Richthofen  in  der  Ausgabe  Monum.  Leg.  III. 
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nur  doreli  den  Yon  Herold  naeh  einer,  wie  es  scheint,  verlorenen  Hand* 
flchiift  gemachten  Abdruck  erhalten.^ 

IL  Dasselbe  hat  im  Auge  Friesland  im  ältesten  Sinne  und  unter- 
scheidet selbst  drei  Gebiete:  a)  Westfriesland  vom  Sinkfal  bis  zur 
Flie  (Grenze  von  Flandern),  b)  Mittelfriesland  von  der  Flie  bis 
zur  Lauwers.    c)  Ostfriesland  von  der  Lauwers  bis  zur  Weser.^ 

m.  Es  enthält  XXH  Titel  mit  einer  ungleichen  Zahl  von  Kapiteln, 
dann  eine  Additio  Sapientum,  welche  in  XI  Titeln  Zusätze  von 
Wulemarus  und  Saxmundus  enthält  b)  Ein  bei  Herold  der  lex 
angfiorum  et  Werinorum  angehängtes  Stück,  überschrieben:  Haec  in- 
dicia  "Wulemarus  dictavit.^ 

rV.  Der  älteste  Theil  des  Gesetzes,  zwischen  734  und  785,  viel- 
leicht 734  oder  in  den  nächstfolgenden  Jahren  unter  Karl  Martell  oder 
sdnem  Sohne  Pipin  gemacht,  umfasst  die  sich  auf  die  Frisia  media 
beräehenden  Bestimmungen.  Er  gibt  die  Wergeldansätze  und  zwar  ohne 
Backsicht  auf  die  späteren  Aendenmgen.  Der  zweite  Theil,  entweder 
785  von  Karl  d.  G.  oder  bald  nachher  erlassen,  bezieht  sich  auf  alle 
drei  Theile  des  Landes  und  gibt  Zusätze  zum  ersten,  z.  B.  Festsetzung 
des  Eönigsbannes  auf  60  solidi,  neunfache  Yerdoppelung  der  Busse  für 
dnzelne  Yerbrechen  u.  dgl.  Die  Additio  sapientum,  d.  h.  die  Yor- 
schläge  friesischer  Richter  (asega,  d.  h.  legem  dicentes),  sind 
wahrscheinlich  802  auf  dem  Reichstage  zu  Aachen  bekundet,  von  den 
Yertretem  des  friesischen  Yolks  angenommen  und  von  Karl  d.  G.  pub- 
lidrt« 

§.  34. 

12.   Lex  SaxonmiL* 

L  Sie  ist  ein  kurzes  (gewohnlich  1 9  Titel,  bei  Merkel  66  Kap.  um- 
fassendes) unter  Karl  d.  G.  (wahrscheinlich  als  Ganzes   802  auf  dem 

p.  666.  sqq.  mit  einer  Binleiiung  p.  681.  sqq.,  welche  auf  alle  Punkte  eingeht. 
Tgl.  jedoeh  de  Geer  Ueber  die  Zusammensetzung  der  Lex  Frisionum  in  Zeitschr. 
f.  Bechtsgesch.  YIII.  134  ff. 

^  Y.  Biohthofen  p.  632  leigt  aus  inneren  Ghrtlnden  die  Eohtheit  des  Textes. 

*  üeber  diese  Theile  gibt  Biohthofen  eine  eingehende  historische  Erörterung 
p.  6d2  ff.  Frisia  occidentalis  wurde  689,  media  Ton  734  bis  785,  orientalis  785  dem 
üränkiBohen  Beiohe  einyorleibt.    1.  c  p.  640  ff. 

*  Dass  diese  nicht  mit  der  Lex  Anglorum  harmoniren,  sondern  mit  dem  frie- 
sisohen  stimmen  und  sich  auf  bestimmte  Titel  des  letzteren  beziehen,  hat  Bicht- 
hofen  p.  654  ff.  dargethan. 

«  T.  Biohthofen  1.  o.  p.  645  ff. 

*  E.  Th.  Oaupp  Becht  und  Terfassnng  der  alten  Sachsen.  In  Terbindung 
mit  einer  krit  Ausg.  der  Lex  Saxonum,  Bresl.  1837     Job.  Merkel  LexSaxonum^ 
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Beichstage  zu  Aachen  publicirt)  aufgezeichnetes,  rem  deutsches  (alt-- 
sächsisches  Gewohnheits-  und  fränkisches  Beichsrecht)  Recht  enthaltende» 
Gesetz,  welches  grösstentheils  Strafsatzungen,  daneben  aber  auch  auf 
eheUches  Güter-  und  Erbrecht  bezügUche  Bestimmungen  enthält,  mehrere 
Hauptzüge  bietet,  die  uns  im  späteren  sächsischen  Rechte  entgegentreten 
(im  Sachsenspiegel)  und  unter  den  yerschiedenen  Stammesabtheilungea 
eine    Bechtsverschiedenheit   in    einzelnen  Punkten   bekundet.     Ergänzt- 


Berl.  1803.  üsinger  Forsoliungen  zur  Lex  Saxonam.  Berl.  1867.  Karl  Freih. 
Y.  Bichthofen  Zur  Lex  Saxonum.  Bert.  1868.  A.  Boretius  in  t.  Sybel*» 
Bist.  Zeifcschr.  XXTT.  148  ff. 

Merkel  unterscheidet  d r  e i  Theile  des  Gesetzes :  „ — I — XXIII.  ein  Adelsstatut 
und  verbrieftes  Landrecht  des  herrschenden  Stammes  sicherlich  vorhanden  vor  dem 
ersten  Kapitulare  782;  XXTY — LX-  unter  vorwiegend  fränkischem  Einflüsse,  nach 
785,  aber  vor  797  verfasst,  LXI.  bis  Ende  frühestens  von  798  setzt  eine  Zeit  voraus,, 
w&hrend  welcher  ein  Theil  des  Adels  in  der  Yerbannnng  lebte.'*  Dagegen  v.  Da- 
niels B.a.  S.  263  ff.  Vgl.  Seibertz  L  S.  290  ff.  Besultate  Bichthofen'8:■ 
u)  Hinsichtlich  des  Textes.  Es  gibt  4  von  einander  unabhängige;  der  älteste 
authent.  liegt  in  der  Ausg.  von  Herold ,  der  aber  die  Titelüberschriften  erfand ; 
daran  reiht  sich  der  Spangenbergische  Codex  (im  Britischen  Museum.  Egerton-Ms, 
269),  der  Oorveyer  (im  Prov.  Arch.  zu  Münster),  der  der  Ausg.  von  du  Tillet. 
Linderbrog^s  Ausg.  ist  nach  den  Texten  von  Herold,  du  Tillet  und  dem  Spange 
Codex  gemacht,  nicht  nach  selbstst.  handschr.  Texte.  Dies  Resultat  ist  kaum  an- 
zugreifen, auch  von  Boretius  angenommen.  Dass  der  Wortlaut  vom  Orig.  noch 
weit  abweiche,  wie  Bichthofen  meint,  ist  nicht  erwiesen,  obwohl  c.  56  und  68  kaum, 
neben  einander  sich  fanden.  Boretius^  bemerkt  richtig,  c.  36  entspreche  dem  Eapit. 
V.  797,  wo  das  fredum  des  litus  auch  V»  von  dem  des  nobilis  beträgt;  das  Fehlen 
eines  Prolog  beweist  nichts,  b)  Ordnung  und  Entstehungszeit  des  Textes.  Das 
Gesetz  ist  einheitlich,  die  capitulatio  de  partibus  Saxoniae  fällt  bald  nach  775,  am 
besten  in  777 ;  das  capitulare  Saxonicum  von  797  hat  die  Lex  vor  sich  gehabt ,  sie 
fällt  zw.  777  und  797,  am  besten  in  785,  jedenfalls  zw.  785—792.  Dagegen  stellt 
Boretius  auf:  die  Cap.  d.  p  S.  braucht  gar  nicht  in  Sachsen  gemacht  zu  sein,, 
ihre  Zeit  ist  nicht  genauer,  als  zw.  775  u.  790  zu  bestimmen.  Die  Lex  hat  2  Theile: 
0.  1 — 20,  der  in  die  Zeit  des  selbstständigen  Sachsens  fallen  kann,  worin  fast  nur 
Yerhältnisse  der  nobiles  behandelt  werden,  während  liti  und  servi  nur  als  ihnen 
gehörig  erscheinen,  keine  Spur  fränk.  Herrschaft  vorkommt,  der  Eid  (c.  8j  in  heid- 
nischer Weise  in  arma  oder  in  manu  geschworen  wird;  c.  21 — 66,  die  meist  mit 
Qui  anheben  (erstere  mit  Si),  auf  alle  8  freien  Stände  Bücksicht  nehmen,  die 
fränk-  Herrschaft  zeigen,  die  Sätze  über  Kirche,  König ,  palatium,  bannus,  fredu» 
auf  diese  deuten ;  es  wäre  sonderbar,  wenn  nicht  wie  anderwärts  zuerst  von  Kirche 
und  König  gehandelt  würde.  Der  zweite  Theil  ist  wohl  nach  der  cap.  de  p,  S. 
aufgezeichnet  worden.  Die  Lex  kann  sehr  gut  802  oder  808  (c.  51 — 53  sind  mit 
c.  5  capitula  in  legem  Bibuar.  v.  803  übereinstimmend)  zu  Aachen  publicirt  sein. 
—  Nach  üsinger  ist  sie  eine  nach  803  und  vor  811  abgefasste  Privatarbeit.  Diese 
Ansicht  zu  widerlegen  ist  nach  Biohthofens  Untersuchung  überflüssig. 


w^v 


Lex  Angliorum  et  Werinorum  hoo  est  Thoringorum.    Yerw,  Rechte,  eto.       85 

^wird  dieselbe  durch    die   ^Capitulatio  de  partibus  Saxonicae^ 
A.  785  und  ein  Eapitulare  vom  J.  797. 

n.  Sie  galt  im  ganzen  Sachsenlande,  also  zwischen  Buhr  und  Weser 
und  längs  der  Elbe.^ 

§.  35. 

18.   Lex  ÄBgUomm  et  'Werinoram  hoo  est  TlmrlBgoriuiL* 

Sie  umfasst  17  meist  kleinere  Titel  und  hat  verschiedene  Bestand- 
iheile,  welche  zum  Theil  bis  in's  6.  oder  7.  Jahrhundert  reichen,  auf  dem 
läeichstage  zu  Aachen  im  Jahr  802  revidirt  sind.  Sie  ist  zusammen- 
gesetzt aus  thürmgischen,  fränkischen  und  sächsisch-friesischen  Rechts- 
sätzen und  galt  bis  nach  Holstein,  Dänemark  und  England  hinein. 
TJebrigens  ist  sie  ein  sehr  dunkles  und  schwieriges  Gesetz,  zeigt  auch 
fiehr  geringen  Einfluss  christlicher  Ideen. 

§.  36. 

Verwaadte  Reohte.   Die  Gesetie  der  Anglo-Sftoliseii.   Logos  ABglo-Sazonioao.«« 

Wir  besitzen  eine  chronologische  Sammlung  der  Gesetze  von  13 
Königen  von  561 — 1087;  hierher  gehören  die  von  Ethelbert  aus  dem 
Ende  des  6.  Jahrhunderts  für  Kent,  von  Lothar  und  Eadrich  aus 
der  2.  Hälfte  des  7.  fiir  dasselbe,  von  Withred  aus  dem  Ende  des 


^  Die  Geltung  in  späterer  Zeit  lehrt  Wippo  Tita  Ghuonradi  o.  6.  (Monum. 
Bcrlpt.  XI.'  p.  263^  ^Beversus  Bez  .  .  ad  Saxoniam  yenit  ibi  legem  crudelissimam 
Saxonum  secnndum  yoluntatem  eoram  constanti  auotoritate  roboravit.^  Dieser  Buf 
der  cmdelitas  (der  sich  auch  in  Transl.  8.  Alexandri  o.  2.  Monum.  Script  IL  p.  675 
zeigt)  hat  seinen  Grund  in  dem  Verhängen  der  Todesstrafe  für  in  den  übrigen 
fechten  mit  Bussen  bestrafte  Terbrechen- 

*  £.  Th.  Gaupp  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  oder  die  Lex  A.  et  W.  hoc 
est  Th.  in  ihrer  Ter  wand  tsch.  mit  der  L.  Sal.  u.  L.  Bip.  dargestellt  u.  mit  erklär. 
Anm.  Breslau  1834*  Joh.  Merkel  Lex  Angliorum  et  Werinorum  h.  e.  Thuringo- 
mm,  Berl.  1861.  (Im  Kachtrage  zur  Handausg.  der  L.  Saxonum  ist  die  Collation 
des  Codex  Corbejensis,  jetzt  dem  Domkapitel  in  Paderborn  gehörig,  mitgetheilt) 
Gengier  Grdr.  162  ff.  K.  y.  Bichthofen  in  Monum.  Leg.  IIL  p.  654  f. 
Zopfl  L  49  ff. 

**  Ausg.  u.  Literatur  bei  Gengier  208  ff.  Beinh.  Schmidt  Die  Gesetze 
der  Angelsachsen.  In  der  Ursprache  mit  üebers.  und  Erläuterungen.  2.  Aufl* 
Leipzig  1867.  Stobbe  I.  Id4ff.  Für  das  nordische  (d ä n i s c h e ,  scandinaTische* 
isländische)  Becht  bieten  die  zu  §.11  genannten  Schriften,  sodann  yerschiedene 
ITerke,  Abhandlungen  und  Becensionen  yon  Maurer  in  der  (Münchener)  nKrit., 
TTeberschau"  und  „Krit.  Viertel  jähr  sschr.^  Vorzügliches,  y.  Daniels  U.  14  f.  49 
führt  gleichfalls  darauf  bezügl.  Werke  an. 
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7.  für  Eent,  von  Ina  aus  der  letzten  Hälfte  des  7.  oder  Anfange  des 

8.  Jahrhunderts  für  Wessex  u.  a.  Zwar  haben  die  neuen  Yerhältnisse, 
in  welche  die  nach  England  eingewanderten  Deutschen  kamen,  Einfluss 
geübt.  Im  Ganzen  aber  bieten  diese  Gesetze  rein  deutsches,  vor  Allem 
von  jedem  Einflüsse  des  römischen  freies  Recht.  Hierdurch  und  durch 
ihre  Abfassung  in  angelsächsischer  Sprache  bleiben  sie  von  grossem. 
Werthe. 

§.  37. 
B.  Frftnkisohds  BeiohBreoht.    Kapitularien.* 

I.  Neben  den  Yolksrechten,  als  den  Normen  für  die  einzelnen  Stamme 
und  solche  Rechtsverhältnisse,  welche  ihre  Wurzel  in  der  Gewohnheit, 
der  Sitte,  kurz  dem  Yolke  selbst  finden,  Vedurfte  es  nothwendig  im 
fränkischen  Reiche  bei  der  Verschiedenheit  der  Stämme  und  Rechte  und 
seitdem  das  Stammeskönigthum  zu  einem  allgemeinen  geworden,  den 
nationalen  Charakter  verloren  hatte,  allgemeiner  gesetzlicher  Anordnungen 
über  die  nicht  in  den  Kreis  des  Stammes-  und  Yolksrechtes  fallenden 
Yerhältnisse :  Heerbann,  Handel,  Yerkehr  und  dessen  Sicherheit,  Kirchen- 
und  Unterrichtsangclegenheiten ,  Finanzwesen,  Strassen,  Kanäle,  Beauf- 
sichtigung der  Verwaltung,  Rechtspflege.  Nicht  minder  waren  erforder- 
lich Normen  für  jene  Yerhältnisse  des  Privat-  und  öffentlichen  Lebens^ 
die  man  zwar  als  Sache  des  Stanmies  ansehen  kann,  welche  aber  doch 
im  Einklang  stehen  mussten  mit  den  Grundsätzen  des  ReichsrechtSr 
Diesen  Kreis  umfassen  die  zahlreichen  von  den  merovingischen  Königen 
an  erlassenen  Königsgesetze,  seit  den  Karolingern  allgemein  Kapitu- 
larien genannt.^ 

*  Ausgaben:  (üeber  die  Torhergehonden  die  Praef.  bei  Baluie,  überhaupt 
G 0 n g  1  e r  Ghrdr.  208  ff.)*  Steph.  Balaze  Oapitularia  Regum  Francorum  Additae 
sunt  Harculfi  mon.  et  alior.  formulae  Toteres  et  notae  doctiss.  yiror.  Par.  1677  fol. 
2  T.,  nova  editio  .  .  curante  Petro  Ganciani.  Par.  1780  fol.  2  T.  Nach  dieser 
zweiten  Ausgabe  ist  gemacht  die  Ton  Walter  Corp.  jur.  II.  u.  HI.  (p.  1 — 282; 
685 — 690);  Pertz  Monumenta,  Leg.  Tom.  I.  n.  Literatur:  Gengier  a.a.  0. 
S.  210.  T.  Daniels  R.G.  L  278  ff.  Stobbe  L  209  ff.  Waitz  II.  654  ff  III. 
201  ff.  503  ff.  Alfred  Boretius  Die  Kapitularien  im  Langobardenreiohe,  Halle 
1864,  eine  Schrift^  die  über  Tiele  Punkte  Licht  yerbreitet. 

^  In  meroTing.  Zeit  decretio,  decretum,  edictum,  constitutio,  pac 
tum  u.  8.  w.  —  Oapitula,  oapitulationes,  oapitularia  heissen  sie  daTon, 
dass  sie  in  mehreren  kleineren  mit  fortlaufenden  Zahlen  Torsehenen  Abschnitten  ab' 
gefasst  —  und  wohl  auch  auf  der  Tersammlung  Torgelegt  —  wurden.  —  Eine  ein* 
heitliche  allgemeine  Gesetzgebung  kam,  obwohl  B.  Agobard  Ton  Lyon  (epist.  ad 
LudoT.  P.  bei  Bouquet  VI.  356)  eine  lex  forderte,  nicht  zu  Stande 
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n.  Sie  gingen  aus  von  den  Königen.^  Wofern  sie  Angelegenheiten 
eines  Stammes  betrafen,  pflegte  man  sie  den  geistlichen  und  weltlichen 
Orossen  und  dem  ganzen  Stamme  auf  der  Reichsyersammlung  vorzu- 
legen.3  War  das  nicht  der  FaU,  enthielten  sie  blos  allgemeine  Be- 
stimmungen, so  legte  man  sie  nur  den  geistlichen  und  weltlichen  frän« 
kischen  Grossen  (wie  der  Eingang  vieler  beweist)  vor.* 

in.  Abgefasst  sind  sie  in  lateinischer  Sprache;  das  Original  hinter- 
legte man  in  dem  Archiv  (armarium,  auch  capella)  des  Pfalzgrafen ;  pub- 
Kcirt  wurden  sie  durch  officiell  gemachte  —  vom  Kanzler  beglaubigte  — 
Abschriften,  die  man  den  einzelnen  Bischöfen  und  Grafen  zustellte  und 
von  diesen  verlesen  hess.^    Dieselben  sind  früh  gesanunelt  worden  vom 


*  Es  gibt  zwei  Ton  Karlmann  und  Pippin  als  Majordomas  erlassene. 

*  Cap.  Saxon.  a.  797  (Leg.  I  75)  princip.,  Gap.  minora  a.  808  o.  19  (Leg.  I. 
115).  ,Xrt  popnlus  interrogetur  de  eapitulis  qaae  in  lege  noviter  addita  sunt.  Et 
postquam  omnes  consenserint,  subscriptiones  et  manufirmationes  suas  in  ipsis  eapi- 
tulis faciant.^  Dasselbe  ergibt  sieh  aus  Cap.  legi  Sal.  add.  a.  819  (ib.  225  sq)  u. 
Cap.  Long.  a.  819  (ib  228)  forner  Cap.  Aquisgr.  a.  820  o.  5  (ib.  229):  „Generaliter 
omnes  admonemus,  ut  oapitula,  qnae  praeterito  anno  Legi  Salioae  per  omninm 
oonsensum  addenda  esse  oensnimus,  jam  non  ulterius  oapitula,  sed  tantum  lex 
dioantnr,  immo  pro  lege  teneantur.**  Earoli  Ealvi  Ediot.  Pistense  a.  864.  e.  6. 
($.  22.  Anm.  13). 

*  Uebrigens  heissen  auch  diejenigen  Konigsgesetze  Capitularia,  die  nicht  vor- 
gelegt wurden,  weil  sie  keine  solche  Dinge  betrafen,  z.  B.  de  yillis  imperia- 
libusL 

Im  9.  Jahrhundert  wurden  sie  bald  nur  mit  den  Grossen  berathen  und  fest- 
gestellt, dann  in  der  Tersammlung  kund  gemacht.  Conventus  ad  Marsnam  Loth  I. 
Ludov.  n.  Earoli  II.  (Leg  I.  409)  a.  851:  „Et  releota  sunt  in  oonspootu  totius 
populi  supraseripta  oapitula." 

Man  nennt  bald  die  sich  auf  einen  Stamm  im  Gegensatze  der  für  das  Reich 
(oap.  generali a)  beziehenden  speoialia  (Eichhorn),  bald  die  blossen  Dienst- 
instruotionen  im  Gtegensatz  der  mit  Zustimmung  des  Yolks  gemachten  (Zöpfl  I. 
52)*  Die  Capitula  per  te  soribenda  galten  für  das  ganze  Beioh.  Boretius 
(Monnm.  Leg.  lY.  p.  XLYIL  sqq.)  zeigt,  dass  fOr  Italien  galten:  1)  die  cap.  gene* 
ralia,  welche  nur  mit  den  fränk.  Grossen  berathen  waren,  2)  die  fflr  Italien  auf 
den  italienischen  Reichstagen  erlassenen.  Diese  galten  ohne  Rfloksicht  auf  den 
HameUf  waren  italienisches  Reich  arecht.  Italien  erscheint  somit  als  Theil 
des  frfink.  Gesammtreiohs  und  als  selbstständiges  Reich. 

>  Cap.  Aquisgr.  a.  825  c  26  (ib.  p.  246):  „Yolumus  etiam,  ut  oapitula  quae 
nunc  et  alio  tempore  consultu  fidelium  nostrorum  a  nobis  constituta  sunt,  a  oan- 
oellario  nostro  arohiepiseopi  et  comites  eorum  de  propriis  dvitatibus  modo,  aut  per 
se  aut  per  suos  missos,  accipiant  et  unusquisque  per  suam  dioecesim  ceteris  epis- 
oopis,  abbatibus,  oomitibus  et  allis  fidelibus  nostris  ea  transcribi  faoiant,  et  in  suis 
comitatibus  coram  omnibus  relegant,  ut  cunctis  nostra  ordinatio  et  voluntas  nota  fiev 
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Abte  Ansegius  von  Fontanella  im  J.  827  in  4  Büchern  und  3  An- 
hängen.^ Diese  Sammlung  hat  bald  öffentliches  Ansehen  erlangt.^ 
Weitere  Sammlungen  sind  von  dem  mainzischen  Diakon  Benedict 
(daher  Benedictus  Levita)  von  847 ,7  Capitula  Herardi  archiepiscopi 
Touronensis  coUecta  ex  Capitularibus  regum  Francorum  a.  858.^  u.  a. 


n.  Quellen  des  ungeschriebenen  Rechts. 

§.  38. 

A.  Die  Formelsammlungen. 

Eine  wichtige  Quelle  bilden  jene  Sammlungen,  welche  in  lateinischer 
Sprache  abgefasste  Beispiele  enthalten  fiir  die  Anfertigung  von  Bechts- 
geschäften  aller  Art,  formulae  (Yerträge,  Eidesleistungen,  Investituren 
u.  s.  w.).  Sie  stützen  sich  bald  auf  germanisches,  bald  auf  römisches 
Becht,  und  haben  dazu  beigetragen,  das  letztere  überhaupt  in  das  Leben 
einzuführen  oder  dessen  praktische  Anwendung  zu  sichern.  Sie  sind 
bald  Zusammenstellungen  von  wirklichen  im  Leben  abgeschlossenen  Ge- 
schäften u.  dgl.,  bald  auch  als  Muster  gemacht.  Durch  sie  wird  uns 
der  wirkliche  Eechtszustand  gewissermasseu  urkundlich  dargestellt  Wir 
besitzen  eine  grosse  Zahl,  bald  nach  dem  Yerfasser  oder  Sammler,  bald 
nach  dem  Herausgeber,  bald  nach  dem  Orte  der  Auffindung  oder  dem 
Kreise  der  darin  behandelten  Qeschäfte  benannt.    So  Formularum  Mar- 


possit.  Gancellarius  tarnen  noster  nomina  episoopornm  et  comitum  qui  ea  acoipere 
onraverint,  notet,  et  ea  ad  nosfcram  notitiam  perferat,  ut  nuUus  hoc  praetermittere 
praesumat.^ 

^  Abdruck  und  allseitige  Beleuchtung  bei  Pertz  Mon.  Leg.  I.  256  sqq.  — 
Fragmente  einer  altdeutsch,  üebersetzung  in  Leg.  I.  261. 

^  Sie  ist  in  den  späteren  kirchlichen  Sammlungen  yielfaoh  benutzt  worden, 
z.  B-  in  der  in  meinem  Iter  Gallicum.  Wien  1869  S.  408  f.  beschriebenen  einer 
Handschr.  von  Montpellier  saec.  XI. 

*  Diese  Sammlung  hat  ihre  Hauptbedeutung  für  das  Eirohenrecht ,  weshalb 
hier  nicht  weiter  darauf  eingegangen  zu  werden  braucht.  Meine  Quellen  des 
kath.  Eir chenrechts,  Qiess.  1860.  S.  304.  —  Dass  die  im  Codex  Tegernseensis 
(jetzt  in  München)  enthaltene  Sammlung  nicht  als  eine  auf  Befehl  E.  Lothars 
gemachte  offizielle  angesehen  werden  könne,  wie  naoh  Yitus  Amerpach,  Ba- 
luze,  Biener,  Eichhorn,  Qengler,  Zöpfl  annehmen,  geht  aus  dem  Ton 
Pertz  Leg.  I.  p.  XXVI.  Gesagten  herror. 

6  Eine  üebersicht  der  wichtigsten  meroring.  und  karoling.  Eönigsgesetze  gibt 
0  e  n  g  1  e  r  Grdr.  S.  222—239. 
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•culfi  monachi  libri  11.  (öffentl.,  privates  Becht  um  660 ;>  dazu  ein  ad- 
pendix  von  58  Fonneln  aus  der  karolingischen  Zeit  um  818  und  die 
8.  g.  formulae  Lindenbrogianae.^  Andere  sind  „Anamodi  sub- 
diaconi  Katisponensis  traditionum  Sanct-Emmeranensium  libri  11/  nach 
886  verfasst;^  Form.  Andegavenses^  aus  dem  Anfange  des  8.  Jahr- 
hunderts f&r  die  Gegend  von  Angers  gemacht,  besonders  wichtig  für  den 
Process;  Form.  Alsaticae  aus  dem  9.  Jahrhundert,  Bignonianae  und 
Baluzianae  u.  a.^  Wichtig  sind  auch  die  wenigen  erhaltenen  Urtheile 
{sententiae).^ 

§.  39, 

B.  Urkunden*  und  sonstige  Sohriftdenkmale. 

I.  Die  Urkunden  über  rechtliche  Yorgänge  gewähren  nach  der  Natur 
der  Sache  einen  tiefen  Einblick  in  das  Rechtsleben,  besonders  das  pri- 
Tatrechtliche.  Wenige  sind  im  Originale,  zahllose  in  Abschriften  erhalten, 
namentlich  über  die  Besitzverhaltnisse  der  Klöster,  in  denen  die  Erwerbs- 
(Schenkungs-,  Kauf-,  Tausch-)  Urkunden  in  Bücher  eingeschrieben  zu 
werden  pflegten,  s.  g.  Polyptycha,  polyptici  indices,  registra, 
libri  censuales,  Indices  reddituum,  Codex  traditionum.  Sie 
zeigen  uns  die  Anwendung  der  Bechtssätze,  lehren,  indem  sie  über  die 


^  Herausg  y.  Bic^non,  Paris  1613,  Argentor.  1635.8.,  bei  Baluze  Capitular. 
T.  n,  Walter  Corp.  jur.  T.  III.  Ueber  die  Entstehung  gibt  die  Praefatio  Auf- 
Bchluss.  Gerade  diese  sind  nach  der  Vorrede  fingirt  („ad  exercenda  initia  puerorum**). 
Literatur  bei  Gen  gier  Grdr.  S.  244  ff. 

*  Nach  Lindenbrog,  der  sie  zuerst  fand  und  in  seinem  Codex  legum  anti- 
^uarum  edirte  (Frankf  1613.  fol.). 

*  P  6  z  Theasaurus  anecdotorum  noTissimus,  Aug.  Yindel.  1721  sq.  fol.  I.  P.  m. 

*  Walter  Corp.  jur.  T   HL  497—522     Gengier  8.  247  f. 

^  Gengier  S.  248  ff  Stobbe  24t  ff.  Zdpfl  I.  78  f  Die  neueste  897 
Formeln  enthaltende,  die  Zeit  der  Meroringer  und  Karolinger,  mit  Ausschluss  der 
goihischen,  umfassende,  in  5  Abtheilungen:  öffentl.  Recht,  Priratreoht,  Gericht, 
Kirche,  Briefe  gemachte  treffliche  Sammlung  ist:  Rocueil  g6n6ral  desFormules  usi- 
t6e0  dans  Tempire  des  Francs  du  Y.  au  X  si^cle,  par  Eugene  de  Bozi^re, 
Paris  1868.  2  Bde.  Der  3.  (die  Einleit.,  Nachtr&ge,  Register  enth.)  ist  noch  nicht 
erschienen.  DarQber  Dumm  1er  in  Zeitschr.  f  Reohtsgesch.  m.  189  ff.,  Roth  das. 
8  327.  f.  —  Ein  westfränk.  Formelbuoh  aus  dem  9.  Jahrb.,  mitgetheilt  t.  Merkel 
in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesoh.  I   194—253.    Waitz  in  Forschungen  I.  538  ff. 

^  Angaben  einiger  bei  Zdpfl  I   80. 

*  Sammlungen  in  den  im  §.  3  angegebenen  Werken  nachgewiesen.  —  G.  B  e- 
seler  Die  deutschen  Kaiserurkunden  als  Reohtsquellen  in  Zeitschr.  f.  Reohtsgesch. 
(1863)  n.  8   367-416. 


.  i „ 
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Art  der  Vertheilung  des  Bodens,  die  Zahl  der  Eingesessenen,  Ab- 
gaben u.  s.  f.  Aufschluss  geben,  uns  die  Yerhältnisae  Yon  Onind  und 
Boden  kennen,  und  bilden  so  eins  der  wichtigsten  geschichtlichen  Hülfis- 
mittel.* 

II.  Hierher  gehören  ganz  besonders  die  von  den  Königen  ausgehen- 
den Privilegien  oder  Mundbriefe,  welche  vielfach  die  Grundlage  des 
partikularen  Rechts  bilden.** 

in.  Endlich  sind  noch  anzufahren  die  sonstigen  Sprachdenkmäler, 
als  deren  wichtigste  der  in  altsächsischer  Sprache  im  9.  Jahrhundert  ge- 
schriebene Heliand,  in  dem  uns  ein  klares  Bild  der  alten  Verfassung 
unter  Darstellung  der  Lebensgeschichte  des  Heilandes  entgegentritt,-^  und 
Otfrid's  Evangelienbuch  (im  Jahr  868  vollendet).* 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Verfassung  des  Reiches. 

I.  Die  Gemeinden. 

§.  40. 

Die  NiederlMfliuig.« 

I.  Eine  innere  Verschiedenheit  der  Gemeinde-  und  hierauf  gestützt 
der  Staatsverfassung  entstand,  je  nachdem  die  Einwanderung  stattfand 
in   eine  früher  römische  Gegend   oder  nicht.    Denn  da   der  Zweck  der 


^  Aufgezählt  in  den  §.  3.  Anm.  1  oitirten  Werken 

^  Th.  Siokel  Die  Mundbriefe,  Immunitäten  und  Privilegien  der  ersten  Ka- 
rolinger bis  zum  J.  840.  Wien  1840  (Separatabdruck  des  §.  3.  Anm.  3  angef.  8. 
Boitr.  zur  Diplomatik  aus  Sitz.  Ber.  Bd.  47.  S.  176—277). 

*  Besonders  der  Codex  Oarolinus  (99  Briefe  der  Päpste  an  Karl  Martell^ 
Pippin  u.  Karl  d.  G.  enthaltend)  auf  der  kaiserl.  Hofbibliothek  zu  Wien.  Neue 
Ausg.  in  Ph.  Jaff6  Bibliotheca  rerum  germanicarum.  T.  lY.  Honumenta  Carolina 
Berl.  1867. 

*  Yilmar  Deutsche  Alterthümer  im  Heliand,  1846.  4  ;  Ausg.  in  Ursohr.  mit 
Uebers.  Ton  J.  B.  Köne,  Münst.  1866;  üobers.  von  Q.  Kapp,  Stuttg.  1866;  K. 
Simrock,  Elberf.  1866.    Vgl.  Seibertz  I.  S.  264  fip. 

^  Herausgeg.  von  J.  K  e  1 1  e ,  Regensb.  1866,  der  S.  77  ff.  die  Reohtsalterthümer 
im  selben  hervorhebt.    Eine  Üebersetzung  von  demselben.    Prag  1870. 

*  Ganpp  Die  germanisehen  Ansiedlungen  und  Landtheilungen 
in  den  Provinzen  des  römisohen  Westreiches  in  ihrer  vdlkerreohtl.  Eigenthüml.  und 
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germanischen  Einwandenmgen  auf  die  Erlangung  fester  Wohnsitze,  nicht 
aof  Temichtong  oder  Unterdrückung  der  besiegten  Völker  ging,^  ergab 
sieh  Ton  selbst,  dass  nach  beendeter  Unterwerfung  eines  Landes  die  Be- 
siegten, 80  weit  sich  dies  mit  ihrer  politischen  Abhängigkeit  yertrug, 
selbstständig  blieben,  deren  höhere  Kultur  und  geregelte  Verhältnisse 
Einfluss  auf  die  Germanen  übten. 

II.  Auf  diesen  Principien  ruht  das  von  den  Oermanen  beobachtete 
Verfahren  in  Betreff  der  Aneignung  des  Bodens.  Am  Besten  sind  wir 
unterrichtet  hinsichtUch  des  Vorgangs  bei  den  Burgundem.^'^  Im  An- 
schlüsse an  das  römische  Militäreinquartierungssystem,  wonach  der  Grund- 
besitzer dem  einquartierten  Soldaten  (hospes)  eine  Wohnung  im  Hause 
zu  geben  hatte,  wurden  die  einzelnen  Grossgrundbesitzer  (possessores 
Bomani)  verhalten,  je  einen  Burgunder  aufzunehmen,  natürlich  nicht  wie 
bei  der  Militaireinquartierung  auf  kurze  Zeit,  sondern  für  immer,  d.  h. 
der  Homer  trat  ihm  einen  Theil  von  Haus  und  Feld  zu  Eigenthum  ab; 
ihr  Verhäitniss  hiess  hospitalitas ,  sie  selbst  hospites.  Das  Loos,  sors, 
entschied  unter  den  Burgundern,  welchen  hospes  sie  bekamen.  Das  Loos 
war  somit  der  Bechtsgrund  des  Besitzes  und  bezeichnete  die  erlooste 
Liegenschaft  (daher  consortes,  obwohl  natürlich  der  Römer  nicht  auf 
Grund  einer  sors  besass).  Bei  der  ersten  Einwanderung  in  die  Sabaadia 
wurde  von  allen  Liegenschaften  die  Hälfte  abgetreten,  jedoch  anfänglich 
nur  ideell  (communio),  bis  das  Bedürfhiss  die  wirkliche  Theilung  forderte 
(diese  Theilung  hatte  die  erste  Redaction  des  Volksrechts,  sie  ist  noch 
erhalten  in  Tit.  13.  3L  67).  Später  wurde  der  Antheil  jener  Burgunder, 
die  kein  Fiscalgut  erhalten  hatten,  auf  2/3  vom  Ackerland  und   V'3  d^r 


mit  Rucks,  auf  rerwandte  Erscheinungen  der  alten  Welt  und  des  späteren  M.A. 
dargestellt,  Breslau  1844.  Vgl.  Gen  gier  Grdr.  B.  74  fg.  v.  Sayigny  RG  L 
289  ff 

*  Der  Zustand  d«r  röm.  Prorinzialen  verbessert  »ich.  Salvianus  (Priester 
zu  Marseille  um  480)  Do  gubernat.  Dei  L.  Y.  „ .  .  .  Itaque  unum  illio  Romano- 
nun  omnium  Totum  est,  ne  unquam  oos  neoesse  sit  in  jus  transire  Ro- 
man um.  üna  et  consentions  illic  Romanae  plebis  oratio,  nt  liceat  eis  vitam  agere 
evra  barbaris.  Et  miramur  si  non  yincantur  a  nostris  patribus  Gothi,  cum  malint 
apud  eos  esse  quam  apud  nos  Romani?  Itaque  non  solum  transfügere  ab  eis  ad 
nos  fratres  nostri  omnino  nolunt,  sed  ut  ad  eos  confugiant,  nos  relinquunt.* 

Es  mag  hingewiesen  werden  auf  die  Annahme  römischer  Titel  Seitens  des 
Königs  (§.  19).  —  Eine  Ausnahme  machten  die  Yandalen. 

*»  C  Binding  Gesch.  des  burgundisch-romanischen  Königreichs.  Leipzig 
1868  8.  IB  ff.  Gaupp  hat  die  Befolgung  des  Quartiersystems  zuerst  nach- 
gewiesen. 
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Unfreien  (früher  wurden  diese  wie  überhaupt  die  Mobilien  nicht  getheUt) 
erhöhet;  Haus,  Wald  und  Waide  blieb  zu  Vj  getheilt.***  Das  diese  um  490 
bis  500  stattgefundene  Theilung  enthaltende  Gesetz  ist  verloren  gegangen, 
aber  aus  der  Lex  Burg.  54  erkennbar.^  ^  Die  letzte  Theilung  ist  aus  dem 
T.  107  §.11^**  ersichtlich,  sie  geschah  zu  Gunsten  der  Burgunder,  welche 
aus  den  verloren  gegangenen  Rhonegegenden  (infra)  zurückwanderten, 
jedoch  nur  in  alter  Weise  durch  Zuweisung  von  V2  ^^s  Ackerlandes.  — 
Unzweifelhaft  ist  allenthalben  die  Art  der  Theilung  von  dem  Quartier- 
wesen hergenommen,  so  dass  die  Grundzüge  dieselben  sind,  bei  den 
Burgundern  sich  nur  Besonderheiten  zeigen. 

m.  Man  Hess  den  römischen  Provinzialen  ihr  Recht,  nahm  die  vor- 
nehmsten als  convivae  regis  in  dessen  Dienstadel  auf;  die  geringeren 
kamen  in  die  mildere  Abhängigkeit  des  deutschen  Rechts;  man  legte 
den  Römern  ein  Wergeid  bei.^  Römische  Municipalverfassung  und 
römisches  Steuerwesen  blieb  bestehen.  Hierdurch  änderte  sich  der  Cha- 
rakter der  öffentlichen  Gewalt.  Diese  blieb  über  die  unterworfenen  Römer 
im  nämlichen  Zustande,  so  dass  noch  eine  Zeitlang  die  Herrschaft  über 
Germanen  und  Römer  sich  schied.  Die  nothwendige  Einwirkung  der 
römischen  Einrichtungen,  das  in  Folge  des  Kriegsruhmes  erlangte  grössere 
Ansehen  erhöheten  fortdauernd  die  königliche  Macht,  welche  mehr  und 
mein:   über  Deutsche  und  Römer  eme  gleiche  ward.    Dazu   kam  das 


1^  Diese  also  bedachten  Bargander  nennt  naoh  Binding  das  Gesetz  faraman. 
Dagegen  muss  man  den  Aasführungen  yon  Boretius  S.  25  ff.  ebenso  Recht  geben, 
als  der  (8.  22  Anm.\  dass  der  freigelassene  (Burgunder),  wie  Qaupp  annimmt,  Vs 
bekommen  habe,  was  Binding  ohne  genügende  Gründe  bestreitet.  Faramanni  be- 
deutet entweder  die  Familienhäupter  oder  jeden  Burgunder,  der  mit  Landbesitz 
betheilt  war. 

ic  Das  den  Zweck  hat,  üebergriffe  zu  yerhindern  und  die  Romanen  zu  sichern. 
Deshalb  wird  Rodland  (exarta,  ausgerodeter  Wald)  nicht  zu  Vs*  sondern  nur  wie 
der  Wald  zu  V2  zugewiesen.  Dies  veranlasste  den  Schluss  yon  Tit.  67,  „Romano 
tamen  de  silvis  medietate  et  in  exartis  servata,**  der  in  die  1.  Redaotion  nicht  passt. 

id  Bluhme  setzt  dies  Gesetz  des  Reichstags  yon  Amberieux  in  das  Jahr  601 
(Jahrb.  yon  Bekker  und  Muther  Y.  S.  207  ff.  u.  Ausg.);  Binding  S.  260  N.  898, 
„hält  die  Urheberschaft  Godomars  [und  das  Jahr  524  „nicht  lange  nach  Sigismunds 
Tode"]  für  eyident  nachweisbar,"  was  dem  2.  Bde.  reseryirt  wird.  — 

Die  Auseinandersetzung  ist  dadurch  gerechtfertigt,  dass  Binding  wirklich 
Alles  klar  stellt  und  es  yon  Bedeutung  ist,  einen  Blick  in  die  reale  Gestaltung  der 
Yerhältnisse  zu  werfen. 

*  Unterschied  der  Roman i  tributarii  (y.  Sayigny  Zeitschr.  f  gesch. 
Rechtswissenschaft  VI.  B.  869  ff.)  und  Romanus  homo  possessor.  Uebor  die 
leges  Romanae  Barbarorum  $§•  24.  25. 
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Christenthum,  welches  eine  völlige  Umwandlung  im  Gebiete  des 
offenüicben  Rechts  durch  die  Trennung  der  priesterlichen  Macht  von  d^r 
königlichen,  die  Stellung  der  Kirche  zu  dem  Klerus,  die  Anschauung 
über  die  Quelle  der  obrigkeitlichen  Gewalt,  die  Abschaffung  der  Sklaverei 
hervorbrachte,  auf  dem  des  Privatrechts  durch  die  Umwandlung  des 
Eherechts,  und  die  privatrechtliche  Stellung  von  Khrche  und  Klerus 
neuen  Ideen  Eingang  verschaffte.  So  bildete  sich  das  fränkische  König- 
thum  von  Gottes  Gnaden,  fiel  der  alte  schroffe  Abstand  zwischen 
Herrn  und  ÜJiechten,  war  Kaum  geboten  für  Bildung  neuer  Stände,  ging 
die  bisherige  lose  Verbindung  der  einzelnen  Gaue  über  in  eine  organische 
Staatsverbindung.  Im  fränkischen  Reiche  ging  diese  Entwicklung  mit 
der  Königsgewalt  auf  alle  Stämme  über  und  hatte  bereits  den  Sieg  da- 
vongetragen, als  die  dauernde  Trennung  zwischen  dem  fränkischen  und 
deutschen  Reiche  eintrat. 

lY.  In  den  deutschen  Gebieten  gab  es  einen  Grossgrundbesitz 
des  Königs,  einzelner  Familien,  später  der  Kirche,  und  eine  grosse  Zahl 
von  Kleingrundbesitzem.  Yermehrung  der  Familien  und  Theilung  des 
Besitzes  änderte  Manches.  Der  freie  Besitz  forderte  ein  Mindestmass: 
(die  Hofstätte,  Ackerland,  Anspruch  auf  die  gemeine  Mark)  die  Hufe 
(hübe,  hoba;  higid  hid  ags;  bol  nord.),  mansus,  Loos,  Pflug,  Hof, 
were,  Gewere.^  Von  ihm  hing  ab  das  Wergeid  und  das  Recht  in  der 
Gemeinde,  Mark.  Der  Vorzug  der  Männer,  die  Sitte  verhinderte  zu 
grosse  Theilungen,  der  Mangel  der  Freizügigkeit^  erhielt  die  Geschlossen- 
heit der  Marken  bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Die  Dorfmarken  und 
Markgenossenschaften  bilden  den  Kern  der  Gemeinden.  Neben  Urnen 
stehen  die  grossen  Gomplexe,  in  agrarischer  Beziehung  selbstständig,  in 
politischer  entweder  eine  eigene  Gemeinde  bildend  oder  Theil  einer 
anderen.    Auf  diesen  sassen  meist  eigene  Leute,  jedoch  auch  Freie  be- 


*  Ein  mansus  integer  =  12  iagera  =  12  bannaria.  Der  mansus  wechselt  nach 
der  Bodenbesohaffenheit  zwischen  6  und  60  Tagwerken.  M.  ingenuilis  =  160  iug.^ 
m.  servilis  n=:  7  bis  12,  im  Algemeinen  =  40  Morgen,  16  Joch. 

^  L.  Sal.  XLY.  I.  Bi  quis  super  alterum  in  Tilla  migrare  yoluerit,  et  unus 
Tel  aliqui  de  ipsis  qui  in  yilla  consistunt  eum  suscipere  Toluerit,  si  yel  unus  ex' 
steterit  qui  oontradioat,  migrandi  licentiam  non  habeat.  .  .  §.2.  Si  rero  qui» 
migraTerit  et  ei  infra  duodecim  menses  nullus  testatus  fuerit,  sicurus  sicut  et  alii 
Ticini  manent  ille  maneat.  QfrÖrer  Yolksr echte  I.  62  ff.  finden  im  §.  2.  das  In- 
stitut der  Verjährung  eingeführt.  Ein  Yerkaufsrecht  der  Dorfgenossen,  das  in^ 
Bdict.  Chilp.  o.  3.  (Leg.  11.  10)  erscheint ,  ist  weder  allgemein  gewesen,  noch  mit 
anderen  Nachrichten  zu  Tereinigen. 
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sonders  als  Handwerker,  allmälig  Tiele,  die  ihr  Gut  dem  Herrn  aufge* 
tragen  oder  von  ihm  erhalten  hatten.  Mittelpunkt  einer  Herrschaft  war 
die  yilla  dominica,  Hermhof,  unter  dem  Hoftneier,  yiUicus;  die  zugehörigen 
Aecker  waren  bald  Eigenleuten  gegen  eine  vom  Herrn  bestimmte  all- 
mälig feste  Abgabe  in  Fruchten  oder  einen  Zins,  bald  Freien  gegen  Zins 
yerliehen.  Stabilität  der  Eigenleute  als  Zugehör  des  Bodens  und  Bildung 
TOB  Gutsgemeinden  unter  dem  Herrn  ist  die  Folge;  dem  ,,Herr3chafts'^- 
Besitzer  gebührt  mitio,  mittio.*'  Erlangt  er  die  Immunität  oder  wird  er 
selbst  Obrigkeit,  so  nimmt  die  Herrschaft  den  Charakter  eines  terri- 
torium  an.  Zahlreich  sind  solche  Gebiete  von  Kirchen  und  Privaten 
in  Gallien,  anderwärts  meist  nur  von  jenen. 

§.  41. 

2.    Die  Gemeinden. 

I.  Als  grösseres  Gebiet  erscheint  in  merovingischer  Zeit  der  Gau, 
pagos.^  Den  Gaunamen  übertrug  man  auf  die  römischen  Gebiete  Galliens 
in  der  Weise,  dass  man  die  Stadt  mit  ihrem  territorium  oder  terminns 
Gau  nannte,^  und  die  fränkische  Emrichtung,  wonach  das  Land  in 
(Comitatus)  Grafschaften  unter  der  poUtischen  Leitung  eines  Grafio,  Grai^ 
comes,  judex  zerfiel,  auf  sie  übertrug,  indem  ein  Graf  Vorsteher  wurde. 
Wurde  das  römische  Gebiet  ^  ganz  deutseh,  so  benannte  man  nach  alter 
Sitte  den  Gau  nach  dem  Flusse  (Rhein-,  Donau-,  Mosel,  Ahr-Gau)  oder 
der  Yölkerschaft.  Die  Grafschaftseintheilung  wurde  auf  neu  erworbene 
Länder  übertragen,  indem  man  Grafen  als  Yorsteher  der  Gaue  bestellte.^ 


»Marc.  Form  I.  23  (Roz.  4ö5)  unten  §.  60.  Anm.  5. 

1  Er  führt  seinen  Namen  bald  von  einer  Yölkerschaft  (pagus  Boroctra,  Bruc- 
terergau),  bald  von  einem  Stamme  (pagus  Alamannorum) ;  gau  ist  einzeln  auch 
Theilname ,  so  lag  der  Zürichgau  im  Turgau.  In  alemannischen  Gegenden  herrscht 
die  Endung  bara,  in  fränkischen  eiba  (Wettereiba),  in  salischen  bant,  in 
anderen  feld. 

*  Gregor.  Touron.  Y.  50.  pagus  Tomaoensis,  YI.  34  pagus  Suessonions,  Ygl. 
Waitz  n.  323  £E: 

'  üeber  die  Fortdauer  der  röm.  Municipalverfass.,  namentlich  in  den  lombar- 
disohen  Städten,  herrscht  grosser  Streit,  t.  SaTigny  JR.G.  I.  S.  409  ff  M.  A. 
T.  Bethmann-Hollweg  Ursprung  der  lombard.  Städtefreiheit,  Bonn  1846.  C. 
Hegel  Gasch.  der  Städteverf.  y.  Isalien  seit  der  Zeit  der  römischen  Herrschaft 
bis  zu  Ausg.  des  12.  Jahrh.  2  Bde.  Leipzig  1847  Die  fernere  Lit.  weist  nach 
und  gibt  eine  gute  Skizze  der  Controverse  Gen  gl  er  Ghrdr.  S   287  ff. 

^  So  unter  Karl  d.  G.  nach  der  Einverleibung  in  Baiem,  ebenso  wohl  in 
Sachsen,  wobei  man  sich  an  die  bestehenden  hielt.    Moritz  HI.  320  ff. 
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Somit  konnte,  da  der  Graf  Staatsbeamter^  war,  eine  Veränderung  seiner 
Stellung  auf  das  Gebiet  zurückwirken  und  zugleich  die  historische  Be- 
deutung des  Gebiets  den  Rücksichten  auf  das  Amt  weichen,  d.  h.  poli- 
tische Bücksichten  konnten  zu  territorialen  Bildungen  führen.^ 

IL  Mit  der  erweiterten  Macht  der  Könige  und  der  Regierung  durch 
Beamte  sank  die  politische  Bedeutung  der  Gemeinden;  fär  sie  blieb  die 
Tolle  Freiheit  in  rein  gemeindlichen  Angelegenheiten.  Von  dei*  Mitglied- 
schaft in  der  Hundertschaft  hing  fernerhin  die  politische  Rechtsfähigkeit 
nicht  mehr  allein,  wenngleich  im  Grossen  und  Ganzen  vorzugsweise,  ab; 
dadurch  trat  der  politische  Charakter  der  Landgemeinden  zurück 
und  bestimmte  Stände  in  den  Vordergrund,  während  durch  günstige 
Verhältnisse  in  dafr  folgenden  Periode  auch  die  Städte  zu  politischer 
Bedeutung  gelangten.  Li  den  Gemeinden  selbst  erhielten  sich  die  alten 
Verhältnisse,  insbesondere  die  Markenverfassung  (§.  9.)  diese  ganze 
Zeit  hindurch  wegen  des  Fortbestandes  der  alten  Verhältnisse  des  Ghrund- 
eigenthums  imd  Erbrechts. 


II.  Das  Reich.* 

A.  Der  König. 

§.  42. 
1.   BrUnsnng  der  Würde.   Stellvng. 

I.  In  der  merovingischen  Eonigsfomilie  hatte  sich  keine  feste  Erb- 
folgeordnung ausgebildet,  Familienangehorigkeit  berief  zum  Throne.^ 
Sohne  succedirten  in  der  Regel  zuerst,  dann  Brüder  und  Neffen;  waren 
mehrere  vorhanden^  so  vertheilte  wohl  der  König  bei  Lebzeiten  das  Reich 
auf  den  Todesfall,  oder  setzte  seinen  Sohn  über  ein   einzelnes  Land; 


^  Deshalb  beseiohnet  man  auch  nach  ihm  das  Gebiet,  „in  ministerio  F.  oomitis*' 
u.  dgl.  findet  sich  oft. 

^  Daher  bisweilen  mehrere  Grafschaften  und  Grafen  in  einem  Gau  (der  Hessen- 
gau,  Hassega,  hatte  zeitweilig  2:  Wenck  Hess.  L.  Gesoh.  III.  13,  der  pagus 
Bibuar.  5.  Waitz  HL  323  N.  2),  an  den  Grenzen  auch  einen  Grafen  Aber  mehrere: 
Monachi  Sangall.  de  gestis  Earoli ,  Mon.  Script.  II  736,  „in  pago  ATclgowe  in 
comitatu  Eggonis  oomitis*^  (Ürk.  t.  1016.  Günther  I  104),  „in  pago  Argowe  in 
comitatu  Sioconis  comitis^  (Urk.  von  1064  das.  141). 

*  Bud.  Sohm  Die  fränkische  Reichs-  und  Geriohta-Yerf.    Weim.  1871. 

^  Für  die  Ehen  der  Könige  erscheint  Ebenbürtigkeit  als  Regel:  Greg.  Tnr. 
n.  28,  m.  20.  21.  27,  lY.  27.  G  Öhr  um  Ebenbürt.  I.  23.  141.  Waitz  U.  100  ff. 
138  f 
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ebenso  kamen  naf  h  dem  Tode  Theilimgen  vor.^  Aber  trotz  dessen  bilden 
alle  Theile  ein  staatliches  Ganzes.^*^  Kraft  des  FamiUenreclits  folgt  der 
neue  Könige  weshalb  die  Mitwirkung  des  Volkes  seit  Chlodwig  nur  da 
uns  entgegentritt,  wo  entweder  ein  nicht  nach  strengem  Erbrecht  Be- 
rechtigter folgte  oder  es  galt,  den  Thronfolger  gegen  Yerwandte  zu 
schützen.^  Nur  bei  den  Theilkönigen  macht  sich  besonders  in  Austrasien 
eine  anerkennende  Mitwirkung  der  Grossen  geltend;  ob  bei  Pippin,  einem 
nicht  durch  das  Erbrecht  Gerufenen,  die  Schilderhebung  stattfand,  ist 
fraglich;  in  der  Folge  machte  sie  der  blossen  Anerkennung  (Huldigung) 
der  Grossen  Platz,  da  sofort  das  Erbrecht  wieder  eintrat.^  Mit  Pippins 
Salbung  durch  die  Bischöfe'^  so  wie  zu  St.  Denis  durch  Papst  Stephan  in. 
im  J.  754*  wurde  die  Weihe,  mit  der  Krönung  der  Söhne  Karl  d.  G. 
zu  BrOm  durch  Papst  Hadrian  I.  im  J.  781  "^  die  Krönung  des  neuen 


*  Mit  Beoht  hebt  Waitz  IL  108  die  Theilungen  heryor  als  „das  stftrkste  Zeug- 
niss  Ton  der  roUen  Erblichkeit  der  kdnigliohen  Gewalt/  —  Untheilbar  galt 
stets  Austrasien,  das  rein  deutsche  Gebiet  auf  beiden  Rheinufern,  der  vereinzelte 
Theilungsrersuoh  misslang.  Für  die  Theilung  selbst  entschied  bald  die  Rfieksicht 
auf  die  Zusammengehörigkeit,  bald  der  Wille  des  Königs,  bald  geographische  Mo- 
mente. Das  Eroberte  war  Theilungsobject.  So  theilte  Chlodwig  das  zuerst  er- 
oberte Land  zwischen  Somme  und  Loire  unter  seine  4  Söhne  ($.  19).  Dabei  blieb 
es  wesentlich  für  das  alte  Land.  Bei  den  anderen  german.  Stämmen  ist  Untheil- 
barkeit  des  Reichs,  mindestens,  wie  bei  den  Burgundern,  Oberherrschaft  eines 
Theilkönigs.  So  hm  S.  34  hebt  mit  Recht  herror,  dass  bei  den  Franken  die  staat- 
liche Einheit  noch  nicht  durchgedrungen  war.  Die  Weiber  treten  zurück  nach 
L.  8al.  emend.  Tit.  LXII.  §.  6.  ^De  terra  vero  salica  nulla  portio  hereditatis  mu- 
lieri  yeniat,  sed  ad  yirilem  sexum  tota  terrae  hereditas  peryeniat.''  Davon  die  suc- 
oessio  ad  legem  salicam,  sowie  der  bis  auf  den  heutigen  Tag  herrschende 
alte  Gebrauch,  ,loi  salique''  für  gleichbedeutend  mit  ^Vorzug  des  Mannesstammes** 
SU  nehmmi. 

^  Freizügigkeit  bleibt  (Greg.  IX.  20),  Recht  überall  Grundbesitz  zu  haben, 
gemeinsame  plaoita,  Feldzüge,  Synoden  u.  s.  w.    Ygl.  Waitz  11.  114  If. 

*  In  alter  Zeit  erkannte  das  Volk  an,  sp&ter  üben  die  Grossen  Einfluss.  Vgl. 
Waitz  n.  124. 

4  Binhardi  Tita  Earoli  M.  o.  8.  Diyisio  imperii  a.  806.  o.  5.  Greg.  Touren. 
n.  40*  lY.  51.  TU.  10.  —  Eönigl.  Abzeichen  ausser  der  Lanze  in  einzelnen  Fällen 
(Waitz  n.  180)  kommen  nicht  yor;  seit  Chlodwig  die  Consulats?rürde  hatte  Pur- 
purgewänder  und  Mantel. 

^  Oben  §.  20.    Früher  schon  bei  den  Westgothen  und  Angelsachsen. 

^  Einhard.  Annal.  ad  a.  764.  Zugleich  wurden  seine  Gemahlin  nnd  Söhne 
Karlmann  und  Karl  gesalbt,  letztere  auch  zu  Patritii  ernannt. 

^  Einhard.  Annal.  a.  781.  Annal.  Lauriss.  a.  781.  Pippin  ward  zum  König 
der  Lombardei,  Ludwig  zum  König  yon  Aquitanien  geweiht  und  gekrönt. 
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Herrschers  üblich  mit  Krone  und  Scepter.  Diese  kirchliche  Weihe  wurde 
d^  Grund,  weshalb  Karl  der  Grosse  den  Titel  «Rex  Dei  Gratia^ 
annahm,  der  seitdem  im  Gebrauche  blieb.®  Der  frühere  Titel  war  Bex 
Francorum  et  Langobardorum^. 

IL  Mündig  wurde  der  König  mit  dem  15«  Lebensjahre,*  bis  wohin 
früher  ein  Verwandter ,  spater  der  Major domus  die  Regentschaft  führte. 

nL  Li  Folge  der  inneren  Kämpfe,  des  Sieges  der  Merovinger  über 
die  Aristokratie,  der  in  langen  Kämpfen  errungenen  Macht,  der  Berührung 
mit  den  Römern,  vor  Allem  des  Einflusses  christlicher  Ideen  erschien 
unter  den  Merovingem  zwar  weniger  deutlich  ausgeprägt,  unter  den 
Karolingern  aber  nach  dem  Sturze  des  Majordomats  und  der  Erlangung 
kirchlicher  Weihe  völlig  entwickelt  das  Königthum  als  Inbegriff  einer 
von  Gott  verhehenen  obrigkeitlichen  Gewalt,  deren  Träger  selbe  durch 
Gottes  Gnade  zu  eigenem  Rechte  auszuüben  befugt  istJ^  Anfangs 
war  das  Yerhältniss  verschieden. 

lY.  Ueber  die  unterworfenen  Römer  erlangte  der  König  mit  dem 
Besitze  des  römischen  Staatsgutes,  sowie  des  Privatgutes  der  römischen 
KAiser  dieselbe  volle  und  unumschränkte  Macht,  wie  sie  die  römischen 


s  Dass  Karl  d.  G.  zuerst  diesen  Titel  gebraaobte,  hat  Siokel  die  Mund- 
briefe  S.  183  f.  gezeigt.  So  heisst  es  in  den  Urkunden  regelmAssig:  „Pippinus  rez 
Francorum  Tir  inluster"  (von  762  bei  D  renke  Cod.  num.  5),  „Garolus  rex  Fran- 
corum Tir  iUustrls'*  das.  num.  46  Ton  774  oder  „C.  gratia  dei  rex  Francorum  et 
Langobardorum  Tir  illustris'*,  „G.  gratia  dei  r.  F.  et  L.  ao  patricius  Romanus  (jene 
Ton  774,  24.  Sept.,  letztere  ron  774,  13.  Not.  Das.  num.  47  und  48.).  Seit  der  Er- 
langung der  Kaiserwtlrde  fiel  der  Titel  Patricius  fort,  seit  Ludwig  wurde  der 
Titel  „rex  Franc,  et  Lang.**  auch  fortgelassen,  an  dessen  Stelle  „imperator 
Augustus**  trat.  Den  näheren  Gebrauch,  andere  Prädikate,  das  Ceremoniel  am 
fränkischen  Hofe,  die  Empfangsfeierlichkeiten  auf  Beisen,  die  Insignien  (Krone, 
Stab  oder  Scepter,  Schwert,  Thron)  setzt  auseinander  Waitz  III.  S.  206  ff.  Der  Titel 
rex  Francorum  zeigt  die  Anschauung  der  Zusammengehörigkeit  der  Theile.  Ueber 
regnum  und  Imperium  Sickel  Acta  I.  182  ff. 

9  Als  persönliches  Recht  der  Könige  erscheint  das  ripuarisohe 
(Recht  ihres  Volks),  wie  sich  aus  DiTisio  imperii  a.  817.  o.  16  ergibt,  wo  es  heisst: 
jfii  Tero  alicui  illorum  oontigerit,  nobis  decedentibus ,  ad  annos  legitimes  Juxta 
Ribuariam  legem  nondum  perTcnisse  .  .  .  ^  Der  (}rund  liegt  darin,  dass  die 
Karolinger  Austrasier  waren.    Lex  Ribuar.  Tit.  81  (83). 

^^  Verletzungen  des  Königs  können  nicht  durch  Erlegung  des  Wergeides  ge- 
sühnt werden:  Ghreg.  VII.  42,  L.  Ribuar.  69  (71):  „Si  quis  homo  regi  iiüBidelis  ex- 
titerit,  de  Tita  oomponat  et  omnes  res  eins  fisco  oenseantur.**  Marc.  I.  82  (Roz. 
42).  So  steht  dessen  Verletzung  der  des  Ganzen  (oben  §.  10.  A.  3)  gleich,  kommt 
der  Begriff  des  MajestätsTerbrechens  auf. 

▼.  Schulte,  BaletaB-  und  RechUgMcb.    8.  Aufl.  n 
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■ 

Imperatoren  gehabt;  deren  Handhabung  unterscheidet  sich  jedoch  kaum 
mehr  unter  den  Earolingem  von  der  über  die  freien  Stämme.  Denn 
auch  über  diese  haben  die  Könige  die  höchste  Gewalt  über  Leben  und 
Tod  zu  eigenem  Bechte  erlangt.  Diese  ist  getreten  an  die  Stelle  der 
Volksmacht ;  der  König  erscheint  als  Quelle  des  Rechts  und  Beschützer 
des  Friedens;  der  Volksfriede  ist  zum  Königsfrieden  ge- 
worden.^^  Ihm  verpflichtete  sich  das  ganze  Volk  durch  Eidschwur  zur 
Treue  ;^^  anfänglich  nur  beim  Antritte  der  Regierung,^ ^  später  auch  der 
Einzelne  nach  seiner  MündigwerdungJ^ 

V.  Vom  König  geht  aus  der  Schutz  der  Rechte  und  Per- 
sonen, die  mundeburdis  regia,^^  welcher  sich  allen  gegenüber  darin 
zeigt,  dass  der  Verletzer  des  Friedens  neben  der  Sühne  für  den  Ver- 


1^  Lex  Salioa  LYI.  (Ton  dem  oontumax)  » .  •  .  tuno  rez,  ad  quem  mannitos 
est,  eum  extra  sermonem  suum  ponat.  Tunc  ipse  culpabilis  et  onnes  res 
suae  erunt,  et  quicunque  eum  aut  paverit  aut  hospitalem  dederit,  etiamai  uxor  sua 
proxima,  malb.  lampioii,  hoo  est  600  dinarios,  qui  faciunt  solides  15,  culpabilis 
judieetur/ 

"Gregor.  Turon.  IV.  80.  VI.  12.  VII.  7.  IX.  30.  „Simüiter  et  ille  (uäm- 
lich  K.  Charibertus)  cum  juramento  promisit,  ut  leges  consuetudinesque  novas  populo 
non  infligeret.'^  Der  König  nahm  ihn  selbst  entgegen ,  wenn  er  nach  der  Thron- 
besteigung sein  Land  durchzog  (Eönigsritt) :  Greg.  IV,  14.  16  VII.  10.  Es  ist  nicht 
klar,  ob  Tor  786  unter  den  Karolingern  der  allgemeine  Eid  stattfand.  W  a  i  t  z  m. 
8.  260.  Entschieden  ist  Capit.  gen.  a.  789  c.  2.  (Leg.  I.  68.):  „De  sacramentis  fide- 
litatis  causa,  quod  nobis  et  filiis  nostris  jurare  debent,  quod  his  verbis  contestari 
debet :  Sic  promitto  ego  iUe  partibus  domini  mei  Garoli  regis,  et  filiorum  ejus,  quia 
fidelis  sum,  et  ero  diebus  yitae  meae,  sine  fraude  et  malo  ingenio.'^ 

Ob  der  Eid  Marc.  I.  40  (Roz.  1):  „Ut  leudesamio  promittantur  regi.  Dum 
et  noB  una  cum  consensu  Procorum  nostrorum  in  regno  nostro  illo  glorioso  filio 
nostro  ülo  regnare  praecipimus,  ideo  jubemus  ut  omnes  pagenses  restros,  tam 
Franoos ,  Romanos ,  vel  reliqua  natione  degentibus  baunnire  et  locis  congruis  per 
ciTitates,  yicos,  et  oasteUa  oongregare  faciatis;  quatenus  praesente  Misso  nostro  in- 
lustri  Tiro  illo,  quem  ex  nostro  latere  illuc  pro  hoc  direximus,  fidelitatem  praecelso 
filio  nostro  Tel  nobis  et  Icode  et  samio  per  loca  Sanctorum  Tel  pignora  quae  Uluc 
per  eodem  direximus,  debeant  promittere  et  conjurare'*  ein  Ünterthanen-  oder  be- 
sonderer Treu-Eid  sei,  wie  überhaupt  über  das  Verhältniss  beider  W  a  i  t  z  IL  169  f. 

^*  Natürlich  auch  beim  Thronwechsel.  Diesen  Eid  leisteten  personlich 
dem  Könige:  Bischöfe,  Aebte,  G-rafen,  Primores,  Vasalli.  Dies  beweisen  die  Ton 
Roth  Feudalität  S.  276  ff.  mitgetheilten  Stellen. 

^*  Gap.  Karoli  M.  in  Theodonis  TiUa  805.  11.  c.  9.  „Et  infantes  qui  antea 
non  potueront  propter  juTenalom  aetatem  jurare ,  modo  fidelitatem  nobis  repro- 
mittanf 

«  W.  Th.  Kraut  Vormundschaft  L  63  ff.,  t.  Daniels  §.  141  ff. 
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letzten  dem  Fiskus  einen  Theil  als  fredum  entrichtete^  Wo  ein  be- 
sonderer Schutz  nöthig  ist,  wird  auch  dieser,  wie  in  früherer  Zeit  durch 
das  Yolk,  so  jetzt  vom  Könige  gewährt,  woraus  der  Ding-,  Heer-, 
Heim-,  Acker-,  Kirchen-,  Königsfriede  entstand, ^^  dessen 
Bruch  höheres  Friedensgeld  oder  Friedlosigkeit  nach  sich  zog. 

YI.  Mit  dem  Schutze  Aller  hat  der  König  die  Aufgabe,  über  Recht 
und  Unrecht  zu  entscheiden;  er  ist  oberster  Richter,  ernennt  die- 
jenigen, welche  anstatt  semer  und  in  seinem  Namen  Recht  sprechen.  In 
den  Gerichten  holt  er  sich  sein  Recht,  wofern  er  Ansprüche  gegen  die 
XJnterthanen  hat,^^  kann  aber  selbst  dort  nicht  belangt  werden.  <^ 

VJi.  Der  König  leitet  das  ganze  Land,  setzt  die  Vorsteher  der 
einzelnen  kleineren  Kreise  ein  und  vereinigt  so  in  sich  die  höchste  Macht- 
vollkommenheit, um  diese  seine  Rechte  desto  nachhaltiger  wahren,  jeden 
EingrüF  zurückweisen  und  die  allgemeine  Ordnung  aufrecht  halten  zu 
können,  steht  ihm  das  Recht  zu,  Befehle  und  Anordnungen  zu  treffen 
und  auf  deren  üebertretung  eine  Busse  zu  setzen,  das  Recht  des  Bannes 
(§.  10).^^  Durch  den  Bann  wurden  sowohl  besondere,  unter  dessen  An- 
drohung erlassene,  den  Frieden  betreffende  königliche  Befehle,  richter- 
liche Anordnungen,  insofern  sie  sich  auf  solche  stützten,  geschützt,  als 
auch  infolge  gesetzlicher  Anordnung  besondere  Arten  von  Vergehen, 
namentlich  gegen  den  besonderen  Königsfrieden  und  den  Heerbann  be- 
BtrafL^^     Er  betrug  wohl   seit  alter  Zeit  bei  den  Austrasiern    60    so- 


^  Greg.  Turon.  De  miraoul.  8.  Hart.  IT.  26.  „OompoBitionem  flsoo  debitam 
quam  illi  fredum  Tooanf    Wilda  Straf  recht  der  Germanen  8.  460  ff. 

17  Wilda  Strafr.  der  Germ.  8.  288  ff.    Walter  B.G.  $.  57. 

1*  Siehe  die  Verhandlungen  in  num.  27  und  87  bei  H.  Beyer  ürkundenbuoh 
der  mittelrh.  Territorien,  Cobl.  1860. 

«9  Roth  Beneficiatwesen  8.  222  Note  95.  Diplom  Karls  des  Kahlen  bei  Bou- 
quet  Vlll.  662.  Der  Fiscus  hatte  den  Mönchen  von  Auxerre  ein  Gut  entzogen, 
der  König  sagt:  „et  quia  praefato  coenobio  non  aliter  legitime,  postquam  in  fisoum 
nostrum  deciderat,  reddi  poterat,  nisi  per  pr  aeoeptum  nostrae  autoritatis.'' 
Anders  bei  den  Langobarden  und  Angelsachsen,  wo  gegen  den  König  geurtheilt 
werden  konnte:  Roth  Feudalität  8  225  N.  12a.    Sohm  8.  26  f. 

^  J.  A.  M.  Y.  Woringen  Beiträge  zur  Gesch.  des  deutsch.  Strafr.  I.  Beitr. 
Berlin  1886.  8.  154  ff.  Wilda  Strafr.  8.  469  ff.  und  in  Weiske's  Reohtslexikon 
Art.  Bann.    Zöpfl  H.  194  ff.    Waitz  UI.  8.  275  ff    Sohm  8.  102  ff. 

*^  Capit.  Aquisgr.  802.  c.  8  (Leg.  L  92):  „Ut  nnllum  bannum  Tel  prae- 
ceptnm  domni  imperatoris  nuUus  omnino  in  nullo  marrire  praesumat  neque  opus 
ejus  tricare  Tel  impedire  Tel  minuere  Tel  in  all  quo  contrarius  fleri  Toluntati  Tel  prae- 
eeptis  ejus.'*  c.  40.  c.  57.  „Utbannus,  quem  per  semet  ipsum  d.  Imperator 
banniTit,  60  sol.  solTatur.^    Leg.  L  35.    „De  illos  octo  bannos  unde  domus 
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lidi  ^^  und  wurde  aus  dem  ripuarischen  Bechte  auf  das  ganze  Reich  aus- 
gedehnt.^'^ Im  Laufe  der  Zeit  verwischte  sich  der  Unterschied  zwischen 
dem  Banne  als  einem  Vorrechte  des  Königs  und  dem  Friedensgelde, 
das  jenem  gewissermassen  nur  als  Nachfolger  in  die  alte  Yolksgewalt 
zustand,  so  dass  bannus  und  fredus  gleichbedeutend  wurden.^^ 

Yin.  Mit  dieser  veränderten  Stellung  des  Königs  nahm  der  Einfluss 
des  Yolkes,  des  einzelnen  Stammes,  auf  die  Begierung  und  Gesetzgebung 
einen  anderen  Charakter  an.  Bei  den  Merovingem  hatte  noch  in  den 
wichtigeren  Angelegenheiten  das  Yolk  seine  Zustimmung  zu  geben,'^^ 
über  Krieg  und  Frieden  mit  zu  beschliessen;  allmälig  aber  fiel  dies  fort. 
Wo  gleichwohl  eine  derartige  Zustimmung  sich  später  findet,  ist  sie 
mehr  eine  Förmlichkeit,  welche  die  Karolinger  in  der  klugen  Absicht 


noster  rult  quod  exeant  sol.  60.  Dishonoratio  8.  ecclesiae.  Qui  injuste  agit  contra 
Tidaas.  De  orfanls.  Contra  pauperinos  qui  se  ipsus  defendere  non  posaunt  qui 
dicuntur  unrermagon.  Qui  raptum  facit,  h.  e.  qui  feminam  ingenuam  trahit  contra 
Toluntatem  parentum  suorum.  Qui  incendium  facit  infra  patriam,  h.  e.  qui  inoendit 
alterius  oasam  aut  scuriam.  Qui  harizhut  facit,  h.  e.  qui  frangit  alterius  sepem 
aut  portam  aut  oaaam  cum  yirtute.  Qui  in  hostem  non  vadit.  Isti  sunt  octo 
banni  d.  regis,  unde  exire  debent  de  unoquoque  sol.  60. **  Sazon.  797,  legi 
Bajuv.  addit.  c.  1.  2.  3.  „reliqua  autem  reseryata  sunt  regibus,  nt  ipsi  potesta- 
tem  habeant  nominatim  demandare  unde  exire  debeant.**  Langob. 
801.  c.  2  (ib.  83r*  „Si  qui  über,  contemta  jussione  nostra,  ceteris  in  exeroitum  per- 
gentibus,  domi  residere  presumserit,  plenum  aribannum  secundum  legeFran- 
c 0 r u m ,  id  est  sol.  60,  sciat  se  debere  componere.  Similiter  et  pro  oontemtu 
singulorum  capitulorum  quae  per  nostrae  regiae  autoritatis  ban- 
num  promulgaTimus,  i.  e.  qui  pacem  ecolesiarura  dei,  viduarum,  orfanorum  et 
pupillorum  et  minus  potentiuro  irumperit,  60  sol.  multam  exsolTat.**  Diese  Stellen 
lehren  offenbar  das  im  Gontexte  Ausgesprochene,  namentlich  die  hervorgehobenen 
Worte  den  doppelten  Rechtsgrund  des  Bannes.    Böhm  8.  106  ff. 

"  Lex  Ribuar.  XXXV.  3.  LVm.  12.  LXV.  1.  3.  LXXIII.  1.  2.4.  LXXXVII. 

^  Das  zeigen  die  Stellen  der  nota  21.  Dazu  lex  Fris.  XIY.  7.  In  der  Lex 
Alam.  Karol.  kommt  er  nicht  vor.  Gap.  Saxon.  a.  797  (Merkel  Lex  Sax.  p.  20) 
0.  9  gestattet  „propter  pacem  et  propter  faidam  et  propter  majores  causas  bannum 
fortiorem  statuere,  una  cum  oonsensu  Francorum  et  fidelium  Saxo- 
num**  dem  Könige  das  Bedflrfniss  die  60  sol.  „multiplicare  in  duplum  et  soli- 
des centum  id.  h.  220  oder  120  und  IQO)  sive  usque  ad  mille.^  Solche  Yer- 
fich&rfungen  hat  auch  cap.  Lang.  c.  12.  Leg.  L  193  (doppelt),  Aquisgr.  817. 
o.  4.  5.  ibid.  211  (dreifach). 

>^  Gap.  Aquisgr.  817  legib.  add.  o.  9  „freda  nostra*',  Wormat.  829  alia  cap. 
18  „fredum  nostrum'^.    Ygl.  Wilda  a.  a.  O.    Sohm  S.  111  ff. 

*»  So  bei  der  Taufe  Ghlodwigs.  Gregor.  Turon.  n.  29.  Tita  S.  Remigii 
(bei  Bouquet  III.  p.  377). 
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beibehalten  mochten,  die  Herrschaft  weniger  fühlbar  zu  machen.  Je 
mehr  diese  königUche  Gewalt  sich  ausbildete,  desto  mehr  musste  das 
besondere  Yerhältniss  zum  Konige  Einfluss  und  Macht  geben. 
An  die  Stelle  des  den  König  berathenden  Volkes  traten  mehr  und  mehr 
die  Grossen,  denen  ihr  besonderes  Yerhältniss  zum  Herrscher  Ansehen 
und  Macht  verlieh. 

IX.  Die  königUche  Gewalt  war  jedoch  keine  ungemessene.^*  Jeder 
untersteht  ihr  mit  der  Verpflichtung  zur  unbedingten  Treue  gegen  die 
Person  des  Königs  ,^^  zur  Pietät  gegen  dessen  FamiUe,  zur  Leistung 
dessen,  was  an  Diensten  alle  leisten  müssen.  Der  König  ist  verpflichtet, 
das  Recht  der  Einzelnen  zu  achten  und  zu  schützen,  kann  nur  in  den 
bestimmten  Dingen  und  der  hergebrachten  Weise  die  Freien  verbinden. 
Aber  unter  den  Karolingern  hat  sich  durch  die  innere  Umgestaltung  die 
königliche  Gewalt  wesentlich  verändert;  vollends  trat  eine  andere  Auf- 
fassung derselben  mit  der  Herrschaft  in  Italien  und  dem  Kaiser- 
thum  auf.  Jene  führte  zur  Oberherrschaft  über  die  Lombardei  und 
Kom,  Papst  und  Volk  schwuren  Gehorsam,  der  Vertrag  mit  dem  Oriente 
fügte  zum  Titel  in  den  Augen  der  Welt  die  Legalität  der  Nachfolge  in 
das  abendländische  Weltreich.  Li  ihm  ist  der  römische  Bischof  erster 
Metropolit,  jedoch  immer  Unterthan.  Karl  d.  G.  sah  im  Kaiserthuni 
eine  höhere  Macht.^^»  Mit  dem  kirchlichen  Charakter  nahm  das  König- 
thum  einen  neuen  Rechtsgrund,  den  der  XJebertragung  von  Gott  an; 
dieser  liess  den  Schutz  der  Kirche  und  des  Klerus  als  ganz  besondere 
Pflicht  des  Königs  erscheinen,  die  Durchführung  des  christlichen  Sitten- 
gesetzes als  seine  Aufgabe.  So  wurde  die  Kirche  ein  Theil  der  Staats- 
verfassung, stand  der  König  in  der  Earche  mit  hohen  Rechten  und 
Pflichten.^^    Zugleich  kam  die  Anschauung  auf,  dem  König  sei  die  Macht 


»  Er  konnte  nur  in  beschränkter  Weise  begnadigen.    Gap.  a.  797  c.  10. 

"  Das  Capit.  de  part.  Sax.  c.  11.  bestraft  den  Trenbrnch  mit  dem  Tode,  den 
Eaub  einer  königl.  Prinzessin  ebenso. 

SU  Ein  neuer  umfassender  Treueid  musste  Ton  allen  geschworen  werden :  Cap. 
Aquisgr.  802  c.  2.  (Leg.  I.  91),  ein  kirohl.  Gesetzbuch  iCod.  Dionysio-Hadrianus. 
Mein  Lehrb.  des  Eirchenr.  §.  5)  wird  publizirt,  eine  Anzahl  von  Leges  erlassen, 
ergänzt,  Terbessert;  zahlreiche  neue  Gesetze  über  weltl.  und  geistl.  Dinge  erscheinen ; 
neben  dem  Reichstage  laufen  Synoden  u.  s.  w. 

^  Bouquet  Y.  p.  708.  „quia  per  misericordiam  dei  regna  terrae  gubernare 
Tidemur.''  Capit.  787.  (Leg.  I.  p.  52)  „episcopia  et  monasteria  nobis  Christo  pro- 
pitio  ad  gubernandum  commissa.*^  ,,Keineswegs  (sagt  Waitz  lU.  S.  2(X))  als 
Wohlredner  oder  Schmeichler  sind  da  die  Geistlichen  aufgetreten,  sondern  haben 
Ton  ihrem  Standpunkt   aus  manches  eindringliche  und  treffende,   oft  auch  scharfe 
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vorzugsweise  als  Pflicht  von  Gott  übertragen.^  Musste  dadurch  einer- 
seits das  ethische  Moment  in  den  Tordergrund  treten,  die  Herrscher- 
gewalt mehr  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  im  Gegensatze  des 
früheren  privaten  annehmen,^^  so  trat  andererseits,  weil  die  gesammten 
Staatseinrichtungen  den  persönlichen  Charakter  an  sich  trugen,  die  Macht 
des  Yolkes  in  den  Hintergrund,  das  nach  festen  Gesetzen  zu  leiten  des 
Königs  Pflicht  erschien.^^  Davon  aber  war  nothwendige  Folge,  dass 
der  Bath  jener  Personen  entscheidend  werden  musste,  welche  ihre  kirch- 
liche  Stellung  oder  ihr  Amt  als  Gehülfen  des  Königs  in  Aus- 
übung seiner  Pflicht  diesem  naher  rückte.  Indem  nun,  theils  in 
Anlehnung  an  frühere  Zustände,  theüs  nach  dem  Geiste  jener  Zeit, 
welche  eine  Trennung  des  Ocffentlichen  und  Privaten  schon  wegen  der 
sodalen  und  ökonomischen  Zustande  nicht  zuliess,  diese  Stellung  beim 
Könige  den  Charakter  eines  besonderen  privaten  Yerhaltnisses  annahm, 
trat  gerade  die  Erscheinung  ein,  dass  das  besondere  Yerhältniss 
das  staatliche  absorbirte  und  den  Keim  legte  zur  Auflösung  der 
Staatsgewalt,  wie  zur  Zersetzung  der  Gesellschaft  nach  Ständen. 


Wort  geeproohen.*'  Deshalb  der  besondere  Schatz  der  Kirche  (nota  21),  das  Asyl- 
recht,  die  Einschärfung  der  Kirchengebote:  Todesstrafe  auf  die  Uebertretung 
des  Fastengebotes,  Tödtung  eines  Bischofs  oder  Priesters ,  Hexerei ,  Verbrennung 
der  Todten ,  Verweigerung  der  Taufe ,  Hingeben  an  den  Teufel  im  Gap.  de  part. 
Saz.  c.  4 — 10  u.  a.  m. 

*>  Waitz  in.  8.  192  nota  1  ffihrt  einen  ungedruckten  Brief  Alouin's  an, 
worin  es  heisst :  „Dum  dignitas  imperialis  a  deo  ordinata  ad  nil  aliud  exaltata  esse 
Tidetur  nisi  populo  praeesse  et  prodesse,  proinde  a  deo  datur  electis  potestas  et 
sapientia,  potestas,  ut  superbos  opprimat  et  defendat  ab  improbis,  sapientia,  ut  re- 
gat  et  dooeat  pia  sollicitudine  subjectos"  cet. 

*^  Cap.  Aquisgr.  825.  o.  8.  (I.  243)  „Sed  quamquam  summa  huius  ministerii 
in  nostra  persona  oonsistere  yideatur,  tarnen  et  diyina  auotoritate  et  humana  ordi- 
natione  ita  per  partes  dirisam  esse  cognoscitur,  ut  unusquisque  vestrum  in  suo  loco 
et  ordine  partem  nostri  ministerii  habere  cognoscatur.*^ 

*i  Alcuin  epist.  127.  „Populus  juxta  sanctiones  dirinas  ducendus  est,  non 
sequendus,  et  ad  testimonium  personae  magis  eliguntur  honestae.  Keo  audiendi 
qui  solent  dicere:  Vox  populi  toz  Del,  cum  tumultuositas  yulgi  semper  insaniae 
proxime  sit.^  Zwei  Punkte  sind  noch  zu  betonen,  erstens  die  faktische  üebertragung 
des  Königthums  auf  Austrasien.  In  Heristal,  Worms,  Ingelheim  und  Aachen  resi- 
dirte  Karl  am  liebsten,  hier  ist  er  begraben,  sein  Sohn  zum  Kaiser  gekrönt  Rom, 
wo  Karl  nur  kurze  Zeit ,  Ludwig  nie  war,  hatte  unter  Karl  gar  keine  Bedeutung. 
Zweitens  die  Unabhängigkeit  der  kaiserl.  Würde  von  der  Krönung  des  Papstes. 
Karl  ertheilte  seinem  Sohne  die  Krone,  der  Papst  nahm  nur  die  Weihe  vor.  Wer 
aber  gekrönt  war  fOhrte  den  kaiserl.  Kamen.    Vgl.  Waitz  n.  217.  222  ff. 
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§.  43. 

2.   Anntruetioiieii.   Levdes.   Beneflelaten.   Vasallen.* 

L  Aehnlich  der  älteren  Zeit  (§.  15)  erscheint  in  der  merovingisohen 
um  den  König  eine  Schaar  von  Getreuen,  die  trustis  regia,  domi- 
nica,^  Antrustionen ,  welche,  ohne  einen  besonderen  Stand  zu  bilden, 
oder  eine  erbliche  Würde  inne  zu  haben,^  Ton  dem  Könige  aus  den 
freien  Franken,  aber  auch  den  Hörnern,  ja  auch  Halbfreien  (Liten)  ge- 
nonimen,^  durch  einen  in  manu  regis  abgelegten  Eid  eine  besondere 
Treue  schwuren,*  von  diesem  beliebig  entlassen  werden  konnten.  Als 
stete  Begleiter  des  Königs,  seine  Diener  und  Tischgenossen ^  erlangten 


*  Paul  Roth  Geschichte  des  Benefloialwesens  yon  den  ftltesten  Zeiten  bis 
in's  zehnte  Jahrhundert,  Erlang.  1850.  Waitz  ü.  226  ff.  429,  616  ff.  III.  451  ff. 
rv.  151—306.  Der 8.  Ueber  die  Anfänge  der  VassallitAt.  Gott.  1856.  4.  Ders.  Die 
Anfänge  des  Lehenwesens  in  y.  Sybels  Histor.  Zeitschr.  I.  90  ff.  P.  Roth  Feuda- 
lität  und  ünterthanenrerband ,  Weim.  1863.  Braumann  De  leudibus  in  regno 
MeroTJng.    Berol.  1865. 

<  Ueber  die  Ableitung,  die  Verwandtschaft  mit  dem  neuhochdeutschen  trost, 
adh.  traust  =  mundium,  potestas  domini,  solatium,  s.  Grimm  R.A.  275 
und  603.  Trust  ist  gleich  contubemium  (L.  S a  1.  42.  43.  Grimm  Vorr.  p.  XXXIX). 
soviel  als  Schaar.  So  heisst  die  Oentschaar,  deren  Glieder  contenarii,  trustis  (vgl 
Sohm  186  ff.).  Eine  solche  Heerschaar  zu  bestimmtem  Dienste  bestand  wohl  aus 
100  Mann,  daher  der  rom.  Name. 

*  An  den  alten  Adel  knüpfen  dieselben  an  nach  dem  Vorgange  von  Montes- 
quieu im  Esprit  des  loix  XXX.  22:  Maurer  Adel  S.  87,  Eichhorn  R.G.  %,4!1, 
T.  Savigny  Verm.  Schriften  IV.  S.  30  f.    Dagegen  Roth  Benofioialw.  S.  119  ff. 

'  Lex  Sal.  XLI.  3.  „Si  quis  yero  Romano  homine  conyiva  rege  ocoiderit 
cui  fuerit  adprobatum,  12000  dinarios  qui  faciunt  solides  300  culpabilis  judicetur,** 
Recap.  L.  Sal.  c.  30.  „Inde  ad  solides  900,  ut  si  quis  Romanum  vel  lidum 
in  truste  dominica  occiserit.^  Merkel  p.  99.  Eod.  p.  97,  c.  38.  „Solides 
900,   ut  qui  antrustionem  quo  puer  regis  est  oociserit  et  eum  ignem  combusserif 

^  Marculf  I.  18.  De  Regis  antrustione.  Rectum  est  ut  qui  nobis  fidem 
poUicentur  inlaesam ,  nostro  tueantur  auxilio.  Et  quia  ille  fidelis  Deo  propitio 
noster  yeniens  ibi  in  palatio  nostro  una  cum  arimannia  sua  in  manu  nostra  trustem 
et  fidelitatem  nobis  yisus  est  conjurasse,  propterea  per  praesentem  praeceptum  de- 
cemimus  ac  jubemus  ut  deinceps  memoratus  ille  in  numero  antrustionum  computetur. 
Et  si  quis  fortasse  eum  interficere  praesumpserit ,  noyerit  se  wirgildo  suo  solides 
eexcentis  esse  culpabilem  judicetur.**  Ob  arma  sua  oder  arimannia  zu  lesen, 
ist  nicht  so  wichtig ,  als  es  Z  ö  p  f  1  11.  68  scheint ,  zumal  Einer  Waffen  mit  sich 
f&hren  und  doch  andere  geschenkt  erhalten  kann.  Dieser  Eid  ist  yon  dem  all- 
gemeinen Fidelttäts-  (ünterthanen-)  Eide  nicht  yerschieden,  wie  Roth  S.  122  ff. 
dargethan  hat.    Dagegen  y.  Daniels  §.  137.    Waitz  264  N.  2. 

s  Siehe  die  Belege  bei  R  o  t  h  S.  125  ff.    Note  52  ff. 
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sie  einen  naturgemässen  Einfluss,  der  sich  juristisch  jedoch  nur  in  der 
Verdreifachung  des  Wergeides,  das  ihrem  Geburtsstande  oblag,  kund 
gibt.« 

n.  Mit  dem  fortwährenden  Steigen  der  königlichen  Macht  hob  sich 
immer  hoher  auch  das  Ansehen  seiner  besonderen  Getreuen,  welche  mit 
den  gleichfalls  durch  dreifaches  Wergeid  und  Ansehen  hervorragenden 
Beamten  des  Königs  mehr  und  mehr  die  Theilnahme  der  Freien  in  Lei* 
tung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  zurückdrängten.  Zugleich  lag  es 
in  der  Anschauung  jener  Zeit  —  wie  überhaupt  aller  Zeiten  —  dass 
zahlreiche  Begleitung  ein  Zeichen  von  Ansehen  und  Macht  bilde.  Auch 
in  der  carolingischen  Zeit  begaben  sich  fortwährend  in  des  Königs  Dienst- 
schaft (se  commendare)  Personen,  die  Vassi,  Vasalli  regales, 
dominici  genannt  werden.'^    Zwischen  diesen  Vasallen  und  den  An- 


^  Anm.  4.  L.  Sal  XLI.  2.  XLII.  1.  Wird  die  Anlrastio  bei  Ausübung  des 
Dienstes  getödtet  (z  B.  i  n  o  s  t  e),  so  hat  er  dreifaches  Wergeid ,  das  neunfache 
seiner  Geburt;  dreifaches  auch  der  ingenuus  bei  Tödtung  in  oste.  L.  Sal. 
XLm.  1.  „Si  quis  hominem  ingenuum  in  oste  occiserit  (quia  lege  salica  yiyit  et 
in  truste  dominica  non  fuit  ille  qui  occisus  est),  malb.  leude  hoc  est  24O0O  dinarios 
qui  occisus  est  cui  fuerit  adprobatum,  malb.  mothcr  hoc  est  1800  solldos  culpabtlis 
judicetur.'^  Gegen  die  Ansicht  Eichhorns  R.G.  §.  26.  47.,  das  Charakteristische 
der  Antrustionen  habe  in  der  ausschliesslichen  Befähigung  bestanden,  ein  Dienst- 
gefolge zu  haben,  Roth  S.  116—119. 

^  In  den  Leges  bezeichnet  rassus  noch  theüweise  einen  Unfreien,  der  zu 
Diensten  im  Hause  yerwendet  wird.  So  lex  Sal.  XXXY.  5.  „Si  quis  vassum  ad 
ministerium  (quod  est  horogavo ,  puella  ad  ministerium)  aut  fabrum  ferrarium  yel 
aurifice  aut  porcario  vel  vinitorem  aut  stratorem  furaverit  aut  occiderit  cui  fuerit 
adprobatum,  1200  dinarios  qui  faoiunt  solides  80  culpabilis  judicetur.^  L.  AI  am. 
Leg.  lib.  IL  LXXXI.  3.  (Leg.  T.  HI.  p.  73.),  Roth  B.  W.  S.  867,  Feudalit&t  S.  247. 
367.  und  Waitz  n.  S.  170.  N.  1.  Damit  entfällt  Yon  selbst  der  hiergegen  Yon 
Zöpfl  auch  in  der  4.  Aufl.  II.  §.  10.  N.  70  aus  „den  ältesten  Stellen"  und 
der  Etymologie,  welche  in  diesem  Falle  nichts  beweist,  erhobene  Einwand  und 
dessen  gegentheilige  Behauptung:  „die  Bezeichnung  yassus  oder  yasallus  deute 
yon  Haus  aus  auf  einen  freien,  durch  eigene  Wahl  eines  Herrn  ergebenen  Diener 
oder  Gefolgsmann. **  Wie  das  Wort  skalk  in  seniscalcus,  mariscalous 
(Grimm  R.A.  p.  302),  ist  es  mehr  und  mehr  auch  fQr  freie  Diener  gebraucht 
worden  und  hat  so  jedes  Entehrende  yerloren.  Gleichbedeutend  mit  Yassus  er- 
scheint gasindus:  Cap.  782.  o.  7.  43.  Roth  Feudal.  S.  247  ff.  Otfrid  stellt 
die  Apostel  als  Getreue  Christi  dar  und  nennt  sie:  „ir  uu&rtt  min  githigini;*' 
sie  huldigen  ihm,  sind  ihm  treu,  seine  Trauten,  Lieben,  Degen,  Holden,  seine  Gi- 
sindi,  Schaar,  Dienerschaft,  Knechte  (Kelle  p.  76  sq.).  Ich  setze  als  charakte- 
ristisch einige  der  dort  angeführten  Stellen  im  Texte  her:  „thaz  ir  mir  leistit 
hu  1dl**  IV.  12.  9.,  „friunta  mfne  suntar«  IV.  lÖ.  49.,  „drüta  mtne«  IV.  lö.  ÖO, 
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trustionen  der  meroTingischen  Zeit  dürfte  wohl  nur  ein  Namensimter- 
Bchied  obwalten;  der  Treuschwur,^  das  Begleiten  des  Königs,  Yersehen 
Yon  Hofdiensten,^  kommt  auch  bei  ihnen  vor,  sie  gemessen  ein  höheres 
Wergeid,'®  eine  höhere  Ehre  und  werden  durch  den  König  vertreten.*^ 
Das  Gefolge  wurde  sehr  gross,  weshalb  man  bereits  den  Vasallen  Aemter 
lieh,^^  sie  selbst,  wenn  man  ihrer  nicht  bedurfte,  daheim  liess.^^  Zweifels- 
ohne wurden  diese  Vasallen  wie  die  früheren  Antrustionen  von  den 
Königen,  während  sie  bei  Hofe  waren,  unterhalten.*^ 

in.  Wie  in  älterer  Zeit  die  principes,  hatten  in  der  merovingischen 
Zeit  die  mächtigeren  Antrustionen,  in  der  karolingischen  die  königlichen 
Vasallen  und  andere  Grossgrundbesitzer,  wiederum  eine  zahlreiche  Diener- 
schaft, bestehend  aus  ihren  Unfreien^*  (den  pueri,  ihrer  familia), 
welche  dieselben  auch  im  Dienste  des  Königs  begleiteten  und  höchst 
wahrscheinlich  vom  Könige  unterhalten  wurden,  so  lange  sie  mit  ihren 
Herren  bei  Hofe  waren.  Mit  der  allmäligen  Abnahme  der  alten  Frei- 
heit, der  wachsenden  Macht  einzelner  Grossen,  dem  Anhäufen  des  Grund- 
besitzes in  der  Hand  der  Könige,  der  Kirche  und  der  Grossen,  der  Un- 
vermögenheit  vieler  Gemeinfreien,  die  grosse  Last  des  ununterbrochenen 
und  beschwerlichen  Kriegsdienstes  aus  dem  bei  Vermehrung  der  Familie 
allmalig  zertheilten  und  deshalb  mehr  und  mehr  keine  ausserordentlichen 


Tl.  ö.,  „stne  thegana**  lY.  7.  1.  u.  ö„  „stne  holdon"  V.  12.  47.,  „stnes  giBindes" 
IV  18.  8.,  „fuara"  IV.  18.  14.,  „sin  giknihti"  IV.  8.  22.,  „knehtft"  III.  20. 
33.,  Joseph  nennt  er  Mariens  „thionostman^^  I.  19.  2.,  „thaa  er  in  thionftti** 
I  13.  12.  Für  die  Auffassung  des  Vasallenyerhftltnisses  sind  diese  SteUen  und 
Worte  nicht  ohne  Bedeutung.    Ganz  analog  ist  die  Auffassung  im  He  Hand. 

B  Einhard.  Annal.  a.  757.  „Tassilo  more  Franoico  in  manus  regis  in  yas- 
saticum  manibus  suis  semet  ipsum  commendavit,  fidelitatemque  jurejurando  promisit,^' 
geschöpft  aus  Annal.  Laurissen s.  a.  757  (Pertz  I.  140.). 

'  Gapit.  Bonon.  711.  o.  7.  ad  Theodon.  vill.  821.  c.  4.  Roth  Feudal.  S.  208  ff. 
249  iL  hat  diese  wesentliche  Identit&t  näher  nachgewiesen. 

<*  Lex  Franc.  Chamay.  c.  3.  „Qui  hominem  Francum  occiderit,  sol.  600 
componat  ad  opus  dominioum  et  pro  fredo  sol.  duoentos  componat.'^  c.  17 — 20. 
Gaupp  8.  37  f.,  Zapfl  8.  14  f.,  Waitz  IV.  275.  n.  4.  nehmen  franous  für  an- 
trustio,  Roth  Feudal.  220  ff.  besser  für  yasallus. 

11  Gap.  802.  0.  10.,  807.  c.  9.,  823.  c.  13.  u.  a.  Im  cap.  786.  c.  7.  kommen 
Unfreie  als  Vasallen  yor. 

1*  Gap.  ad  Theodon.  yill.  1.  c. 

»  Baluze  Gapitul.  reg.  Franc,  n.  col.  1400.  1405. 

«♦  Hincmar  De  ordine  palatii  c.  22.  27.  (Walter  Gorp.  m.  p.  767.  769). 

1'  Roth  B.  W.  S.  152  ff.  zeigt,  dass  in  der  meroyingischen  Zeit  Priyate  nur 
Unfreie  im  Gefolge  hatten. 
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Ausgaben  gestattenden  Grundbesitze  zu  tragen,  endlich  mit  der  Zunahme 
der  von  der  Grafengewalt  eximirten  Güter  vieler  Grossen,  auf  denen 
auch  Freie  sasseh,  welche  das  Land  bebauten,  bot  sich  in  der  Nach- 
ahmung des  Yasallenthumes  ein  Mittel  zur  Besserung  seiner  Lage J^  Seit 
der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  erscheinen  daher  auch  in  den  Quellen  nur 
Freie  als  Vasallen.^^  Der  Anfang  liegt  in  der  Zeit  Karl  Martells.  Es 
commendirten  sich  so  seit  ihm  freie  Leute  freiwillig  durch  den  Fide- 
lidätseid*^  einzelner  Grossen,  wurden  deren  homines,  vassi,  vasalliJ® 


^        i<>  Roth  B.  W.  Bach  lY.  Kap.  I.  u.  U.  legt  auch  die  politischen Grflnde  dar. 

"  Die  Ausnahme  der  nota  11  steht  vereinzelt  da. 

"  Capit.  in  Theod.  villa  805.  II.  c.  9.  (Leg  I.  p.  133.)  ^De  juramento,  ut  nuUi 
alter!  per  sa  er  amen  tum  fidelitas  promittatur,  nisi  nobis  et  unicuique 
proprio  seniore  ad  nostram  utilitatem  et  sui  senioris,  excepto  his  sacra- 
mentis  quae  juste  secundum  legem  alteri  ab  altero  debentxir.  Et  infantes,  qni  antea 
non  potueruut  propter  jurenalem  aetatem  jurare ,  modo  fidclitatem  nobis  repro- 
mittant."  Roth  Feudal.  S.  242  ff.  Praecept.  pro  Hispan.  815  c.  6.  (Walter 
Corp.  jur.  n.  291.).  Praec.  II.  (eod.  p.  306),  Cap  Aquisgr.  a.  813.  o.  16.  (Leg.  L 
p.  189).  »Quod  nullus  seniorem  suum  dimittat  postquam  ob  eo  acciperit  Talente 
Bolido  uno,  exoepto  si  eum  Tult  occidere,  aut  cum  baculo  caedere,  vel  uxorem  aut 
filiam  maculare,  seu  hereditatem  ei  tollere.**  Gap.  Pipp.  a.  789.  o.  12.  13.  (Leg.  I. 
p.  71.):  „Stetit  nobis  de  illos  liberos  Langobardos,  ut  licentiam  habeant  se  com- 
mendandi  ubi  Toluerint,  si  seniorem  non  hahuerit,  sicut  a  tempore  Langobardoram 
fecerunt,  in  tantum  quod  ad  partem  comite  sui  faciat  rationabiliter  quod  debet.** 
Divis,  imper.  a.  806  c.  10.  (Leg.  I.  p.  112.)  „Et  unusquisque  über  homo  post 
mortem  domini  sui  licentiam  habeat  se  commendandi  inter  haec  tria  regna  ad 
quemcunque  voluerit.  Similiter  et  ille  qui  nondum  alicui  commendatus  est."  Divis, 
a.  817  0.  9.  (ib.  p.  199.)  „Praecipiendum  etiam  nobis  videtur,  ut  post  deoessum 
nostrum  uniuscujusque  vassallus  tantum  in  potestate  domini  sui  beneficium,  propter 
disoordias  evitandas,  habeat,  et  non  in  alterius.  Proprium  autem  suum  et  heredi- 
tatem, ubicumque  fuerit,  salva  justitia  cum  honore  et  securitate  secundum  suam 
legem  unusquisque  absque  injusta  inqnietudine  possideat ;  et  licentiam  habeat  unus- 
quisque liber  homo  qui  seniorem  non  habucrit,  cuicunque  ex  his  tribus  fratribus 
voluerit,  se  commendandi;**  divis.  a.  880  c.  6  (ib.  p.  357).  Capit.  de  exerc.  a.  803 
c.  5.  (ib.  p.  119.)  Adnunc.  Karoli  Oalvi  a.  847  c.  2.  (ib.  p. .S9Ö)  „Yolumus  etiam, 
ut  unusquisque  liber  homo  in  nostro  regno  seniorem,  qualem  voluerit,  in  nobis 
et  in  nostris  fidelibus  aocipiat.**  üeber  die  Form  der  Commendation  Waitz  lY. 
207  ff. 

<^  Spätere  Formen  valvassor,  walvassor:  Const.  Chuonradi  a.  1037 
(Leg.  n.  39).  Das  Verhältniss  zum  Herrn  heisst  vassaticum,  servitium,  ob- 
sequium.  —  Unterschied  der  Yassi  regii,  welche  seniores  waren,  und  vassi 
episooporum,  abbatum,  comitnm,  ducum.  —  Yassi  casati:  Capit. 
Bonon.  Karoli  M.  a.  811  o.  7.  (Leg.  I.  173):  „^e  vasallis  dominiois  qui  adhuo 
intra  easam  serviunt,  et  tarnen  beneficia  habere  noscuntur,   statutum  est,   ut  qui« 
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Ihr  Herr,  Senior,  hatte  gegen  die  persönliche  lebenslängliche 20  Ver- 
pflichtung der  beständigen  Treue,  welche  sich  im  Schutze  des  Herrn  im 
und  Kriege,  dessen  Begleitung  zeigte,^^  die  Pflicht,  a.  den  Yasallen  zu 
luiterhalten,^^  b.  ihm  eine  besondere  defensio  zu  leisten.  Diese  bestand 
darin,  dass  Beleidigungen  des  Yasallen  als  dem  Herrn  zugefugt  galten,^^ 
der  private  Senior  wegen  Tödtung  des  Yasallen  das  Fehderecht  gleich 


conque  ex  ils  cum  domno  imperatore  domi  remanserint,  yasallos  saos  casatos  secum 
non  retineant,  sed  cum  comitem  cujus  pagenses  sunt  ire  permittat.''  Cap-  ad  Theo- 
donis  villam  a.  821  (eod.  p.  230)  c.  4:  „De  vassis  nostris,  qui  ad  marcam  nostram 
constitati  sunt  custodiendam  aut  in  longinquis  regionibus  sua  habent  bene- 
ficia  yel  res  proprias,  yel  etiam  nobis  assidueinpalationostroser- 
Tiant,  et  ideo  non  possunt  assidua  oustodire  placita:  quam  rem  volumus  ut  missi 
nostri  yel  comes  nobis  notam  faciant,  et  nos  faciemus,  ut  ad  eorum  placita  yeniant.^ 

^  Capit.  806  c.  10.,  813  c.  16.,  816  c.  2.,  847  c.  3.  „ut  nullus  homo  seniorem 
suum  sine  jnsta  ratione  dimittat,  nee  aliquis  eum  recipiat,  nisi  sicut  tempore  ante- 
cessornm  nostrorum  consuetudo  fuit.^ 

*^  Die  ungemessene  Dienstpflicht  der  königlichen  Vasallen  ergeben 
Cap.  811  0.  7.,  821  c.  4.  (Koth  B.  W.  S.  383,  Feud.  8.  212  fg,\  die  ihnen  bei- 
gelegten ministeria  Gap.  779.  0.  21.,  800.  o.  81.,  802.  c.  20.,  869.  c.  11.,  Both 
Feudal.  8.  213  f.,  yermöge  deren  sie  sich  auch  yon  den  Missi  müssen  gebrauchen 
lassen  (Cap.  807.  c.  8.,  817.  c.  8.).  Gerade  so  waren  die  Yasallen  geistl.  und 
weltl.  Seniores  zu  allen  Diensten  yerbunden  (cap.  803.  c.  4.,  817.  c.  27.  u.  a.),  die 
ingenuili  ordine  geleistet  werden  konnten:  Heerbann,  Hausgenossensohaft, 
Dienst  als  Missi  des  Herrn,  Eidesleistung  fOr  ihn.  Besuch  seiner  placita,  Begleitung 
desselben.  —  Der  Yasall  konnte  den  Dienst  aufsagen  aus  gesetzl.  Gründen:  Capit. 
iLquisgr.  813  c.  16.  (Anm.  18).  Const.  de  liberis  et  yasallis  a.  816.  c.  2  (Leg.  I. 
p.  196):  „81  quis  seniorem  suum  dimittere  yoluerit  et  ei  approbare  potuerit  unum 
de  his  criminibus:  id  est  primo  capitulo,  si  senior  eum  injuste  in  ser^itio  redigere 
yoluerit;  secundo  cap.,  si  in  yita  ejus  consiliayorit ;  tertio  cap.,  si  senior  yasalli 
Bui  *uzorem  adulterayerit ,  quarto  cap.  si  eyaginato  gladio  super  eum  yoluntario 
oocurrerit:  quinto  cap.  si  senior  yasalli  sui  defensionem  facere  potest,  postquam 
ei  ipse  manus  suas  oommendayerit ,  et  non  fecerit,  liceat  yasallum  eum  dimittere. 
Qualecumqne  de  istis  quinque  capitulis  senior  contra  yassallum  suum  perpetrayerit, 
liceat  yasallum  eum  demittere.^ 

»  Siehe  das  yon  Both  Feudal.  8.216  aus  Baluze  Miscell.  m  85  angeführte 
Testament.  Die  Stellen  der  nota  19  zeigen,  dass  es  Ausnahme  war,  wenn  ein  königl. 
Yasall  bei  Hofe  dienend  ein  Beneficium  hatte.  Befand  sich  ein  Yasall  nicht  beim 
Herrn,  so  erhielt  er  kein  Beneficium. 

*^  Cap.  884.  0.  11.  „Si  autem  (nemlich  yassi  dominici)  quae  supra  diximus 
despezerint  et  nullo  modo  emendare  yoluerint  et  in  contemtu  permanentes  ibi 
ocoisi  fuerint,  nullam  contra  ipsos  qui  eos  occiderunt,  iracundiam,  tenebimus  un- 
quam.  Quod  si  aliquis  parentum  aut  amicorum  eorum  inde  faidam  portare  yoluerint .  .*^ 
Both  Feudal.  8.  220.  Offenbar  folgt  aus  der  sonst  ganz  analogen  Stellung  und 
den  Stellen  der  folgenden  Anerkennung  das  Gleiche  für  die  Yasallen  der  Priyaten« 
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den  Verwandten  hatte  ,^*  Ansprüche  gegen  den  Vasallen  zuerst  beim 
Senior  anzubringen  waren,^^  endlich  der  Vasall  in  seinem  Rechte  gegen- 
über dem  Herrn  durch  das  Gesetz  und  die  Obrigkeit  geschützt  wurde.^* 
Nach  der  Natur  der  Sache  gab  das  höhere  Ansehen  des  Senior  auch 
ein  solches  den  Vasallen.  Daher  erscheinen  die  vassi  regü  als  die  ersten 
welche  selbst  wieder  Vasallen  hatten;  nach  ihnen  erlangten  die  der  Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  ein  bedeutendes  Ansehen. 

IV.  Schon  frühzeitig  war  es  Sitte  geworden,  dass  die  Könige  ausser 
der  Verpflegung  an  ihre  Getreuen  einzelne  Güter,  wozu  ihr  ausge- 
dehnter Grundbesitz  das  Mittel  bot,  vergaben,  anfangs  wohl  in  der  Regel 
zu  Eigenthum.^'  Jedoch  bildete  diese  Beleihung  nichts  fiir  das  Fideli- 
tätsYerhältniss  Eigenthümliches,  sondern  kam  auch  ohne  dieses  vor,   be- 


^  Per  argum.  a  contrario,  folgt  es  aus :  cap.  811.  c.  6.  „si  vero  adeo  contenderit 
ut  ibidem  interfectus  sit,  incompositus  jaceat,  et  neque  senior  neque  propin- 
quus  ejus  pro  hoc  nullam  faidam  portet  .  .**  Cap.  850.  c.  3.  heisst  es  bezüglich 
des  getödteten  Räubers:  „et  si  aliquis  ejus  senior  aut  propinquus  propter  hoc  yin- 
dictam  facere  conatus  fuerit^^  Positiv  ergibt  es  sich  aus  Formula  Bignon.  8. 
(Walter  III.  p.  403),  wo  Einer  im  Grafengerichte  wegen  Tödtung  seines 
„homo*^  klagt  und  nachher  vor  dem  Grafen  ,,epi8tolam  securitatis"  gibt,  dass 
späterhin  niemand  mehr  eine  Forderung  werde  erheben.  Ganz  so  form.  Linden- 
brog.  124  (ib.  445). 

'^  Cap.  823.  c.  13.  „et  de  illorum  liberis  hominibus  qui  eis  commendati  sunt 
si  quid  ab  eis  quaeritur,  primum  senioribus  eorum  admoneantur,  ut  justitiam  quae- 
rentibus  faciant,  et  si  ipsi  facere  noluerint,  legaliter  distringantur*^  Uebrigens  hatte 
sowohl  der  königliche  Tasall  als  jeder  andere  seinen  Gerichtsstand  im  Grafen- 
gerichte.   Cap.  a.  781.  13.,  802.  10.,  825.  1. 

^  Gegenüber  dem  Konige  gab  es  kein  Recht  der  Klage,  sondern  nur  der 
Bitte  (§.  42.  N.  19).  Auch  gegenüber  dem  Vasallen  ist  der  König  nicht  auf 
das  Gericht  gewiesen,  sondern  trifft  als  Senior  selbst  die  Entscheidung.  Es  ist  nicht 
festzustellen,  ob  Streitigkeiten  königl.  Vasallen  unter  einander  vor  Gericht  gebracht 
oder  nur  vom^^König  entschieden  werden  konnten:  Roth  Feudal.  S.  225  f.  —  In 
gewissen  Fällen  stand  dem  Vasallen  die  Lösung  zu:  Kote  18  und  21.  —  Der  Vasall 
konnte  von  der  Entscheidung  des  Herrn  Berufung  einlegen:  C.  869.  c.  2.,  sich 
wegen  Entziehung  der  Beneficien  beschweren:  Roth  Feudal.  S.  190,  228  f.,  wo  zu- 
gleich der  Versuch  Hincmars  Yon  Laon  beleuchtet  wird,  ein  förmliches  Lehensge- 
richt zu  constituiren.    Vgl.  noch  das  Cap.  825.  c.  26.  (§.  37.  nota  5). 

"  Roth  B.W.  S.  204  ff.  242;  über  die  Möglichkeit  der  Confiskation  216  ff. 
Auch  das  Versprechen,  ein  hohes  Amt  zu  yerleihen,  war  wohl  selbst  Grund  der 
Commendation :  Waitz  Anfänge  S.  31.,  wo  aus  Nithard  III.  o.  2.  ein  Beispiel 
gegeben  wird,  dass  „honores^*  Grund  zur  Commendation  waren.  Ebenso  ist  ohne 
Zweifel  auch  ein  Gut  oft  Grund  gewesen.  Aber  weder  in  dem  Einen  noch  dem 
Anderen  liegt  das  Wesen  der  Vasallität  für  diese  Zeit. 
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sonders  als  Mittel,  sich  einzelne  mächtige  Freie  zur  unbedingten  Er- 
gebenheit zu  verpflichten,^®  wie  umgekehrt  sich  bis  in  die  spätere  Zeit 
Vasallen  ohne  solches  Gut  finden.^^  Mehr  und  mehr  aber  wurde  es  seit 
Karl  Martell  Sitte,  den  Vasallen  für  die  Verpflichtungen  aus  dem  Dienst- 
verhältnisse Grundstücke  zum  Genüsse  zu  übertragen,  welche  man 
Beneficia^^  nannte.  Als  zu  solchen  die  fiscalischen  Güter  nicht  mehr 
hinreichten,  grifiPen  die  Söhne  Karl  Martells  zu  dem  Eirchengute,  von 
dem  sie  in  Neustrien  einen  Theil  unbedingt  einzogen  und  vergaben, 
in  Austrasien  hingegen  Beneficien  austhaten  gegen  eine  bestimmte 
Abgabe  und  die  Bestimmung  des  Rückfalles  an  die  Kirche  nach  dem 
Ableben  des  Beliehenen.^^    Die  Menge  des  Kirchengutes  gestattete  ohne 


*s  Vf  aitz  T.G.  n.  S.  209  ff,  sucht  naolizuweisen ,  dass  solche  Verleihungen 
wesentlich  als  Entgeld  der  Treue  für  die  Dauer  des  Treuverhältnisses  gemacht  seien, 
deshalb  hätten  vom  Nachfolger  bestätigt  werden  müssen,  dass  eine  ausnahmsweise 
Schenkung  zu  Tollem  Eigenthum  nur  an  Kirchen  hauptsächlich  Yorgekonmien  sei. 
Dem  ist  Roth  entgegengetreten.  Waitz  „Anfänge"  hat  seine  Meinung  näher  zu 
begründen  versucht.  Beneficien  finden  sich  auch  im  Besitze  von  Mönchen,  niederen 
Geistlichen  und  Weibern.  Roth  S.  428.  Note  50,  51.  Ebenso  hatten  von  Kirchen 
sowohl  Frauen  Beneficien,  als  auch  andere  Personen,  die  unmöglich  im  Dienstver- 
bande zu  denselben  gedacht  werden  können,  auch  selbst  der  König  und  einzelne 
Grafen:  Roth  8.  435.  Note  92  und  93.  Feudal.  S.  204.  üeber  die  Entwicklung  der 
Beneficia  auf  kirchlichem  Gebiete  sehe  man  Mein  System  des  Kirchenreohts.  Giess. 
18Ö6.  §.  99. 

»  Nachweise  bei  Roth  8.  379.  n.  53.,  384  n.  76.  u.  a. 

^  In  dieser  technischen  Bedeutung  kommt  der  Ausdruck  zur  Zelt  der  Mero- 
vinger  nicht  vor.  Der  Ausdruck  benoficium  findet  sich  schon  im  römischen 
Reiche  bei  den  Militärkolonien,  ist  wohl  von  da  durch  die  Kirche  übernommen  und 
auf  das  analoge  Yerhältniss  im  weltlichen  Gebiete  übertragen.  Hieraus  ergibt  sich 
dass  ein  Anknüpfen  an  römische  Einrichtungen  für  das  Beneficialwesen  durchaus 
unnöthig  ist.  —  Die  königlichen  Beneficien  waren  meist  eine  villa  dominica 
mit  ihrem  Zubehör. 

'^  Diese  Säcularisation  ist  umständlich  beschrieben  von  Roth  Gesch.  des 
Benef.  8.  313  ff  Feudal.  8.  71,  106  ff.,  der  zeigt,  dass  nicht  bereits  Karl  Martell 
zu  derselben  gegriffen.  Es  braucht  hier  auf  die  Formen  der  Verleihung  von  Kirchen- 
gut, die  Arten  der  Preoariae,  deren  nach  dem  Ableben  des  Besitzers  an  dessen 
Nachfolger  (Söhne)  stattgehabte  Verleihung  faktisch  zur  allmäligen  Entfremdung 
des  Kirchenguts  führte,  die  in  Folge  der  Verleihung  zu  Ghinsten  der  Kirche  con- 
stituirten  Abgaben  (decimae  et  nonae)  und  die  Einwirkung  dieser  Säcularisation 
auf  die  Entwicklung  des  kirchlichen  Güterrechts  (Beneficien,  Zehnten,  Baulast; 
Roth  bietet  dafür  ein  treffliches  Material,  vgl.  mein  System  8.  513,  545)  nicht 
näher  eingegangen  zu  werden,  da  hier  nur  das  Beneficialwesen  als  solches  von  Be- 
deutung ist,  jedenfalls  das  kirchliche  keine  besondere  Form  bietet,  welche  auf 
die  Entwicklung  einen  massgebenden  Einfluss  gehabt  hätte,  so  gewiss  es  ist,  dass 
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Zweifel  eine  Beleihung  aller  königlichen  Vasallen.  Zu  ähnlichen  Ver- 
leihungen durch  die  Gleichheit  der  Verhältnisse  gezwungen  gaben  die 
meisten  Senioren  ihren  Vasallen  Beneficien.  Auch  wurde  mehr  imd 
mehr  die  Verleihung  eines  Beneficiums  directer  Grund  eines  Dienstver- 
hältnisses, indem  einzelne  grosse  Grundbesitzer,  um  Fideles  zu  haben, 
femer  lun  ab  Entgelt  die  Eriegsfolge  sich  zu  yerschaffen,  Ländereien 
nach  Beneficialrecht  austhaten.  Endlich  übertrugen  Manche,  um  die 
Vortheile  des  Vasallenverhältnisses  zu  gemessen,  ihr  Gut  dem  Könige 
oder  einem  Grossen,  und  nahmen  es  von  demselben  nach  Beneficialrecht 
zurück.  In  der  Begel  waren  die  Beneficien  nur  für  die  Lebensdauer 
des  Herrn  gegeben,  allmäUg  wurden  jedoch  unter  verschiedenen  Formen 
dieselben  auf  die  Lebenszeit  des  Empfängers  verliehen  und  auch  nach 
dessen  Ableben  häufig  dem  Erben  aufs  Neue  übertragen,  so  dass,  wenn 
kein  Fall  der  Einziehung  vorkamm,  das  Verbleiben  in  der  Familie  zur 
Regel  wurde.^^ 

V.  Das  anzüglich  rein  persönliche,  allmälig  aber  durch  die  Bene- 
ficien auf  ein  dinghches  Substrat  gebaute  Treuverhältniss  wurde  mehr 
und  mehr  von  Einfluss  und  die  Grundlage  der  Staatsverfassung;  denn 
obwohl  die  trustis,  das  persönliche  Umgeben,  fortfiel,  blieb  die  Treue 
und  Verpflichtung  zu  Diensten  bestehen,  und  bildete  das  Band,  durch 
welches  in  der  Folgezeit  König  und  Stände  zusammengehalten  wurden. 

§.  44. 

8.   Die  Einkfinfte  des  KOnigs.* 

L  Hauptquelle  der  königlichen  Einkünfte  waren  die  Reichsgüter, 
Domänen,  villae  dominicae,  bestehend  zum  Theile  aus  dem  ange- 
in der  Reoeption  des  Beneficialwesens  von  Seiten  der  Kirche  für  dasselbe  ein 
grosser  Halt  lag. 

»»  Vgl.  über  diese  Entwicklung  Roth  B.W.  S.  416  ff. 

*  Literatur  und  Quellenstellen  bei  G  engl  er  Grundr.  S.  283  ff.  Dem  münd- 
lichen Vortrage  überlassen  die  Darstellung  des  Zusammenfallens  der  königlichen 
und  Staatseinkünfte,  Bedeutung  von  fiscus,  fiscalia,  regalia  der  Quellen; 
Art  der  Benutzung,  Verwaltung,  palatia.  Gurtes,  mansioniles  domin i- 
catae,  yillae  u.  s.'  f.  Gap.  Aquisgr.  812  c.  7.  (Leg.  L  174.),  Benefioiorum  fis- 
corumque  regal.  describend.  formulae  812.  (ib.  175  sqq.).  Gu^rard  Ezplication  du 
Capitulaire  de  yillis.  Paris  1853.  Eingehend  behandelt  das  Finanzwesen  nach 
allen  Richtungen  hin  Waitz  V.G.  II.  558  ff.  IV.  3  ff.  Verzeichnisse  einzelner 
Güter  geben  die  bei  Waitz  IV.  119  Note  2  Genannten.  ~  Gegen  die  Ansicht 
Maurer *s  Einleit.  S.  94  ff.,  es  habe  schon  in  alter  Zeit  eine  „Reichsalmende" 
nationales  Land  gegeben,  die  Gierke  Genossenschaftsr.  S.  60  K.  17  adoptirt, 
So  hm  S.  27.    Anders  bei  den  Langobarden  und  besonders  Angelsachsen. 
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Btammten  Familienbesitze ,  zum  gröBsten  aber  aus  den  in  den  früher 
römischen  Theilen  bestandenen  Fiscalgütem  und  in  den  übrigen  Gebieten 
aus  den  Ländereien,  welche  die  Könige  för  sich  behalten  hatten.  Durch 
Schenkungen  an  Getreue,  Austhun  zu  Beneficien  und  besonders  Aus- 
statten der  Bisthümer,  Klöster  u.  a.  w.^  waren  sie  aUmälig  bedeutend 
zusammengeschmolzen. 

n.  Dazu  kamen  beibehalten  aus  der  römischen  Zeit  in  dem  süd- 
lichen Gallien  von  den  Possessores  (Qrundeigenthümern)  die  in  jedem 
Steuerjahre  (indictio)  fäUige  Gapitatio  (Grundsteuer)  bemessen  nach 
je  1000  solidi  des  auf  Grund  des  allemal  auf  15  Jahre  festgestellten 
Capitastrum  abgeschätzten  Yermögens,  von  den  Uebrigen  eine  Kopf- 
steuer (tributum).^  Anfangs  waren  zwar  nur  die  römischen  Unter- 
thanen  dieser  Steuer  unterworfen,  allmälig  wurden  auch  die  fränkischen 
dazu  verpflichtet.'^  Diese  Steuern  sind  aber  aus  mannigfachen  Gründen 
(Erwerb  des  römischen  Guts  durch  Franken,  Verfall  der  Steuerrollen, 
Begeben  der  Kopfsteuerpflichtigen  ins  Treuverhaltniss  u.  a.)  theils  fort- 
gefallen, theils  in  andere  Formen  übergegangen.  In  den  übrigen  Gegen- 
den wurden  gemäss  dem  Herkommen^  bald  auch  Steuern,^  bald  vom 
ganzen  Yolke  eine  Abgabe,^  bald  Geschenke ^  der  Einzelnen  entrichtet. 


^  Belege  bei  Both,  Thomassini  Yetus  et  nova  eoolesiae  disciplina  circa 
beneficia  et  benefioiarios  cet.  Neap.  1769.  IIL  Partes  in  10  T.  4.  den  Urkunden- 
sammlangen   $.3)  für  eie  einzelnen  Diöoesen,  Kirchen  n.  s.  w. 

*  Heber  die  Yersucbe,  diese  Steuern  auszudehnen,  deren  Beibehaltung,  üebcr- 
gang  der  G-rundsteuer  in  eine  auf  dem  Boden  ruhende  Abgabe  (Beallast),  der 
Kopfsteuer  in  eine  den  Familien  obliegende ,  somit  yererbliche  Abgabe  s.  B  o  t  li 
Beneficialw.  S.  86  ff.  Dass  sich  solche  erhielt,  zeigt. Cap.  Aquisgr.  813  c.  6  (Leg. 
L  188),  £d.  Pist.  864  c.  28  (ib.  495):  „üt  illi  Franci,  qui  censum  de  suo  oapito 
Tel  de  suis  rebus  ad  partem  regiam  debent,  sine  nostra  licentia  ad  casam  Dei 
▼el  ad  alterius  cuiuscunque  servitium  se  non  tradant,  ut  respublica  quod  de 
illis  habere  debet,  non  perdat.^ 

»  Waitz  V.O  n.  578.  ff 

*  Cap.  Aquisgr.  828  Oratorum  relatio  ad  Imp.  c  7.  (Leg.  I.  327.)  „Census 
tarnen  singularum  proTinoiarum  antiquitus  constitutus  hujus  rei  oocasione  pauperibus 
non  augeatur.** 

^  Bei  den  Alemannen:  Waitz  Y.G.  IL  660  ff.,  Merkel  de  rep.  Alam. 
§.  10  n  81. 

^  Yon  den  Sachsen,  Thüringern,  den  slayisohen  Yölkern,  so  oft  sie 
die  Oberhoheit  des  fränkischen  Königs  anerkannten 

^  Diyis.  imper.  a.  817  o.  4.  Eichhorn  B.G.  §.  171.  Diese  von  den  einzelnen 
Grossen  (Bischöfe,  Aebte,  Grafen,  Yasallen)  alljährlich  gebrachten  unterscheiden 
sich  Ton  denen,  welche  der  Einzelne  zu  geben  pflegte,  wenn  er  zu  Hofe  kam,  und 
von  den  Naturalleistungen,  welche  auch  wohl  dona  heissen. 
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Hierzu  kommen  die  Leistungen  von  Naturalien  (Zehnten,  Erbschafbs- 
zehnte,  Schweinezehnte  u.  s.  f.)  an  den  Hof,  sowie  an  verschiedene 
Beamte,  die  von  Naturaldiensten  (Hand-  und  Spann -Dienste,  Fuh- 
ren) u.  dgl. 

ni.  Eine  andere  Classe  von  Einkünften  bildeten  die  Bussen  für  den 
Bruch  des  Friedens  (fireda)  und  die  Banngelder,  Bannbussen,  femer  Ein- 
nahmen aus  Gonfiscationen,  erblose  Sachen.^  Hierzu  traten  die  Nutzungen, 
welche  der  königliche  Forst-  und  Wüdbann  abwarf,  die  Zoll-,  Wege-, 
Brückengelder,  soweit  dieselben  nicht  an  Grosse  vergabt  waren,  das 
Münzregal,^  eine  Art  Bergzehnt.  ^® 


B.  Die  Reiclisregieruiig. 
§.  45. 

1.   Die  Beiclisbeaiiiteii,  Hofbeamten.* 

I.  Es  treten  ims  unter  Chlodwigs  Nachfolgern  eine  Anzahl  von 
Aemtem  entgegen,  von  denen  einige  nur  für  den  Hof,  andere  für  die 
ganze  Beichsregierung  von  Bedeutung  waren.  In  jener  Beziehung  er- 
scheinen die  Inhaber  der  Aemter,  welche  nach  alter  Sitte  den  Dienst 
fär  die  Bedürfnisse  des  Königs  versahen,  für  dessen  Kleidung,  Nahrung, 
Rosse.  Diese  sind  1)  der  Cubicularius,*  betraut  mit  der  Sorge  für 
das  Haus  und  dessen  Bewohner,  somit  auch  für  den  Schatz  (thesau- 
rarius),  der  vor  den  Majoresdomus  zurücktrat  und  unter  den  Karo- 


8  L.  Eip.  LVn.  4.    L.  Sal.  Emend.  LXin.  §.  3.    Waitz  IV.  S.  98. 

9  Waitz  IL  606  ff.  lY.  S.  65—86.  Ad.  So  et  beer  Beitr.  z.  Gesoh.  des  Geld- 
nnd  MOnzwesens  in  Deutschi,  in  Forschungen  L  206  ff.  543  ff.  II.  293  ff.  lY.  241  ff. 

VI.  1  ff. 

«Waitz  n.  8.  614.  Interessant  die  Urkunde  von  779  bei  Dronke  Cod. 
nnm.  69.  Karl  giht  dem  Kloster  Fulda  seinen  Ort  West  er a:  „in  quo  loco  officinas 
salis  cum  singulis  patellis  et  mancipiis  ad  hoc  officium  deputatis  abundantesque 
f ontes  salis  habemus.  Donamus  etiam  ipsum  forum  tributumque  seu  teloneum 
ipsius  loci  8.  Bonifaoio  marttri,  statuentes,  ut  per  singulas  ebdomadus  carrada  salis 
inde  detur  ad  monasterium  fuldense.  insuper  singule  curtes  singulaque  mancipia  de- 
bitum  pensum  persolyant  reditusque  agrorum  omnemque  constitutionem  debiti  ser- 
Tioü  Statute  tempore  reddant^^ 

*  Hincmar.  Bemens.  de  ordine  palatii  in  Walter  Corp.  jur.  gorm.  III.  761 
sqq.  nach  der  ochrift  des  Abtes  Adalhardus  von  Coryey  gearbeitet,  wie  Hinemar 
selbst  c.  12.  näher  angibt.    Waitz  11.  399  ff,  m.  410  ff. 

1  Gregor  Turon.  V.  18.  18.  21.  38.  VH.  13.  17.  21.  X.  10. 
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lingem  als  Camerarias  die  eigentliclie  Hofhaltang  besorgte.  2)  Der 
Dapifer  oder  siniscalcus,  senescalcus,  Seneschall,^  später 
Truchsess,^  Oberküchenmeister,  dem  die  Sorge  für  die  Küche  und 
die  Bedienung  bei  der  Tafel  oblag.  3)Pincerna,  Scantio,*  in  karo- 
lingischer  Zeit  buticularius,^  Schenke,  Kellermeister.  4)  Comes 
stabuli  (Connetable)  Marescalcus/  Marschall,  Oberstallmeister, 
betraut  mit  der  Sorge  des  königlichen  Stalles,  für  die  Equipirung  der 
YasaUen  und  deshalb  deren  allmäliger  Anführer.  Ausserdem  gab  es 
noch  verschiedene  andere  Aemter  (venatores,  falconarius)  und  zur 
täghchen  Leistung  der  Dienste  eine  Anzahl  von  Stellvertretern,  Unter- 
beamten der  Genannten,  nebst  den  nöthigen  Dienern  (Ministeriales) 
zur  Besorgung  der  niederen  Geschäfte.'' 

n.  Für  die  Reichsverwaltung  von  directer  Bedeutung  waren  1)  der 
Referendarius,  welcher  das  königliehe  Siegel  zu  bewahren,  die  könig- 
lichen Urkunden  zu  beglaubigen  hatte,  der  Kanzlei  vorstand,  unter  den 
Karolingern  Cancellarius,  meist  ebi  hoher  Geistlicher  unter  dem 
Namen  Apocrisiarius,  Archicapellanus,  welcher  zugleich  der 
Hofgeisthchkeit  vorstand®  und  überhaupt  die  geistUchen  und  Unterrichts- 
angelegenheiten leitete  (Cultusminister).  2)  Der  Comes  palatii,  Pfalz- 
graf, welcher  hervorragender  Gehülfe  des  Königs  für  die  Gerichtsbarkeit 
in  älterer  merovingischer  Zeit^  in  dieser  Stellung  verdunkelt  durch  den 


*  Grimm  R.A.  p.  302.  nimmt  den  Ausdrack  für  „der  Älteste  Diener^;  richtiger 
wohl  abzuleiten  von  sen  (Gesinde  oder  Heerde,  Schaar),  so  Tiel  als  ein  Diener,  der 
einer  Schaar  vorsteht,  während  jenes  als  Uebersetzung  Ton  major  domus  er- 
schiene. 

^  Einige  leiten  es  ab  von  truhe,  Gefäss  nnd  sehen  es  als  Uebersetzung  yon 
dapifer  an;  richtiger  von  trustis,  trucht,  Sohaar,  der  einer  Sehaar  vorsteht. 
Tgl.  fiber  die  Kamen  dieser  Aemter  noch  Zopfl  II.  §.  29. 

*  Lex  S  a  1.  Kovell.  bei  Merkel  p.  66. 

^  Gap.  Karoli  M.  de  villis  c.  16.    Hincmar  1.  c.  n.  23.  von  bute=::  Butte. 

^  Lex  Sal.  1.  c.  »Si  quis  majorem,  infestorem,  scantionem,  mariscalcum, 
stratorem,  fabrum  ferrarium,  aurificem  sive  carpentarium ,  vinitorem  vel  porcarium 
▼el  ministerialem  furaverit  ,  .  .**    Gregor.   Turon.  V.  39.    Hincmar  c.  16.  23. 

*  Hincmar  De  ord.  pal.  o.  16.  17.  22.  24.  Ueber  Erziehung  und  Disci- 
plin  bei  Hofe  s.  Waitz  H.  400  ff.,  IH.  447  ff. 

^  Hincmar  c.  16.  Dessen  Amt  beschreibt  eingehend  c.  20,  womit  zu  ver- 
binden sind  c.  13  — 15,  welche  die  geistl.  Angelegenheiten  näher  darlegen.  Der 
Apocrisiarius  hatte  übrigens  auch  Geistliche  als  Stellvertreter.  Vgl.  noch  Waitz  III. 
426  ff. 

9  Vgl.  die  Belege  bei  Waitz  IL  409. 

V,  Schulte,  Kelchs-  n.  Rechtsgesch.    8.  Aufl.  q 
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Hajordomus^^  unter  den  Earolingem  als  oberster  Hof-  und  Reichsbe- 
amter für  die  weltlichen  Angelegenheiten,  somit  als  zweiter  überhaupt 
erscheint.'^  8)  In  der  merovingischen  Zeit  erscheint  seit  der  Regent- 
schaft von  Frauen  allmälig  als  der  erste  Hof-  und  Reichsbeamte  sowohl 
im  westlichen  als  östlichen  Franken  und  in  Burgund  der  früher  nur  mit 
der  Leitung  des  Hofstaates  betraute  insbesondere  als  Eammerherr  der 
Königin  und  Prinzessinnen  fangirende  Majordomus,  dem  zuletzt  die 
Oberverwaltung  des  Erongutes,  damit  auch  der  grösste  Einfluss  auf  das 
Beneficialwesen,  die  Aemterbesetzung,  femer  die  Yormundschaft  über 
den  minderjährigen  König  u.  s.  w.  zustand.  Mit  König  Pippin  ver- 
schwand diese  Würde.*  ^ 

§.  46. 

2.    Die  Beiohs-Hoftage.« 

I.  Neben  der  gewöhnlichen  Versammlung  der  Hofbeamten  und 
sonstigen  gerade  beim  Könige  anwedenden  Grossen,  deren  sich  derselbe 
alsconsilium,  consistorium  zur  Entscheidung  wichtiger  Regierungs- 
sachen wie  der  vor  ihn  gebrachten  Rechtsstreitigkeiten  (Hofgericht) 
bediente,  finden  sich  bereits  im  6.  Jahrhimdert,  seitdem  die  königliche 
Macht  entwickelt  und  die  alten  volksmässigen  Einrichtungen  abgestorben 


10  Siehe  die  Angaben  bei  y.  Daniels  §.  157.  (8.  497). 

11  Hin  Omar  c.  19.  „  .  .  E  quibus  praecipue  duo,  id  est,  Aprocrisiarius  .  .  . 
de  Omnibus  negotiis  ecclesiastiois,  Tel  ministris  ecclesiae;  et  comes  Palatii  de 
Omnibus  saecularibus  causis,  yoI  judiciis  suscipiendi  curam  instanter  habebant:  nt 
nee  Eoclesiastioi,  nee  saeculares  prius  Dominum  Regem,  absque  eorum  consuitu  in- 
qnietare  necesse  haberent,  quousque  illi  praeviderent,  si  necessitas  esset,  nt  oausa 
ante  Regem  merito  venire  deberet.  Si  vero  secreta  esset  causa,  quamprius  con- 
grueret  Regi,  quam  cuiquam  alteri  dicere,  eundem  dicendi  locum  eidem  ipsi  prae- 
pararent  introducto  prius  Rege,  ut  hoc  juzta  modum  personae,  Tel  honorabiliter, 
Tel  patienter,  Tel  etiam  misericorditer  susciperof*.  c.  21-  „Comitis  autem  Palatii, 
inter  caetera  paene  innumerabilia,  in  hoc  maxime  sollioitudo  erat,  ut  omnes  con- 
tentiones  legales ,  quae  alibi  ortae  propter  aequitatis  Judicium  Palatium  aggredie- 
bantur,  juste  ac  rationabiliter  determinaret ;  seu  perversa  judioata  ad  aequitatis 
tramitem  reduceret^.  An  den  König  sollten  nur  die  Sachen  kommen,  über  die  es 
keine  oder  eine  solche  weltliche  Satzung  gebe,  die  Tom  christlichen  Standpunkte 
aus  zu  grausam  oder  Terwerflich  erscheine. 

1*  Die  Ansichten  weichen  sehr  Ton  einander  ab:  J.  G.  Zink  eisen  De  majore 
domos,  Jena  1816.  Pertz  Die  Gesch.  der  meroving.  Hausmeier,  1819.  G-.  Schone 
Amtsgewalt  der  fränk.  majores  domus,  Braunsohweig  1866.  H.  E.  Bonnel  De 
dignitate  majoris  domus  Berol.  1858.    Waitz  II.  415  ff.    v.  Daniels  §.  156. 

*  Ausführlich  Waitz  T.G.  m.  8.  462  ff. 
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waren,  ausserordentliche  Versammlungen,  placita,  conrentus,  die  späteren 
Reichstage.  Auf  ihnen  erschienen  die  geistlichen  (Erzbischöfe,  Bischöfe, 
Aebte)  und  welthchen  Grossen  (Herzöge,  Grafen,  königliche  Vasallen), 
schlechtweg  die  Majores,  in  Begleitung  ihrer  Unterbeamten  und  Va^ 
sallen,  der  juniores,  in  den  austrasischen  Ländern  auch  die  einfachen 
Freien.* 

II.  In  merovingischer  Zeit  wurde  die  allgemeine  Versammlung 
(placitum  generale)  abgehalten  im  März  zugleich  mit  der  alljährhch 
zu  dieser  Zeit  stattfindenden  Heeresmusterung  (Campus  Martins); 
unter  den  Karolmgem  führte  die  Aenderung  des  Kalenders  die  Ver- 
legung auf  den  Mai  (Campus  Madius)  herbei. 

ni.  Der  Ort  dieser  Reichstage  richtete  sich  nach  dem  jeweiligen 
Aufenthalte  des  Königs  auf  der  eiuen  oder  anderen  Pfalz  (palatium). 

IV.  EigentHche  Bedeutung  erlangten  die  Reichstage  unter  den  Mero- 
Tingem,  seit  Chlotar  U.  im  J.  614  auf  Grund  der  Beschwerden  seiner 
Getreuen  eine  Anzalü  von  Garantien  für  die  geistUchen  und  weltlichen 
Grossen  zugestehen  musste.'^  Auf  ihnen  wurden  von  da  ab  alle  wich- 
tigeren Angelegenheiten  vorgenommen.  Hatte  auch  unter  Karl  d.  G.  und 
schon  seinem  Vater  das  Königthum  eine  viel  grössere  Macht,  so  behielten 
gleichwohl  die  Reichsversammlungen  ihre  Bedeutung  theUs  wegen  der 
wohlberechneten  Wirkung  für  Festigung  des  königlichen  Ansehens,  theUs 
der  Entwicklung  des  Vasallenthums.  Deren  Angelegenheiten  waren: 
Musterung  des  Heeres,  Annahme  der  dona  der  Stämme  und  der  Tribute, 
Erlassung  (Pubhkation)  von  Gesetzen,  Empfang  von  Gesandten,  Ent- 
gegennahme der  Berichte  der  Sendboten  und  deren  Bestellung,  endlich 
auch  Fällung  wichtiger  XJrtheile.^ 

V.  Neben  diesem  grossen  Tage  fand  regelmässig  im  Herbste  ein 
kleinerer  statt  zur  Vorbereitung  der  auf  dem  nächsten  allgemeinen  zu 
verhandelnden  Angelegenheiten.^ 

^  Bas  ist  mindestens  fUr  bestimmte  FftUe  ausser  Zweifel.  Capit.  Earoli  M. 
minora  a.  803  o.  19.  (§.  37.  n.  4.)  „üt  populus  interrogetur  de  oapitulis,  quae  in 
lege  noYiter  addita  sunt:  et  postquam  omnes  consenserint ,  subscriptiones  et  manu- 
firmationes  suas  in  ipsis  oapitulis  faciant^.  Edict.  Pistense  Karoli  Galvi  a.  864  c.  6. 
.,  . .  Et  quoniam  lex  oonsensu  popnli  fit  et  constitutione  Regis,  Franci  jurare  debent*'. 

*  Ghlotharii  IL  Edictum  (Leg.  I.  14.)  gerichtet  gegen  willkürliche  Erhöhung 
der  Abgaben,  Zölle,  Forsten,  —  Erpressungen  und  Willkürliohkeiten  der  Beamten, 
—  auf  Handhabung  des  Landfriedens  und  Freiheit  der  Person  u.  s.  w. 

'  Hincmar  De  ord.  pal  c.  29.  Annal.  Laurisham.  ad  a.  788  (Yerurtheilung 
Hersog  Thassilo's  u.  a.) 

*  Hincmar  De  ord.  pal.  c   30.    „Caeterum  autem  .  ,  .  .  aliud  placitum  cum 

senioribus  tantum  et  praeeipuis  Gonsiliariis  habebatur  .  .  .^ 

8* 


116  Gesch.  d.  Verfass.  I.  Per.  IV.  Kap.  §.  47. 

VI.  Mit  diesen  Versammlungen  waren  verbunden  die  von  den  geist- 
lichen Grossen  allein  abgehaltenen  Reichssynoden  zur  Regelung  der 
kirchlichen  Angelegenlieiten,  Aburtheilung  der  von  Bischöfen  begangenen 
Vergehen.^  Ihre  Beschlüsse  sind  für  die  Entwicklung  des  kirchlichen 
Lebens  jener  Zeiten  von  Bedeutung  und  fanden  ihre  äussere  Durchführ- 
barkeit in  den  Kapitularien,  welche  die  Könige  auf  Grund  derselben 
erliessen. 

VII.  Mit  dem  allmäligen  Verfalle  der  durch  Karl  d.  G.  auf  den 
höchsten  Gipfel  gehobenen  königlichen  Macht  unter  Ludwig  d.  F.  und 
dessen  Nachfolgern  in  Folge  der  inneren  Kriege,  der  Reichstheilungen, 
Schwäche  der  Könige,  zunehmenden  Macht  der  Grossen  kam  der  Schwer- 
punkt der  Regierung  mehr  und  mehr  an  die  Reichstage  als  Versamm- 
lung der  allmälig  zu  einer  von  dem  königlichen  Willen  im  Wesentlichen 
unabhängigen  Stellung  gelangten  geistlichen  und  weltlichen  Grossen, 
deren  Zustimmung  auf  den  Reichstagen  zu  allen  Sachen  von  grösserer 
Wichtigkeit  erforderlich  wurde.^ 

Vni.  Die  bei  einzelnen  Stämmen  unter  ihren  Herzogen  noch  bis  in 
die  späte  karolingische  Zeit  fortlebenden  placita  generalia  sanken  seit 
der  Einverleibung  in  das  fränkische  Reicli  zu  Versammlufigen  für  Be- 
rathungen  provinzieller  Angelegenheiten  herab,*^  Denselben  Charakter 
tragen  die  unter  den  Karolingern  vorkommenden  Versammlungen  von 
Grossen  vorzüglich  eines  Stammes  zur  Berathung  imd  Festsetzung  pro- 
vinzieller Gesetze. 

§.  47. 

3.    Die  Graf8cliaft8verfaflRnng. 

L  In  den  altfränkischen  Ländern  und  seit  der  Ausdehnung  der 
Grafschaftsverfassung  über  das  ganze  Reich  stand  an  der  Spitze  des 
Gaues,  der  Grafschaft  (pagus,  comitatus,  grafia)  ein  in  deren 
Hauptort '   residirender    vom  Könige    eingesetzter  Beamter    unter   dem 


*  Gregor.  Turon.  X.  19  erzählt  eine  solche.  lieber  den  Gang  der  Ver- 
handlußi^en ,  die  Berathung,  Bestätigung  durch  den  König  auf  den  Reichstagen 
gibt  A.ufschlu8S  Hincmar  De  ord.  pal.  c.  34—36. 

6  Schon  im  Conventus  apud  Marsnam  a.  851  (Mon  Leg  I.  p.  408)  c.  6  werden 
dieselben  genannt  „seu  adjutores  atque  cooperatores^  des  Königs.  Im  Capit. 
Karoli  II.  apud  Carisiacum  a.  877  (eod.  p.  541)  ist  zu  jedem  decretum  die  Annahme 
und  das  Versprechen,  es  halten  zu  wollen,  Seitens  der  Grossen  bemerkt. 

'  Vgl.  über  solche  die  Notizen  bei  Zöpfl  Th.  II.  S-  42. 

^  Siehe  die  Ausführung  des  §.4!. 


Die  GrafschaftsYerfassung.  117 

!N^amen  comes,  judex,  judex  fiscalis  (auch  palatii),  grafio, 
Graf.2  Anfänglich  konnte  derselbe  aus  den  Freien  oder  Unfreien^ 
genommen  werden,  seit  dem  Edicte  Ghlotar^s  11.  vom  J.  614  nur  aus 
den  freien  Grundbesitzern  des  Qaues,^^  Dadurch  kam  das  Amt  allmälig 
an  die  grossen  Grundbesitzer  des  Gaues,  hörte  die  frühere  unbedingte 
Absetzbarkeit  auf  und  bildete  sich  der  Keim  der  Stabilität  und  Erblich- 
keit des  Amtes  aus.^*^  Als  Beamter  des  Königs  hatte  er  das  dreifache 
Wergeld.3  In  der  merovingischen  Zeit  liegt  ihm  ob  die  Wahrung  der 
fiskalischen  Rechte  und  die  aussergerichtliche  Executivgewalt.^'  Mit  der 
Umänderung  der  karolingischen  Zeit  ist  er  zugleich  der  ordentliche 
Richter  geworden  (§.  110).  Dem  Grafen  unterstehen  alle  freien  Ein- 
gesessenen des  Bezirks  (pagenses),^  mochten  sie  Deutsche  oder  Römer 
sein.  Ihnen  gegenüber  hat  er  die  Gerichtsbarkeit,  die  Polizei 
(Sicherheit  der  "Wege  u.  s.  f.),  den  Heerbann,  die  Pinanzverwal- 
tung,  endlich  die  Obsorge  für  die  Kirche  und  alle  hülfsbedürftigen  Per- 
sonen (Arme,  Wittwen,  Waisen).  Geraume  Zeit  hatte  er  lediglich  die 
einzelnen  ihm  zugewiesenen  Geschäfte  und  nicht  das  Recht  des  könig- 
lichen Bannes.  Durch  dessen  Verleihung  in  einer  Anzahl  von  Fällen 
erscheint  er  bereits  unter  Karl  d.  G.  als  der  ordentliche  Vertreter  des 
Königs   und  Inhaber  des  königlichen  Bannes.^    Als  Stellvertreter  für 


'  Deutsche  Namen :  ambaetman,  kafiind,  samitem  (Halb.  01.)  von  samio  (=  leode, 
fidelitas,  Unter tb an enschuft).  Das  Dienen  liegt  darin.  Lat.  Namen  auch  praefectus, 
famnlns,  ministerialis,  agens.  Judices  heissen  in  der  karol.  Zeit  seine  TJnterbeamte. 
Sohm  S  18,  146  ff. 

*•  Lex  Ribuar.  LIIL  2. 

2^  Leg.  L  15.  c.  12.  „Üt  nullus  index  de  aliis  provinciis  aut  regionibus  in  alia 
looa  ordinetur;  ut  si  mali  aliquid  de  quibuslibet  oonditionibus  perpetraverit,  de 
suis  propriis  rebus  exinde  quod  mali  abstalerit  iuxta  legis  ordinem  debeat 
restituere*.  Karls  d.  0.  Yorgang,  Unfreie  zu  nehmen,  steht  vereinzelt  da.  Waitz 
m.  926. 

sc  Waitz  n.  376  ff.    Sohm  S.  41.  N.  40. 

«  Lex  Sal.  LIV.  1. 

•a  Vgl.  Sohm  8.  79  ff. 

^  T.  Daniels  R.G.  §.  160  erklärt  hiermit  für  gleich  den  Ausdruck  bargildi, 
bhargildi,  barigildi,  den  er  als  Bezeichnung  für  »die  zu  ordentlichen  Leistungen 
yerpflichteten  Pfarrgenossen  der  Kirchspiele,  aus  denen  die  Grafschaft  bestand**, 
nimmt. 

^  Dieser  Bann  für  Befehle  in  Terwaltungssachen  in  Marculf  I.  40  (§.42. 
Anm.  12),  Capit.  exerc.  a.  802  o.  67;  Beispiele  in  der  Lex  Franc.  ChamaTor.,  z.  B. 
c.  34,  35,  38,  41.  Allgemein  Cap.  de  part.  Saxoniae  c  81.  „Dedimus  potestatem 
comitibus  bannum  mittere  infra  suo  ministerio  de  faijft  ^el  majoribus  causis 
in  solides  00  de  minoribus  yero  oausis  oomitis  bannum  in  solides  16  constituimus**. 
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die  fiscaliflchen  Rechte  übt  er  über  die  Hörigen  des  Königs  die  Herren- 
rechte. Regelmässig  waren  die  Grafen  königliche  Getreue.  Der  Graf 
bezog  keinen  Gehalt,  hatte  aber  Anspruch  auf  ein  Drittheil  der  Bussen^^ 
auf  yerschiedene  Naturalleistungen  (Hand-  und  Spanndienste)  und  war 
überhaupt  zufolge  seiner  Stellung,  in  der  Lage,  die  Pagenses  unter  ver- 
schiedenen Titeln  zu  bedrücken  und  dadurch  viele  in  ein  persönliches 
Abhängigkeits-  und  Dienstverhältniss  zu  bringen.^  Man  gab  dem  Grafen 
in  der  karolingischen  Zeit  regelmässig  Beneficien  oder  machte  dazu 
königliche  Beneficiaten  in  der  Grafschaft.^  In  dieser  Stellung  und  dem 
eigenen  grossen  Grundbesitze  liegen  die  Keime  der  späteren  Bildung.^ 


*  Gapit.  gener.  Frano.  a.  783  o.  6.  Leg.  I.  46.  „Si  comites  ipsas  causas  com- 
moverint  ad  requirendum,  illam  tertiam  partem  ad  eornm  recipiant  opus,  duas  vero 
ad  palatium". 

^  Von  Tielen  Stellen  Gap.  de  ezped.  exercit.  .  .  a.  811  c.  2  f.  (ib.  p.  168): 
„Quod  paaperes  se  reclamant  expoliatos  esse  de  eorum  proprietate.  Et  hoo  aequa- 
liter  clamant  super  Episcopos  et  Abbates  et  eorum  Adrocatos,  et  super  Comites  et 
eorum  Gentenarlos.  8)  Dicnnt  etiam  quod  quiounque  proprium  suum  episcopo,  ab- 
bati,  Tel  comiti  aut  jndici,  Tel  oentenario  dare  noluerit,  occasiones  quaerunt  super 
illum  pauperum  quomodo  eum  condenmare  possint,  et  illum  semper  in  bestem  faciant 
ire  usque  dum  pauper  factus  Tolens  nolens  suum  proprium  tradat  aut  rendat;  alii 
Tero  qui  traditum  habent,  absque  ullius  inquietudine  domi  resideant.  4)  Quod 
Episcopl  et  Abbates,  siTO  Oomites,  dimittunt  eorum  liberos  bomines  ad  casam  in 
nomine  ministerialium  .  .  /^  Das  Gap.  de  part.  Sexon.  bedrohet  den  Grafen  mit 
Absetzung  („honorem  suum  perdat^O  ^  24,  wenn  er  RAuber  und  Missethflter  aus 
anderen  Grafschaften  Terbirgt  und  nicht  herausgibt  ohne  Grund,  o.  28.  wenn  er 
„munera  super  innooente**  annimmt. 

B  Gapit.  Niumag.  a«  806  c.  7.  (ib.  p.  144)  beweist  dies  durch  die  Allgemeinheit, 
mit  der  es  spricht.  „Auditum  habemus,  qualiter  et  Comites  et  alii  homines  qui 
nostra  beneficia  habere  Tidentur,  comparant  sibi  proprietates  de  ipso 
nostro  beneficio,  et  faciunt  serTire  ad  ipsas  proprietates  serTientes  nostros  de  eorum 
beneficia,  et  curtes  nostras  remanent  desertas  et  in  aliquibus  locis  ipsi  Ticinantes 
multa  mala  patiuntur*^  üeber  das  allmAlige  feste  Verbleiben  bei  den  Grafen,  wo- 
durch sie  förmlich  als  zum  Amte  gehörig  erschienen,  s.  Both  Beneficialw.  8. 480  ff. 

^  In  der  Grafschaft  (actio)  erscheint  in  meroT.  Zeit  regelmässig,  bisweilen 
mit  dem  Grafenamte  Tcrbunden,  fOr  die  Administration  der  Domänen  ein  domes- 
ticus  (die  Central Terwaltung  beim  Hofe  besorgte  ein  General- Administrator) ,  der 
seit  dem  Ende  des  7.  Jahrb.  fast  immer  mit  dem  Grafen  identisch  ist.  Aehnlich 
steht  der  a  c  t  o  r  der  karol.  Zeit,  dessen  Amt  jedoch  auch  meist  der  Graf  Tcrwaltet. 
Siehe  So  hm  8.  13  ff.  Wenn  dieser  jedoch  eo  ipso  die  auf  öffentlichen  Titeln 
ruhenden  Einkünfte  durch  den  Grafen,  die  auf  priTaten  durch  den  domesticus  Ter- 
walten  lässt  und  mit  t.  Sybel  Königthum  8.  258  einen  Beleg  darin  findet,  dass 
in  der  Bestellungsformel  di^  Domänen  nicht  genannt  sind,  so  scheint  mir  dies  zu 
künstlioh  zu  sein.  Die  DomäneaTorwalinng  erfiurdert  aas  sachlichen  Chri&nden  einen 


Die  ChrafflohaftsTerfassniig.  119 

n.  Wie  da:  Gauverband,  ist  auch  mit  der  fränkischen  Herrschaß; 
der  HundertschaftsTerband  ohne  Gesetz  früh  auf  das  ganze  Reich  aus- 
gedehnt -worden.^^  Die  G  e  n  t  e  n  e  ist  der  niedrigste  poÜtische  Kreis,  der 
Gerichtsbezirk,  die  alle  Unterthanen  umfassende  territoriale  Beichsgrund- 
lage.  An  ihrer  Spitze  stand  vor  der  fränkischen  Beiehsbildung  der  vom 
Yolke  erwählte  thunginus,  welcher  kein  königlicher  Beamter  war, 
kein  dreifaches  Wergeid  hatte  und  neben  dem  es  einen  königlichen  Be- 
amten in  der  Cent  gab!  Ihn  ersetzt  im  fränkischen  Reiche  der  Cente- 
narius,^  der  aber  nicht  mehr  vom  Volke,  sondern  vom  Grafen,  aus- 
nahmsweise Yom  König  selbst  ernannt  wurde  und  nach  Belieben  von 
beiden  abgesetzt  werden  konnte.  Da  er  nicht  königlicher  Beamter  ist, 
hat  er  kein  dreifaches  Wergeid.  Ihm  liegt  ob  die  Vollziehung  der  Straf- 
urtheile,*®  die  Ausfuhrung  der  Civilurtheile,^*   die  Eintreibung  der  Ab- 

besonderen  Beamten;  mit  dem  Zusammensobmelzen  derselben  (dnroh  Dotation  Ton 
Stiftern,  Benefioien  u.  s.  w.)  bedurfte  es  keiner  besonderen  domestici  mehr.  Die 
Einkünfte  sind  persönliche,  die  Scheidung  nach  Reohtstiteln  ist  jener  Zeit  fremd, 
vie  das  Ed.  Pist.  864  e.  28  (§.  44.  N.  5)  zeigt;  um  so  mehr  gilt  das  für  die 
ftltere  Zeit. 

^  Sohm  S.  84  ff.  Proo.  der  Lex  Sal.  S.  231  ff.  nimmt  den  saoebaro  als  jenen 
königl.  Beamten  der  meroT.  Zeit,  der  für  einen  einzelnen  Zweig  des  fiskal.  Interesses, 
nSmlioh  für  die  Beitreibung  der  aa  den  König  zu  leistenden  Zahlungen,  insbesondere 
die  Bussen  (fredus),  wo  diese  nicht  im  Wege  gerichtl.  Klage,  sondern  durch  ad- 
nünistratire  Acte  zu  geschehen  hatte,  bestellt  war.  Seine  Darstellung  hat  viel 
Plausibles,  scheint  aber  eine  zu  complicirte  Administrationsmaschine  Torauszusetzen. 

>b  Sehr  gut  zeigt  Sohm  S.  191  ff.,  dass  dies  in  Gallien  leicht  war,  wo  in  der 
Condita  (parooia,  rioaria)  als  Gerichts-  (Amts-)  Sprengel  das  Substrat  lag.  Diese 
erscheint  früh  als  Centena  im  Gegensatz  zu  rioaria,  synonym  mit  condita. 
Anderwärts  bot  der  ager  (Burgund),  aicis,  arum.  territorium,  ministerium  die  gleiche 
Grundlage. 

'  „thunginus  aut  centenarius*'  L.  Sal.  KLIV.  XL  VI.,  blos  thunginus  ib.  L. 
Centenarlus  ist  latinisirt  (thunginus  Ton  tanganare  deutet  auf  den  Richter.  W  ai  t  z 
Das  alte  Recht  S.  167.  Sohm  S.  72  K.  49)  das  lateinische  Wort  ist  yicarins. 
Cenienaritts  kommt  in  meroT.  Zeit  in  Neuster  u.  Auster  Tor.  Sohm  S.  213  ff.  hat 
die  auch  von  mir  bisher  getheilte  Ansicht  über  die  Yersohiedenheit  des  cent.  und 
Tic.  widerlegt  und  die  Identität  gezeigt,  zugleich  belegt  er  durch  viele  Zeugnisse, 
dass  der  Käme  Cent,  in  Südfrankreiefa  auch  in  karol.  Zeit  in  Urkunden  nicht  im 
Gebrauch  ist,  umgekehrt  aber  in  latein.  neustras.  und  austras.  Urkunden  vicarius. 
Für  ihn  kommen,  ganz  der  Stellung  als  gräflicher  Diener  angemessen  auch  loco- 
positus,  adTocatus  oomitis  Tor.  Das  Wort  Ticarius  kommt  auch  in  ganz  anderem 
Sinne  Tor.    Vgl.  Sohm  S.  220  N.  21. 

^  Seine  Identität  mit  dem  tribunus  der  frftnk.  u.  alamann.  Quellen  that 
darSohm  S.  283  ff.  —  üeber  die  Stellung  Oapit.  Aquisgr.  a.  818.  o.  11.  la  16 
(Leg.  I.  188  sq.),  817  oap.  miss.  c.  20.  L.  Franc.  Cham.  80. 

^*  Ticarius  und  minister  comitis  ist  der  technische  Ausdruck   fär  ihn,  wie 
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gaben,^'  die  Führung  der  Sicherheitswaohe,*^  endlich  ist  er  überhaupt 
der  gräfliche  Executivbeamte.**  AIhnälig  treten  manche  Centenare  in 
das  Yasallenverhältniss  zu  ihren  Grafen/*  wodurch  sich  ihre  Stellung  im 
Laufe  der  Zeit  wesentlich  veränderte. 

Ausser  dem  Centenar  als  dem  gräflichen  Hundertschaftsbeamten 
finden  wir  gräfliche  Stellvertreter  für  das  Gericht,  ausserordentliche 
Missi,  gräfliche  Macht-Gewaltboten.*®  Inder  karolingischen  Zeit  bildete 
sich  das  Amt  ständiger,  ordentlicher  Missi*^  der  Grafen  aus,  vicedo- 


Sohm  S.  244  N.  109  zeigt.  Gap.  min.  a.  803  app.  o.  3.  (Leg.  I.  116),  a.  803  c.  18 
(ib.  121),  in  Theod.  villa  dupl.  806.  TL.  c.  12.  (ib.  134),  Aquense  807  c.  7  (ib.  149). 
Cap.  Aquisgr.  817  legib.  add.  c.  11.  (Leg.  212)  „  .  .  Debitum  yero  quod  is,  cnius  ea 
fnit,  solyere  debuit,  per  oomitem  ac  ministros  eins  iuxta  aestimationem  damni, 
de  rebus  mobilibus  qaae  in  eadem  proprietate  inrentao  faerint,  bis  qnibus  idem 
debitor  fuit,  exBolvatur''.    Sobm  S.  257  f. 

«>  Böhm  S.  258  ff.  —  Siehe  die  Stellen  §.  44.  N.  2.  Cap.  Wormat.  829  alla 
cap.  0.  13.  (Leg.  L  352)  „Quicunque  vicarii  vel  alii  ministri  comitum 
tributum  quod  inferenda  Yocatur,  maioris  pretii  a  populo  exigere  praesumpsit  quam 
a  missis  bonae  memoriae  genitoris  nostri  constitutum  fuit,  hoc  est  duos  solidos  pro 
una  Tacca  hoc  quod  iniuste  superprosuit  atque  abstulit  sibique  retinuit,  bis  quibus 
hoc  tulit cum  sua  lege restituat,  et  insuper  frednm  nostrum  persolyat  etministerium 
amittat^. 

<*  lictores,  milites;  er  fällt  daher  mit  dem  tribunus  militum  zusammen. 
Sohm  S.  236,  261  f. 

^^  ezecutor  publicus.  So  im  Sendrecht  der  Mainwenden  in  Dove  Zeitschr. 
f.  K.R  lY.  161.  Sohm  S.  260  N.  167,  S.  262  ff.  der  seine  Identität  mit  dem 
Sohultheiss,  sculdahis,  souldheizo  (deshalb  heisst  bei  Otfried  wiederholt  der 
centurio  sculdheizo)  darthut  („centena  id  est  sculdasia  quia  tenet  100  miliaria^. 
Glossa  ad  Lib.  Pap.  Lud.  P.  15  in  Leg.  lY.  p.  528).  Andere  Kamen  hunteri, 
hundasi,  hunne. 

^^  Die  BischSfe  und  Aebte  bestellen  für  ihre  Gutsherrschaften  die  Centenare. 
Cap.  Aquisgr.  802  c.  13  (Leg.  I.  92),  Cap.  miss.  ante  810  c.  6  (ib.  151).  Cono. 
Mogunt.  813  c.  50.  Sohm  S.  253  f.  So  tritt  neben  den  adyocati  derselben  als 
GeriohtsYÖgten  für  die  Grundholden  der  Centenar  für  ihre  Cent,  welche  die  allge- 
meine Verfassung  kreuzt.    Nota  27. 

"  Die  Stellung  derselben  (L.  Alam.  Hdrth.  XXXYI.)  gehSrt  ins  Gerichtswesen. 
S.  §.  110. 

^^  Cap.  779  0.  19  (Leg.  I.  38):  „De  manoipia  quae  Tendunt,  ut  in  praesentia 
episcopi  Tel  comitis  sit,  aut  in  praesentia  archidiaooni,  aut  centenarii,  aut  in  prae- 
sentia yicedomini,  aut  iudicis  comitis,  aut  ante  bene  nota  testimonia'^  Cap.  Pipp. 
a.  801 — 810  c.  18  (ib.  105,  von  Ports  802  gesetzt):  „Ut  nemo  praesumat  quis  hominem 
vendere  aut  oomparare  nisi  in  praesentia  comitum  aut  missorum  illorum  .  .**  Dass 
hier  ricedominus  episcopi,  iudex  comitis  und  missus  comitis  gleich  stehen,  Ist  un- 
zweifelhaft und  von  Sohm  8    513  herTorgehoben,  dass  Handschr.  des  Lib.  Pap. 
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mini,^^  locopositi,^^  Yom  9.  Jahrhundert  ab  in  Frankreich  Ticecomites,^^ 
in  Deutschland  -walpodo,^^  Gewaltboten  genannt,  welche  den  Grafen  nach 
allen  Richtungen  vertraten.  Eegelmässig  wurde  Einer  bestellt,  der  in 
dem  gräflichen  Amtssitze  wohnte  und  nach  der  Grafschaft  benannt  war; 
jedoch  kommen  auch  mehrere  für  eine  Grafschaft,  Einer  für  mehrere 
Grafschaften  desselben  Grafen,  Verschiedene  für  Theile  einer  Grafschaft 
vor.  Der  Graf  selbst  ist  zum  eigenen  Handeln  befugt.  Im  Laufe  der 
Zeit  gestaltete  sich  dies  Amt  aus  den  gleichen  Gründen  wie  das  gräf- 
liche in  manchen  Gegenden  zu  einem  demselben  gleichen  um.^^ 

m.  Eine  neue  Bildung  war  bereits  angebahnt.  In  alter  Zeit  fiel 
Mark  und  Cent  zusammen.^^  In  den  Centen  sassen  von  jeher  neben 
Freien  Personen  im  gutsherrlichen  Verbände,  aber  auch  ganze  Centen 
standen  in  diesem  und  waren  zu  Leistimgen  nach  Hofrecht  verpflichtet.^* 
Die  Centenare  für  diese  wurden  ernannt  vom  Gutsherrn  unter  Mitwirkung 
von  Graf  und  Centgemeinde.^*    Nach  dem  karolingischen  Reichsrechte 


Kor.  M.  72  (Leg.  IT.  601)  „iudicis  Tel  Yicecomitis**  lesen.  Gap.  Aquisgr.  828  instr. 
misfl.  0.  8.  (Leg.  L  829}  sprioht  von  „ministri  vel  missi**  der  Grafen.  So  hm 
S.  Ö13  f. 

1^  Ticedominus  heissen  aie  in  den  bei  So  hm  S.  516  cit.  Urkunden. 

1*  Böhm  S.  616  gibt  Bolege. 

*^  Cap.  Karlom.  884  c.  9  (Leg.  I.  562).  Zahlreiche  Beispiele  aus  Urkunden 
und  Schriftstellern  bei  Sohm  8.  608  ff.    Vgl.  Ficker  Forsch.  III.  §.  533. 

*^  Thudichnm  Markgenossenschaft  S  58  ff.,  dessen  Beispiele  die  Gleich- 
stellung des  missus,  böte,  waldbote,  amtman,  landyogt  bis  in*s  16.  Jahrh   zeigen. 

**  Standschaft  des  vicomte  in  Frankreich;  der  vlguier  (vicaire)  blieb  unter- 
geordneter Gerichtsboamte.    Eichhorn  in  Zeitschr.  f.  gesoh.  Reohtswiss.  YIII.  316. 

«  Thudichum  Gau-  und  Markverf.  S.  127  ff.  Rechtsgesoh.  der  Wetterau 
S.  321,  326.  Weiske  Grundl.  S.  6  ff.  33  ff.  Sohm  S  209  ff.  —  Dass  die  consi- 
stentes  des  Ed.  Ohilp.  c.  8.  den  circummanentes  und  yicini  anderer  Quellen  entspricht 
und  die  cent  mit  der  mark  als  der  Ortsgemeinde  der  ältesten  Zeit  zusammenfiel, 
geht  vor  Allem  auch  aus  L.  Sal.  XLY.  (§.  40  N.  4)  hervor,  welche  oonsistunt 
als  wohnen  im  Dorfe  hat  und  die  consistentes,  manentes  Ticini  nennt.  Diese,  so- 
viel ich  sehe,  von  Sohm  übersehene  Stelle  scheint  mir  die  wichtigste  zu  sein,  weil 
das  contradioere  offenbar  eine  Versammlung  voraussetzt,  wo  widersprochen  wird 
und  das  Recht  des  Widerspruchs  aus  der  bestehenden  Ortsbürgerschaft  gegen  Zu- 
zügler noth wendig  auf  die  Mark  hinweist. 

^  Cap.  de  villis  imperial.  812  c.  62,  (Leg.  L  186):  „Ut  unusqulsque  iudex  per 

singulos  annos quid   de   liberis   hominibus   et   oentenis   qui   partibus 

fisoi  nostri  deserviunt  .  .  .  .  habuerint  .  .  ad  nativitatem  Domini  nobis  notum 
faciant  .  ,^ 

*^  Die  Verschiedenheit  des  Centen ars   vom  gutsherrlichen  Gerich tsvogt  lehren 
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"^ärf  der  grundherrliche  Gerichtsvogt  nicht  als  Centenar  bestellt  werden,^^ 
offenbar  um  dem  Centenar  den  Charakter  des  öffentlichen,  gräflichen 
Beamten  zu  lassen  und  eine  Yermischung  der  Gutsgewalt  über  eigene 
Leute  mit  der  staatlichen  über  Freie  zu  verhindern.  Yom  10.  Jahr- 
hundert an  ist  aber  der  grundherrliche  Centenar  regelmässig  der  Ge-^ 
richtsvogt,  wodurch  die  wirkliche  Gerichtsgewalt  der  Grundherren  sich 
ausbildete.^7 


die  drei  in  Anm.  16  diese«  §.  angeführten  Stellen.  Böhm  8.  254  seigt  die  Mit- 
wirkung Ton  Graf  und  Cent. 

^  Gap.  Aquisgr,  817.  c.  19.  (Leg.  I.  218):  ,,irt  nullus  episcopus,  nee  abbas,  nee 
comes,  neo  albatissa  centonarium  comitis  advocatum  habeat.*^ 

*^  Beispiele  aus  Günther  Cod.  diplom.  Rheno-Mosell.  Coblenz  1822.  Bd.  I. 
Urk.  Erzb.  Theod.  t.  Trier  (S.  80)  Ton  973  bestimmt,  „quod  advocatus  (des  Klosters) 
nichil  aliud  ibi  faoere  nisi  ter  in  anno  plaoitum  possidere  [praesidere  P]  ibi  debeat  ;'* 
er  bezieht  auch  */s  der  Bussen,  heisst  auch  „nuntius  abbatis*^  In  einer  TJrk.  Ton 
i0l7— 1047  (ib.  S.  i20)  bekundet  Erzb.  Poppo  Ton  Trier,  er  habe  ein  Gut  erhalten 
,4n  pleno  plaoito  coram  Korico  adTocato  .  .  .'*  In  Urk.  t.  1056  (S.  132)  erklärt 
die  Pfalzgrftfin  Riohenza  (Königin  Ton  Polen),  der  Ton  ihr  bestellte  Vogt  Graf  Sic- 
cone  und  seine  Nachfolger  sollten  nur  „tribus  temporibus  anni  ad  unumquodque 
placitum"  eine  bestimmte  Abgabe  erhalten.  In  Ürk.  Ton  i093  (S.  157)  erklftrt  Pfah- 
graf  H.einrioh  bei  Stiftung  der  Abtei  Laach  „in  negotio  advocati^^  solle  nur  „Tilli-^ 
cus  abbatis  praeesse."  In  der  Urk.  Ton  1112  dieselbe  Stiftung  betreffend  (S.  175) 
wird  „de  placitis  ad  adTocatum  jure  pertinentibus  bestimmt,  der  adTocatus  solle 
Vst  dor  Abt  Vs  bekommen,  des  letzteren  Tillicus  subadTocatus  sein.  Erzb. 
Arnold  Ton  Göln  befreit  in  Urk.  Ton  1143  (S.  280)  „ab  omni  placito  et  exactione 
adTocati''  Urk.  t.  1154  (S.  851)  „in  pleno  placito  praesente  adTocato  dom.  N.  .'*, 
T.  1170  (8.  401)  „ad  placita,  quibus  ter  in  anno  presidet  adTocatus.**  Urk.  t.  1190 
(8.  466)  „cum  dom.  g.  generali  plaoito  quod  appellatur  Toiddinc  presideat  abbas  Tel 
ipsitts  legatus."  In  einer  Urk.  t.  1197  (S.  467)  Terzich tet  der  adTOcatus  maior  und 
secundus  auf  sein  Recht  und  wird  bestimmt,  kein  Richter  solle  urtheilen  „excepto 
eenturione  cum  seabinis,  niai  forte  ad  eum  deferatur  propter  alicuius  importunitatem.*^ 
—  Aus  Seibertz  Urkundenb.  z.  Landes-  und  Reohtsgesch.  des  Herz.  Westfalen. 
Amsb.  1839—54.  Ludwig  d.  Kind  Urk.  t.  900  (I.  8.  5)  gibt  dem  KlostorTogt  den 
Königsbann  „infra  maroam  memoratae  TlUae.^  K.  Otto  I.  gibt  Urk.  t.  952  (ib. 
8.  9)  einem  adTocatus  die  Gerichtsbarkeit.  Dass.  Urk.  Otto's  11  t.  978  (ib.  S.  13)^ 
Otto's  m.  T.  985  (ib.  8.  17);  Urk.  t.  1072  (ib.  8.  33)  ordnet  Erzb.  Anno  das  Gericht 
des  adTooatus.  Urk.  t.  1165  (das.  8.  72)  „terrae  adTocatns.**  Urk.  Erzb.  Reinalda 
T.  1165  (ib.  8.  73)  „Quod  coram  adTocato  terminatur  sub  regis  banno  et  ciTium 
testimonio.^  Fast  jede  Urkundensammlung  liefert  Belege.  Einige  gibt  Sohm 
8.  255,  dem  ich  beistimme,  dass  Sachsp.  TU,  64.  $.  8  den  T^m  Grundherrn  bestellten 
Centenar  im  Auge  hat.  Die  obigen  Beispiele  zeigen,  wie  bald  an  den  SchirmTogt, 
bald  an  den  GerichtsTOgt  die  Gerichtsgewalt  kam. 


\  l' 
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§.  48. 

4.   Die  murksrafeA  ud  Hersöge.« 

I.  Zur  wirksamen  Bewachung  der  Marken  (§.  20)  bestellte  Karl  d.  Q. 
eigene  Grafen  (marchio,  marchisus,  comes  marohae,  termi* 
nalis,  praefectus,  dux  limitis,  Markgraf),  welche  einen  grösseren 
Sprengel,  meist  mehrere  Comitate,^  innehatten  und  mit  Bücksicht  auf 
die  Entfernung,  die  Sicherheit  des  Landes,  die  Nothwendigkeit  einer 
starken  und  raschen  Yollzugsgewalt,  grössere  Eechte  bezüglich  des 
Heerbannes,  die  Aufsicht  über  die  Castra  der  Mark,  das  Becht  Be- 
festigungen anzulegen,  die  Nachbargrafen  u.  s.  f.  zu  berufen  besessen. 
Hierzu  trat,  dass  in  den  Markgrafschaften  keine  Exemtionen  gegeben 
wurden,  der  Markgraf  alle  Sachen  unter  eigenem  Banne  abmachen  konnte; 
auch  erscheint  das  Gebiet  insofern  nicht  festbestimmt,  als  sich  dasselbe 
erweitem  konnte  über  die  Grenzvölker. 

n.  Herzöge,  duces,^  kommen  bis  auf  Karl  d.  G.  vor  als  könig- 
liehe Oberbeamte  grosser  Beichstheile,  Provinzen;  sie  hatten  den  Heer- 
bann zu  besorg^i,  über  die  Amtsführung  der  Grafen  ihres  Gebietes  die 
Oberaufsicht,  in  ihrem  unmittelbaren  Gebiete  ausserdem  die  gewöhnlichen 
Grafenrechte.  Einzeln  war  das  Herzogsamt  auch  noch  bis  auf  Karl  d.  G. 
eine  erbliche,  nationale  Obergewalt  unter  Anerkennung  des  fränkischen 
Königs  (Baiem,  Alemannien).  Karl  d.  G.  brach  die  Macht  der  Yolks- 
herzoge  gänzlich. 


*  Stensel  De marchioBom  in  Germania,  potissimnm  qui  aaeoulo  nono  exstitere, 
origine  et  officio  publice,  Yratisl.  1824.  4.;  i dem  De  duoum  Germanor.  post  tem- 
pora  Oaroli  M.  orig.  et  progressu,  Lips.  1816.  4.  Dönniges  Das  deutsche  Staatsr. 
a  96—113.    Waiti  m.  S.  809  ff. 

^  Mon.  Sang.  I.  o.  18.  «ProTidentissimns  Karolus  nulli  comitum  nisi  his,  qui 
in  confinio  Tel  termino  barbarorum  constituti  erant,  plus  quam  nnum  oomitatum  ali- 
quando  concessit."  Die  Markgrafsohaft  als  erobertes  Gebiet  fftllt  nicht  sosammen 
mit  der  Grenzgrafschaft.  Letztere  konnte  dem  Markgrafen  zustehen,  aber 
auch  unter  ihm  oder  unabhängig  einem  besonderen  Grafen,  t.  Daniels  I.  54  5, 
Waitz  m.  814. 

*  Der  alte  Stammesherzog  stand  fOr  sein  Land  neben  dem  Kdnig,  hatte 
den  roMma  Heerbann,  war  Biohter  Über  dem  Yolksgerieht  Vgl.  L.  Alam.  Hloth. 
XYIIL  4.  Mit  dem  Sturze  Tfaassilos  Terschwand  das  letzte  der  Art.  —  Das  Amts- 
herzogthum  in  der  Provence  und  Burgund  (Patrioius)  ist  keine  allgemeine  or- 
ganische Einrichtung  gewesen;  sefai  eigentlicher  Schwerpunkt  lag  in  der  einheit- 
Mchen  Leitung  des  Heerwesens;  es  Terschwand  unter  Karl  d.  G.  als  stehende  Sin- 
riektang.    Sohm  S.  464,  466,  469  ff.  466.    Waits  m.  809  ff.  —  Tgl.  $.  20. 
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abgeordnete  Gewaltboten  geistlichen  und  weltlichen  Standes  (Erzbischöfe, 
Bischöfe,  Aebte,  Grafen  und  Hofbeamte)  abgesandt^  mit  schriftlichen 
und  auch  noch  mündlichen  Instructionen^®  zur  Untersuchung  des  Zu- 
standes  der  Provinz,  die  sich  erstreckte  auf  die  Kundmachung  und  Be- 
obachtung der  Gesetze,  auf  die  Ordnung  des  Heeres,  auf  die  Leistung 
des  Treueides,  auf  die  Gerichtsbarkeit  der  Grafen ,  die  Verwaltung  des 
Krongutes,  das  Abgabenwesen,  auf  die  Bedrückungen  und  sonstigen 
Willkürlichkeiten  der  Grafen,  endlich  den  kirchlichen  Zustand.^** 

in.  Zu  dem  Ende  hielten  sie  sowohl  placita,  conventus  pub- 
lic i  fiir  alle  pagenses,  als  auch  besondere  für  die  geistlichen  und  weit- 
hohen  Grossen  und  deren  juniores.'*  Am  Schlüsse  der  Legation  er- 
statteten sie  dem  Könige  schriftlichen  und  mündhchen  Bericht. 

IV.  Unter  Ludwig  d.  F.  und  dessen  Söhnen  beibehalten, ^2  obwohl 
man  nicht  mehr  alljährlich  Missi  absandte,  kam  die  Einrichtung  am  Ende 


'  Es  herrschte  grosser  Wechsel,  wie  die  Urkunden  ergeben. 

**  Biese  schriftlichen  enthalten  die  vorhergenannten  Gapitula.  Mündliche  er- 
wähnt Cap.  misso  cuidam  data  a.  803  c.  6.  ^In  soxto  autem  capitulo  scriptum  erat 
de  pontibus  antiqnis  constitutis  vel  de  inlicitis  theloneis.  Unde  praecipimus ,  ut 
ttbicuiiqae  antiqua  consuetudo  fuit  theloneum  accipiendi,  theloneum  legitimum  acci- 
plant.  Nam  et  hoc  antea  Tobis  ore  proprio  injunximus  et  uequaquam  intollexistis.'' 
Im  Zweifel   müssen   sie   beim   Kaiser   anfragen:  Capit.  810.  c.  1.  825  c.  3. 

*^  Fast  unbeschränkt  Cap.  missi  (Leg.  I.  98):  „quodcunque  ad  emendandum 
ioTenerint,  emendare  studeant  in  quantum  melijs  potuerint.*'  Gap-  miss.  Nium.  a.  80t> 
c-  1  (ib.  143).    Aquisgr.  a.  812  c.  9  (ib.  174).    Cap.  miss.  a.  825  (ib.  247). 

*^  Capit.  828.  c.  2.  „Ut  primo  nostram  populo  Toluntatem  et  Studium,  et  qua 
intentione  a  nobis  sint  directi  per  nostrum  scriptum  nuntient.**  c.  1.  „Primo  ut 
conTentam  in  duobus  ant  tribus  locis  congregent ,  ubi  omnes  ad  legationem  per- 
tin«ntcs  conveniro  possin t.**  Man  sehe  die  zahlreichen  Cap.  missis  data,  besonders 
Capit.  825.  Zugleich  verband  sich  damit  regelmässig  die  Abhaltung  von  Provinzial- 
üjnoden  und  kirchlichen  Visitationen,  auch  Sondgoriohte,  die  jedoch  nur  den  Geist- 
lichen zufielen.  Vgl.  mein  System  des  Kirchenr.  und  Dove  in  der  Zeitschr.  f.  d. 
E.  Bd.  18.  S.  321  ff. 

"  Conventus  apud  Marsnam  a.  847.  0.  7.  (Log.  I.  394).  „Ut  in  singulis  par- 
tibiLS  regni  missi  idonel  constituantur ,  qui  querelas  pauperum  et  opprcssiones  sive 
qaommcunque  oausas  ezaminare ,  et  secundum  legis  acquitatem  valeant  definire. 
£t  ai  ab  uno  in  aliud  regnum  hujusmodi  pracsumptores  confugerint,  similiter  oppri- 
mantur.*^  Conv.  Hlotharii  et  Karoli  apud  Yalentinas  a.  853  0.  1.  (ib  422.)^ 
Kar  n.  Conv.  Silvacensis  a.  853  praof.  u.  c.  1.  (ib.  423  sq.)  Kar.  11.  Conv. 
Attiniacens,  a.  854  c.  1.  (ib.  428.),  Karoli  n.  Edictum  Pistense  a.  864.  c.  1.  2. 
3.  cet.  (ib.  489.).  Karl  Ü.  gab  im  Februar  865  nochmals  Capitula  missis  data  (1. 
c.  501  sqq.). 
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des  9.  Jahrhmiderts  mehr  und  mehr  in  Y^fieiU,  woran  die  Theilimgen 
des  Beichs,  die  aufkommende  Macht  der  Ghrossen,  die  Schwäche  der 
Könige  Thefl  hatten. 

§.  50. 

•.   Die  ImBiuititeB.* 

I.  Die  Be Widmung  der  Kirche  (Stiftung  Ton  Bisthümem,  Klöstern 
u.  s.  f.)  erfolgte  im  fränkischen  Reiche  zum  grossen  Theile  aus  könig- 
lichen (fiscalischen)  Gütern,  welche  auch  in  den  römischen  Provinzen 
keinerlei  Abgaben  trugen.  Diese  Lastenfreiheit  liess  man  den  Gütern 
bei  der  Schenkung.^  Nach  dem  bereits  im  römischen  Reiche  enthaltenen 
Yorbilde,'^  welches  das  Kirchengut  nicht  allen  Abgaben  unterwarf,  ver- 
liehen die  fränkbchen  Könige  auch  dem  von  der  Kirche  anderwärts  her 
erworbenen  die  Freiheit  von  Abgaben  und  Lasten  (immunitas,  emunitas).^ 
Schon  unter  den  merovingischen  Königen  den  einzehien  Kirchen  regel- 
mässig, wurde  unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  die  Lnmunität 
allen  Kirchen  ertheilt  und  so  oft  wiederholt  und  bestätigt,  dass  sie  fast 
selbstverständlich  als  unbedingtes  Recht  erscheint.^ 

n.  Aus  der  Freiheit  von  Steuern  und  anderen  Abgaben  far  das 
ganze  Gut  folgte  von  selbst;  dass  die  Grafen  und  anderen  Beamten  be- 
hufs ihrer  Beitreibung  das  Gebiet  nicht  betreten  durften.  Um  so  mehr 
versuchten  einzelne  von  ihnen  auf  die  auf  den  Stifts-  und  Klostergütem 
wohnenden  Leute  Druck  auszuüben.  Dies,  sodann  die  Absicht,  jede 
Gelegenheit  zur  möglichen  Störung  der  geistlichen  Ordnung  und  über- 


*  Waitz  Yerf.Gesch.  11.  8.  334  ff.  487  ff.  634  ff.  lY.  243  ff,  ▼.  Daniele 
Syst.  u.  Gesch.  des  franz.  Oivilproc.  Borlin  1849.  I.  83  ff.  Ficker  Forsch.  11. 
20  ff.  29  ff.  lieber  die  Bedeutung  der  defensio  in  den  Immunitäfcsprivilegien 
8 i ekel  Die  Mundbriefe  8.  240  ff. 

*  Z.  B.  dipl.  Dagob.  Beg.  pro  Monast.  8.  Dyonisii  a.  636  (bei  Br^quigny  lY. 
630.)  heisst  es:  ,,sio  ut  hactenus  a  fisco  nostro  fuit  possessas.** 

*  Mein  8y8tem  des  Eirohenrechts  8.  501. 

*  Ghlotacharü  I.  regis  const.  a.  560  o.  U.  (Leg.  I.  p.  3.)  , Agraria,  pas- 
cuaria,  vel  decimas  poroorum,  ecclesiae  pro  fidei  nostrae  devotione  concedimus,  ita 
ut  aotor  aut  decimator  in  rebus  ecclesiae  nuUus  accedat:  ecclesiae  vel  clericis 
nullam  requirant  agentes  public!  fnnctionem,  qui  avi  Tel  genitoris  nostri  immuni- 
tatem  meruerunt.'* 

*  Gap.  Yern.  a.  766  c.  9.  (Leg.  I.  27).  „De  immunitatibus,  ut  omnes  immuni- 
tates  per  unirersas  ecolesias  oonservatae  eint."  Gap.  a.  817  c.  6.  (ib.  211.)  nach- 
dem Yorgeschrieben ,  wie  jede  8ohenkung  an  Kirchen  gültig  und  yon  den  Erben 
aufrecht  zu  halten  sei:  „Postea  ipsae  res  ad  immunitatem  ipsius  ecclesiae redeant.'^ 
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haupt  zu  den  fast  unausbleiblichen  Reibungen  zu  vermeiden,  veranlasste, 
den  Stiftern  nnd  Klöstern  nicht  blos  das  Recht  der  Einhebung  der  von 
den  Eingesessenen  zu  entrichtenden  Leistungen  und  das  Recht  der  Ein- 
ziehung sonstiger  Abgaben  (Zolle  u.  dgl.)  zu  eigenem  Nutzen  zu  ver- 
leihen, sondern  auch  den  Grafen  jede  Amtshandlung  in  denselben  zu 
verbieten  und  sie  unter  den  besonderen  Königsschutz  aufzunehmen.  Aus 
dieser  Stellung  floss  allmählig  von  selbst  die  Gerichtbarkeit  (civile  und 
criminale)  über  die  Insassen,  kurz  die  Herrengewalt  über  das  ganze 
Territorium.* 


*  Bald  wurden  die  einzelnen  Rechte  in  den  Urkunden  ausgedrückt,  bald  nicht. 
Urkunde  CarTs  t.  24.  Sept.  774  für  den  Abt  Stnrmio  ron  Fulda  (Dronke 
num.  46.):  „tale  beneficium  .  .  .  riai  sumus  conoessisse,  scilicet  ut  yillas  ecclesiae 
domni  Bonifacii,  quas  moderne  tempore  aut  nostro  aut  cujualibet  munere  habere 
yidetur,  Tel  quas  doinceps  in  jure  ipsius  aanoti  loci  Yoluerit  dirina  pietas  ampli- 
ficare,  nuUuB  judex  publicus  ad  causas  audiendas  Tel  fredas  exigendas  quoquo  tem- 
pore presumat  ingredi,  sed  ipse  predictuB  abbaa  et  successores  sni  propter  nomen 
domini  sub  integrae  emunitatis  nomine  ipsis  loois  suis  valeant  dominari,  Rtudentes, 
ut  neque  tos  (nämlich  seine  fideles,  die  er  anredet)  neqne  juniores  aut  successores 
Testri  aut  uUa  judiciaria  potestas  quoquo  tempore  in  Tillas  eornm  ubicumque  regni 
nostri  ipsius  ecclesiae  aut  regia  aut  priTatorum  largitate  collatas  aut  adhuc  forsitan 
coUaturas  ingredi,  aut  frcdas  exigere,  aut  mansiones  parare,  toI  fideiussores  tollere 
presumant;  sed  quicquid  exinde  de  in^^enuis  aut  de  serTientibus  oeterisque  nationi- 
bus,  quae  sunt  infra  agros  Tel  fines  per  terras  predictae  ecclesiae  commanentes  aut 
de  freda  aut  undecunque  poterit  res  sperare  ex  nostra  indulgentia  profutura,  in 
luminaribus  ecclesiae  s.  Bonifacii  per  manus  agentum  eorum  proficiat  in  augmentum.* 
Diese  Formeln,  somit  der  Inhalt  der  Immunität  sind  oonstant.  Beweis  die  Formel 
Marc.  I.  3.  „Statuentes  ergo  ut  neque  tos  juniores,  neque  successores  Testri,  nee 
nlla  publica  judiciaria  potestas  quoque  tempore  in  Tillas  ubicunque  in  regno  nostro 
ipsius  ecclesiae  aut  regia  aut  priTatorum  largitate  conlaturas,  aut  qui  inantea  fue- 
rint  conlaturas,  aut  ad  uudiendum  altercationes  ingredere,  aut  freda  de  quaslibet 
causas  exigere,  nee  mansiones  aut  paratas  Tel  fidejussores  tollere  non  praesumatis; 
sed  quicquid  exinde  aut  de  ingenuis  aut  de  serTientibus  caeterisque  nationibus  quae 
sunt  infra  agros  Tel  fines  seu  supra  terras  praedictae  Ecclesiae  commanentes  fiscus 
aut  de  freda  aut  undecunque  potuerat  sperare,  ex  nostra  indulgentia  pro  futura 
Salute  in  luminaribus  ipsius  Eocl.  per  manum  agentium  eorum  proficiat  in  perpe- 
tuum"    N.  4.  (confirmatio  de  emunitate)  u    1.  — 

Die  Folge  der  bei  der  Immunität  Tor liegenden  eigenthümlichen  Q-rundherrlioh- 
keit,  Schutzhoheit,  hiess  Mitio,  mitium,  mitium  legitimum  Marc.  L  23. 
„Cognoscat  .  .  .  dum  .  .  .  apostolico  illo  Tiro  pro  nostris  utilitatibus  ambulare  prae- 
cepimus,  ideo  jubemus  ut  .  .  .  omnes  causas  suas  suisque  amicis  aut  gasindis,  seu 
undecunque  ipsi  legitime  redebit  mittio,  in  suspenso  debeant  residere  .  . .  decernlmus 
.  .  ut  .  .  omnes  causas  ejus  aut  amicorum  suorum  ...  Tel  undecunque  ipse  legitimo 
redebit  mittio  .  .  .**  24.  Charta  de  mu^deburde  Regis  et  Prinoipis.  „Cognoscat  mag- 
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in.  Zur  Sicherung  der  Immunität  bestellte  anfangs  der  König  zu- 
meist auf  Bitten  des  Stifts,  im  neunten  Jahrhundert  aber  schon  vielfach 
das  Stift  und  Kloster  selbst,  einen  Advocatus,  Vogt,  Schirmvogt,  aus 
den  Getreuen  des  Königs,  dem  bald  dafor  bestimmte  Einkünfte  gereicht, 
bald  Kirchengüter  nach  Beneficialrecht  gegeben  wurden;  oft  behielten 
auch  die  Stifter  für  sich  imd  ihre  Nachkommen  die  Vogtei  vor.^ 

IV.  Aus  dieser  Immunität  entwickelte  sich  mehr  und  mehr  eine 
feste  Herrengewalt  der  Lnmunitätsbesitzer  aus,  nachdem  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  und  den  Grafen  sich  schärfer  geschieden  hatten.  Bis 
zum  Ausgange  des  9.  Jahrhunderts  musste  im  Allgemeinen  der  Immu- 
nitätsherr für  die  Inmiunität  ^  und  gegen  Ansprüche  Fremder  d.  h.  nicht 
innerhalb  der  Immunität  Wohnender  auch  seine  Grundholden  (homines) 
vor  dem  Grafengerichte  vertreten,  wenn  es  ihm  nicht  gelang,  ausser- 
gerichtlich  dem  Kläger  Recht  zu  verschafifen  oder  er  dies  zu  thun  ver- 
weigerte.®   Dies  galt  auch  für  Streitigkeiten  der  Immunitätsherren  unter 

nitudo  .  vestra  qaod  nos  apostolioo  viro  illo  .  .  .  cum  omnibus  rebus  vel  hominibus 
suis  aut  gasindis,  vel  amicis,  seu  undecunque  ipse  legitimo  reddebit  mittio,  juxta 
ejus  petitionem  propter  malorum  hominum  inlicitas  infestationes,  sub  sermone  tui- 
tionis  nostrae  yisi  fuimus  recepisse,  et  sub  mundeburde  vel  dcfensione  inlustris  viri 
illius  Majoris  domus  nostri  cum  omnibus  rebus  .  .  .  quietus  deboat  residere,  et  sub 
ipso  viro  illo  inlustris  vir  ille  causas  ipsius  Pontificis  .  .  vel  qui  per  eum  sperare 
videntur,  vel  undecunque  legitimo  reddebit  mittio,  tarn  in  pago  quam  in  palatio 
nostro  persequi  deberet.  .  Et  si  aliquas  causas  adversus  eum  vel  suo  mittio  sur- 
rexerint,  quae  in  pago  absque  ejus  gravi  dispendio  definitae  non  fuerint,  in  nostri  prae- 
sentia  roserventur."  Waitz  ü.  335  fg.,  Ro  th  Beneficialw.  l63  ff.,  Zöpfl  ü.  §.  41, 
Grimm  Yorr.  zu  L.*  Sal.  ed.  Merkel  p.  XI.  Auf  den  Heerbann  hatte  die  Im- 
munität zunächst  auch  in  der  Zeit  der  Karolinger  keinen  Einfluss.  Denn  die  Kirchen- 
leute wurden  vom  exaotor  heribanni  unmittelbar  herbeigezogen :  Roth  Feudal- 
S.  238  ff.,  welcher  Waitz'  Ansicht  über  die  Entstehung  des  Seniorats  aus  der 
Immunität  widerlegt.  —  Die  auf  Verletzung  der  Immunität  gesetzte  Busse  von  60 
Bolidi  lAnm.  15  Waitz  IV.  256  ff.)  wird  in  vielen  Immunitätsprivilegien  erwähnt 
meist  Va  dem  Fiscus,  Va  <i®r  Kirche  zugesprochen.  Diese  Sätze  führt  der  von  mir 
publicirte  tract.  de  sacrileg.  et  immun  (Ueber  3  in  Prager  Handschr.  enth.  Can- 
nonensamml.    Wien  1868  8.  184)  als  geltend  an. 

^0.  Franklin  Observat.  ad  articulos  quosdam  Constitutionis  Pacis  quam 
Frid.  n.  Imp.  publicavit  Moguntiao  a.  1235.  Berol.  4. 1852  p.  2  sqq.  wo  die  Literatur 
angegeben  ist.    Rob.  Happ  De  advocatia  ecclesiastica.    Bonn  1870. 

^  Denn  für  ihre  Person  unterstanden  sie  den  Grafen  nicht.  Mein  System 
des  Kirchenrechts  8.  379.  409.  Const.  Olonnens.  a.  823  c.  7.  (Leg.  I.  233).  „Vo- 
lumus  ut  episcopi,  abbates  et  abbatissae  oorum  advocatos  habeant,  et  plenam  justi- 
tiam  faciant  ante  comitem  suum.'* 

8  Capit.  Lang  a.  802  c.  16.  (ib.  105.)  u.  863  o.  16.  (p.  111.)  schreiben  vor,  dass 
der  advocatus  auf  Klagen  Fremder  die  Grundholden  verurtheilen  soll.    Das  letztere 
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einander,^  sowie  für  die  Rechtssachen  der  Freien,  welche  innerhalb  der 
Inununitatsgrenzen  wohnten  oder  zu  den  Immunitätsherren  im  Yerhältnisse 
von  Vasallen  oder  Beneficiaten  standen.*^  Zur  Vermeidung  der  hieraus 
leicht  hervoi^ehenden  Streitigkeiten  pflegte  allmälig  auch  hierauf  die 
Gewalt  der  Herren  ausgedehnt  zu  werden.^' 

V.  Vertreten'^  wurden  die  Immunitäten  und  deren  eigene  Insassen 
im  Grafengerichte  durch  den  vom  Immunitätsbesitzer  mit  Zustimmung 
von  Graf  und  Volk  aus  den  im  Gerichtssprengel  Ansässigen,  welche 
keine  königlichen  Beamte  waren,  zu  wählenden  defensor  oder  ad- 
Yocatus.^^  Diesem  fiel  von  selbst  die  dem  Stifte  oder  Kloster  zu- 
stehende Gerichtsbarkeit  anheim,  welche  sich  nicht  auf  grössere  Ver- 


sagt dann:  „Si  rero  de  orimine  allquo  acousantur  (seryi,  aldiones,  liyellarii),  epis- 
copos  primo  compellatur,  et  ipse  per  adTooatum  8uam  seoundum  quod  lex  est,  juxta 
conditionem  singularum  personarum  justitiam  faoiant;  sin  yero,  siout  lex  sicut  in 
eapitolari  domno  imperatori  seriptnm  est,  ita  fiat.**  Das  hier  bezogene  Capitular 
ist  wohl  Oap.  779  Franc,  c.  21.  (i^.  88.)  aber  die  Oomites,  Tassi  u.  b.  f,  die  die 
Justiz  Terweigern,  u.  Gap.  782  o.  6.  (Anm.  13). 

'  Capitnla  quae  legibus  addenda  sunt  a.  817  o.  10  (ib.  p.  211).  „Tibi  yero  ex 
utraque  parte  ecelesiastioam  fuerit,  reotores  earandem  ecolesiarum,  si  se  familiariter 
paoifioare  yelint,  licontiam  habeant.  Si  autem  de  hujuscemodl  paoificatione  inter 
eo8  eonyenire  non  possit,  adyocati  eorum  in  maUo  publice  ad  praesentiam  oomitis 
Tenianfti  et  ibi  legitimus  terminos  eorum  contentionibuB  imponatur.** 

*^  Gap.  Lang.  803.  c.  16  cit.  ^Geteri  Tero  liberi  homines  qui  Tel  commenda- 
tionem  Tel  benefioinm  eoclesiasticum  habent,  siout  reliqui  homines  justicias  faoiant." 

«1  Vgl.  die  bei  Böhmer  Reg.  n.  777  angef.  Urkunde  Ton  846. 

^  Der  Grund  liegt  in  den  Verboten  des  oanonischen  Reohts  für  den  Glerus, 
Tor  dem  weltlichen  Richter  zu  Recht  zu  stehen  oder  anzuklagen.  8.  mein  System 
des  Eirohenrechts  S.  378  ff.  408. 

^*  Ghlot  n.  Ediot.  a.  614  c.  19  (Leg.  I.  15).  „Episcopi  Tero  Tel  potentes,  qui 
in  aliis  possident  regionibus,  judices  Tel  missos  disoussores  de  aliis  proTinoiis 
non  instituant,  qui  justioiam  percipiant  et  aliis  reddani^  Gap.  Pipp-  782  o.  6 
(p.  43).  »Et  si  episoopus  ipse,  Francus  aut  Langobardus,  distulerit  justitiam  faoien- 
dam,  tuno  juxta  ut  ipsi  episcopi  eligemnt,  ubi  oonsuetudo  fuerit  pignerandi  a  longo 
tempore,  ut  et  in  antea  in  eo  modo  sit  pro  ipsas  justicias  faciendas.  Et  hoc  sta- 
tuimus,  ubicumque  pontifex  substantiam  habuerit,  adTooatum  habeat  in  ipso 
oomitatu,  qui  absqne  tarditate  justitias  faciat  et  suscipiat.  Et  talis  sit  ipse  ad- 
TocatuB,  liber  homo  et  bonae  opinionis.  laiouB  aut  clericus."  .  .  .  Gap.  Aquisgr. 
a.  809  c.  11  (ib.  156).  „Ut  judices,  adTooati,  praepositi,  oentenarii,  scabinii,  quales 
meliores  iuTeniri  possunt  et  Deum  timentes,  constituantur  ad  sua  ministeria  exer- 
cenda  cum  comite  et  populo;  elegantur  mansueti  et  boni."  Gap.  Aquisgr.  a.  813 
0.  14  (ib.  188).  „Ut  episcopi  et  abbates  adyocatos  habeant.  Et  ipsi  habeant  in  illo 
comitatn  propriam  hereditatem-  Et  ut  ipsi  recti  et  boni  sint,  et  habeant  Toluntatem 
recte  et  juste  causas  perflcere.**    Gap.  missor.  a.  817  o.  19  (§  47.  N.  26). 

T.  Beholte,  Roicbs-  u.  RechUgesch.  3.  Aufl.  g 


^ 
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brechen  der  Insassen  ^^  noch  auf  die  Personen  bezog,  welche  sich  in  die 
Immunität  flüchteten.^  ^  Gewöhnlich  bestellten  die  Imnmnitätsherren  für 
ihre  grundherrliche  Cent  den  Centenar,  für  die  Streitigkeiten  der  Guts- 
unterthanen  eigene  Bicht^. 

VI.  Neben  dem  Advocatos  erscheinen  in  den  Immunitäten  der 
Monasteria^^  die  Praepositi  theils  mit  der  YermögensTerwaltung 
betraut  theils  zur  Vertretung  überhaupt  und  insbesondre  auch  als  Ge- 
richtsherren. Unter  ihnen^  in  den  bischöflichen  und  den  Immunitäten  der 
Äbtissinnen  überhaupt,  stand  die  Verwaltung  des  Vermögens  den  Vice- 
domini,  Eastenvögten  zu,  welchen  besonders  die  Aufsicht  über  die 
yiUae  und  ihre  Verwalter  oblag.  Das  Amt  des  vicedominus  ist  bald  mit 
dem  des  advocatus  zusammengefallen,  bald  erscheint  jener  als  Stellver- 
treter des  letztem. 


1^  Gap.  a.  779  Franc,  c.  9  (ib.  36):  „üt  latrones  de  infra  immunitatem  Uli 
judiois  ad  oomitum  placita  praesentetur ;  et  qui  hoc  non  feoerit  benefioinm  et  ho- 
norem pordat/*  .  .  .  Lang.  o.  8.  9.  .  Oap.  legibus  addita  817  c  18.  (ib.  218),  nem- 
lieh  „hi  qui  denariofi  bonos  aooipere  nolunt^^ 

^^  Gap.  quae  in  lege  Sal.  mitt.  sunt  a.  803  o.  2  (ib.  p.  113).  „De  his  qui  infra 
immunitatem  oonfugiunt,  vel  damnum  aliquod  ibi  faoiunt  Si  quis  in  immunitatem 
damnum  aliquid  feoerit,  600  solides  oomponat.  Si  autem  homo  furtum  fecerit 
aut  homicidium,  vel  quodlibet  crimen  foras  committens  infra  immuni- 
tate  fugerit,  mandet  oomes  Tel  episcopo,  vel  abbate  vel  vicedomino,  yel  quicunque 
locum  episcopi  aut  abbatis  tenuerit,  ut  reddat  ei  reum.  Si  ille  oontradixerit  et  eum 
reddere  noluerit,  in  prima  oontradictione  solidis  15  culpabilis  judicetur.  Si  ad  se- 
cundam  inquisitionem  ei  eum  reddere  noluerit,  30  solidis  culpabilis  judicetur.  Si 
nee  ad  tertia  consentire  noluerit,  quicquid  reus  damnum  fecerat,  totum  ille  qui  infra 
immunitatem  rotinet  nee  reddere  Yult,  solTere  oogatur,  et  ipse  comes  veniens  licen- 
tiam  habeat,  ipsum  hominem  infra  immunitatem  quaerendi,  ubioumque  eum  invenire 
potuerit.  Si  autem  statim  in  prima  inquisitione  comiti  responsum  fuerit,  quod  reus 
infra  immunitatem  quidem  fuisset ,  sed  fuga  lapsus  sit,  statim  juret  quod  ipse  eum 
ad  justitiam  cujuslibet  disfaciendam  fugire  non  fecisset,  et  sit  ei  in  hoc  satisfactum. 
Si  autem  intranti  in  ipsam  immunitatem  comiti  collecta  manu  quilibet  resistere  temp- 
taverit ,  comes  hoc  ad  regem  vel  ad  principem  deferat,  ibique  judicetur;  ut  sicut 
ille  qui  in  immunitatem  damnum  fecit,  600  solides  componere  debeat,  itaque  qui 
comiti  collecta  manu  resistere  praesumpserit,  600  solidis  culpabilis  judicetur.^* 

deber  die  abweichende  Ansicht  Eichhornes  B.G  I.  S-  86,  172,  188,  welche 
auch  T.  Daniels  RG.  §.  169  zu  theilen  scheint,  bezügUoh  der  Stellung  der  Ad- 
vocati  Tgl.  Waitz  Verf.  Gesch.  n.  S   674  f.  und  Walter  RG.  %,  105  N.  2. 

^6  Dieser  Ausdruck  wird  bis  in^s  11.  Jahrhundert  hinein  sehr  allgemein,  nicht 
Mos  für  Ordenshfiuser  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  überhaupt  für  Häuser, 
in  denen  Gleriker  in  Tita  communi  leben  und  für  Institute  der  Art,  auoh  wenn 
die  Tita  communis  f actisch  nicht  mehr  stattfand,  z.  B.  Gollegiatstifter,  ge- 
braucht.   Beispiele  bei  Ducange  sub  hac  Toce  (ed.  Henschel)  p.  481. 


*  ■, 
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YIL.  Wurde  einein  weltlichen  Qrossen  Fiscalgut  geschenkt  oder  als 
Beneficium  verliehen,  so  behielt  dies  gleichfalls  die  Immunität  bei,  wo* 
mit  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Grundholden  von  selbst  verbunden  war. 
Deren  Ausübung  besorgte  der  Herr  oder  ein  Stellvertreter  (vicedomi- 
nus).^''  Auch  die  fortwährend  im  Besitze  des  Königs  (Fiscus)  verbleiben- 
den Güter  tragen  gegenüber  dem  übrigen  Grundvermögen  den  Charakter 
von  Immunitäten,  deren  Leitung  durch  Actores  mit  judices  zur  Seite 
geschah.^^ 

Vlll.  Durch  Uebertragungen  des  Eirchenguts  nach  Beneficialrecht 
an  Yögte  und  Vasallen,  wobei  dasselbe  die  Eigenschaft  der  Immimität 
beibehielt,  sowie  durch  Verleihung  der  Immunität  auch  for  die  eigenen 
Güter  einzelner  Grossen  vermehrten  sich  die  Immunitäten  bedeutend  und 
entstand  eine  vielfache  Eieuzung  der  Gewalten  in  den  Grafschaften. 

§.  51. 

7.   Der  Heerbann.* 

I.  Die  bis  auf  Karl  d.  G.  bestehende  Pflicht  aller  freien  waffen- 
fähigen Männer  dem  Heeres-Aufgebote   des  Königs  jederzeit  zu  folgen 


"  Mit  Beoht  hebt  Roth  Feudalität  S.  239  ff  herror,  dass  die  weltlichen  Im- 
munitätoD  noch  im  9.  Jahrhundert  nicht  sehr  allgemein  waren.  Dies  beweisen 
Oap-  803  c.  2  (Anmerk.  15),  das  nur  kirchliche  erwfthnt,  873  c.  3  (p.  520),  „si  fls- 
calinus  .  .  in  fisoum  nostrum  oonfugerit,  vel  oolonns  de  immunitate  in  immunitatem 
confageret,  mandet  oomes  judici  nostro  vel  advocato  cuiuscunque  casae 
dei/'  das  ebenso  allgemein  nur  solche  im  Auge  hat.  Auch  das  Ton  Roth  citirte 
Cap.  864  0.  8  (p.  490)  zeigt,  dass  es  königliche  Vasallen  gab,  die  keine  Immunität 
besassen. 

18  Ueber  diese  Verhältnisse  geben  Aufschluss:  Gap.  Lang.  a.  809  (Leg.  L  157) 
43.  ].  „Qualiter  jubet  domnus  rez  ad  omnes  actores  suos  qui  curtis  ejus  commissas 
habent ;  id  est  imprimis  de  illo  quod  jam  nostris  temporibus  inpublioatum  est,  ut 
j oret  unnsquisque  actor  et  dicat  per  eyangelias :  quia  quodcunque  oognovero 
quod  contra  rationem  alicui  tultum  est,  facio  exinde  notitia  domno 
meo  regi,  nt  relaxetnr  .  .  .^*  c.  2  eod.  Aus  Gap.  de  discipl.  palat.  a.  809  c.  2 
(ib.  158)  geht  hervor,  dass  auch  Grafen  als  actores  fungirten.  Das  Oap.  de  Tillis 
imperialibus  812  (ib.  181  sqq.)  zeichnet  deren  Amtswirksamkeit,  besonders  rück- 
sichtlich der  Justiz.  —  Üeber  die  Befreiung  der  grösseren  Güter  von  der  gewöhn- 
lichen Gemeindeverbüidung  (Feldgemeinschaft)  s.  Maurer  Einleit.  S.  239  ff;  über 
das  Recht  des  ächten  freien  Grundbesitzers , .  kein  Eindnngen  in  sein  Haus  zu 
dulden  Zöpfl  II.  §.  41,  vor  Allem  Ed.  Osenbrüggen  Der  Hausfrieden,  Erlang. 
1857. 

*  Waitz  Verf.  Gesch.  n.  520  ff.  IV.  449  ff,  Roth  Gesch.  des  Beneficialw. 
8.  169  ff.  892  ff.    Feudalität  S   234  ff.,  wo  gezeigt  ist,  dass  die  freien  auf  fremdem 

9* 
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wurde  von  diesem,  wegen  der  Unmöglichkeit  für  die  Aermeren,  dieser 
Fflicht  zu  genügen,  in  beschränkterer  Gestalt  beibehalten.  Es  wurde 
nämlich  die  unbeschränkte  Folge  an  einen  bestimmten  Grundbesitz  ge- 
knüpft, für  Jene  aber,  welche  so  viel  nicht  hatten,  verordnet,  in  Gemein- 
schaft mit  Anderen  der  WafFenpflicht  durch  einen  conjectuszu  genügen.^ 


Orunde   sitzenden   Leute,    9owie   die   Immunitätsloute   der   Heerespflioht   an   sich 
unterlagen. 

1  Zuerst  im  Cap.  Aquense  a.  807  (Leg.  I.  149)  o.  1.  dessen  Sfttze,  wenn  auch 
etwas  anders,  wiederkehren  in  dem  späteren  Cap.  de  exerc.  promoyendo  a.  811 
(Roth  S.  397.  Pertz  setzt  es  803)  ibid.  p.  119.  c.  1.  „üt  omnis  Über  homo  qui 
4  mansos  Testitos  de  proprio  suo  siye  de  alicujus  beneficio  habet,  ipse  se  prae- 
paret  .  .  .  Qui  vero  3  maus,  de  proprio  habuerit  huic  adjungatur  qui  1  m.  habeat. 
.  .  .  Qui  autem  duos  habet  .  .  .  jungatur  illi  alter  qui  similiter  2  m.  habeat  .  .  . 
Qui  etiam  tantum  Im...  habet,  adjungantur  ei  tres  qui  similiter  habeant ...  o.  2. 
Yolumus  .  .  ut  idem  missi  nostri  diligenter  inquirant,  qui  anno  praeterito  de  hoste 
bannito  remansissent  ....  et  quicunque  fuerit  inrentus ,  qui  nee  parem  suum  ad 
hostem  suum  faciendum  secundum  nostram  jussionem  adjuvit  neque  perrexit,  hari- 
bannum  nostrum  pleniter  rewadiet,  et  de  solvendo  illo  secundum  legem  fidem  faoiat. 
c.  3.  Quod  si  forte  talis  homo  inyentus  fuerit  qui  dioat,  quod  jussione  comitis  vel 
vioarii  aut  centenarii  sui,  hoc  de  quo  ipse  semetipsum  praeparare  debeat,  eidem 
comiti  vel  vicario  aut  oentenario  vel  quibuslibet  hominibus  eorum  dedisset,  et  propter 
hoc  illud  demississet  iter,  et  missi  nostri  hoc  ita  verum  esse  investigare  potuerint, 
is  per  cujus  jussionem  ille  remansit,  bannum  nostrum  rewadiet  atque  persolyat,  siye 
Sit  oomes,  siye  yicarius,  siye  advocatus  episoopi  aut  abbatis.  c.  4.  De  hominibus 
oomitum  casatis.  Isti  sunt  excipiendi,  et  bannum  rewadiare  non  jubentur;  duo  qui 
dimissi  fuerunt  cum  uxore  illius,  et  alii  duo  qui  propter  ministerium  ejus  custodien- 
dum,  et  servitium  nostrum  faciendum  remanere  jussi  sunt ....  ut  quanta  ministeria 
unusquisque  comes  habuerit,  totiens  duos  homines  ad  ea  custodienda  domi  dimittat, 
praeter  illos  duos  quos  cum  uxore  sua.  Ceteros  vero  omnes  secum  pleniter  habeat, 
yel  si  ipse  domi  remanserit,  cum  illo  qui  pro  eo  in  hostem  proficiscitur,  dirigantur. 
Episcopus  yero  yel  abbas  duo  tantum  de  casatis  et  laicis  hominibus  suis  domi  di- 
mittant.  o.  5.  De  hominibus  nostris  et  episooporum  et  abbatum,  qui  yel  beneficia, 
yel  talia  propria  habent,  ut  ex  eis  secundum  jussionem  in  hostem  bene  possunt  per* 
gere  exceptis  his  quos  eis  secum  domi  remanere  permisimus.  Si  aliqui  inyenti  fue- 
rint  qui  yel  pretio  se  redomissent,  yel  dominis  suis  permittentibus  domi  remansissent, 
bannum  nostrum  sicut  superius  dictum  est  rewadient,  et  fidem  faciant  ac  persol- 
yant.  .  .  c.  7.  Yolumus  ut  isti  missi  nostri  qui  hac  legatione  fungi  debent,  ab  his 
hominibus  conjectum  accipiant  qui  in  hostem  pergere  debuerunt  et  non  perrexerunt. 
Similiter  et  a  comite  yel  yicario  yel  centenario,  qui  ad  hoc  consenserunt  ut  domi 
remansissent.'*  Oapit.  Bonon.  a.  811  (ib.  p.  172).  „o.  1.  Quicunque  liber  homo  in 
hostem  bannitus  fuerit,  et  yenire  contempsorit,  plenum  heribannum,  id  est  solides 
sexaginta  persolyat,  aut  si  non  habuerit  unde  illam  summam  persolyat  semet  ipsum 
pro  wadio  in  seryitium  principis  tradat,  donec  per  tempora  ipse  bannus  ab  eo  fiat 
persolutus.    Et   tuno   iterum  ad  statum  libertatis  suae  reyertatur.    Et  si  iUe  homo 
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Art  der  Waffen,  Pflicht  der  Selbstbeköstigung  und  deren  Umfang  sowie 
die  Anzahl  der  von  den  Unbemittelteren  zu  stellenden  Streiter  war  genau 
Torgezeichnet  und  richtete  sich  ziim  Theil  nach  dem  Kriegsschauplätze, 

n.  Das  Aufgebot  selbst  ging  nur  Tom  König  aus;  dessen  Aus- 
fuhrung hatten  die  Missi  zu  überwachen,  zu  dem  Ende  die  Register  zu 
fuhren,  die  Stellung  zu  beaufsichtigen,  die  Mannschaft  des  Missaticum 
durch  einen  von  ihnen  beauftragten  königlichen  Vasallen  dem  Heere 
zuzuführen,  die  Bussen  für  das  unerlaubte  Ausbleiben  einzuziehen.  Der 
Graf  war  zur  Einziehung  des  Heerbanns  nicht  berechtigt,  vielmehr  nahm 
man  dazu  meist  besondere  Missi,  missi  exercitus,  heribannatores.^ 
Von  der  Busse  fiel  ein  Drittel  an  den  Grafen.^ 

ni.  Ausser  den  Qemoinfreien  waren,  und  zwar  zum  unbedingten 
Heerbamie,  verpflichtet  alle  Senioren,  geistliche  und  weltliche  in  Folge 
der  Commendation  und  der  Beneficien,  desgleichen  die  Vasallen  und 
sonstigen  vermöglichen  Leute  jener. 

qui  se  propter  heribannum  in  seryitium  tradidit,  in  illo  seryitio  defunctus  fuerit, 
beredeB  ejus  hereditatem  qnae  ad  ejus  pertinent  non  perdant,  nee  libertatom,  neo 
de  ipso  herribanno  obnoxii  fiant.  c  2.  üt  non  per  aliquam  occasionem,  nee  de 
wacta,  neo  de  scara,  neo  de  warda,  nee  pro  heribergare,  neqne  pro  alio  banno, 
herribannom  comes  exaotare  praesumat,  nisi  missns  noster  prius  heribannum  ad 
partem  nostram  reeipiat,  et  ei  suam  tertiam  partem  exinde  per  jussionem  nostram 
donet.  Ipso  yero  herobannus  non  exactetur  neque  in  terris  neque  in  mancipiis,  sod 
in  auro  et  argeuto,  palleis  atque  armis,  et  animalibus  atque  pecoribus,  sive  talibus 
speciebus,  qne  ad  utilitatem  pertinent  ...  4.  Quicunque  absque  licentiam  yel  per- 
misBione  principis  de  hoste  reyersus  fuerit,  quod  factum  Franci  herisliz  dicunt,  yo- 
lumns  nt  antiqua  constitutio,  it  est  capitalis  sententia,  erga  illum  puniendum  cu- 
stodiatur.  .  .  .  c.  8.  Constitutum  est,  ut  seoundum  antiquam  consuetudinem  prae- 
paratio  ad  hostem  faciendam  indicaretur  et  seryaretur,  id  est,  yiotualia  de  marca 
ad  tres  menses  et  arma  atque  yestimenta  ad  dimidium  annum;  quod  tarnen  ita  ob- 
servari  placuit,  ut  his  qui  de  Reno  ad  Ligerem  pergunt,  de  Ligere  initium  yiatus 
flui  computetur.  His  yero  qui  de  L.  ad  B.  iter  faciunt ,  de  B.  trium  mensium  yio- 
tualia habenda  esse  dicatur.  Qui  autem  trans  B.  sunt  et  per  Saxoniam  pergunt, 
ad  Albiam  marcam  esse  sciant.  Et  qui  trans  L.  manent,  atque  in  Spania  profioisci 
debent,  montes  Pirenaeos  maroam  sibi  esse  cognoscant.  o.  9.  Quicunque  über 
homo  inyentus  fuerit  .  .  oum  senioresuo  in  hoste  non  fuisse,  plenum  heriban- 
num persolyere  oogatur.  Et  si  senior  yel  oomes  eum  domi  dimisserit,  ipse  pro 
eo  eundum  bannum  persolvat ;  et  tot  heribanni  ab  eo  exigantnr,  quod  homines  domi 

dimisit c.  11.  Ut   quandocunqne   nayigium  mittere  volumus,   ipsi  seniores  in 

ipsis  navigibus  pergant,  et  ad  hoc  sint  praeparatl.'* 

«  Cap.  Leg.  I.  116  c.  5 ,  a.  803  o.  17  (p.  121),  807  o.  12  (p.  161).  Cap.  de 
exerc.  prom  c.  13.  Bonon.  811.  c.  2.  Wid.  889  o.  4.  (p.  557).  Lamberti  898  c.  7 
(p  Ö64). 

'  Cap.  Bonon.  a.  811.  c.  2. 
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lY.  Ueber  die  Pagensea  führte  der  Graf  mit  den  Centenariea,  über 
die  Contingente  der  königlichen  Vasallen  jeder  Senior  oder  an  deren 
SteQe  bei  gesetzmässiger  Yerhindenmg  ein  anderer  Yasall  oder  der  Graf 
den  Oberbefehl ;  diese  einzelnen  Haufen  ordneten  sich  weiter  unter  Füh- 
rung der  Missi,  zuletzt  unter  dem  persönlichen  Oberbefehl  des  Königs. 

Y.  Durch  die  bei  Gelegenheit  des  Heerbannes  ausgeübten  Be- 
drückungen der  Grafen,  gegen  welche  Karls  Gesetze  vielfach  eifern,  ohne 
jedoch  in  dem  theilweisen  Uebertragen  des  Heerbamies  an  die  Missi  ein 
wirksames  Mittel  zu  schaffen,  sind  allmälig  bedeutende  politische  Yer- 
änderungen  vor  sich  gegangen.  Häufige  Einberufungen  mit  dem  Yer- 
halten  zur  Leistung  von  Frohndiensten  aller  Art  sind  gegenüber  den 
Freien  vielfach  vorgekommen.  Die  Unmöglichkeit  sofortiger  und  stets 
nachhaltiger  Abhülfe  dagegen  durch  den  Missus,  die  Berechtigung  der 
Grafen  und  Senioren,  eine  bestimmte  Zahl  ihrer  Leute  überhaupt 
vom  Heerbanne  entbinden  zu  dürfen,  und  auf  die  Gefahr  hin,  den 
Heerbann  zu  zahlen,  solches  allgemein  thun  zu  können,  in  den 
Mark-  und  Grenzgrafschaften  vorzüglich  die  Aufbietung  zu  vielfachen 
Wachdiensten,  Leistung  von  Fuhren  u.  dgl.,  endlich  die  Pflicht,  auf  den 
Aufruf  der  Grafen  zur  Handhabung  der  Polizei,  Listandhaltung  von 
Brücken  und  Wegen  Dienste  zu  leisten,  all  diese  Umstände  machten 
die  Lage  der  gemeinen  in  keinem  Yasallenverhältnisse  stehenden  Freien 
mehr  und  mehr  schwierig.  Hierdurch  veranlasst  commendirten  sich 
Yiele  an  Grafen,  vor  Allem  aber  den  Stiftern  und  Klöstern,  ihr  Gut 
denselben  hingebend  und  gegen  bestimmte  Abgaben  dasselbe  zurück- 
empfangend. Damit  erwarben  sie  gegenüber  den  Grafen  wirksame  Yer- 
tretung,  wurden  fortan  entweder  selten  oder  gar  nicht  zu  den  Kriegs- 
diensten gezogen.  Als  Ersatz  nahmen  die  Grossen  allmäUg  auch  ihre 
nichtfreien  Leute,  die  Ministerialen  und  Liten.  Ln  gleichen  YerhältniBse 
schmolz  die  Zahl  der  Yollfreien,  sti^  die  Macht  der  Grossen,  vermehrte 
sich  der  Immunitätsbesitz.  So  wurde  der  Boden  geebnet,  auf  dem  sich 
eine  neue  Staatsverfassung  aufbauen  konnte. 

C.  Die  Stünde. 

§.  52. 
1.   Dte  Freien.   Der  AdeL 

I.  Der  Begriff  d5r  Freiheit  hat  sich  im  Wesentlichen  in  der  mero- 
vingischen  und  karolingischen  Zeit  nicht  geändert.  Eine  Modification 
desselben  war  es  auch  kaum,  dass  die  Franken  gegenüber  den  anderen 
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Stämmen  durch  dn  höheres  W^geld  ausgezeichnet  waren,^  ^e  Romer 
aber  allen  Stämmen  an  solchem  nachstanden.^  Alle  ingenui,  liberi, 
f  ranci,  arimanni^  haben  bestimmte  Rechte  miteinander  gemein,  welche 
gerade  ab  die  der  Freien  anzusehen  sind. 

II.  Der  Adel  im  älteren  Sinne  des  Wortes  war  bei  den  Franken 
versdbwunden,  da  er  weder  in  dem  salischen  noch  ripuarischen  Gesetze 
hervortritt.  Unzweifelhaft  liegt  der  Grund  in  den  verheerenden  Kriegen, 
den  inneren  Kämpfen  und  dem  erfolgreichen  Streben' der  fränkischen 
Könige,  jede  ihnen  gefährliche  Macht  im  Yolke  zu  stürzen.^  Bei  den 
übrigen  Stämmen  findet  sich  noch  ein  durch  höheres  Wergeid  und 
einzelne  andere  Eigenthümlichkeiten  ausgezeichneter  Adel,^  der  jedoch 
nicht  überall  als  Adel  im  alten  Sinne  angesehen  werden  kann« 

§.  53. 

9.   Die  QroMen. 

I.  Mit  der  erhöhten  königlichen  Macht  und  der  veränderten  Vor- 
fiiesung  begann  eine  neue  Ordnung  der  Yolksklassen  sich  zu  bilden.  Die 
Bedeutung  der  Yolksversaanmlung  war  seit  der  Reichseinheit  sehr  ge- 
sunken ;  ihre  Rechte  übten  die  Grafen,  Missi,  Immunitätsherren  aus,  theOs 
waren  sie  auch  dem  Könige  selbst  vorbehalten  worden.  Damit  sank  in 
der  That  die  politische  Bedeutung  der  Freiheit.  Grafen,  Missi,  deren 
Stellvertreter,  die  Hofbeamten  hatten  ein  höheres  Ansehen  erlangt,  ge- 
nossen höheres  Wergeid  und  nahmen  gewissermassen  TheO  an  der  könig- 
lichen Macht.    Die  in  der  trustis  regia  stehenden  Personen,  die  könig- 


*  Lex  Rip.  Tit.  XXXTI.  §.  1.  2.  4.  „8i  quis  Bipuarias  advenam  Franoum 
interfeoerit,  200  solidiB  culpabilis  judioetur.  Si  quis  Bip.  advenam  Burgandionem 
interf.,  160  solid,  oulp.  jud.  8i  q.  Bip.  adTenam  Alamannam  eea  Fresionem 
vel  Bsjavarium  aut  Saxonem  interf,  160  solidis  o-  j.** 

2  L.  Bip.  I.  e.  §.  3.  ,,Si  quis  Bipuarius  advonam  Born  an  um  interfeoerit,  100 
solidis  multetur.** 

*  L.  Sal.  XXT.  2.  „Si  quis  ingenuus  cum  anoilla  aliena  Re  publice  junxerit, 
ipse  com  ea  in  serritio  oadat"  'Nov.  66.  (Merk.  p.  61.)  „si  quis  Franous  cum  an- 
oilla aliena  sibi  in  publico  junxerit,  ipse  cum  ea  in  servitio  oadat.**  L.  Baohis  2. 
11.  u.  a.    Grimm  B.A.  8.  262 

«  In  L.  Sal.  XXIT.  2.,  LXTm.  1.  nor.  60.  kommt  ein  „pner  orinitus**  vor, 
in  nor.  2d3.  auok  ein  „incrinitus** ;  ein  hdberes  Wergeld  findet  sioh  nicht. 

«  Z.  B.  L.  Sax.  XIY.  „Qui  nobilem  oociderit  1440  solidoB  oonponat,  rnoda 
dioitur  apud  Saxones  120  solidi  et  in  premium  120  solidi.  XYI.  Litns  oooisus  120 
solidis  oomponatnr.  .  .  XYII.  Serrus  a  nobili  oooisus  36  sol.  oonponatur  Tel  tribus 
jurantibus  negetur,  a  libero  Tel  lito,  pleno  sacramento  negetur." 
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Heben  Leudes,  Fideles,  Vasalli,  Senioren  bilden  eine  an  Macht,  Ansehen, 
Wergeid  über  den  Freien  ausgezeichnete  Klasse.  Sie  sind  die  Optimates, 
Proceres,  auch  wohl  Nobiles,  der  Quellen  jener  Zeit.  Ihr  Ansehen 
ruht  aber  so  sehr  auf  der  persönlichen  Verbindung  zum  Könige,  dass 
selbst  die  mindere  Geburt  nicht  schadet. 

n.  In  den  Verhältnissen  des  Heerbannes  einerseits  und  der  zu- 
nehmenden Macht  der  geistlichen  und  weltUchen  Grossen  andererseits  lag 
der  Grund  zu  ^er  in  den  nächstfolgenden  Jahrhunderten  eintretenden 
grossen  Umänderung.  Vor  den  Grossen  tritt  in  der  karolingischen  Zeit 
der  Adel  ganz  in  den  Hintergrund.  Es  war  dies  nothwendige  Folge 
davon,  dass  mit  dem  Aufhören  des  Wahlrechts  der  Vorsteher  seine 
politische  Bedeutung  entfiel,  der  Adel  von  den  Königen  zu  Hof-  und 
Reichsämtem  gezogen,  in  das  Treuverhältniss  aufgenommen  wurde  imd 
auch  selbst  nach  solchen  Aemtem  streben  musste.  Vor  der  aus  dem 
Verhältnisse  zum  König  fiiessenden  Bedeutung  trat  aber  ihr  Geburtsstand 
um  so  mehr  zurück,  als  auch  das  höhere  Wergeid  keinen  Unterschied 
mehr  begründete,  weil  die  königlichen  Getreuen  nicht  minder  alle  Be- 
amten* und  der  Klerus^  durch  dasselbe  ausgezeichnet  waren.  So  tritt 
ein  Dienstadel  an  die  Stolle  des  alten  Geburtsadels. 

§.  54, 

8.   Die  SohatcbefoUeneii. 

I.  Ein  eigenthümliches  Verhältniss  hatte  sich  zunächst  zwischen  dem 
Könige  und  seinen  Getreuen  gebildet  (§.  43),  welches  nothwendig  ähn- 
liche Bildungen  hervorrufen  musste.    Dazu  fand  sich  die  Veranlassung  vor. 

n.  Manche  Freie  konnten  in  Folge  der  vielen  Kriege  besonders 
imter  Karl  d.  G.  aus  ihrem  Grundbesitze  die  Lasten  aller  Art  nicht 
mehr  bestreiten.*  Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  reichte  der  Grund- 
besitz der  Familie  nicht  mehr  aus,  um  alle  Söhne  mit  einem  genügenden 
Antheile  zu  versehen.  Die  Kirchen  hatten  durch  königUche  Verleihung 
und  Vergabungen  grosse  Grundcomplexe  erhalten,  deren  Bewirthschaftung 
blos  durch  eigene  Leute  kaum  stattfinden  konnte.    Ebenso  hatte   auch 


*  Lex  Rib.  LIII.  1.  Cham.  o.  7  (für  den  Grafen),  Septem  cansas  VJLUL.  6. 
Cham.  0.  7.  (Gesandten),  Alam.  XL  1.  BaiuY.  11.  20  (Herzog),  Alam.  XXYII.  2. 
XXTX.  1.  XXX   XXXn.  XXXm.  (fOr  deren  Beamten). 

*  Waitz  II.  269  f.    Meine  Abh.  über  3  Prager  Can.  Samml.  189  ff. 

^  Dies  beweisen  die  Anordnungen  Karls  d.  G.  bezüglich  des  Heerbanns.  Siehe 
§.  ÖL 


Die  Schutzbefoblenen.  187 

der  Eönig  und  die  königUchen  Getreuen  wegen  ihrer  grossen  Beneficien 
Ueberfluss  an  Grundstücken.  Je  mehr  aber  die  blosse  Freiheit  und 
gänzliche  Unabhängigkeit  von  jedwedem  privaten  Einflüsse  gegenüber 
den  .Anforderungen  des  Lebens  zurücktrat,  die  mannigfaltigsten  Verhält- 
nisse und  Gründe  sich  bildeten,  welche  den  Schutz  eines  Grossen 
wünschenswerth  erscheinen  liessen,  je  höher  das  Ansehen  der  Grossen, 
besonders  der  Geistlichen,  und  je  fester  deren  Macht  wurde,  desto  mehr 
mussten  Verbindungen  der  verschiedensten  Art  zwischen  Grossen  und 
Gemeiofreien  entstehen.  Zugleich  lag  aber  einerseits  in  dieser  Entwick- 
lung selbst  und  der  noch  nicht  zu  einem  abgeschlossenen  Stande  ge- 
diehenen Stellung  der  Grossen,  sowie  in  der  freiwilligen  Natur  solcher 
Sohutzverhältnisse  der  Grund,  hierin  keine  Minderung  der  Freiheit  zu 
erblicken;  andererseits  aber  war  doch  der  Keim  gelegt,  aus  dem  unter 
neuen  Verhältnissen  eine  völlige  Abhängigkeit  entstehen  konnte. 

in.  So  finden  sich  allmälig  unter  den  Freien  Leute,  welche  ihre 
Freiheit  besassen,  aber  an  die  Kirche  bestimmte  Abgaben  zu  entrichten 
hatten,  sei  es  zufolge  einer  Uebertragung  von  Person  und  Gut  an  die- 
selbe und  Rücknahme  des  letzteren  als  beneficium,'  oder  als  Folge  des 
nach  der  Freilassung  bleibenden  Schutzverhältnisses.^  Aus  gleichen  Ur- 
sachen finden  sich  auf  den  königlichen  Besitzungen  und  denen  der 
Grossen  freie  aber  schutzgehörige  Leute.* 

*  L.  AI  am.  Hloth.  (Leg.  III.  45.)  I.  1.  „Ut  si  quis  liber  res  snaB  vel  semet 
ipsum  ad  ecolesiam  tradere  Yoluerit,  nullus  habeat  licentiam  contradicere  ei  .  .  . 
n.  1.  Si  quis  liber,  qui  res  suas  ad  eooleBiam  dederit  et  per  cartam  firmitatem 
fecerit,  sicufc  superius  dictum  eet,  et  post  haeo  ad  pastorem  ecclesiae  ad  bene- 
ficium  susceperit  ad  yiotualem  necessitatem  conquirendam  diebus  vitae  suae:  et 
quod  spondit  persolvat  ad  ecclesiam  censum  de  illa  terra,  et  hoc  per  epistniam 
firmitatis  fiat,  ut  post  ejns  discessum  nuHus  de  heredibus  non  contradioat/'  Daza 
Merkel  nota  7.    Dagegen  Walter  R.G.  §.  409.  N.  1. 

^  Von  der  Abgabe  oeraeoensualeB,  cerarii,  libellarii  (L.  Liutpr.  92. 
Leg.  IV.  145).  ,^i  quis  autem  Über  ecclesiae,  quae  colonns  Yocant,  si  oooisi 
faerint,  sicnt  alii  Alamanni  ita  componatar.*'  L.  Alam.  Hloth.  o.  8.  b.  —  Homi- 
nes  Totivi. 

^  Oap.  de  Tillis  imper.  a.  812.  c.  52.  (Leg.  I.  185 ).  Yolumus  ut  de  fiscalis, 
Tel  serris  nostris,  sire  de  ingenuis  qni  per  fisoos  aut  Yillas  nostras  oommanent, 
diTersis  hominibus  plenam  et  integram,  qualem  habuerint,  reddere  faciant 
justitiam/*  L  Sax.  LXIII.  „Liber  homo,  qui  Bub  tutela  nobüiB  cujuslibet  erat  qui 
jam  in  exilium  missus  est  .  .  .'*  —  Ueber  die  Mdglichkeit  für  die  Sohutzbehörigen 
des  Fisous  ihr  Yerhftltniss  zu  Iffsen  und  mit  der  Kirche  einzugehen  s.  Merkel 
a.  a.  O.  Der  Umstand,  dass  es  schon  frflh  grundherrliche  Gentenen  gab  (§.  40.  47.), 
beweist  zur  Genüge  diese  Entwicklung. 
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§.  55. 
4«   Die  Unfreien. 

L  Die  Unfreüieii^  bestand  wesenilidi  darin,  dass  der  Unfreie  nicht 
dem  Könige  and  seinen  Beamten  als  solchen  unterstand,  sondern  einem 
privaten  Herrn,  kein  Recht  hatte,  das  Yerhältniss  zu  lösen,  der  eigent- 
lichen Rechtsfähigkeit  entbehrte,  dem  Herrn  gegenüber  als  Sache  er» 
scheint.    Die  Quellen  unterscheiden  zwei  Arten,  Servi  und  Liti. 

n.  Die  Knechte  (servus,  andlla,  mancipium,  Knecht,  manahoupit, 
schalk,  vassus,  gasindus  u.  a.)^  stehen  nach  den  Yolksrediten  im  vollen 
Eigenthum  ihres  Herm.^  Dieser  durfte  den  Schuldigen  selbst  richten, 
jedoch  nur  mit  Beobachtung  des  QesetEes,  nicht  nach  blosser  Willkür.^ 
Sie  wurden  vom  Herrn  unbedingt  in  Folge  seiner  potestas  vertreten,^ 
dem  Herrn  gebüsst,^  von  ihm  nach  Belieben  zu  den  häuslichen  und 


1  Sehr  eingehend  Ofrörer  Zur  Gesch.  deuisoh.  Yolksrechte  Bd.  2.  Grimm 
E.A.  S.  300  ff. 

*  Ueber  die  verschiedenen  Ausdrücke  Grimm  a.  a.  O. 

'  L.  Alam.  Hloth.  o.  XG.  (Leg.  UI.  77.)  Bi  qaiß  res  suas  post  alium  hominem 
invenerit,  quiequid  sit,  aut  manoipia  aut  pecus  aut  aurum  aut  argentum  aut 
aliae  spetiae,  et  illa  reddere  noluerit  et  contradizerit  ci  post  haec  convictus  est 
ante  judicem,  aut  similem  aut  ipsum  reddat  et  12  solides  oomponat,  quare  quia 
proprietatem  alterius  apud  se  habens  contradizit.*' 

^  L.  Alam.  Hloth.  XXXYII.  ,,lJt  mancipia  foris  proYinoia  nemo  vindatnr  neo 
in  pagano  nee  in  ohristianos  nisi  jussio  ducis  fuerit.  2.  Infra  proYincia  ubi  neoessitas 
est,  unusquisque  de  manoipio  suo  potestatem  secundum  legem  judioandi.  3* 
Foris  terminum  autem  oapiivum  faciendi  non  habeat  .  /*  L.  Yisigoth.  VI.  tit.  5.  o. 
12.  13.  Vn.  2.  c.  21. 

^  L.  Sal.  XL.  (1—3.  über  Bussen  für  Vergehen  derselben)  4  „Si  vero  serTus 
in  quoHbet  erimine  oomprehenditur,  dominus  servi  ipsius  si  praesens  est  ab  eo  qui 
requeret  admonere  debet,  ut  serTum  sunm  debeat  justis  suppliciis  dare,  ...  81 
dominus  servi  supplicia  distulerit  et  servus  praesens  fuerit,  continuo  ille  qm  repetit 
domino  solem  coUooare  debet  ....'*  L.  Bax.  L.  LL  „Quiequid  servus  aut  litus 
jubente  domino  perpetraverit  dominus  emendet.  .  .  Si  servus  soelus  quodlibet  nes- 
ciente  domino  oommiserit  ut  puta  homicidium  furtum,  dominus  ejus  pro  illo  jnxta 
qualitatem  facti  multam  componat.  L.  Fris.  Tit.  L  e.  13.  „Si  servus  nobilem  seu 
liberum,  seu  litum,  nesciente  domino  oociderit,  dominus  ejus,  cujusounqoe  oonditioius 
fuerit  homo  qui  oooisus  est,  juret,  hoo  se  non  fecisse,  et  molctom  ejus  pro  serro, 
bis  simplum  oomponat.  14.  Aut  si  servus  hoc  se  jussu  domini  fecisse  dixerit,  et 
dominus  non  negaverit,  solvat  eum,  sicut  manu  sua  oooidisset,  sive  nobilis,  sive 
liber,  sive  litos  sit  15.  Et  si  servus  hoc  se  perpetrasse  negaverit,  dominus  ejus 
juret  pro  illo." 

«  Note  3.    Dazu  L.  Sal.  nov.  106. 
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sonstigen  Diensten  yerwendet  (pueri,  vassi  ad  ministerinm^  mi- 
nisteriales)  oder  mit  dem  Betriebe  von  Gewerben  oder  der  Bewirth- 
schafhing  des  Bodens  gegen  bestimmte  Leistungen  an  den  Herrn  be- 
schäftigt, auch  endlich  zur  Eriegsdienstleistung  gebraucht  Was  der 
Knecht  besass  und  erwarb,  war  des  Herrn ;  bereits  bildete  sich  aber  der 
TJebergang  zu  Eigenthum  derselben.^  Diese  mangefaide  Rechtspersön- 
lichkeit hatte  die  weitere  Folge,  dass  man  den  Knecht  bald  überhaupt 
für  unfähig  hielt,  eine  Ehe  einzugehen,  welche  unabhängig  vom  Willen 
des  Herrn  Rechtsbestand  hatte,  bald  wenigstens  für  unfähig  zur  Schhes- 
sung  von  Ehen  mit  Freien  oder  selbst  den  nicht  vollkommen  Freien 
ausser  mit  grossen  Rechtsnachtheilen  für  Beide.^ 

HL  Durch  die  fortwährenden  Bemühungen  der  Kirche  ^^  kam  es 
dahm,  dass  man  in  der  karolin^schen  Zeit  die  Ehen  der  Sklaven  unter 


^  In  der  L.  Sal.  erscheinen  yassus  ad  mi  nisterium,  pnella  ad  minist,, 
faber  ferrarius,  aurifex,  porcarius,  yinitor,  strator,  moliarius,  carpentarins,  minisie- 
rialis  (XXXY.  5.  und  nov.  106),  in  der  L.  Alam.  (Pactus  fra^m.  m.  35.  36.) 
fkber  ferrarius,  aurifex  (Lex  Hloth.  cod.  adjunct.  LXXVI.  3.,  LXXXI.  LXXXII.) 
pastor,  pastor  porcarius,  siniscalcus  serros,  yassns,  mariscalcns,  coous,  pistor,  faber 
anrifex  et  spatarius  („publice  probati"),  anoilla  yestiaria,  puliola  de  genicio,  die  auf 
Grundstflcken  heissen  servi  casati,  coloni,  mansoarii  u.  dgl.  Beoap.  leg.  Salicae  c. 
22.  (Merk.  p.  99.)  „servuni  ministerialem  in  oste.^^ 

B  L.  Bajuv.  T.  XY.  c  6.  ,^i  quis  servum  snum  vendiderit,  forsitan,  ejus  nes- 
eiens  facultates  quas  habebat,  dominus  ejus  potestatem  habeat,  qui  eum  rendiderit, 
requirendi  res  ubiounque  inyenire  potuerit.  7.  Si  quis  serTus  de  peculio  suo 
fnerit  redemptus,  et  hoc  dominus  ejus  forte  nescierit,  de  domini  potestate  non 
«xeat:  quia  non  pretium,  sed  res  serri  sui,  dum  ignorat,  aeoepit.**  Lex  AJam.  Hlot, 
XXn.  3.  ^fierri  dimidiam  partem  sibi  et  dimidiam  in  domini co  arratiTum  reddant. 
Bt  si  super  haec  est,  siont  serri  eoclesiastici  ita  faoiant,  tres  dies  sibi  et  tres  in 
dominico." 

^  L.  Sal.  Xni.  4.  „Si  vero  puer  regis  Tel  letus  ingenuam  feminam  traxerit,  de 
Tita  componat.  5.  Si  vero  ingenua  puella  quemcunque  de  illis  suam  voluntatem 
seoata  fnerit,  ingenuitatem  suam  perdat.**  XXY.  2.  nov.  1  ad  leg.  Sal.  ,^ngenuus 
si  anoilla  aliena  prisserit,  similiter  (d.  h.  wie  im  Falle  Ton  Xm.  6.)  paciatur.^ 
Not.  39.  „Si  ingenuus  ancillam  alienam  in  conjugium  praeserit^  malb.  bonema,  omn 
ea  ipse  in  serritio  permaneat.  Si  quis  litam  alienam  ad  conjugium  sotiaTerit,  malb. 
anfamia  1200  denarios  qui  faoiunt  solidos  30  culpabilis  judioetur.*'  Cf.  noT.  10.  66. 
68.:  jßi  serTus  anoillam  alienam  extra  Toluntate  domini  sui  sibi  conjugium  oopula- 
TBrit,  malb.  anthamo  solides  3  culpabilis  judieetur  (noT.  296.  ^aut  120  ictns  acoi- 
piat'V    Für  Sachsen  siehe  §   12.  Note  12. 

«0  Conc.  Aransican.  I.  a.  441  c.  5.  6.  7.  Arelat.  11.  zwischen  443  und  468 
0.  33.  34.  Agath.  a.  606  c.  62.  ( ,^i  quis  serTum  proprium  sine  consoientia  judicis 
oeciderit,  excommunicatione  Tel  poenitentia  biennii  reatom  sanguinis  emendabit.**). 
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sich  anerkannte  und  auch  schützte  ,^^  desgleichen  dem  Verkaufe  der 
Knechte  noch  weitere  allgemeine  Schranken  setztet  ^  In  ihrer  vermögens- 
rechtlichen Stellung  wie  auch  gegenüber  dem  Herrn  blieb  es  jedoch  im 
Wesentlichen  bei  den  Bestimmungen  der  Volksrechte,  zumal  die  Reichs- 
gesetzgebung nach  ihrer  Natur  hier  weniger  Einfluss  nahm. 

IV.  Eine  allmälige  Umänderung  trat  einmal  dadurch  ein,  dass  die 
Knechte,  welche  die  Güter  des  Fiscus  (servi  fiscalini)  und  der 
Kirchen  (servi  ecclesiae)  bebauten,  nicht  nur  überhaupt  besser  ge- 
stellt waren  durch  grösseren  Schutz,  höheres  Wergeid,  geringere  Leistungen, 
eine  gewisse  Vertretungsfähigkeit,  sondern  durch  Verwendung  im  persön- 
lichen Dienste  besonders  des  Königs  (pueri  regis)  häufig  zu  hohem 
Ansehen  gelangten.^3  Dies  wirkte  auf  die  Behandlung  und  Stellung  der 
übrigen  zurück.  Sodann  stieg  ihr  Ansehen  mit  der  sich  steigernden 
Verwendung  zum  Kriegsdienste  und  dem  in  Folge  ihrer  persönlichen 
Dienstleistung  bei  den  immerfort  an  Macht  zunehmenden  Herrn  sich 
mehrenden  Einflüsse. 

V.  Die  Unfreiheit  entstand  und  pflanzte  sich  fort  durch  Geburt  von 
unfreien  Eltern  oder  aus  Verbindungen  zwischen  einer  unfreien  und 
freien  (halbfreien)  Person,  durch  Heirath  einer  Unfreien,**  durch  frei- 


Aurel  I.  a.  511  c.  3.  8.  Epaon.  a.  517  o.  34.  39.  Aurel.  IV.  a.  541  c.  9.  24. 
Aurel.  y.  a.  549  c.  6.  7.  22.  Matiscon.  11.  a.  585  c.  7.  8.  u.  a.  Mein  Handbuch 
des  kath.  Eherechts  B.  115  fg. 

^^  Cap.  Lang.  a.  813.  c  5.  (Leg.  L  192.)  „Ut  conjugia  seryorum  non  diri- 
mantur  si  diverses  dominos  habuerint  (anders  noch  Cap.  Yermer.  753  o.  19.  ib.  23.) ; 
sed  in  uno  conjugio  servi  permanentes  dominis  suis  serviant;  sie  tarnen,  ut  ipsam 
conjuglam  legale  sit,  et  per  volnntatem  dominorum  snornm  juxta  illud  evangelium: 
Quod  Dens  oonjunxit,  homo  non  separet."  Cap.  Franc  779  o.  19.  (Leg. 
I  38.)  „De  maneipia  quae  vendunt,  ut  in  praesentia  episcopi  vel  comitis  sit,  aut  in 
praesentia  archidiaconi ,  aut  centenarii,  aut  in  praesentia  vioedomini,  aut  judiois 
comitifi,  aut  ante  bene  nota  testimonia.  Et  foras  marca  nemo  mancipium  yendat. 
Et  qui  hoc  fecerit,  tantas  yices  bannos  solvat  quanta  mancipias  yendidit.  Et  si  non 
habet  pretium,  in  wadio  pro  seryo  semet  ipsum  comiti  donet,  usque  dum  ipsum 
bannum  solvat."    Capit.  Mantnan.  a.  781  c.  7.  (ib.  41.) 

^*  Cap.  de  villis  imper.  c.  4 ,  Aquisgr.  817  legib.  add.  c.  1.  15.  u.  a. 

»  L.  Ripuar.  LVm.  Alam.  Hloth.  XVIII.  XXU.,  Cap.  Aquisgr.  817  1.  o.  u.  a. 

«^  Grimm  BA.  324  ff.  L.  Rip.  LYIII.  14.  „8i  autem  Ripuarius  ancillam  Regia 
«eu  eoclesiasticam,  vel  anoillam  tabulariam  sibi  sociaverit,  non  ipse,  sed  procreatio 
ejus  serviat.* 

^  Capit.  Aquisgr.  818  c.  15.  (Leg.  L  189.)  enthält  Beschränkungen.  Gap.  leg. 
8al.  add.  a.  819  c.  6.  (ib.  226)  „Judicatum  est  ab  omnibus,  ut  si  Francus  homo  vel 
Ingenua  femina  in  servitio  sponte  sua  implicaverit  se,  ut  si  res  suas,  dum  in  liber- 
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williges  Begeben  in  die  Knechtschaft,"  durch  Hingabe  an  Zahlungsstatt 
bei  Insolvenz  oder  Unfähigkeit  den  Bann  u.  s.  f.  zu  entrichtend^  Auf- 
gehoben wurde  sie  regehnässig  durch  die  Freilassung, ^7  i^^elche  bei 
den  Franken  ursprünglich  nur  per  denarium  vor  dem  Herre  statt- 
fand, später  vor  dem  König  und  der  Volksversammlung^''»  Dazu  kam 
die  Freilassung  in  der  Kirche*'^  oder  schlechtweg  durch  eine  Urkunde. 
Sie  hatte  übrigens  weder  stets  die  volle  gleiche  Wirkung,  indem  häufig 
nur  ein  geringerer  Grad  der  Freiheit  verliehen  wurde,  noch  löste  sie 
jedes  Verhältniss  zum  bisherigen  Herrn.  Neben  der  Freilassung  wurde 
die  Freiheit  in  einzelnen  Fällen  durch  das  Gesetz  gegeben  zur  Strafe 
des  Herrn*®  oder  zur  Belohnung  des  Unfreien.*^ 

§.  56. 

6.   Die  Halbfireien.« 

I.  Wie  in  der  ältesten  Zeit  (§.  12.  IV.)  findet  sich  fortwährend 
zwischen  Vollfreien  und  Knechten  eine  zahlreiche  Klasse  von  Leuten 
unter  dem  Namen  liti,  leti,  ledi,  lassi,  lazzi,  aldi,  aldiones, 
liberti.*  Ihr  Ursprung  hegt  in  dem  römischen  Colonate,  in  alter  Grund- 
hörigkeit und  in  Freilassung  mit  geringerer  Wirkung.  Sie  unterscheiden 
sich  von  den  Freien  vorzüglich  durch  das  geringere  Wergeid,  das  Mun- 
dium  eines  Herm,^  den  Mangel  des  connubmm,^  die  Pflicht  zu  Diensten 

täte  sna  permanebat,  ad  ecclesiam  Dei  aut  cuilibet  legibus  tradidit,  ipee  cui  traditae 
facrint,  eas  habere  et  tenere  possit.  £t  si  filios  vel  filias,  dum  in  sua  foit  liberiate, 
generayit,  ipsi  üben  permaneant/^ 

i<»  Kote  12  dieses  Paragraphen. 

"  Grimm  RA.  8.  179  f.  331  ff. 

i'i*  L.  Sal.  XXVI.  Rib.  LYII.  1.  Sie  machte  zum  Heeresgenossen ,  damit  zum 
freien  Franken.  Böhm  S.  47  f.  555.  Die  Ausstellung  einer  Urkunde  ist  dabei  Regel, 
deshalb  auch  per  cartam.  Gaupp  Lex  Franc.  Cham.  S.  67.  So  hm  S.  574.  üeber 
die  Freilassung  per  hantradam  der  Lex  Cham.  o.  11.  12.,  die  mit  11  £idhelforn 
in  der  Kirche  gewährleistete  Freilassung  Sohm  S   579  ff. 

"b  L.  Rib.  LYIII.  1.  üeber  die  des  langob.  Rechts  (tr ädere  de  manu  in 
mannm.    L.  Rothar.  224.  Leg.  lY.  54)  und  andere  Grimm  a.  a.  0. 

iB  Z.  B.  beim  Verkaufe  ausser  Landes:  L.  Burg.  107.  c.  2.,  Ehebruch  mit  der 
Frau  des  serrus:  L-  Luitpr.  140. 

«  L.  Visig.  VI.  1.  0.  5.,  Xn.  2.  c.  12.  13.  14.,  XII.  3.  c.  12.  18.  u.  a. 

♦  Grimm  R.A.  8.  305  ff.    Waitz  H.  182  ff.    Eichhorn  L  294  ff. 

^  Libertus  ist  augenscheinlich  lateinischer  Name  für  litus. 

2  L.  Sal.  XXVI.  „Si  quis  alienum  letum  extra  consilium  domini  sui  ante  rege 
per  dinario  (ingenuum)  dimiserit  et  ei  fuerit  adprobatum,  malb.  malthoitus  meo  letu 
hoc  est  4000  dinarios  qui  faciunt  solides  100  culpabilis  judioetur,  res  vero  leti 
ipsius  legitime  reformetur.*' 

'  Das  beweist  die  Erklärung  in  Cap.  Chlodovechi  a.  500—511    (Leg.  U.  4.)  7. 
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und  Abgaben,  den  Anspruch  des  Herrn  auf  das  ganze  oder  einen  Theil 
des  "Wergeides,*  die  Nothwendigkeit  der  Einwilligung  des  Herrn  zur 
Eingehung  einer  Ehe,^  die  Unfähigkeit,  ihr  Yerhältoiss  einseitig  zu  losen. 
Yon  den  Knechten  standen  sie  wesentlich  ab  durch  die  stets  anerkannte 
Fähigkeit,  eine  im  Yolksrechte  geschützte  Ehe  zu  schliessen,  das  hierauf 
beruhende  Wergeid,  das  zum  Theil  ihnen  bez.  den  Yerwandten  zufiel, 
durch  ihre  Fähigkeit  zum  Besitz  und  Erwerb  von  Vermögen,^  zur  eigenen 
Yertretung,^  die  Waffen-  und  Eidesmündigkeit.^    In  dem  Ausschlüsse 


S*  2.  („de  puellas  militunias  Tel  Utas,  haec  lex  medietaie  servetur'*) ;  dass  die  Yor- 
schriften  über  Mitgift  u.  s.  f.  Anwendung  finden.  L.  Saz.  LXY.  ,Lito  regis  lioeat 
uxorem  emere  ubicumque  voluerit,  sed  non  lioeat  ullam  feminam  vendere.** 

^  L  Fris.  Tit.  IX  §.  1  ff.  „Si  foemina  quaelibet  homini  cuilibet  fornicando 
86  miscuerit,  componat  ad  partem  regis  weregüdum  suam.  Hoc  nobilis  et  libera 
faciant.  2.  Lita  vero  ad  partem  domini  sui  3.  Si  vero  ancilla  et  rirga  erat  .  .  . 
componat  is,  qui  eam  vilayit,  domino  ejus  sol.  4.  hoc  est  denarios  12.**  %»  10.  „Si 
vero  puella  (nemlich  rapta)  lita  fuerit,  satisfaciat  ei  similiter  solutione  weregildi  sui, 
et  domino  ejus  decem  solidos  componat.**    %.  13.  (not.  5). 

^  L.  Fris  IX  13.  „Si  lita  fuerit,  solid.  X.  domino  ejus  persolvere  cogatnr.** 
Dazu  S*  11*  u*  12.:  „Si  liberam  foeminam  extra  voluntatem  parentum  ejus,  yel  eorum, 
qui  potestatem  ejus  habent,  uxorem  duxerit,  componat  tutori  ejus  solid.  XX.  id 
est  dinarios  LX. — 12.   Si  autem  nobilis  erat  foemina  sol.  XXX. ** 

^  L.  Fris.  XI.  1.  „Si  über  homo  spontanea  voluntate ,  Tel  forte  necessitate 
coactus,  nobili  seu  liboro,  seu  etiam  lito  in  personam  et  seryitium  liti  se  subdiderit 
.  .  .  2.  Si  litus  semetipsum  propria  pecunia  a  domino  suo  redemerit  .  .**  L.  Sah  L. 
%.  1.     „Si  quis  ingenuus  aut  letus  alter i  fidem  feoerit  .  .  .** 

^  Darüber  hat  besonders  die  L  Fris.  in  Tit.  I — III.  ausführliche  Bestimmungen. 
Ygl.  die  Fortsetzung  der  Stelle  der  L.  Sal  in  der  vorhergehenden  Note.  Der  Herr 
hatte  aber  auch  die  Yertretungspflicht :  L.  Francor  Chamav.  c.  44  ff.  L.  Sax.  XYIII. 
„Si  autem  absque  conscientia  domini  hoc  fecerit,  dimittatur  a  domino  et  vindicetur 
in  illo  et  aliis  Septem  consanguineis  ejus  a  propinquis  occisi,  et  dominus  liti  se  in 
hoc  conscium  non  esse  cum  undecim  juret.**  Für  das  Yerhältniss  zum  Herrn  noch: 
Lex  Sax.  XXY.  „Qui  dominum  suum  occiderit  capite  puniatur.  26.  Qui  filium  domini 
sui  occiderit  vel  filiam  aut  uxorem  aut  matrem  stupraverit  juxta  voluntatem  domini 
occidatur.**  L.  Fris.  XX.  3.  „Si  servus  dominum  suum  interfecerit,  tormentis  in- 
terficiatur.    Similiter  et  litus.** 

B  L.  Sal.  XXYI. ;  dazu  nov.  69. :  „Si  quis  alienum  Ictum  qui  apud  dominum  in 
oate  fuerit  .  .  .**  Becap.  leg.  Sal.  c.  27.  „Inde  ad  solidos  300,  ut  si  quis  litum  alie- 
num in  oste  occiserit  .  .  30.  Inde  ad  solidos  900,  ut  si  quis  Bomanum  vel  lidum  in 
truste  dominica  occiserit.**  —  L.  Fris.  I.  8.  „Si  litus  nobilem  occiderit,  similiter 
80  sol.  conponat,  aut,  si  negaverit,  cum  triginta  quinque  juratoribus  suae  conditionis 
se  exouset.  9.  Si  liberum  occiderit,  sol.  53  et  unum  denarium  solvat,  et  si  negaverit 
cum  viginti  tribus  sacramentaübus  juret  10.  Si  litum  occiderit.  sol.  27  uno  denario 
minus  componat  domino  suo,  et  propinquis  occisi  sol.  9  excepta  tertia  parte  unius 
denarii,  et  si  negaverit,  sibi  duodecimus  juret.** 
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jeder  Willkür  des  Herrn,  welcher  verpflichtet  war,  den  hergebrachten 
Zustand  zu  belassen,  sowie  in  der  Möglichkeit,  sich  durch  Auszeichnung 
im  Kriege  emporzuschwingen,  war  von  selbst  der  Grund  zu  einer  Besse- 
rung ihrer  Stellung  und  Erlangung  der  Freiheit  gegeben. 

IL  Fortgesetzt  wurde  das  Yerhältnias  der  Liten  durch  die  Geburt, 
die  Ehe,^  freiwilUge  Ergebung  ^<^  und  Yersetzung  in  diesen  Stand  in  Folge 
der  geringeren  Grade  der  Freilassung.  Freilassung  ^^  oder  Freikauf  *^ 
hoben  dasselbe  auf. 


9  L.  Sal.  Xm.  5.  (9.  66.  n.  0.)  ~-  L.  Fris.  VI.  „3i  libera  femina  lito  nupserit 
neseiena.  eam  litum  esse,  et  ille  postea  de  oapite  suo,  eo  quod  litus  sit,  fuerit 
oalanmiatas ;  si  illa  sua  sexta  mana  jarare  poierii,  quod  postquam  eum  litum  esse 
rescivit,  cum  eo  non  conoumberet,  ipsa  libera  permaneat,  et  filii,  quos  procreaTit. 
8i  vero  jurare  non  possit,  in  compositionem  mariti  soi  una  cum  filiis  suis  transeaf 

"  L.  Fria.  XI.  1.  (s.  Note  6.) 

"  Vgl.  die  Stelle  in  Note  2. 

^>  L.  Fris.  XI.  2.  „Si  litus  semetipsum  propria  peounia  a  domino  suo  redemerit 
et  unum,  yel  duos,  Tel  tres ,  vel  quotlibet  annos  in  libertate  Tixerit ,  et  iterum  a 
domino  de  capitis  sui  oonditione  fuerit  oalumniatus,  dioente  ipsi  domino:  Non  te 
redemisti,  nee  ego  te  libertate  donavi :  respondeat  ille :  Aut  tu  cum  juratoribus  tuis 
sex,  Tel  12,  Tel  20,  vel  etiam  si  30  dicere  voluerit,  me  tibi  sacrtmento  tue  ad  servi- 
tutem  acquirere;  aut  me  cum  meis  juratoribus  tantis,  vel  tantis  ab  hao  oalumnia 
liberare  permitte.  Si  ille  qui  dominus  ejus  fuerat  cum  totidem  hominibus,  quorum 
ei  propositi  sunt,  jurare  vedit,  conquirat  eum  sibi  ad  servitutem;  sin  autem,  juret 
alter,  et  in  libertate  permaneat/* —  Besondere  Arten  der  liti  die  homines  regii, 
fiscalini,  ecclesiastioi;  coloni  regia,  ecclesiae.  —  Feste  Dienste:  Oap.  Lang. 
835  c.  6.  (heg.  I.  371.)  „Praecipimus  ut  nova  conditio  -aldioni  a  domino  non  impo- 
natur^^  Eine  eigenthümliche  Art  der  lebenslänglichen  Abhängigkeit  war  die  der 
adventitii,  Flüchtlinge,  die  aus  der  Fremde  kommend  als  Bettler  und  Tag- 
15hner  lebten.    Cap.  806.  c.  4.  5.  u.  a.  Koth  Feudalität  S.  241. 


Zweite  und  dritte  Periode. 

.uasterboii  der  Karollagor  bis  zum  Ewigen  LandfrieäeD 
(888—1496). 

Erstes  Kapitel. 
Di«  Rechtsqaellen. 


Polge  der  Bildung  neuer  Herzogthümer,  des  Feudalweaens, 
)rieii,  neuer  Stände,  kurz  durch  die  allmiilige  Verfaasungs- 
tatten  die  öffentlichrechtlichen  Satzungen  der  Leges  and  Gapi- 
Sssteutheils  ihre  Anwendbarkeit  verloren;  die  Yerändenmgen 
Idungen  auf  dem  Gebiete  des  Yerkehrs  im  Verein  mit  jenen 
entzogen  ancb  deren  priTatrecbtlichem  Inhalte  -riel&ch  den 
luden  sich  auch  für  ihre  formelle  Geltung  in  Beichsgesetzen 
1  Jahrhunderts  Spuren  ,>  so  erscheint  doch  die  Bekanntschaft 


it,  Francof.  s.  951  (Log,  H.  36) :  ,^iio  inoArDationiB  Domioi  51,  indiot. 
n  est  in  Franconofurt  a  rege  gloriogsUimo  Otlone  anno  illina  15,  con- 
epiaoopie,  comitibus,  aliUque  fidclibus  oomplnribiu,  oanonum  saactorum- 
tnotoritate,  nee  non  oapi tulaiium  praeoedentium  regnm  in- 
rsmpoaitiB  .  .  /'  Auf  dem  kirchlichon  Gebiete  tat  die  Geltung 
und  Oapitularia  bis  ins  zwölfte  Jahrhundert  hinein  unzweifelhaft. 
lies  die  Aufnahme  von  Sätzen  in  den  vorgratianiachon  Sammlungen, 
n,  TOT  Allem  der  Umstand,  dass  in  den  wicbtigsten  BeziehOngen:  Im- 
Vergeld  des  Klerus,  deren  8ätze  noch  im  12.  Jahrhundert  als 
iheinen,  Schulte  üeber  drei  in  Prager  HandBohr.  enthaltene  Canonen- 
n  1868.  8.  182  ff.  —  Oben  §.  23. 
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mit  ihneu  im  Allgemeinen  als  eine  rein  theoretische  und  blieb  ohne 
merklichen  Einflnas  auf  das  Rechteleben.^  Der  Charakter  der  Zeit,  die 
vielen  Kriege  zumal  unter  den  Hobenstaufen ,  die  Abgezogenheit  der 
Kaiser  durch  die  italienischen  Yerhältniase ,  endlich  der  ParticularismuB, 
der  im  Rechte  sich  ausgebildet  hatte,  verhinderten  die  Yornahme  einer 
neuen  Redaction. 

n.  Die  älteren  ßechteaätze  erhielten  sich  in  Geltung  und  wurden 
weiter  fortgebildet  vom  10.  bb  ins  12.  Jahrhundert  fast  ausschUeBslich 
durch  die  Gewohnheit.^  Als  deren  natürhche  Folge  stellte  sich  ein 
der  Farticularismus,  je  mehr  die  Territorialbildung  voranschritt 
anstatt  des  alten  Systems  der  Stammesrechte  der  Charakter  der  Terri- 
torialität. Im  Privatrechte  and  auch  zum  Theil  im  öffentlichen'  geht 
die  Recfatsbildung  aus  von  den  Betheiligten,  fuaat  auf  einer  Willkür, 
Statat;  ihre  erkannte  Zweckmässigkeit  sichert  die  Annahme  in  der  Ge- 
meinde, die  Verbreitung  im  Territorium;  die  gemeinsamen  Bande  ver- 
mitteln die  Ausdehnung  über  das  Gebiet  des  Stammes.  Die  Kenntnins 
des  Rechts  vermittelten  die  symbolischen  Formen,  die  öffentliche  Rechts- 
sprechung, das  Rathholen  bei  anderen  Gerichten  (Gemeinden,  Schöffen). 
Weisthüraer,  "Weisungen,  Oeffnungen,  Ordele  bilden  neben 
Urkunden  die  wichtigste  Quelle.  Seit  dem  Ansgange  dea  11.  Jahrhunderts 
treten  hienni  Bechteaufzeichnungen ,  deren  Absicht  bald  darauf  hinaus 
lief,  die  Unsicherheit  der  Uebung  zu  beheben,  bald  Statuten,  Will- 
küren für  einen  bestimmten  Kreis  festzusetzen. 

III.  Trotz  der  Particularität  erhielt  sich  und  wurde  fortgebildet  ein 
gemeines  Recht  einzelner  Länder^  und  des  Reiches.^  Dessen  Grund- 
lage waren  die  gemeinsamen  Prinzipien  der  alten  Leges  und  Capitularien, 
die  im  Wesentlichen  überall   gleichen  Zustände   des  staatUchen  Lebens, 


*  Der  Ausdruck  Lex  Alamannor am,  Bajuvarioram,  Saxonum,  der 

hin  und  wieder  vorkommt,  bedeutet  nicht  mehr  das  Oegetz  der  Alemannen  u.  a.  f., 
Bondem  nnr  dee  Recht  der  Alemannen  n.  b.  w. 

■  Deren  Bedeutung  hebt  der  Baohaenspiegel  wiederholt  hervor.  Homeyer 
im  Register  zum  Landrecht  unter  „Gewohnheit"  Recht  ist  dem  Sschsenspiegel 
ein  allgemeiner  Begriff  (a.  Praef.  rythm.  v.  161,  180). 

*  Dies  beruhet  auf  dem  privaten  Verbände  zwischen  FUrat  und  Taaalten  u.  s.  w. 
durch  das  Lehensweseu,  die  Vogtei  a.  dgl. 

'  Der  Sachsenspiegel  zeichnet  das  gemeine  Recht  der  Sachsen  auf,  eine 
von  E  i  k  e  in  der  gereimten  Vorrede  wiederholt  angedeutete  Anschauung. 

^  Stobbe  I.  S71.  Anm.  16.  gibt  Stellen,  welche  von  jns  commune  reden. 
Der  Schwabenspiegel  will  ein  gemeines  Rooht  des  Reiches  lehren. 

T.  Schnlta,  Rcick»-  und  rLechlggeach.    3.  AuB.  jg 
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nationale  Anschaniingen^  gleichmassige  Bedfirfhisse  und  Entwicklung  des 
«tädÜBcben  und  des  Yerkehrslebens,  der  Einfluse  mancher  Stadtreehte, 
endlich  die  Entscheidungen  der  Könige  n.  s.  w. 

lY.  Die  Grundlagen  des  Rechts  blieben  zunächst  national  Denn 
hatten  sich  auch  in  Folge  der  Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte 
in  den  ehemals  römischen  Provinzen  und  durch  dessen  Einfluss  bei  Ab- 
fiissung  der  Leges  für  die  in  jenen  Ländern  sitzenden  Stämme  einzelne 
römische  Rechtssätze  Eingang  verschafft,  so  schloss  gleichwohl  die  un- 
bestimmte Allgemeinheit  dieser  Aufnahme  jeden  gestaltenden  Einfluss 
aus.  Ebensowenig  wurde  der  Umstand,  dass  Kirche  und  filerus  in  ihren 
privatrechtlichen  Beziehungen  nach  römischem  Rechte  lebte,  vor  dem 
14.  Jahrhundert  entscheidend. 

y.  Mit  den  Leges  selbst  war  die  formelle  Geltung  der  in  ihnen  auf- 
genommenen römischen  Sätze  gefallen;  durch  das  Verschmelzen  der  Be- 
völkerungen in  den  früher  römischen  Provinzen  und  die  Abtrennung  der 
meisten  vom  deutschen  Reiche  hörte  diese  Or*ltung  vollends  auf.  Trotzdem 
blieben  viele  Sätze  des  römischen  Rechts  theils  roin,  theils  verändert  in  steter 
Bekanntschaft  und  materieller  Geltung,  einmal  wegen  Aufnahme  in  die 
allgemein  verbreiteten  Sammlungen  des  canonischen  Rechts,  vor  allem  in 
das  um  1150  gemachte  und  rasch  zu  grosser  Verbreitung  gelangte 
Deere  tum  Gratians,*^  sodann  durch  die  kirchliche  Gerichtsbarkeit 
bezüglich  einer  grossen  Anzahl  rein  civiler  und  civil-kirchlicher  Rechts- 
verhältnisse,^ welche  sich  auf  römisches  Recht  oder  eigene  von  der  Kirche 
geschafTene,  bald  sich  an  das  römische,  bald  an  das  einheimische  an- 


^  Uober  diese  Sammlungen  überhaupt  Schulte  Die  Lehre  von  den  Quellen 
des  kath.  Kirchenreohtg  (das  kath.  Kirchenrecht  Bd.  I.)  §5-  52  ff.  Nach  den  bis- 
hori<fen  Forschungen  sind  wir  noch  gar  nicht  im  Stande,  den  inneren  Gang  der 
allgemeinen  Rncoption  des  römischen  Rechts  erschöpfend  darzustellen.  Man  hat 
bis  auf  die  neueste  Zeit  den  Einfluss  der  kirchlichen  Sammlungen,  Praxis  und  Li- 
teratur thoils  ganz  übersehen,  theils  bei  "Weitem  nicht  genug  gewürdigt.  Durch 
die  von  Maasscn  (Ueber  eine  Lex  Romana  canonice  compta,  Wien  1860,  Bobieneer 
Exoerpte  dos  röm.  Rechts,  Wien  1684  und  Beiträge,  Wien  1857)  und  mir  (in  der 
angef.  Abhandl.  und  in  der  IJober  die  Summa  legum  des  Codex  Gottwicensis  Nr.  38, 
Wien  1868)  gegebenen  Forschungen  ist  bereits  der  Beweis  geliefert,  dass  man 
römisches  Recht  anders  in  der  Kirche  betrieb,  als  man  vordem  glaubte.  Die  Re- 
ception  des  römischen  Rechts  ist  wesentlich  durch  die  kirchliche 
Literatur  und  Rechtspraxis  vermittelt  worden.  Dies  zu  erweisen  ist 
hier  natilrlich  unmöglich. 

*  Siehe  die  genaue  quellenmässige  Erörterung  in  meinen  citirten  Rechtsquellen 
§.  80.  vgl.  §.  05  u.  mein  System  des  Kirchenr.    Giess.  1856. 
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schliessende  Sätze  stützte.  Handelte  es  sich  hierbei  auch  vorzugsweise 
um  die  rechtliche  SteUuug  der  Kirche  und  des  Klerus  auf  dem  ver- 
mögensrechthchen  Gebiete,  so  brachte  doch  der  Verkehr  beider  mit  Pri- 
Taten  und  Corporationen  von  selbst  eine  grössere  Ausdehnung  mit  sich, 
laicht  minder  fand  durch  den  stets  grösseren  Einfiuss  des  canonischen 
Strafrechts,  Straf-  und  Civilprocesses  eine  factische  Handhabung  römischer 
Bechtssätze  auch  auf  diesen  Gebieten  statt.  Hierzu  trat  die  bereits  unter 
Karl  d.  G.^  seit  Uebertragung  der  römischen  Kaiserwiirde  auftauchende 
und  von  da  ab  stets  die  Kaiser  beherrschende  Idee  von  einer  Nachfolge 
in  das  (west-)  römische  Kaiserthum,  zufolge  deren  seit  Friedrich  I.  von 
den  Kaisem  die  Befugnisse  der  römischen  Imperatoren  beansprucht,  das 
Gesetzbuch  Justinians  als  das  ihrige  angesehen  wurde,  ihre  Gesetze  als 
Authentiken  in  demselben  Aufnahme  fanden.  Mit  dem  Wiedererwachen 
der  römischen  Jurisprudenz  im  12.  Jahrhimdert  durch  Imerius  zu  Bologna 
fand  das  römische  Kecht  in  Italien,  wo  es  nie  ganz  ausser  Geltung  ge- 
treten war,  eine  neue  praktische  Bedeutung.  Die  Stellung  der  Kaiser 
zu  Italien  wirkte  nothwendig  auf  Deutschland  zurück.  Dieses  und  die 
eben  bezeichnete  Anschauung  forderten  mehr  und  mehr  den  Begriff  eines 
kaiserlichen  Kechtes,  Kaiserrechtes,  worunter  man  neben  den 
von  den  Kaisern  ausgehenden  Gesetzen  auch  das  Corpus  juris  be- 
griff. ^^  In  den  Kaisergesetzen  finden  sich  fortan  häufige  Berufungen  auf 
das  römische  Kecht.  Auf  den  italienischen  Universitäten  studirten  viele 
Deutsche  aus  allen  Gauen,  welche  in  die  Heimath  zurückgekehrt  mit 
Torliebe  römisches  Recht  anzuwenden  suchten.  Das  war  um  so  leichter, 
als  vom  14.  Jahrhundert  ab  bei  den  Höfen,  in  Aemten|i  und  auch  bei  '>^j 
einzelnen  Gerichten  gelehrte  Juristen  angestellt  wurden.  Mit  der  Er- 
richtung von  Universitäten  im  Reiche  selbst  (Prag  1348  durch  Karl  lY., 


9  In  dem  Schreiben  Odilberti,  Erzbischofs  von  Mailand  von  811  (Leg.  I. 
171)  an  Karl  heissi;  es:  ^Qui  yos  sollioitudinem  habentes  orthodoxae  fidel,  magis 
prae  ceteris  omnibu9  qui  ante  tos  christiani  imperatores  in  universo  mundo  fuerunt 
devotione,  quique  divlno  zelo  commoti  id  est  Gonstantinus,  Theodosius  major,  Mar- 
tianuB  et  Justinianas.**  Dasselbe  liegt  schon  darin,  dass  Karl  in  den  Gesetzen 
'wiederholt  Yon'sioh  sagt  „Romanum  gubernans  imperium**  (Leg.  1. 128.  140. 
1Ö(X  171.),  Bomauum  regens  Imperium'^  (Leg.  L  83)-  Dieselbe  Anschauung 
kehrt  stets  wieder:  K.  Heinrich  11.  (siehe  Eckhardt  in  addit.  ad  Legem  Sali- 
cam)  erklärt  1024  ^illam  D.  Marci  constitationem  ita  interpretari  decemimus.^ 
Für  die  Zeit  des  12.  Jahrhunderts  bedarf  es  keiner  Belege,  da  die  Aufnahme 
kaiserL  Constitutionen  in  das  Corpus  juris  ciyilis  (Authentica)  allbekannt  ist. 

^^  Die  praktische  Wirkung  dieser  Idee  zeigt  sich  im  Schwabenspiegel,  kleinen 
Kaiserreohte  n.  s.  w.    Eine  gute  Zusanmienstellung  gibt  Stobbe. 

10* 
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Wien  u.  s.  f.),  an  denen  zwar  anfanglich  nur  canonisches,  aber  bald  auch 
römisches  Recht  gelehrt  wurde,  hob  sich  dessen  Ansehen  noch  mehr, 
wurden  die  (gelehrten)  Juristen  ein  ausgezeichneter  Stand,  dem  man  seit 
Karl  rV.  formlichen  Adel  beilegte J^  Unter  dem  Klerus  war  seit  dem 
Ausgange  des  12.  Jahrhunderts  eine  auf  römisches  Becht  ge- 
stützte juristische  und  vorzüglich  privatrechtliche  Auf- 
fassungsweise der  Yerhältnisse  dadurch  massgebend  geworden,  dass. 
das  ganze  Busswesen  in  den  libri  poenitentiales ,  summae  casuimi  rein 
juristisch  construirt  wurde,**  das  kirchliche  Beneficialwesen ,  der  kirch- 
liche Civil-  und  Criminal-Process,  das  Privatrecht  des  Klerus,  das  Straf- 
recht, soweit  es  im  kirchlichen  Forum  zur  Anwendung  kam,  dem  römischen 
grösstentheils  entlehnt  war.  Wurde  so  das  fremde  Recht  von  der  einen 
Hälfte  der  Gesellschaft  gehalten,  so  begreift  man,  wie  in  der  anderen  die 
studirten  Juristen  bald  zu  Einfluss  gelangen  konnten.  Man  behandelte 
seit  dem  14.  Jahrhundert  selbst  die  einheimischen  Rechtsbücher  im 
römischen  Geiste,  verfasste  für  die  Gerichtspraxis  (Ordines  judiciarii) 
Bücher  nach  dem  Muster  der  von  den  Glossatoren  gemachten.  Alle 
diese  Umstände  erklären  zur  Genüge,  wie  man  bei  dem  im  Zustande 
bunter  Mannigfaltigkeit  befindlichen  und  für  die  namentlich  in  den  Städten 
rasch  fortschreitenden  Verhältnisse  des  Verkehrs  ungenügenden  ein- 
heimischen Rechte  für  etwaige  Lücken  zu  dem  fremden  griff,  welches 
als  Weltrecht  erschien,  von  der  Kirche  gehandhabt  wurde;  durch  seine 
Vollendetheit  dem  Schöffen  das  Urtheilsfinden  wesentUch  erleichterte.  So 
kamen  nach  und  nach  manche  Institute  und  Sätze  des  römischen  Rechts 
in  Aufiiahme.  Bei  diesem  Vorgange  war  unwillkürlich  der  Anschauung 
vorgearbeitet,  das  römische  Recht  sei  gemeines,  das  einheimische  nur  als 
particuläres ,  als  Recht  guter  Gewohnheit  anwendbar.  Von  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  nahm  durch  den  Einfluss  der  Universitäten,  auf  denen 
seitdem  römisches  Recht  überwog,  durch  das  Studium  der  italienischen 
Praktiker,  durch  die  Wirkungen  des  Humanismus,  durch  zahlreiche 
Ausgaben  der  Theile  des  cangnischen  und  römischen  Corpus  juris,  der 
Werke  von  Canonisten  und  Civilisten,  durch  Abfassung  und  Abdruck 
einer  Anzahl  von  Schriften,  welche  nur  das  Nothdürftigste  aus  dem 
fremden  Rechte  boten,  aber  gerade  hierdurch  dessen  Kenntniss  ver- 
breiteten, durch  die  Formularien  u.  s.  w.*^  die  Bedeutung  und  Anwen- 

10a  Fitting  Das  castrense  peculium.    Halle  1871.    S.  543  ff. 
^^  Meine   Schrift  Eoberti   Flamesburi.    Summa   de   Matrimonio,   Giss.  1868, 
p.  Yl.  sq. 

^  Rod.  Stinizing  Gesch.  der  populären  Literatur.    Leipz.  1867. 
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düng  des  Corpus  juris  civilis  als  kaiserlichen  Kechts  der  Art  zu, 
dass  am  Ende  des  Jahrhunderts  dasselbe  thatsächlich  als  recipirt  er- 
scheinen konnte  und  nur  das  Bestehende  in  dem  Reichsabschiede  von 
Worms  (1495)  einen  gesetzlichen  Ausdruck  fand,  der  Richter  und  Bei- 
sitzer des  Eammergerichts  geradezu  anwies,  nach  ihm  Recht  zu  sprechen.^^ 

YI.  Schon  im  frühen  Mittelalter  gewann  das  canonische  Recht  durch 
die  Anwendung  in  den  geistlichen  Gerichten  allgemeines  Ansehen.  Dessen 
Einfluss  erstreckte  sich  in  der  Folge  auf  verschiedene  bürgerliche  Ver- 
hältnisse. Seine  Reception  in  der  Gestalt  des  Corpus  juris  canonici 
ist  auf  ganz  ähnliche  Weise  als  beim  römischen  mit  diesem  gleichzeitig 
erfolgt.  Es  erhielt  aber  als  jüngeres  Recht  und  weil  es  durch  Aufnahme 
germanischer  Anschauungen  vielfach  dem  Rechtsleben  näher  stand,  nicht 
minder  zufolge  der  Anschauung  der  Zeit,  wonach  die  Kirche  die  Auf- 
gabe hatte,  mit  dem  Kaiser  die  Welt  zu  ordnen.  Alles  zu  entfernen, 
was  gegen  Gott  und  christliches  Leben  gehe,  und  der  hieraus  hervor- 
gehenden Stellung  der  kirchlichen  Gewalt,  das  Ansehen  einer  lex  pos- 
terior, durch  welche  das  römische  modificirt  wird. 

Vll.  Eine  wichtige  fremde  Quelle  bilden  die  Libri  Feudorum,** 
herkömmlich  in  2  Bücher  (mit  28  bez.  58  Titeln)  eingetheilt.  Im  Buch  I. 
bildet  den  Stock  (von  1 — 9,  besser  noch  4 — 9)  die  Abhandlung  eines 
Unbekannten  ^*  über  die  Unterschiede  des  Lehen-  und  römischen  Rechts, 
geschrieben  zwischen  1095  und  1136.^*  Mit  dieser  Abhandlung  verwebt 
oder  ihr  angehängt  sind  Excerpte  aus  Eaisergesetzen,  Glossen,  Urtheilen 


18  Den  l^rooesB  der  Reception  behandeln  0.  Franklin  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Reception  des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  Hannoyer  1863,  0. 
8t ebbe  im  2.  Bande  der  Gesch.  des  deutschen  Rechts,  Braunsohw.  1864.  S.  9— 142, 
C.  A.  Schmidt  Die  Reception  des  röm.  Rechts  in  Deutschland,  Rostock  1888. 
Für  einzelne  Länder  bieten  Material:  Laspeyres  Die  Reception  des  röm.  Rechts 
in  der  Mark  Brandenburg  in  Zeit  sehr.  f.  d.  R.  YJ.  1  ff.,  Rud.  Eink  Die  Rechts- 
lehrer an  der  Wiener  üniyersität ,  "Wien  1853,  Berchtold  Die  Landeshoheit 
Oesterreichs ,  München  1862,  S.  48  ff.,  109.  Muther  in  Zeitschrift  für  Rechts- 
gesohichte  IT.  880. 

^*  C.  F.  Dieck  Literärgesch.  des  longob.  Lehnr.  bis  zum  14.  Jahrh.  Halle 
1828.  C.  A.  Laspeyres  über  die  Entstehung  und  älteste  Bearbeitung  der  libri 
feudorum.    1830. 

^^  Gerhardus  Niger,  Oonsul  Yon  Mailand  unter  E.  Friedrich  L,  kann  nicht 
mit  Sicherheit  als  Verfasser  angenommen  werden. 

**  L  F.  6.  wird  die  unter  Urban  11.  im  J.  1095  zu  Clairmont  gehaltene  Synode 
citirt;  ans  1136  rührt  das  Gesetz  E.  Lothars  11.  her,  das  der  Verfasser  unmöglich 
kennen  konnte. 
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u.  dgl.  m.  AOmälig  ist  das  G^anze  zu  Einem  verschmolzen  worden. 
Buch  IL  hat  folgende  Stücke:  1.  Tit.  1 — 8*^  ist  eine  Abhandlung  dee 
Mailänder  Consuls  Obertus  de  (ab)  Orto  an  seinen  Sohn  über  den 
BegrifiF  und  die  Errichtung  des  Lehens.  2.  Tit.  23.  und  24.  sind  ein 
Brief  desselben  über  den  Yerlust  des  Lehens.  Beide  sind  nach  1158 
entstanden.  Zwischen  diese  fugte  man  3.  Zusätze,  meist  entnommen  der 
lehensgerichtlichen  Praxis.  4.  Tit.  25.  und  26.  enthalten  eine  Abhand- 
lung über  Vertretung  des  Vasallen  durch  den  Herrn,  über  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Herrn  und  den  Agnaten  des  verstorbenen  Vasallen.  Man 
hat  diese  Stücke  vereinigt  und  vor  1166  mit  5.  einem  Anhange  (Tit.  28 
bis  56.),  enthaltend  Gesetze  E.  Lothars  H.,  E.  Friedrichs  L,  Entscheidungen 
von  Lehenshöfen,  Gewohnheitsrechtssätzen  vermehrt.  Es  finden  sich  Ab» 
weichungen  im  Texte  der  Gesetze,  femer  dissensiones,  wobei  bald  für 
die  Ansicht  eines  Consuls  (Gerardus)  entschieden,  bald  eine  eigene  auf- 
gestellt, bald  die  Entscheidung  dem  Leser  überlassen  wird.  Daran  fügte 
man  spätere  Gesetze  von  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.,  fasste  die  Samm- 
lung als  kaiserliche  Novelle  (decima  collaiio  Kovellarum)  auf  und  gab 
ihr  einen  Platz  im  s.  g.  Corpus  juris  dvilb.^^ 

Vom  J.  1300  an  kommt  der  Feudist  auch  in  Deutschland  in  Ge- 
brauch,^^  so  dass  im  15.  Jahrh.  die  Reichsgesetze  ihn  als  kaiserl.  ge- 
schriebenes Recht  anerkannten.^^  Ebenso  ist  er  in  manchen  Territorien 
formlich  anerkannt  worden.^^    Trotzdem  blieb   im  ganzen  Gebiete 


"  Eigentlich  1—11 ;  aber  11.  F.  6.,  7  pr.  und  9.  10.  sind  spätere  Einschal- 
tungen. 

^>  Bearbeitung  in  der  Sohnle,  auch  zu  Bologna  (Bulgarus,  Pillius,  Jaoo*^ 
bufiOolumbi.  r.  Sayigny  Gesch.  des  rdm.  Rechts.  IT.  120,  348  fgg.,  V.  96fg.> 
bis  zur  glossa  ordinaria,  die  dem  Accnrsius  zugeschrieben  wird,  aber  toH 
ihm  wenig  Neues  hat  (y.  Sayigny  Y.  94  fgg.).  üebertragung  der  Regel:  ,q«od 
non  agnoscit  glossa,  non  agnoscit  curia.'  11.  F.  67.  68.  nicht  glossirt.  —  Capi- 
tula  extraordinaria,  Yon  Jacobus  de  Ardizone  (r.  Bavigny  Y.  81  ff.) 
um  1230  bei  Cuja eins  Lib.  lY.  tit.  73—109  u.  lib.  Y.,  zum  Theile  älter  (tit  98  u. 
106  Yon  K.  Heinrich  YI.),  meist  neueren  Ursprungs.  Eintheilung  des  gesammten 
Materials  von  Cujas  in  6  Bücher;  diese  ist  wieder  rerlassen  und  die  der  glos- 
sirten  in  2  BQcher  beibehalten,  die  cap.  extraord.  angehängt. 

^9  Di  eck  De  tempore,  quo  jus  feudale  Langobardorum  in  Germaniam  trans-^ 
latum  ibique  receptum  sit  commentatio.  HaL  1843.  4.  Eichhorn  R.G.  m.  6.  838  fg. 
Anschütz  in  Kr  it.  Ueb  erschau  III.  310. 

M  K,  G.  0.  I.  71.  Y.  1 ,  R.  H.  0.  I.  16.  J.  R.  A.  v.  1664.  Art.  105.  Wahlkap- 
Art.  XXI.  1. 

s^  Z.  B.  Yon  K.  Ferdinand  I.  im  J.  1642  (Codex  austr.  P.  I.  p.  778). 
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des  sächsischen  Bechts  das  sächsische  bez.  deutsche  Lehnserb- 
recht  in  Geltung,  so  dass  das  langobardische  nur  beschränkt  eindrang. 
Als  wichtigste  Folge  stellte  sich  heraus,  dass  (nach  deutschem)  nur  die 
Nachkommen  des  verstorbenen  Vasallen  erben  („das  Lehen  stirbt  vom 
Vater  auf  den  Sohn"),  nicht  auch  die  Seitenverwandten,  obwohl  sie  vom 
primus  investitus  abstammen,  während  das  langobardische  letztere  ruft. 
Es  müssen  also  nach  deutschem  und  sächsischem  Lehenrecht  die  Seiten- 
verwandten förmlich  in  die  Belehnung  aufgenommen  sein,  um  erben  zu 
können;  sie  erben  also  nicht  als  Verwandte  (jure  sanguinis),  sondern 
nur  als  gesammte  Hand,  zufolge  der  Gesammtbelehnung  (jure 
investiturae  simultaneae). 

§.  58. 

B.  Bie  Reichsgesetz^ebnng. 

I.  Im  Vergleich  zu  der  karolingischen  Zeit  war  die  Gesetzgebung 
des  Reiches  anfänglich  wenig  fruchtbar.  Dies  erklärt  sich  hinlänglich 
aus  der  Aenderung  der  Verfassung,  den  vielen  Kriegen,  den  Streitigkeiten 
zwischen  Kaisern  und  Päpsten,  dem  Mangel  einheitlicher  Gewalt.  Bis 
ins  13.  Jahrhundert  erstrecken  sich  die  Reichsgesetze  grösstentheils  nur 
auf  das  Lehnswesen,  die  Regelung  der  kirchlichen  und  italienischen  Ver- 
hältnisse. Von  da  ab  ist  es  die  Stellung  der  Landesherm,  vor  Allem 
aber  der  Landfriede,  dessen  Ordnung  sich  die  Kaiser  zuwandten.  Dazu 
kommen  Verträge,  Privilegien,  ürtheile  u.  s.  w. 

n.  Erlassen  wurden  die  Gesetze  vom  Kaiser  unter  Beirath  und  Zu- 
stimmung der  Grossen^  bis  zum  Jahre  12812  in  lateinischer  Sprache, 
seitdem  regelmässig  in  deutscher.  Ihre  Bekanntmachung  fiel  den  auf 
den  Reichstagen  versammelten  Grossen  zu.  Ofßzielle^  Sammlungen  gab  es 


^  Vgl.  S-  57.  nota  1.  Eingangsformeln :  „pontifioum  aliorumqne  primatum  buo- 
mm  coBsilio  fretus^  (Conv.  August,  a.  952  Leg.  II.  27.),  „wir  setzen  und  gebieten 
von  unserm  keyserliohen  gewalt  und  mit  der  fursten  rate  n.  mit  andren  des  richee 
getniwen  mannen''  (Landfrieden  Ton  1235),  „mit  gatem  rate  unser  u.  des  h.  riches 
öfaurfürsten,  forsten,  herrn  und  städte'*  (Landfrieden  E.  Wenzels),  „mit  gutem  rate, 
mit  aintrechtigen  rat,  willen  und  Yollwort  unser  churfürsten**  u.  s  w.  (Landfrieden 
von  1446).    Daneben  regia  auotoritas,  plenitudo  potestatis  des  Kaisers  u.  dgl. 

*  Der  Landfriede  von  1286  ist  zuerst  in  deutscher  Sprache  amtlich  kund 
gemacht.  Vgl.  die  Literatur  in  nota  10-  und  Stobbe  S.  462  f.  —  Der  allgemeine 
Name  war  Oapitula,  Leges,  später  Gonstitutiones. 

*  Landfr.  von  12«Sö  c.  15  (Leg.  IL  318):  „Idem  {seil,  notarius  judioie 
curiae]  scribet  onmes  sentencias  corafin  nobis  in  majoribus  oausis  inventas  maxime 
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nicht,  gleichwenig  private,  die  zu  Ansehen  gelangt  wären.  Deshalb  war 
die  Bekanntschaft  mit  ihnen  wie  deren  Handhabung,  ungeachtet  des 
Gebots,  dass  der  Richter  sie  kennen  solle  und  trotz  der  Vorschrift  all- 
gemeiner Geltung,  häufig  eine  höchst  mangelhafte.  Friedrich  I.  Hess 
einige  seiner  wichtigsten  Gesetze  ins  Corpus  juris  als  Authentiken  auf- 
nehmen; dies  ahmte  Friedrich  11.  nach.* 

in.  Die  wichtigsten  Keichsgesetze  aus  dieser  Zeit  sind: 
a.  Yerfassungsgesetze.  Constitutio  Friederici  I.  de  Re- 
gal ibus  von  1158;^  confoederatio  cum  principibus  ecclesiasti- 
cis  Friedrichs  11.  vom  26.  April  1220  zu  Frankfurt;  ^tatutum  in 
favorem  principum  König  Heinrichs  zu  Worms  vom  1.  Mai  1231 
nebst  dessen  Bestätigung  durch  K.  Friedrich  vom  Mai  1232  in  Curia 
Sibidati  und  ähnliche  Statuten  und  Urtheile,  Schlüsse  des  Kurfürsten- 
tags  zu  Rense  vom  J.  1338  und  Decret  K.  Ludwigs.**"  Bulla  aurea 
von  Karl  FV.  vom  10.  Januar  1356  zu  Nürnberg  (Cap.  I — XXHI.)  und 
25.  Dezember  1356  zu  Metz  (Cap.  XXI^— XXX.);«  verschiedene  Ge- 

contradictorio  jndicio  optentas,  que  vulgo  dioantur  gesamint  urteil,  ut  in  postorum 
in  casibus  similibus  ambiguitas  resoindatur,  expressa  terra  secundnm  consuetudinem 
cujus  sentenciatum  est.^ 

♦  Cod.  Just.  Lib.  I.  Tit.  2.  ad  o.  12.,  Tit.  3.  ad  c.  2.  13-  32.  (33),  Lib.  IV. 
Tit.  13.  ad  c.  5.  („Hano  autem  legem  inter  imperiales  constitutiones  sub  titulo  „„ne 
filius  pro  patre^*^  eto.  scribi  jubemus.  Datum  apud  Roncalias  anno  Domini  1168 
mense  Novembris"  Leg.  II.  p.  114).  — 

Sammlungen  (darüber  Weizsäcker  S.  II.  ff.).  Bis  auf  das  Ende  der 
Begierung  Karins  IT.  werden  die  Gesetze  und  Reichstagsakten  in  den  Monumenta 
Germaniae  ihren  Platz  finden.  Dia  Akten  der  Reichstage  gibt  die  historische 
Commission  der  baier.  Akademie  heraus.  Bisher  erschien  „Deutsche  Reichstags- 
akten unter  König  Wenzel.  Erste  Abth.  1376—1387  her.  von  Jul.  Weizsäcker.'^ 
München  1867.  4.  Vorläufig  ist  die  beste  „Neue  und  Yollständigere  Sammlung 
der  Reichsabschiede,  Frankfurt  am  Mayn  bei  Ernst  AugustKoch  1747,  4  Thle. 
in  2  Bdn.  fol.  —  Monumenta  Legum  Tom.  II  enthält  die  Constit.  von  Conrad  I.  bis 
Heinrich  YII.  916-1313.  J.  F.  Böhmer  Regesten,  und  dess.  Die  Reichs- 
gesetze ron  900  —  1400.  Frankfurt  1832.  4.  Merkel  De  republ.  Alam.  p.  78. 
n.  36. 

»  Leg.  IL  111  sq.  DE.  Feud.  56. 

^  Das  deutsche  Original  der  Schlüsse  in  Gewold  Defensio  Ludowici  FV. 
Imper.  p.  146.  Decretum  et  constitutio  ab  Imper.  et  ordinibus  de  jure  Imperat. 
facta  8.  Aug.  1338  nach  Leibnitz  und  Freher  gedr.  bei  Oertel  Grundges. 
p.  47  ff  Höfler  Aus  Avignon  Prag  1868.  4.  S.  13  ff.  hat  nach  einem  Eichstätter 
Codex  einen  Text  aus  „Guil.  Occam  de  electione  Karoli  lY.^  publizirt. 

^  N.  S.  I.  45  ff.  lat.  und  deutsch.  F.  M.  Oertel  Die  Staatsgrundgesetze  des 
deutschen  Reiches,  Leipz.  1841.  S.  58ff.  Ohlenschlager  Neue  Erläuterung  der 
güldenen  Bulle  Eaysers  Carls  des  lY.  etc.  Frkf.  u.  Leipz.  1766.  4. 
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setze  über  das  Lehnswesen  von  Conrad  IL  von  1037  an,  sowie  im 
15.  Jahrhundert  über  die  Heeresfolge  (Feststellung  der  Heeres -Con- 
tingente,  Beichsmatrikel ,  des  gemeinen  Pfennings^  endlich  viele 
Gesetze  über  Münzwesen  u.  dgl.  m. 

b.  Die  Landfriedensgesetze  des  Reichs,  welche  in  den  ältesten 
überlieferten  Dokumenten  auf  Heinrich  IV.  und  das  Jahr  1081  ®  zurück- 
gehen. Unter  ihnen  ist  zu  nennen  die  sog.  treuga  Henrici  regis; 
wahrscheinlich  12^4  von  K.  Heinrich  als  Statthalter  semes  Vaters  Fried- 
rich n.  in  Deutschland  erlassen,^  femer  der  auf  den  von  Heinrich  1234 
zu  Frankfurt  errichteten  sich  stützende  Landfriede  Friedrichs  H,  zu  Mainz 
von  1235.^^  Von  da  ab  gibt  es  bis  auf  den  ewigen  Landfrieden  eine 
grosse  Menge,  deren  spätere  durchgehends  auf  den  früheren  fussen. 

c.  Strafgesetze.  Dahin  die  Landfrieden,  einzelne  über  Mord 
u.  dgl.,  Gesetze  K.  Friedrichs  H.  über  Ketzerei,"  welche  seitdem  all- 
gemein befolgt  und  von  mehreren  Kaisern  erneuert  wurden,  desselben 
Gesetz  über  die  Acht,^^  Heinrichs  VTI.  Edictum  de  crimine  laesae 
majestatis  vom  2.  April  1313.^^ 

d.  Gesetze  und  Urtheile  über  Gerichtswesen,  namentlich  über 
den  Beweis,  die  Berufung  und  Rechtsverweigerung.    Insbesondere  sind 

'  Die  erste  Aufstellung  der  Contingente  für  die  einzelnen  Territorien  erfolgte 
auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  1422   (N.  S.  I.  117  ff.)  behufs   des  Krieges  gegen 
Böhmen;   den    gemeinen  Pfenning   legt   zuerst   um  der  Reichstag  zu  Frankf.  1427 
das.  S.  120  ff.)  auch  wegen  des  Hussitenkrieges. 

8  Aus  diesem  Jahre  ist  der  im  Conv.  Ticinensis  (Leg.  11.  53.);  an  ihn« 
schliesst  sich  für  Deutschland  der  von  Heinrich  T.  zu  Mainz  6.  Januar  1103 
(das.  60  sqq.). 

^  Homeyer  Stellung  des  Sachsenspiegels  (unten  §.  62)  S.  74,  F  ick  er  Ent- 
stehungszeit  des  Sachsensp.  S.  86  ff.,  welche  die  weitere  Literatur  angeben. 

^^  H.  Boehlau  Nore  Oonstitutiones  domini  Alberti  d.  i.  der  Landfriede  vom 
Jahr  1235  mit  der  glosse  des  Kicolaus  Wurm,  Weimar  1868. 4.  Z  5  p  f  1  in  Heidelb. 
Jahrb.  1858,  AlterthÜmer  IL  377  ff.  O.  Franklin  Obsery.  ad  articulos  quosdam 
constit.  pacis  quam  Frid.  11.  imp.  publicayit  Mogunt.  a.  1235,  Berol.  1852.  4. 

1^  Const.  in  basilica  beati  Petri  a.  1220.  22.  Nov.,  o.  5.  6 ,  seitdem  oft  Ton  ihm 
wiederholt;  diese  Gesetze  sind  auch  in  zahlreichen  Decretalen  aufgenommen. 
Meine  Abh.  Die  Decretalen  zwischen  den  Decretales  Greg.  IX.  u.  Lib.  YI.  Wien 
1867,  S.  754. 

^*  Sentencia  de  feodis  et  reoeptatoribns  proscriptorum  a.  1219;  const.  oit. 
(nota  11.)  c.  8.  „Item  queounque  communitas  yel  persona  per  annum  in  exoommn- 
nicatione  propter  libertatem  ecclesie  facto  perstiterit,  ipso  jure  imperiali  bainno 
snbjaceat,  a  quo  nullatenus  extrahatur,  nisi  prius  ab  ecclesia  benefioio  absolutionis 
obtento.^ 

1'  Im  Anhange  zum  Corpus  juris  ciyilis  als  Tit.  11.  (XYI.)  aufgenommen. 
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hervorzuheben  mehrere  das  Vehmgericht  betrefitende,**  die  Ordnung 
des  Eayserl.  Cammer-Gerichts  Friedrichs  III.  von  1471." 

e.  Das  Frivatrecht  allein  ist  kein  Gegenstand  eines Reichsgesetzes^ 
jedoch  gibt  es  manche  Urtheile,  durch  welche  Sätze  für  das  Privatrecht 
festgestellt  wurden ;  diese  finden  in  der  Geschichte  des  Privalrechts  ihre 
Stelle. 

f.  Gesetze  über  Kirche  und  Klerus,  insbesondere  Verträge  mit 
den  Päpsten,  Concordate*^  zu  Worms  1122,  Gonstanz  und  unter  K. 
Friedrich  III.,  sowie  die  allgemeinen  Gesetze  K.  Friedrichs  EL  von  1213 
und  1219." 

g.  Privilegien,  welche  die  Kaiser,  Fürsten,  Städten  u.  s.  w.  gaben 
rücksichtlich  der  dem  Kaiser  zustehenden  Rechte.  Der  Art  sind  zwar 
auch  einzelne  der  unter  a  aufgeführten  Gesetze.  Hervorzuheben  ist  das 
PrivilegiumdesHerzogthums  0  est  erreich."  Von  der  grösseren 


!♦  Von  K.  Ruprecht  1408  (N.  8.  I.  105  ff.)  Arnsberger  Reformation  1430 
unter  Sigismund  (das.  128  ff.),  im  Landfrieden  K.  Albrechts  11.  y.  1438  (das.  154  ff.). 

1»  Neue  Sammlung  I.  S.  249  ff. 

16  Meine  Quellen  des  Eirchenreohts  §.  87.  (S.  479—488.). 

"  Z.  B.  Prommissio  Innocentio  m.  Papae  12.  Jul.  1213  (Leg.  IL  224  sq.)^ 
Prom.  Honorio  HL  P.  Sept.  1219  (ibid.  231  sq.). 

*B  Literatur:  P.  W.  V.  H.  (Hör neck)  Histor.  Anzeige  Ton  denen  Privilegiis 
des  Hochlöbl.  Erzhauses  Oesterr.  Regensb.  1708.  Jos.  Moritz  Comment.  diplo' 
matico-criticus  super  duplex  Privil.  Aus triac.  cet.  Monaoh.  1831.  v.  Hormayr  Das 
grosse  österr.  Hausprivileg.  y.  1156  u.  das  Archivwesen  in  Bayern.  Münch.  1832. 
Wattenbach  „Die  österr.  Freiheitsbriefe^  im  Arohiv  f.  die  Kunde  österr.  Ge- 
schiohtsquellen  Bd.  YIII  u.  im  Iter  austriacum  das.  Bd.  XIY.,  Ghmel  in  den 
Sitzungsber.  der  kais.  Akad.  d.  Wissensch.  v.  1850  Dec,  1852  Bd.  VIIL  435.,  IX. 
616.,  die  österr.  Privil.  H.  I.  1857,  Ficket  üeber  die  Echtheit  der  kleinern  österr. 
Freiheitsbr.  Sitzungsber.  XXIII.  489.  Alf.  Huber  Ueber  die  Entstehungszeit  der 
Österreich.  Freiheitsbriefe.  Wien  1860.  Mor.  Thausing  in  Forschungen  IV. 
855  ff.  Jos.  Berchtold  Die  Landeshoheit  Oesterreichs  nach  den  echten  und  un- 
echten Freiheitsbriefen.  München  1862,  S.  18  ff.  Das  priv.  majus  bei  Pertz  Leg. 
n.  99.,  der  es  fOr  echt  hielt  (Böhmer  verwarf  es  zuerst  entschieden  und  setzte  es 
aw.  1358  u.  1359),  alle  bei  Wattenbach  im  Archiv  Vm.  S.  112  ff.  Die  wichtigsten 
Stellen  des  minus  von  1156  lauten  nach  diesem  Abdrucke:  „.  .  Marohiam  Austrle 
in  ducatum  commutavimus ;  et  eundem  ducatum  cum  omni  jure  praefato  patruo 
Heinrioo  et  prenobilissirame  uxori  sue  Theodors  in  beneficium  concessimus,  perpetuali 
jure  sanctienteS)  ut  ipsi  et  liberi  eorum  post  eos  indifferenter  filii  sive  filie  eundem 
Austrie  ducatum  hereditario  jure  a  regno  teneant  et  possideant.  Si  autem  predictus 
duz  austrie  .  .  et  uxor  ejus  absque  liberis  decesserint,  libertatem  habeant  eundem 
ducatum  affectandi  cuicunque  voluerint.  Statuimus  quoque  ut  nulla  magna  vel 
parva  persona  in  ejusdem  ducatus  regimine   sine  duois  consenBU  vel  permissione 
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Form,  B.  g.  priyilegium  majus  (angebliches  Privileg  Heinrichs  lY. 
Yom  4.  Oktober  1058,  worin  die  aufgenommenen  Privilegien  von  Julius 
und  Nero  bestätigt  und  neue  ertfaeilt  werden,  von  Friedrich  L  aus  dem 
Jahr  1156,  17.  Sept.,  die  Confinnation  des  majus  von  Heinrich  V.U. 
24.  August  1228  und  Friedrich  11.  vom  Juni  1245  und  Rudolph  vom 
11.  Juni  1283)  existiren  falsche  Originale,  die  wahrscheinlich  durch  Her* 
zog  Rudolph  lY.  von  Oesterreich  selbst  im  Jahre  1359  gemacht  worden 
sind.  So  unzweifelhaft  unecht  diese  Formen  sind,  eben  so  zuversicht- 
lich lässt  sich  dafi  s.  g.  Privilegium  minus  (vom  11.  Septbr.  1156 
und  bestätigt  im  Juni  1245),  das  nur  in  alten  bis  ins  13.  Jahrhundert 
rächenden  Abschriften  erhalten  ist,  als  echt  behaupten. 

§.  59. 

0.  Gesetze  der  Landesherrn.    Landes-  oder  Territorialreohte. 

I.  Der  Gang  der  Rechtsbildung,  die  erst  am  Ende  dieser  Zeit  nach 
allen  Richtungen  hin  zum  Abschluss  gelangte  Landeshoheit,  die  unab- 
hängige Stellung  der  Grossen  liessen  der  Gesetzgebung  nur  geringen 
Spielraum.  Bis  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  bilden  Privilegien 
beim  Regierungsantritte  über  die  Steuern,  die  Rechte  der  Stände^  u.  dgl. 
neben  Landfrieden*  mit  benachbarten  Fürsten,  Judenprivilegien,' 


aliquam  jnsticiam  presumat  exeroere.  Dux  vero  Austrie  de  dncatn  suo  aliud  ser- 
Ticiiim  non  debet  imperio  nisi  quod  ad  onrias  qnas  imperator  prefizerit  in  Bavaria, 
evocattts  veniat;  nullam  qnoque  expeditionem  debeat,  nisi  forte  quam  imperator  in 
regna  vel  provincias  Austrie  vicinas  ordinaverit  ....  Datum  Batisbone  XY.  S^al. 
Oot.  ind.  im.  anno  dominice  incarnationis  MCLYI  ....** 

*  Einige  Pririlegien  gibt  y.  Meiller  im  Arch.  f.  die  Kunde  österr.  Gesohichtsq. 
X.  91  ff.  PriT.  Theutonioorum  in  suburbio  Pragensi  manentium  um  1178 
(Jireezek  Codex  juris  bohemici,  L  28);  Statuta  ducis  Ottonis  (Jus  Gonradi) 
von  1222  bei  lireczek  p.  64  sqq.;  Statuta  ducis  Ottonis  secundum  confirmationem 
proTiuoiae  Brunnensi  datam  1229  (ibid.  p.  62);  daselbst  die  übrigen  für  Böhmen  und 
Mähren. 

»  K.  Rudolphs  V.  1387  (Leg.  n.  452.)  o.  44.  „Swaz  ouoh  die  furste  oder  die 
Ifliitherren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  sezzeni  und  maohent  disem  lantfrieden 
Hn.  bezzeronge  und  zu  vestenunge,  daz  mugen  si  wol  tun,  und  damitte  brechen  sie 
des  lantfridis  niht.''  Bairisohe  Landfrieden  von  1244,  12ÖÖ,  1281.  Monumenta 
Wittelsbacensia.  Quellen  zur  deutsch,  u.  bayer.  Gesoh.  München  1867.  X.  77,  141« 
338.  L.  Bockinger  Zur  äusseren  Gesch.  der  ältesten  bayer.  Landfrieden. 
MüBch.  1866. 

»  Priv.  K.  Friedrichs  H.  für  die  "Wiener  t.  1238,  H.  Friedrichs  TL,  von  1244, 
bestätigt  von  K.  Rudolph  t.  1277;  für  Böhmen  (Rössler  Prager  Recht  S.  177  ff. 
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Satzungen  über  Regalien*  (Bergbau,  Münz-  und  Marktwesen)  den  Haupt- 
inhalt der  landesherrlichen  Gesetze. 

IL  Die  Land  rechte  dieser  Zeit  fixiren  durchgehends  bestehendes 
(Gewohnheits-)  Recht  Sie  sind  bald  Yon  den  Herren  mit  Zustinunung 
der  Stände  gegeben,  bald  nur  Aufzeichnungen  von  Urtheilen,  Statuten 
u.  dgl.^  Unter  ihnen  zeichnen  sich  aus:  die  theils  yon  der  Obrigkeit, 
theils  Privaten  in  lateinischer ,  friesischer  und  niederdeutscher  Sprache 
im  13.  und  14.  Jahrhundert  aufgezeichneten,  dem  durch  die  beibehaltenen 
Volksversammlungen  fortgebildeten  Rechte  entnommenen  friesischen 
Gesetze  (Landrechte,  liudkesta,  kesta,  domar);^  das  öster- 
reichische Landrecht  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  welches 
über  Gerichtsbarkeit,  Verbrechen  und  ihre  Strafen,  Uebertragung  und 
Vererbung  von  Eigen,  Leibzucht,  Lehen,  eheliches  Güterrecht,  Civilklagen, 
Münzwesen,  Landfrieden,  Vogtei,  Dienstmannenrecht,  Zöllen. s.w.  handelt;^ 


Statuta  Jttdaeorum  von  1254  bei  lireczek  1. 130 sqq.),  Mähren  (RSssler 
Brünner  Recht  8.  367  ff.).  Tomaschek  Deutflcbes  Recht  in  Oesterreich  im  drei- 
zehnten Jahrh.  "Wien  1869,  S.  18  ff.),  Schlesien,  Ungarn,  Polen  u.  s.  w.  im 
Laufe  des  13.  bis  15.  Jahrh.    Nachweise  bei  Gen  gl  er  Grdr.  S.  688  ff. 

^  Bergordnung  für  Schlesien(Gaupp  Schles.  Landr.  S.  229  ff.),  Berggesetze 
für  Iglau  (F.  Bischoff  österr.  Stadtr.  u.  Privil.  Wien  1867  S.  43  ff.),  Böhmen 
(lireczek  p.  114  die  jura  montium  et  montanorum  für  Iglau  um  1249; 
Constitution  es  jures  metallici  K.  Wenzels  II.  von  1300  das.  p.  266  sqq.). 

^  Frid.  II.  (Heinrici  regis)  Sententia  de  jure  statuum  terrae  vom  1.  Mai  1281 
(Leg.  II.  283.) :  ^Notum  esse  cupimus  uniyersis,  quod  nobis  apud  Wormaciam  curiam 
solennem  celebrantibus,  in  nostra  presentia  petitum  fuit  dif finiri,  si  aliquis  dominorum 
terrae  aliquas  constitutiones  vel  nova  jura  facere  possit,  melioribus  et  majoribus 
terre  minime  requisitis.  Super  qua  re,  requisito  consensu  prinoipvm,  fuit  taliter 
definitum,  ut  neque  prinoipes  neque  alii  quilibet  constitutiones  vel  noYa  jura  facere 
possint,  nisi  meliorum  et  majorum  terre  consensus  primitus  habeatur.* 

^  Asega-Buch  ein  altfriesisches  Gesetzbuch  der  Rüstringer.  Herausg.,  Übers, 
u.  erläut  y.  T.  D.  Wiarda,  Berl.  u.  Stettin  1806.  4.  —  Vgl.  §.  33*. 

^  Es  findet  sich  in  einer  älteren  und  jüngeren  Redaction,  jene  in  Ludwig 
Reliquiae  manuscr.  FV.  p.  3.,  letztere  bei  S  enckenb  er g  Yision.  divers,  p.  213  sqq., 
beide  am  Besten  neu  durch  A.  v.  Meiller  im  Archiv  f.  die  Kunde  österr.  Ge- 
schichtsq.  X.  148  ff.  Die  ältere  hat  66,  die  jüngere  86  Artikel.  H.  Siegel  „Die 
beiden  Denkmale  des  Österreichischen  Landrechts  und  ihre  Entstehung*',  Wien  1860 
versucht  darznthun,  dass  die  eine  Redaction  eine  Aufzeichnung  des  Rechts  zum 
Zwecke  der  Vorlage  behufs  kais.  Bestätigung,  die  andere  den  Entwurf  der  kais. 
Ordnung  für  das  Land  bilde,  beide  in  das  J.  1287  fallen,  als  K.  Friedrich  IL 
Oesterreich  nach  der  Aechtung  Friedrichs  von  Oesterreich  in  seiner  Hand  hatte; 
beide  hätten  niemals  gesetzliche  Geltung  erlangt,  aber  wohl  Einfluss.  Diese  Ansicht 
vertheidigt  er  gegen  Hasenöhrl  üeber  den  Character  und  die  Entstehungszeit 


Stadtreohte.  157 

die  Culmische  Handfeste  von  1233  (1251);^  das  baierische  Land- 
recht von  1346;^  Ritter-  und  Landrecht  der  Grafschaft  Berg 
von  1350;*®  Landesordnung  für  Salzburg  vom  Erzbischof  Friedrich  HL 
von  1328."  Dazu  manche  im  15.  Jahrhundert  gemachte  Aufzeichnungen 
von  Gewohnheitsrechten  z.  B.  das  Dithmarser  Landrecht  von  1447.*^ 
m.  Gegen  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erliessen  manche  Landes- 
herren mit  Zustimmung  der  Landstände  Landesordnungen,  welche 
die Yerfassung,  Sicherheitspflege u. dgl.  behandeln.  So  die  thüringische 
von  1446,  baierische  von  1474,  1491,  sächsische  von  1482,  würt- 
temb  ergische  von  1495."  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens 
begann  die  landesherrliche  Gesetzgebung  im  15.  Jahrhundert,  wie  die 
hessische  1445,  baierische  1474,  sächsische  1488  Gerichts- 
ordnung zeigen. 

§.  60. 

D.  Stadt  rechte.* 

I.  Der  Aufschwung    des  Handels,    grosser  Fremdenverkehr,    die 
Hebung  der  Gewerbe,  die  Zunahme  der  Bevölkerung  aus  verschiedenen 


des  ältesten  österr.  Landr.  (auch  Oesterr.  Landesr.  im  13.  und  14.  JahrhJ  Wien 
1867.)  im  Ar  eh.  für  österr.  Gesch.  Bd.  36,  S.  291  ff.,  in  den  Sitz.-Ber.  der  hist. 
phil.  Ol.  Bd.  LY.  S.  5ff.  Arn.  Lusohin  Die  Entsteh ungszeit  d.  österr.  Landes- 
rechts. Graz  1872.  4.  kommt  mir  bei  der  Gorrectur  zu,  ebenso  d  e  s  s.  Die  steirischen 
Landhandfesten,  das.  1872. 

s  Liter,  u.  Ausg.  bei  Gengier  Stadtrechte  8.  227  ff.,  Codex  jur.  mun.  L  681. 

9  V.  Freyberg  Sammlung  histor.  Schriften  u.  Urkunden  IV.  381  ff.  (28  Titel 
mit  360  Abschr.).  L.  Rockinger  Vorarbeiten  zur  Teztausgabe  von  Kaiser  Lud- 
wigs oberbairischen  Landrechten.    Münch.  1868. 

^^  Lacomblet  Archiv  f.  die  Gesch.  des  Niederrheins.  L  S.  30 ff.  gedruckt  79  ff. 

^^  RÖssler  über  die  Bedeut.  u.  Behandl.  der  Gesch.  des  Rechts  in  Oesterr. 
1847,  Urkundl.  ßeitr.  8.  I— VI. 

12  Miohelsen  Samml.  altdithmarsoher  Rechtsquellen,  Altena  1842. 

Ueber  die  Versuche  Wenzels  IL  für  Böhmen  ein  Landrecht  zu  geben  und 
die  Karls  IV.  (majestas  Carolina)  Palacky  Gesch.  r.  Böhmen  IL  Abth.  I. 
366.,  Abth.  IL  290  ff.,  381  ff.  Hierher  für  Böhmen  die  Rechtsbücher:  des  Andreas 
von  Duba  (1343 — 1397),  das  Rosenberger;  für  Mähren  das  Tobitschauer- 
buch  (um  1460),  des  Ctibor  von  Drnovic  Rechtsbuch,  dazu  ungedruckte  Ver- 
arbeitungen des  Landrechts  aus  dom  Schwabenspiegel,  welche  eine  Handschrift  des 
Prager  Stadtarchivs  enthält;  diese  Arbeit  liegt  der  spätem  yon  Briccius  zu 
Grunde.  —  Siehe  noch  Ferd.  Bischoff  Ueber  ein  mittelalterl.  steierm.  Land- 
recht,  Graz  1868. 

1'  Nachweise  bei  Kraut  Grdr.  §.  7.  S.  17  ff.  der  6.  Ausgabe. 

*  Abdrücke  und  Nachweise  geben:  Gaupp  deutsche  Stadtrechte  des  Mittel- 
alters.   Breslau  18dl  f.,  2  Bde.    Gen  gl  er  deutsche  Stadtr.  des  Mittelalt.,  2.  Ausg. 
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Ständen,  das  verschiedene  Yerhältniss  der  Städte  zu  dem  Landesherm, 
Vogte  u.  8.  fc,  alle  diese  Gründe  führten  zu  Privilegien,  welche  an- 
fänglich meist  im  Interesse  ihres  Herrn,  so  besonders  in  den  alten 
Bömerstädten,  das  Aufblühen  der  Städte  durch  Exemtion  von  der  Grafen- 
gewalt und  Ertheilung  von  Vorrechten  bezweckten,  bald  aber  die  Frei- 
heit der  Bürger  zur  Selbstregierung  gegenüber  den  Beamten,  den  Vögten 
des  Herrn  im  Auge  hatten,  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Bürger- 
schaft schlichten  sollten.  Solche  Privilegien  gab  man  auch  bei  der  Er- 
hebung eines  Ortes  zur  Stadt.  Gleiche  Verhältnisse,  Lebensweise  und 
Zwecke  brachten  im  Grossen  und  Ganzen  ein  gleichförmiges,  in  den 
einzelnen  Theilen  Deutschlands  zufolge  der  engeren  Beziehungen  über- 
einstimmendes Recht  der  Städte  hervor,  das  Weichbildrecht.*  Sein 
in  dem  Privilig  beschlossener  Kern  mehrte  sich  durch  spätere  Privilegien, 
Gewohnheiten,  Schöffensprüche,  Satzungen  des  Rathes,  so  dass  man  sich 
veranlasst  fand,  allmäUg  das  Recht  zusammenzustellen  und  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  revidiren.  Es  bildete  sich  dies  Stadtrecht  später  besonders  fort 
durch  Anlehnen  an  die  Landrechtbücher,  durch  den  Rechtszug  an  die 
Oberhöfe,  wodurch  der  Oberhof  seine  Kenntniss  erweiterte,  die  berufende 
Stadt  ihr  Recht  läuterte.  Diese  Weisthümer  bilden  eine  der  wichtigsten 
Quellen  besonders  für  das  Privatrecht.  Neben  diesem  mehr  und  mehr 
zusammengestellten  einheitlichen  Weichbildrechte  wurden  für  einzelne  be- 
sondere Verhältnisse  vom  Landesherrn  oder  der  Stadt  selbst  Normen 
erlassen,  für  die  Polizei  in  den  Bauersprachen*  der  norddeutschen 
Städte,  für  die  Handhabung  des  Friedens  in  den  Friedensbüchern, ^ 


Erlang.  1866.  D  e  b  a.  Codex  Juris  Municipalis  Germaniae  medii  Aevi.  Regesten  and 
Urkuaden  zur  Yerfassungs-  und  Bechtsgosch.  der  deutschen  Städte  im  Mittelalter. 
Bd.  L  Erlang.  1863  (von  A.  bis  D)  A.  v.  Meiller  Oesterr.  Stadtr.  u.  Satzungen 
aus  der  Zeit  der  Babenberger  im  Arch.  für  Kunde  österr.  Gesch.  X.  89  ff.  Ford, 
Bischof  Oesterr.  Stadtr.  u.  Privil.  Wien  1857.  Vgl.  auch  Kraut  Grundr.  §.  8. 
8t ebbe  I.  482  ff.  Für  die  Art  der  Aufzeichnung,  Abfassung,  Bewahrung:  G. 
Home 7 er  Die  Stadtbücher  des  Mittelalters  insbesondere  das  Stadtbuch  yon  Qued- 
linburg. Berlin  1860.  4.  Stumpf  Zur  Kritik  dor  deutsch.  Städte  -  Privilegien  im 
XII.  Jahrh.  Wien  1860. 

^  üeber  die  Etymologie  (weich  =  sanctus,  weichbild  das  durch  das  Bild  des 
Schutzheiligen  bezeichnete  Territorium;  wie,  weich  =  Stadt,  also  Stadtbild,  Ro- 
landsbild, welches  als  Symbol  des  Königsfriedens  in  den  Städten  gestanden;  nach 
Moser  von  w i c h  =  Dorf,  Stadt,  und  bilden,  holen,  abzirkeln  =  abgeschlossener 
Bezirk).    Stobbe  I.  483.  N.  1.    Zöpfl  Alterth.  m.  344  ff. 

«  Eichhorn  R.G.  §.284.N.  d.  Michelsen  Oberhof  S.  137.  Anm.,  Gengier 
Stadtr.  S.  553.,  Stobbe  I  498  f. 

'  Stobbe  Rechtsqu.  I.  499  f.  N.  48. 
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Zunftordnungen«  u.  dgl.  War  das  Stadtrecht  vom  Landesherm  ge- 
geben, so  lies  man  es  meist  vom  Kaiser  bestätigen,  in  den  Städten  des 
Beiches  ging  man  den  Kaiser  um  dessen  Verleihung  an.^ 

IL  Das  älteste  bekannte  Stadtrecht  ist  das  von  Strassburg^  aus 
dem  11.  Jahrhundert  in  lateinischer  Sprache  mit  deutscher  Uebersetzimg 
aus  dem  13.,  ein  Privileg  über  die  Stellung  der  bischöflichen  Beamten 
und  des  Bischofs  zur  Stadt  und  den  einzelnen  (gewerbtreibenden)  Klassen 
der  Bevölkerung.  Es  ist  später,  zwischen  1245  und  1260,  vielleicht 
1249,  sehr  erweitert  worden  und  Quelle  vieler  schwäbischer  Stadtrechte. 
Wichtig  ist  weiter  das  Stadtrecht  von  Köln,  welches  wir  aus  der  Ver- 
leihung an  Freiburg  im  Breisgau  durch  H.  Conrad  von  Zähringen 
1120^  kennen.  Auf  diesem  ruhet  die  Berner  Handfeste  von  1218,® 
durch  goldene  Bulle  Friedrichs  II.  bestätigt.  An  das  Stadtrecht  von 
Köln  schlössen  sich  an  die  meisten  rheinischen  Städte.^  Neben  ihm 
ist  für  die  fränkischen  besonders  das  Recht  von  Frankfurt  am 
Main^^  eine  Quelle  geworden,  dessen  ältester  bekannter  Freiheitsbrief  von 


♦  J.  A.  Ortloff  Corpus  juris  opificiarii  oder  Samml.  von  allgem.  Innungsges. 
u.  Verordn.  für  dio  Handwerker.  Erlang.  1804. 

^  Privil.  Budolphs  für  Augsburg  Ton  1276:  ^Hinc  est,  quod  supplicantibus 
nobis  dilectis  fidelibus  nostria  oivibus  Augustensibus,  ut  cum  ipsi  quasdam  sententias 
sive  jura  pro  communi  in  unum  coUegerint  ac  scripturam  memoriae  commendayerint, 
et  adhuo  ampliora  et  utilia  cum  prioribus  velint  reponere,  et  exinde  codi  com 
conficero,  nos  tarn  scripta  quam  scribenda  velimus  auctoritatis  nostre  munimine  con- 
firmare.  Nos  ipsorum  precibus  benignum  prebentes  assenaum,  jura  siye  sententias 
scriptas  et  scribendas  sub  debito  juramenti  confirmamus,  confirmatas  presentis  deoreti 
munimine  roboramus.*^ 

*  Lat.  u.  deutsch  bei  Gaupp  I.  82,  lat.  Gen  gl  er  S.  471. 

1  Gaupp  n  19  ff.  Das  8.  28  ff.  der  Freiburger  Stadtrodel  aus  dem  An- 
fange des  13.  Jahrh.    Gengier  S.  124  ff.     Codex  I.  515  ff. 

8  Gaupp  II.  88  ff.  Gengier  S.  22  ff.  Anschliessend:  Handfeste  von  Laupen 
1275  durch  Rudolph  I.,  Freiburg  im  üechtlande  1219  durch  Berthold  IV.  Ton 
Z&hringen,  Thun  1264  u.  s.  f.  bei  Gaupp  a.  a.  0.  v.  Segesser  Das  alte  Stadk*. 
Ton  Luzem,  Basel  1855.  Joh.  Keyer  Der  Schaffhauser  Richtbrief.  Die  ältesten 
Satzungen  der  Stadt  a.  d.  Jahre  1261,  Sohaffhausen  1807.  Pözl  Krit.  Yiertel- 
jahrsschr.  11.  463.  über  Basel. 

9  Andernach,  Rees,  Colmar.  Von  letzterem  Orte  aus  yerbreitete  es  sich  in 
Schwaben,  dem  Elsass  und  der  Pfalz.  Gen  gl  er  Codex  I.  516.  Statuta  und  Con- 
cordata  der  freien  Stadt  Köln.  1570,  72. 

^^J.  G.  Chr  Thomas  der  Oberhof  zu  Frankfurt  a.  M.  u.  das  fränkische 
Recht  in  Bezug  auf  denselben.  Ein  Nachlass  herausg.  Ton  L.  H.  Buler  u.  be- 
yorwortet  yon  J.  Grimm,  Frankf.  1841.  Gen  gl  er  Stadtr.  S.  111  ff.  Ueber  das 
interessante  Recht  yon  Bamberg:  Gengier  Codex  I.  106  ff. 
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K,  Eonrad  IV.  von  1240  ist.  Ihm  folgen  die  Stadtrechte  der  Wetterau 
und  in  Hessen.  In  Thüringen  war  besonders  das  von  Eisenach 
seit  alter  Zeit  massgebend,  neben  welchem  Erfurt  und  Nordhausen 
hervortreten,  obwohl  alle  innerhalb  der  engeren  Grenzen  wirkten."  In 
den  baierischen  (Donau-) Ländern  hat  sich  kein  hervorragendes  Stadt- 
recht ausgebildet.  Am  einflussreichsten  wurde  das  von  Begensburg 
als  dem  Hauptsitze  des  alten  norischen  Herzogthums.^'  Mit  ihm  ver- 
wandt ist  das  Stadtrecht  von  Nürnberg,  dessen  ältestes  Privileg  von 
1219"  ist,  und  Eger  (Privileg.  K.  Rudolphs  I.  von  1279).**  Das  von 
Eger  fand  Eingang  in  einzelnen  Städten  des  südlichen  Böhmens. 
Unter  den  österreichischen  Städten  nimmt  einen  hervorragenden 
Platz  ein  und  hat  anderen  zum  Muster  gedient  das  von  Enns  von  Leo- 
pold dem  Glorreichen  (1198 — 1230)  vom  J.  1212,  welches  auf  keinem 
direkten  Vorbilde  ruhet,  auch  keinen  Bechtszug  voraussetzt;"  femer 
das  Stadtrecht  von  Wien,  welches  manche  AehnUchkeit  mit  dem  Ennser 
hat,  aber  viel  ausgebildetere  Verhältnisse  voraussetzt.  Es  gehört  hierher 
das  für  Wien  im  J.  1221"  vom  Herzog  Leopold  dem  Glorreichen,  der 
Freiheitsbrief  K.  Friedrichs  H.  für  Wien  von  1237,"  das  Stadtrecht  H. 
Friedrichs  H.  für  Wien  von  1244,"  H.  Leopolds  von  1221--1230*^  für 
Wiener-Neustadt,  Preiheitsbrief  für  dessen  Bürger  von  H.  Fried- 
rich n.  von  1239,*^  desselben  Satzungen  von  1244."   Eigenthümlich  und 


11  Gau pp  I.  XXTIIL,  193  £f.  über  das  Eisenacher  von  1283. 

la  Gaupp  I.  XXX.,  das  älteste  Priyileg  Friedrichs  11.  y.  1230  S.  166  ff., 
Gengier  S.  372  ff. 

«  Gaupp  I.  171  ff.    Gengier  8.  320  ff. 

*♦  Gaupp  I.  189  ff.    Gengier  8.  97  ff.    Bischof  8.  29. 

1^  Gaupp  U.  206.,  von  Neuem  nach  dem  Originale  abgedr.  durch  v.  Meiller 
8.  96  ff.  Dahin  die  hier  8.  92  t  nach  dem  Orig.  gedr.  „Satzungen  für  die  nach 
der  Stadt  Enns  Handel  treibenden  Kaufleute  der  Stadt  Regensburg  und  einiger 
anderer  Städte  Deutschlands*'.  Ein  ähnliches  Privileg  gab  H.  Leopold  (das.  8.  93.) 
1192  für  die  nach  Oesterreich  überhaupt  Handel  treibenden  Bürger  von  Regensburg. 

i<i  Gaupp  IL  226  ff.,  Gengier  8.  629  ff.,  Bischof  8.  173  ff.  Das  älteste 
Privileg  ist  v.  1208  für  die  in  Wien  angesiedelten  Niederländer  (Flandrenses).  Das 
von  1221  am  Besten  bei  v.  M eil  1er  8.  100  ff. 

"  Bei  V.  Meiller  8.  126  ff.  An  dies  schliessen  sich  die  Satzungen  £.  Fried- 
richs n.  V.  1238  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  Wien  (das.  8.  127  ff.). 

^  Gedr.  bei  v.  M eil  1er  a.  a.  0.  8.  131  ff.  zum  erstenmale. 

«  Bei  V.  Meiller  a.  a.  0.  8.  107—124. 

u  Abgedr.  das.  8.  128  ff. 

"  Das.  8.  129—131.  Das.  138  ff.  H.  Friedrichs  H.  Stadtrecht  für  Haimburg 
(in  deutscher  Sprache)  von  1244,  8.  146  ff.,  die  Satzungen  H.  Friedrichs  von  1244 
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in  mannigfacher  Hinsicht  bedeutend  ist  das  Stadtrecht  von  Augsburg, 
dessen  Grundlage  ein  1104  von  Heinrich  lY.  zu  Regensburg,  1152  von 
Friedrich  I.  bestätigtes  Privileg  bildet." 

Yon  dem  grössten  Einflüsse  auf  die  deutsche  Rechtsbildung  über- 
haupt, sowohl  durch  ihren  innem  Werth*  als  ihre  weit  über  die  Grenzen 
'  des  Stammes  ja  selbst  Deutschlands  hinausreichende  Verbreitung,  sind 
die  sächsischen  Stadtrechte  geworden.^  Unter  ihnen  scheiden  sich 
zwei  Gruppen,  deren  Yerschiedenheiten  einmal  auf  Stammesunterschieden, 
sodann  im  Rechte  besonders  darauf  beruhen,  dass  in  der  ersteren  das 
eheliche  Güterrecht  die  hervorstechende  Richtung  nach  Gemeinschaft 
trägt,  während  in  der  zweiten  das  Recht  des  Sachsenspiegels  mehr  oder 
minder  festgehalten  wird  und  keine  Gemeinschaft  besteht,  die  west- 
fälische und  ostfälische  Gruppe.  Für  die  Rechtsgeschichte  über- 
haupt ist  in  jener  Gruppe  hervorragend  das  Recht  von  Dortmund,  an 
welches  sich  direkt  und  mittelbar  viele  Städte  Westfalens  anschlössen,^^ 
bei  Weitem  aber  noch  mehr  das  von  Soest'^  Dessen  älteste  Willkür 
ist  von  1120,  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrh.  neu  verfasst.  Hierzu 
kommen  die  Statute  über  die  Stadtverfassung  von  1259  und  1283;  im 
14.  Jahrh.  erhielt  es  eine  neue  vermehrte  Redaction.  Mit  dem  Recht 
von  Soest  be¥ridmete  H.  Heinrich  der  Löwe  die  neu  erworbene  Stadt 
Lübeck,"  wahrscheinlich  um  1153.  K.  Friedrieh  L  (1188)  und  Fried- 
rich n.  (1226)  erneuerten  und  bestätigten  dasselbe.   Dazu  kam  1270  die 


über  die  Rechts YerhftltuisBO  der  Juden  in  Oesterreich.  Stark  Das  Wiener  Weich- 
bildreoht,  Wien  1861.  Sandhaas  Zur  Gesch.  des  Wiener  Weichbildr.  Wien  1863. 
Lorenz  Die  beiden  ältesten  Wiener  Stadtrechtspriyil.  K.  Rudolfs  I.  Wien  1864.-— 
Tomaschek  Die  ältesten  Statuten  der  Stadt  und  des  Bisthums  Trient  in  deutscher 
Sprache  (nach  einer  Hdschr.  v.  1363),  Wien  1861. 

>*  Ganpp  U.  186  ff.  Ueber  das  Stadtrechtsbuch  von  1276  und  dessen  Yer- 
hältniss  zum  Sohwabenspiegel.  Merkel  de  republ.  Alam.  p.  95.  n.  12.  p.  97.  n. 
20.,  Fioker  Spiegel  deutscher  Leute  S.  163—158. 

"  Vgl.  die  Einleit.  bei  öaupp  L  XX  ff. 

*♦  Bei  W  i  g  a  n  d  Gesch.  von  Coryey  I.  Abth.  IE.  Anl.  2.  Nachweise  für  den 
Bechtszug  in  v.  Kamptz  Die  Provinzial-  und  statutarischen  Rechte  in  der  preuss. 
Monarchie,  Berl.  1826,  3  Theile  in  2  Bdn.  Im  Herzogthum  Westfalen  ist 
das  bedeutendste  das  von  Ruthen,  dem  fast  alle  Städte  desselben  folgen.  Sei- 
bertz  die  Statutarr.  u.  Gewohnheitsr.  des  Herz.  Westph.  Arnsb.  1838.  S.  83  ff. 
Li  Engern  das  Recht  yon  Paderborn,  Münster  u.  a.,  auf  denen  yiele  ruhen. 

"  Gaupp  L  XXII.  ff.  Gengier  S.  438  ff.,  Abdrücke  bei  Selb  er tz  Ur- 
kundenbuch  zur  westfäl.  Gesch.  I.  Nr.  42,  IL  Nr.  719. 

>6  T.  Fr.  Haoh  das  alte  lübische  Recht,  Lüb.  1839.  L.  J.  Michelsen  der 
ehemalige  Oberhof  zu  Lübeck  und  seine  Rechtssprüche,  Altena  1839. 

▼.  Schulte,  Reichs-  u.  Reehtagesch.    8.  Aufl.  11 
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justitia  Lubicensis  und  auch  seit  Anfang  des  18.  Jahrb.  deutsche 
Abfassungen.  Auf  lübischem Rechte  fusst  das  Recht  der  holsteinischen 
(auch  einzehier  schleswigischen)  und  der  meisten  Küstenstädte  der 
Ostsee  bis  nach  Est-  und  Liefland  hin.'^ 

Neben  dem  lubischen  ist  das  bedeutendste  das  von  Magdeburg." 
Seine  älteste  Fassung  ist  die  Constitutio  des  Erzbischofs  Wichmann  von 
1188.  Ausgebildet  ist  es  durch  die  Mittheilungen  an  andere  Städte, 
welche  unendlich  zahlreich  waren,  sodann  durch  die  Schöffensprüche, 
die  von  den  Tochterstädten  eingeholt  wurden.  Seine  wichtigsten  Tochter- 
städte smd  Halle,  Leipzig,  Brandenburg,  Culm"  und  Bres- 
lau.*^ Von  letzterer  Stadt  hat  es  sich  über  Schlesien,  den  nördUchen 
und  nordwestlichen  Theil  von  Böhmen,'*  nach  Mähren"  und 
Polen"*  hin  verbreitet.  Ebenso  wurde  es  von  den  anderen  Tochter- 
städten weiter  verpflanzt,  so  dass  es  fast  den  ganzen  Osten  unterhalb 
der  Küstenländer  einnahm."  Zur  Klasse  der  sächsischen  Stadtrechte  ge- 
hört endhch  noch  das  von  Goslar.**  Sein  erster  Freiheitsbrief  ist  vom 
K.  Friedrich  II.  vom  Jahre  1219.     Goslarisches  Recht  hatten  viele  säch- 


>?  Aufgezählt  bei  Mi  che  1  Ben  8.  47  ff.  Einzelne  Tochterstädte  (z.  B.  Ro- 
stock) worden  selbst  Mutterstädte,  bei  einzelnen  findet  sich  eine  Yersohmelzung 
mehrerer  Rechte.  Ueber  das  mit  ihm  zusammenhangende  Recht  von  Hamburg 
siehe  J.  M.  Lappenberg  Die  ältesten  Stadt-,  Schiff-  und  Landrechte  Hamburgs. 
Hamb.  1845. 

*s  Gaupp  Das  alto  Magdeb.  und  Hallisohe  Recht.  Bresl.  1826,  dess.  Stadt- 
rechte  L  XXII.  ff.,  II.  S.  256  ff.  „Beitr.  zur  Geschichte  des  deutschen,  namentlich 
des  Sachs,  magdeb.  Rechts  in  verschiedenen  böhmischen  Städten.^  üeber  seine 
Form  im  s.  g.  Weichbildrechte  §.  65  L  b. 

*9  £.  K.  Leman  das  alte  Kulmische  Recht,   mit  einem  Wörterb.,  Berlin  1838; 
Gengier  S.  227  ff.    Zcitschr.  f.  d.  R.  XVIL  406.    Unten  §.  65. 

•0  Gaupp  a.  a.  0.  Gengier  S.  47  ff.  O.  Franklin  Magdeb.  Weisthümer 
fflr  Breslau,  Bresl.  1856. 

'^  Koniggrätz,  Chrudim,  Glatz,  Leitmeritz,  Leitomischl,  Brau- 
nau,  Hohenmauth  u.  a.    Gaupp  II.  256  ff.    Palacky  Gesch.  ü.  I.  S.  157  ff. 

»  Hier  galt  es  in  Neustadt  seit  1221,  Olmütz  vor  1229.  Vgl.  Bischof 
S.  111.,  Gengier  8.  336. 

'*A  R  0  c  p  e  1 1  üeber  die  Verbreitung  des  Magdeburger  Stadtrechts  im  Gebiete 
des  alten  polnischen  Reichs  ostwärts  der  Weichsel  1858. 

^  üeber  dessen  Mischung  mit  dem  labischen  Gaupp  I.  XXTII.  f. 

^  0.  Göschen  die  Goslarischen  Statuten  mit  einer  vergleich.  Zusammenst. 
der  darin  enth.  Rechtss.  unter  Yergl.  des  Sachssp.  und  vermehrten  Ssp.  Berlin 
1840.  Ortloff  Rechtsbuch  nach  Distinctionen,  Einleitung  S.  XXY.  f.,  Gengier 
S.  164  ff. 


Hofreohte,  Dienstreohte,  Dorfreohti 

Bisch  -  thüringiachfl  Städte,"  welche  aucb  ihren  K 
Bahmen. 

Yon  grOBser  BedeatUDg  sind  noch  die  zwar  nüt 
in  Yerwandtschaft  stehenden ,  aber  eelbstatäsdigei 
Iglan  und  Brunn.  Das  Prager'*  ist  gebildet! 
Fürsten  von  Wratislaw  IL  (1061—1092)  an  bis 
aus  verschiedenen  Sammlungen ,  Statuten  u.  s.  w. 
in  vielen  Bergstädten  geltend  gewesen.  Bas  Bi 
seiner  bis  ins  Kleinste  bekannten  Entwicklung  eini 

in.  Im  Laufe  des  15.  Jahrh.  sind  viele  diose: 
yerbessert  und  vermehrt.  Dabei  hat  sich  im  Ganz 
fremden  Rechts  noch  in  keiner  überwiegenden  W< 
obwohl  er  bereits  beginnt,  namentlich  im  Forderun 

§.  61. 


I.  Im  Zeiträume  von  900—1200  hatte  sich  al 
sichern  Stellung  der  Eigengehörigen  (Halbfreien,  K( 
u.  B.  f.)  zu  den  Herren,  der  veränderten  Stellung 
munitäts-Landesherren  die  Nothwendigkeit  fester  No 

»  Alten bnrg  iBtsdtr.  Ton  1268,  Osupp  I.  Sffi 
Halbsritadt,  Nordhauaeu  u.  a. 

K  C.  F.  Bflesler  Dentiohe  Rechtadenkmäler  aue  B01 
das  altprager  Stadtreoht  etc.,  Prag  1845.  Derselbe  gibt  Obe 
Städte  Dach  Frag  Auskunft. 

»  Qengler  S.  S09  ff.,  ROssler  8.  XXX.  und  Bd.  I 
Brann  a.  d.  18.  und  14.  Jahrh.  Prag  1863.  S.  XV.  KXIT. 
Beobt  JD  Oesterreicb  im  dreizehnten  Jahrhundert  auf  Or 
Ton  Iglau,  Wien  I86Ö.  Es  bietet  lugleich  eine  Untersuohui 
Landrecht  und  ist  für  die  Beohtageeohiohte  sehr  irerthToll. 
'-glau  in  Mähren  und  seine  BohöffensprOche  aui  dem XIII 
inafar.  Handsehr.  herausgeg.  und  erl&ut.    Innsbr.  1863. 

*'  Tgl.  die  Citirten  und  Btohbe  8.  5^0  ff.    Zeitsoll 

*^  Eine  Ausnahme  bildet  z.  B.  BrQnn,  in  dessen  Rec 
EinSuSB  des  rOmisohen  zeigt. 

^  FOr  die  Geschichte  des  Rechts  mancher  Städte  tob 
recesse.  Bd.  I.  (her.  durch  die  histor.  Comm.  Dieser  Bd.  i 
1870.    Entfallt  die  von  1350—1480. 

*  Aug.  Freih.  von  Fttrth  Die  Ministerialen,  E91n 
hörn  9.  259.     Naohweis  bei  Kraut  arundriss  g.  9.     Stol 
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wurden  unter  Begünstigung  des  Kaisers  und  der  Herzöge ,   welche  sich 

dadurch  treue  Anhänger  erwarben,  durch  Verträge  mit  den  Herren  oder 

durch  Privilegien  geschaffen  und  trugen  bei  der  ziemlichen  Gleichförmigkeit 

der  Yerhältniase  im  Ganzen  einen  gleichartigen  Charakter.     "Wichtig  sind 

justitia  ministerialium  ecclesiae  Babe- 

inatrecht  der  Bienstmannen  der  ErzstiHe  Köb  und 

;  Hildesheim,  Basel,  Worms  u.  a.' 

ifzeichnungen  gibt   es  riicksichtUch    der   Beamten 

Rotulus  officiorum.' 

ihnrccht  sind  nur  einzelne  kleinere  Gesetze  er- 
lutache  Lehnrecht  der  Rechtabücher  nicht  wesentlich 
i  Eindringen  des  langobardischen  aber  ihre  Bedeu- 
ren.ä 

ht  der  um  den  Hermhof  liegenden,  sowie  der  freien 
le  grosse  Zahl  von  Weisthümern,  Weisungen, 
in  der  Betheiligten,  die  nach  und  nach  aufgezeichnet 
[uen  Ton  den  Herren  gegebene  Rechte.  Alle  diese 
ise  Mannigfaltigkeit,  haben  jedoch  gewisse  Sätze 


E^el  Dos  Bischofs-  und  Diengtmaiiiienrecht  von  Basel  in 
dea  XIIL  Jahrhunderts,  Basel  1852.  Gengier  Das  Hof- 
:;hard  von  Worms,  Erlangen  1859.  E.  Johanns  t.  Böhmen 
Jehns-  und  Bauleute  des  Elboguer  Bezirkes  bei  ROssler 
long    der    Oesobichte    des   BeohiB    in  Oesterreioh.     Beilage 

9.  033  ff.  der  rot.  off.  Hoinoiensium  abgedruckt, 
ae  bei  Kraut  Grundr.  J.  9  ff- 

:bümer,  Göttingen  l!)4iJ— 42.  3  Bde.  Fortges.  tod  Maurer, 
eubäok  Oegterr.  BechtsbQcher  des  Mittel  alters.  Pantei- 
Ed.  Osenbrüggen  Bechtaaltertliümer  aus  öeterr.  Pantei- 
z-Bor.  XLI.  S.  166  ff.  Die  Salzbufgisohen  Taidinge.  Im 
.  der  "WieB.  horanag.  von  H.  Siegel  und  K.  Tomasohek. 
1er  Das  Banntaidingsbuch  von  Ebaradorff  im  V.  0.  M.  B. 
rr.  Geschichtsquellen  XIL  207  ff.  11854).  Hardt  Loxem- 
xemb.  lStt3  ff.  v.  Chlumeoky  Einige  Dorfweistbamer  an» 
de  österr.  Geachiohtaqueüen  XVII.)  1857  .  Viele  schweizer 
nbrüggen  Deutsche  Becbtealtertbümer  aus  der  Schweiz, 
Manche  in  P.  Wigand  Wetzlar.  Beitr.  U.  2  (1867),  ZSpfl 
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F.  Die  Reohtsbücher.* 
I.  Des  dreizehnten  Jahrhunderts.** 

§.  62. 

*.  SachBenspiegel. 

I.  MU  dem  Namen  Sachsenspiegel  bezeichnet  man  ein  RechtS' 
buch,  bestehend  aus  einem  Buche  Land-  und  Lehnrechts.    A.  Das 


*  Homeyer  Die  deutschen  Reohtsbücher  des  Mittelalters  und  ihre  Hand- 
schriften, Berlin  1856.  Nachträge  dazu  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch,  von  Bohl  au 
I.  240.  Vm.  318.  Stobbe  11.176.  Steffenhagen  IV.  178.  188.  V.  468.  Hasen- 
ahrl  Yin.  820.  Ferd.  Bisohoff  Mittheil.  über  Handschriften  zumeist  Recht 
und  Gesch.  der  Steiermark  betr.  (Aus  d.  „Beitr.  z.  Kunde  steierm.  Geschichtsquell/ 
6.  Jahrg.)    Graz  1869.  —  Vieles  bieten  die  Mittheilungen  im  Serapeum  u.  a. 

**  A.  Sachsenspiegel,  a)  Allgemeine:  Homeyer  Die  Genealogie  der 
Handschrift  des  Sachsensp.,  Berlin  1859.  Dess.  Sachsenspiegel  erster  Theil,  Einl. 
S.  LI.  ff.  Kraut  Grundr.  §.  22.  Stobbe  Rechtsquellen  S.  288  ff.  —  b)  Ge- 
schichte der  Abfassung.  Homeyer  Sachs.  I.  Th.  S.  4  ff.,  n.  Th.  I.  Abth. 
Einl.  S.  45—66.,  II.  Abth.  S.  21—23;  in  dem  Monatsber.  d.  k5n.  Akad.  d.  Wiss.  zu 
Berlin  vom  29.  Oct.  1866  (S.  630  ff.),  —  Jul.  Weiske  über  das  Alter  desSachsp. 
in  Zeitschr.  für  deutsch.  Recht  I.  54—58.,  C.  R.  Sachsse  das.  X.  62—88.  XIV. 
90 — 112  —  c)  Ueber  sein  Verhältniss  zum  Schwabenspiegel.  Alex. 
▼.Daniels  de  saxonici  speculi  origine  ex  juris  communis  libro  sueyico  speculo 
perperam  nominari  solito,  Berol.  1852.  Homeyer  in  den  Monatsber.  der  Berliner 
Akad.  d.  Wiss.  t.  August  1854  S.  485  ff.,  Sachsse   in  der  Heidelb.  krit.  Zeitschr. 

1.  173  ff.  T.  Daniels  Alter  und  Ursprung  des  Sachsenspiegels  u.  s.  w.  Berlin 
1853.  Homeyer  Die  Stellung  des  Sachsenspiegels  zum  Schwabenspiegel,  Berlin 
1853.  Gaupp  in  Germanistische  Abhandlungen  Mannh.  1853,  IV.  und  V.  92  ff. 
Jul.  Ficker  über  den  Spiegel  deutscher  Leute  und  desesn  Stellung  zum  Sachsen- 
und  Schwabensp.  etc.  Wien  1857.  Homeyer  in  den  Monatsber.  d.  k.  Akad.  d. 
Wiss.  zu  Berlin.  Dez.  1857.  S.  622  ff.  Meine  Anzeige  in  Haimerls  Viertel- 
jahrsschrift I.  H.  2.  A.  Y.  Daniels  Spiegel  deutscher  Leute,  Handschriftenfund 
des  Prof.  Dr.  Ficker  zu  Innsbruck,  Berlin  1858.  J.  Ficker  über  die  Entstehungs- 
zeit des  Saohsensp.  und  die  Ableitung  des  Schwabensp.  aus  dem  Deutschenspiegel, 
Innsbr.  1859.  Zöpfl  Alterth.  n.  217.  d)  Handschriften,  Textabfassung 
und  Ausgaben  bei  Homeyer  Einl.  zu  I.  und  II.  Abth.  I.,  ferner  in  den  Lehr- 
büchern. Beste  Ausg.  Des  Sachsensp.  erster  Theil  oder  das  sächsische  Landrecht 
nach  der  Berl.  Handschr.   ▼.  J.  1369,    herausg.  Ton  C.  G.  Homeyer,   Berl.  1827, 

2.  Ausg.  1835,  3.  Ausg.  1861.  Des  Sachsensp.  zweiter  Theil  nebst  den  verwandten 
Rechtsbüchem  I.  Bd.  Das  s&chsische  Lehnrecht  und  der  Richtsteig  Lehnrechts, 
Berlin  1842  (a.  E.  ein  Glossar),  IL  Bd.    Der  Auetor  yetus  de  beneficiis,   das  Gör- 
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Ii  iat  zwischen  den  Jahren  1224  und  1235  im  südlichen 
ichaft  Billingshöhe  durch  einen  dortigen  Landgerichte- 
onßepgow'  wahrscheinlich  lateinisch  abgefasst,  dann 
Qrafen  Hoyer  von  Falkenstein  Ina  Deutsche  üb«r- 


Berlin  1844.  Test  und  TTeberBotznDg:  Saohaensp.  oder  aficha. 
ingeatellt  mit  dam  Bcbwäbisohen  naoli  dem  Cod.  Pal,  167  unter 
Cod.  Piot.  164  mit  Hebersetz.  and  reichhalt.  Repertor.  von  C. 
leib.  1B48.  SchulaoBg.  J.  Weiske  der  Sgp.  nach  der  Slteaten 
,  Aufl.  Ton  Hildebrand.  Leipzig  1S70.  16.  Weitere  Ausgaben: 
idenkmälcr.  Berlin  1@5S  (Land- und  Lehnr.).  Haasmann  Land- 
h  des  Bache,  und  Schwab.  Sp.  l863.  Siehe  so  oh  über  eine 
1  Zeitschr.  für  Rechtsgeech.  lU.  3SÖ,  dann  kleine  Beitr.  von 
168,  Bartaoh  das.  VII.  319-  Eingehend  noch  SeibertE 
23  ff-  Q.  Homejer  Die  ExtravagaDtoa  dee  SaohaeuBpiegeU 
e)  Erklärende  und  monographische  Werke:  H.  Ch. 
Ober  den  Sacbgenep.  u.  s.  w.  Jena  (Torr  datirt  17.  Hart.  1764). 
trkungen  zum  Sachap.  (zu  I.  art.  4,  10,  12.  18,  11.  31  ,  GeBoh. 
en  Bildern   des  Ssp.   zu  m.  63.  33.  S-  1)  '»  Zeitschr.  für  D.  R. 

napiegel.  Reyscher  Die  neuesten  Angaben  des  Schwsp.  in 
f.  Ausg.  Der  Soh Wabenspiegel  oder  ach witbischas  Land-  und 
nach  einer  Handachr.  t.  J.  1267  herauag.  von  F.  L.  A  Freih. 
Hit  einer  Vorr.  von  A.  L.  Reyaoher,  Tübingen  1840  (enthalt 
1  Handschriften  a.  s.  w.)  Wilh.  Waokernagel  das  Landr. 
er  ältesten  Gestalt  mit  den  Abweichungen  der  gemeinen  Texte 
lers.,  Zürioh  und  Frauenf.  1841.  Eine  aynopt.  Ausg.  d  Schwsp- 
luabo  und  des  ßachsp.  hat  gegeben  t.  Daniela,  Berl.  1858 
iteratur:  Paul  Labund  Beiträge  zur  Kunde  des  Schnaben- 
861.  Jul.  Fioker  Zur  Genealogie  der  Handschriften  dea 
Wien  1862.  Rockinger  in  den  Sitz.  Ber.  d.  hiat.  Classe  der 
d.  Wies.  Ton  1867  S.  19.3  ff.  Über  eine  dea  dritten  Landreohta- 
}  Handsohr.,  619  ff.  über  die  aabacher  Handsohr  des  sog.  Schwa. 
Verwandten  auf  der  Staatsbibliothek  zu  München,  Tom  6,  Jnli 
■  drei  mit  einem  Anhang  vera.  Handachr.  dea  sog.  Sobwap.  au{ 
zu  Hünchen,  toiu  9-  Not.  1867.  S.  408  ff.  zur  näheren  BesHm- 
Abfassung  des  sog.  Sohwabenapiegels.  Aufsätze  über  einzelne 
1.  inZettachr.  f.  Deutsch.  R.  L  I&8;  Zeitschr.  f.  Reobts- 
orff  u.  a)  in   125,  328,  333;  V.  303. 

1  Urkunden  von  1209  bia  1233  Tor,  zuerst  als  Schaffe  der  Qraf- 
etzt  als  Schöffe  eines  Gerichts  nahe  bei  Magdeburg,  n&mlich  zu 
>e  und  auc.h  als  Zeuge  darüber  hinaus,  so  daas  er  als  einfluaa- 
leint.    Honatsber.  S.  630  ff.    Uomayer  Stellung  S.  17. 
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tragen.^  Daa  lateinische  Ori^al  ist  nicht  erhalten.  Ursprüi 
das  liond rechtbuch  ein  fortlaufendes  etwa  in  Artikel  abget 
Trelches  der  spätere  Glossator  Johann  von  Buch  um 
Bächer  zertheilte.  Dasselbe  ist  nach  und  nach  mit  vielen  ! 
mehrt  worden  und  findet  eich  daher  handschriftlich  in  ^ 
Gestalten  vor;  am  nächsten  steht  dem  Originale  der  dei 
angehörende  Quedlinbui^er  Codex.'  Geschrieben  ist  da*  I 
niedersächsischer  Mundart,*  aber  von  den  Abschreibe 
BedürftuBse  io  die  verschiedenen  deutschen  Mundarten  übei 

n.  Dem  Werke  vorher  geht  eine  gereimte  Vorrede 
welche  wohl  von  Yers  97  an  von  Eike  selbst  gemacht  und 
beigefögt  ist;  daneben  noch  eine  ganz  kurze  unter  dem  Nai 
prologi  und  eine  andere  kurze  prosaische  beginnend  „d 
geistes  minne",  welche  beide  wahrscheinlich  gleichfalls  i 
rühren.  Manche  Handschriften  haben  noch  andere,  so  da« 
sechs  Vorreden  vorkommen,  übrigens  so  viel  bekannt  in  kein 

III.  Früh  ist  dasselbe  über  sein  Vaterland  hinaus  im  ga 
Westen  und  Osten  verbreitet  worden.  Es  gibt  von  ihm  drei 
htteinische  Uebersetzungen ,  eine  aus  dem  13.  Jahrhundert 
ländische  und  auch  eine  (1559  zu  Ejakau  gedruckte)  polni 


'  Oereimte  Vorrede  -ran  261  ff.: 
Nun  danket  all  gemeine  Des  herreu  liebe  in  gan 

dem  Ton  Talkensteine,  daz  her  des  BitoheB  b 

Der  greTe  Hojer  iat  genannt,  Des  ime  was  vil  ungedai 

daz  an  diOtUnh  ia  gewant  do  her'z  an  latin  hatt 

Dil  buch  durch  sine  bete:  A.ne  helphe  und  ane  leri 

Ejke  Ton  Repgowe  iz  tete  do  ducht  in  daz  zu  sv 

üngeme  er'z  aber  an  quam,  Das  er'z  an  dütiach  wan 

do  er  aber  vornam  luletzt  er  doch  genant 

Bo  groz  dar  zu  des  herren  gere,        Des  arbeitea,  unde  tete 
do  ne  hatte  her  keine  were;  greven  Hoyeres  bete. 

'  Dies  hat  besonders  Fioker  gezeigt  und  hierdurch  dem  Schall 
«ine  grosse  Anerkennung  verschafft. 

*  DafQr  liefert  Homeyer  ein  neues  Argument  durch  den  Nao 
plattdeutsche  Sprache  in  des  Autors  Heimath  zu  jener  Zeit  gebrancl 
'  Bischof  in  der  g.  65  Anm.  11  cit.  Abhandl.  Eine  eigei 
von  Handschriftea  sind  vier  (Heidelberg,  Wolfenbüttel,  Varel,  Dr 
die  Haterien  des  Textes  fortlaufend  mit  Bildern  erläutern.  Vgl.  Eo 
Schriften  der  Vorzeit,  2  Th.  181»  ff.,  Deutsche  Denkmäler  von  B 
Eitenberg,  Hone  und  Weber,  Lief.  I.  1820  fol.,  Homeyer  Ssp-  II 
Uebersetzungen   des   reinen  Sachsenspiegels  in'«  BShmische,  wie  H 
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rV.   Der  Zweck   des  Landrechtebuchs  geht  auf  Darstellung  des 

Rechts  der  freieu  Landbewohner  im  Lande  Sachsen,^  also  mit  Ausschluss 

des   Lehnrechta,    Dienstrechts   und    Stadtrechts.     Sachsen   ist    hier    im 

weiteren  Sinne  gefaaat.   Auf  den  Inhalt  hat  der  Unterschied  der  einzeben 

Theile  Sachsens  einen  nicht  ganz  unbedeutenden  Einfluss  geflbt.    80  ist 

das  Oerichtswesen  westfSUsch,^  das   eheliche  Güterrecht  hingegen  ost- 

iahsch.^     Auch    haben    die    besonderen  Verhältnisse   der   thüringischen 

'sehen  Markgraf&chaft  ^  eingewirkt.     Auf  süddeutschea 

cht  ist  nur  insofern  Rücksicht  genommen,  als  einzehie 

Bselben  Tom    sächsischen  Rechte  angegeben    werden, 

srücksichtigung  jener   Schwaben,  die  ins  Sachsenland 

in.'0 

ssung  der  Aufzeichnung  war  zweifelsohne  die 
ei  den  vielfach  neuen  Yerhältniesen  der  entwickelten 
feste  Basis  für  die  Schöffen  zu  haben,  denen  das  TJr- 
blossen  mündlich  überlieferten  Gewohnheitsrechts  zu 
ich  mochte  vielleicht  der  missliebige  Einfiuss  mancher 
irsefzter  Grafen,  femer  die  Furcht,  das  auf  der  Uni- 
iifblübende  Studium  des  römischen  Rechts  möge  durch 
len  Elerus,  sowie  das  canonische  Recht  allmälig  das 
en,   dazu  antreiben,   in  der  Schrift   diesem  eine  feste 


ist  zweifelnd,  mittheilt,  gibt  ea  nicht.  Wse  Home  jor  darObar 
landBchr.,  gestützt  auf  fremde  Hlttheilniigeii  sagt,  bezieht  eich 
and  den  Schwabenap. 

178  ff.  V.  97  u.  98. 

uen  Qot  bat  die  Baasen  wobi  bedaobt, 

in  genant,  aint  diz  bnch  ist  Tore  bracbt 

recht  is  bir  an  bekant,      Den  Iflteu  al  gemeine  u.  b.  w. 
spiegele  de  vrouven 
BBchonwen. 

aupp  Ton  Vehmgerichten,  Bresl.  1857-  S.  24  ff  auf  Cinind- 
mmung  der  GerioktBTerfaasung  des  Bsp.  mit  der  det  Tehm- 
it   auf   die    besondere  Entwicklung   im  Herzogthum  Weatfaten 

Dagegen  Stobbe  I.  804,  dafar  Seibertz  R.  0.  m.  338 
;  and  Verfassung  der  alten  SaehaeD,  Breal.  1837.  S.  184,  Dets. 
IX    (F.,  wo  nachgewiesen  iat,  daaa  bereits  in  der  Lex  Saxonum 
t  ihre  Gnrundlage  bat. 

[nmeostollung   bei  Homejer   Regiiter   aub    voce    Mark   und 
hOringens  Qesohiohte  spricht  Sap.  III.  44.  g   2.  3 
n  Regiater  aub  voce  Sohwabe  stellt  die  Belege  zusammen. 
cen  liegen  in  der  gereimten  Torr,  von  V.  141  an. 
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VI.  Seine  Quelle  bildet  überwiegend  sächsisches  Gewohnheitsrecht," 
das  auf  gemeine  deutsche  Rechtsanschauimgen  zurückführt.    N'eben  ihm 
ist  auf  Reichsgeaetze  (Landtiiedett)  und  die  wenigen  V  '   " 
liehen  Gerichts   siuräckgegangen.*'     Dem    römischen 
irgendwelcher  Einflusa   gegönnt,**   ebensowenig  den   i 
Btimmungen  des  canonischen  Bechte,   welches  zwar  ir 
Ehehindemisse ,   Stellung  der  Mönche  u.  dgl.)   aufgei 
prinzipielle  Abneigung  gegen  Papst  und  canonisches  I 
banden.   Was  sich  anscheinend  im  Vergleiche  zum  Seh' 
den  Papst  findet,  erklärt  sich  sehr  gut  aus  den  politii 
der  Zeit  von  1215  ab,  den  Streitigkeiten  Friedrichs  11 
Zur  Zeit   des   Sachsenspiegels   hat  noch   Keiner   die 
Schwerter  in  jenen  "Worten   formulirt,  welche   Bonif 
Bolle  Unam  sanctam  gebraucht,^* 


>*  Deshalb  heisst  ea  ger.  Torr.  Ton  195  ff.: 

Sver  an  disaem  buoho  na  dem  ende  un  : 

Trage  rede  eucfae  Unde  ertrage  sich  i 

Ob  ime  dar  an  ichi  miaaehage,  da  di  warheit  kOi 

d«s  ne  ta  er  zn  hant  uecheino  olage,     Vade  oacb  baren  d 

ünde  wege  do  eacbe  na  ginonie  sinne  de^  ae  recht  sin  <l 

"  Ob    er    aber   für    diese  Handschriften    hatte   oder   sie 
kannte,  lässt  «ich  nioht  festaleilen. 

<*  Die  gowöhDlich  an^ofahrton  Stellen  II.  66.  3  2  und  3 
nnd  insula  näta,  II.  63,  wo  die  in  1.  1.  g.  &.  D.  de  postuland 
offenbar  aua  nnvollkoiaiiiener  Kenntniss  reforirt  wird,  I.  29.  To 
Verjährung,  11.  40.  §,  1.  über  Eraati  doa  durch  Thiere  angi 
36.  über  nneheticbe  Qeburt  lassen  sich,  mit  AusschluBS  von  ] 
rdmiacbea  Hecht  erklären,  kommen  aber  kaum  in  Betracht, 
B.  80  fg. 

<*  Gleihwohl  fand  man  in  einzelnen  Artikeln  etnenWiderf 
der  Kirche.  Dies  griff  Johanaes  Elenkok  iaub  einer  Ho^ 
geboren  zu  Buekeu  bei  Hoya,  AngustinermöDchJ  auf  nnd  bri 
■ein  ganzes  Leben  hindurch  wUhrenden  Kampf  dahin,  dass  O) 
vom  J.  1374  vierzehn  Artikel  reprobirte.  Debrigens  Bind  ä 
tneiBtens  in  die  Handschriften  aufgenommen;  ob  aber  nicht 
aelben  mit  eine  Folge  jener  Bulle  ist,  lasse  ich  dahin; 
Johann  Eleukok  wider  den  Bach sen Spiegel ,  Berlin  18ÖD 
einige  Nachträge  geliefert  hat.  ßa  liegt  der  Tor  gang 
(Tgl.  die  Notate  in  meinen  Quellen  des  Eitohenrcchts  B 
kaum  abzusehen  ist,  dass  die  S&tie  des  Sps.  an  sich  mit  Leh 
■nie  Walter  in  der  Vorrede  zur  Reohtagesch.  I.  Au«.  8,  ^ 
Sätzen  der  gesunden  Vernunft  und  gesunden  Moral  im  Conflio 
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YII.  Das  Material  gehört  TerhältniBsmäaaig  zumeist  dem  PriTatrechte 
ferner  dem  Strafrechte,  Gerichtswesen  und  Terfaeaungs-  (Staats-)  Rechte 
an.  Ein  festes  System  ist  in  demselben  nicht  befolgt;'^  die  Folge  der 
einzelnen  Materien  beruhet,  wie  das  fast  bei  allen  Werken  des  Mittel- 
alters ausser  den  philosophischeD  und  selbst  bei  diesen  sich  findet:,  sehr 
häufig  auf  äusseren  Anknüpfungspunkten,  welche  das  vorhergehende 
iraT.:*-^!   i.ifl+flt      Daher  wird   über  denselben   Gegenstand   bisweilen   an 

a  gehandelt  und  bei  Gel^nheit  eines  Satzes  abgemacht, 
knüpfen  lässt.     Die   einzelnen  Sätze   sind  in  einfacher, 

laus  volksmässiger  Auifassung  und  Sprache  ohne  Casnistik 

Das  Lehnrechtbnch  ist  wahrscheinlich  von  demselben 
ch  bald  nach  dem  Landrechte  mit  Benutzung  von  diesem 
ine  Quelle  ist  ein  in  den  ersten  Decennien  des  13.  Jahrh. 
if  das  lateinische  Landrecht  verfasstes  Buch  in  lateinischen 
s  erhalten  ist  und  als  Auetor  vetus  de  beneficiis'^ 
m  bezeichnet  wird.  Dieses  Buch  wurde  von  dem  Ver- 
'agen,  bedeutend  vermehrt  und  gibt  uns  das  sächsische 
1er  Lehnrecht  des  Sachsenspiegels.  Kach  dieser 
t  der  lateinische  Text  (Auetor)  noch  mit  einzelnen  reim- 
sn  versehen  und  in  dieser  Gestalt  mit  geringen  Ab- 
i  Zusätzen  ins  Deutsche  übertragen  und  enthalten  im 
'  Lehnrecht  aus  dem  Ende   des   13.  oder  Anfange  des 


Iben  Widerspruch  auch  in  mehr  als  einer  Bestimmung  kiicUicher 

von  einer  Verworrenheit,  welche  t.  Daniele  und  Walter 
le  Rede  sein  könne,  hat  Horaeyei  in  der  cit.  Schrift  die  Stel- 

bewiasen. 

em  Sachsenspiegel  ist  mit  Tielfacher  Benutzung  deutschen  Hechts 
eher  Sprache    geschr.  poln.  Rechtsbuch    gemacht,    edirt   von  Ed. 

polnischen  ReclitEigesoh.    Das  älteste  geschriebene  poln.  Rechts- 

und  Stettin  1869.     (Darüber  Brunner   in  Krit.  Viertel jahrssohr. 

:t  bei  Honiefer  Sps.  11  %  S.  75-158.  Die  in  der  Einleitung 
ersten  Bänden  von  H.  niedergelegten  Forschungen  sind  so  Ober- 
ihnen  unbedingt  folge. 

u  verband  man  dann  nach  1304  eine  aus  anderen  Quellen  g&- 
:lioho  Arbeit,  das  s.  g.  CtSrIitzer  Landrocht,  wolohe  auch 
inrechtlichen  Theil  abtreten  musate.  Beide  sind  herausgegeben  von 
[.  Abth.  2,  deren  Einleitung,  Oeschiehta,  Literatnr  u,  s.  w.  bietet. 
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IX.  Quelle  des  Leimrechtsbuchs  smd  ausser  dem  sächsischen 
Landrechte  die  Gewohnheitsrechte  der  sächsischen  Lehnshöfe,  sowie  über- 
haupt das  Lehnsgewohnheitsrecht. 

X.  Das  Lehnrecht  ist  nicht  in  Bücher  eingetheilt,  sondern  nur  in 
(80)  Artikel  und  Paragraphen.  Es  ist  früh  nicht  nur  über  ganz  Nieder- 
und  Obersachsen,  sondern  auch  bis  über  den  Niederrhein  hin  verbreitet, 
nicht  minder  über  Schlesien  und  dessen  benachbarte  slavische  Gegenden, 
jedoch  hier  bereits  mit  einigen  StofFvermehrungen.  Grösser  wurden  die 
Vermehrungen  in  Norddeutschland,  so  dass  sie  die  älteste  Form  zuletzt 
yerdrängten.  Dieselbe  Bedeutung  mit  dem  Landrechte  hat  das  Lehn- 
recht nicht  erlangt,  weil  sich  das  langobardische  gemeinrechtUche  Geltung 
verschaffte. 

XI.  Beide  Bücher  des  Land-  und  Lehn -Rechts  wurden  früh  mit 
einander  verbunden  und  finden  sich  auch  in  den  meisten  Handschriften 
zusammen. 

§.  63. 

b.  SchwabenspiegeL 

I.  Durchgehends  auf  dem  Sachsenspiegel,  daneben  auf  anderen 
Quellen  —  römisches,  canonisches  Recht,  Reichsgesetze  bis  zur  Zeit 
K«  Rudolphs  L,  Stadtrechte,  Bibel,  Predigtbücher  u.  s.  w.  —  ruhet  ein 
Rechtsbuch,  gleichfalls  in  Land  recht  und  Lehn  recht  geschieden,  welches 
in  den  Handschriften  bis  zum  15.  Jahrb.  schlechtweg  „Landrecht- 
buch**  und  „Lehnrechtbuch**,  seitdem  in  Handschriften  imd  in  den 
Drucken  „Keyserrecht**,  „Spiegel  keyserlichen  und  gemeinen 
Landrechts^  u.  s.  w.  bezeichnet  ist.  Im  Landrechte  lassen  sich 
zwei  ältere  Recensionen  deutlich  erkennen.  Die  frühere  hat  offenbar 
einen  noch  unvermehrten  Sachsenspiegel  vor  Augen  gehabt  und  aus  den 
bezeichneten  Quellen  (Decretum,  Decretales,  Institutiones,  Brachylogus 
u.  s.  w.)  mit  Zusätzen  versehen;  hieran  schloss  sich  alsbald  eine  zweite, 
welche  jener  Sammlung  unter  Zugrundelegung  von  Stellen  des  Sachsen- 
spiegels, der  Lex  Bajuvariorum,  Alamannorum,  Breviar.  Alaric.  und  der 
Kapitularien  nach  Ansegisus  grosse  Zusätze  beifügte. 

n.  Sein  Zw  eck  ^  geht  dahin:  ein  gemeines,  über  dem  Landesrechte 
stehendes  nur  Stadtreoht  und  gute  Gewohnheit    vorbehaltendes  Recht 


^  Schvsp.  (Wack.)  cap.  1  „unde  dar  umbe  wil  man  an  disem  buoohe  l^ren 
alle  die,  die  gerihte  pflegen  sullen,  wie  si  ze  rehte  rihten  süllen  n&oh  gotes  willen 
.  .  .**  4.  T.  28:  „aber  diz  bnoch  seit  niht  wan  von  wereltlichem  gerihte,^  40.  49. 
76.  a.  £. 
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darzustellen.  Bim  enteprechead  ist  daan  auch  im  Ganzen  Alles  fortge- 
fallen, waa  sich  nur  auf  Sachsen  b^og,  jedoch  sind  aus  Nachlässigkeit 
einzelne  Stellen  der  Art  beibehalten.^  Anstatt  der  specifiscb  sSchsischea 
Institute  sind  die  des  schwäbisch  -  baierischen  Rechts  gesetzt.  Es  zeigt 
auch  mehrfache  Miseverständnisse  des  Sachsenspiegels,  welche  sich  nn- 
möghch  ohne  des  letztem  Priorität  erklären  lassen.' 

m.  Das  Werk  selbst  hat  eine  grosse  Verbreitimg  Über  ganz  8üd- 
""ihmen  gefunden,  ist  ins  Böhmische  und  Französische, 
iteinische  übersetzt  mit  vielerlei  Zusätzen  und  Ver- 
zuletzt  bis  zur  völligen  Umatelluiig  der  Artikel  gehen, 
hriften,  als  deren  dem  Urtexte  nächststehende  Form 
sodann  die  Schnalser  (Innsbruck  Nr.  498)  erscheint, 
ider  abweichen. 

ist  das  Roehtsbuch  wohl  zwischen  1264'  und  1276 
Lugsburg.  Es  ist  blos  in  Kapitel  oder  Artikel  eiu' 
thode  ist  die  einer  ziemlich  breiten  Darstellung,  in 
Casuistik  auftritt.  Eine  eigentliche  Glosse  zu  dem 
:,  soviel  bekannt  ist. 

te  gpmeine  Ansicht  über  das  Yerhältniss  des  Safibsen- 
;l8  ist  zur  Evidenz  hergestellt  durch  ein  von  Ficker 
Rechtsbuch,  welches  sich  selbst  diesen  Namen  gibt. 
a  Bestreben,  ein  für  alle  Deutschen  gemeines  Recht 
•selbe  enthält  auch  Land-  und  Lehnrecht  Für  das 
ich  scheiden  zwei  Theile,  Der  erste  (von  Sps.  I.  1. 
'omeyer)  hält  sich  genau  an  den  Sps.,  scheidet  das 
ft  Veraltetes  weg,  erweitert  durch  Zusätze  aus  dem 
:hen  und  Angsburger  Recht  u.  s.  w.  Theil  ü.  (von 
bis  zu  Ende)  enthält  nur  eine  oberdeutsche  Deber- 
nspiegels  mit  Abweichungen  meistens  in  Folge  von 

I  Homejer  Die  Stellung  S.  45  ff. 

aonderB  Fioker  hat  aolche  an  TJelen  Stellen  aufgedeekt. 
heilt  in  dem  Tortrage  Tom  9.  Not.  186T  mit,  im  auf  einer 
anderen  die  Notiz  steht,  dasa  1268  ein  Edelknecht  Eeiniicfa 
e  Schirahengpiegelhandsohrift  aas  der  Sohweix  milgenomman 
t  und  1268,  ale  er  sich  bei  dem  Grafen  Rudolph  von  Habs- 
er  und  Bürger  ans  Zdrioh  geschenkt  habe,  der  anch  Rudolph 
r ,  dass  dieser  Ritter  Rndiger  der  Hanesse  der  Altere  war. 
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Missverständnisaen.  Dieses  Werk  hat  Jemand  wahrscheinlich  in  Augs- 
burg zu  dem  s.  g.  Schwabenspiegel  rerarbeitet,  sich  im  ersten  Theüe 
genau  daran  haltend,  im  zweiten  auch  im  Allgemeinen,  jedoch  offenbar, 
ungeschickter  als  der  Verfasser,  minder  gut  und  dessen  Missverständnisse 
beibehaltend.  Im  Lehnrecht  des  Deutschspiegels  hegt  nur  eine  ober- 
deutsche Uebertragung  des  Sachsenspiegels  vor.  Ausgabe:  Der  Spiegel 
deutscher  Leute.  Textabdruck  der  Innsbrucker  Handschrift.  Herausg. 
von  Jul.  Picker,  Innsbr.  1859.  Das  Rechtsbuch  hat  einen  grossen 
literaturhistorischen  Werth  für  das  Yerhältniss  der  beiden  anderen,  keinen 
rechtsgeschichtlichen,  da  es  nicht  Rechtsquelle  wurde,  nicht  in  Uebung 
kam. 

V.  Das  Lehnrecht  des  Schwabenspiegels  ist  gleichfaUs  nach 
dem  sächsischen  gearbeitet,  jedoch  unter  Zugrundelegung  einer  bereits 
mit  Zusätzen  vermehrten  Form.  Die  Ordnung  des  sächs.  Lehnrechts  ist 
im  Ganzen  beibehalten,  jedoch  durchgängig  nach  den  verschiedeuen  Be- 
stimmimgen  des  süddeutschen  Lehnrechts  frei  von  dem  Einflüsse  fremder 
QueUen  bearbeitet.  Ihre  Erklärung  findet  diese  mindere  Selbstständigkeit 
wie  beim  zweiten  Theile  des  Landrechts  in  dem  Zustande  des  vermitteln- 
den Deutschspiegels,  welcher  für  diese  Theile  der  geschickten  Ueber- 
arbeitung  entbehrte. 

n.  Die  späteren  Rechtsbücher. 

A.  Klasse  der  sächsischen. 

§.  64. 

1.   Land-  und  Lehnrecht 

I.  Der  Sachsenspiegel  wurde  versehen  mit  alphabetischen  Sach- 
registern (Abecedarien,  Remissorien,  Schlüsseln)  und  einer  Glosse, 
die  durchgängig  artikelweise  hinter  dem  Texte,  auch  wohl  von  ihm  ge- 
trennt in  denselben  oder  besonderen  Handschriften  vorkommt.^  Das 
Landrecht  hat  zuerst  glossirt  um  1340  Nikolaus  von  Buch  oder  dessen 
Sohn  Johann  oder  beide;  diese  Glosse  ist  allmälig  vermehrt,  besonders 
von  Brand  von  Tzerstede  um  1442  und  Tammo  von  Bocks- 
dorf.2    Die  deutsche  Glosse  zum  Lehnrecht  stammt  aus  der  Zeit  von 


^  Homeyer  Deutsche  Rechtsb.  8.  5.  57  ff,  Erant  Grundr.  §.  22.  G.  Ho- 
meyer  Der  Prolog  zur  Glosse  des  sächsischen  Landrechts,  Berlin  1854  4. 

*  Eichhorn  R.G.  §.  281.  Homeyer  Yerzeiohniss  S.  5  ff.,  Sachsp.  II.  1. 
S.  71  fil    Es  gibt  deutsche  und  lateinische  Glossen. 
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1350  und  ist  später  vermehrt  von  Nikolaus  "Wurm  (Vermia)  aus 
Keu-Ruppin  in  der  Mark,  der  zu  Bologna  unter  Magister  Johannes  (de 
Lignano)  studirt  hatte.  Für  diese  Glosse  sind  nicht  nur  die  deutschen 
Bechtsbücher,  sondern  vorzüglich  römisches  und  canonisches  Recht  zum 
Theil  in  der  geistlosesten  Weise  benutzt,  so  dass  wohl  der  Vorgang  der 
Glossatoren  auf  deren  Abfassung  gewirkt,  aber  auch  diese  Glosse  zur 
Yertrautheit  mit  dem  fremden  Rechte  und  so  zu  dessen  Verbreitung 
beigetragen  haben  mag. 

n.  Hierher  gehören  die  s.  g.  Rechtsgangbücher,  mit  welchem 
Namen  die  Neueren  eine  Gruppe  von  Werken  zusammenfassen,  welche 
das  Verfahren  vor  Gericht,  den  Gang  des  Rechts  darzulegen  und  mit 
Beispielen  klar  zu  machen  bezwecken.    Dahin 

a.  Der  Richtsteig  Landrechts,^  (der  Richtes  Stich,  Recht- 
steiger, Schevecloit,  processus  judicarius,  Ordnung  oder  Handhabung  des 
Rechten),  ist  von  Johann  von  Buch  um  1335  in  der  Altmark,  im 
Stammhause  Buch,  in  niedersächsischer  Mundart  abgefasst.  Er  zerfallt 
in  eine  Vorrede,  das  Hauptstück  und  2  Nachreden,  welche  jedoch  selten 
beide  in  Handschriften  stehen,  meist  überhaupt  fehlen.  Das  Hauptstück 
hat  47  bis  51  Kapitel,  die  bisweilen  in  3  Bücher  eingetheilt  sind.  Das 
Verfahren  ist  dargestellt  nach:  den  Personen  —  den  Klagen  (bürgerliche, 
peinliche,  gemischte)  —  dem  Urtheile.  Zweck  des  Buches  ist,  dem  ein- 
heimischen Rechte  (Sachsenspiegel)  mehr  Geltung  zu  verschaffen.  Er 
sucht  die  Gattungen  der  Klagen  dadurch  anschaulich  zu  machen,  dass 
er  zeigt,  wie  sie  vor  Gericht  sich  nach  ihrem  materiellen  Inhalte  ver- 
schieden gestalten;  deshalb  wird  in  der  Regel  der  wirkliche  Gang  des 
Rechtfindens,  seltener  die  directe  Rechtsregel  hingestellt  Bei  der  Ab- 
fassimg hat  derselbe  wahrscheinlich  die  Bearbeitungen  des  römisch- 
canonischen  Processes  von  Tancred  und  D u r a n t i s  vor  Augen  gehabt, 
jedoch  ohne  von  denselben  bis  zur  Einbusse  der  Selbstständigkeit  geleitet 
zu  sein.  Das  Werk  steht  meist  mit  dem  Sachsenspiegel  Landrechts  zu- 
sammen, hat  eine  grosse  Verbreitung  gefunden,  ist  in  alle  deutsche 
Hauptmundarten  übersetzt  und  hat  allmälig  eine  fünffache  Redaction  erlebt. 

b.  Der  Richtsteig  Lehnrechts*  sollte  für  das  Lehnrecht  sein, 
was  der  vorherige  für  das  Landrecht.    Ihn  hat  schon  Johann  von  Buch 


3  Neueste  und  beste  Ausg.  Homeyer  Der  Riohtsteig  Landrechts  nebst  Cau- 
tela  und  Premis,  Bcrl.  18Ö7.  S.  411  ff.  ^das  G-erichtswesen  nach  dem  Richtsteige,^ 
ein  Glossar;  die  Einleitung  (u.  Yerzeichniss  S.  16  ff.)  macht  die  älteren  An- 
gaben entbehrlich. 

*  Am  besten  bei  Homeyer  Sachsp.  II.  Th.  Bd.  L  S  409  ff.  Einleit.  S.  371  ff. 
über  Handschr.,  Drucke,  Geschichte  u.  s.  w. 
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Tereprochen  (cap.  21  Richtst.  Landr.  „wo  me  denne  len  vor  den  heren 
wint  ader  vorlust,  unde  wo  me  lenee  gewere  betugen  scal,  des  wil  wi 
di  wil  got  up  des  lenrechtes  gerichte  besceiden*),  aber  nicht  geliefert. 
Er  ist  wahrscheinlich  abgefasst  zwischen  1350  und  1390  in  derselben 
Qegend,  als  der  Richtsteig  Landrechts  nach  dem  Muster  Yon  diesem,  mit 
Verweisung  auf  ein  Lehnrecht  in  125  Kapiteln,  ohne  scharfe  Abtheilung 
durch  Kapitelzahlen  und  Rubriken  und  ohne  Register,^  hat  mehrfache 
Vermehrungen  und  Recensionen  erfahren.  An  Bedeutung  erreicht  er  bei 
Weitem  nicht  den  vorhergehenden. 

c.  Cautela  und  d.  P remis ^  sind  zwei  Anleitungen  von  sehr  ge- 
ringem Umfange  um  die  Mitte  des  14.  Jahrh.  von  Hermann  von  Oes- 
feld  (Oebisfelde  im  Herzogthum  Magdeburg)  verfasst  zu  dem  Zwecke: 
die  Vorträge  vor  Gericht  behutsam  einzurichten,  um  sich  in  keiner  Weise 
zu  schaden,  wie  schon  ihr  Name  andeutet.^ 

d.  Die  Blume  des  Sachsenspiegels^  heisst  eine  grosse,  noch 
ungedruckte  Arbeit  des  Nikolaus  Wurm  (Vermis)  aus  Neu-Ruppin 
(unter  dem  Grafen  von  Lindau  im  Stifte  Havelberg)  aus  dem  letzten 
Viertel  des  14.  Jahrhunderts.  Sie  enthält  ein  ausführliches  Register,  dann 
vier  Bücher:  1.  von  den  Klagen.  Es  entwickelt  den  Ursprung  und  die 
Arten  des  Rechts,  Ursprung  und  Ansehen  der  magdeburgischen  Schöffen, 
die  Gerichtsverfassung,  das  gerichtliche  Verfahren,  die  Klageformeln. 
2.  u.  3.  enthalten  das  weitere  Verfahren  nach  der  Klage,  jedoch  unter 
Einmischung  materieller  Sätze  und  ohne  strenge  Ordnung.  6.  4  über 
die  Urtheile.  Es  leidet  an  Unbehülf  lichkeit  und  Unklarheit  im  Vergleiche 
zu  den  Richtsteigen,  ist  jedoch  für  die  Kenntniss  der  Entwicklung  des 
Rechts  und  gerichtlichen  Verfahrens  von  Bedeutung.  Sein  Zweck  ist: 
gestützt  auf  den  Sachsenspiegel,  das  magdeburgische  Stadtrecht  (Weich- 
bUd),  geistliche  und  kaiserliche  (römische)  Recht,  den  Gerichtsgebrauch, 


'  Der  YerfasBer  ist  unbekannt,  die  Autorschaft  des  Hermann  von  Oe»- 
fei  de  (Oebisfelde)  steht  nicht  fest.  Homeyer  S.  386;  yerwandte  Werke  das. 
S.  397  ff 

*  Nenestcr  und  bester  Abdruck  bei  Homeyer  Richtsteig  Landr.  8.  392 — 398. 
TTeber  die  Abfassung  das.  B.  390  ff.    Yerzeichn.  S.  19  ff. 

^  Dies  ergibt  sich  für  Cautela  von  selbst.  Premis  kommt  her  von  Premsei 
Bremse  (premsen,  bremsen),  worüber  zu  Tgl.  Grimm  Wörterbuch. 

8  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  355  ff.  Yerzeichn.  S.  20  ff.  Proben  gibt  der- 
selbe Richtst.  Landr.  S.  363  ff.  Der  genaue  Titel  ist:  „Die  blume  ubir  der  Sachsen 
Spiegel  den  wir  euch  lantrecht  heissen  und  ubir  weichbildis  recht  daz  wir  ouch 
meideburgisoh  recht  heissen  und  statreoht.*'  * 
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Hellen  noch  nnermittelte  Schriften  kommen,  das  Verfahren 
n  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  lehren.  Zu  dem  Ende 
inatzten  Hechtesätze  in  einer  alphabetischen  AbtheUung  dem 
;eben,  bis  in  die  kleinsten  proceesualiBchen  Einzelnheiten 
80  dass  sich  das  Ganze  als  eine  absichtliche  WeiterfAbnmg 
es  darstellt. 

lume  Ton  Magdeburg^  ist  wohl  ohne  Zweifel  demselben 
P'urm  zuzuschreiben,  eine  vor  1375  vollendete  Arbeit, 
lieber  Weise  wie  die  sub  d.  genannte,  in  3  Abtheilungeu 
md  399  Kapiteln  unter  ziemlich  ausschliesslicher  Benutzung 
liegeis,  Bichtsteig  Landrechts  und  Weichbildrechta ,  den 
as  Verfahren  nach  dem  Magdeburgischen  Eechte  darzu- 
t  nicht  Magdeburger,  sondern  sächsisches  Recht,  wie  es  in 
.  Der  Verfaaaer  gibt  aber  die  Zusammenstellung  fiir  eine 
igdeburger  Schöffenstuhles. 

§.  65. 
9.  Kreis  der  Stadtrechlaliiicher. 
gleich  die  Rechtsentwicklung  in  den  Städten  sich  seit  dem 
Jahrhunderts  an  den  Sachsenspiegel  anschUesst,  so  hat 
lg  des  Stadtrechts  doch  einen  speziellen  Zweck,  weshalb 
es  liandiechts  zu  scheiden  ist.  £b  gehören  hierher  zunächst 
Kreis  des  Magdeburger  Rechts'  fallende  Bücher  und  zwar : 
eburger  Schöffenrecht.'  Unter  diesem  N'amcn  be- 
irere  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  ErsucbeD  von  den  Schöffen 


)t  Terzeiclm.  8.  23  f.,  Biohtsteig  Laudr.  8.  339  ff.  Hugo  B5hlau 
Hagdebur^;,  Weimar  186S,  liefert  die  erste  Ausgabe  nach  der  ein- 
Odrlitzer  Handschrift-,  er  handelt  8.  20  ff.  Ober  das  Yerhfiltniss 
den  Werke.  Andere  zu  dieser  Gattung  gehSrige  Arbeiten:  ])  die 
lela  der  Joachimsthaler  Handschr.  zu  Berlin  (Homcyer  Bichtst. 
,  abgedr.  S.  322  ff.),  2)  eine  besondere  Elaese  des  Rieht- 
181  ff.  8.  76  und  Verzeichn.  8.  18  beschrieben,  3)  eine  Weioh- 
Homejer  Richtst.  3.  399  ff.),  4)  die  Tehmgeriehtsbflcber 
zeiohn.  8.  24).  6)  Theoderioh  tob  Booksdorff's  Gerichts- 
eilt  von  BShlau  in  Zeitschrift  fOr  Recbtsgesch.  I.  416  ff.  von 
laDnen-Reime  tod  dems.  mitgeth.  das.  I.  251,  7)  Die  Sipp- 
Wasserschleben  Princip  der  Successionsordnung  8.  23  ff. 
in  Begriff  des  Magdeburger  Rechts.  Homeyer  Verieichn.  8.  26  f. 
ru  R.G.  §.  284.,  Ganpp  das  alte  Magdobucgische  und  Hallische 
>i  ToTzeichn.  8.  27  f.,  Qaupp  das  schlesische Laudr.    Leipz.  1828. 
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sm  Magdeburg  angefertigte  Aufzeichnungen  ihres  Rechtes,  welche  den 
ansuchenden  Städten  in  eigenen  Urkunden  mitgetheilt  wurden.  So 
das  Ton  Schöffen  und  Bathmännem  zu  Magdeburg  der  Stadt  Breslau 
mitgetheilte  Recht  Ton  1261  und  1295,  welches  vielfache  Zusätze  und 
Yermehrungen  erfahren  und  die  Grundlage  für  das  Recht  mancher 
Städte  gebildet  hat.  Dieses  Magdeburg-Breslauer  Schöffenrecht 
ist  eine  um  die  Mitte  des  14.  Jahrh.  in  Breslau  gemachte  systematische 
Arbeit  in  5  Büchern  (8  und  4  haben  je  2  Abth.)  und  später  in  Hand- 
schriften mit  Urtheilen  vermehrt  worden  und  trägt  den  Namen  Syste- 
matisches Schöffenrecht.  Aus  dessen  Grundlage  und  den  anfang- 
lichen Zusätzen,  dann  aus  Magdeburger  Schöffenurtheilen  und  Stellen 
des  Schwabenspiegels  ist  gebildet  das  alte  Culmische  Recht.^ 

b.  Das  Sächsische  Weichbild*  (Weichbildrecht,  Stadtreoht, 
Magdeburger  Recht).  Das  unter  diesem  Namen  in  zahlreichen  Hand- 
schriften und  älteren  Drucken  vorkommende  Rechtsbuch  enthält  zwei 
Theile.  1.  vom  art.  1 — 27,  jedoch  mit  grosser  Variation  der  Hand- 
schriften, ist  eine  doktrinelle  Arbeit  in  belehrendem  Tone  (über  die 
Arten  des  Rechts,  der  Personen,  Freiheit,  Unfreiheit,  Bann  und  Acht, 
Ursprung  des  Weichbilds,  Ursprung  und  Geschichte  des  Reichs,  Recht 
des  Kaisers,  Bewidmung  Magdeburgs  mit  Weichbildrechte,  Urtheilholen 
aus  Halle,  Magdeburg  u.  s.  w.),  Th.  2  eine  aus  dem  sächsischen  Landrechte, 
vielleicht  auch  einer  älteren  Privatarbeit  über  dasselbe,  dem  Magdeburger 
Schöffenrechte  (sub  a.)  und  Weisthümem  gemachte  Zusanunenstellung  des 
Rechts  für  Städte.  Das  Werk  als  Ganzes  ist  nicht  vor  1304  entstanden, 
ein  Stück  (art.  6 — 18)  ist  schon  vor  1294  geschrieben.   Yon  ihm  existirt 


'  Erschöpfend  Paul  Laband  Das  Magdeburg-Breslauer  Schoffenrecht  aus 
der  Mitte  des  XIY.  Jahrhunderts,  Berlin  1863. 

*  Gaupp  Magdeb.  Recht  S.  119  ff.,  Homeyer  Terzeichn.  8.  28  ff.,  Kraut 
Grundr.  %.  10,  8 1  o  b  b  e  I.  403  ff.  Das  Alter  dieses  Buchs  ist  mit  in  den  8treit  über 
das  Yerhältniss  des  Sachsensp.  zum  Schwabensp.  gezogen,  weshalb  die  Literatur 
darüber  auch  in  Betracht  kommt.  Homeyer  die  8tellung  8.  27  ff.  hat  die  Be- 
hauptungen von  y.  Daniels  widerlegt.  Drucke  bei  Homeyer  Yerzeiohn.  Dazu :  von 
D  aniels  dat  buk  wiohbelde  recht,  Berlin  1853,  und:  Rechtsdenkm&ler  des  deutsch. 
Mittelalters,  herausg.  Ton  A.  y.  Daniels  u.  s.  w.  Das  Sachs.  Weichbildrocht. 
Jus  municipale  sazonicum,  herausg.  von  y.  Daniels  und  Gruben,  I.  Bd.  Welt- 
chronik und  Weichbildrecht  in  XXXVI.  (so  auf  dem  Titelblatt,  der  Text  enthält 
CXXXYI)  Art.  mit  der  Glosse,  Berlin  1858.  4.  Das  8ächs.  oder  Magdeb.  Weich- 
bildrecht. 19'ach  der  Perg.  Handschrift  einst  der  8tadt  Orlamünde,  jetzt  zu  Gotha, 
Yom  Jahr  1881.  Zum  ersten  Male  herausg.  mit  einem  Glossar  yon  O.  A.  W  a  1 1  h  e  r. 
Leipzig  1871. 

V.  Behalte,  Reichs-  u.  RechtBgeseh.  8.  Aufl.  \2 
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täae  lateinische  TJebersetzung  und  eine  um  1386  gemachte  Glosse  eine« 
Unbekannten.  Dasselbe  hat  eine  sehr  grosse  Verbreitung  gefunden,  ist 
ins  Polnische  und  Böhmische  übersetzt 

TT  T»,._i,  jgj  Distinctionen,*  sächsische  Distinctionen  (Ver- 
mspiegel,  schlesieches  Landrecht,  Über  legum  eecundum 
st  eine  nach  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  (die  älteste 
iiudschrift  ist  von  1387)  von  einem  unbekannten  in  der 
eissen  lebenden  Verfasser  in  5 — 8  Büchern,  die  in  Kapitel 
len  (Ausscheidungen)  zerfallen,  zum  Gebrauche  in  den  nach 
leburgbchem  Eechte  lebenden  Städten  gemachte  Verarbei- 
rial  aus  dem  Sachsenspiegel,  sächsischen  Weichbilde  und 
en  Statuten  (in  ihm  keyaerwicbUde  oder  keyserrecht  ge- 
fügung  neuerer  Gewohnheiten  ohne  erhebliche  Benutzung 
Rechts. 

mi  hangt  zusammen  ein  aus  ihm,  Magdeburger  Schölfen- 
Eum  sehr  geringen  Theile  römisch-canonischem  Rechte  im 
Q  Thomer  Stadtschreiber  "Walter  Echardi  verfasstes 
jm  Titel :  ,Die  IX.  Bücher  des  Magdeb.  oder  sächsischen 
;li   den  Notar  Albert  Fölmann    1547   zu  Magdeburg 

(üoher,  welche  das  Schöffenrecht  systematisch  ver- 
len  schliessen  sich  an  die  Magdeburger  Fragen,^  in 
der  Unterabtheilung  von  Kapiteln  und  Distinctionen,  An- 
I    Magdeburger   Schöffen    nebst    deren    Antworten    «ifc- 

lacher  Rechtsbuch,*  zusammengearbeitet  aus  den  säch- 
tionen,  vermehrt  durch  Material  aus  dem  Sachsenspiegel, 
und  dem  Schwabeuspiegel. 


kme  diplomat.  BeitrBge  zat  Unteranchunj^  der  sohlsaiacben  Beohte 

'h.  4.  Berlin  1772.    F.  Ortloff  das  ReobtBbnob  n&ch  DUtinotionen 

enachieohen    Rechtabach,    Jena   18S6.      Eichhorn   R.G.   §.   448. 

Biohn.  a.  33  ff.,  Kraut  Grundr.  §.  10. 

rundr.  &.  a.  0.,  Homejer  yerzeiohn.  B.  38. 

ohlm.  Landr.  S.  240  ff.,  Homeyor  Terieiohn.  8.  81. 

r  Ten.  S.  82,  wo  Shnliobe  Arbeiten  genannt  werden.    Znerat  gedr. 

Baohap,  A.ngeb.  1517.  3.  Tt.  Behrend  Die  Magdeburger  Fragen, 
leitung'  Aber  Handeohr  eto..  Anhange,  Proben  einer  latein.  üeber- 
ende  Redaotionen,  SohOffenurtheila  und  ein  Q-loBsar  enthaltend). 

und  beecbrieben  bei  Ortloff  Recbteb.  nach  Diatiuotionen. 


ADMerBBotuisahe  Reohtebüehef. 

YL  Das  von  dem  EiBenacher"*  9tadtochreiber  Johanii 
um  1500  aus  dem  aub  V.  genannten,  den  Ebenacher  Btat 
Sachsenapiegel,  WeichbUde,  rümischen  und  canonischen  B 
beitete  Bechtahuch  in  10  Büchern,  zu  denen  1512  noch  2 
sind." 


B.  AusaereSchBische  ReohtebOcIier. 

I.  TTnter  dem  Namen  lex,  Über  imperatoria,  Eeyeen 
Eeysera  Becht  (boek),  lüttike  Eejserrecht'  beaitzenwir 
buch  einea  unbekannten  YerfasserB  in  4  Büchern,  deren  ereti 
richtsverfabren  und  was  dahin  gehört,  zweites  von  allen  Sachei 
ilrittes  vom  Lehen,  viertes  vom  Stadtrecbte  handelt,  vrahracl 
dem  14.  Jahrhundert,  frühestens  aus  der  Zeit  ßudolpha  tod 
Ea  ist  geschrieben  in  hochdeutscher  Mundart  in  Franken,  hi 
hier  aua  Yerbreitung  gefunden  bis  in  den  Norden,  Weaten 
hinein,  und  ist  in  die  niederdeutsche  Uundart  UberBetzt  vor 
Quelle  ist  vorzugsweise  der  Schwabenspiegel,  daneben  der  Sac 
die  Kapitularien,  Yolksreohte.  Sein  Zweck  geht,  wie  seht 
bindung  von  Frocesa-,  Land-,  Lehn-  und  Stadtrecht  lehrt, 
fiir  das  ganze  Beich  gemeinea  Becht  zur  Aufrechtbaltung 
Medeoa  zu  schaffen.  Hierauf  deutet  auch  die  stete  Yerweiat 
Beichsrecht  und  die  ZnrSckfühnmg  auf  Karl  d.  Ö. 


»  Ortloff  ft.  a.  O.  8.  LIV.  ff.,  Homeyer  b.  a.  0.  8.  36  f. 

■<  Uebor  das  8tadti'ooht»bDoh  des  obsD  geniuiDten  Wurm  n.  das 
Stadtrechtsbaob  8.  Homeyor  Verzeichn.  8.  31  ff.  —  Hierher  noch 
Neoniaik  nach  Oppeln  24.  Juni  1327,  mitgetheilt  nnd  erläutert  von 
Zeitsohrift  f.  Rechtsgeeoh.  I.  403.  A.  Haenel  DaciBionei  oonaulum  0 
Leipzig  1862.  Kelle  in  ZeitsohriR  f.  D.  S  XX.  B.  140  fiber  eine  I 
Schrift.  F.  Bisohoff  Ueber  einen  dentseh.  Rechtekodez  der  Krafcaoc 
Wien  1665.  Den.  Beitr.  zur  Oesoh.  des  Hagdeborgerreehts ,  Wien  '. 
üeber  eine  Sammlung  dentsoher  8ch6ffensprQohe  in  einer  Eiakaoer 
Wie»  1867. 

>  Zuerst  bei  Senokenberg  Corp.  jur.  Oerm.  1760.  T.  L,  Tonlf« 
H.B  BndemaoDdas  Keyserreoht  nach  der  Hondsohrlft  Ton  1372, 
{Binleit  Ober  Handschrift,  Qesohiohte  and  Literatur).  Homeyer  V 
Eichhorn  RO.  g.  283,  der  e«,  gestQtzt  auf  die  schlechte  Benckenb« 
gäbe,  für  einen  Ansiug  des Sohwabeuspiegela  hilt.  —  Rookinger  U( 
gefasBtes  ans  dem  sog.  8chwBbfln*p.  und  dem  kleinen  Eaiserrechte  gi 
richtebuoh  in  Siti.  Bei.  der  bayr.  Aksd.  Tom  6.  Februar  1869. 
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buch  Ruprechts  Ton  Freysing.  Dieser,  Für- 
'8tng,  schrieb  (im  J.  1328  war  das  Buch  YoUendet)  auf 
chwabenspiegels  für  die  Stadt  Freising  ein  ßeohtsbuch,^ 
s  zweites  Buch  des  schwäbischen  Landrechta  (Schwaben- 
Ischriften  vorkommt.  Ungefähr  zu  gleicher  Zeit,  aber 
jelben  Yerfaaser,  ist  der  Schwabenspiegel  für  das  Land 
landrechtsbuch''  verarbeitet.  Beide  hat  man  im  15.  Jahr- 
vohl  1436)  zusammen  abgeschrieben,  dann  am  Ende  des 

zu  einem  Rechtsbucbe  verarbeitet,  wobei  die  bereits 
indlichen  Partien  im  2.  übergangen  wurden.  Dasselbe 
'on  EinfluBs  auf  das  Kecht  baierischer  Städte  und  das 
idwigB  gewesen. 

§■  67. 

C.  FormelbOoher.    Schriften  der  Juriaten. 

12.  Jahrh.  entstand  eine  Menge  neuer,  für  den  prak- 
1  bestimmter  Mustersammlungen    (dictamen,   summa 

dgl.)  in  lateinischer  und  später  auch  in  deutscher 
für  die  Geschichte  des  Rechts  von  Wichtigkeit  sind.' 
enntniss  der  Rechtegeschichte  wird  endlich  für  diese 
irch  die  besonders  in  den  Streitigkeiten  zwischen  Papst 
tndenen  Schriften,  welche  für  die  staatsrechtlichen  Verhält- 
tung  sind.  Hierher  gehören  die  Schriften  des  Engel- 
tersdorf  f  1331,  Abt  von  Admont,  De  regimine 
ri  s.  tract.  "VTI.  und  De  ortu  et  fine  Romani  im- 
.  Franziskaners  Wilhelm  von  Occam  t  gegen  1347 

irieder  Baierisohea  Bechtsbuoh   dee  Rnprecht  von   Frefaing, 

Bolohen  Handschrift  tod  1473  heransg-  durch  Q.  L.  t.  Maurer 
adrechtshuch  Bupr.  v.  FreyBing,  Stuttgart  und  Tabingeu  18S9. 
•T  die  Grundlage  des  dem  Kupreoht  von  FreiBing  beigelegten 
Ber.  der  HflncheneT  Akad.  vom  6.  Mai  1871. 
erirald  Zur  Charakteristik  nnd  Kritik  mittelalterl.  Foimel- 
,  L,  Rookinger  Ueber  FormelbflohBr  vom  dreizehnten  bis  lum 
inudert  als  rechtsgesoh.  Quellen.  Hünohen  1850.  Dera.  TJeber 
nnelb.  in  DentBohl.  wShr.  de»  M.  Ä.  Hflnohen  1861.  F.  Palacky 
«,  Prag  1842,  47.    Btobhe  S.  446  £f. 

Bt.  de  BtadüB  et  BoriptiBBaiB  tu  Pex  TheBanrua  anecdotor. 
irsten  Sohrift  von  J.  G.  Hufnagel,  Ratisb,  B.  a.,  der  iwelten 
tthast  Bibl.  p.  278.  . 
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Traktat  De  jurisdictione  Imperatoris  in  causis  matrimoniali« 
bus,  u.  a.3  Marsilius  de  Menandrino^  aus  Padua,  Franziskaner 
f  nach  1342  Schriften  defensor  pacis  de  potest.  imper.  et  pa- 
pali  cet.,  tract.  de  translatione  Imperii,  des  Lupoid  von  Beben- 
burg t  1362  tract.  de  juribus  regni  et  imperii  Romanor.,  end- 
lich des  Peter  Ton  Andlo^  (1460  Prof.  in  Basel,  später  Canonicus 
zu  Cohnar)  Werk  (1460  circa  gemacht)  De  Imperio  Romano. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Reichsyerfassang. 
A.  Grandlagen. 

§.   68. 
1.   Bildung  der  Territorien  big  ins  18.  Jabrhnndert. 

I.  In  der  fränkisch-karolingischen  Monarchie  hatte  sich  imter  Karl 
dem  Grossen  der  staatliche  Charakter  ausgeprägt  zu  einer  fast  unbe- 
schränkten Centralgewalt.  Das  alte  Stammesherzogthum  war  ver- 
nichtet, die  Selbstständigkeit   der   durch  Geschichte,   Sprache,   Sitte  als 


'  Yerzeioliniss  seiner  Schriften  im  Supplement  zu  Wadding  Annales  Minor. 
(Rom.  1806),  yerschiedene  in  Goldast  Monarchia  I.  und  II.  üeber  eine  bisher  un- 
bekannte de  electlone  Garoli  IV.    G.  Höfler  Aue  Ayignon.    Prag  1868.  4. 

^  Abdrücke  bei  Goldast  im  II.  Bande. 

^  Literaturangaben  bei  St  ebbe  I.  456. 

^  St  ebbe  I.  456  ff.  und  Potthast  p.  489.  —  Man  kann  hieher  auch  noch 
zählen  Gonradus  de  monte  puellarum  (Gonrad  von  Megenberg)  de 
translatione  imperii.    Höfler  1.  o   S.  24  ff. 

*  Auf  die  Gründe,  weshalb  das  deutsche  Reich  es  zu  keiner  staatlichen  Ein- 
heit gebracht  habe,  ob  daran  das  Kaiserthum  Schuld  trage,  in  welchem  das  König- 
thum  aufgegangen  sei,  ob  der  Feudalismus,  ob  die  Erwerbung  des  sicilischen  König- 
reichs mit  ihren  Folgen,  ob  der  hiermit  zusammenhängende  Kampf  mit  der  Kirche, 
wann  der  eigentliche  Grund  zum  Zerfalle  gelegt  sei  u.  s.  w.,  braucht  hier  nicht 
näher  eingegangen  zu  werden  Es  handelt  sich  da  um  Ansichten ;  die  meinige  liegt 
in  der  Darstellung.  F  ick  er  Das  deutsche  Kaiserreich,  Innsbr.  1861.  Ders. 
Deutsch.  Königth.  und  Kaiserth.  Innsbr.  1862.  Ders.  Forschungen.  Vorrede. 
Roth  Feudalität,  Einleitung,  S.  2  ff.  y.  Sybel  Die  deutsche  Nation  und  das 
Kaiserreich,  Dusseldorf  1861.  Höfler  Kaiserthum  und  Papstthum,  Prag  1862: 
Berchtold  Landeshoheit  I.  3  ff. 
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besondere  erscheinenden  Theile  gefallen,^  die  Autonomie  der  einzelnen 
Kreise  fast  aufgehoben,^  die  Verwaltung  ausschliesslich  in  die  Hände 
/  königlicher  Beamten  gelegt.  Keineswegs  waren  aber  jene  Momente  ge- 
'  fallen,  an  welche  sich  anlehnend  das  Streben  der  zusammengehörigen 
Theile  nach  Selbstständigkeit  unter  günstigen  Yerhältnissen  erstarken 
konnte:  die  althergebrachte  Sonderung  und  Eintheilung  in  Grafschaften 
und  Gaue,  das  Gefühl  der  Stammesverbindung,  welches  gerade  durch 
die  rücksichtslose  Centralisation  lebhafter  werden  musste.  Aber  es  waren 
bereits  Keime  gelegt  zu  Bildungen,  welche  das  Ganze  in  Theile  zu  zer- 
reissen  drohten,  ohne  dass  die  Zusammengehörigkeit  der  Theile  und 
deren  Bedürftiiss  zu  staatlichem  Verbände  im  eigenen  Interesse  der  ein- 
zelnen einen  starken  Halt  fand.  Gelang  es  den  Königen  nicht,  das 
Seniorat  in  den  nöthigen  Schranken  zu  halten,  so  war  der  Zer- 
fall unaufhaltsam.  War  nun  das  Königthum  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts stark  genug,  die  Einheit  und  eine  kräftige  Regierung  zu  er- 
halten, so  traten  seitdem  Ereignisse  ein,  welche  dasselbe  dauernd  yer- 
nichtet  haben  und  dem  erstarkten  Feudalismus  eine  Macht  gaben, 
welche  das  Reich  zersetzt  hat. 

n.  Die  untersten  Kreise  des  Reiches  wie  der  Theilf,  die  Graf- 
schaften, wurden  vor  und  nach  regelmässig  in  der  Familie  belassen. 
Es  lagen  die  Gründe  dafür  bald  darin,  dass  man  dem  Sohne  kaum  das 
Amt  versagen  konnte,  welches  der  um  den  König  verdiente,  in  die 
Grafschaft  aus  fremdem  Stammesgebiete  gesandte  Yater  gehabt  hatte, 
weil  man  ihn  sich  zum  Feinde  gemacht  hätte.  Nicht  minder  musste 
man  ebenso  verfahren,  wenn  hervoij'agendes  Familienansehen  und  grosser 
Grundbesitz  das  Motiv  für  die  Bestallung  Eingesessener  abgegeben  hatten. 
In  den  königlichen  Benefiden,  womit  fast  alle  Grafen  bewidmet  waren, 
lag  ein  gleicher  Grund,  zumal  die  Ursachen  des  Beneficialwesens  fort- 
dauerten und  dieses  die  mannigfachste  Veranlassung  für  den  Grafen  bot, 


^  Anch  die  Znstimmuiig  der  Stämme  zu  den  Oapitularia  legi  addita  war  nicht 
mehr  eingehalten.  Wurden  doch  802  zu  Aachen  solche  für  andere  als  die  Franken, 
ja  die  lex  Saxonum  u.  a.  fern  Tom  Stammlande  gegeben. 

2  Denn  was  blieb  ihnen  unter  Karl?  Ihr  Sonderrecht.  Mit  Recht  hebt 
Ficker  Forschungen  I.  XXXIY.  f.  herTor,  dass  das  Belassen  des  persönlichen 
Rechts  sich  mehr  herausstellt  als  Ausfluss  der  Befugniss  des  Reichsganzen  (Königs), 
allen  Reichsangehörigen,  insbesondere  den  durch  das  ganze  Reich  zerstreut  woh- 
nenden Franken  ihr  Recht  gegenüber  dem  Sonderrechte  der  Theile  zu  yerbürgen, 
dass  die  Weiterbildung  des  Sonderrechts  fehlte,  weil  keine  Organe  der 
Autonomie  Torhanden  waren. 
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fflch  fester  mit  dem  SpreBgel  zu  Terbinden  durch  Aufoahme  "Vieler  in 
das  Treuverhältniss.  Lagen  somit  Gründe  vor,  welche  das  Streben  nach 
Erblicfamachung  der  Grafschaft  hervorrufen  und  stütze"  ■"■■-•*'-" 
Bo  war  durch  die  Stellung  der  geistlichen  Immunitä 
geradezu  unmöglich  geworden,  jenem  Streben  auf  die  Dauei 
stehen.  Den  Bischöfen  und  Aebten  war  schon  früh  das  vo 
amt  verliehen  und  ist  im  Laufe  des  10.,  11.  und  12.  Jahrhi 
gemein  die  volle  Exemtion  mit  der  Orafengewalt  gegeben  wc 
verlor  zwar  damit  das  Amt  seinen  alten  Charakter  nicbt,^  ab( 
währende  Belaesung  bei  dem  Bisthume,  der  Abtei  versl^and  eich 
Allmälig  hatten  sänuntliche  Bischöfe  der  eigentlichen  ßeicbi 
ebenso  die  meisten  Aebte  die  Orafenrechte.  Ton  den  geisthcl 
wurden  aber  bald  ganze  Grafschaften,  bald  einzelne  Güter  i 
verliehen.  "War  schon  im  neunten  Jahrhundert  die  Immunitä 
weltlichen  Getreuen  des  Königs  verliehen  worden,  so  gescha 
den  folgenden  häufig.  So  kam  es,  dass  durch  Verbindung  mel 
Bchaften  in  einer  Hand,  durch  Afterrerleihung  solcher,  durcli 
zahlreicher  Theile  die  alte  Gau-  und  Orafachaftsverfassung  sie 
damit  aber  ein  mächtiges  Hlndemisa  für  die  Bildung  neuer  G 


■  S-  ÖO.  —  Die  Verleihungen  sind  genau  wie  in  alter  Zeit,  z.  B.  11 
T.  28.  Dez.  989.  (Gant her  Codex  dipl.  p.  85)  fflr  Trier,  ürk.  K.  Koi 
30.  Juli  1061  (dftB.  8.  llfi):  „.  .  Noe  nostro  Popponi  Trevirenai  Tenet 
piscopo  et  ecclesiae  anae  cui  ip«e  .  .  .  praeaidet  cumittttam 
(Harfela)  nomlnatum  Bitum  in  pago  Binrioh  .  .  .  quae  ad  eundem  con 
et  legaliter  pertinere  ridentur,  ia  perpetuum  ooncoasimuB ,  donavimna 
boraTimuB ,  eo  quoque  tenore  ut  praedictus  arcliicpiecopua  euique  3ac< 
vendant,  commutent,  tbI  quidquid  aibi  placnerit,  inde  faciant,  ad  uaun: 
uUDtiatne  ecclesiae," 

*  Deui  aber  die  Zuwendungen  an  Kiroheu  vielfach  den  Charakl 
Tergabnag  annahmen,  zeigt  die  in  Nota  3  angef.  zweite  ürk.,  Dipl.  K, 
vom  aa  Juli  1167  (ib.  p.  391j,  worin  er  dem  Erzb.  Beinold  von  ESlt 
fDr  dessen  Hülfe  in  Italien  eine  Schenkung  maclit'.  „ei  et  ejna  Buoeawi 
boB  archiepiscopis  Colonieoalbus  concedimus ,  largimnr ,  donarnua  et  i 
eonfiimunna  omne  noatrnm  jua  st  dominium  ac  tolam  onrte 
in  Andemaoo  cum  hominibua,  poaaeMionibua,  pratia,  paacoia,  silTis,  te 
inoultia  et  in  monota  et  in  theloneo  placitia  piacationibna ,  molendinie 
omnique  honore  et  jnatitia  eidem  curti  atttnente.  Concadiniua  etiam , 
donamus  ei  ejnaqae  anooeHsoribos  omnibua  in  perpetaum  totam  oui 
Kckenhagen  com  omuibna  poiaeaaionibna  argenti  fodinia  ao  alüa  cnrtia 
atitÜB  et  pertinentiia."  Ringebende  TToteranohungen  bierOber  und  aber 
der  geiatl.  FarateuthDmar  in  Zöpfl  AlterthDmer  im  l.uid  2.  Bde.    ün 


/ 
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fiel.  Zugleich  lag  darin  die  Möglichkeit,  bei  günstigen  Yerhältnissen 
das  dingliche  Moment  in  den  Vordergrund  treten  zu  lassen,  nachdem 
sich  auf  der  bisherigen  Bildung  die  Erblichkeit  des  Grafenamtes 
als  Thatsache  festgesetzt  hatte. 

in.  Unter  den  Nachfolgern  K.  Ludwigs  des  Frommen  war  die  starke 
Gentralgewalt  der  Könige  gebrochen.  Die  Reichstheilungen  einerseits,^ 
die  Schwäche  einzelner  Könige,  die  schwierigen  Verhältnisse,  welche  in 
den  AngrüFen  von  Aussen  und  den  Wirren  im  Innern  Nahrung  fanden, 
boten  dem  nur  durch  Gewalt  zurückgedrängten  Streben  der  alten  Reichs- 
theile,  der  einzelnen  Stämme  nach  autonomer  Stellung  und  Selbstständig- 
keit im  Ganzen  keinen  ernstlichen  Widerstand.  So  gelang  es  in  den 
Stammeslanden  bald  Grossen,  deren  Verhältniss  zum  Königshause  der 
Grund  erweiterter  Macht  war,  bald  solchen,  die  durch  ihren  enormen 
Privatbesitz,  grosse  Reichsbeneficien,  zahlreiche  Vogteien  über  kirchliche 
Immunitäten  hervorragten,  die  alte  nationale  Herzogsgewalt  in 
ihrem  Stamme  neu  zu  begründen.  Dies  erklärt  sich  aus  dem  Bedürfniss 
des  Schutzes,  den  nur  der  mächtigste  Herr  leisten  konnte.  Obwohl  die 
königliche  wie  die  bischöfliche  Macht  dagegen  strebte,  selten  ein  Ge- 
schlecht als  volksthümlich  erscheint,  sehen  wir  im  Laufe  des  zehnten 
Jahrhunderts  (Anhang  I.)  die  Thatsache  völlig  entwickelt.  Bald  finden 
iwir  eine  Wahl  des  Stammes,  bald  blosse  Anerkennung,  dann  königliche 
Belehnung  als  Titel.^  Die  Herzöge  erscheinen  als  Inhaber  der  den  könig- 
lichen Sendboten  unter  den  Karolingern  übertragenen  Rechte.  Sie  haben 
den  vollen  Heerbann,  halten  Hof-,  Gerichts-Landtage  ab,  auf  denen  alle 
Grossen  (Bischöfe,  Reichsäbte,  Markgrafen,  Grafen,  königliche  Vasallen) 
erscheinen,  sie  haben  grosse  Reichslehen,  meistens  mehrere  Grafschaften, 
sind  oberste  Richter,  beaufsichtigen  die  Inhaber  der  Reichsgüter  u.  s.  w. 
Von  Anfang  an  ringt  das  Herzogthum  nach  Erblichkeit.  Diese  ist  auch 
im  Ganzen  eine  Thatsache,  obwohl  bis  auf  Friedrich  I.  und  unter  diesem 


^  §.  21.  Bedeutend  war  der  Vertrag  svl  Meersen  am  8.  August  870  zwischen 
(Leg.  I.  517)  Ludwig  dem  Deutschen  und  Karl  dem  Kahlen,  weil  durch  ihn  alle 
ostfränkischen  rein  deutschen  Länder  faktisch  unter  Ludwig  vereinigt  wurden. 

^  Die  Yolksthümlichkeit  des  Herzogthums  in  Schwaben  ist  unbestreitbar.  B  u  r- 
ohard  behielt  auch  nach  seiner  Unterwerfung  unier  E.  Heinrich  I.  919  Tolle  Ge- 
walt in  Schwaben  und  Elsass,  dafür  zeugt  sein  Titel  ^^Herzog  der  Alamannen  Yon 
Gottes  Gnaden,'^  das  Abhalten  Ton  Landtagen,  Eriegffihren.  Arnulf  von  Baiem 
behielt  das  Recht,  die  Bisthümer  zu  besetzen,  nannte  sich  ebenfalls  „H.  d.  B.  von 
Gottes  Gnaden^,  schickte  Ghrafen  als  Sendboten,  Hess  Münzen  prägen,  führte  Kriege 
mit  dem  Auslande.    Giesebrecht  Kaisergesch.  L  209  ff. 


Die  Territorien.  185 

zahlreiche  königliche  Vergabungen,  Entsetzungen  u.  s.  w.  vorkonunenJ 
Hatte  K.  Heinrich  I.  die  Herzöge,  indem  er  sie  durch  den  Lehenseid  f 
sich  eng  verband,  als  seine  Hauptstütze  angesehen,  im  Uebrigen  aber 
selbstständig,  ja  sogar  in  der  Befugniss  belassen,  die  königlichen  Ein- 
künfte einzuheben,  so  sah  sie  Otto  I.  anfanglich  nur  als  Mannen  an, 
errichtete  als  Gegengewicht  die  Pfalzgrafschaften,^  deren  Inhaber  j 
auch  die  Reichseinkünfte  einhoben.    Aber  schon  er  wandte  sich  zuletzt  / 
der  Auffassung  seines  Vaters  zu.   In  dem  Herzogthimie  lag  für  die  Krone 
im  10.  und  11.  Jahrhundert  der  Schwerpunkt  der  Macht.    Dadurch  war 
der  weiteren  Zersplitterung  des  Reiches  durch  die  erbliche  Grafschaft  um 
so  mehr   vorgebaut,  als  sich  in   den  erbhch    gewordenen^  zahlreichen 
kleineren  Vasallen,  deren  Interesse  mit  dem  der  Grossen  sich  durch- 
kreuzte, den  Königen  ein  Rückhalt  in  den  einzelnen  Landen  zu  bieten 
schien. 


*>  Anhang  I.  weist  dies  im  Einzelnen  nach.  Am  dentliohBten  beweist  den  Zug 
nach  Erblichkeit  das  Verfahren  E.  Otters  I.  gegenüber  Baiern,  Schwaben,  Lothringen, 
Sachsen ,  obwohl  Otto  anfänglich  andere  Grundsätze  hatte.  Siehe  die  Zusammen- 
stellung bei  G-iesebrecht  I.  437  fg.  Die  Ausdrücke  missus  dominicus,  duz,  comes 
finden  sich  noch  Anf.  des  10.  Jahrhunderts  für  dieselbe  Person.  Giesebrecht 
I.  806. 

^  Pf  äff  Gesch.  des  Pfalzgrafenamtes,  Halle  1847,  diss.  de  origine  et  natura 
potestatis  quae  fuit  sacri  palatii  comitum,  1827.  4.  DOnniges  Staatsr.  S.  864  ff. 
529  ff.  Eichhorn  §.  221.  Art.  bei  Er  seh  und  Grub  er.  —  üeber  die  rheinische 
Pfalz:  Reiseisen  de  origine  comit.  palat.  (acta  aoadem.  palat.  I.  99  sqq.), 
Häusser  Gesch.  der  rhein.  Pfalz,  Heidelberg  1845.  2  Th.  Merkel  in  einer  Per- 
nice  zum  17.  Febr.  1861  gewidmeten  Festschrift.  —  Schwäbische:  L.  Schmidt 
Gesch.  der  Pfalzgrafeu  von  Tübingen  1835.  Giesebrecht  Eaisergesch.  I.  287, 
291,  814  u.  0. 

^  Einzelne  ausdrückliche  Zugeständnisse  der  Vererbung  Yon  Reichslehen  auf 
die  Söhne  machte  schon  Otto  I.  So  dem  Grafen  Udo  in  der  Wetterau:  Giese- 
brecht I.  438.  Die  Erblichkeit  der  Lehen  unter  Heinrich  11.  ist  Thatsache;  schon 
der  Ausdruck  „erbelehen'*  kommt  vor  Man  sehe  die  Zusammenstellung  bei  Giese- 
brecht Eaisergesch.  II.  70.  594.  E.  Eonrad  11-  erkannte  die  Erblichkeit  alier 
Lehen,  mit  Ausschluss  des  Herzogthums,  an,  nicht  durch  eine  Constitution,  sondern 
die  Thatsache  und  ausdrückliche  Aussprüche.  Wipo  c.  6.  J;Militum  animos  in  hoc 
multum  attraxit,  quod  antiqua  beneficia  parentum  nemini  posterorum  auferri  susti- 
nuit."  Vgl.  Giesebrecht  II  S.  284  fi.,  der  S.  625  über  die  durch  und  unter 
Eonrad  erlassenen  Dienstreohte  Notizen  gibt.  Die  Constitution  Ton  1037  über  die 
Erblichkeit  der  Lehen  für  Italien  in  Leg.  IL  p.  39.  Hinsichtlich  der  Capitula 
de  beneficiis  stimme  ich  der  Ansicht  Giesebrechts  11.  S.  629  zu,  dass  sie 
nicht  Yon  Eonrad  U.  herstammen. 
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IT.  Unter  dem  Herzogthume  erliob  eich  in  des  Markgrafen  und 
Ffalzgrafen'*'  eine  neue  Oevalt,  welche  ebenfalls  erblich  werdend 
egengewicht  gegen  daa  Herzogthum  bildete,  anderereeits 
rialbildung  and  damit  die  Lösung  des  einheithchen  Staats- 
I,  indem  auch  hier  mit  der  Erblichkeit  nur  das  L^eos- 
und  Inhalt  der  Unterthänigkeit  blieb, 
ieutcndes  Moment  in  der  Entwicklung  bilden  die  Bis- 
leichsabteien.  Der  grosse  Grundbesitz,  welcher  ihnen 
YaAallen  und  Unterthanen  aller  Art  zur  Verfügung  stellte, 
der  Einfluss  der  Geistlichkeit  auf  das  Yolk,  die  von 
weise  erweckten  und  bald  zu  grosser  Macht  erwachsenen 
izuglich  des  Kieme  und  der  chriathchen  Zucht,  diese  imd 
machten  sie  geeignet,  auf  den  vorhandenen  Grundlagen 
weltliche  Macht  zu  verschmelzen  und  durch  jene  diese  zu 
ann  daher  nicht  befremden,  dass  Kaiser  von  der  Grösse 
eines  Heinrich  n.,  Heinrich  IH.  in  den  Bischöfen  ihre 
shten  gegen  die  Herzöge."  9o  lange  vom  Eaber  deren 
dadurch  nach  der  Zeitanschauung  weitgehende  Befugnisse 
lest^na  ausgeübt  wurden,'^   erscheinen   die  Bisthümer  in 


0,  Anhang  I.  —  Der  territoriale  Charakter  beider  und  die  tolle 
ewalt  ihre!  Inhabers  ist  im  13.  Jahrhundert  am  frühesten  in  der 
iah  <ind  Steier  auigeprSgt.  Biehe  die  Beleg'i  bei  Fioker 
1  B.  57.  Ä.Qoh  für  die  aächatacbe  Pfalz  kommt  der  Ausdruck 
Titorialeo  Sinna  schon  1197  und  1199  vor;  F  icker  8.  56.  Ueber 
Izgrafen  und  ihre  Stellung ,  namentlich  ob  sie  als  Forsten  er- 
lit,  Tgl.  die  HittheiluDgen  bei  Ficker  a.  a  0.  B.  198  fg.,  über 
ae.  8.  191  S.  In  Italien  führte  Otto  I.  das  Institut  9Ö1  ein. 
sehen  Markgrafsohaften  Oi  eacbrech  t  lU.   B.    182  tF.    Ficker 

248  ff. 
ifHr   ist :    die   ständige  ao  wichtige  Verwaltung  der  Reichskanzlei 
derholte  Verwaltung  von  Herzogthümern  (Schwaben,  Baiorn)  durch 
ihre  Hände  gelegten  wichtigen  OeaandtBchaften ;   die  Bedeutung 

Rätbe  des  Kaisera;  die  wiederholte  Anführung  Ton  Reichsheeren 
irung  des  Schatzmeister amtos  dnrch  einen  Bise  hof  eu  Heiorieha  in. 

lobe  Verhftltniss  mögen  eiocelne  Thatsacfaen  Ulnstriren.  Bo  die 
32,  auf  weloher  der  Papst  einfach  tbat,  was  Otto  haben  wollte. 
1087  Enb.  Aribert  von  Hailand  ab,  seinen  Kaplan  Ambrosios  als 
th  III.  setzte  1044  den  Kölner  Priester  Wigger  als  Erzbiseh.  von 
wieder  ab,  Ansei  mi  Oeata  episeopor.  Leodien.  o  58.  Heinrich  II. 
e  Synoden,  bestätigte  auf  Bitten  des  Papstes  die  von  Pavia  1.  Au- 
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der  That  um  ao  festere  Stützen,  ola  bei  dem  Mangel  der  Erbli< 
beiderseitige  Interesse  übereinzustimmen  schien.  Dazu  kam, 
Kaiserthum,  solange  es  in  seiner  Grösse  als  Idee  und  re 
daatand ,  unter  den  Ottonen  und  bis  auf  K.  Heinrich  lY.  di 
einerseits  einen  eminent  kirchlichen  Charakter  lieh  und  durch 
mit  dem  Papste,  wenn  die  Ziele  von  Kaber  und  Papst  dieeelli 
die  Eaisermacht  allgewaltig  machte,  andererseits  die  Bischöfe 
"Wenn  nun  yollends  die  Kaiser,  sei  es  aus  eigenster  Ueberaeu 
es  aus  politischem  Scharfblicke,  für  die  Reformideen  mit  al 
eintraten,*^  so  begreift  man,  dass  ihnen  die  grösstmögliche  Stä 
bischöflichen  Macht  als  sicherstes  Mittel  erscheinen  konnte, 
und  mehr  sich  lockernden  und  im  FendaUsmus  aufgehenden 
sammmenzahalten.  Nachdem  dann  aber  fast  alle  Schrankei 
waren,  welche  die  Ausgestaltung  der  geistlichen  Gewalt  Kur  t( 
hemmten,"  trat  der  Moment  ein,  wo  beider  Gewalten  einträchtig 

gut  1018.  Eorad  11.  Terbrutnte  ein  p&pstl.  Pririleg,  le^te  Erzb.  Bq 
L7011  in  Ketten,  ebenso  i-ribert  von  Hailand.  Heinrich  III.  nahm  den 
Cninbroi  gefangen,  ebenso  Gebbard  tob  Rogensbnrg,  lieaa  einen  Papst 
bannnng  in  DeutBohland  sterben,  Bischöfe  hatten  sich  zu  Reisen  nach  ] 
XU  holen  heim  ESnige  Wie  die  Wahlen  der  BigohBfe  fast  abgekom: 
die  Besetiong  als  Einnahmequelle  galt,  anch  unter  Heinrich  n. ,  bee< 
rad  II.,  ist  bekannt.  Wie  Heinrich  II.  oft  mit  den  ElSstern  nmging,  zeij 
g.  74  Note  1  am  Ende  angefahrte  Beispiel  Ton  Bt.  Haximin.  Andere 
brecht  n.  8.  89,  698  tg.  Konrad  n.  belehnte  mit  Kempten  den  H, 
OOtsm  Ton  Beiehenan  den  Orafen  Hangold.  Die  Königinnen  wnrden 
mit  den  Einkünften  Ton  Stiften  dotirt ,  e.  B  tou  St.  Haximtn  Eins 
Laien  in  Aebten  kommen  vor,  solohe  von  Weltgeistlichen  sind  hänflg 
Besetzung  der  Bisthamer  unbedingt  als  kOnigl.  Seobt  galt,  zeigen  viel 
Heinrich  I.  hatte  921  Arnulf  Ton  Baiem  bei  dessen  Unterwerfung  da 
geben,  die  Bisthünier  zu  besetzen  (Liutprandne  II,  c.  23),  Friedrich 
H.  Heinrich  dem  LOwen  das  Recht  der  Inrestitar  fflr  Oldenbarg ,  H 
Ratzehnrg,  dem  H.  Berthold  IV.  Ton  Zfthringen  das  über  Lausanne,  ( 
Tgl.  Fioker  R.  F.  8.  374  fr.  Hit  Recht  sieht  daher  Berohtold  Gntn 
hobelt  I.  87  S.  in  der  sent.  I&.  Hai  1216.  de  non  alieaandia  princii 
Hindemng  der  königlichen  Hachtffllle. 

>*  Was  Heinrich  HI,  zur  Abstellung  der  Simonie,  Festigung  des  C 
form  des  pfipstl.  Stuhles  (er  erhob  Brun,  Leo  IX.)  gethan,  ist  bekannt, 
haben  den  Primat  eu  dem  gemacht,  was  er  unter  Or^or  TU.  geworde 

>*  Sohenkuugen  von  Gh-afschaften  an  BieohOfe  nnd  Aobte  aind 
im  J.  938  der  O-  Toul  ao  den  Bischof  Ton  Heinrioh  I.,  der  G.  Stodd 
Fulda  Ton  Heinrioh  H.  (Dtonke  p.  349),  1046  der  G.  Drente  an 
Ton  Utrecht  nnd  der  G.  der  Stadt  Terdnn  dnrch  H.  m.  Oieaebreoh 
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kaum  mehr  möglich  war.  Mit  dem  Siege  der  von  Gregor  VU.  am  Ent- 
schiedensten vertretenen  Ideen  war  das  Uebergewicht  der  geistlichen 
über  die  weltliche  Gewalt  erreicht;  mit  Heinrichs  IV.  Niederlage  war 
die  Macht  des  Eaiserthnms  gebrochen;  das  Königthum  hatte  zugleich 
seine  geistUche  Stütze  von  dem  Augenblicke  an  verloren,  als  der  anfang- 
lich fast  allgemeine  Widerstand  gegen  die  Reform  aufgehört  hatte;  die 
freie  Wahl  der  Bischöfe  und  Aebte  durch  die  Kapitel  und  Convente 
enthob  dieselben  der  besonderen  kaiserlichen  Einwirkung.  So  standen 
im  Beginne  des  12.  Jahrhunderts  die  geistlichen  Reichsvasallen  in  mehr- 
facher Hinsicht  fast  unabhängiger  als  die  Herzöge  da;  jedenfalls  waren 
sie  Besitzer  abgeschlossener  Territorien.^^  Diese  selbst  aber  blieben 
Reichslehen.  ^^* 

V.  Mit  dem  Abnehmen  der  realen  Bedeutung  der  Lehnstreue,  welche 
dem  eigenen  Vortheile  nur  zu  bald  geopfert  wurde,  und  mit  der  Erb- 


—  In  Italien  hatten  die  Bischöfe  sohon  seit  Karl  dem  Kahlen  die  Rechte  der 
Sendboten:  Giesebrecht  I.  343,  350,  Ficker  Forschnngen  11.  12  ff.  Otto  I. 
gab  dem  B.  Ton  Parma  die  Jurisdiction  in  einer  Stadt  und  die  Rechte  des  Pfalz- 
grafen das.  I.  S.  462.  üeber  das  Institut  der  Pfalzgrafen  in  Italien  eingehend 
Ficker  I.  312  ff.,  IL.  66  ff.,  der  nicht  nur  ihre  einzelnen  Rechte,  sondern  auch  die 
einzelnen  Inhaber  erörtert.  Die  Befreiung  Yon  dem  Spolienrechte,  die 
Yollen  Regalien  in  den  Bisthümern,  wie  sie  die  Confoed.  Friedrichs  II.  von  1220 
gab,  vollendete  die  Selbstständigkeit  der  geistl.  Territorien.  Vgl.  Berohtold 
Entw.  d   Landeshoh.  I.  S.  65  ff. 

1^  Es  gibt  keinen  schärferen  Gegensatz,  als  das  Yerhältniss  der  Päpste  zu 
den  Kaisern  von  Otto  d.  G.  bis  auf  Heinrich  m.  und  der  Bischöfe  zu  letzteren,  und 
die  Worte  ürbans  II.  in  der  Predigt  zu  Mailand  1096  (Landulfus  iunior  o.  28), 
dass  der  geringste  Priester  jedem  Könige  vorgehe. 

^^A  Es  wird  nicht  behauptet,  dass  jedes  einzelne  Besitzthum  eines  Stifts  Lehn- 
gut gewesen  sei;  wurde  ein  allodiales  erworben,  so  blieb  es  allodial.  Die  von  den 
Kaisem  ausgehenden  Dotationen  waren  regelmässig  Lehen  —  man  sah  die  Stifts- 
güter (der  Reichs- Aebte,  Bischöfe)  von  Reichswegen  als  Lehen  an.  Ficker  Vom 
Heerschild  S.  62  ff.  meint,  erst  unter  Friedrich  I.  sei  von  der  Mannschaft  bei  geist- 
lichen Fürsten  die  Rede.  Dagegen  Waitz  in  Gott.  Gel.  Anz.  1862  S.  170  ff.  Dass 
der  Kaiser  befugt  war,  geistl.  Güter  wegen  Nichtleistung  der  Reiohspfiiohten  zu 
sequestriren,  ist  unfraglich.  Ein  Capitulare  Conrads  11.  v.  1037  (Leg.  11.  38;  11. 
Feud.  40)  entzieht  es  für  die  Lebensdauer  des  Inhabers.  1154  wurden  den  Bischöfen 
von  Bremen  und  Halberstadt  alle  Regalien  und  Güter,  die  der  Bischof  selbst  benutzte, 
aberkannt  (1158  Bremen  zu  Gnaden  aufgenommen).  1156  that  Friedrich  Salz- 
burgische Besitzungen  an  Laien,  weil  der  Erzbischof  den  Heerdienst  nicht  leistete, 
um  diesen  zu  leisten  (s.  Pez  Thesaur.  anecdotor.  H.  3.  S.  206).  W.  Schmidt 
Aroh.  f.  Osten*.  Gesch.  Bd.  34.  Zöpfl  Alterth.  II.  handelt  ausführlich  darüber  in 
der  Absicht,  die  Allodialität  als  Regel  hinzustellen. 
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liebkeit  der  Lehusg^Oter ,  Qrafscbaften ,  Herzogthümer  trat 
Aenderung  in  der  Auflassung  des  Herzogthums  me  der  GraE 
Während  die  gewaltige  Macht  der  Ottonen  im  Herzogthiime 
erblickte  und  im  Ganzen  diese  Anschauung  thatsächlich  durchfi 
dieselbe  seit  Heinrich  IT.  zurück,  dem  Rechte  der  Familie  Platz 
Damit  mnsste  auch  die  Macht  der  Herzöge  gegenüber  den  Gn 
wendig  zurücktreten,  weil  nur  das  Eeichsinteresse ,  nicht  das  i 
Territorialbildnng  verhindem  konnte.  "Wie  sehr  die  alte  Ai 
geschwimden  war,  beweist  die  Theilbarkeit  der  Herzog 
welche  unter  K.  Friedrich  I.  Platz  griff.  Weit  entfernt  aber, 
Kaiser  durch  die  Theilung  der  Herzogthümer  Yermocht  hätte, 
reichen  Bischöfe,  Aebte,  Grafen  a,  s.  w.  wieder  zu  Unterthanen  z 
zogen  nur  diese  selbst  den  Yortbeil,  dase  sie,  befreit  yon  di 
unmittelbar  über  ihnen  stehenden  herzoghchen  Macht,  direkt  d 
unterstanden,  der  weder  überhaupt  die  Macht  besasa,  noch  i 
Kämpfe,  in  welche  die  Stellung  zu  Italien  und  dem  Papste  ihc 
hatten,  es  wagen  und  durchführen  komite,  sie  in  die  frühere  I 
keit  zu  bringen.  So  bildet  die  Zersplitterung  der  Herzoj 
Baiern  und  Sachsen  den  Zeitpunkt  der  entschiedenen  Ten 
welche  die  Kegierungszeit  Friedrichs  II.  und  die  Auflösung  dei 
tbums  Schwaben  vollendete. 

VI.  Obwohl  für  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  nicht  von  B 
bestand  fortwährend  noch  eine  Anzahl  von  unmittelbaren  k 
(Eeichs-)  Gebieten:  Städte,  Burgen,  Landstriche.  Sie  standen, 
dem,  unter  königlichen  Beamten:  Burggrafen'^  (praefecti  i 
BeicfasTögten  (advocati imperii),  Landvögten(advocati  pro 
die  den  Heerbann  und  Gerichtsbann  handhabten  und  die  k 
Einkünfte  aus  ihnen  erhohen.  Aber  auch  sie  schmolzen  durch  1 
und  Erblichwerdung,  Verpfandung,  Verkauf,  Schenkung,  Wii 
Kirchen  nach  und  nach  zusammen,  so  dass  sie  kaum  mehr  sei 
ginn  des  13.  Jahrhunderts  eine  reale  Stütze  der  Könige  bildet 

VII.  Früh  musste  bei  der  Zersetzung,  welche  das  Staatslel 
den  Feudalismus  erlangt  hatte,  der  Gedanke  aufkommen,  in 
lichkeit  der  Königsgewalt  und  einer  Hausmacht  ein 
zu  finden.     Obwohl  rechtlich  nicht  erreicht,  wurde  die  Erblich 


"  Uaber  die  Stellung  der  Burg^afan  aberhnapt  Ficker  R.F.  8.  '■ 
■'  Die  Erbliolikelt  der  Krone  unter  Eonr&d  n.  ist  duroligeeetzt  wordi 
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Königswürde  in  den  drei  grossen  Eönigshäusem  Thatsache.  Deren  Aus- 
sterben hinderte  aber  den  Erfolg.  Mit  dem  anderen  Ziele  ^^  verfolgten 
die  Könige  selbst  einen  Weg,  welcher  dem  Streben  der  ReichsvasaUen, 
ihr  Land  als  Familiengut  zu  betrachten,  mit  wirklichem  Erfolge  entgegen 
zu  treten  verhinderte. 

Vni.  Nicht  blos  in  den  Herzogthümem ,  Bisthümem,  Markgraf- 
schaften imd  Grafschaften  schloss  sich  die  Territorialbildung  ab.  Es  traten 
hinzu  "überaus  zahlreiche  kleinere  Gebiete,  die  ihren  Ursprung  in  der 
Exemtion  alter  freier  Güter  von  der  Grafengewalt,  in  erblich  gewordenen 
zu  Lehnrecht  verliehenen  Reichsgütem,  an  Vögte  und  bedeutende  Va- 
sallen gegebenen  Eirchengütem ,  in  Stücken  unter  mehrere  Erben  ge- 
theilter  Territorien  u.  dgl.  hatten.^*  Die  Besitzer  dieser  Herrenhöfe, 
Burgen,  Schlösser  besassen  unter  dem  Herzogthume  und  seit  dessen 
Auflösung  vielfach  unmittelbar  unter  dem  König  die  niederen  Herrscher- 
rechte.^® 

IX.  Wenige  Gebiete  erhielten  sich  noch  eine  geraume  Zeit  in  ihrer 
alten  Freiheit,  wie  die  friesischen  Seelande  und  einzelne  Gaue  der 
Schweiz.21 

X.  Völlig  selbststandig,  im  Einzelnen  je  nach  der  Verfassung  des 
Landes  mit  grösserer  oder  geringerer  Herrschergewalt,  und  nur  in  einer 
losen  Verbindung  mit  dem  Reiche  standen  die  Gebiete  jener  slavischen 
Fürsten,  welche  anfanglich  tributpflichtig  in  den  Lehnsverband  zum  Reiche 
traten  und  als  Reichsfürsten  anerkannt  wurden.^^ 


brecht  n.  287  fg.),  anter  Heinrich  III.  aber  eine  anerkannte  Thatsache:  das.  8. 
550,  wie  die  Formulare  bei  der  Salbung  des  Königs  beweisen. 

^B  Ueber  die  diesfälligen  Bestrebungen  Eonrads  11.  hinsichtlich  der  Herzog- 
thümer  siehe  Giesebreoht  11.  289  ff.  Dass  Friedrich  I.  ein  gleiches  Streben 
verfolgte,  beweisen  die  zahlreichen  Erwerbungen  und  die  Beibehaltung  seiner  Lehen. 
Heinrich  Tl.  folgte.  Friedrich  II.  nahm  keinen  Anstand,  von  Geistlichen  Lehen 
zu  nehmen  (cf.  §.  5.  Gonfoed.  cum  princ.  eccl.  y.  1220).  Für  die  Zeit  seit  Rudolph 
T.  Habsburg  bedarf  es  keiner  Belege  mehr. 

^^  Ein  überaus  reiches  Material  über  die  Theilung  von  Fürstenthümern 
gibt  F  ick  er  B.F.  S.  239  ff.  Friedrich  L  brachte  1180  die  Einwilligung  des 
Beichstags  in  die  Theilung  Sachsens  herbei. 

»  üeber  die  Dinghöfe  siehe  Zöpfl  Alterth.  Bd.  L  Beispiele  bieten  alle 
Urkundensamml.  z.  B.  Cod.  dipl.  Bheno-Mosell.  Ton  Günther  I.  88  98.  103.  106. 
117. 

»»Wiarda  Ostfriesische  Geschichte  1781—1813.  10  Bde.  Dess.  Von  den 
Landtagen  der  Friesen  in  den  mittleren  Zeiten  bei  Upstalsbom,  1777. 

**  Böhmen,  Sohlesien,  Mähren,  Pommern  (Bügen)  Mecklenburg. 
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§.  69. 

2.   Die  Landesherrllclikeit,* 

L  In  Folge  dieser  (§.  68.)  inneren  Umänderungen  zerfiel  das  Reich 
zuerst  in  Gebiete,  deren  Besitzer  durch  die  Zersplitterung  der  alten 
Herzogthümer  die  volle  herzogliche  Gewalt,  mit  dieser  die  Unmittelbar- 
keit unter  dem  Kaiser  erworben  hatten.  Neben  ihnen  blieben  wenige 
eigentUche  Reichsgebiete  unter  Burggrafen,  sodann  kamen  hinzu  die 
Pfalzgrafschaften/  Alle  diese  Herren  vereinigten  je  nach  der  Yer- 
schiedenheit  der  historischen  Entwicklung  des  Gebiets  in  ihrer  Hand:  die 
alten  Grafenrechte,  die  herzoglichen,  die  Befugnisse,  welche  der  Besitz 
von  Immunitäten,  Herrenhöfen  sowie  das  Yerhältniss  des  Senior  zum 
Yasallen  verlieh.  So  war  einerseits  die  rechtliche  Stellung  der  Einwohner 
nicht  durch  das  blosse  Wohnen  in  einem  Gebiete  bestimmt,  wurde  Nie- 
mand schon  allein  durch  den  Aufenthalt  (Wohnsitz)  im  Lande  Unterthan, 
sondern  jene  richtete  sich  nach  dem  personlichen  Abhängigkeitsverhält- 
nisse vom  Herren,  war  mithin  eine  mannigfaltige  (§.  76.).  Auf  der  anderen 
Seite  abei*  war  mit  der  ErbUchkeit  und  dem  Eigenthumsrechte  bei  den 
weltlichen,  der  Zuständigkeit  an  das  Bisthum,  Stift  oder  Kloster  bei  den 
geistlichen  Gebieten  der  Charakter  des  Amtes  in  den  Hintergrund,  die 
Ausübung  der  Herrscherbefugnisse  zu  eigenem  Rechte 
kraft  eines  Amtes  oder  des  Erbrechtes  in  den  Vordergrund  getreten. 


*  Vieles  Material  bietet  Pfeffinger  Yitriarius  illustratus.  F  ick  er  Vom 
ReichsfOrstenstande.  I.  B.  (Xu.  u.  Xin.  Jahrh.)  Innsbr.  1861.  —  Jos.  Berchtold 
Die  Entwickelang  der  Landeshoheit  in  Deutschland  in  der  Periode  Ton  Friedrich  11. 
bis  einschl.  zum  Tode  Rudolps  von  Habsburg  I.  Mflnchen  1863.  Erster  Theil.  Ders. 
Die  Landeshoheit  Oosterreichs  nach  den  echten  und  unechten  Freiheitsbriefen, 
MOnch.  1862.  C.  M a u r e r  Art.  „Lasdeshoheif*  inBluntschli  Staatswörterbuoh.  VI. 
213  ff  HugoLoerschDe  ortu  et  incremento  superioritatis  territorialis  in  oomitatu 
Juliacensi.  Bonnae  1862.  Karl  Wittioh  Die  Entstehung  des  Herzogth.  Lothringen, 
G5ttingen  1862  W.  y.  Gebier  Gesch.  des  Herz.  Steiermark,  Gratz  1862.  Ludwig 
Weiland  Entwickel.  des  sächs.  Herz,  unter  Lothar  u.  Heinr.  d.  L.  (I.  Th.  Bis  z. 
Tode  Loth.)  Gott.  1864  0.  Th.  Heigel  u.  8.  Otto  Riezler  Das  Herz.  Bayern 
zur  Zeit  Heinr.  d.  L.  u.  Otto's  y.  Wittelsb.  Manch.  1867. 

Für  die  einzelnen  Länder  gibt  die  ürkundensammlungen  und  andere  Literatur 
am  Vollständigsten  y.  Daniels  IL  1.  8.  683  ff.  Dessen  „Synchronistische 
Uebersicht  der  Reichs-  und  Staatenrechtsgeschichte**  (IL  1.  231  bis 
zu  Ende,  II.  2.,  11.  3.  S.  1  ff.  mit  den  „Ausführungen*'  dafu  II.  8.  8.  257  bis  zu 
Ende)  ist  eine  fleissige  Gompilation,  der  jedoch  mehr  kritische  Sichtung  zu  wünschen 
wäre. 

1  Literatur  im  §.  68.  Note  8  angegeben. 
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für  äaa  Herzogsamt  iind  die  Heichsleben  die  fortwährende 
des  Kaisers,  kam  noch  hin  und  wieder  eine  Enteiehimg  als 
Bfiichsacht  vor,  so  erschien  doch  allmälig  Keichslehen  und 
mehr  gesondert;  es  fielen  die  verschiedenen  Gründe  der 
i  in  der  praktischen  Anschauung  so  sehr  zusammen,  daaa  die 
keit  über  das  Land,  die  Hoheit  über  das  Ctebiet 
muBste.  Schon  im  elften,  stärker  aber  im  12.  und  13.  Jähr- 
ten uns  diese  Gebiete  entgegen  unter  dem  Ausdrucke  terrae, 
I,  dominium,  ihre  Besitzer  als  domini,  principes, 
terrae.' 

i  mebten  Gebiete  dieser  Art  bildeten  jedoch  keine  zusammen- 
Länder;  sie  waren  bald  durchbrochen  von  Hermhöfen,  Ding- 
en Besitzer  (liberi  domini,  dynaetae,  freie  Herren) 
er  Unterordnung  unter  die  Grafengewalt  (§.  68.)  zu  be&eien 
'  bereits  früher  erlangten  Exemtion  von  jener  zu  erhalten  ge- 
n,  bald  von  Gebieten,   welche  vom  Reiche   oder  geistlichen 

erbliche  Lehen  besessen  wurden,  namentlich  Besitzungen  der 

lentnm  pacis  dei  Henrioi  IT.  imperatoria  a.  1085  (Leg.  IL  59.):  ,Qui 
in«vitabili  neoeaaitate  Be  snbtraserit,  ei  prinoipum  terrae  aliquis 
iras,  ai  nobiliH  quiaque,  Bi  liber  aut  miniaterialia  daaa,  la  aer- 
>  quiaqna  solidoa  peraoWat,  aat  cutem  et  oapilloe  perdat."  Paotum 
um  Bertoldo  dnce  a.  1152  (ib.  91.):  „DominaB  rez  dabit  eidem  duci 
rgundiae  et  Provinoiae  .  .  .  PoBt  diaoeaBUiii  regis  diu  ntraaque  ter- 
tate  et  ordinatioos  aua  retinebit.  .  .  8i  quoB  aatem  episoopoB  comea 
Tel  alii  principes  ejusdem  terrae  InTeatterint,  eoadem  dos  in- 
rU.  domaa  Auatriae  (§.  ÖS.  Anm.  18J.  CooBtitutio  pacia  Frid.  l.  a.  ll&S 
iQces,  marohionea,  oomites,  capitanei,  TalTaSBorea,  et  omnium  locorum 
.  ."  Frid.  II.  atatutum  in  favorem  prinoipum  (ib.  282.):  „Item  looum 
aatabit  sine  ooosenBU  domini  torre.  Item  condactum  prinoipum 
eomm,  quam  de  manu  noaCra  tcnant  in  feodo  .  ."  Andere  Stellen 
—  Diese  eolion  in  der  1  Aufl.  enthaltenen  Beiapiele  beweisen,  daes 
itig  iat,  Mie  Fioker  BF.  8.  54  ff.  nachweist,  dass  prinoepa  und 
s  zuerst  Ton  den  prinoipeB  regni  gebraucht  und  dann  auf  diejenigen 

Qbertragen  wurde,  welche  zu  den  FQraten  gehSrten,  erat  später  ein 
druck  fürLandesfflrat,  LandeafQrstenthum  wurde,  aber  auch, 
D   unter  Heinrich  IT.   teohnisch  die  zu  den  prinoipea   reg:ni   gehSrigea 

in  sieh  begreift.  Wenn  Fioker  meint:  „der  Ausdruck  Principes 
let  sich  vor  den  Zeiten  E.  Friedrichs  I.  kaum",  so  steht  dem  entgegen 
len  dea  Auadrucks  zur  Zeit  Otto's  I.  in  dem  §.  72.  Note  2.  cit.  Gesetze. 
)gl.  Amtssprengel  kommt  auch  der  Auadrnok  regimen  docatusTor. 
minus  in  Oesterreich.  Denselben  Ausdruck  in  anderen  bei  Beroh- 
h.  Oesterr.  8.  157  fg. 


Die  Landesherr liohkeit.  193 

Vogte,  bald  yon  den  Besitzungen  erblicher  Burggrafen,  welche  mit  dem 
Untergänge  der  alten  Qau-  und  Orafschaftsverfassung  selbstständig  ge- 
worden waren.  Hierzu  kamem  Gebiete,  bestehend  aus  einem  Schlosse, 
einer  Burg  nebst  Gütern  und  Grundholden,  die  nachgebornen  Söhnen 
zur  Abfindung  gegeben  bei  deren  Nachkommenschaft  erblich  verblieben 
oder  aus  Stücken  einer  zersplitterten  Grafschaft  bestanden.  Solche  Be- 
sitzer nahmen  sehr  früh  den  Grafentitel  Ton  ihrem  Sitze  an  und  führten 
ihn  fort  (Burggrafen).  Eine  weitere  Durchbrechung  hatte  ihren  Grund 
darin,  dass  seit  der  Ausbildung  der  vollen  ErbUchkeit  des  Grafenamtes 
bald  eine  formliche  Theilung  stattfand,  bald  bei  der  Yereinigung  mehrerer 
Grafschaften  in  derselben  Hand  das  Gericht  häufig  zu  Lehen  gegeben 
wurde,  woraus  sich  wiederum  regelmässig  erblicher  Besitz  bildete.^  Dazu 
kam  noch,  dass  viele  Dynasten  sich  als  Yasallen  einem  mächtigen  Nach- 
barn unterworfen  hatten,  zahlreichen  Fürsten,  Grafen  u.  s.  w.  Beneficien 
in  anderen  Territorien  zustanden  oder  Yasallen  und  Ministerialen  des 
Reichs  behufs  des  Heerbannes  zugewiesen  waren. 

in.  Seit  der  Durchbrechung  der  alten  Herzogthtimer  richtete  sich, 
da  die  Kaiser  die  Grossen  in  das  alte  Abhängigkeitsverhältniss  zurück- 
zubringen ausser  Stande  waren,  das  natürliche  Bestreben  aUer  unmittel- 
baren Herren  dahin,  ihre  Herrschaft  von  der  bisherigen  persönlichen 
Grundlage  zu  befreien  und  auf  rein  dinglicher  Grundlage  zu  einer  YoU- 
gewalt  über  das  Territorium  zu  gestalten.  Hier  traten  ihnen  zwar  die 
gemeinsamen  Interessen  der  kleineren  Herren  entgegen.  Aber  einmal 
vermochte  deren  nur  für  das  angestammte  Gut  ganz  selbstständige,  des- 
halb regelmässig  geringe  Macht  und  die  Unmöglichkeit  vereinten  Handelns 
dem  Streben  der  Grossen  keinen  dauernden  Einhalt  zu  thun.  Sodann 
lag  es  im  Interesse  der  freien  Grundbesitzer,  bei  den  vielfachen  An- 
forderimgen  und  Lasten  einen  grösseren  Herrn  zu  haben.  Weiter  hatten 
die  grossen  Herren  durch  ihren  bedeutenden  AUodial-  und  Lehenbesitz 
Mittel,  sich  zahlreiche  Anhänger  zu  verschaffen;  endlich  Hessen  die  Yer- 
hältnisse  in  Italien  und  besonders  die  Streitigkeiten  mit  den  Päpsten  die 
hohenstaufischen  Kaiser  nicht  dahin  gelangen,  die  in  den  Yerhältnissen 
liegenden  Mittel  anzuwenden,  um  gestützt  auf  die  gleiches  Interesse 
habenden  zahlreichen  kleinen  Herren  eine  grössere  Kräftigung  der  kaiser- 
lichen Macht  auf  Kosten  der  emporkeimenden  Landesherren  herbeizuführen. 


>  lieber  die  Folgen  der  Theilungen  vor  der  reohtlicben  Aasbildung  des 
FOrstenstandes  und  nachher  für  die  Nebenlinien,  die  Fürsteng enossen, 
hinsichtlich  ihrer  persönlichen  SteUung  F  ick  er  R.F.  §§.  113.  128  144.  157.  189  ff. 

y.  Schulte,  Reichs-  und  Reehtegeech.    8.  Aufl.  \q 


Geaoh.  d.  TerfuB.  IL  n.  IQ.  Per.  IL  Kap.  §.  69. 

X  bereits  im  13.  Jahrhundert  für  die  Bildimg  der  Laodea- 
jene  Grondla^en  gelegt,  auf  denen  sie  unaufhaltsam  vorwärts 
lie  allmälige  Abachliessung  der  Territorien,  die  Äaf- 
der  Exemtionen  beziehentlich  die  AueschliesBung  neuer,* 
Erwerbung  der  vollen  eigenen  Gerichtsbarkeit.^ 
Web  zur  Erreichung  dieses  Zieles  durch  die  Privilegien  Fried- 
die  geisthchen  Fürsten  im  Jahre  1220,*  alle  aber  1232^  erlangt 

r  Ae.e  14.  Jahrhundert  bietet  §.  4  des  Frivil.  msius  fQr  Oesterreiob  ein 
Beispiel.  .Imperium  quoqua  nulluni  feodam  habere  debet  AuBtriae  in 
i  Tero  prinoepa  aliquiB  Tel  alteriuB  etatus  perBona  nobilia  vel  ignobilia 
le  oonditionis  esiatat  haberet  in  dioto  duoatu  poBseaaioneB  ab  i|>BO  jure 
}endente3,  haa  nulli  locet,  eeu  conferat,  nisi  oas  prius  oouduxerit  s  duce 
lemorato.  Cuiua  cootrarium  si  fecerit,  eadem  feoda  ad  duoem  A.  devoluta 
.   eitunc   iure  proprietatiB  et  directi  dominii  pertinebunt,   prinoipibuB  eo- 

et  monaaterüa  exceptis  dumtaiat  in  hoc  oaau."  Ich  halte  die  ErSrte- 
cbtolda  a.  a.  0.  8.  13S  ff.  darüber  fOr  ganz  zutreffend. 
ae  letzere  gibt  das  Frivil.  minua  dem  H.  Ton  üeaterreioh  ToUkommen. 
ifoederatio  cum  PrinoipibuB  eocleBiastiois  a.  12%,  26.  Apr.  u.  Not.  1334 
S36.):  (1.  Abschaffung  dea  Spolieureohta  und  Garantie  der  Testamenta- 
,2.  Item  noTa  thelonea  et  noTas  monetaa  in  ipBorum  territoriia  bitb 
tionibns,  eia  inoonaultig  seu  uolentibuB  non  atatuemua  de  cetero;  Bed 
lelouea  et  jura  monetarum  eorum  ecoleaÜB  oonoeBBa,  inoonTulBa  et  firma 
muB  et  tuebimnr  ...  3.  Item  hominea,   quoonmque  genero  aerritutia  ipsis 

quacumque  cauaa  ee  ab  eorum  obBequiU  alienaTerint,  in  noBtria  civitati- 
soipieinua  in  eorum  prejudioium  et  idem  ab  ipBis  inter  ae,  ciaqne  a  laioiB 
iTiolabilitor  volumus  obBerrari.  (4.  Ersatz  dos  Doppelten  bei  Schädigimg 
)  durch  ihre  Tögte.  5.  Garantie  der  Lehen,  (j.  Beachtung  tod  Excom- 
len  derselben.  7.  Die  Acht  folgt  auf  die  publizirte  Exoommunication  über 
8.  Yergprechen,  sie  bei  ihren  Rechten  zu  achtltzen).  9.  Item  censtitoi- 
[IIa  ed[ficia ,  castra  Tidelioet  seu  civitatea,  in  fundis  ecolesianun,  vel  oc- 
iTDoaoie,  Tel  atiquo  quoquam  pratextu,  oonstrnautar :  et  ei  qua  forte 
ructa  contra  Toluntatem  eorum  quibus  fundi  attinent,  diruantur  regia  po- 
[).  Item  inhibemuB,  ad  imitatiDDem  avi  nostri  fei.  mem.  imperatoria  Fride- 
is  oMcialium  noBtrorum  in  civitatibuB  sorumdem  prinoipum  juriadictionem 
live  in  theloneia  sire  in  monetia ,  aeu  in  aliis  offioüs  quibusournque,  sibi 
nisi  per  ooto  dies  ante  ouriam  noatram  ibidem  publice  indiotam  et  per 
poat  eam  finitam.  Nee  etiam  per  eosdem  dies  in  aliquo  exoedere  pre- 
isdiotionem  principis,  et  oonsuetudineB  ciTitatiB.  QuooienBOumqae  autem 
a  ciTitatem  eorum  aocesBerimuB  sine  nomine  publice  curie,  nichit  in  ea 
ant;  sed  prinoepa  et  dominus  ejus  plena  in  ea  gaudeat  poteatate  .  ,  ." 
TSt  gab  der  Sohn  Friedrichs  II.,  E.  Heinrich,  zu  Worms  den  1.  Hai  1231 
itnm  in  faTorem  prinoipum  (Leg  II.  282  sq.),  darauf  folgt  die 
lati  FriedriohB  II.  (ib.  291  sqq.):  ,QDod  nova  fora  neu  posaint  antiqua 
»  impedire  —  Nemo  oogatnr   ad  aliquod  forum  ire  iuTitns  —  Strate  an- 
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hatten,  behaupteten  sie  von  da  ab  um  so  mehr,  als  diese  Zusagen  wesent- 
lich nur  bereits  Bestehendes  anerkannten,  jedenfalls  schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  im  Bechtsleben  völlige  Anwendung  fanden.^ 
Nachdem  während  des  Interregnums  die  Fürsten  ihre  Macht  gefestigt 
und  manche  kleinere  Herren  wieder  in  Abhängigkeit  gebracht  oder  zu 
Vasallen  gemacht  hatten,  bUeb  den  folgenden  Kaisern  nur  die  An- 
erkennung des  Bestehenden  übrig.^  Die  Unfähigkeit  der  ICaiser,  allein 
den  Frieden  im  Reiche  zu  schützen  und  aufrecht  zu  halten  (§.  73.)  führte 
die  Landesherren  zu  stets  grösseren  Rechten;  die  Yergabungen  von 
Reichsgut  machten  die  Kaiser  vollends  machtlos  und  abhängig  von  einer 
Hausmacht.   Auf  Errichtung  dieser  ging  von  Rudolph  von  Habsburg 

tique  non  declinentur  nisi  de  transeuncium  Yoluntate  —  In  civitatibus  nostris  novis 
bannitttm  miliare  deponatur.  —  ünuflquisqae  prinoipnm  libertatibus,  jurisdiotionibus, 
oomitatibiu,  centis,  sive  liberia  vel  infeodatis,  utatur  quiete  secundam  terre  sae 
oonBuetudinem  approbatum.  —  CentumgraTÜ  reoipiant  centaa  a  domino  terre  vel  ab 
eo  qui  per  dominum  terre  fuerit  infeodatus.  —  Locnm  oente  nemo  mutabit  sine 
consensa  domini.  —  Ad  centas  nemo  sinodalis  vooetur.  —  CiTOB  qui  pbalburgere 
dicuntur,  penitus  ejiciantur.  —  Census  vini,  pecunie,  frumenti,  vel  alii  quos  rustioi 
constituerunt  hactenus  se  Boluturos,  relazentur,  et  ulterius  non  reoipiantur.  —  Prin- 
cipum,  nobilium,  ministeriaüum,  eoclesiarum  homines  proprü  in  oiritatibus  noBtria 
non  reoipiantur.  Item  principibus,  nobilibus,  ministerialibuB  et  eoclesiis  proprietates 
et  feoda  per  oivitates  nostras  occupata  restituantur ,  neo  ulterius  occupentur.  -^ 
Item  conductum  principum  per  terram  eorum,  quam  de  manu  nostra  tenent  in 
feodo,  per  nos  Tel  per  nostros  non  impediemus  Tel  infringi  paciemur.  —  Item  non 
compellantur  aliqui  per  scultetos  nostros  ad  restitutionem  eorum  que  a  longinquo 
tempore  ab  hominibus  reoeperant  priusquam  se  in  nostris  ciTitatibus  ooUooarent  nisi 
bomines  ipsi  fuerint  imperio  immediate  subjecti,  quos  tenebuntur  juTare  super  eo- 
rum jure,  in  foro  eorum  in  qnorum  terris  talia  sunt  percepta.  —  Item  in  oiTitatibus 
nostris  nullus  terre  dampnosus,  Tel  a  judioe  danipnatus,  Tel  proscriptus,  recipiatur 
soienter;  recepti,  couTicti,  ejioiantur.  —  Item  nullam  noTam  monetam  in  terra  ali- 
cujus  principis  cudi  faoiemus,  per  quam  moneta  ejusdem  prinoipis  deterioretur. 
Item  ciTJtates  nostre  jurisdiotionem  suam  ultra  ciTitatis  ambitum  non  eztendant, 
nisi  ad  nos  pertineat  jurisdictio  specialis.  —  Item  in  oiTitatibus  nostris  aotor  forum 
rei  sequatnr,  nisi  reus  Tel  debitor  principalis  ibidem  fuerint  inTontus,  quo  oasu  ibi 
tenebitur  respondere.  Item  nemo  recipiat  in  pignore  bona  quibus  quis  infeodatus 
est,  sine  consensu  et  manu  domini  principalis.  —  Item  ad  opera  oiTitatum  nemo 
oogatur,  nisi  de  jure  teneatur.  —  Item  homines  in  nostris  oiTitatibus  residentes 
consueta  et  debita  jura  de  bonis  extra  oiTitatem  suis  dominis  et  adTooatis  persol- 
Tant,  neque  indebitis  ezactionibus  molestentur.  —  Item  homines  proprü,  adTOoaticü, 
feodales,  qui  ad  dominos  suos  transire  Toluerint,  ad  manendum  per  officiales  nostros 
non  artentur.**  Berohtold  Entw.  der  Landeshoheit  erörtert  diese  Gesetze  sehr  gut. 

8  Saohsp.  ni.  52  £,  Schwabsp   oap.  99  ff.  (Wack). 

'  Budolph  Ton  Habsburg  bestätigte  diese  PriTilegien  im  Wesentlichen  in  curia 
Knrenbergae  a.  1274.  19.  Kot.  und  Spirae  a.  127Ö  (Leg.  11.  899  sqq.) 
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>eu  aller  Kaiser.  Hierdurch  aber  fiel  ihr  Interesse  mit  dem 
errea  zusammen.  Seine  feste  Grundlage  bekam  der  Abacfaluss 
ien,  nachdem  der  seit  der  vollen  Erblichkeit  im  Interesse 
liegende  Qrandsatz  der  Untheilbarkeit  der  Länder  ausge- 
1  die  Mchtberechtigung  des  Königs,  dieselben  zu  behalten, 
'ar,'"  durch  die  Satzungen  der  goldenen  Bulle  hinsichtlich 
tenäiümer  und  Kurfürsten."    Deren  Stellung  bildete  fortan 


BatiBbon.  a.  1281  (Leg,  IL  426.)  .diotattua  et  etiam  approbatum,  quod 
bona  principum  »d  principatus  suos  ipeotaDfia,  aife  Rutisbone  ehe 
jue  Sita,  alienari  non  possint  neo  de  eia  aliquid  per  ipaoB  principea 
Bnooeeaoribne  projudioiiim  oliqnod  valeat  geuerare."  Seat  in  curia 
13  (ib.  442.):  ^qnod  nallna  oouütatuB  Bub  Bomano  imperio  sine  noatro 
it  Tel  debeat  diridi  vel  vendi ,  aut  distrahi  pars  aliqua,  per  quam 
S  hujugmodi  diminutus  .  .'  8pa.  HI.  53.  S-  9-  nSIan  ne  mut  ok  Dcn 
1,  noch  geaz  lien  noob  del ,  de  dem  it  dar  gelegen  Js,  aa  dat  d:ir 
ide  it  die  lantlflda  liden  aolen;  it  ne  ai  en  Bunderlik  grafsoap,  dis 
liore;  die  ne  niut  man  san  nioht  ledich  hebben:  Also  ne  uut  die  ko- 
len,  he  ne  verlie't  binnen  jar  unde  dage."  SohwH.  o.  101  (W.) 
mit  rehte  debeiu  forsten  ampt  zwein  mannen  gelthen.  Oesohihet  ez 
reder  mao  it,  von  ein  fOrato  geheizan  noh  geetn.  aUö  emnac  man 
ATeachaft  noah  phalenz|;r&f8ohaft  nooh  grftveachaft.  unde  awor  si 
it  si  iren  namen  verlorea.  Der  kOnio  boH  mit  rehte  diser  hftrschefte 
ler  gewalt  hin  jta  unde  tac:  er  aol  si  hin  Ithen,  unde  tuet  er  dos 
pen  die  herren  unde  ander  dm  in  werre  dem  pbalEgr&ven  von  Btno. 
hte  rihtet  Qber  den  küaio."  Sps.  IH  64.  %.  ö.  nKeningea  ban  ne 
iien  wen  die  koning  Belre.  Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht 
ban  to  tiene,  deme  it  gerichte  gelegen  is."  Die  Const.  Frid.  I.  da 
11,68  (Log.  n.  113)  hat   nooh  den  alten  Charakter  des  Amtes  im 

anrea  Earoli  IT.  a.  1356  oap.  IX.  §.  I.  ,  . .  statuimus, .  . .  quod  . . 
le,  nao  non  uniTeTSi  et  Binguli  Principe«  Bleotores,  eociesiaatici  et 
I  perpctuo  fuerint ,  nniTersaa  auri  et  atgenti  fodinas,  atque  mineras 
ferii ,  plumbi,  et  alteriue  oujuscunque  genoriB  motalli,  ac  eciam  aalia 
qnam  iQTeaieiidaa  in  poBteram,  quibuBonnqne  temporibua  in  Regno 
;erris  et  pertinenciia  eidem  Regno  subjeetis,  nee  non  aupradicti  Prin- 
ipalibuB,  tarria,  daminiis,  et  pertinenciia  suis  teuere  juete  poBsint,  et 
lere  onm  onmibns  juribua,  nullo  proraoa  exoepto,  prout  poBBunt  sou 
talia  possideri-  §.  2.  Neo  non  Judeoa  habere,  thelonea,  in  praterito 
it»  peroipere."  (Cap.  X.  dehnt  daa  unbedingte  Hflnzrooht  und  Recht 
grOBBerung  auf  alle  Kurfaraten  aoB.  Daa  Seterr.  Priril.  maiua  §.  18 
immuug  der  B.  A.  über  die  OebietsTergrösaerun^  in  der  weitgehendsten 
immsn.    Berchtold  S.  100  ff-  und  IUI  ff.)    Csp.  XI,  §.  1.   Statuimne 

oomitea,  barones,  nobilea,  fendalea,  Taaalli,  oaatrenaea,  militee,  olientes. 
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das  von  Allen  angestrebte,  nach  und  naoh  durch  kaiserliche  Verleihung 
und  blosse  Uebung  erreichte  ZieL*^    Wären  die  nachfolgenden  Kaiser 


ciTe«,  borgenses,  nulle  qaoqae  persone,  Coloniensi,  MoguntmenBi  et  TroTerenai  eo- 
cleaÜB  fiubjeott  Tel  subjecte,  ouju«cunque  statun,  condicionis  Tel  dignitatia  existanti 
ad  cujuBcunque  actoris  mstantiam,  extra  territoriam  et  terminos  ac  lixni- 
tes  earundem  eoclesiarum  et  pertinenciarum  Buarum,  ad  quodounque  aliud 
tribunal,  seu  oujusTis  alterius  praeterquam  arehiepiscoporum  Mag.  Trever.  et 
Colon,  et  judioum  suorum  Judicium  citari  potaerint  temporibns  retroaotis,  Tel 
trahi  seu  Tooari  debeant  perpetuis  in  antea  temporibus  .  .  .  §.  2.  Quod  si  .  .  . 
predictos  .  .  .  subditos  .  .  ad  cujuscunque  instanciam,  eeu  ad  cujusounque  tribunal, 
pro  quacunque  causa  eriminali,  civili,  Tel  mixta,  seu  quocunque  negooio  .  .  .  citari 
contingeret,  oomparere  Tel  respondere  minime  teneantur,  et  citatio  ao  processus, 
et  sentenoie  interlooutorie  Tel  diffinitiTe  contra  non  Tenientes  a  talibus  judicibus 
extraneis  late  Tel  facto,  flende  Tel  ferende,  neo  non  precepta  et  premissorum  exe- 
cuciones,  et  omnia,  quae  ex  eis,  Tel  aliquo  eorum  quolibet  sequi  attemptari  possent, 
Tel  fieri,  irrita  decernimus  eo  ipso.  §.  3.  Adjioientes  expresse,  quod  nulli  .  .  .  a 
processibus,  sentenciis  interlooutoriis  et  diffinitiTis,  ...ad  quodounque  tribunal 
aliud  liceat  appellare,  quamdiu  in  arcbiepiscoporum  predictorum  et  auorum 
judicio  querulantibus  non  fuerit  justicia  denegata  appellationes  contra 
boc  factas  non  recipi  statuimus  cassasque  et  irritas  nunciamus.  §.4.  Indefectu 
Toro  justiciae  omnibus  ad  Imperialem  duntaxat  Guriam  st  tribunal,  seu  judiois 
immediate  in  Imperiali  Curia  pro  tempore  presidentis  audienciam,  et  etiam  eo  casu 
non  ad  quemTis  alium  judicem  sito  ordinarium  blto  eoiam  delegatum,  biis  quibu^ 
denegata  fuerit  justicia ,  liceat  appellare  .  .  .  §.  5.  Eandem  constitutionem  ad  .  . 
comitem  Palatinum  Reni,  Duoem  Saxonie  et  Marcbionem  Brandenburgensem,  Prin- 
eipes,  Bleotores  seoulares,  siTc  laicos,  heredes,  successores  et  subditos  eorum  pleno 
extendi  Tolumus  sub  omnibus  modis  et  oonditionibus,  ut  perfertur.**  Für  Böhmen 
gibt  cap.  Yni  $.  1  ein  unbegrenztes  priTilegium  de  non  evocando,  wie  es 
bisber  bestanden  habe,  §.  2  ein  unbegrenztes  de  non  appellando.  (Cap.  XTTJ. 
reTozirt  alle  PriTilegien,  welche  den  Rechten  de*  EurfQrsten  zu  nahe  treten; 
0.  XXIY.  „de  crimine  lese  majestatis  Principum  Electorum.^  Dieses  Kapitel  ist 
augenscheinlich  genommen  aus  1.  6.  6.  Cod.  Just,  ad  leg.  Jul.  mai-  IX.  8.  Darnach 
ist  dann  fabrizirt  §.11  das  PrjTil.  maius  für  Oesterreich.).  Cap.  XXY.  „Decer- 
nimus .  .  .  quod  ex  nunc  in  antea  .  .  .  insignes  et  magnifici  Prinoipatus,  Tidelicet 
Begnum  Boemie,  Comitatus  Palatinus  Reni,  Duoatus  Saxonie,  et  Harohioaatiis 
Brandenburgensis  terre  districtus,  bomagia,  Tassallagia,  et  alta  fpiCTis  ad  ipsa  spee- 
tantia,  solndi  diTidi,  seu  quaTis  oonditione  dimembrari  non  debeant^  sed  ut  potios 
in  Bua  perfecta  fintegritate  perpetno  maneant.*^  §.  8  ff.  über  die  Suooessioai  in  die« 
selben. 

it  Oesterreich  hatte  schon  früher  die  Exemtion  (§.  58.  notalS)  Wie  veit 
diese  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ging,  bevoist  das  priTilegnun  majas,  ▼eiche« 
gewiss  der  üebung  jener  Zeit  entspricht.  Berohtold  8.  177  fg.  WaB  man  bald 
nach  der  goldenen  BuUe  thun  zu  dürfen  glaubte,  beweiBt,  dasB  H.  Rudolph  lY.  im 
J.   1369  mit  Baiern   ein  BftndniflB  gegen  den  Kaiser  sehlpes    (Berohtold 
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auch  weniger  um  ihr  Hausland  besorgt;  und  energische  Charaktere  ge- 
wesen, sie  hätten  kaum  gegen  die  in  den  Ständen  des  Reichs  als 
geschlossener  Körper  ihnen  entgegen  tretenden  Fürsten  der  einmal  be- 
gonnenen Entwicklung  ein  Ziel  setzen  können,  weil  der  Bechtszustand, 
die  auswärtigen  Yerhältnisse ,  die  Keichsfinanzen  sie  abhängig  machten. 
An  die  Stelle  der  persönlichen  Abhängigkeit  trat  in  consequenter  Ent- 
wicklung die  ünterthanenschaft  der  Landeseinwohner,  wäh- 
rend umgekehrt  der  Verband  der  Landesherren  mit  dem  Beiche  immer 
lockerer  wurde.  So  erscheint  bereits  durch  das  ganze  15.  Jahrhundert 
allgemein  der  Charakter  der  LandesherrUchkeit  dahin,  dass,  wer  im  Lande 
wohnt,  von  Landesbewohnem  geboren  ist,  dessen  Herrn  untersteht,  jed- 
wede Exemtion  von  ihm  ausgeht.  Die  Ausnahmen  kommen  allmälig 
kaum  in  Betracht 

B.  ECnig  rmä  Reich. 
§.  70. 

1.   ErlangnBg  der  KSnigswürde .•   SteUung  des  KSnIgi. 

I.  Arnulfs  Wahl  zum  Könige  sowie  die  seines  Sohnes  hatte  ohne 
Zweifel  theilweise  ihren  Orund  in  deren  Abstammung  von  den  Karo- 
lingern. Sobald  man  von  diesen  abging,  fiel  nach  den  Yerhältnissen  das 
"Wahlrecht  den  Grossen  zu.  Die  Berechtigung  der  einzelnen  Wähler 
setzte  vor  der  goldenen  Bulle  kein  Bechtssatz  fest;  es  entschied  die  Ge- 
schichte aUmälig  für  eine  kleine  Zahl  von  Fürsten,  die  Erzbischöfe  von 
Mainz,  Trier,  Köln,  den  Pfalzgrafen  vom  Bheine,  Herzog  von  Sachsen, 
Markgrafen  von  Brandenburg  und  Herzog  vonBaiem,  statt  des  letztem 
für  den  König  von  Böhmen.^ 


8.  104.  124.),  dass  er  durch  Vertrag  nrit  anderen  Fürsten  den  Kaiser  als  Schieds- 
richter anzugehen  stipulirte  (das.  S.  135),  dass  der  Kaiser  ihm  Hülfe  gegen  Angaffe 
Terspricht  (das.  S.  123  Note),  ja  dass  der  Kaiser  geradezu  praktisch  die  Landes- 
hoheit durch  Vertrag  anerkennt  (das.  S.  183). 

*  G.  Phillipps  Die  deutsche  Königswahl  bis  zur  goldenen  Bulle,  Wien  1868. 

^  Bsp.  ni.  67.  2.  „In  des  keiseres  köre  sal  die  erste  sin  die  bischop  von 
megenze;  die  andere  die  Ton  trere;  die  dridde  die  von  kolne.  Unter  den  leien  is 
die  erste  an'  me  köre  die  palenzgreve  Yon'  me  Rine  des  rikes  druzte.  Die  andere 
die  herthoge  Yon  sassen  die  marschalk ;  die  dridde  die  marcgroTe  Ton  brandeburoh 
die  kemerere.  Die  schenke  des  rikes  die  koning  Yon  behemen,  die  ne 
heret    nen    kore^    umme    dat    he    nicht    düdesch    n'is.     Sint   kisen    des    rikes 
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n.  Die  goldene  BuHe^  legt  das  aussohliessliche  Wahlrecht  bei 
sieben  Kurfürsten,  den  sechs  vorher  zuerst  genannten  und  dem 
Eonige  von  Böhmen.  Die  Wahl  schreibt  aus  der  Erzbischof  von  Mainz 
als  Erzkanzler;  sie  findet  statt  in  Frankfurt  am  Main.  Auf  sie  folgt 
unter  grossen  Feierlichkeiten  die  Krönung  zu  Aachen;  der  Gekrönte 


Torflten  alle  papen  unde  leien.  Die  to  *nie  ersten  an'  me  köre  genant  sin, 
die  ne  solen  nicht  kiesen  na  iren  mutwillen,  wenne  sven  die  Torsten  alle  to  koninge 
irwelt,  den  solen  sie  aller  erst  bi  namen  kiesen.*'  Auetor  yetus  de  beneficiis  L 
12.  hat  ^sex  prinoipes,  qui  primi  sunt  in  ejus  electione.**  Ssp.  Lehnr.  Art.  4  §.  2 
(wieA.  y.,  nennt  die  seohs  darunter  nicht  Böhmen).  Deutsohsp.  Ldr.  303,  Lehnr.  11. 
Seh  WS.  0  110  sagt  nach  Aufzählung  derselben  mit  ihren  Aemtern:  „Der  herzöge 
Ton  Baiem  hat  die  yierten  stimme  an  der  kür,  unde  ist  des  riches  schenke,  unde 
sol  dem  kfinige  den  ersten  becher  tragen.  Diese  yier  sallen  tiutsche  man  sin  von 
▼ater  unde  von  muoter  oder  yon  eintwerderme.  unde  syenne  sie  wellent  kiesen, 
so  sullen  si  gebieten  eine  Spräche  ze  Frankenfurt.  Die  sol  der  bischolf  von  Meinze 
gebieten  bt  dem  banne,  unde  der  phalnzgr&ye  yon  Rtne  bt  der  achte,  st  sullen 
dar  gebieten  ir  gesellen  ze  dem  gespraeche,  die  mit  in  d&  welent,  unde  der  andern 
farsten  als  yil  als  si  ir  gehaben  megen.^  Sachs.  Weichb.  XIY.  1.  (Dan.),  Görl. 
L.R.  4.  ~  Urbani  P.  IT.  epist.  a.  1263.  an  K.  Richard  bei  Böhmer  Regesta 
n.  181.  ,,si  yotis  principum,  ad  quos  spectat  eligere,  ad  eligendum  convenientium 
diyisis  in  plures  duo  in  discordia  eliguntur:  yel  alter  electorum  per  potentiam 
obtinebit,  yel  ad  praediotum  comitem  palatinum,  tanquam  ad  huiusmodi  discordiae 
judicem,  est  recursus  habendus,  ni  forsan  super  electione  yel  coronatione  hujus- 
modi  suborta  discordia  per  appellationem  yel  querelam  praedictorum  principum  a  d 
examen  sedis  apostolicae,  quo  casu  ipsius  est  in  tali  causa  cognitio,  defe- 
ratur.'^  Deber  die  Yerschiedenheiten  des  Ssp.  und  Schws.  siehe  die  §.  62  Note  ^ 
A.  c.  angeführten  Schriften.  Albertus  Stadions,  ad  a.  1237,  1240,  1245.  — 
Gottfried  yon  Hagen  in  der  Kölner  Reimchronik  yon  1270.  yers  21  ff. 

„Der  leigen  fürsten  der  sint  yier, 

der  palantzgraye  yon  me  ryne, 

darna  yoigt  sich  wail  zo  syn 

der  koninc  yan  Beme  an  der  kure, 

die  node  des  riches  reicht  yerlure.^ 
Im  Graf  Rudolf  (ed.  W.  Grimm   2.   Ausg.   Gott.   1844.4.)   heisst   es,   als   der 
Reichstag  beschrieben  wird: 

man  saget  joch  syenne  in  durste, 

so  schenke  im  ein  riebe  künic, 

der  ist  kreftic  unde  yrumic, 

der  trage  yon  ime  ulie  crone. 
Grimm  pag.  44  ff.  weist  nach,  dass  dies  auf  Wladislay  II.   geht,   dem  Fried- 
rich I.  im  Jahre  1168  die  Erone  yerlieh.    Palacky  Gesch.  yon  Böhmen  I.  437. 
*  Cap.  n.  (oap.  I.  handelt  über  den  conductus.   Geleite  der  Wahlfürsten). 
C.  YII.  bestimmt,  dass  die  Stimme  am  Territorium  hafte,  untheilbar  sei  und  bei  den 
weltlichen  nach  dem  Rechte  der  Primogenitur  yererbe. 
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(Geweihte)  heisst  deutsclier  König,  Rex  Romanorum.  Den  Titel 
,iKö misch  er  König*'  fährten  schon  früh  auch  die  bei  Lebzeiten  des 
Königs  erwählten  Nachfolger. 

in.  Mit  dem  Fortfallen  des  Erbrechts  auf  den  Thron^  erschien  Ton 
selbst  als  wahlfähig,  wer  ein  vollkommen  freier  Herr  (§.  84),  körperlich 
wie  geistig  zur  Regierung  befähigt  war.* 

lY.  Der  König  erscheint  nach  der  Krönung  als  Franke  und  lebt 
nach  fränkischem  Rechte.^  In  alter  Zeit  machte  der  neue  König  als^ 
bald  den  Königsritt  durch  die  deutschen  Lande.  So  hielten  es  Kon- 
rad II.,  Heinrich  m.  u.  s.  w. 

V.  Mit  der  deutschen  Königswürde  war  seit  Otto  I.^  vereinigt  die 
römische  Kaiserkrone,  der  deutsche  König  Imperator  Romanorum, 


*  Das  darf  man  sagen,  trotz  der  hervorgehobenen  Erfolge  nnter  E  o  n  r  a  d  H., 
Heinrich  III.,  trotzdem  man  nicht  leicht  ron  dem  Hause  abging,  wie  die  drei 
grossen  Kaiserhäuser  beweisen.  Ueber  die  Tersuche  Heinrichs  VI.  Ficker  De 
Henrioi  YI  imp.  conatu  eleotioiam  regum  in  imperio  Romano-Germanico  successio- 
nem  in  heredituriam  mutandi  Col.  Agripp.  18Ö0.  Die  Anschauungen  der  Fürsten 
lehrt  Bruno  De  hello  saxonioo  o.  91.  (Monum.  Scriptor.  Y.  865.):  „^oa  etiam  ibi 
(16  März  1077  zu  Forchheim  bei  der  Wahl  Rudolfs  von  Rheinfelden  zum  G-egon- 
könig  Heinrichs  IT.)  consensu  communi  comprobatum,  Romani  pontifiois  auctoritate 
est  corroboratum,  ut  regia  potestas  nulli  per  hereditatem  sicut  ante  fuit  eonsuetudo, 
oederet,  sed  filius  regis,  etiam  si  Talde  dignus  esset,  potius  per  electionem  spon- 
taneam,  quam  per  sucoessionis  lineam  rexproreniret;  si  vero  non  esset  dignus  regis 
filius ,  Tel  si  noUet  cum  populus ,  quem  regem  facere  Teilet  haberet  in  potestate 
populus.**  Otto  Fri Bingens.  De  gestis  Frider.  I.  lib.  11.  o.  1.  „Id  juris  Romani 
imperii  apex,  Tidelicet  non  per  sanguinis  propaginem  descendere,  sed  per  principum 
electionem  reges  creare,  sibi  tamquam  ex  singulari  Tendicat  praerogatiTa.*^  A. 
Schäfer  Der  Ffirstentag  zu  Tribur  im  J.  1076,  in  t.  Sybels  Htstor.  Zeitschrift 
n.  141 

*  Sps.  ni.  64.  8.  Sohwsp.  cap.  103.  V.  (123  L.).  Für  den  minderjäh- 
rigen König  führt  die  Mutter  die  Regentschaft.  So  für  Otto  III.  Theophano,  nach 
deren  Tode  die  Grossmutter  Adelheid.  Im  16.  Jahre  übernahm  Otto  III.  selbet 
die  Regierung ,  ebenso  Heinrich  lY.,  dessen  Schwertleite  am  29.  Harz  1066  statt- 
fand (geb.  11.  Not.  1050). 

»  Oben  §  42  nota  7.  —  Bsp.  m.  64.  4.  Schwsp.  o.  104.  (W.),  123  b.  (L.) 
Praktisch  ist  dieser  Satz  wohl  kaum  gewesen. 

*  Das  angebliche  Pactum  Ottonis  M.  et  Leonis  VIU.  (in  der  kürzeren 
Form  übergegangen  in  c.  23.  D.  LXm.  des  Qratianisohen  Dekrets;  Hon.  Leg.  H. 
167  append.),  Ton  dem  Floss  Die  Papstwahl  unter  den  Ottonen,  Leonis  P  VlJUL. 
priTil.  de  iuTestituris  Ottoni  ooncessum  beide  Frib.  1868,  eine  längere  Form  aus 
«iner  Trierer  Handschrift  publicirt  hat  (im  Texte  hält  er  es  für  echt,  daran  schein- 
bar selbst  zweifelnd),   erweist  sich  bei  näherer  Betrachtung  als  eine  Fälschung. 
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das  deutsche  Reich  Saorum  Imperiumllomanum  Nationis  Ger- 
manica e.  Obwohl  der  Papst  gebunden  war,  Keinen  als  den  Eonig 
der  Deutschen  zum  römischen  Kaiser  zu  weihen  und  zu  krönen,'^  machte 
sich  doch  aus  der  Verbindung  der  Königs-  und  Elaiserwürde  ein  Ein- 
fluss  des  Papstes  auf  die  Wahl  und  Stellung  des  Königs  geltend,  der 
f&r  das  Yerhältniss  von  Kirche  und  Staat  im  Mittelalter  von  der  grössten 
Bedeutung  wurde.  Denn  galt  auch  die  durch  Wahl  erworbene  könig- 
üche  Macht  als  unmittelbar  von  Gott  übertragen,^  so  führte  jenes  Yer- 


Die  Grflnde  stellt  snisammen  Hinschias  System  des  kathol.  Kirohenreohts,  Berlin 
1868.  I.  240  ff.,  wesentlich  wiederholend,  was  Giesebreoht  Kaisergesch.  3.  Aufl. 
I.  830  fg.  geltend  macht. 

^  Innooenz  III.  (Registr.  de  negotio  imperii  epist.  55.  Coloniensi  Arohiep. 
bei  Baluzius  Epistolar.  Innocent.  III  Rom.  Pont  Libri  undeoim,  Paris  1682.  fol. 
T.  I.  712  sq.) :  « .  .  ■  Nee  te  moveant  malediota  quorumd«un,  qui  nos  assemnt  liber- 
taiem  electionis  adimere  Principibos  Toluisse,  cum  libertati  eorum  detulerimus  potius 
in  hoc  facto,  et  illaesam  eam  duxerimus  conservandam.  Non  enim  eligimus 
nos  personam,  sed  electo  ab  eorum  parte  majori,  qui  vooem  habere  in  Impe- 
ratoris  electione  noscuntur,  et  nbi  debuit  et  a  quo  debuit  coronato,  fayorem 
praestitimns  et  praestamus,  cum  apostolica  sedes  illum  in  Imperatorem 
debeat  ooronare  qui  rite  fuerit  corouatus  in  Regem.  In  eo  quoque  stamus  pro 
Principum  libertate  quod  ei  favorem  penitus  denegamus,  qui  sibi  jure  suocessionis 
imperium  nititur  vendicare.  .  .**  Epist.  62.  nobili  viro  duoi  Zaringiae  (ib.  715  auf 
das  Schreiben  der  Anhänger  Phillips  daselbst  die  Antwort).  Er  sagt,  man  werfe 
seinem  Legaten  vor,  derselbe  habe  sich  entweder  als  Wähler  gerirt  und  dann  eine 
fremde  Baat  gemähet  oder  als  „oognitor**  und  dann  nicht  in  der  Form  Rechtens 
gehandelt  und  fährt  fort:  „Yerum  nos  qui  secundum  apostollcae  servitutis  officium 
sumus  sing  Ulis  in  justitia  debitores,  sicut  justitiam  nostram  ab  aliis  nolumus  usur- 
pori,  sie  jus  Principum  nobis  nolumus  vendicare.  Unde  illis  Principibus  jus  et 
potestatem  eligendi  Regem,  in  Imperatorem  postmodum  promorendum 
recognoscimus  ut  debemus  ad  quos  de  jure  ac  antiqua  consuetudine  nosoitur  por- 
tinere;  praesertim  cum  ad  eos  jus  et  potostas  hujusmodi  ab  apostolica 
sede  perrenerit,  quae  Romanum  imperium  in  persona  magnifici  Karoli  a  Oraecis 
transtulit  in  Germanos.  Sed  et  Principes  recognoscere  debent,  et  utique  recognos- 
cunt,  quod  jus  et  auctoritas  examinandi  personam  eleotam  in  Regem  etpromoYen- 
dam  in  imperium  ad  nos  spectat  qui  eam  inungimus  consecramus  et  ooronamus. 
Est  enim  regulariter  et  gener aliter  observatum,  ut  ad  eum  ezaminatio  personae 
pertineat  ad  quem  impositio  manus  spectat.  Kumquid  enim  si  Principes,  non  solum 
in  discordia,  sed  etiam  in  concordia  sacrilegum  quemounque  vel  ezcommunioatum 
in  Regem,  tyrannum  Tel  fatuum,  hereticum  eligerent  aut  paganum,  nos  inung^e 
consecrare,  ac  coronare  hominem  hujusmodi  deberemns?  Absitomnino  .  .  /  Dieses 
Sohreiben  ist  (c.  34.  X.  de  elect.  I.  6)  in  das  Gesetzbuch  Gregors  IX.  (aus  der 
Oompilatio  III.)  aufgenommen  worden. 

^  Ssp.  III.  52  1.  „Die  düdeschen  seien  durch  recht  den  koning  kiesen. 
Syenne  die  gewiet  wert  Ton  den  bisohopen  die  tar  so  gesät  sin,    unde  up  den  stul 
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hältniss,  weil  beide  Kronen  der  Art  unzertrennlich  erschienen,  dass,  wem 
die  kaiserliche  verweigert  oder  abgesprochen  werde,  die  königliche  nicht 
behalten  könne,  zu  der  Anschauung,  es  müsse  der  Bann  der  Kirche  für 
den  König  den  Verlust  der  Krone  herbeifuhren. 

VI.  Die  dritte  Krone,  welche  der  deutsche  Kaiser  seit  Otto  I.  trug, 
war  die  des  Königs  von  Italien.  Als  solcher  wurde  er  gekrönt  vom 
Erzbischofe  von  Mailand  in  Pavia,  einzeln  auch  in  Mailand  oder  Monza.^ 

VH.  Der  König  behielt  im  Prinzipe  die  alte  Macht  (§.  42),  in  Wirk- 
lichkeit aber  war  diese  alhnälig  eine  viel  geringere  geworden.  Er  er- 
scheint zwar  durch  das  ganze  Mittelalter  als  Träger  und  Schützer  des 
Friedens  und  Rechts ;  in  seinem  Namen  wurde  die  Rechtspflege  gehand- 
habt, der  Friede  geboten.  "Wem  der  Königsschutz  entzogen  wird  durch 
die  Achterklärung,  wird  recht-  und  friedlos.  Zunächst  aber  haben  die 
Landesherren  sehr  grosse  und  wichtige  Rechte  erlangt,  die  durch  Her- 
kommen geschützt  und  vom  Reiche  selbst  anerkannt  auch  der  Kaiser 
nicht  zu  kränken  vermochte.  Obwohl  femer  der  Grundsatz  galt,  dass 
dem  Kaiser  alle  Rechte  zuständen,  welche  die  Fürsten  nicht  besonders 
erworben  hätten,  dass,  wo  er  erscheine,  die  Fürstengewalt  bezüglidi  des 
Gerichtsbanncs  und  der  Regalien  aufhöre,  so  fiel  doch  mit  der  festen 
Gestaltung  der  landesherrlichen  Gewalt  fast  jede  Einflussnahme  auf  die 
Regierung   der  Territorien  fort.    Auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers 


to  aken  kumt ,  so  heTet  he  koninglike  walt  unde  koningliken  namen.  STenne  in 
die  paves  wiet,  so  hevet  he  des  rikes  gewalt  ande  keiserliken  namen.'*  Ssp.  I.  1. 
Dazu  Glossa:  »Das  Reich  hat  man  von  niemand  denn  von  Gott,  ut  di.  10.  quo- 
niam  et  22.  q.  3.  quesitum  (c.  8.  D.  X.;  c.  45.  C.  XXm.  qu.  4.  Das  Citat  der 
Ausgaben  ist  falsch  ).  Were  es  das  der  Eeiser  das  Reich  von  dem  Bapst  hette,  so 
möcht  man  in  weltlichen  Sachen  sich  beruffen  von  dem  Eeiser  an  den  Bapst.  Das 
widerspricht  Bapst  Alezander  und  sapft,  es  gehöre  an  sein  gericht  nicht:  de  appel. 
si  dnobus  et  causam  qui  fil.  sunt  legit.  (o.  7.  z.  de  appell.  II.  28.;  c.  4.  z. 
qui  fil.  IV.  17)/  Schwsp.  o.  98.  (W.)  „Die  tiutschen  kiesent  den  künic.  daz  er- 
warb in  der  künic  Karl.  Svenne  er  gewihet  wirt,  unde  uf  den  stuol  ze  Achn  ge- 
setzet wiri  mit  der  willen  die  in  erweit  hant:  so  hat  er  voUeclichen  des  riohes 
gewalt  unde  keiserlichen  namcn.'*  Der  Deutschspiegel  c.  285  hat  genau  den 
Satz  des  Sachsenspiegels.  —  Decret  zu  Ronse  1338.  §.  4.  „Et  ea  propter  hao  in 
perpetuum  valitura  lege  decernimus,  ut  electus  in  Imperatorem  concorditer  vel  a 
majori  parte  electorum  ez  sola  electione  censeatur  et  habeatur  ab  omnibuB 
pro  vero  et  legitime  Imperatore ,  et  eidem  ab  omnibus  subjectis  Imperio  debeat 
obediri,  et  administrationem  et  jurisdictionem  Imperialem  et  Imperialis  potestatis 
plenitudinem  habeat,  et  habere  ac  obtinere  ab  omnibus  censeatur  et  firmiter  asse- 
ratur.^ 

^  Anhang  U.  —  Muratori  de  corona  ferrea  in  Anecdota  Tom.  I. 
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wurde  stets  beschränkter;  an  der  Handhabung  des  Landfriedens,  des 
Heerbannes  nahmen  die  Fürsten  mehr  und  mehr  Antheil;  die  Regalien 
kamen  in  den  Territorien  an  die  Landesherren.  So  übte  der  König  die 
durch  Herkommen,  Gesetz  und  gute  Gewohnheit  ihm  zustehenden 
Rechte.  Kein  Recht  zu  kränken,  Jedem  zu  dem*  seinigen  zu  verhelfen 
Allen  Frieden  zu  geben  gelobte  er  feierlich  bei  der  Krönung.  Fehlt  er 
dagegen,  so  richtet  über  ihn  der  Pfalzgraf  vom  Rheine  als  sein  Stell- 
vertreter mit  den  Fürsten.^  ^  Als  das  Band,  welches  die  Fürsten  an  den 
Kaiser  knüpft,  erscheint  bis  zum  Ende  des  Reiches  die  Lehentreue. 


^^  üeber  die  reohtliolie  Stellung  des  Ednigs  rergl.  man :  Consiit.  pacta  Frid. 
n.  a.  1235  0.  4  de  judiciis.  Bsp.  I.  59.,  in.  62.  2.  „Den  künic  küset  man  to 
richtere  orer  egen  unde  len  unde  oYer  jewelkes  mannes  lif.  Die  keiser  ne  mach 
aTer  in  allen  landen  nicht  sin,  unde  al  ungerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar 
umme  liet  he  de  vorsten  grafscap  unde  den  greren  scultheitdum.**  in.  54. 1.  ,,Len 
an  gerichte  ne  mut  neman  hebben  he  ne  si  scepenbare  Tri,  unde  dat  he  deme  ko* 
ninge  hulde  du  na  Tries  mannes  rechte,  unde  bi  den  hulden  sik  yerplege,  svenne 
man  getüges  an  in  tÜt.**  III.  55.  1.  „Over  der  Torsten  lif  unde  ire  gesunt  ne  mut 
neman  richtere  sin,  wan  die  koning.^  m.  60.  2.  „In  svelke  stat  des  rikes  de  ko- 
ning  kumt  binnen  deme  rike,  dar  is  ime  ledich  monte  unde  toln,  unde  in  syelke 
laut  he  kumt,  dar  is  ime  ledich  dat  gerichte,  dat  he  wohl  richten  mut  alle  die 
klage,  die  yor  gerichte  nicht  begunt  noch  nicht  gelent  ne  sin."  %.  4.  das.  ni.  64. 
Schws.  (W.)  c.  106.  112.  114  115  u.  a.  Ssp.  m.  54.  2.  „Als  man  den  koning 
küset,  so  sol  he  deme  rike  hulde  dun,  unde  STeren  dat  he  recht  sterke  unde  un- 
recht krenke  unde  it  rike  Toresta  na  sime  rechte,  als  he  künne  unde  möge;  seder 
ne  sal  he  nümmer  neuen  eid  dun,  it  ne  si  dat  in  die  paves  scüldege,  dat  he  an*me 
rechten  geloven  trivele.  Dar  na  sal  he  getüch  sin  aller  dinge,  die  man  an  in  tut, 
bi  des  rikes  hulden;  unde  sin  gelovede  sal  he  dun  vor  den  eid,  dar  man  yrede 
SYeref  Schws.  c.  102  (122  L.)  (wie  Sps.  III.  54.  2,  Bann)  „unde  daz  riche  alle 
zit  m^re  unde  nit  ermer  mache.  Diz  schribet  der  kflnic  an  allen  sienen  brieyen 
die  er  sendet,  daz  er  das  riche  alle  zit  Höhende  si,  unde  niht  erraer  mache,"  darauf 
derselbe  Satz  über  den  Eid.  Aus  dem  Bestände  mehrer  Pfalzen  (welche  Ssp  m. 
53.  1 ,  dessen  Glosse  dem  Bischof  von  Mainz  die  Pfalz  von  Franken ,  dem  von 
Trier  die  von  Schwaben,  dem  von  Cdln  die  Yon  Gruna  zuschreibt,  ni  62.  m.  64.  6., 
Sohwsp.  99.  121-,  Deutschs p.  315.  819.  noch  kennen)  ergibt  sich,  dass  anfäng- 
lich alle  Pfalzgrafen  dem  Ffirstengerichte  vorstehen  konnten.  So  ganz  allgemein 
Ssp.  HI.  52.  8.  „wenne  klaget  man  oTer  den  richtere,  hei  sal  antwerden  vor  deme 
scultheiten,  wen  die  scultheite  is  riohter  siner  schult;  als  is  die  palenzgreve 
over  den  keiser,  unde  die  burchgrefe  over  den  marcgreyen.*^  Auch  Sohwsp. 
108.  hat  in  den  besten  Handschriften  nur  schlechtweg  phallentzgrayen,  wozu  auch 
allein  das  „seinem  Erzbischof e^  passt,  weil  dies  voraussetzt,  dMS  mehrere  com- 
petent  sein  k5nnen.  Allmälig  aber  stand  dies  Recht  nur  zu  dem  vom  Rhein: 
Sohwsp.  a.  101.  110.  121.  128.  180.  o.  (L.):  „und  wirt  der  kunc  derselben  schulde 
uberkomen,  so  ist  er  ze  unreht  an  dem  riche,  da  sol  man  in  umb  beolagen  yor  dem 
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Die  Stellung  und  Äu%abe  des  Eaiaera  war    zugleich   eine 

Sein  Yerbältnisa  zum  Papste  und  hierauf  gestützt  die  Stellung 

i  zum  Staate  im  Mittelalter,  beruhet  auf  der  Anschauung,  dasa 

■  als  weltliches  Haupt  der  Christenheit,  wie  der  Papst  deren 

war ,  den  Beruf  hatte ,  Sorge  zu  tragen ,  dass  die  christliche 
md  Kirche  aufrecht  erhalten  bleibe  und  Alle  nach  deren  Ge- 
in.  Uan  legte  dem  Kuser  geradezu  ein  Imperium  mundi 
I  Schurmherr  hatte  er  bis  auf  Gregor  VIL  gleich  den  alten 


I  TOD  dam  rine.  nieman  mao  geziuo  über  in  sin  umb  die  schulde,  wac 
ei  sin  phafen  odar  leig'en,*  Merket  in  der  tu  §.  68  n.  8  oiKrten 
ht  anfmerkaaTii  auf  die  Stelle  des  monaohug  Rebdorfensis,  welcher  er- 
e  WShler  hatten  sieb  gegen  Albert  I  im  J.  l30ü  vergohworeo  und  an 
ifen  vom  Rheine  gewendet,  ,iiseerantes  od  comitam  palatinum  pertinere, 
ioium  palatinae  dignitatie  ex  quadam  consuetadina  de  oausia  cog- 
la  ipei  regi  moTebautur."  üebrigena  ist  dies  Recht  nach  einer  Riohtung 
jntia  in  curia  Nurimberg.  a.  1274  (Leg.  U.  400.)  ansdrQckliah  mit 
.  nuigegprocheu'.  ,Et  difflnitam  fuit  ab  omuibus  principibua  etbaroni- 
rant,  quod  Palatioua  oomes  Reni  anotoritatem  judioandi  super  queationi- 
Imperator  vel  rez  movere  Tutt  priaoipi  imperii,  optinnit  et  optinet  ex 
}er  Gedanke  eine«  FttrsteagaTiohts  über  den  König  taucht  auf  unter 
IT.  Siehe  über  die  YoigAnge  von  1073  aiesebreoht  lU.  8.  274  S. 
des  Pfalzgerichts  Dbar  Hermann  Billing  1066  das.  S.  116.  Ssf 
rsp.  0.  104.  106.  (W.j,  a  123  b.,  124  (L).  Verm.  Bsp.  VI.  9.  8.,  21. 
ib.  (Dan.)  IX  S.  X.  1.  Bulla  aurea  cap.  T.  g  3.  ,Et  quamvia  Impe- 
Lex  Romanorum  super  oaueis,  pro  quibus  impetitus  fuarit,  habeat,  eicut 
diue  introduotum  dioitur,  coram  Comite  Palatino  Beni  .  .  respondc 
jndioium  Cornea  Palatinus  ipse  non  alibi  pratarqnam  in  Imperiali  Curia, 
or  seu  Bomauorum  Bex  preaeng  eititerit,  poterit  exarcera." 
ffinger  Titriav.  Ulustr.  Lib.  1.  tit.  IT.  ?.  7.  t.  SaTignj  aegoh.  IV. 
araua  das  Recht  des  Kaisers,  den  ESnigstitel  eu  geben.  Angabe 
hen  bei  Pfeffinger  1.  o.  tit.  V.  g.  8.  —  Es  erscheint  das  deutsche 
[ittalaltars  desbolb  auch  nicht  als  ein  nationales  in  engsten  Binjie, 
faaate  Terschiedano  Nationen,  welche  ihre  ToUe  nationale  Berechtigung 
Das  zeigt  besonders  (in  offenbarer  Nachahmung  kirohliehor  TorEohrittea 
1.  d.  Kirohenr.  3  Aufl.  g.  65.  N.  10.)  die  Bestimmung  dar  aurea  bulla 
dass  die  SShna  dar  weltlichen  KurfDrsten  vom  7.  Jahre  an  böhmisek 
nisoh  lernen  sollten,  damit  sie  es  mit  14  Jahren  verstanden  und  später 
die  Beohtaeachen  aus  diesen  Landern  ohne  fremde  Hülfe  mit  den 
[itscheiden.  [Karl  IV.  sohaint  also  an  .Unabhängigkeit"  BShmens  vom 
t  gedacht  eu  haben,  weil  aongt  dieaa  Bestimmung  sinnlos  wäre].  Der 
iroohena  Satz  findet  seine  Beatätigung  Baohsp  IIL  71.  [dieser  steht 
Zusammenhange  mit  dam  Charakter  dea  kSnigl.  Hofgerichts.  %.  118.] 
tn  den  man  soutdeget  mach  wol  wegaien  to  antwerdene,  man  ne  solll- 
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cliristlichen  Kaisern  von  Constantin  an  nicht  blos  die  Pflicht,  die  römische 
Kirche  und  Petri  Stuhl  besonders  zu  schützen,  sondern  auch  das  Recht, 
für  den  christlichen  Glauben  und  christliche  Sitte  zu  sorgen;  ihm  standen 
die  weitesten  Befugnisse  in  kirchlichen  Dingen  zu.^^^  Das  durch  Hein- 
rich III.  aus  seiner  Yerkonmienheit  erlöste  und  reformirte  Papstthum 
trat  unta*  Gregor  VII.  in  feindlichen  Gegensatz  zum  Staate.  Wohl  hielt 
es  an  der  Einheit  der  Gesellschaft  fest,  aber  an  einer  Einheit,  welche 
nach  dem  Willen  des  Papstes  geleitet  werde«  Die  Erhabenheit  und 
Herrschaf);  des  Priesterthums  über  die  weltliche  Gewalt  Ton  Gregor  YII. 
tiieoretisch  gelehrt  und  durch  die  Absetzung  Heinrichs  lY.  geübt  blieb 
fortan  der  Fundamentalsatz  des  curialen  Staatsrechts.  ^'^^  Die  politischen 
Zustände  im  Reiche  unter  Heinrich  lY.  und  Y.,  die  unselige  Yerbindung 
des  päpstlichen  Lehnkönigreichs  Sicilien  mit  der  deutschen  Königskrone 
in  den  Händen  der  Hohenstaufen ,  der  durch  Gregor  YU.  angefachte 
nationale  Kampf  gegen  die  Kaiserherrschaft  in  Italien  brachten  mit  sich, 
dass  das  Papstthum  fortan  seinen  Schwerpimkt  in  seiner  politischen  Macht 
sah.  War  von  Otto  I.  an  die  Papstwahl  abhängig  vom  Kaiser,  so  trat 
seit  Gregor  YII.  die  volle  Unabhängigkeit  des  Papstthums  vom  Kaiser- 
thum  ein.^3    Innocenz  HI.  brachte  es  fertig,  die  päpstlichen  Gebiete  zu 


dege  ine  an  der  sprake,  die  ime  angeboren  ie,  of  he  dfldisch  nicht  ne  kan  unde 
Bin  recht  dar  to  dut.  Scüldeget  man  ine  denne  an  einer  sprake,  so  mut  he  ant- 
werden,  oder  sin  vorspreke  von  sinent  halren,  als  it  die  klegere  ^nde  die  richtere 
Terneme.  $.  2.  Hevet  ayer  he  in  düdesohem  geklaget  oder  geantwerdet  oder  ordel 
gevunden  vor  gerichte,  unde  mach  man's  ine  vertügen,  he  mut  antwerden  in  dü- 
discheiii,  ane  vor  deme  rike,  wende  dar  hevet  manlik  recht  na  siner  bort.^  Tgl. 
$.  22.  II  Das  deutsche  Recht  des  Mittelalters  beweist,  dass  es  nicht  deutsche 
Art  ist,  eine  Nationalität  auf  ihrem  Gebiete  zu  unterdrucken,  dass  aber  die  Natio- 
nalität nicht  als  Grundlage  der  Staatenbildung  angesehen  wird.  Diesen  schon  in 
der  1.  Aufl.  ausgesprochenen  Gedanken  führt  auch  aus  Ficker  R.  F.  S.  2  f. 
Daraus  ergab  sich  der  Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  als  Amts-  und 
Hof  spräche  Yon  selbst. 

IIa  Ueber  die  Anschauung  der  alten  Kirche  meine  Schriften  „die  Macht  der 
röm.  Päpste*  u.  s.  w.  2.  Aufl.  Prag  1871  S.  110  ff.  und  „die  Stellung  der  Con- 
cUien,  Päpste  und  Bischöfe,''  Prag  1871  S.  201  ff.  Wie  tief  diese  alte  Anschauung 
wurzelte,  zeigt  Thietmar  VI.  8.,  der  Heinrich  II.  „Vicarius  Dei,*  "Wipo  c.  3  bei 
dem  der  Erzb.  von  Mainz  Eonrad  11-^  „Yicarius  Christi''  nennt.  Heinrich  III. 
heisst  beim  Abt  Ekbert  „Caput  ecclesiae'*. 

^^  Die  Aussprüche  Gregors  YII.  und  seiner  Nachfolger  in  meiner  Schrift  Die 
Macht  der  röm.  Päpste.    S.  26  ff. 

1*  Darüber  R.  ZSpffel  Die  Papstwahlen.  Gott.  1871.  Hinschius  Syst. 
des  kath.  Kirohenr.  I.  S.  239  ff.  —  Tgl.  meine  Lehren  von  den  QueUen  des 
Ktrchenr.  §.  79,  System  des  E.  R.  §.  8d,  die  §.68*  cit.  Schriften. 
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einem  wirklichen  Staate  ond  in  der  Kirche  den  Papst-Kdnig  zum  Allein- 
herrscher zu  machen.  Nachdem  die  Hohenstaufen  durch  die  päpstliche 
Politik  gebroch«!  und  vernichtet  waren,  stellte  Bonifaz  VUI.  die  unbe- 
dingte Herrschaft  des  Frlesterthums  über  die  weltliche  liie.cbt  und  die 
VnterwQrfigkeit  jeglicher  menschlicher  Creator  als  einen  Satz  des  Glaubens 
bin-i<     Hatte    auch    im    12.  Jahrhundert  seibat   noch  die   Theorie    der 

J^ :_i-_  — meist  die  Unabhängigkeit  der  weltlichen  Gewalt  gelehrt,  so 

Ipstliche  Standpunkt  seit  Bonifaz  ala  der  kirchliche 
)a2u  trug  wesentlich  bei,  dass  selbst  das  ßeichsrecht,  aus- 
er  gemeinsamen  Aufgabe  der  beiden  Gewalten,  dem  kirch- 
directe  bürgerliche  Wirkungen  zuschrieb,  der  staatUcheu 
le  Folge  zukam.'^    Dies  Yerhältnies  war  nunmehr  gänzhch 


Jnam  Bonctuni.''  Heina  Sobrift  Die  Macht  der  rSm.  FApBte  S.  28  f. 
.UBbUdnng  der  papBtliohen  Weltherrschaft  seit  Oregor  TU. 
prüoha  in  meiner  cit.  Schrift.  Sie  ist  am  18.  Juli  1870  für  die  An- 
ehlbaren  Papstes  eu  einem  Ton  Gott  geoffeabarton  Olaubenssatse 

lutxpflioht  des  Eaiaera  ergibt  eich  au9  Promissio  Frid.  Imp.  I. 
L  97),  den  Terschiodenen  acdsren  promidsiunes  und  den  dem  Kaiser 
ID  der  Päpste  im  2.  Binde  der  Lages.  Daas  der  Kaiser  nicht  Ta- 
s  war,  lehren  Adriani  P.  litt,  excusatoriae  14.  Juni  1153  (Leg.  IL 

13.  Jahrhundert  gut  die  tJamittelbarkeit  der  KOnigsgewalt 
selbstverständlich  (§  70  Aum.  8).  Dos  ergeben  aueh  jene  Stellen, 
hlichon  Satse  anericennen:  Cooet  Frid.  II.  a.  1220.  (§.  69  Anm.  Q.) 
r*ei  srert   lit    got  in   ertrike  to  bescermene  de  Christenheit.    Demo 

dat  geiatlilce,  deme  keisere  dat  irartlike.  Dame  pavese  ie  ok  ge- 
3  bescedener  tiet  up  aneine  blanken  perde  uude  de  keiser  sa]  ime 
.Iden,  duT  dat  de  sadel  nioht  ne  winde  [hergenommen  Ton  dem  auf 
jrhältnisse  beruhenden  Vorgange  bei  Lothar  11.,  Friedrich  I.  und 
Lber  dass  man  seit  Oregor  TII.  dahin  strebte,  den  Kaiser  mm  Ta- 
rn, Iftsst  sich  wohl  kaum  bestreiten.    Wie  Ludwig  II.,  so  huldigte 

der  HarBohallsdienste  K.  Konrad  [Heinrichs  IV.  Sohn]  10.  April 
recht  III.  S.  642].  Dit  is  de  beteknisse,  STat  deme  pavese  widerst«, 
itlikem«  rechte  nioht  gedringen  ne  mach,  dat  it  de  keiser  mit  wart- 
jnge  deme  pavese  gehorsam  to  wesene.  So  sal  ok  de  geistlike  ge- 
rne wertlikem  rechte,  of  it  is  bedarf."  Dazu  die  Glosse:  pdat  ene 
te  petar,  dat  he  nu  da  pave«;  dat  andere  hadde  Johannas,  dat  hat 
,"  Bchwsp.  o.  1  (W.J  [Derselbe  hat  schon  die  Spuren  dernenaren 
i  den  vom  Baohsensp.  abweichenden  Worten,  die  loh  mittheile]  din 
Schwerter]  lech  got  Sant  Feter  boidiu,   dac  eine  mit  geistlioliein  ga- 

ander  mit  wereltlichem  gerihte.  Daz  wereltliohe  swert  dos  gerihtes, 
'apst  dem  keiser.    dai  geistliche   ist  dem  pabest  gesecet  dai  er  da 
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yerrückt  worden.  Denn  der  Staat  galt  für  yerpflichtet,  das  geistliche 
Urtheil  zu  vollstrecken,  die  Kirche  aber  hielt  sich  für  berechtigt,  zu 
prüfen,  ob  sie  den  Staat  unterstützen  wolle  und  zog  den  Kreis  ihrer 
Competenz  allein.^  ^  So  löste  sich  das  alte  Band.  An  die  Stelle  der 
alten  Verbindung  von  Kaiserthum  und  Papstthum,  die  trotz  ihrer  Un- 
bestimmtheit manche  grossartige  Erscheinungen  zu  Tage  brachte  (Bitter- 
thum,  Kreuzzüge,  Poesie,  Kunst)  und  wohlthätig  auf  die  Gesellschaft; 
gewirkt  hatte,  trat  auf  dem  Gipfelpunkte  der  Papstmacht  eine  Entartung 
dieser  ein,  welche  zu  immer  höheren  Ansprüchen  fahrte ,  je  tiefer  Curie 
und  Klerus  sanken.  Da  trat  auch  in  der  Wissenschaft  der  Gegensatz 
herror.  Nochmals  versuchte  der  Kaiser  durch  das  Concil  von  Constanz 
und  Basel  eine  Reform  herbeizuführen.  Die  Anmassungen  der  Curie, 
die  Yerweltlichung  des  Papstthums,  welches  in  der  Vermehrung  seiner 
staatlichen  Macht  den  Zweck  seines  Daseins  fand,   die  Verknöcherung 


mit  rihte Als  ein  man  is    in  dem  banne  sehs  wochen  unde  einen  tac,  so  sol 

in  der  wereltliche  rihter  ze  achte  tuen,  unde  swer  ouch  in  der  achte  ist  sehs 
wochen  unde  einen  tac,  den  sol  man  ze  banne  tuon.*^  Bsp.  III.  GS.  2.  „Ban  soa- 
det  der  sele  unde  ne  nimmt  doch  niemanne  den  lif,  noch  ne  krenket  niemanne  an 
lantrechte  noch  an  Icnreohte,  dar  ne  folge  des  koninges  achte  na.*'  Ssp.  HI.  67. 
§.  1.  „Den  keiser  ne  mut  de  payes  noch  nsman  bannen  seder  der  tiet  dat  he  ge* 
wiet  is,  ane  umme  dre  sake :  of  he  an^me  geloven  tTiflet ,  oder  sin  echte  wif  let, 
oder  godes  hus  tostoret.^  Schwabenspiegel  o.  108  (W.).  S&ohs.  Weichb.  Till. 
§.  1.  2.  (Dan.)  hat  eine  ganz  neue  wunderbare  Theorie.  Wie  das  wirkliche  Ver- 
haitniss  zwischen  Papst  und  Kaiser  zur  Zeit  der  grössten  Kaisermaoht  war,  lehrt 
schon  die  eine  Thatsache,  dass  grossePäpste  keinen  Anstand  nahmen, 
zugleich  deutsche  Bischöfe  zu  bleiben.  So  Leo  IX«,  der  seit  12.  Febr. 
10i9  Papst  war,  aber  erst  1051  sein  Bisthum  Toul  aufgab. 

ifi  Schon  Inooenz  in.  behauptet  (§.  70  Anm.  7),  die  Fürsten  hätten  das  Wahl- 
recht Yom  päpstlichen  Stuhle.  Die  Aussprüche  Alezanders  III.,  Inocenz  in.  u.  s.  f. 
in  meiner  cit.  Schrift,  üeber  das  pästliche  Recht,  über  die  Gültigkeit  zwiespaltiger 
Wahlen  zu  entscheiden,  das  namentlich  Johann  XXII.  behauptete,  Pfannen- 
schmid  in  Forschungen  I.  51  ff.  Clemens  Y.  nahm  in  die  Oonst.  Bomani 
Principes,  die  er  auf  dem  Ooncil  zu  Yienne  1311  publizirte  (o.  un.  de  lureiur. 
IL  9.  in  Clement.)  den  Eid  auf,  den  E.  Heinrich  YU.  nach  seiner  Wahl  geleistet 
habe.  Die  Worte  in  diesem  Eide  ^debitae  fidelitatis  et  cuiuslibet  alterius  generis 
iuramentum,^  wie  sie  auch  in  Leg.  II.  492  stehen,  standen  nicht  in  der  Instruction, 
welche  Heinrich  YU.  der  von  ihm  nach  seiner  Wahl  abgeschickten  Gesandschaft 
gab;  sie  sind  bei  der  Curie  gefälscht  worden.  Ygl.  Döllinger  Jahrbuch  1866. 
g.  403.  Reimann  in  Forschungen  YII.  18  f.  Es  ist  immer  dasselbe  Manöver. 
Die  letzten  kolossalen  Fälschungen  enthält  die  „dogmatische  Constitution"  Tom 
18.  Juli  1870,  wie  ich  in  der  Schrift  „Die  Stellung  der  Concilien  u.  s.  w.""  S.  298, 
294,  300  ff.    Anhang  S.  220  ff.  bewiesen  habe. 
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der  kirchlichen  Wissenschaft  in  den  Formen  der  Scholastik,  die  Ausge- 
staltung der  Kirche  zu  einer  juristischen  Maschine,  deren  Hauptthätigkeit 
darin  bestand,  Born  stets  neue  Geldquellen  zu  eröjBhen  und  durch  Hin- 
richtungen jeden  Yersuch  zu  geistiger  Erhebung  niederzuhalten,  dies 
l  Alles  riss  das  Papstthum  in  den  Strudel  der  politischen  Bewegungen, 

führte  zu  fortwährenden  Confiicten  zwischen  Kirchen-  und  Staatsgewalt 
in  den  einzelnen  Ländern  und  brachte  zuletzt  einen  Zustand  der  christ- 
lichen Welt  hervor,  in  dem  die  reine  Werkheiligkeit  als  die  Aufgabe 
der  Religion,  als  die  Aufgabe  des  Einzehien  die  blinde  Folgsamkeit  gegen 
geistliches  Qebot  erschien.  So  wurde  eine  Saat  reif,  deren  Emdte,  nach- 
dem die  Buchdruckerkunst  die  geistige  Umgestaltung,  das  Schiesspulyer 
die  Aufgaben  der  staatlichen  Gesellschaftsgrundlagen  ermöglicht,  der 
Humanismus  und  die  Benaissance  die  Alleinherrschaft  der  mittelalter- 
lichen Gesellschaftsideen  gebrochen,  der  Aufschwung  des  Handels  (neue 
^  Seewege,  zuletzt  Entdeckung  Amerikas)  die  nationalökonomischen  Zu- 

^\  stände  umzugestalten  begonnen  hatte,  in  der  Beformation  beim  Beginne 

fl  der  Neuzeit  das  bisherige  Yerhältniss  von  Sacerdotium  und  Imperium 

^  gänzlich  umstiess. 

§.  71. 

2.   Die  Reichs-Hofftmtcr.   Die  Beichsvicarien. 


i'  I.  In   der  Art   und  Führung  der  Begierung   waren   rechtlich   die 

Könige  unbeschränkt.     Thatsächhch  bedienten  sie  sich  stets  bei  allen 

wichtigen  Geschäften  des  Bathes  der  Fürsten,  insbesondere  der  Herzoge. 

^.  Kur  Heinrich  IV.  umgab   sich    mit   „Bäthen",    bestehend    aus   jungen 

i^'  Männern.    Wichtig  wurden  aUmälig  von  den  karoHngischen  (§.  45)  Hof- 

|j}  und  Beichsämtem  als  erstes   das  des  Erzkanzlers,  Archicancellarius, 

^^  das  allmälig  fest  yerknüpft  wurde  für  Deutschland  (per  Germaniam)  mit 

dem  erzbischöflichen  Stuhle  von  Mainz,  für  Itahen  mit  dem  Ton  Köln, 

für  Gallien  (per  Galliam  et  regnum  Arelatense)  mit  dem  von  Trier.* 


■  y 


*i^ 


Cr 


*  Die  Erzbisohdfe  Ton  Mainz,  Trier,  Köln,  Salzburg  nannten  sicli  Erzkanzler. 
Bis  auf  Otto  I.  lag  die  Kanzlei  im  Argen.  Dieser  ist  der  eigentliche  Reformator 
der  wichtigen  Hof-,  Reichs-Kanzlei  oder  Kapelle.  Er  ernannte  zum  Kanzler 
Brun  (seinen  Bruder),  der  später  Erzbisohof  Ton  Köln  wurde.  Mit  der  Erhebung 
des  Sohnes  Ton  Otto,  Wilhelm,  auf  den  Mainzer  Stuhl  kam  es  an  diesen  zurück 
und  wurde  nach  Bruns  Tode  (965)  auch  praktisch,  blieb  auch  Ton  da  ab  bei  Mainz. 
Bestätigt  wurde  es  später  von  K.  Albreoht  1298  (Böhmer  Reg.  num.  4946,  4948. 
Yortritt  Tor  Trier).  —  In  Italien  hatte  Otto  I.  B.  Wido  Ton  Modena  963  zum 
Erzkanzler  bestellt.  Otto  HI.  bestellte  Heribert  998  (der  auch  deutscher  Kanzler 
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Kur  das  Amt  des  Mainzer  Erzbischofs  blieb  für  das  Reich  dadurch  you 
Bedeutung,  dass  mit  ihm  bis  zum  Untergange  des  Reiches  die  Leitung 
des  Wahlgeschäfts,  die  Anordnungen  und  Beglaubigung  der  Reichstags- 
geschäfte xmd  in  späterer  Zeit  die  Bestellung  der  Person  verknüpft  war, 
die  beim  Kaiser  die  wirklichen  Eanzlerdienste  versah. 

n.  Ton  den  Pfalzgrafenämtem  erhielt  das  des  Pfalzgrafen  vom 
Rheine  seine  Bedeutung,  insofern  derselbe  Richter  im  Gerichte  der 
Fürsten  war.^  Er  hatte  zugleich  das  Hofamt  des  Truchsess,  Archi- 
dapifer,  inne.^ 

ni.  Der  Herzog  von  Sachsen -Wittenberges  hatte  das  Amt  des 
Marschalls,  ArchimarescaUus,  der  Markgraf  von  Brandenburg  des 
Kämmerers,  Archicamerarius,  endlich  das  Schenkenamt  der  König 
von  Böhmen.^ 

lY.  Den  wirklichen  Dienst  leisteten  Stellvertreter,  für  den  Erzkanzler 
ein  (Vice-)  Cancellarius  mit  Notaren,  für  die  anderen  Officiales.  Bis  zur 
goldenen  BuUe  waren  auch  die  Aemter  dieser  Offidalen  in  bestimmten 
Familien  erblich  geworden.^    Aus  diesem  Grunde  wurden  zur  täglichen 


war  und  nach  seiner  Erhebimg  zum  ErzbiBohof  Ton  Köln  999  blieb).  1013  bestellte  E. 
Heinrich  II.  den  Bischof  Eberhard  von  Bamberg  zum  Erzkanzler  Yon  Italien. 
Konrad  IL  gab  es  1024  dem  Erzbischof  Ar ibo  Ton  Mainz,  dann  Pilgrim  von 
Köln,  nach  dessen  Tode  seinem  Nachfolger  Hermann  (1036).  Seit  Pilgrim  und 
Hermann  besass  Köln  zugleich  das  Amt  des  päpstlichen  Bibliothekars  und 
Erzkanzlers,  dann  das  Recht,  den  König  in  Aachen  zu  krönen,  ürk.  P.  Leo^s  IX. 
Yom  7.  Mai  1052  bei  Jaff6  Reg.  Pont.  num.  3248.  Sent.  a.  1174  (Leg.  IL  146) 
steht:  (der  Erzbischof  wird  selbst  unter  den  Anwesenden  aufgeführt) 
„ego  Gothofredus  cancellarius  yice  Philippi  coloniensis  archiepiscopi  et  Italiae  regni 
archicancellarii  recognovi.*'  Die  Bestätigung  aller  drei  in  Bulla  aur.  Karoli  lY. 
cap.  1.  §.  18  sqq.,  cap.  HI.  Tgl.  Sohwsp.  c.  110.  Pf ef fing  er  Yitriar.  illustr.  L. 
L  tit.  XIII.  u.  XIY.  Waitz  Jahrb.  I.  228  ff.  Stumpf  Die  Reichskanzler  vor- 
nehmlich des  X,  XI.  u.  XII.  Jahrb.,  Innsbr.  186Ö. 

>  §.  70  Anm.  10.    Riedel  De  comite  palatii  judiciis  praefeoto,  BeroL  1831. 

s  Oben  §.  68  Anmerk.  8  und  14. 

♦  Siehe  Anhang  I.  — 

»  Bestätigt  Yon  Rudolph  1290  (Böhmer  Reg.  num.  4672).  Zu  Rense  1388 
wurde  Böhmen  ignorirt.  Dasselbe  nahm  faktisch  im  15.  Jahrh.  keinen  Theil  an  den 
Wahlen  (siehe  noch  %.  96  Anm.  7). 

6  Diese  Reichs-Erbämter   hatten   nach  der  Bulle  aur.  ca.  27.  29.   des  Sub- 
oamerarius   die  Ghrafen  Ton  Falkenstein ,   Magister   coquinae   die  Ton   Nortenberg, 
Yicepincerna  die  Grafen  Ton  Limburg ,   Yioemarescallus   die   Grafen   von  Pappen- 
heim.   Erbkämmerer  waren  seit  dem  15.  Jahrh.  die  von  Weinsberg,  dann  seit  An-  ' 
fang  des  16.  die  Grafen  von  Seinsheim,  die  Fürsten  und  Grafen  yon  Hohenzollem ; 

V.  Bcbulte,  HeichB-  u.  Bechtsgesch.    3.  Aufl.  14 
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Dienstleistung  Gebülfen  bestellt  aus  den  Beicbsministerialen,  welche  sich 
im  Gefolge  des  Kaisers  befanden  oder  auf  den  Reichsgütem  sassen,  in 
denen  der  Kaiser  seinen  Aufenthalt  nahm.''  So  versahen  die  Erbämter- 
inhaber ihre  Amtsyerrichtungen  nur  bei  etwaigem  Aufenthalte  am  Hofe; 
die  Inhaber  der  Erzämter  aber  hatten  nur  bei  Gelegenheit  der  Krönung 
wirkliche  Dienstleistung.^ 

y.  Mit  den  Erzämtem  war  verbunden  die  Kurfürstenwürde. 
Hatten  die  Kurfürsten  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  bereits  faktisch 
durch  die  allein  geübte  Kaiserwahl  ein  üebergewicht  über  die  andren 
Fürsten,  so  führten  die  Zustände  zur  Zeit  Ludwigs  des  Baiem  zur  Yer- 
mehrung  ihrer  Macht.  Sie  traten  1338  zu  Rense  (§.  58.  HL  a.)  zu- 
sammen und  gründeten  einen  Churverein^  ^»gegen  jeden  ohne  Aus- 
nahme*' für  sich  und  ihre  Nachkommen  sich  verbindend,  veq)fiichteten 
sich,  ihre  Streitigkeiten  unter  einander  durch  fr^willige  Vergleiche  oder 
die  Entscheidimg  der  Mehrheit  auszutragen,  worin  der  Anfang  der 
späteren  Austräge  liegt,  und  stellten  den  anderen  Fürsten  den  Beitritt 
frei.  Indem  zugleich  die  Kaiserwürde  für  unabhängig  von  pä|>8tlicher 
Zustimmung  erklärt  und  festgesetzt  wurde,  der  von  der  Majorität  Ge- 
wählte sei  durch  die  blosse  Wahl  rechtmässiger  Kaiser  (§.  70.  Anm.  8), 


/ 


ErbtmcliBessaii  seit  dem  Bnde  des  15.  Jahrh.  die  von  Belden-Eok ,  seit  dem  Ende 
des  16.  (belehnt  1538  in  eyentum)  die  Freiherren  späteren  Qrafen  von  Waldburg, 
welche  Übrigens  bereits  Tor  der  goldenen  Bolle  dies  Amt  auch  bekleideten.  Vgl. 
Besoldus  Thesaurns  practicus  cet.  cum  contin.  Dietherri  et  Fritschii,  Pedep. 
et  Batisp.  1740  fol.  sub  vooe  Erbftmter  (P.  I.  253  ff.,  P.II.  196),  der  noch  andere 
nennt,  Dokumente  angibt  und  die  8porteln  nachweist,  welche  diese  bei  Belehnungen 
durch  den  Kaiser  erhielten.  Als  aulae  imperialis  oaroerarius  erscheinen  die 
dorn,  de  Yalkenstein  in  Urkunden  z.B.  126Ö  Juli  12  (Böhmer  Urkundenbuch 
p.  137).  —  A.  A.  ab  Haugwitz  Tract.  de  regni  et  aulae  MareschaUorum  nomine, 
origine,  definitione  etc.    Budiss.  1690.  4. 

^  Bulla  aurea  cap.  XXYII.  §.  8.  „8i  tamen  ipsi  in  Curia  Imp.  seuBegali  tali 
presentes  existant,  et  eorum  quilibet  in  officio  suo  ministr«t :  si  yero  ipsi  vel  eorum 
aliqui  a  prefata  Curia  se  duxerint  absentandos,  extunc  Imp.  vel  Begalis  Curiae 
oottidiani  m^istri  yice  absencium,  puta  qnilibet  in  loco  ejus  absentis,  cui  in  Yoca^ 
bulo  seu  officio  oommunicat,  sicut  geret  officium,  sie  toUat  in  premissis  et  fructum.*^ 
Die  Bangordnung  in  cap.  3.  4.  21.  22.  Das  privil.  maius  fingirt,  um  den  Fürsten 
vorzugehen,  für  den  Herzog  Ton  Oesterreich  den  Titel  „palatinus  archiduz,*^  Ueber 
desselben  angebl.  „Beichsers^germeisteramt^  Berchtold  S.  218  ff. 

8  Zum  Ergtenmale  dienten  bei  der  Tafel  nach  Ottos  I.  Krönung  die  Her- 
zoge, seitdem  regelmässig,  später  die  Kurfürsten.  Bei  dem  Krönungszuge  trugen 
Marschall,  Truchsess,  Kämmerer  die  Insignien  bezw.  Schwert,  Beichsapfel,  Scepter. 

9  Ueber  die  ChurTcreine  C.  F.  Wyneken  in  Forschungen  VIII.  065  ff. 
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war  ihr  üebergewicht  vollendet.  Die  goldene  BuUe  von  1956  bestätigte 
das  Recht  der  Kurfürsten  und  bestimmte,  sie  sollten  aUjährUch  sich  ver- 
einigen und  gleichzeitig  in  derselben  Stadt  ein  Reichstag  gehalten  werden  ;^<^ 
durch  das  Haften  der  Stimme  an  dem  für  untheilbar  erklärton  Terri- 
torium^^ war  die  Grundlage  ihrer  Macht  gefestigt ,  der  Yollbesitz  aller 
Regalien,  das  alleinige  Wahlrecht  vollendete  ihre  Stellung.  So  hat  die 
goldene  Bulle  Recht,  sie  ab  die  Säulen  des  Reiches  ^^  zu  preisen.  Schon 
im  J.  1399  durften  sie  zur  Absetzung  des  Kaisers  sich  vereinigen  und 
im  Bunde  mit  anderen  Fürsten  sie  decretiren.^^  Wiederholt  ist  der  Kur- 
verein erneuert  worden  ;^^  die  Kurfürsten  haben  eine  Reihe  von  wichtigen 
Dingen  allmälig  auch  ohne  den  Kaiser  verhandelte^  und  waren  bis  zum 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  nahe  daran,  das  Organ  einer  Centralgewalt 
für  eine  Confoderation  der  Reichsstände  zu  bilden.  Scheiterten  sie  auch 
an  dem  Widerstände  des  Kaisers  Maximilian,  so  bheben  sie  doch  ein 
eigenes  Collegium,  das  mit  voller  Gleichheit  neben  den  anderen  Ständen 
stand,  diese  jedoch  an  Rechten  überbot. 

YI.  An  die  Kurfürsten  fiel  bei  der  Abwesenheit  des  Königs  und  der 
Erledigung  des  Thrones  die  Verwaltung  des  Reiches.  Im  ersteren  Falle 
bestellten  die  Könige  in  der  Regel  in  älterer  Zeit  den  Pfalzgrafen,  einzeln 
auch  andere  Fürston,   besonders  die  zu  Nachfolgern  Erwählten ;^^  im 


*®  Gap.  Zn.  de  oongregatione  Prinoipum. 

lA  BuUa  aurea  Earoli  IV.  cap.  TU.  XX.  XXY. 

"  Cap.  ni.  §.  1.  Xn.  XXIV.,  Prooem. 

IS  Müller  Reiohstagstheater  unter  Friedr.  I.    S.  289  ff. 

^*  So  1424  zur  KriegfifOhrang  gegen  die  Hussiten,  1446  zur  Ldsong  des 
Sohisma. 

^^  Absetzung  Wenzels  1389,  1438  Yerhandlungen  mit  dem  Papste ;  sie  erliessen 
1438  Landfrieden  (Neue  Sammlung  der  B.  A.  153.  Janssen  Relohsoorrespondenz 
I.  433  it).  Was  sie  wollten,  beweist  deutüoh  ihr  Begehren  auf  dem  Beichstage  zu 
Neustadt  im  J.  14ÖÖ.  Ygl.  Franklin  Beichshofgerieht  I.  369  ff.  Sie  ertheüten 
schon  seit  1399  Willebriefe  bei  wichtigen  Angelegenheiten  (YitriariuB  L.  III.  T.  lY. 
p.  100). 

^^  Die  Bestellung  des  Pfalzgrafen  kommt  schon  Tor  unter  Karl  IL  im  Cout. 
Carisac.  a.  877.  c.  17.  (Leg.  I.  640.),  Schws.  o.  125.  (L.;  c.  106.  W.).  K.  Otto  L 
setzte  Hermann  Billing  zum  Statthalter  ein,  Heinrich  IT.  1090,  als  er  nach 
Italien  zog,  den  Pfalzgrafen  Ton  Lothringen  Heinrich  Yon  Laach,  neben  ihm 
aber  noch  andere.  Auch  Frauen  kommen  als  Begentinnen  vor.  So  setzte  Otto  m. 
997,  als  er  nach  Italien  zog,  seine  Schwester  Mathilde,  Aebtissin  Ton  Quedlinburg, 
ein.  Nach  K.  Heinrichs  IL  Tode  fdhrte  dessen  Wittwe,  welche  die  Beichsinsignien 
hatte,  unter  Beirath  ihrer  Brüder,  des  Herzogs  Heinrich  von  Baiem  und  Bischofs 
Dietrich  Ton  Metz,  die  Begierung,    Unter  Friedrich  IL  finden  wir  dessen  Söhne 

14* 
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letzteren  FaDe  übte  der  Ffalzgraf  vom  Bheine  nod  der  Reicbgmarscliall 
das  Amt  der  BeicbBTicariea  aus.*^ 

§.  72. 

8.   Die  Selcbutiide.   Der  BelebiU«.' 

e  in  der  fränkischen  Zeit  (§.  43.)  standen  dem  Einige  bei  der 
erung  zur  Seite  die  Grossen :  ihr  Einäuss  stieg  mit  dem  steten 
d  Heinrich  ala  Statthalter.  Dieee  Beispiele  genügen,  um  in  zeigen,  daas 
is  zum  13.  Jahrb.  im  Belieben  des  Röniga  gtand,  jedenfallfl  das  Beichs- 
ht  aii8|j;e  bildet  war. 

a  aarea  oap.  T.  Quotiens , .  Taoare  continget  iMperinm,  illuBtris  oomcs 
eni  .  .  .  ad  manus  futori  Begis  ...  in  portibna  Reni  et  Sueria ,  et  in 
>nico,  racione  Principahu  seu  Comitataa  Palatini  privilagü  esse  debet 
jins  Itnperii ,  cam  potcBtate  judioia  eieroendi,  ad  beneficik  eccle- 
leaentandi ,  recolligendt  redditoe ,  et  proventuB ,  et  investiendi  de 
menta  SdelitatiB,  vice  et  nomine  Sacri  Imperü  recipiendi,  qnae  tarnen 
Romonoram  postaa  electum ,  suo  tempore  omnia  innoTari ,  et  de  novo 
ita  ipea  praeatari  debebunt,  fendia  Principnm  dnntoxat  exoeptis  et  illifl 
en  Tulgnriter  appellantur:  qnorum  inTeatituram  et  oollationem  Boli  Im- 
Begi  Romanorum  apecialiter  reaervamna.  Ipse  tarnen  Cornea  Palatinna 
alienstionia  seu  obligationis  renun  Imperialium,  hujuBmodi  proTisionis 
veaae  aibi  noTerit  interdiotnin.  Et  eodem  jure  proTiaionia  illoBtrem  Dnoem 
iri  Imperii  Archimareaoalliim,  fmi  volnmua,  in  büa  loaia,  ubi  Bazonica 
tur,  Bub  omnibua  modia  et  oonditionibua,  Bicut  auperiuB  est  eipreaanm.'' 
iaich  die  Soheidong  in  Länder  des  fränklaohen  und  aSchaiseheD 
;ht  herleiten,  aber  baatBrken.  Klar  iat  der  Qegenaatz  Oberhaupt  niobt, 
die  Oeschichte  insofern  berTorgerufen ,  als  anfSnglich  Frauken  Kern- 
ia  durch  dal  aächaiacbe  Kaiaerhana  die  BbenbfirCigkeit  des  Nordena  zur 
mrde.  Da  aber  in  Franken  die  Wahl-  und  Krönungaatätte  und  der 
Bten  Reichstags  lag ,  blieb  ihm  ein  Torzug.  Heber  des  Ticariat  de» 
bezüglich  des  Lehnsweaena  Schws.  Lehnr.  41  b.  o.  o.  147.  L.  Herkel 
ibt  naoh  einem  Codex  des  Wiener  Archivs  (lleiohaa sehen  a.  14.  fol.  99) 
le,  anscheinend  von  Rudolph  L  Ewisoben  I2T8  und  1282.  als  er  den 
itriae  et  Stiriae  im  Namen  dea  Reiches  verwaltete,  welobe  dem  Pfalz- 
I  Rheine  allgemein  das  Vicariat  zuspricht,  ohne  den  Widerspruch  mit 
>.  Lehm.  a.  a.  0.  zu  lOsen.  BOhmer  Reg.  K.  Ludwigs  d.  B.  S.  248. 
rlach  Adolph,  do  Uünchhausen  de  vioariatu  italico.  Hai.  Magdeb. 
FOr  Italien  bat  Ficker  Forschungen  L  §§.  181  ff.  das  Amt  dea 
und  seine  Rechte  gründlich  erSrtert  und  die  Tr&ger  nachgewiesen. 
ilmai^n  Die  Wahl  K.  Heinrichs  (YH.),  seine  Regierungsrechte  und  sein 
>rsohnngen  L  11  ff; 

;ker  Reiohafürstenstand  liefert  ein  unschätzbares  Haterial  aus  Urkunden 
leiia  und  TorsQglioher  Combination.  Meias  in  der  1.  Aufl,,  die  früher 
edigUch  auf  Orund  der  Reohtaquellen  (Oeaetze  n.  s.  w.)  aufgestellten 
ind  wesentlich  dieselben. 
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Abnehmen  der  königlichen  Gewalt  über  die  Territorien  mehr  und  mehr, 
bis  er.  zu  einem  vollen  Rechte  der  Mitregierung  wurde ,  seitdem  jede 
Spur  von  dem  ehemaligen  Beamtencharakter  verwischt  und  aus  ihren 
verschiedenen  Ordnungen  eine  geschlossene  Corporation  gegenüber  dem 
Kaiser  erstanden  war.  Man  muss  unterscheiden  die  Zeit  vor  dem  Aus- 
gange des  12.  Jahrhunderts  und  die  spätere.  Bis  ins  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts bleibt  der  Amtstiharakter  des  Herzogthums,  der  Grafschaft  noch 

m 

in  lebhaftem  Andenken.  Es  entscheidet  deshalb  auch  das  Amt  und 
daa  Treuverhältniss  zum  Könige.  Als  Stände  auf  den  Reichs- 
und königlichen  Hoftagen  treten  bis  dahin  auf  alle  Inhaber  königlicher 
Aemter:  Herzoge,  Markgrafen,  Grafen,  Pfalzgrafen,  Burggrafen,  alle 
Reichsbischöfe,  Reichsäbte,  alle  übrigen  königlichen  Yasallen,  selbst 
Ministerialen.  Alle  diese  Personen  werden  in  Gesetzen  und  Urkunden 
anfanglich  mit  ihren  besonderen  Kamen  oder  mit  dem  allgemeinen  ihre 
erste  Stelle  bezeichnenden  Ausdrucke  principes,  primates,  pro- 
ceres,  maiores  bezeichnet.^  Im  11.  Jahrhundert  aber  macht  sich  ein 
Unterschied  geltend,  welcher  den  veränderten  Verhältnissen  entspricht, 
80  dass  man  anfing  principes,  nobiles,  liberi,  ministeriales  zu 
scheiden.^   So  büdet  sich  denn  unter  den  Reichsständen  selbst  ein  Unter- 


^  Eigentlich  so  viel  als  die  Yord ersten,  Ersten,  Torsten,  first,  weil  sie 
die  Ersten  im  Reiche,  beim  Könige  sind.  Tgl.  %,  18.  —  In  der  karoling.  Zeit 
kommt  der  Ausdruck  princeps  zuerst  fflr  den  König  vor,  z.  B.  Capit.  Bonon.  a. 
811.  c.  1.  4.  Princeps  Romanorum  und  ähnliche  Ausdrücke  füLr  den  deutschen 
König  finden  sich  in  Monge ,  nicht  minder  fflr  andere  Könige  und  selbstständige 
Fürsten  (Ficker  S.  26  ff).  Wie  in  karol.  Zeit  der  gemeinsame  Ausdruck  fidel  es 
Torkommt,  so  auch  schon  principes  (z.  B.  üeberschrift  der  Lex  Alamannorum; 
Urkunden  bei  Ficker  S.  43),  aber  nur  Tcreinzelt.  Mit  dem  10.  Jahrh.  wird  er 
neben  proceres,  barones,  primates,  primores,  optimates  häufiger  nicht  blos  fflr  das 
Reich,  sondern  auch  in  den  selbstständigen  Theilen  desselben.  Regelmässig  wird 
der  Ausdruck  nur  gebraucht  im  Plural ,  um  die  Gesammtheit  zu  bezeichnen ,  im 
Singular  princeps,  um  einen  Einzelnen  als  Glied  zu  bezeichnen,  selten  (wohl 
nnus  ex  principibus  u.  dgl.).  Allmälig  kommt  dann  die  Bezeichnung  princeps 
für  den  Einzelnen,  der  nnd  weil  er  zu  den  principes  regni  gehört,  auf 
(Ficker  S.  50  ff.,  wo  auf  die  Abweichungen  eingegangen  wird),  die  Beziehung 
auf  ein  Land  ist  yor  dem  Ausgange  des  12.  Jahrh.  selten.  —  §.  83.  Note  2, 
§.  69.  K.  2. 

*  Die  juristische  Scheidung  beweist  der  Friede  K.  Heinrichs  y.  1085  (Leg. 
II.  59.),  wo  der  „principum  terrae  aliquis*^  10,  nobilis  5,  „liber  aut  mini- 
sterialis*'  2  Pfund  zahlen  muss,  wenn  er  nicht  Hülfe  leistet.  Gonst.  Frid.  I.  y. 
1182  (Mon.  Boioa  29.  447).  —  Ottonis  I.  et  Ottonis  II.  Leges  a.  969  (Leg.  II.  34.): 
„nostri  imperii  principes  public!  officii  et  ecdesiastici  ordinis,  diyites  et  pau- 
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schied.  Als  Fürsten'  erscheinen:*  der  römische  König,  die  Mitglieder 
des  Königshauses,  der  Patriarch  von  Agiei,  die  Erzbiachöfe  und  Bischöfe, 
ifebte,  Aebtissiimen,  der  Reichskanzler,  die  Herzoge,  Markgrafen,  Pfalz- 
grafen, Landgrafen,  Grafen.''  Dieser  FQrstenstand  ist  somit  gebüdet  von 
emem  Amtsadel.  Wer  diesem  angehörte,  der  var  zur  Theilniümie 
unbedingt  gerufen,  aber  auch  die  übrigen  erscheinen  als  Käthe  des 
Königs. 

n.  Anders  stellte  sich  die  Sache,  seitdem  die  Landesherrlichkeit  sich 

—  —  *— ickeln  angefangen,  die  Erblichkeit  der  Lehen  zweifellos  und  mit 

löeung  der  Herzogthümer  eine  g&nzliche  Umwälzung  stattgefunden 

Jetzt  konnte  umnöghch  mehr  eine  Gleichheit  zwischen  den  Ter- 

len  Personen  herrschen.  Es  war  ein  zn  grosser  rechüicher  Unter- 


ijores  et  minoreB."  Ottonia  IL  Fax  Dum  Tenetig  TOn  983  (ib.  30.)  ^prinot- 
ramontMiis  et  itelioiB,"  irorimter  aufgex&hlt  werden  mehrere  BisofaSfe,  der 
on  Baiem,  zwei  Qrafen,  „aliigqae  qnam  pluribns  msjoris  et  infertorts  ordinis 
hominibaB."  unter  Eonrad  ü.  (z.B.  Leg.  II.  S9.)  ist  der  ^ewShnliohe  Ausdruck 
trea  majores*  und  „minoreB''.    Deutlicber  heieat  es  in  Conat.  Henr.  IH.  a. 

42.):  „cDQsilio  noatrorum  prinoipum,  archiepiaoopomm,  epiBooparum, 
am,  oomitnin,  «o  jadioio  jadionm."  Heinrioh  IT.  aehreibt  1076  ans  Wotiiib 
UL  die  Biaohdfe:  „qnia  de  ualliaB  regni  prinoipum  fidelitate,  quam  de  tua 
leramuB."  In  dessen  Promiasio  Cannsina  a.  lOTT  (ib.  &0.):  „archiepiecopi 
)i,  abbatee,  dacea,  et  comiteB,  eaeCeriqne  prinoipeB  regni  Tento- 
uriaHogmit.  a.  1100  (ib.  60)  „prinoipea  qni  nobiBoum  eraat"  u.  dgl.  Conat. 
.106  (ib.  60.]  „filinB  regia  juiafit  et  primates  totiua  regni,  ducea,  marekio- 
tea,  et  alii  qvaon  mDlti,"  Conr.  Ratiapeu.  a.  1104  (ib.  62.)  „tarn  eeclesiae 
ni  prinoipibos  oonlandantibna  et  oonfirmantibuB."  Des  Käthes,  CoBaeBses 
xa  in  Heercflgen  nnd  Anderem  gedenken  z.  B.  Expeditio  Flandrica  a.  1107 
ConT.  Spir.  a.  1110  (ib.  65).  Codt.  Wioeburg  a.  1121  (ib.  74.;  Beilegnng 
;ea  mit  dem  Papste)  Conoordat.  Wormat.  (ib  76)  Chnonradi  m.  oonst.  a. 
84.)    „Rabito  itaqoe  consilio  arokiepiaoopomm,  episcoponun,  duown,  mar- 

comitura  palatinornm,  oeternramqne  nobilinm,  aimnl  et  jndionm." 
I  mehr  iat  blos  Itode  von'  principea.  Wer  dazu  gehSrte,  darüber  lieaaen 
en  keinen  Zweifel.  S.  Conat.  Ckaonr.  IIL  a.  1144  (1147)  ib.  84.,  Cnria 
>.  1148  ib.  86.,  Exped.  Rom.  a.  1I6I  ib.  67. 

ake  die  ZaeammenBtellang  bei  Fieker  8.  67—94  nnd  Anhang  n. 
iT  dentaohe  Ausdruck  Fflrat  ist  aoah  im  18.  Jahrh.  selten,  bedentet  aber 
en  den  prinoeps   terrae  in  der  späteren  Bedeutung.     Sohwsp.  131  (L.) 
in  den  Tar.)  .,so  man   aprioket  prinoepa   das  aprichet  in  tStsoh  ein  fürst 
eepa   ist  als  vil  geaprockea   der  rordrest  emphahet   wenne  ein  man  dann« 

emphaket  Ton  einem  der  es   vor  im  kat  empfangen  der  keisaet  nit  der 

an  dem  Lehen  nnd  mag  nit  gekeiaaen  prinoeps  ein  fürate." 
okt  dahin  gehören  die  Hinisterialgrafen  (Fieker  8.  79  fg.). 
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schied  eingetreten.  Eine  ganz  besondere  Stellung  nahmen  nunmehr  ein 
die  Inhaber  der  alten  Herzogthümer  und  jene,  welche  bei  deren  Zer- 
splitterung die  Yollen  Herzogsrechte  üb^  ihr  Territorium  erworben  hatten, 
geistliche  und  weltliche,  mochten  sie  den  herzoglichen  Namen  führen 
(z.  B.  Osterreich,  Anhalt)  oder  ihren  bisherigen  beibehalten  (z.  B.  Branden- 
burg, der  Pfalzgraf  vom  Rheine).  Allen  kam  das  gemeinsame  Merkmal 
der  blossen  Abhängigkeit  vom  Kaiser,  der  Unmittelbarkeit  unter 
ihm  und  dem  Beiche  zu;  sie  trugen  ihr  Land  direct  Yom  Reiche  zum 
Lehen,  wurden  vom  Kaiser  unmittelbar,  in  Person,  belehnt.  Ob  der 
Einzelne  Herzog,  Bischof,  Abt,  Markgraf,  Pfalzgraf,  Qraf  hiess,  war  für 
seine  rechtliche  Stellung  bis  gegen  das  Ende  des  12.  Jahrhunderts  ohne 
Einfluss.  Yon  dem  sachlichen  Merkmale  waren  sie  Fürsten,  Prin- 
cipe s.  Diese  Personen  werden  vom  Ende  des  12.  Jahrhunderts  an  auch 
ausschliesslich  alsprincipes  bezeichnet,  während  die  nicht  unmittelbaren 
Grafen,  Nobiles,  Liberi,  Ministeriales  mit  verschiedenen  Oesammtbezeich- 
nungen  (nobiles,  barones,  proceres,  curia)  belegt  werden.^  Der  GKpfel 
ihrer  Macht  lag  im  königlichen  Banne,  den  sie  direct  vom  Konige  hatten, 
und  im  Herzogthume,  als  dessen  äusserer  Ausdruck  der  Heerbann  galt. 
Sein  Zeichen,  die  Fahne,  diente  darum  dem  Kaiser  bei  der  Belehnung 
als  Symbol,  woher  der  Name  Fahnlehen  für  diese  Länder.  Jetzt 
wurde  der  Name  Fürst,  princeps,  ein  technischer  Ausdruck  für:  reichs- 
unmittelbarer Herr  eines  direct  vom  Kaiser  yerliehenen  mit  ToUem  Ge- 
richts- und  Heerbann  versehenen  Territoriums.  Wer  diesen  nicht  führte, 
kein  Bischof  war,  den  höheren  herzoglichen  Titel  oder  nicht  den  eines 
Markgrafen,  Pfalzgrafen  von  Alters  her  hatte,  der  wurde  nunmehr  den 
Fürsten  nur  zugezählt,  wenn  er  deren  „consortium,  collegium*  vom  Kaiser 
beigesellt  wurde.  Das  geschah  im  Laufe  der  Zeit  bei  manchen  Achten, 
Landgrafen,  Grafen  und  Burggrafen,  welche  das  angegebene  materielle 
Substrat  des  Fürstenthums  hatten."    Dazu  aber  gehörte  die  Zustimmung 


*  Fioker  S.  132  ff.,  der  vorher  zeigt,  daes  seit  1180  die  Reichskanzlei  auf- 
hört, die  Grafen  als  prinoipes  zu  hezeichnen  und  Ton  da  ah  der  Gebrauch  prinoipes 
in  slavischen  und  anderen  Lftndem  schwand. 

'  F  ick  er  8.  07  ff.  weist  nach,  dass  eigentliche  Erhebungen  von  Bischöfen 
im  Hittelalter  kaum  Yorkommen,  so  dass  wohl  alle  Reiohsbisohöfe  auch  fortan  Ton 
selbst  zu  den  Fürsten  zfthlten.  Ebenso  ist  es  mit  den  Aobten  (die  ürk.  von  1196 
für  Pfaffers  ist  unecht,  das.  S.  100),  bezfiglich  deren  erst  im  18.  Jahrh.  Er- 
hebungen vorkommen,  wfthrend  die  älteren  derartigen  Urkunden  nur  die  Erhebung 
der  Person  im  Auge  haben,  üeber  die  Erscheinung,  dass  keine  italienisch  en 
Beichsäbte   als  Fürsten  bezeichnet   werden  das.  8.  369  ff.    Dass  auch  der  Hoch- 
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der  übrigen  Fürsten  solange  die  Rechte  der  Fürsten  auf  die  WaM  blieben. 
Erst  seit  der  goldenen  Bulle,  welche  die  Stellung  der  Fürsten  durch  die 
XJeberhebung  der  Kurfürsten  änderte,  scheint  den  Fürsten  weniger  daran 
gelegen  zu  sein  und  konunen  zahlreichere  Erhebungen  vor. 

in.  Eine  niedere  Klasse  der  Beichsstande  bildeten  jene  Herren, 
welche  eine  Grafschaft  von  geistlichen  oder  welthchen  Fürsten  zum  Lehen 
trugen,  desgleichen  die  Dynasten  (§.  68.).  Viele  von  diesen  haben  ihre 
Reichsstandschaft  verloren,  viele  sind  im  Laufe  der  Zeit  in  den  Reichs- 
grafen- oder  selbst  den  Reichsfurstenstand  erhoben. 

lY.  Seit  Wilhelm  von  Holland  erscheinen  auch  die  Städte  des 
Reiches  auf  den  Reichstagen.^ 

V.  Das  Verhältniss  der  Fürsten,  Grafen  und  Herren  zum  Kaiser  hatte 
sich  mit  der  Territorialbildung  von  selbst  dahin  gestaltet,  dass  sie  von 


meist  er  des  deutschen  Ordens  im  Mittelalter  noch  nicht  Fürst  war,  zeigt  F  ick  er 
S.  369  flf.  —  Was  weltliche  Fürsten  betrifft,  so  zeigt  Ficker  8.  103  ff.,  dass 
das  von  Thüringen  aus  dem  Jahr  1130  hergenommene  Beispiel  nicht  passt,  eben- 
sowenig 1156  für  Oesterreich,  1180  für  Steier,  1179  für  Mecklenburg,  1181  für 
Pommern  von  einer  Erhebung  zum  Fürstenthum  die  Bede  war  und  zu  sein  brauchte. 
Im  «Fahr  1188  erfolgt  aber  die  Erhebung  des  Grafen  Ton  Hennegau  zum  Beichs- 
fürsten  und  Markgrafen  von  Namur  (das.  S.  107—111.);  Rudolph  erhebt  1282, 
K.  Albrecht  1298  seine  Sohne  zu  Herzogen;  1292  wird  Landgr.  von  Hessen 
Beichsfürst,  1310  der  Oraf  von  Savoyen,  1317  der  Graf  von  Geldern,  1336 
«Tülich  zum  F.  u.  Markg.,  1339  Geldern  z.  F.  u.  Herzoge,  ebenso  Luxemburg 
1354,  Berg  1380,  Kleve  1417,  Holstein  1474,  Württemberg  1495.  Das. 
S.  111  ff.  Ssp.  IH.  52.  2.,  53.  1.  3.;  58.  „Des  rikes  vorsten  ne  seien  neuen  leien 
to  herren  hebben,  wen  den  koning.  2.  It  nMs  neu  vanlen,  dar  die  man  af  möge 
des  rikes  vorste  wesen,  he  ne  untvaH  von  deme  koninge.  Svat  so  en  ander  man 
von  ime  untveit,  dar  n^is  jene  die  vorderste  an'  me  lene  nicht,  went  et  en  ander 
vor  ime  untfeng,  unde  ne  mach  des  rikes  vorste  dar  af  nicht  sin.*'  Glosse  §.  2. 
„Wen  brüder  deilen,  wi  dit  forstendum  beholt,  die  wert  des  rikes  forste,  unde  die 
ander  ein  slicht  forste,  den  heiten  wie  forste  genot.'^  Sachsp.  Lehnr.  art.  71. 
§.  21.  „Yorste  het  dar  umme  vorste  des  rikes,  dat  sin  vanlen  dar  he  vorste  van 
wesen  vel  nieman  vor  ime  untvan  ne  sal.  Sven  it  en  ander  vor  ime  untveit  die 
H  ime  liet,  so  n'is  he  die  vorderste  an  der  lenunge  nicht;  dar  umme  ne  mach  he 
von  deme  lene  nen  vorste  wesen.  Svie  so  vanlen  hevet  unde  vorste  is,  die  ne  sal 
neuen  leien  to  herren  hebben  ane  den  koning.'*  Den  Grund  dieser  Unmittelbarkeit 
erklärt  Ssp.  III.  53.  1.  Homeyer  System  des  Lehnrechts  §.  62  Die  Pfalzen, 
Yanlehn,  Erzbi6thümer  und  Bisthümer  in  Sachsen  zählt  auf  Ssp.  III.  62.  —  Tgl. 
ßchws.  c.  111.  114.  (W.)    J31.  132.  136.  (L.),    Schwab.  Lehnr.  c.  133.  143.  144. 

8  Sent.  Wilh.  regis  a.  1255  (Leg.  IL  371.),  ejnsdem   confirm.  pacis   (ib.  372}, 
Conv.  Oppenheim,  (ib.  375.).    Vgl.  %.  73.  IV. 
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ihm  das  mit  dem  Territorium  verbundene  Fürstenamt  oder  die  Qrafschaft 
zum  Lehen  trugen,  ihn  als  Senior  anerkannten;  ihm  durch  die  Lehens- 
treue verbunden  waren.  Trat  ein  neuer  Kaiser  oder  ein  Nachfolger  auf, 
80  musste  das  Band  binnen  Jahr  imd  Tag  erneuert  werden.^  Durch 
dieses  Lehensband  war  die  Verbindung  zwischen  den  Fürsten  und  dem 
Beiche  erhalten,  indem  dasselbe  einerseits  die  Grundlage  für  die  Gewalt 
des  Herrn  bildete'^  und  andererseits  zur  Folge  verpflichtete,  wenn  der 
Kaiser  riet^^  Brach  der  Herr  die  Treue,  so  konnte  der  Kaiser  das  Lehen 
einziehen.  Die  volle  Erbhchkeit  der  Lehen  brachte  aber  mit  sich,  dass 
der  Kaiser  dem  fähigen  Nachfolger  dieselben  nicht  verweigern  konnte 
(§.  76.)-  Sie  gab  zugleich  der  Herrschaft  über  das  Land  den  Charakter 
der  Patrimonialität,  indem  das  zu  Lehen  besessene  Fürstenthum  u.  s.  f. 
nicht  so  sehr  als  Inbegriff  öffenthcher  Rechte,  sondern  als  Folge  eines 
der  Familie  erworbenen  Besitzthums  erschien.  Diese  Doppelnatur  der 
Beichslehen  brachte  einerseits  mit  sich,  dass  der  Herr  über  dasselbe 
nicht  wie  über  sein  Allode  verfügen  konnte  ;^^  zugleich  hatte  aber  das 
gemeinsame  Interesse  der  Reichsstände  und  ihre  Macht  dem  Grundsatze 
Anerkennung  verschafft,   dass  auch   der  Kaiser  weder  ohne    ihre  Zu- 


9  Sachs.  Lehn r.  XXII.  1.,  XXV.  1.  2.  3.  Sohws.  Lehnr.  art.  143  a.  147  a. 
(L.)-  Ueber  die  Form  der  Belehnung  b.  Const.  duoatus  Colon,  a.  1180  (Le^.  II. 
163.):  „praememoratum  archiepiscopum  Philippnm  portione  illa  dnoatus,  suac  col- 
lata  ecelesiae ,  Tezillo  imperiali  solemniter  inTestivirnus.'*  Const.  ducat.  Brunsvic. 
et  Lüneburg,  a.  1235  (ib.  318.)  „et  eum  solempniter  juxta  consnetudinem  investivi- 
mus  per  Texilla.''  Concordat.  Wormat.  a.  1122  (ib.  7Ö):  „Eleotos  autem  reg^alia 
absque  omni  exactione  per  seeptrum  a  te  reoipiat.**  Bulla  aurea  a.  1356  cap.  Y. 
§.  1.  XXIX.  über  die  Taxen  bei  der  Belehnung  „sexaginta  tres  maroas  argenti,  cum 
uno  fertone."  Priyileg  schützte.  (Deshalb  fabricirt  das  österr.  Malus  dies.)  — 
Sachsp.  ni.  59.  1.  „Svenne  man  küset  bischope  oder  ebbete  oder  ebbedischcn, 
die  den  herschilt  hebben,  dat  len  solen  si  vore  untvan  unde  die  bisorge  na.^  III. 
60.  1.  ^Die  keiser  liet  alle  geistlik  Torsten  len  mit  deme  scepter,  alle  Tertlik  van  len 
liet  he  mit  vanen.  Neu  yanlen  ne  mut  he  ok  ledich  hebben  jur  unde  dach.^  Vgl. 
hierüber  Homeyer  a.  a.  0. 

^^  Dies  statuirt  für  die  Vasallen  der  Fürsten  ausdrücklich  die  Sententia  de 
offioiatis  prinoipum  a.  1223  (Leg.  II.  250.).  Dasselbe  folgt  aus  den  Reichsgesetzen 
über  üntheilbarkeit,  Unyeräusserlichkeit  ohne  Zustimmung  von  Kaiser  und  Beichs- 
ständen. 

^1  Homeyer  System  §.  23  ff.  Sachs.  Lehnrecht  art.  3..  4  (§.  74.  N.  *  u.  7). 
dat  gekündeget  wert  dar^t  tvene  man  des  herren.    Sohwftb.  Lehnr.  art.  8.  L. 

^*  Hierron  macht  das  österr.  Minus  eine  beschränkte  Ausnahme.  Das  Maius 
§.  4  sucht  den  Rückfall  durch  Ausschluss  der  Reichslehen  zu  verhüten. 
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stimimiii^  <3  die  Rdclislehen  Terändern  durfte,  noch  ein  erledigtes  Fahn- 
leben  über  Jahr  und  Tag  in  seiner  Hand  behalten  konntcJ*  Uebrigens 
er  K5mg  ein  solches  jeder  ßhigen  Person  geben.'' 
Während  dieses  ganzen  Zeitraumes  schreibt  kein  ReiehsgesetK 
;eoau  Tor,  wie  der  Kaiser  die  Reichsstände  zur  Tfaeilnahme  an 
Lsregiemng  beiziehen  solle.  An  die  Stelle  der  alten  karolingiachen 
;e  mit  ihrer  festen  Organisation  traten  unter  Otto  I.  praktisch 
Ige,  anf  denen  an  den  hohen  Festen  die  Grossen  des  Herzog- 
'Bcfaienen.  Jedoch  fanden  anch  ab  und  zu  Reichstage  statt, 
li  itioht  regelmässig.  ÄUmäbg  finden  ^ir  ansserord  entliche 
^  nnd  regebnässige  ausgeschrieben.  Ihre  Geschäfte  waren;  Er- 
ler Gesetze,  LandfViede,  Entscheidung  der  Streitigkeiten,  welcbe 
Kaiser  gehörten,  wie  die  Sachen  der  ReicbsunmittelbarenJ^ 
le  aber  Krieg  und  Frieden,  Abschliessung  Ton  Bündnissen,  Yei^ 
t  dem  Papste  und  fremden  Fürsten,  Fällung  der  Keichaacht, 
lg  der  Beiohslehen  o.  dgl.  m. 


nst.  dacatns  Colon,  o.  1180.  „Nos  itaque  habita  cain  principibas  deli- 
commimi  ipsonim  consilio,  ducatum,  qai  dicitur  Westphaltae  et  Angariae, 
iBimiu,  et  .  ■  .  nnam  partem,  enm  Tidclicst  quao  in  epiacopatum  Colo- 
.  per  totum  FathsbnnienRem  epiaoopatum  protendebatnr ,  cum  omni  jure 
lione,  Tidelioet  onm  oomitatibiiB,  cum  advocatiia,  oam  eonductibus,  cnm 
im  cnrtibiia,  cnm  beneflcÜB,  cum  minie terialibus,  cum  msncipiia,  et  cum 
1  enndnm  dncatum  pertinentibns,  ecclesiae  Colonien*>i  legitimo  donationia 
watoria  IJberalitate  contulimna,  et  reqniaita  a  principibue  sentcntia  .  an 
ret,  adjndioata,  et  oomtnuni  prinoipnm  et  totius  curiaeasssnau 
ta"  oet.  Aehnlloh  const.  ducatus  BrunaricenaiB.  Cf.  §.  75.  n.  4. 
p.  m.  68.  3.,  60.  1.  In  der  Folge  ertheilte  man  EventualbelehnanKea. 
Sag.  n.  3343-  3B49.  FJeker  Entsteliungazeit  9.  131  ff. 
s  priv.  minus  für  Oeaterreich  macht  eine  Ausnahme,  indem  ea  dem 
lie  Ernennnitg  dea  Naohfolgera  einrSnmt,  Seitdem  and  wohl  dadurch 
kommen  solche  Ernennungen  von  Nachfolgern  vor.  Siehe  die  Angaben 
itold  8.  98  ff.  Die  goldene  Bulle  Karls  IV.  cap.  TTI.  g.  6  setzt 
1  für  die  Enrfarstenthümer  das  kaiserliche  Terleihnngsrecht  im  BQckUle 
Qr  BShmeu  die  Wahl  „per  regnioolas",  gemSsa  dessen  alten  Pririlegien. 
sich  wenig  nm  dieses  Recht  gekQmmert.  Denn  wie  konnte  er  samt  fSr 
if  den  Fall  des  Aasaterbens  der  bObnitschen  Linie  ohne  mSnnliche  Erben 
(che  Buocesionsfahig  erklSren  jabsque  electione  sive  assumptione  alia'" 
in  seinen  Erbrerträgen  gar  nicht  um  das  Recht  des  böhmischen  Volkes 

p.  m.  49.  „Orer  der  veraten  lif  unde  ire  gesnnt  ne  mnt  neman  riohtere 
ie  koning."  —  g.  118. 
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yil.  Neben  den  aufgezählten  Grossen  und  den  Städten  kommen  bis 
zum  14.  Jahrhundert  regebnässig  auch  noch  die  Ministerialen  des 
Reiches  als  anwesend  und  mitwirkend  auf  den  Keichstagen  vor.^^ 

Ym.  Bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  oder  Losung  von 
Bechtsfragen  forderte  der  Kaiser  einen  Bischof,  Fürsten,  Grafen  u.  s.  w. 
auf^  seine  Meinung  auszusprechen,  welche  dann  der  König  nach  erlangter 
Zustimmung  der  Stande  als  Reichssentenz  (sententia  imperii)  yerkündigte.^" 
Bei  Gesetzen  u.  s.  w.  wird  consilium,  consensus,  assensus  der 
Stande  erwähnt,  ohne  dass  über  die  Art  der  Yerhandlung  und  Beschluss- 
fassung ein  Näheres  erhellt.^^  •  Es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  mit  der  schärferen  Sonderung  der  Stände  auch  ein  formlicheres 
Terfahren  eintrat  und  sich  die  Genossen  zusammenfanden.  Seitdem  die 
Kurfürsten  zu  Reuse  in  coUegiale  Berathung  getreten  waren,  haben  sie 
zweifelsohne  facti  seh  ein  besonderes  Kolleg  gebildet;  denn  von  da  ab 
ist  regelmässig  in  den  für  das  ganze  Reich  erlassenen  Gesetzen  die  Rede 
von  Kurfiirsten,  Fürsten,  Grafen,  Herren  und  Städten.^^ 


^^  Es  bedarf  desfalla  nur  eines  Blickes  in  die  Beichsgesetze. 

<8  Chnonradi  in.  regis  sententia  a.  1149  (Leg.  IT.  564.),  Rudolphi  I.  1281  (ib. 
426).  Handelte  es  sich  am  eine  Yerartbeilnng,  so  ging  der  Sentenx  die  gewölm- 
liche  dreimalige  Ladung  Toraos,  auf  deren  Fruchtlosigkeit  die  Acht  folgte,  z.  B. 
Henriei  YII.  sent.  in  regem  Bobertum  a.  1313  (ib.  546.)  die  JLeohtung  Heinrichs  dea 
Löwen  (Böhmer  Reg.  n.  2611.  2614.  2615.  2619.  2624.  2625.) 

<9  Obwohl  feste  Gfrnndsätze  fehlen,  darf  man  doch  behaupten,  alle  dem  Her- 
kommen widerstreitenden  königlichen  Acte  nnd  alle  wichtigen  Dinge  forderten  Zu- 
stimmung des  Reichstags.  Solches  finden  wir  1180  bei  Theilung  des  Herzogthums 
Sachsen,  1213  in  der  goldenen  Bulle  von  Eger  (Leg.  II.  224.)  betreffend  das  Yer- 
hältniss  Friedrichs  II.  zum  Papste. 

^  £.  Wenzel  erneuert  1379  zu  Nürnberg  (WeizsSoker  8.  243)  den  Ton 
seinem  Yater  „mit  rate  der  Kurfürsten  und  andrer  festen  edeln  und  stette  „ge- 
sekehenen  Landfrieden.  Dess.  Qebot  Tom  J.  1888  (das.  S.  375)  „nach  rat  der  Eurf. 
u.  andrer  fursten  gaistl.  und  weltl.  u.  ander  grawen  u.  herren*^  Landfrieden  zu 
%er  1389.  (K.  S.  L  91.):  Abschied  t.  1422  (das.  117  ff).  —  Die  sog.  Quaternionen 
des  Reichs,  welche  Ficker  R.  F.  S.  215  mit  Recht  als  Spielerei  bezeichnet, 
haben  keinen  Werth;  die  angebUohen  16  Fürstenthllmer,  auf  die  das  Reich  gebaut 
sei,  sind  gemaeht.  Fioker  zeigt  aber,  wie  wenig  man  in  den  spftteren  Reiohszeiten 
alte  Verhältnisse  zu  beurtfa eilen  ffthig  gewesen  int,  indem  man  jener  Spielerei  wirk- 
lielien  Werth  beilegte.  —  Es  hing  mit  den  TerriCorialTerhftltnissen  zusammen,  dass, 
abgesehen  toa  der  Eurstimme  bei  der  Wahl  (Bulla  aurea  cap  YIL),  nicht  blos  das 
Familienhaupt  auf  dem  Reichstage  erschien.  So  sind  im  Landfrieden  zu  Nfimberg 
1383  (Weizsäcker  8.  368)  ausser  dem  ältesten  Pfalzgrafen  noch  Tier,  im 
Relohsabsoh.  zu  NOrnberg  1431  (N.  S.  I.  S.  149)  i  fl  n  f  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  zwei 
Landgrafen  zu  Leuchtenberg,  zwei  Ton  Wolkensteis,  in  dem  Ton  1496  mehrere  Land- 
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IX.  Ausser  den  Reichstagen  hielt  der  Kaiser  in  den  einzelnen  Theilen 
des  Beiches  Hof  tage,  auf  denen  die  dazu  geladenen  Grossen  des  be- 
treffenden Beichslandes  (Sachsen,  Baiem,  Franken,  Schwaben)  zu  er- 
scheinen hatten.^*  Wer  ohne  Grund  ausblieb,  den  konnte  Strafe  treffen.^ 
Auf  diesen  Hoftagen  wurden  die  besonderen  Angelegenheiten  des  Beichs- 
theiles  geordnet  und  die  allgemeinen  vorbereitet. 

X.  Die  Zeit  der  Beichs-  und  Hoftage  bestinunte  der  Kaiser;  er 
musste  nur  zur  rechten  Zeit  vorher  die  Fürsten  entbieten.  Der  Ort  waren 
die  kaiserlichen  Pfalzen,   die  Städte  des  Beichs  und  die  bischöflichen.^^ 

§.  73. 

4.   Handlialiiiiig  des  Friedens  und  Rechts.« 

I.  Während  des  Mittelalters  war  der  öffentliche  Bechtszustand  durch 
beständige  Fehden  der  grossen  und  kleinen  Herren  getrübt.  Dies  lag 
anfanglich  in  der  Unbestimmtheit  der  Verhältnisse  während  der  Ueber- 
gangsperiode  des  9.  und  10.  Jahrhunderts,  in  der  stets  zunehmenden 
Macht  der  Landesherren,  der  grossen  Anzahl  von  Territorien,  deren  Zer- 
splitterung und  Durchbrechung  mit  exemten  Gebieten,  wodurch  die 
Landesherren  selbst  an  einer  kräftigen  Begierung  gehindert  waren,  später 
in  der  stets  sinkenden  Macht  des  Kaisers,  den  vielen  Kriegen  und 
sonstigen  Verwicklungen  nach  Aussen,  endlich  als  Folge  aller  dieser 
Verhätnisse  in  dem  Mangel  eines  kräftigen  Beichsgerichtes  und  zur 
Durchführung  seiner  Urtheile  sowie  zur  Verhinderung  von  Fehden  in 
dem  unvollkommenen  Heerwesen  und  in  dem  Vorwiegen  des  privatrecht- 


grofen  von  Hessen  (ib.  U.  15 )  erwähnt.  Häufig  geschieht  auch  der  mitgebrachten 
Söhne  Erwähnung. 

2^  Das  Privileg  fflr  Oesterreich  verpflichtet  den  Herzog,  nur  zu  den  in  Baiern 
ausgeschriebenen  Hoftagen  zu  erscheinen.  Böhmen  brauchte  gar  keine  Hoftage 
zu  besuchen.  Das  privil.  maius  für  Oesterr.  statuirt  dasselbe.  Berchtold 
8.  126.  —  Das  Erscheinen  auf  den  Hoftagen  galt  als  Beweis  des  Reichsfürsten- 
standes.    So  1187  bezüglich  des  Prager  Bischofs:  Fioker  S.  271  fg. 

^  Ssp.  III.  62.  1.  III.  64.  1.  Grösse  der  Bussen  und  des  Bannes.  Sohwsp. 
0.  186.  187,  188  L. 

»  Ssp.  III.  62.  1.  Sohws.  0.  137  L.  üeber  die  Zeit  der  Hoftage  Ssp.  HI. 
62.  1.  u.  Seh  WS.  c.  188.  L.  —  unter  Heinrich  lY.  fangen  die  Fürsten  an,  auch 
ohne  den  König  zu  Yersammlungen  zusammen  zu  treten.  So  18.  März  1077  zu 
Forohheim,  wo  der  Gegenkönig  Rudolph  gewählt  wurde. 

*  Volumen  rerum  germanioarum  novum  sive  de  paoe  imperii  publica 
libri  y.  cet.  authore  Jo.  Phil.  Datt,  ülmae  1698,  fol. 
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Bchen  Charakters  des  ITnterthanfirbandes  wie  der  Landesherrlichkeit.  Auf 
die  Yerfassimg  des  Reichs  waren  diese  Zustande  yom  grössten  Einflasse. 
n.  Zuerst  suchte  die  Kirche,  um  der  durch  die  ungezügelte  Selbst- 
hülfe nothwendig  eintretenden  Lockerung  christlicher  Zucht  einen  Damm 
zu  setzen,  wenigstens  die  kirchlich  geheiligten  Tage  und  Zeiten  durch 
Stellung  derselben  unter  den  Gottes  frieden  (Fax  Dei)  zu  schützen, 
dessen  Bruch  sie  mit  Ausschliessung  aus  ihrer  Gemeinschaft  und  anderen 
Strafen  ahndete.^ 

* 

m.  Aber  der  Gottesfnede  fahrte  nicht  zum  Ziele,  da  er  die  Be- 
rechtigung zur  Fehde  nur  auf  Tage  unterbrach ,  diese  darum  in  offenen 
Zeiten  einen  desto  heftigeren  Charakter  annahm.  Nun  griffen  die  Kaiser 
zu  dem  Mittel,  auf  bestimmte  Zeit  alle  Fehde  zu  verbieten,  diesen  Land- 
frieden selbst  zu  beschwören  und  eidlich  von  den  grossen  und  kleinen 
Yasallen  geloben  zu  lassen,  uliter  Festsetzung  von  Strafen  für  dessen 
Bruch.'^    Da  jedoch  die  Fehde  gestattet  blieb,  wenn  die  vom  Gesetze 


^  Aug.  Eluckhohn  G-eschichte  des  Gottesfriedens,  Leipzig  1857.  In  Deutsch- 
land fahrte  ihn  suerst  ein  Bischof  Heinrich  yon  Lüttioh  im  J.  1081.  (Kluck- 
hohn  S.  64  ff.).  E.  Heinrich  lY.  bestätigte  ihn.  Darauf  folgte  Erzbischof  Sigiwin 
Ton  Köln  in  Constitutio  Pacis  Dei  in  synodo  Coloniensi  a.  1083  d.  20.  Aprilis  pro- 
mulgata  bei  Pertz  (Leg.  11.  68.).  Die  Synode  Ton  Mainz  1085  erweiterte  ihn;  das 
Instrument  als  constitutio  pacis  dei  Henrici  lY.  imperatoris  ibid.  5Ösqq. 
Dass  er  nicht  von  Heinrich  ist,  daher  nicht  als  Eaisergesetz  erscheint,  ist  un- 
zweifelhaft. Kluckhohn  S.  75  ff.  Giesebrecht  UL  S.  595.  (meint  aber  „dass 
der  Gottesfriede  vom  Kaiser  und  der  Synode  förmlich  zum  allgemeinen  Reiohsgesetze 
erhoben  wurde**).  Die  yon  P.  Urban  IL  zu  Glermont  1095  gehaltene  erhob  ihn 
zum  allgemeinen  Kirchengesetz.  Const.  pac.  in  dioec.  Gonstant.  a.  1103  (Leg.  n. 
61.).  Der  Charakter  erhellt  aus  dem  ins  Corpus  juris  canonici  (Tit.  X.  de  treuga 
et  pace  I.  34.)  aufgenommenen  can.  21.  u.  22.  des  3.  Concils  vom  Lateran  1179. 
Danach  sollen  treugae  sein  von  Mittwoch  Abend  bis  Montag  Morgen  (a  quarta  ferla 
post  oocasum  solis  usque  ad  secundam  feriam  in  ortu  solis)  in  der  Adyents-  und 
Fastenzeit ;  der  Bruch  zieht  nach  dmal,  Mahnung  die  Excommunication  herbei,  Ver- 
lust der  Stellung.  Geistliche,  Mönche,  Wallfahrer,  Kaufleute,  Wanderer,  Bauern, 
Ackersleute  und  Ackervieh  haben  steten  Frieden.   Sachsp.  n.  66. 

'  Auch  den  Gottesfrieden  beschwor  man.  Juramenta  pacis  dei  a.  1083,  1086 
in  Leg.  II.  5.  48  sq.,  wodurch  jedoch  sein  Charakter  nicht  verändert  ist.  Das  erste 
Beispiel  des  Landfriedens  ist  aus  d.  J.  1005,  wo  ihn  K.  Heinrich  II.  zu  Zürich 
beschwören  liess.  Darauf  folgt  unter  demselben  1011  der  zu  Merseburg  auf  5  Jahre. 
Kluckhohn  S.  79  fg.,  Giesebrecht  11.  594  ff.  Unter  K.  Konrad  U.  und  Hein- 
rich m.  ersetzten  Gesetze  den  Vertrag.  Siehe  über  den  Antheil  Heinrichs  in.  an 
der  Treuga  Dei  Kluckhohn  S.  38.  u.  zum  Theil  dagegen  Giesebrecht  H.  380 
u.  638  fg.  Im  J.  1093  wurde  der  erste  ohne  Mitwirkung  des  Königs  zu  Ulm  durch 
die  schwäbischen  Fürsten  vom  25.  Kor.  bis  zu   den  nächsten  Ostern  geschlossen. 
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geforderten  Bedingungeii  zur  gütliob^L  Beilegung  eines  Streites  und  die 
Formen  für  die  Befehdung  eingehalten  wurden,'  Mittel  zur  Ueberwaohung 
geschweige  denn  zur  Durchführung   fehlten,   so   hatten  die  Landfrieden 
Reifenden  Erfolg. 

E  besonders  litt  unter  der  Reohtsunsicherheit  der  Handel  und 
[nteresee  der  Städte.  Diese  schlössen  daher  sohoo  im  An- 
eizehnten  Jahrhunderts  unter  sich  BOndnisae  zum  gegen- 
Ize,  zur  Sicherung  des  freien  Geleites  für  die  fremden  Eiiiif- 
nen  Bürger.*  Aus  Besorgnisa  vor  der  hierdurch  wachsenden 
ben  traten  die  Landesherren  und  auf  deren  Betrieb  der 
I  Bündnissen  entg^en.^  Die  wirkliche  Macht  der  Städte 
während  des  e.  g.  Literregnums  fanden  sich  selbst  die 
gen,  diesen  Bündnissen  beizutreten,^  der  Eonig  bestätigte 
Conet.  paoiB  generaÜH  Eenrioi  IT.  a.  1103  in  Caria  Hogimtiii& 

.  tren^a  a.  1105  (Eomejer  Sadiaenap.  II.  1.  97.  Ajim.;  bei  Perti 
einr.  YK.  zuse^cbrieben),  benutzt  in  Bsp.  II.  66.  ff.  Frid.  I,  oonst. 
Lrioa   (ib.  183.)   a.   1187,   Henr.   reg.   oonst.   a.   1234.    (ib.    300  sqq.). 

paob  MogunL  a,  1S36.  (ib.  318.)  o.  3.  6.  bestimmt,  „ut  nullus,  in 
L&tnpnaiu  ei  vel  gravamen  tuerit  UJatum,  se  ipsum  lindicet,  nisi  pritu 

coram  sao  judice  propOBitam  eaoundum  jus  nsque  ad  deffinitivam 
lequatur;    nisi   in   continenti   ad   tutelnm   corporis   sui   Tel   honorem 

repellat,  quod  dioitur  nothwere.  Si  qnis  allter  processerit  ad  *in- 
nm  illatam  adveraario  aolvat  in  daplum,  nullam  aotiosem  ajbi  de 
aTaminibus  illatis  sibi  de  oetero  compet«nte.  Bi  quis  T«ro  ooram 
oeSBorit,  ei  jag  non  fnerit  oonseontus,  et  ueoassitate  cogente,  oportet 

e  inimicum  snum,  quod  Tulgo  dioitur  widarsage,  hoo  dinmo  tempore 
c  osque  in  quartum  diom,  id  est  post  trea  integroa  dies,  diffidans  et 
ram  paoem  sorrabunt  sibi,  in  peraonis  et  rebus.    Is  autem  in  quo 

hoo  atatutum,  coram  Judice  conqueratur,  qui  per  se  Tel  per  DUDoinm 
}m,  et  uiai  Tiolator  productua  sapor  hoo  Tel  septeoa  manu  sinadalinm 
TSrit  innocentiam  suam,  quod  non  oommiaerit  oontra  hoo  BtatntBm, 
nzbjaoeat  quod  dioitur  erenlos  und  rechtlos".  Bulla  aurea  a.  1350 
Fe,  das  Leben  aufzukündigen  und  duroh  einen  anderen  Boten  die 
)n,  0.  17.  g.  3.  Wie  der  Landfr.  t.  1236.  Verbot  des  Waffentragens: 
i  I.  a.  1281.  0.  46  (Log.  U.  430).  Bsp.  II.  71.  §.  2.  3,  (TgJ.  H.  67.), 
,  69.  g.  1. 
A  Institut  der  PfahlbOrger  (§.  80.)  hSngt  hiermit  susammen. 

ooofoederationis  Hoguutinae,  Pingniae  etc.  Friedriahn  II.  vom 
(Leg.  n  257.),  Henr.  reg,  sent.  oontra  communiones  oJTitatum  a.  1941 
itnin  oontra  oommonia  ciTitatum  a.  1232.  (ib.  286.)  um  die  Hacht- 
ItSdte  au  verhindern  und  sie  wieder  unter  die  Landesherren  zu  bringen. 

Juli  12Ö4  (Leg.  n.  366.)  schlössen  Mainz,  Kein,  Worms,  Speier, 
lel  u.  a.   ein  FriedensbUndnias  auf  zehn  Jahre ,   dem  die  BTSbüohSfe 
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siej  empfing  die  Boten  der  Städte  auf  dem  Reichstage,^  so  dass  seitdem 
ihre  Reichsstandschaft  entschieden  war.^ 

Y.  Ton  jetzt  ab  sind  die  Landfrieden  nicht  mehr  kaiserliche  Ge- 
setze, welche  die  Stande  zu  grösserer  Bekräftigung  beschworen,  sondern 
in  Wahrheit  Yerhräge  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Reichsständen, 
deren  Inhalt  jener  als  Reichsgesetz  publicirte.  Erscheint  dies  auch  an- 
fangUch  nicht  deutUch,^^^  so  ist  doch  bereits  im  14.  Jahrhundert  jeder 
Zweifel  daran  unmöglich,^^  vollends  von  da  ab,  als  die  anderen  Stände 
des  Reiches,  weil  ihnen  die  Macht  der  Städte  immer  gefahrlicher  zu 
werden  schien, ^^  sich  gleichfalls  in  verschiedenen  Bündnissen  zusammen- 
thaten,^^  und  endlich  der  Kaiser  Wenzel  die  gesammten  Stände  zur  ver- 
tragsmässigen  Schliessung  eines  Friedensbundes,  ja  selbst  die  Fürsten  u.s.£ 
zum  Eintritte  in  den  grossen  Städtebund  bewog.^^   So  treten  die  Reiehs- 


▼on  Mainz,  Kdln  und  Trier,  die  Bischöfe  Yon  Worms,  Strassburg,  Metz,  Basel,  viele 
Grafen  und  Nobiles  beitraten.  Dies  wiederholten  sie  am  6.  Okt.  ej.  a.  zu  Worms 
(ib.  309). 

^  Gonfirmatio  pacis  a.  1265  in  Leg,  11.  371. 

>  Wilhelm  reg.  sent.  de  bonis  naufragantium  et  de  moneta  a.  125d,  ib.  871. 

*  Schon  im  August  1274  gab  E.  Budolph  (Mandatum  de  negotiis  imperii  ad- 
ministrandis  in  Leg.  II.  398.)  dem  Erzb.  y.  Salzburg  sowie  den  Bisoh.  Ton  Begens- 
bürg  u.  Passau  den  Auftrag  zur  Ordnung  der  Reichsangelegenheiten  zu  conferiren 
„cum  baronibns,  eomitibns,  liberis  ministerialibus,  militibus,  ciribus  et  communitati- 
bus  ciyitatum'',  bestfttigte  am  20.  Sept.  (ib.  399)  die  Immunität  der  Reichsstädte  und 
a^klärte  in  Curla  August  a.  1275  (ib.  402.),  dass  er  behufs  des  Landfriedens  einen 
Reichstag  berufen  wolle,  zu  dem  er  zuzuziehen  beschlossen  „principes,  comites  et 
barones  neo  non  et  communia  civitatum'^.  Vorher  hatte  er  im  selben  Jahre  (ib. 
401.)  die  constitutiones  contra  communiones  civitatum  seiner  Vorfahren  bestätigt. 

^0  Const.  pacis  in  curia  Mogunt.  a.  1281.  erwähnt  die  Städte. 

^^  Landfr.  Ludwigs  des  Baier  zu  Nürnberg  v.  1323.  (Neue  Samml.  I.  S.  43.) 
.,mit  gunst  und  mit  rat  der  erbern  herren  und  fursten,  geistlicher  u.  weltlicher, 
grafen  und  freyen  dinstman  u.  stet*^. 

»  Der  Grund  lag  im  schwäbischen  Städtebund  von  1331,  1366,  1376, 
welcher  besonders  dem  Handwerk  der  Yielen  schwäbischen  Herren  Eintrag  that. 
W.  Vischer  Gesch.  des  schwäbischen  Städtebundes  der  Jahre  1376  —  1389  in 
Forschungen  II.  1  ff.  III.  1  ff.  Bodo  Gesch.  des  Bundes  der  Sachsenstädte  bis 
zum  Ende  des  M.  A.  das.  n.  203  ff. 

1'  Datt.  L.  I.  c.  Vn.  (S.  42  ff.)  beschreibt  die  „societates  bellicae  sub  S.  Gre- 
gorii,  S.  Wilhelmi,  et  Leonum  symbolo'^,  u.  viele  andere. 

1^  Die  zahlreichen  Verhandlungen,  Städtetage,  Landfrieden  u.  s.  w.  von  1877 
bis  1387  in  Weizsäcker  Reichstagsakten,  dessen  Einleitungen  die  Geschichte  all- 
seitig aufhellen.  Landfr.  v.  Eger  v.  1389  (N.  S.  I.  91).  Auf  dem  Reichstage  zu 
Bger  1389  wurden  alle  Einungen  ausser  einer  verboten,  diese  sollte  bestehen  unter 
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stände  vollends  dem  Kaiser  gegenüber  als  wirklich  zur  Theilnahme  an 
der  Regierung  berechtigt  entgegen.*^ 

YI.  Der  Bechtszustand  wurde  trotz  aller  Landfrieden  und  der  aus 
alter  Zeit  hergebrachten  wie  der  neu  angewandten  Mittel  ^^  kein  Yöllig 
gesicherter,  weil  kein  Reichsgericht  existirte,  das  über  Friedensbrüche 
unbedingt  erkannte  und  Mittel  hatte,  seinen  XJrtheilen  Geltung  zu  yer- 
schafFen.  Erst  durch  den  Ewigen  Landfrieden  von  1495  wurde  ein 
geordneter  Rechtszustand  geschaffen.  Dies  wurde  nicht  so  sehr  durch 
dessen  neue  Bestimmungen  als  vielmehr  dadurch  erreicht,  dass  die  mit 
dem  Schiesspulver  veränderte  Eriegsführung  und  das  Aufkommen  stehen- 
der Milizen  die  Möglichkeit  bot,  das  Faustrecht  gründlich  abzuschaffen. 
Lidem  nun  im  ewigen  Landfrieden  die  Handhabung  der  Ordnung  in  die 
Hand  der  grösseren  Landesherren  gelegt  wurde,  welche  in  ihren  Terri- 
torien schon  länger  im  Ganzen  geordnete  Rechtszustände  geschaffen 
hatten,  hörte  von  selbst  das  Räuberhandwerk  der  kleinen  Herren  auf, 
die  Selbsthülfe  der  grossen  Herren,  mochte  ein  Rechtsgrund  vorliegen 
oder  nicht,  nahm  den  Charakter  des  modernen  Krieges  an. 

§.  74. 

6.   Das  Heerwesen.* 

I.  Mit  der  Bildung  der  Landesherrlichkeit,  welche  den  Gemeinfreien 
der  Territorien  aus  dem  unmittelbaren  Verbände  mit  dem  Reiche  drängte, 


Vorsitz  des  gemeinen  kais.  Obmanns  aus  Ohnrfürsten,  Fürsten  und  Gbrafen  (4  Hit- 
glieder), Städten  (ebensoYiele) :  N.  S.  I.  91.  §.  2. 

i&  In  den  Beschlüssen  zu  Mainz  t.  1402  wegen  der  Münze  §.  1.  (N.  S.  I.  103.): 
,,Es  ist  zu  wissen,  dass  unsers  gnedigen  Herren  des  römischen  Königs  u.  unser 
Herren  der  Kurfürsten  Frunde  .  .  .  Yon  der  gülden  Muntze  wegen  gerathschlagei 
haben,  und  eynmudeclich  übergekommen  sin.  .  .'^  Im  J.  1436  legt  der  Kaiser  dem 
Reichstage  Propositionen  vor,  worauf  die  Stände  Erklärungen  abgeben. 

^6  Beschränkung  des  Waffenreohts,  Einführung  Yon  Schiedsgerichten  (nach  den 
Anfängen  unter  Wenzel  besonders  Yon  Albrecht  im  Landfr.  y.  1438,  N.  S.  I.  15ö, 
seitdem  öfter  Yersucht)  Austrägalgerichte,  Eintheilung  des  Reichs  in  Kreise  (unter 
Albreoht  Yier,  dann  in  einem  anderen  Vorschlage  das.  S.  164.  sechs  Yorgeschlagen) 
zur  besseren  Durchführung  der  Justiz  u.  dgl.  m.  Auch  die  Abschafifung  der  Selbst- 
hülfe (die  Schwankungen  der  Gesetzgebung  weisen  die  Reichsabschiede  Yon  1438, 
1442,  1467  und  1486)  half  nicht  unbedingt. 

*  Stenzel  Geschichte  der  KriegSYerfassung  Deutschlands,  Yorzüglich  im 
Mittelalter,  Berl.  1820.  Für  das  Heerwesen  unter  Heinrich  I.  siehe  Giesebrechtl. 
S.  811.  Eine  Yortreffliohe  Abhandlung  Lud w.  Weiland  Die  Reiohsheerfahrt  Yon 
Heinrich  V.  bis  Heinrich  YI.  nach  ihrer  staatsrechtlichen  Seite  in  Forschungen 
Vn.  113  ff. 
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und  mit  der  Ausbildimg  der  Bitterschaft  (§.  86)  trat  die  bis  zum  Ende 
der  karolingiscben  Zeit  bestehende  Pflicht  aller  Freien  zur  Heeres  folge 


Für  die  Bömersüge  ist  wichtig  das  fftlschlich  Karl  d.G.  zageschriebene  aus 
den  letzten  Jahren  des  12.  Jahrhunderts  herrfthrende  s..g.  Deoretum  de  expedi- 
tione  Bomana  in  Leg.  IL  P.  II.  2  sqq.:  i^Statuimus  ....  quando  pro  Bomana 
ezpeditione  .  .  praeparetnr,  ad  omnimn  nobiscom  euntium  praeparationem  annus 
cum  sex  ebdomadibus  pro  induoiis  detur,  et  taliter  per  totum  regnum  fidelibus 
nostris  indioetur.  Caicunque  .  .  .  expeditio  imperetur,  si  ad  ouriam  Gallorum, 
hoo  est  in  campom  qni  Yulgo  Bangalle  dicitur,  dominum  säum  non  comitetnr, 
et  ibi  cum  militari  apparatu  non  repraesentetur,  feodo  preter  hos  qni  cnm  gratia 
dominorum  saorum  remanserint,  in  conspectu  nostro  absque  spe  recuperationis  pri* 
retnr.  Qni  autem  per  hominium,  sive  liberi  siye  famnli,  dominis  suis  adhaeserint, 
quot  decem  mansos  in  benefioio  possideant,  tot  brnnias  cum  duobns 
soutariis  dacant;  ita  tarnen  ut  pro  halsperga  tres  marcas  et  pro  singnlis  souta- 
riis  singulas  maroas  accipiant;  et  sie  eundo  ac  redeundo  cum  hoc  stipendio  sine 
omni  dominorum  dampno  vel  expensa  nisi  quantum  ipsis  dominis  placuerit  fideliter 
seryiant.  Si  .  .  aooidat,  ut  idem  milites  diyersoB  dominos  propter  c^Yersa  benefioia 
aoquirant,  .  .  singuli  singula  debita  singulis  dominis  persolvant,  Tidelicet  quantum 
ab  ipsis  si  irent  accepturi  erant,  tantum  se  daturos  oognosoant,  Tel  .  .  .  feodum 
amittant;  nisi  aliqui  a  nobis  rel  a  regno  siut  inbenefioiati,  hi  si  nobisoum  vadant, 
nolumus  ut  feodum  amittant,  sed  stipendia  nisi  Toluntate  dominorum  non  praeter- 
mittant.  Similiter  de  eoclesiarum  filüs  vel  domesticis,  id  est  ministerialibus, 
Tel  quorumcunque  prinoipum  clientela  qui  cottidie  ad  serriendum  parati  esse  de- 
benty  statuimus,  ut  quiounque  6  mansos  in  benefioio  possideant,  domino 
suo  .  .  bruniam  cum  uno  soutario  ducant.  Et  hoc  in  arbitrio  dominorum  pen- 
deat,  quos  duoant,  a  quibns  stipendia  accipiant,  quibus  etiam  halspergas  conoedant. 
Ipsis  etiam  ad  itineris  praeparationem  5  librae  suae  monetae  in  Stipendium  tribuan- 
tnr,  et  duo  equi,  unus  ourrens  alter  ambulans,  addantur,  ac  duobus  sociis  soumarius 
▼ictilibus  bene  oneratus,  committatur.  .  .  Ipsi  quoque  in  dominorum  tamdiu  Tirant 
procuratione,  quamdiu  in  inoepta  vadant  expeditione,  et  quicquid  a  rebellibus  regnis 
pognando  aoquisierint,  partes  duas  ad  dominos  deferant,  tertiam  sibi  pro  consolatione 
retineant.  Quos  autem  non  pascunt  domini  ad  ipsos  reportent  tertiam  partem  sui 
aoquisiti.  Singuli  rero  principes  suos  habeant  officinarios  speciales,  marscalcum, 
dapiferum,  pinoemam  et  kamerarium;  qui  4  quanto  plus  sunt  laboraturi,  tanto  plus 
in  stipendio,  in  yestitu,  in  equitura  prae  ceteris  sunt  honorandi;  scilicet  uniouique 
eomm  10  librae  cum  tribus  equis  tribuantur;  quartus  marscalco  addatur,  quorum 
unum  ad  praecurrendum,  alterum  ad  pugnandum,  tertium  ad  spatiandum,  quartum 
ad  loricam  portandum.  Isti  rero  tales  remanere  oupientes,  si  apud  dominos  impe- 
irare  Taleant  quot  mansos  possideant  tot  libras  suae  monetae  rel  totum  fructum 

feodi  in  illo  anno  pro  stipendio  persolvant praecipimus,  ut  singuli  buringi 

deoem  cum  12  flinibus  de  oanapo  solides  dominis  suis  impendant,  et  .  soumarium 
eum  caplstro  conoedant ;  quem,  si  domini  Toluerint,  ipsi  ad  primam  nayalem  aquam 
usque  per  ducant  Mansionarius  6  solides,  apsarius  90  denarios,  bunuarius  15,  quo- 
rumlibet  larum  possessores  6  suppleant  .  .  .'^  —  11.  Feud.  40.  §.  2.,  56.  S*  3.  Chuonr. 

T.  Behnlte,  Reicht-  u.  Rechtageach.  8.  Aufl.  ][Q 
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in  den  Hintergrund.  Diese  erscheint  als  eine  Pflicht  der  grossen  und 
kleinen  YasaUen  des  Reiches,  der  geistlichen  nnd  weltlichen  Fürsten, 
Grafen,  freien  Herren  und  königlichen  Städte.  Als  unbedingt  pflichtig 
erscheinen  alle  reichsunmittelbaren  Güter,  für  die  das  homagium  geleistet 
wurde.    War  ein  geistliches  Stift  durch  Privileg  befreit,^  so  trat  ein 


n.  Capitula  de  benefl  (Leg.  II.  38.)  §.  3.  Ediot.  de  benef  a.  1037.  (ib.  39.).  Frid.  I. 
ooast.  de  jure  feudor.  a.  IIÖS.  (ib.  113).  üeber  die  Art  der  Aufstellung,  des  An- 
griffes u.  8.  w.  Lambertus  Hersfeldensis  Annales  ad  a.  1075.  (Pertz  Scriptor. 
y.  223  sqq.).  Hieraus  Sohwabsp.  C.  31.  W.:  „dar  nach  besaz  künio  karl  R6me. 
dö  yiel  der  herzöge  Gerold  Ton  Swäben  bt  dem  Ersten  in  R6m6  mit  den  Sw4ben, 
unde  gewan  R6me  über  houbet  mit  der  sw&be  helfe.  Er  Idoh  ouoh  den  swAben, 
8W&  man  durch  des  ricbes  n6t  striten  solde,  da  suln  die  swltbe  Tor  allen  sprachen 
strtten,  undo  sol  sin  ir  houbet  man  der  herzöge  Ton  Swäben.  Ist  der  dft  nicht, 
86  sol  ez  des  rtches  marachall  sin.*^  Otto  Frisingensis  de  gestis  Friedrici  I. 
Lib.  II.  c.  12.  Badevici  Frisingensis  Canonic  Append.  ad  Ottonem  de  reb. 
gestis  Frid.  I.  —  Auetor  vetus  de  beneficiis  cap.  I.  §.  8.  „Exhibeat  etiam 
domino  suo  debitum  honorem  et  servitium.  9.  Regis  justum  sor Vitium  a  domino 
Buo  sententialiter  praeceptum ,  sex  hebdomadis  ante  diem  expeditionis  in  duorum 
hominum  suorum  audientia,  serviat  inquam  ex  justitia  infra  terram  teutonioam  Ro- 
mano regno  subditam.  10.  Omnes  Trans-Salani  inbeneficiati  in  parte  orientali  ser- 
Tiant  in  Poloniam,  Sclaviam  et  Bohemiam.  11.  Sex  hebdomadibus  homo  serviat 
domino  suo  in  (muss  heissen  sine.  Homeyer  System  S.  379.)  domini  expensa;  a  ser- 
Titio  sex  hebdomadibus  quiescat  postea.  12.  Rex  quem  eligunt  Teutonici,  cum  Ro- 
mam  vadit  ordinär!,  seoum  ibunt  de  jure  sex  prineipes,  qui  primi  sunt  in  ejus  eleo- 
tione,  ut  pateat  Apostolico  regis  justa  electio.  13.  Ibunt  illuo  et  alii  omnes  impe- 
rialia  beneficia  habentes,  quisquis  cum  domino  suo,  nisi  talento  decimo  iter  redimat, 
quod  annuatim  a  domino  sua  habuerat.  14.  Haeo  expeditio  prius  tribus  diebus 
et  anno  et  sex  hebdomadibus  ante  diem  expeditionis  ouilibet  ex  justitia  erit  inti- 
manda.  15.  Hujus  servitii  sit  terminus,  cum  rex  fuerit  ordinatus.  108.  110.  Si 
homo  duos  Tel  tres  habet  dominos,  si  quis  prius  inter  eos  sibi  regis  serritium  de- 
nuntiet,  Uli  homo  seryiet,  aut  expeditionis  auxilium  aliis  det,  si  quod  habeat  ab  eis 
beneficium.'*  Sachs.  Lehnr-  art.  4.  §.  1.  2.  3.  „Ok  sal  dar  Taren  jegelik  man 
mit  sime  herren  die  des  rikes  gut.to  lene  hevet,  oder  he  sal  die  Tart  losen  mit 
dcme  tegeden  punde  dat  he  jarlikes  Ton  ime  hevet.  Bisse  hervart  sal  man  ok  ge- 
bieden  Tore  ses  weken  unde  en  jar  unde  dre  dage  er  der  samenunge,  unde  die 
hervart  lent  den  düdisohen  also  die  koning  gewiet  is.*^  46.  §.  2.  „Of  die  man  hoTet 
tyene  herren  oder  mer  die  ime  des  rikes  dienst  alle  bieden  mit  ordolen,  die^t  ime 
toirst  gebot  mit  deme  sal  he  Taren,  unde  den  anderen  alle  herstüre  goTen,  den 
tegeden  Schilling  oder  punt  die  he  jarlikes  Ton  ime  hoTot."  Lehnr.  d.  Schwsp. 
art.  86  (L'. 

1  Eine  Befreiung  hatte  z.  B.  die  Abtei  Werden  Ton  aller  Heerfahrt  durch 
Privileg  Conrads  II.  Ton  1024  (Sc baten  Annal.  Paderborn.  I.  462).  St.  Maxi- 
mio (Beyer  ürk.  Buch  I.  Nr.  300.  Böhmer  Reg.  Henr.  II.  a.  1023  n.  1249; 
gegen  6656  Mansi,   die  dem  Herzog  Ton  Baiern,  dem  Pfalzgr.  Ezzo  und  dem  Gr. 
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Anderer  ein.  Auf  dem  Allode  mhete  die  Pflicht  nur  bei  den  Fürsten, 
freien  Herren  und  Beichsrittem.^  Der  Umfang  der  Pflicht  gegenüber 
dem  Kaiser  bestimmte  sich  nach  dem  Grundbesitz,^  konnte  aber  durch 
Privilegien  oder  Herkommen  besonders  normirt  sein.*  Leistete  der  Vasall, 
go  kümmerte  sich  der  Kaiser  um  die  Art,  wie  er  seine  ünterthanen  bei- 
sog, nicht.  Jedenfalls  konnte  er  nach  demselben  Massstabe  seine  Leute 
heranziehen;  der  Lehnsvertrag  entschied  in  den  meisten  Fällen,  Ministerialen 
und  Hörige  waren  wohl  uneingeschränkt  verpflichtet.^  Uebrigens  wurden 
manche  Herren  für  einzelne  Züge  befreit.  Auch  zog  man  selten  sofort 
die  ganze  Mannschaft  ein,  vielmehr  liess  man  viele  zurück,  um  sie  bei 
längerer  Dauer   nachkommen   zu    lassen  (Reserve).®    Seit   Friedrich  I. 


Otto  gegeben  wurden  mit  der  auf  die  Erben  übergehenden  Pflicht,  für  den  Abt 
die  Kriegsdienste  zu  leisten.  Diese  Hufen  galten  als  Reichslehen  (ürk.  Heinr.  III. 
von  1044  bei  Beyer  I.  Nr.  321).  Lothar  entband  1136  (Martene  Coli.  ampl.  IL 
96)  den  Abt  Yon  Stablo,  indem  er  dem  Yogt  die  Pflicht  als  Folge  der  ihm  ge- 
gebenen €Hiter  auferlegte.  Conrad  III.  entband  1143  Benedictbeuern  von  allem 
Beichfldienste  und  Loskaufe  (Mon.  Boica  III.  100.  106).  Einzelne  ünterthanen  von 
Beichsstiften  waren  befreit  (Böhmer  Reg.  Ottonis  I.  n.  373),  einzelne  Kirchen 
lieferten  nur  Kriegsmaterial  (Böhm.  1.  c.  n.  81).  Bisweilen  war  die  Anzahl  genau 
bestimmt.  Böhmen  hatte  zur  Romfahrt  d(X)  Bewaffnete  zu  stellen  oder  300 Mark 
zu  zahlen  (Privileg  Friedrichs  II.  yon  1212  Boczek  I.  Nr.  42.  Böhmer  Reg.  Frid.  IL 
nr.  8061).  Das  privil.  minus  legt  dem  Herz,  von  Oesterreich  nur  die  Pflicht 
auf,  in  die  Kaohbarländer  und  Prorinzen  zu  ziehen.  Der  §.  1  des  priy.  maius  fälscht 
daraus  ein  Recht,  blos  mit  12  Mann  auf  eigene  Kosten  durch  einen  Monat  gegen 
Ungarn  dienen  zu  müssen.  An  und  für  sich  befreite  auch  eine  karolingische  Exemtion 
nicht,  wie  bezüglich  Osnabrücks  und  Goryey^s  von  Weiland  S.  139  gezeigt 
ist.  Auch  findet  sich,  dass  trotz  der  Befreiung  von  Tegernsee  die  Leute  an  den 
Herzog  eine  Steuer  zahlen  (Weiland  8.  139). 

'  Nach  Const.  de  ezped.  Rom.  führt  der  Bauer  keine  ritterl.  Waffen,  sondern 
xahlt  eine  Steuer. 

'  So  hat  die  Const.  de  exp.  Rom.  für  je  10  Mansus  Lehngut  in  den  Händen 
von  liberi  oder  famuli  1  Brünne  (Geharnischten)  und  2  Schildknappen,  für  je  5 
Hufen  Ministerialengut  1  Brünne  und  1  Schildknappen  (s.  oben  den  Wortlaut). 
Ueber  das  Alod  ist  nichts  gesagt,  kaum  haftete  aber  eine  grössere  Verpflichtung 
auf  demselben. 

*  Siehe  die  Anmerkung  1. 

^  Siehe  in  Anm.  1  die  Bestimmung  der  Const.  d.  e.  R.  über  die  Pflicht  derer, 
welche  zu  Hause  zu  bleiben  wünschen,  sowie  Sachs.  Lehnr.  art.  46.  §.  2.  Homeyer 
Syst.  S.  381.    Ges.  Friedr.  L  v.  1154.  1168  (Leg.  H.  96,  113),    Weiland  S.  142  ff. 

^  Auch  wurde  Einzelnen  gestattet,  mit  Gelde  sich  abzufinden.  Der  Kaiser 
konnte  den  Loskauf  gestatten,  jedoch  geschah  dies  bisweilen  mit  Beirath  der 
Fürsten.  Friedrich  I  wies  Eberhard  von  Salzburg  mit  dem  Anerbieten  des  Los- 
kanfs  ab   (Weiland   146  ff.).    Beim  Bömerzug  Otto's  lY.  im  J.  1209  wurde  Ein- 

15* 


sich  für 

ibediogt 
rschütte- 
shstagea. 
ndigkeit 
tteil  ent- 
rt»  der 
a  ivtrdh 
Ondigt'« 

h  Italien 
inrada  11, 
I  geiabU. 
SiukOiiftB, 
in».  Wie 
en  FMlen 


Dteu  vert 
ekvndiget 
düdi«oher 

lk«ll    TON 

1.  i.  Bolie 
ne  mach 
.02  nnter- 
b:  Otto 

■•  L  8.  14. 
r.  86  CD 
nmer  «in- 
ittt  gl«iob 

1er  (DMr. 

imrioh  VI. 
ben  -Wei- 
l«it«ti  der 
Dtkwendig 
en  ebenag 
mit.  D«T 
nvinol  per 

!•  !.)■ 


Du  Heeraeten.  229 

Folgt  der  Entbotene  ohne  einen  gesetzlichen  HinderungBgrnnd  nicht  oder 
sendet  seine  Schaar  nicht,  so  kann  ihm  bei  der  Bomfahrt  sofort  auf  den 
roacalischen  Feldern  das  Lehen  aberkannt  werden.^'  In  jedem  anderen 
Falle  ladet  man  ihn  dreimal  und  verölt  Um  im  Beiohsgerichte  in  die 
Acht,  dem  veitlichen  Beichslehninhaber  entzieht  man  das  Leben,  beim 
getBtlichen  irird  es  mit  Beschlag  belegt  und  unter  kaiserhche  Yerwaltusg 

gt  beim  BSmerzuge  mit  der  Weilie  des 
n  endigen  mit  dem  Zwecke,  >*  mit  der  Ent- 
Eiue  bestimmte  Dauer  ist  nach  der  Natur 
är  Geschichte  nicht  gesetzt  gewesen.^'  Zur 
vom  Herrn  eine  bestimmte  Beisteuer,  dazu 
Tertragsmässige  Solde  und  Belohnungen,*^ 
ZG  des  Scbadena,  den  der  Mann  erlitt,  ver- 
eine Trappen;  die  Reichsministerialen  und 
len  unter  dem  Befehle  von  Reichsvögten. 
!o  ordnete  der  König  als  Oberbefehlshaber 
immter  Herzog  die  Vertheilung  und  Fflh- 
en,  wobei  auf  einzebe  herkömmliche  Hechte 
lalten  wurde. 


^  wohl  darin ,  dasa  biei  regelmässig  ein  Beiohs- 
r  Regalieuinhaber  und  jeden  Lehnsmann,  der  dem 

all  Heinrichs   des  LOwen  hingoviesen  zu  werden. 

aellen   (i.  B.    die  Oelnhanser  ürk.  Leg.  11.  163; 

gs  TDD  Bremen  o.  I  löÖf  nennen  den  Ungehorsam 

ing.    Qeata  Frid.  n.  12. 

uiders  Anct.  Tet.  L  15,  Sps.  Lahnr.  4  g.  3.   Schws. 

Q  ordinatns,  gewiet. 

«etzten  Sodem,  so  gehört  dazu  ein  nener  Sohlnas. 

Otto  Prisbg.  n.  24.  a.  1155. 
■ft.  I.  S  1 1,  Bps.  Lehnr.  4  §.  1.  Sohws.  Lehnr.  6  ■) 
lohen  anf  eigene  Eoateo. 
).    Es   kommen  groue  Belohnungen  der  Forsten 

Siibergrnben  (Beyer  L  Nr.  611),  COIn  llti?  den 
lemaoh  (Laoomblet  L  436).  Zu  NQraberg  wurde 
I,  pactirt  (Chron.  Uontis  Sereni  ad  a.  1165),  auch 
tahlt    Weiland  a  160,  165  ff- 
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Y,  Je  mehr  sich  die  alten  YerhältniBae  änderten,  die  Reichsuiuuittel- 

barkeit  sich  auf  die  Landesherren  und  Städte  allein  zurückzog,  desto  on- 

geregelter   und  ohnmächtiger  ermee    eich    die  KriegsTerfassung.     Das 

Schiesspulver  gab  ihr  vollends  den  Todesstose.    Die  Hussitenkriege  und 

anätar  lii«  Tfirkenkriege  zwangen  das  Reich,  an  die  Ordnung  des  Kriegs- 

hes.    So  wurde  zuerst  im  J.  1422**  festgesetzt,  wie  viele 

änzelne  Reichastand,  die  Städte  und  Ritter  zu  stellen  und 

Beiträge  man  zu  leisten  habe.    In  dieser  Weise  wurde  durch 

e  fSr  die  einzehien  Fälle  FOrsorge   getroffen,^"  auch  die 

gefOhrnng  bestimmt. 


6.   Dl«  EtakfisfU  det  Kaiieri  nnd  Beiob*. 

er  immer  grösseren  Auadehnung  des  Beneficialvesons  war 
e  Erongut  (§.  44.)  beständig  verringert  worden;  dies  nahm 
a,  weil  manche  K^er  nur  durch  Schenkungen  von  Gütern 
I  den  Beist^d  einzelner  mächtiger  Oioasen  erhalten  konnten; 
ihrte  die  Gründung  und  Dotirung  von  Bisthümem  und 
unermesslichea  Gut.*  Trotzdem  blieb  bis  ins  13.  Jahrhundert 
i^isem  manches  Gut,  manches  Gefalle  in  allen  Theilen  des 
itdem  ist  beides  auf  ein  sehr  bescheidenes  Maas«  herabge- 
ibrigens  wurden  auch  msofem  die  Ausgaben  stets  geringer, 
allmäligea  Umänderung  des  Fidelitätswesens  (§.  48.)  dar 
ner  Weise  mehr  für  den  Unterhalt  der  YasaQen  zu  sorgen 

Güter  (viUae)  des  Königs,  soweit  ßie  nicht  seinem  Privafc- 
^örten,  waren  gegen  bestimmte  Abgaben  in  natura  oder 

ig  des  tegliches  Eriogs  zu  Beheim  etc.  za  Nflrnberg  fN.S.  I.  117  ff). 
ag  zu  Frankfurt  1427  (S.  8.  I.  120  ff.  Drojsen  Ober  die  Eeiohg- 
an  1427  in  Ber.  über  d.  Terh.  d.  E.  aSoha.  Oes.  d.  Wiss.  za  Leipi. 
).  irarnberg  1431  (181  ff.),  Wien  1460  (190  ff),  ITQrnberg  1466 
isburg  1471  (233  ff.),  Nürnberg  14S0  (266.),  1481  (8.  268.),  Frankfurt 
Pranlcf.  1489  (8.  284),  Nürnberg  1491  (S.  290.). 
man  die  BShmer'aohen  Regesten  dorohliest ,  begreift  man ,  wo  das 
geblieben  ist;  iaa  seit  alter  Zeit  in  den  HSnden  dar  Grafen  befind- 
3it  dem  Ende  de«  9.  Jahrhundert«  gar  nicht  mehr  tu  reohnea 
iemvnd  giebt  in  dem  Bohreiben  Tom  30.  Jan.  1412  (Azehbaoli  L 
i  rieh  der  Ertrag  sSnimtliober  Binnohmen  ans  den  deuteoben  LSndera 
he  13,000  Gulden  stalle. 


Die  Einkatfte  des  KaiserB  und  Reichs.  231 

ZmjB  wie  in  älterer  Zeit  in  der  Hand  von  Eolonen  oder  Ministerialen; 
nber  sie  fiilirten  besondere  Eammerboten  (nuncii  camerae)  die  Auf- 
sicht, diese  sorgten  auch  für  die  Abfuhr  an  den  Hof."^  Die  Einkünfte 
hieraus  schmolzen  aber  dadurch,  dass  auf  manchen  Reichsgütern  die 
Ministerialen  und  Zinsleute  verschenkt  wurden,^  auf  die  Einkünfte  (z.  B. 
Holz,  Salz  u.  s«  w.)  für  bestimmte  oder  immerwährende  Zeiten  Anweisungen 
gegeben  wurden.»  Obwohl  schon  im  13.  Jahrhundert  das  freie  Ver- 
äusserungsrecht  des  Königs  aufgehoben  ward,^  sind  doch  mit  Zustimmung 
der  Reichsstande  und  ohne  dieselben  deren  zahlreiche  yorgekommen. 

in.  Eine  zweite  Klasse  von  Einnahmen  bilden  die  Terschiedenen 
Arten  öffentlicher  Abgaben  (Steuern).  Allgemeine  Steuern  aus  der 
früheren  Zeit  waren  nur  yereinzelt  gebheben.*^  Die  wichtigsten  Einnahmen 
dieser  Art  waren  die   aus  den  Reichsburgen ,^  den  Reichsstädten,^  den 


*  Pfeffinger  I.  o.  T.  11.  p.  302  sqq.  Sie  hommen  besonders  in  Franken 
and  Schwaben  vor.  Für  die  Reichsstädte  besorgten  die  Burggrafen,  für  die  übrigen 
Reichsgüter  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Landvögte  dies  Geschäft. 

*  Ein  Beispiel  in  Böhmer  Reg.  Frid.  11.  num.  3164. 
»  Z.  B.  die  oben  §.  60  mitgetheilte  Urk.  für  Fulda. 

6  Sententia  de  non  alienandis  principatibus  a  1216  (Leg.  ü.  227  sqq.)  „Per 
sententiam  principum  et  subseoutionem  tam  nobilium  quam  baronum  atque 
minist erialium  et  omnium  qui  aderant  judicatum  est,  nullum  principatum 
posse  Tel  debere  nomine  concambii  Tel  cujuscunque  alienationls  ad  aliam  personam 
transferri  ab  imperio,  nisi  de  mera  Toluntate  et  assensu  principis  possidentis  et 
ministerialium  ejusdem  principatus.'^  Bud.  I.  sent.  a.  1281  (Leq.  II.  485)  cassirt 
alle  seit  Friedrichs  11.  Absetzung  Ton  den  Königen  ausgegangenen  Vergabungen 
Ton  Reiohsgut. 

^SoinChur:  Böhmer  Reg.  Ottonis  I.  n.  179.  218.  Otto  schenkte  den 
Geldzins  dem  Bisthume.  Von  den  alten  Tributen  der  Alamannen,  Thüringer  und 
Friesen  leisteten  zu  Ottos  I.  Zeiten  nur  noch  die  Thüringer  den  Sohweinezins. 
Dieser  war  oft  Gegenstand  des  Streites.  Noch  '  Heinrich  n.  huldigte  Thüringen 
29.  Juli  1022  nur  unter  der  Bedingung,  dass  er  erlassen  wurde. 

B  Böhmer  Reg.  Otto  lY.  a.  1213  num.  3049  Terordnet,  dass  diejenigen,  welche 
in  der  Reichsburg  Duisburg  Erb  oder  Eigen  besitzen,  welcher  Profession  sie  auch 
seien,  nur  nach  alter  Gewohnheit  Steuern  zahlen  sollen. 

^  Curia  Mogunt.  a.  1182  (Leg.  U.  165.).  Es  wird  erkannt,  zu  Worms  seien 
befreit  Ton  den  oollectae  ^que  in  ciTitate  ad  nostrum  fiunt  obsequium," 
„uniTersi  ecclesiarum  ministri  .  .  qui  fratribus  et  ecclesie  cottidie  in  propria  per- 
sona deserTiant.  nee  mercimoniis  operam  dant,  neo  foro  rerum  yenalium  student, 
neo  pro  subterfugio  nostre  collecte  obsequio  fratrum  se  applicant.*^  Friedrich  11. 
befreit  mit  Handfeste  1218  (Gaupp  Stadtrechte  11.  p.  44.;  Böhmer  Reg.  n.  3160). 
die  Bürger  von  Bern  Ton  allen  Lasten,  „nisi  tarnen  a  oensu  domorum  et  area- 
rum  Testrarum,  yidelicet  de  qualibet  area,  100  pedes  in  longltudine  et  60  in  lati- 
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Abteien  und  sonstigen  reichsunmittelbaren  SLiostem  zu  entrichtenden,^^ 
welche  letzteren  aber  durch  vielfache  Privilegien  erlassen  wurden.  Hierzu 
kamen  die  Tribute  von  unterworfenen  oder  solchen  Yölkem,  die  gegen 
Tribut  sich  in  den  Schatz  des  Reiches  begeben  hatten.^^  In  besonderen 
Fällen  wurden  vom  Kaiser  und  Reiche  seit  dem  12.  Jahrhundert  allge- 
meine Steuern  ausgeschrieben  und  deren  Einziehung  genau  geregelt.^^ 


tudine  habente,  XTT.  denarios  nsualis  monete  smgulis  annis  de  fundo  imperii  per- 
solyendos/  (Böhmer  Reg.  n.  8610)  erliess  1238  der  abgebrannten  Stadt  N5rd- 
lingen  die  Beichssteuer  auf  drei  Jahre,  wozu  Conrad  lY.  (ib.  n.  3701.)  im  J.  1239 
noch  weitere  zwei  Jahre  bewilligte.  —  Diese  Einkünfte  wurden  häufig  verpfftndet, 
z.  B.  die  aus  DOren  durch  Friedrich  II.  im  J.  1241  an  den  Grafen  Wilhelm  von 
Gülch  für  zehn  tausend  Mark  (Böhmer  Reg.  n.  3552.},  aus  Rotenburg  mit  den 
Juden  und  dem  Dorf  Gebsattel  um  dreitausend  Mark  durch  Conrad  IT.  im  J.  1251 
an  Gotfried  Ton  Hohenlohe  (Böhmer  n.  3848.),  aus  Duisburg  an  seinen  Yetter 
Waleram  von  Limburg  für  zwdlfhundert  Mark  durch  Wilhelm  1248  (Böhmer  3867.), 
Dortmunds  mit  den  umliegenden  Höfen  an  Erzb.  Conrad  Ton  Cöln  um  zwölfhundert 
Mark  durch  Wilhelm  1248  (Böhmer  n.  3886.),  aus  Horburg  und  Dünkelsbühl 
(Schloss  Sorheim  und  der  Yogtei  des  Ellosters  Roth  nebst  den  Zehnten  zu  Aufkiroh) 
an  Graf  Ludwig  Yon  Oettingen  um  1590  Mark  (Böhmer  3852.)  durch  Conrad  lY. 
im  J.  1251.  Um  dem  zu  entgehen  Hessen  sich  einzelne  Städte  ein  Priyilegium 
de  non  alienando  geben.  So  Rheinfelden  1225  vom  K.  Heinrich  (Böhmer 
n.  3631.),  Mühlhausen  1251  yon  Conrad  lY.  (Böhmer  n.  3850.). 

10  Otto  I.  bestimmte  962  (Böhmer  Reg.  n.  254.)  St.  Maximin  bei  Trier  zum 
Wittum  der  Kaiserin,  den  Abt  zu  deren  Kaplan.  Curia  Francofurt.  a.  1149.  (Leg.  IL 
p.  86.)  „  .  .  certi,  quod  Corbejenses  pecuniam,  quam  juramenti  assertione  promise- 
rant  indubitanter  nobis  (Chuonr.  m.)  persolvant.^  Otto  lY.  befreite  1198  (Böhmer 
Reg.  n.  2960.)  das  Kloster  Werden  an  der  Ruhr  von  den  an  frühere  Kaiser  jähr- 
lich gezahlten  25  Mark;  Friedrich  11.  erlies  1218  dem  Niedermünster  zu  Regens- 
burg die  10  Pfund  jährlicher  Reichssteuer,  gab  1219  n.  1222  dem  Kloster  Yolkolde- 
rode  Steuerfreiheit  für  seine  Besitzungen  in  der  Reichsstadt  Mühlhausen,  ertheilte 
1221  dem  Deutschorden  Steuerfreiheit,  gab  1232  dem  Kloster  Bebenhausen  die 
Steuerfreiheit  für  dessen  Besitzungen  in  der  Reichsstadt  Esslingen ;  Heinrich  (Vll.) 
gab  1220  dem  Kloster  Schönthal  bei  Heilbronn  Steuerfreiheit,  1227  dem  Cisterzienser- 
kloster  Wettingen  (maris  Stella)  Abgabenfreiheit  für  seine  Häuser  in  den  Reichsstädten ; 
Heinrich  YII.  wiederholte  1233  das  Privileg  für  Bebenhausen.  Siehe  Böhmer 
Reg.  n.  3169.  3268.  3185.  3259.  3388.  3633.  3669.  3747. 

^^  Yergl.  die  Angaben  im  Anhang  I.  über  Böhmen. 

i>  Frid.  L  mandatum  de  subsidio  solvendo  a.  1177  „abbati  Campidonensi^ 
(Leg  I.  p,  151):  „Noverit  tua  discretio.  quod  ....  ordinatum  est,  ut  ab  eocle- 
siastioisprincipibusper  terram  Teutonicam  millemarcarum  summa 
persolvatur.  Quare  tibi  ad  solvendum  decem  marcae  tan  tum  sunt  assignaiae. 
Mandamus  ergo  .  .  .  quatenus  ipsas  omni  oocasione  remota  in  octava  paschae  H. 
de  Bretice  in  pondore  Coloniensi  de  puro  argento  persolvas.^  Curia  Quedlinburg- 
Phil.  a.  1207  (ib.  p.  218  sq.).    Hier  wurde  die   zu  Nordhausen   zur  Unterstützung 
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Während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  kam  diese  aDgemeine  Besteuerung 
Seitens  des  Kaisers  nicht  mehr  vor.  Die  Kriege  gegen  die  Hussiten  im 
Anfange  des  15.,  sodann  die  Türkenkriege  gaben  die  Yeranlassimg  zu 
erneuerter  Ausschreibung  durch  den  Reichstag,  bei  der  man  bald  einen 
8.  g.  gemeinen  Pfenning  (z.  B.  den  hundertsten)  des  Yermögens  abzu- 
geben Yorschrieb,  bald  auch  auf  die  einzelnen  Reichsstände  eine  bestimmte 
Summe  legte  (Anschlag).  In  beiden  Fällen  wurde  die  Erhebung  von 
den  Landesherren  bez.  kaiserlichen  Gommissarien  besorgt-,  im  letzteren 
stand  es  den  Landesherren  frei,  für  ihre  Quote  die  TJnterthanen  ver- 
hSltnissmässig  beizuziehen.  ^^ 

lY.  Eine  anfanglich  sehr  reichliche,  im  Laufe  der  Zeit  aber  in  Folge 
von  Schenkungen,  Belehnungen,  Yerpfändimgen,  die  nicht  eingelöst 
wurden,  und  durch  den  Erwerb  von  fast  allen  Landesherren  sehr  spär- 
lich fliessende  EinnahmequeUe  bildeten  die  Zölle  und  Mauthge fälle 
(Wege-,  Brücken-,  Kanal-Gelder).^*    Sie  stehen  am  Ende  des  14.  Jahr- 


des  h.  Landes  beschlossene  Steuer  ausgeschrieben  ^una  cum  pricipibus  conyennnus« 
ut  per  singulas  imperii  provinoias  de  quolibet  aratro  sex  denarii  persol- 
yautur;  in  singulis  etiam  civitatibus  aut  Tillis  q u i  11  b e t  mercator  Yel  alterius 
officii,  seu  cujusounque  fuerit  homo  proprias  habens  aedes,  duos  denarios  per- 
Bolvat^  Den  geistL  und  weltl.  Fürsten,  Grafen,  Freien  und  Edlen  wird  die  Gabe 
überlassen.  Ausschreibung  auf  5  J.,  jährlich  vom  Bischöfe  durch  Boten  einzutreiben, 
Tom  Laienfürst  etc.  in  seinem  Bezirk,  zahlbar  zu  Weihnachten.  Mit  Recht  hebt 
Berchtold  S.  135  hervor,  dass  der  Satz  des  priv.  malus  für  Oesterr.  y.  1058, 
der  Herzog  sei  befreit  Ton  allen  bereits  vom  Kaiser  aufgelegten  und  noch  aufzu- 
legenden Steuern,  beweise,  man  habe  Ton  fürstl.  Seite  die  Finanzhoheit  des  Kaisers 
im  Principe  nicht  in  Abrede  zu  stellen  gewagt. 

^3  Siehe  die  im  §.  74.  n.  2.  u.  >S.  citirten  Reiohsabschiede. 

^^  Vgl.  die  Stellen  im  §.  70.  n.  11.  Früh  fangen  die  Befreiungen  an  Hein- 
rich lY.  befreite  die  Wormser  1073  Tom  Zoll  an  den  Königlichen  Zollstätten  zu 
Frankfurt,  Boppart,  Hammerstein,  Dortmund,  Goslar,  Angern:  Giesebreoht  III. 
S.  282.  Ssp.  n.  27.  (Zolltarif,  Zollfreiheit).  Curia  Wormat.  Frid.  L  a.  1167  (Leg. 
IL  104.)  wird  erkannt,  „palatino  comite  de  Rheno  sententiam  proferente^,  dass 
Alle,  welche  Ton  Bamberg  bis  Mainz  Zölle  erheben,  künftigen  Weihnachten  ihre 
PriTilegien  zu  präsentiren  hätten,  die  nicht  auf  Kon.  oder  Kais,  beruhenden  für 
nichtig  zu  halten  seien.  Curia  August.  1209  (ib.  215  sq.)  „Item  queslTit  (nemlich 
Friederious  Tridentinus  episcopus)  in  sententia,  si  aliquis  sine  regia  licentia  et  au- 
thoritate  noTum  possit  instituere  theloneum?  Et  data  est  .  .  sententia,  quod  nuUo 
modo  hoc  fieri  possit  Tel  debeat ;  et  si  factum  fuerit,  irritum  sit  et  inane."  (Böhmer 
Reg.  n.  2891)  Otto  IV.  a.  1209  Tcrzichtet  zu  Gunsten  des  Erzbischofs  Ton  Magde- 
burg auf  Terschiedene  königliche  Rechte,  namentlich  an  den  Nachlass  Terstorbener 
Prälaten,  die  Zolleinnahmen  in  den  bischäfliohen  Städten,  wenn  der  König  darin 
Hof  hält ,  und   das  Herbergsnehmen  in  den  Besitzungen  des  Erzstiftes,  (n.  9025.) 
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ZU;  die  vielfschen  BedrücknngeD 
äelfl  aufhoben  imd  regetmäsaig  in 
offen  wurden.**  Auch  das  Münz- 
men,  kam  jedoch  bia  zum  14.  Jahr- 
berren.  Hierdurcb  war  der  schon 
tlechte  Zustand  des  Uünzwesens  ein 
dlich  das  Reich  veranlasst  sah,  An- 
;h  nicht  von  besonderem  Erfolge 
:  von  Zoll  für  den  ihnen  verliehenen 
e  dem  Kaiser  von  den  Juden  eu 


o  TOD  E.  Pbilipp  dem  XSiriiih  de  Irca 
ich  n.  ertauscht  1217  Ton  dem  EloBter 
dea  dortigen  Zolla  und  QeriolitB  gegen 
n  KönigAheim,  (n.  3267.)  gibt  1221  dem 
ie  Zollfreiheit  auf  dem  Rbein.  Sent.  a. 
i  curia  ....  taliB  dat»  est  sententia  et 
otoritateni  seu  narandiam  thelouei  *el 
klicujne  prestare  posBimns,"  caBsirt  dann 
zu  haben  behaupte.  Coufoed.  Fiid.  II. 
„  ,  •  .  Receptores  vero  telonaorum,  tarn 
3ri  TolumuH  ad  rcparatioaem  poncium  et 
,  quibus  telonea  aeciprunt,  pacem  secori- 
:t,  quatenui  durat  districtuB  corum,  pront 
exoetionia  üngelt  WormatlensiB  a.  1369 
leis  fOr  StraBBburg  1269.  (ibidem),  Ra- 
290  (ib.  p.  464.),  Alberti  I.  cassatio  tho- 

BuUa  aurea  cap.  IX- 
B,   1380,   1384   (WeiEBftcker  8.  246  ff. 

ix  a.  1196  (Leg.  n.  669).  Frid.  n.  const. 
181.),  sent.  de  argenco  Tendendo  a.  1234. 
Ol.)  Frid.  U.  const.  a.  1^32,  conit.  pac. 
<ta  a.  1255.  |ib-  371.).  Bud.  I.  statutnm 
.  44S.)  aent.  contra  falaatores  monetae  a. 
esetz  E.  Wonzels  vom  9.  Aug.  1383 
.  477.  S.  475  ff,  486  ff.  nooh  verschiedene 
'gl.  die  Einleitung  ron  WeizaKoker  and 
224  ff.  Beil.  XI.,  Y.  421  ff  BeU.  TU. 
ainz  wogen  der  HOnz  a.  1402.  iN.  a  I. 
18.  (dai.  B.  163  fg.).  —  SaohsBp.  n.S6. 

nden  im  Hittelaltor  sehe  man  H.  Wiener 
itBohland  während  des  Hittelalten,  Hau- 
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entrichteo  war,  allmälig  aber   an  die  EurfOrBten  und  sonstigen  Landes- 
herren kam,  denen  das  Recht,  Juden  zu  geleiten,  verliehen  wurde.    Schon 
im   12.  Jahrhundert  nahmen   die  Kaiser  das   Becht  in  Anspruch,   aua- 
Bcbüesslich  edle  Metalle  zu  graben,  welches  nach  und  nach  auf  alle 
Metalle  und  das  Salz  ausgedehnt,  vielfach  zu  Leben  oder  gegen  '     " 
Abgaben  überhaupt  übertragen,  im  14.  Jahrhundert  den  Kurfi 
allgemein  zugesprochen  und   seitdem   allmälig   als    ein    landi 
Becht  mgeeehen  wurde.*^ 

y.  Alle  diese  Rechte,  jedoch  auch  andere,^^  aus   denen 
fliessen  konnten,  oder  die  überhaupt  als  eigenthümliche  Rechte 


oofet  1863.  —  Otto  Stobbe  Die  Juden  in  Deutsobland  w&hreiid  dei 
in  poliÜBchei,  socialer  and  rechtlicher  Beziehnnf,  Braonachireig  1866. 
Zur  Gcsohiohte  der  Juden  in  Worms  and  des  deutsolien  BtSdteweBens, 
Bulla  anrea  a..  1366.  cap.  IS.  §.  3.  Daa  (falsohe;  privil.  majna  fBr 
spricht  auch  daa  Becht  zu,  Juden  zu  dulden.  Tergl.  Sohwap.  c.  lOö 
Bsp.  m.  7.,  Sohwsp.  c.  214,  215  W-  260,  261  L.  —  Dia  sent.  de  boi 
TBContibus  Alborti  L  a.  1299.  (Leg.  n.  471.)  spricht  dem  Erzbiaohof 
lu  „onmia  debita  snorum  jndeorum  ooeiBorum  heredea  non  habeutium 
cum  arohiep.  Hoguntino  a.  1302  (ib.  477. i.  ,J)az  ungeld  und  die  Ju( 
kenfurt  die  Bai  er  behaldeu  recht  aU  unser  breffe  stant  und  kuoio  A< 
darüber  hat,  die  briffe  sal  er  auch  behalden."  Wichtig  die  Yerhandli 
derselben  auf  dem  KSoigl.  Btidtetag  zu  Ulm  t.  J.  138Ö  «Weizsänke 
der  in  der  Einleit.  Naehweiae  gibt'i. 

"Vgl.  §.  44  m.  Thitmari  Ohron.  H.  8,  (Pertz  Scripte: 
„TemporibuB  suis  (0131.  Otto  I.)  anreum  illuiit  aeoulum;  apud  noB  inre 
Tena  argeuti."  Von  dem  Finden  auf  königlichem  Boden  tat  gewiaa  d. 
Königs  abgeleitet.  Crk.  Konrada  II.  Ton  1160.  (Seiber  tz  Drkundenbi 
„Wieboldo  Corbeiensi  abbat!  suisque  BuccesBorihua  regulaiiter  ordiua 
tnnm  veaaB  metalli  Tidelicet  auri  argenti  cupri  plumbi 
et  omuem  pecuniam  aive  rudern  Bive  formatam  qua  intra  mont 
qui  Corbeiensi  ecoleBie  jure  proprietario  pertinere  nosoitur  latet,  tibi  e 
baienai  ecolesie  damus  et  preaenti  scripto  ooDfirmamus  ut  lipeat  ti 
BoribuB  tuia  absque  ullius  peraone  oontradictione  in  eodem  moute  f 
metallum  quod  ioTentnm  fuerit  eruere  et  oouflare  .  ."  Daa  Silbe 
Hflnze  angeboten  werden:  sent  de  argento  vend endo  Hai nr.  reg.  a.  IS 
302.).  Bulla,  aur.  o.  1356  o.  IX.  S-  1-  —  !>•»  Urkunden  Heiniicha  VI. 
den  Bischof  von  Minden,  Friedr.  I.  v.  1189  für  Trieot  u.  a.  beveiBei 
nicht  bloB  auf  Reichsgüteru  oder  kSuigliohen ,  sondern  allgemein  d 
annahm.  Dagegen  ZÖpfl  R.Q.  n  §.50.  a  ^  Vgl.  auch  die  oonst. 
J.  1158.  —  Unten  §.  154. 

■*  Conat.  de  ragalib.  a.  1158.  Zahlt  man,  wie  in  dieser  Conat.  ui 
in  alter  Zeit  die  Grafschaft  und  den  Heerbann  dazu,  bo  hat  man  e 
Claase;  die  eigoitlieheu  HoheitBrechte  and  die  nutzbaren. 
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galten,  fasate  man  unter  dem  Begriffe  jura  regaüa,  Regalien,  zn- 
Bammea.  Dahin  gehören  dann  noch  die  ITaturaldienste  in  Elri^zeiten, 
sowie  die  an  den  König  und  sein  Gefolge  auf  d«m  Durchzuge  zu  leisten- 
den Fohren,  Abgaben  von  Lebensmitteln  u.  dgl.  m. 

YI.  Damit  im  Zusammenhange  stehen  die  Einkünfte,  welche  der 

König  aae  der  Togtei  über  BeichsklSster  oder  deren  Abtretung  an  diese,^ 

aas  dem  schon  früh  aufgekommenen,  im  13.  Jahrhundert  abgeschafften 

n  MobiliamachlasB  d^  Geistlichen,^^  aus  der  Handbabimg 

äge    bezog :''    Geldstrafen ,    Güter    Geächteter ,    Gerichts- 


1  n.  Dberiiesa  1219  (BShmer  Reg.  n.  3196.)  die  Togtei  der  Kloster- 
Beinrich  Ton  Kempten  g^S^"  ^<°b  j&hrliche  Abgabe  Ton  00  Mark, 
am  Spolienrecht,  jus  spolii,  hSngt  das  Reoht,  die  KinkOnfte 
eichsbiBthttmer  nnd  Abteien  in  genieBeen ,  aufs  Engste  zusammen, 
bonis  olerioorum  decedentium  (Leg.  11.  138  sq.)  hob  es  auf  und. 
eobt  der  Wormser  Cleriker,  sich  berafend  auf  die  rBmischen  Kaiser 
ludnig,  „bonorum  suornm  mobilinm,  qnod  optarerit,  aut  pro  reme- 
Tel  alio  quoTis  respectn  tlibaere,    et  teitamentum  facere  sub  testi- 

dnorum  oonfratrun  snomm."  Sent.  a.  1170  (ib.  141.)  spricht  den 
Recht  auf  die  dos  der  Kirohe  und  die  Sachen  der  OeistUohen  im 

de  ab.  Die  Sent.  o.  1172  (ib.  142)  spricht  den  Mainzer  Qeist- 
nobilia  sna  qne  infra  emnnitatem  habuerint,  eoclesiis  seu  personia 

inter  vItos  seu  in  ultima  Toluntate  donandi  liberam  habeant  facnl' 

IT.  coronatio  aquisgran.  a.  1198  (ib.  908  sq.).  Er  sagt  im  Briefe 
,et  quod  consuetadinem  illam  detestabilem,  qua  episcopomni,  abba- 
le  hao  Tita  inigrantium  bona  tempore  mortis  relieta  qnidam  nostri 
tenus  occnpabant,  omnino  in  posterum  dimittemus,  et  de  beneficientik 
18  coolesifiaticis  in  perpetnum  relasamus."  Dasselbe  Terspreohon 
r.  „aut  etiara  eccleeiarum  vacantium"  wiederholt  er  in  der 
Coronatio  Rom.  a.  1209  (ib.  217.).  Friedrich  11.  in  der  promissio 
ib.  224.)  leistete  dasselbe  Versprechen,  entsagte  in  der  renanciatio 
,  1218  (ib.  226.1  sowohl  dem  Spolienrechte  als  dem  Rechte  einzuziehen 

u.  Abteien  u.  bestimmt,  daas  „redditus  et  proTentos  per  totius  primi 

redditus  hujusmodi  in  aolveoda  debita  decedentiom  prelatorum  et 
unm    usus   per  manus  legitime  suocedentium   libcre  convertantnT." 

a.  1219  (ib.  231.),  Confoed.  cum  prineip.  ecel.  o.  1.  Rudolph  I.  a. 
tu)  conSrm.  priyil.  Rom.  eool.  (ib.  394  sqq.)  erneuerte  diese  Ter- 
gdestoweniger  hSrte  es  nicht  auf,  so  dass  man  gerathen  fand,  sich 
oh  besondere  Privil^ien  Terspreohen  in  lassen.  1200  für  den  Eri- 
[deburg  von  Otto  IT.  (nota  14.),  die  Aebtissin  Ton  Qaedlinbnrg 
Reg.  n.  3130.),  den  BUohof  von  Hildeeheim  1220  (das.  n.  3331.),  die 
üandersheim    (das.  n.  3584.)    von  Friedrich    IL  beziehentlich  K. 

e  regaliboB  a.  1108.    Otto  Frising.  de  gesHs  Fried.  I.  Lib.  n. 
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sporteln,^^  femer  die  Taxen  bei  der  Emetieruiig  von  Lehen  und  der 
Ausstellung  kaiserlicher  Gnadenbriefe,  erblose  Güter  n.  dgL 


Drittes  Capitel. 

Die  Gebiete  des  Reiches;  ihre  Verfassung  und  Regierung. 

A.  Die  landeBherrlichen  Territorien. 

§.  76. 

1.  Der  Landesherr.* 

I.  Die  Hoheit  über  das  Territorium  ruhte  auf  dem  der  Familie  als 
Allod  oder  Lehen  zustehenden  Besitze,  auf  dem  Amte  des  Bischofs, 
Abts  u.  s.  w.,  verbunden  mit  dem  vom  Reiche  direct  empfangenen  Ge- 
richts-Grafen-Bann, zu  welchem  bei  den  Herren  mit  fürstlichen  Rechten 
das  Herzogthum  kam. 

U.  Bei  den  geistlichen  Territorien  war  mit  dem  Amte  von 
selbst  auch  die  Landeshoheit  erworben;  denn  diese  haftete  so  sehr  an 
dem  Amte ,  dass  sie  vom  Inhaber  ^zu  dessen  Schaden  selbst  durch  Yer- 
brechen  nicht  verwirkt,  sondern  nur  der  Person  für  ihre  Lebenszeit  ab- 
genommen werden  konnte.^  Diese  geistlichen  Gebiete  trugen  den 
doppelten  Gharaktor  eines  Reichslehens  imd  der  Ausstattung  des  Bis- 
thums  u.  s.  w.;  ersterer  waltete  aber  so  sehr  im  früheren  Mittelalter  vor, 
dass  für  Dispositionen  über  sie  keineswegs  die  Eirchengesetze,  sondern 
Gesetz  und  Herkommen  des  Reichs  als  maassgebend  erachtet  und  an- 
gewendet wurde.^   Wegen  der  Einheit  des  geistlichen  Amtes  war  für  die 


0.  13.    Baderioas   de  reb.  gestis  Frid.  L  lib.  11.   c.  5.,  über   die  von  Bolganis, 
Hartinns,  Jacobos  und  Hogo  dem  Könige  angesprochenen  Rechte. 

*>  Vgl.  über  die  Grösse  der  Sportein  die  Const.  Auximana  Frid.  L  a.  1177 
(Leg.  n.  162.},  über  die  erblosen  Sachen  dieselbe  nnd  Sent.  Alberti  I.  a.  1299  (ib. 
472.)  bezüglich  der  Lehen,  desgl.  die  Sent.  (ib.  473}  über  erblosen  Lehen  Ton  Kirchen. 
Heinrich  TU.  gab.  (Böhmer  Beg.  n.  8663.)  1227  dem  Dentschorden  die  Taxfrei- 
heit bei  allen  kaiserlichen  und  königlichen  Gnadenbriefen. 

*  §§.  69  ff.  H.  Branner  Das  gerichtliche  Exemtionsrecht  der  Babenberger, 
Wien  1864. 

^  Tgl.  §.  74  nota  1  am  Ende. 

•  Vgl.  die  Angaben  im  §.  68  Note  12. 
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Untheilbarkeit  des  Territoriume  von  selbst  gesorgt;  die  Gesetze  festigt«^ 
diese  aoch  mehr.^  Zu  jeder  "Veräussenmg  von  Kirchengut,  das  die 
Eigenscliaft  von  Reichsgut  trug,  war  deshalb  der  kaiserliche  und  der 
Beichsstände  Consens  erforderlich,  zu  dem  aber  auch  Kraft  der  Reichs- 

\ —  „nnr^^ii  bei  Bisthftmern    als  Abteien  Consens  der  Kapitel  be- 

invente  und  der  Landstände  hinzutreten  muaste.* 
Lehen  war  aUmälig  insofern  erblich  goirorden,  als  es  auf 
m  ^Nachkommen  überging.^  Hiermit  var  jedoch  die  Erb- 
r  Fürstenthümer  noch  nicht  eingetreten,  obvohl  man 
Lebensform  übertrug.^  N^och  im  13.  Jahrhundert  wurde  die 
urch  ausdrückliche  Privilegien  gegeben.^  Es  waltete  nun 
weltlichen  Territorien,  so  lange  die  Anschauung 
,    das    selbst   mit  dem    erblichen    Besitze  verbundene 


.  Beut.  deboni8inenaaeepisoopalisnoaBlieiiandiBa.IlS3 
l),  Sent   de  bonis  ecal.  uon  sliea.     Henr.  Tl   de  decimig  uon 

(ib.  186.)  1191  (ib  194.  •  „dictsta  eat  eententia,  quod  ualltu  epis- 
batum  imperio  pertinentium  possit  vel  debeat  uliijuid  de  bonis  ad 
d  aliud  Huam  offioium  pertineuHbas  infeodars  Tel  alienare;  qnod  n 
piscoporum  eeu  abbatum  faoero  oonligerit,  lalis  infeodatia  scu  alie- 
Dre  epiecopo  potest    et   debet    de   ratione    in    irritum   reTOcari.    De 

est  Judicium."  Frid.  IL  leut.  de  alienat,  bonor.  eccles. 
tionum)  B.  1219  Cib.  233.),  Beut.  a.  12äO  (ib.  365.),  Sent.  a.  1258 

ta  10,  §.  77.  Mein  Kirch  eure  cht  Syst.  §.113.  Heiur.  reg.  aent. 
tiarum  a.  1223.  (Leg.  n.  252.),  Sent,  de  officiia  et  posaeg- 
lea.  Wilh.  a.  1250  lib.  365.',  Sent,  a.  1255  (ib.  87a)  „regponaum 
a  presentta  sententialitcr  judicatum,  quod  (abbaa  princepa  territorii) 
3  alienare  aut  diatrahere  Beu  donare  poteat  aliqua  feuda  Tel  boD» 
uon  requisito  consenau  noatro  et  aui  capitu1i.et  obtento."  Sent. 
dationeni  episooporum,  oapituIiairrequistitiB  RndolphiL 
!.). 

reiat  Rir  daa  Ende  den  13.  Jahrhunderts  die  Auffassung  der  Rochts- 
iQ  SatE  als  einen  hergebrachten  haben.  Vgl.  Auctor  TetQB  de 
r.  „Pater  heriditat  in  Slium  poasessionem  aicnt  et  bene&ciont,  propter 
flliaa  at  demandari  bona  pntris  sibi  faciat  filiua"  of.  g.  25.  S&clis. 
.  g.  3.  und  Schwab.  Lehnr.  art.  42  a. 
imeyer  Syat.  dea  Lehnr.  Vn.  $.  62. 

lie  Wittelsbacher  bezüglich  Baierns  vom  15.  Not.  1208  (abgedr. 
id  Brflrterungen  zur  bayer.  u.  deutsoh.  Geseh,  Bd.  V.  6.  9  ff.).  Ea 
grossea  Privileg,  daea  für  Ooetcrreich  1156  die  Erbfolge  und  aelbat 
nverirandtschaft  gegeben  ward.  Tgl.  über  dessen  Bedentung 
andeshobeit  Oeaterr.  S.  40  ff. 
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Amt  werde  gegeben  vom  Könige,  gehöre  dem  Reiche,  der  Grundsatz 
dor  Untheübarkeit  gleichfalls  vor  und  wurde  in  den  Entscheidungen  des 
Beichs  wiederholt  ausgesprochen.^  Je  mehr  aber  der  Amtscharakter 
yerschwand  und  man  auch  das  Amt  als  Reichsie hen  auffasste,  bildete 
sich  im  18.  Jahrhundert  dessen  Erblichkeit  aus.  Diese  Untheübarkeit 
brachte  von  selbst  mit  sich,  dass  der  älteste  Sohn  des  Erwerbers  succe- 
dirte  und  so  jedesmal  der  älteste  Sohn.  Von  diesem  strengen  Principe 
der  blossen  Erbfolge  der  männlichen  Descendenten  des  jedesmaligen  Be- 
sitzers gab  es  aber  bald  Ausnahmen  durch  Privilegien,  welche  die  Col- 
lateralenerbfolge,  ja  auch  die  Eigenschaft  eines  Weiberlebens  und  damit 
die  Succession  aller  Verwandten,  die  Yom  Erwerber  abstammten,  zu- 
liessen.^  Dagegen  galt  es,  solange  die  verschiedenen  von  manchen 
Fürsten  besessenen  Grafschaften  u.  s.  w.  sich  nicht  zu  einem  einheitlichen 
Lande  abgeschlossen  hatten,  für  keine  Theilung,  dass  die  einzelnen  Graf- 
schaften, jede  für  sich  ungetheüt,  unter  die  mehreren  Erben  yertheüt 
wurden;  dies  kommt  bis  ins  15.  Jahrhundert  hinein  vor.^^  Allmälig  hörte 
die  üntheilbarkeit  bei  jenen  Territorien  auf,  deren  Inhaber  keine  directe 
Yerleihung  vom  Reiche  beständig  an  das  Lehensband  mit  diesem  er- 
innerte.   Aber  auch  in  den  Fürstenthümem  führte  die  volle  ErbUchkeit 


8  Frid.  I.  const.  de  jure  feodor.  a.  1158  (Leg.  11.  113.),  Bad.  I.  seilt, 
de  comitiitibus  non  dividendis  (ib.  442.).  Scbwsp.  o.  132.  L.  101.  W. 
^Han  enmao  mit  rebte  debein  fürsten  ampt  zwein  mannen  geltben.  Gescbibot  ez 
aber,  Ire  deveder  mao  dft  von  ein  fürste  gobeizen  nob  gestn.  also  enmao  man  weder 
marcgrAvescbaft  nocb  pbalenzgr&fscbaft  nocb  gr&yeschaft.  nnde  swer  st  teilet,  86 
b&nt  8i  iren  namen  verloren.^  Bsp.  III.  53.  §.  8.  III.  64.  §.  5.  wider  die  Tbeilung 
der  Grafscbaft.  Vgl.  §.  68  n.  1.  u.  §.  69.  n.  7.  §.  75.  n.  4.  Scbnlze  Erstgeburt 
ß.  96  flf.    Ftcker  RF.  8.  247  flf. 

9  Das  langob.  Lobnr.  II.  Feud.  11.  u  I.  Feud.  8.  24.  kennt  sobon  fiberbaupt 
mit  dem  Willen  des  Lobnsberrn  die  reine  Oognatenauccession.  Dadurcb  trat  die 
Höglicbkeit  ein,  den  deutschrecbtl.  Satz  aufzugeben.  Ein  solcbes  Privileg  ist  das 
5sterr.  von  1156  seinem  Wortlaute  nacb.  Vgl.  Bercbtbold  a.  a  O.  8.  45  ff., 
der  nocb  andere  Beispiele  anfübrt  und  mit  Recbt  berYorhebt,  die  Gesammt-  und 
Eventualbelebnungen  seien  nur  eine  Form  gewesen,  um  den  Einfluss  des 
Kaisers  auf  die  Besetzung  der  Fürstentbümer  scbeinbar  zu  retten,  wäbrend  in 
Wirklicbkeit  die  Grunds&tze  des  langob.  Lebnreebts  eindrangen,  wie  er  aus  mebre- 
ren  Beispielen  dartbut,  und  der  mit  Becbt  die  Belebnung  des  priril.  minus  als  erstes 
Beispiel  einer  Gesammtbelehnung  anfübrt.  F  ick  er  Reiobsfarstenland  I.  8. 
252  weist  solobe  nach  für  Brandenburg,  Kftrntben. 

^0  Desbalb  erscheinen  auf  den  Beicbstag^n  mehrere  Fürsten  desselben  Hauses. 
§.  72.  nota  19.  Hieraus  haben  sich  die  verschiedenen  Linien  einzelner  H&user  mit 
denselben  Fürstentiteln  gebildet     Fioker  R.F.  L  S.  289  ff. 
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'enehwindeii  des  Amtscharsktera  zq  glächem  Ziele.  Th«huigeii 
)dener  Gestalt  kamen  deslialb  im  14.  Jahrhand^  vor.  Dies 
>  Iracbter,  als  mit  den  Aufhören  des  Amtscharakten  der  Qrond- 
der  äUeste  Sohn  saccedire,  von  selbst  Teradiirand,  die  Naeh- 
nach  den  Ctmndsätzen  fSr  das  Allod  richteteJ*  Die  goldene 
1356"  setzte  znerst  für  die  Enrlande  Üntheilbarkeit  mtd  8nc- 
oh  der  Primogenitur  fest  als  natürliche  Folge  der  nach  don 
r  Era^ebnrt  zu  rererbenden  untheÜbareii  Euretimme.  Diesem 
folgend  wurde  zur  Behebung  der  mancherlei  aus  den  mög- 
ttietstheQungen  herrorgebenden  Nachtbeile  im  Laufe  des  14. 
öhrhnnderts  in  vielen  fürstlichen  und  gräflichen  Häoaem  die 
i  Erbfolge  nach  der  Frimogeniturordnnng  haasgeaetzlich  fest- 
Dabei  aber  ging  man,  seit  die  Tolle  Landeshoheit  das  ganze 
ind  des  Fürsten  vereinte  Gebiet  als  einheitUches  Territorium 
liesB,  ftllniftHg  einen  Schritt  vreiter,  indem  nicht  nur  für  das 
,  sondern  fär  dies  imd  die  damit  verbundenen  Länder  jene 
)  Folge  bestimmt  wurde.  Damit  vrar  der  AnÜEmg  gemacht  zu 
rvorteeten  des  öffentlich  rechtlichen  Charakters  der  Territorial- 

Vie  dos  Herzogthum  der  Kaiser,  so  musste  der  Fürst  nach 
idten  ßeichsrechte  die  ledige  Grafschaft  von  Neuem  austhun.'^ 
reiche  Streben,  die  Gebiete  abzuscbliesseu,  besonders  die  Lehen 
an  sich  zu  ziehen,  liess  diesen  Grundsatz  ftllipflUg  so  in  Yer- 
gerathen,  dass  viele  Grafschaften  in  die  Hände  der  Landesherren 

er  neue  Landesherr  trat  dem  Reiche  gegenüber  durch  die 
lerung,*^    seinem  Ltuide  gegenüber  durch   feierliche    Besitz* 

ilnnKen  in  Bftiern  1256,  Brandenbnrg  135S,  Braunaoliveig  1267, 
272,  A.n halt  ISSe,    Heissen  1260,  Hesseo  1296.    Fioker  B.  F. 

XXT.  §.  2,  8,  4.    g.  6.  gebietet  ITnterhitlt  der  OeBchwistei'  mit  Ans- 
ir  Theilnng   iee  FürBtenthams    „et  pertineDoinntm   ejng".    Das 
am  majaa  fltr  Oeiterreicfa  hat  diese  Erbfolge  bereits  aufgenommen. 
n  S-  68.  rV-  und  Note  10. 

n  S-  72.  n.  Wie  sehr  dies  Oesterteloh  mit  Hfllfe  des  prix.  maius 
i  Berchtold  S.  ISS  ft  Eul  IT.  maohte  auch  die  aeit  1183  reioha- 
I  Markgrafaohafl  Hlhren  im  J.  ISGO  bei  Belelinimg  aeinea  Sohnes  Jo- 

BShmen   lehnapBiohtig.     Fioker    R.F.    8.  106  fg.   216  ff.    3U  K 
1  S.  104.    Üebei  Tioppan  siehe  Ficker  BJ.  S.  1!S. 

Baterr.  priv.  maioa  §.  2  fordert  die  Belehnnng  im  Lande,    Die««  m 


I 
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ergreifang^^  in  die  Begienmg  ein.  Er  musste  aus  echter  Ehe  stammen, 
körperlich  und  geistig  zur  Herrschaft  befähigt  sein.^^  Waren  die  erb- 
fihige  Verwandtschaft  und  etwaige  Mitbelehnte  ausgestorben,  so  fiel  das 
Land  als  erledigtes  Reichslehen  in  die  freie  Besetzung  des  Kaisers  zu- 
rück, der  selbiges  während  dieser  ganzen  Zeit  nach  Belieben  an  Reichs- 
unmittelbare  oder  auch  Reichsministerialen  austhun  konnte.^^ 

YL  Die  Rechte  der  Landesherren  waren  die  Grafengewalt 
und  das  Herzogthum  mit  ihren  Befugnissen.  Die  Fürsten,  welche 
beides  besassen,  hatten  als  Ausfluss  des  Grafenamtes  die  Gerichtsbarkeit, 
das  Recht  Placita  abzuhalten,  die  Borge  für  den  Frieden  (Polizei),  das 
Recht  Anordnungen  hierüber  zu  treffen,  als  Rechte  des  Herzogthums 
dazu  den  Heerbann^  das  Recht  Hoftage  zu  halten  u.  s.  w.  Mit  diesen 
Rechten  verband  sich  allmälig  der  Genuss  der  Regalien  (§.  79.).  Sie 
erscheinen  somit  als  die  Herren  und  Schirmer  des  Landes,  domini,  prin- 
dpes  territorü^* 


starke  Becht  des  Herzogs  hat  selbst  Badolph  lY.  nicht  praktisch  zu  prätendiren 
gewagt.  Berchtold  8.  115  ff.  —  Herrn,  y.  Sicherer  üeber  die  Gesammt- 
belehnung  in  deutsch.  Fürstenthümern.    München  1865. 

16  Empfang  der  hui  de  Seitens  der  Stftnde,  wobei  der  Fürst  auf  dem  Fürsten- 
(Herzogs-)  Stuhle  sass  in  festlichem  Gewände  u.  dgl.    Siehe  einzelne  Formen,  be- 
sonders aus  K&rnthen,  bei  Grimm  BJl.  S.  252  ff. 
1^  Bulla  aurea  cap.  XXY.    Unten  §.  84. 

18  Der  Herzog  von  Oesterreich  hatte  für  diesen  Fall  das  Becht  der  freien 
Terfügung.  Die  Ausnahme  für  Böhmen  in  Bulla  aurea  cap.  YIU.  §.  5.  ist  schon 
berührt. 

»  Den  Inbegriff  dieser  Beohte  lässt  die  Urk.  IL  Ludwigs  rem  J.  1388. 17.  Aug., 
womit  er  den  Grafen  Gottfried  lY.  von  Arnsberg  belehnte,  deutlich  erkennen 
(Seibertz  TJrkundenbuch  11.  S.  302.  num.  666).  „Nos  Ludovicus  d.  g.  Born.  Imp. 
8.  A.  teuere  presentium  profitemur  —  quod  yeniens  ad  nostre  majestatis  presentiam 
speotabilis  Godofridus  Comes  de  Arnsberg  fidelis  noster  dilectus  —  supplicavit  ut 
sibi  feo da  infra  scripta  ex  successione  paterna  eidem  pertinentia  videlicet 
AdYocatiam  in  Susato,  tres  Gogravias  que  vulgo  Goggericht  dicuntur  unam 
Bcilicet  in  HuYele,  alteram  in  Wicke,  tertiam  in  Galle,  omnes  Cometias  que 
Frigrafschaft  vulgariter  nuncupantur,  monetam  suam,  ducatum  infra  termi- 
nos  dominii  sui,  silyam  suam  que  dicitur  Lurewalt  et  in  eadem  silva  f  eres  tum 
▼ulgariter  dictum  Wildforst,  pedagium  yel  Theloneum  in  Neyheim,  nee  non 
jus  primam  pugnam  habendi  quando  Begem  yel  Imperatorem  Bomanum  yel 
snmmum  duoem  Westfalie  infra  terminos  Ben!  et  wysere  pugnare  yel  bellare 
oontinget  que  yolgo  dicitur  forstreit,  conferre  et  ipsum  de  hiis  inyestire  gratiosius 
dignaremur.  Nos  itaque  —  feo  da  suprascripta  a  nobis  et  sacro  Bom.  imp.  descen- 
dentia  prefato  Godfrido  Gomiti  de  Arnsberg  prout  et  quantum  per  progenitores  suos 
et  ipsum  hactenus  —  habita   sunt  et  possessa  conferimus  et  cum  —  titulo  feodali 

▼.  Schulte,  Reiche-  nnd  Rochtegesch.    3.  Aufl.  jq 
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Yn.  Ihr  Yerhältniss  zu  den  Ginwohnero  äea  Terri- 
toritims  war  lange  Zeit  bindurch  ein  sehr  verschiedenes.  Die  grosse 
Mehrzahl  derselben  war  theils  in  Folge  der  Angehörigkeit  an  den  AHo- 
dialbedtz  des  Herrn,  theils  zufolge  des  Abnehmens  der  alten  Freiheit 
{R  RA\  ^^tai]g  als  Hörige  der  an  die Landesheiren  gekommenen  Keichs- 
ch  auch  durch  Belehnung,  in  einem  directen  persönlichen 
tsverhältuisse  zum  Herrn;  sie  standen  als  Hörige,  Ministeri- 
m  unter  dem  jus  curiae  und  der  (privaten)  Herrngerichts- 
ese  sind  in  Wahrheit  schon  im  firühen  Mittelalter  Unter- 
^ne  zweite  Klasse  bildeten  die  Freien,  welche  dem  Herrn 
iber  der  Ctrafenrechte  unterstanden,  ihren  Gerichtsstand  im 
)  hatten  (§.  85.).  Auch  sie  sind  seit  der  Ausbildung  der 
t  Unterthanen.  Die  erste  Klasse  umfasst  der  spätere  Aas- 
ersaseen,  die  zweite  der  Landsassen.''^  Ob  der  Einzelne 
It,  welche  dem  Herrn  gehörte,  oder  auf  einer  Burg,  m  einem 
Hofe  wohnte,  machte  keinen  Unterschied.  Wohl  aber  trat 
dadurch  ein,  dass  viele  ursprünglich  der  ersten  Klasse  an- 
rsonen,  ferner  Ministerialen  und  Vasallen  gegen  den  Ausgang 
)nders  aber  im  14.  Jahrhundert  durch  das  persönliche  Band 
eine  höhere  Stellung  erlangten  und  dass  in  Folge  dessen 
alb  der  Territorien  alle  anderen  als  minder  frei  erschienen 
[cwisses  Abhängigkeitsverhältnisa  von  jenem  niederen  Adel 
ass  sich  aus  ihnen  ein  eigener  Stand  bildete  {§.  87.  §.  107.), 
^er  die  höher  GesteUten  gewisse  Rechte  an  die  Begierung 
,  77.).  Darin  aber  war  des  Herrn  Macht  über  alle  diese 
tich,  dass  sie  seinem  Blntbann  (jus  vitae  ac  necis)  unter- 
dritte  Klasse  von  Unterthanen,  oder  als  Gegensatz  gegen 
ehenden  eine  zweite,  bUdeten  jene  Personen,  welche  die 
om  Reiche,  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  zu 
n,  Besitzer  eines  Herrnhofea  (dynastae),  kurz  selbst  Landes- 
1,  aber  nicht  die  vollen  fürstlichen  Rechte  erlangt  hatten 
I  desgleichen  die  Reichsministerialen,  welche  auf  den  Reichs- 

'estimus."     Seht  belebrend  ist  das  Privil.  majua  fflr  Ooeterreich,  neil 

sa>  Inhalt   damals  geltendoa  Recht   fOr   dieses  Land   war.     Dass  das 

len  Bamt  des  Kaisers  aufhob,  noch  dessen  Recht,  Exemtionen  zu  ge- 

runner  Eiemtionsr,  gezeigt. 

e  Succeasion  überhaupt  Schulze  Das  Recht  der  Erstgeburt  in  den 

itenthUmern,  Leipz.  1851. 

inger  1.  e.  I.  XXII.  (T.  II   p.  950  sqq.) 
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gutem  wohnten.  Diese  ^^  standen  bezüglich  des  Heerbannes  und  der 
Lehnherrlichkeit,  sowie  der  Pflicht,  ihre  Hoftage  zu  besuchen,  unter  den 
Fürsten.  Von  diesen  Personen  haben  nur  die  meisten  in  Franken, 
Schwaben  und  am  Rheine  ihre  Reichsunmittelbarkeit  behauptet  und  auch 
der  aus  dem  Fürstenthume  herrührende  Verband  fiel  fort,  seitdem  dieses 
selbst  seinen  alten  Charakter  geändert  hatte.  Nördlich  vom  Thüringer 
Walde  sind  sie  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  ^^  allmälig  unter  die  wirk- 
liche Landeshoheit  gekommen,  wenngleich  sie  Grafenrechte  beibehielten. 
Diese  Entwicklung  hatte  in  den  Kurlanden  bereits  zur  Zeit  der  goldenen 
Bulle  ihren  Abschluss  gefunden,^^  und  trat  auch  in  den  meisten  anderen 


*^  Auch  diese  Klasse  Yon  Personen  wird  einzeln,  und  offenbar  ganz  mit  Recht, 
mit  dem  Namen  Landsassen  bezeichnet.  —  In  diesem  Verhältnisse  standen  rolle 
Landesherrn.  So  z.  B.  die  Grafen  Yon  Arnsberg  gegenüber  den  Erzbisohdfen  Ton 
Köln  als  Herzögen  von  Westphalen.  S.  Dipl.  a.  1340  (Seibertz  III.  p.  484.  n. 
1117.),  vorin  Erzbischof  "Walram  bekundet,  dass  Graf  Gottfried  von  Arnsberg  seine 
yilla,  die  in  pnro  et  libero  allodio  suo  „infra  ducatum  quidem  nostrum  Westphalie^ 
liege,  ihm  übertragen  und  als  Lehen  zurückgenommen  habe,  und  erlaubt  ihm  da- 
selbst ein  Schlosfi  zu  bauen  und  das  Dorf  als  Stadt  zu  befestigen.  Nr.  1095  (im 
J.  1275)  erklärt  die  Stadt  Paderborn,  die  dem  Bischöfe  yon  Paderborn  gehörte, 
„quod  Yen.  dno  Archiep.  Colon,  decem  annis  nunc  instantibus,  quibus  nos  et  nostra 
in  suam  protectionem  recepit  et  tutelam  et  quia  in  suoducatu  consistimus** 
gegen  jeden  zwischen  Ruhr  und  Weser  ausser  den  Kirchen  zu  Paderborn  und  Köln 
beistehen  wolle.  Im  J.  1291  (das.  n.  438)  wird  Erzbischof  Siegfried  yon  Bischof 
Otto  von  Paderborn  und  Graf  Ludwig  yon  Arnsberg  und  Anderen  ersucht  »quod 
nobis  .  .  .,  cum  officii  yestri  debitum  id  ezigat  ratione  ducatus  vestri  .  .  .  yestram 
sententiam  et  jus  dare  et  dooere  dignemini  super  eo,  alioquin,  hujusmodi  jus  et 
sententiam  a  Serenissimo  Romanorum  rege  nos  requirere  oportebit.^  Einen  noch 
deutlicheren  Beleg,  dass  der  Herzog  über  die  yollen  Landesherren  noch  am  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  eine  gewisse  Hoheit  hatte,  gibt  das.  num.  327.  yon  1263,  worin 
Erzbischof  Engelbert  IL  dem  Grafen  Gottfried  IIT.  von  Arnsberg  erlaubt,  das  Dorf 
Neheim  als  Stadi  zu  befestigen  gegen  die  Yerpflichtung  zum  Beistande  gegen 
feindliche  Angriffe.  —  Für  die  spätere  Zeit  siehe  Chr.  Henr.  Drewerus  De  jure 
territorii  subordinati  dissert  II.  Lips.  1727.  4. 

22  Z.  B.  die  Häuser  8chonburg  und  Stolberg. 

*^  Cap.  XI.  §.  1.  f^Statuimus  ut  nulli  Comites,  Barones,  Nobiles,  Feudales,  Ya- 
salli,  Castrenses,  Milites,  Clientes,  Oiyes,  Burgenses,  nulle  quoque  persone,  Coloniensi, 
Moguntinensi  et  Treyerensi  Ecclesiis  subjecti  yel  subjecte,  cujuscunque  status, 
conditionis  yel  dignitatis  existant  .  .  .^  Oben  §.  69.  IV.  Für  Oesterreich  lag 
diese  Entwicklung  schon  im  priyileg.  yon  1156  im  Keime  beschlossen,  aber  yöllig 
unyerhüllt  tritt  sie  im  maius  auf.  Berchtold  S.  179  ff.,  für  Brandenburg  im 
Charakter  der  Markgrafschaft,  und  ergibt  sich  auch  aus  den  Sätzen  des  Sachsen- 
spiegels IL  12.  §.  4.  6.  in.  64.  S-  V  HL  65.  §.  1.;  für  Böhmen  bestätigt  sie 
Bulla  aurea  cap.  YIII.  als  altes  Herkommen. 

16* 


OeBob.  d.  Terfua.  U.  u.  HL  Per.  m.  Eap.  §.  77. 

1  bis  zum  Anagange  des  15.  Jahrhtmderts  dahin  ein,  daes 
er  wirklichen  Obergewalt  alle  Einwohner  des  TerritoriuniB 
irhältiiiase  zum  Fürsten  standen,  die  UnterBcbiede  zwischen 
n  nur  darin  lagen,  dass  eine  geringere  Anzahl  selbst  ge- 
irrlicbe  ßechte  von  verschiedenem  Umfange  übte,  nnd 
iren,  die  Uebrigen  hingegen  lediglich  als  TJnterthuien  ei^ 


§.  77. 
9.   Die  LagdiUnde,*  Lendt»««. 

!r  Beschaffenheit  der  Landesherrüchkeit ,  welche  dem  In- 
bestimmten  herkömmlichen  Rechte  gegenüber  den  einzelnen 
em  verlieh,  sowie  ans  dem  noch  lange  Zeit  fortlebenden 
lasB  der  Herr  aus  kaiserlicher  Uebertragung  die  Grafen- 
erklärlich,  dass  in  den  Territorien  nur  sehr  allmälig  die 
3er  Kegierung  verlassen  wurden.  Dies  zeigte  sich  zunä«hst 
IS  fortdanemden  drei  grossen  jährlichen  (§.  47.  V.)  Ver- 
die  noch  geraume  Zeit  von  den  Herren  gehalten  wurden, 
imenden  Bedeutung  des  Lehnswesens  und  der  stets  ab- 
meinen Freiheit  hörte  der  Einäuss  der  Gemeinfreien  auf 
ier  politischen  Dinge  mehr  und  mehr  auf,  während  die 
Kinisterialen  das  Hauptgewicht  erlangten.  Dies  war  der 
alb  jene  Versammlungen  zu  blossen  Gerichtstagen 
solche  wurden  sie  auch  von  Beichswegen  den  Herren  bei 
i'  und  haben  sich  in  manchen  Territorien,  jedoch  in  der 


iger  Gescliichte  der  deutsch.  TolksTertretan^.  I.  Theil  Oesoh.  der 
Inde,  2  Bde.  Hannorer  1844.  C.  Hegel  aesch.  der  mecklen- 
Blande  bis  lum  Jahr  1556  cet.  Rostock.  Michelsen  in  der  Zeit- 
Bd.  L  Adolf  Wohlwill  Die  AnfSnge  der  landatSndiBohen  Ter- 
.  Lüttich,  Leipi.  1867. 

eg.  Conat.  gener.  o.  1234  (Leg.  n.  801.] :  .Et  ut  in  jadicsndo 
n  Omnibus  preferamus,  oooe  in  manus  principum  promisimuB,  qnod 
e,  ubioumquo  in  imperio  fnerimus,  qaatuor  diehua  ad  minua  perso- 
indioio  publice  preesidere.  Quod  etiam  a  quolibet  judice  fiari  toIh- 
usad  hoc  aeoandam  proTinciarum  oonauctudinem  con- 

si  princcpB  facers  neglexerit,  et  de  hoc  conTJcttu  fuerit,  ut  ezigit 
DO  regia  centnin  tibraa  auri  in  pondere  Karoli  peraolvet  ComaB 
lobilis  Judicium  habens,  ai  non  judicaverit  secundum  proTincianun 
omino  regi  .  .  .  centum  mtircas  Etrgenti  compoDeL' 
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späteren  Zeit  nicht  mehr  für  das  ganze,  sondern  als  Versammlungen  der 
kleineren  Kreise  (Gografschaften,  Centen  u.  s.  w.)  bis  in  die  spätesten 
Zeiten  erhalten.  Die  Geschäfte,  welche  man  auf  diesem  Land  ding, 
Landtag,  placitum  provinciale,  Yomahm,  waren:  Entscheidung 
der  Rechtsstreitigkeiten  und  Yomahme  (Beurkimdung)  von  Rechtsge« 
Schäften.^  Neben  diesen  Gerichtsversammlungen  unter  den  Fürsten  oder 
deren  judices  provinciales,3  Landmarschällen  wurden  in  den 
kleineren  Distrikten  der  mit  dem  Gericht  belehnten  Grafen,  Vögte  der 
Abteien  und  Klöster  gleichfalls  jährliche  Gerichtsversammlungen  abge- 
balten.4 

n.  Die  Stellung  der  Landesherren  zu  den  verschiedenen  Klassen 
von  Eingesessenen  einerseits,  die  Anschauung  des  Mittelalters,  jede  Ge- 
walt sei  eine  übertragene,  jedes  herkömmliche  Recht  ein  wohl  erworbenes, 
nicht  ohne  den  Willen  des  Berechtigten  zu  kränkendes,  endhch  die  per- 
sönliche Regierung  der  Herren  und  die  OeffentUchkeit  bei  allen  Arten 
rechtlicher  Akte  brachten  von  selbst  mit  sich,  dass  die  Landesherren 
kein  Geschäft  von  irgend  welcher  "Wichtigkeit  vornahmen,  ohne  die 
Männer  ihres  Vertrauens  zu  berathen  imd  deren  Billigung  zu  besitzen. 
Gerade  darin  zeigt  sich  aber  die  alhnälige  Entwicklung  am  Besten,  dass 
wie  beim  Könige  (§.  43.  72.)  auch  in  den  Territorien  analog  nur  Vasallen 
und  Ministerialen,  aus  denen  die  Landesherren  ihre  Stellvertreter  nahmen, 
zugezogen  wurden.  Ln  Einzelnen  waren  nach  der  besonderen  Entwick- 
lung manche  Verschiedenheiten.  Li  den  geistlichen  Fürstenthümern  war 
vor  Allem  das  Kapitel  (bei  den  Abteien  der  Convent)  hierzu  berufen;  in 
allen  Fürstenthümern  traten  in  den  Vordergrund  die  allenfalls  zu  dem- 
selben gehörigen  Grafen  und  freien  Herren  (Dynasten);  einzeln  kommt, 
jedoch  nur  in  Angelegenheiten  rein  privatrechtlicher  Natur,  auch  die 
Zustimmung  der  eigenen  Leute  u.  s.  w.  vor.  So  wurden  Veränderungen 
im  Besitzstande  der  Landesherren  (Schenkungen  von  Gütern)  oder  ein- 


>  Unger  I.  178  ff.,  Walter  R.G.  §.  264.  In  den  meisten  Urkunden  über 
Streitigkeiten  und  Üebertragungen  u.  8.  w.  (ygl.  die  Kote  5.)  wird  nur  die  Zustimmung 
zu  dem  Akte  bez.  Bekundung  erwfthnt;  diese  ist  aber  nach  den  damaligen  Yerhftlt- 
nissen  nur  mflndlich,  also  auf  solchen  Gerichtstagen  gegeben. 

»  Ueber  die  in  Thüringen  (Hessen)  s.  Carl  Phil.  Kopp  ausführl.  Nachricht 
von  der  älteren  und  neueren  Yerfassung  der  Geistl.  und  Giril-Gerichten  in  den  fürst- 
lich Hessen-Casselischen  Landen.  2  Bde.  Oassel  1769.  4.  I.  §.  200  ff.  (S.  273  ff.) 

*  Es  waren  aber  nicht  immer  drei.  So  bestimmt  E:-zbischof  Anno  d.  H.  von 
Cdln  in  der  Stiftungsurknnde  der  Abtei  Grafschaft  im  Herzögthimi  Westfalen  von 
1072  (Seibertz  n.  dO.,  I.  33.)  „advocatus  placitum  bis  tantum  in  anno  habeat.*' 
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zelner  Institute  (z.  B.  von  Kirchen,  Klöstern),  Verplandungen  oder  Ver- 
käufe Ton  landeaberrlicben  Rechten  (z.  B.  der  Grafschaft,  Hünze  u.  dgl.) 
u.  B.  w.  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  mit  Beirath  des  Landes 
Torgenommeu.* 

II.  Dieses  Herkommen  wurde  nicht  blos  von  Rechtswegen  anerkannt, 

sondern  schon  früh  ist  gesetzlich  bestinunt,  dass  zu  allen  wichtigen  Akten 

ifaerren  den  Consens  ihrer  Stände  einholen  sollten,  so  nament- 

ipositionen  mit  den  Gütern  des  Landes,  zur  ErlasBiing  ^ge- 


licb  erhellen  diese  VerhSltniase    fDr  Westfalen   ans    Beiberti   ür- 
Dipl.  o.  1166.    Erzb.  Reinald  gibt  einen  Wald  bei  Soest  hin  .coosnl- 

0  prioribus  inbeneficiatia  et  tniniBteriBÜbiu  ecclesiae  Colon.,  ex  eommoDi 
ciuB  SasateiuiB  familiae  conBilio'  n.  66. ;  Verkauf  eines  Waldes  als  Zini' 
ex  deliberatione  et  conülio  priornm  Coloniensium,  inbeneficiatomm, 
,IiuDi  noatrorum ,  ex  consilio  qnoque  totius  familiae  SoaBtenBis."  Die 
;  Probst  und  Dekan  des  Domstiftes ,  Vertreter  der  Kapitel  in  Xanten 
1er  Abt  von  Siegburg,  mebrere  OrafeD ,  Ädrocati,  Ritter,  ein  Scnltetns, 

stiftet  and  bewidmet  Brzbisohof  Philipp  I.  von  E51n  das  Kloster  Bre- 
istinotu  quornndam  fideltnm,  et  totius  oleri  nostri, . . .  nostrorumqne 
a  oonsilio,  ipuusque  oastellaui  (der  vorher  mit  dem  Orte  belehnt 
'eduin  suornm  consensu."  Zeugen  ausser  dem  Bischöfe  von  Paderboro 
i  Oeietlichen  der  Graf  von  imsberg,  Ravensburg,  Froithisbreht ,  die 
a  Lippe,  Rndenberg,  von  der  Harlc  u.  a.,  advocati,  Leute  aus  Köln  und 
llicus,  n.  60.;  1181  aoheukt  der  Graf  von  Arnsberg  einem  Kloster  ,Do- 
im  cum  omnibna  fllüs  et  filiabus"  und  sag^t:  „Kam  civili  jure  consensn 
inim  suomm  et  judiciali  sententia  tarn  liberomm  qnam  ministerialium 
firmatum  est."  n.  82. ;  n.  250.  v.  1247  (Verkauf  eier  Fruchtrente,  die 
redelar  einer  Kirche  zu  zahlen  hatte,  durch  den  Abt  von  Corvei  aUna- 
u  et  votuntate  [abbas  et  oonventua]  ministerialium  quo  nostrorum  consilio"), 
kauf  der  Togtei  aber  Soest  an  die  Stadt  1278  durch  den  Grafen  von 
isner  dem  Consens  seines  Vaters ,  seiner  Gattin  und  Kinder,    „de  oon- 

1  ao  ministerialium  nostroriim.'  Zengen :  4  Ritter  (milites),  ein  vir  no- 
tariuB,  dapifer  noster,  CamerariuB,  vier  namentlich  aufgeführte  et  alii 
no^itti  ministeriales  et  fidelea,  der  judex  Susatiensts,  zwei  magistri  con- 
ma  consilium  Oppidi  et  alii  quamplnres  universitates.  Datum  et  actum 
ionaulum  in  Susato.),  n.  385.  a.  1279  (Graf  Ludwig  von  Arnsberg 
ie  üebertragting  von  Gütern  an  ein  Kloster  mit  dem  Consensus  aller 
L  „aooedeote  etiam  nobiÜum  fldelium  nostrorum,  vasaallorum,  ministoria- 
ellanorum  consensu"),  n.  Ö02.  (Erzb.  Wigbold  verpfändet  a.  1808  der 

das  Schulten-Amt  und  den  Scfalagschatz  von  der  Hünze  für  die  ihm 
lOOO  Hark  Pfenninge  „de  oonBi)io  pcelatomm  nobilium  et  fideliiun  nostro- 
13.  a.  1856;  n.  793.  a.  1368.  Gottfried  IV.  verkauft  dieganza 
ft  Arnsberg  an  die  KSlnisobe  Kirche  .commaoi  fidelium  et 
LmnostrorumOomitatuBnostripredictloomninnicato  oonsilio." 
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meiner  Anordnungen  n.  dgl.  m.,  auch  sind  Yorkonunendenfalls  durch 
Urtheile  des  Reiches  Akte,  welche  dem  Eeiohsrechte  oder  guten  Her- 
kommen zuwider  waren,  Temichtet,  Yeräusserungen  ohne  Zustimmung 
der  Stände  rückgängig  gemacht,  landesherrliche  Mandate  entkräftet 
worden.® 

in.  Zur  Berathung  und  Ordnung  der  Landesangelegenheiten  be- 
dienten sich  die  Fürsten  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes 
der  Hof  tage,  auf  denen  die  Grossen  des  Herzogthums  oder  Fürsten- 
thums  nebst  den  Tasallen  und  Ministerialen  desselben  erschienen,  oder 
auch  der  Landtage."^ 

lY.  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  gestalteten  sich  die  Verhältnisse 
der  Stände  bestinunter.  Die  Abschliessung  des  Standes  der  Ritter  und 
Ministerialen  brachte  deren  geschlossenes  Auftreten  mit  sich;  die  Städte 
waren  in  der  Lage,  durch  ihren  Reichthum,  ihre  Macht  und  Freiheiten 
ihr  Interesse  zu  wahren  und  wurden  zu  dem  Ende  zur  Vereinigung  ge- 
drängt. Die  Prälaten  hatten  von  jeher  eine  selbstständige  Stellung. 
Veranlassung  zu  gemeinsamem  Auftreten  boten  der  Regierungsantritt, 
indem  man  sich  bei  der  Huldigung  die  alten  Rechte  bestätigen  Uess,  die 
Versuche  einzelner  Herren,  gegen  das  Herkommen  Rechte  auszuüben, 
z.  B.  Veräusserungen  und  Verpfandungen  vorzunehmen,  der  schlechte 
Rechtszustand,  der  die  mächtigeren  Einwohner  zu  Bündnissen  und  Ver- 
einigungen trieb,  endlich  die  öfteren  Geldverlegenheiten  der  Herren  imd 
deren  Anträge  zur  Bewilligung  von  Darlehen,  Steuern  u.  s,  w.®  Waren 


«  Seni.  Frid.  11.  a.  1^1.  Landf.  K  Rudolphs  y.  1287.  Heinr.  re^. 
seni.  a.  1222  de  non  disirahendis  hofmarohiis  episoopatuum  Leg.  ü. 
248.)  „sententia  datafuit:  Quod  nalli  episooporum  lioeat  aliquatenua  redditus  hujus- 
modi  distrabere  sive  alienaro  per  infeodationes  taliter  (nemlioh  „preier  oonsilium 
ei  assensam  ohori  eui  atque  ministerialium  eomm^)  quoquam  modo;  sei  si  forsitan 
per  aliquem  hoo  factum  faerit,  talis  distractio  seu  infeodatio  firmitatem  aliquam  non 
habet.«  Oben  §.  72.  V.  —  B.  A.  y.  1356  cap.  Xm.  —  Den  Versuch  die  landes- 
herrliche Maohtvollkommenheit  zu  begründen,  macht  das  Osterr.  priyil  malus  §§.  8. 
14  für  Gesetzgebung  und  Besteuerung.  lieber  die  wirkliche  Praxis  Berchtold 
8.  197  ff. 

«  Bsp.  m.  61.  1.  Schwsp.  c.  104  L.  86  W.  o.  113  W,  (läö  L.),  139  L. 
118  W.    c.  368  L.  292  W. 

^  Heinr.  reg.  sent.  contra  oommunitates  Yassallorum  a.  1224. 
(Leg.  n.  264).  bestimmt  auf  Anfrage  des  Libaldua  de  Bafrimont  „quod  vasalli  et 
oeteri  homines  sine  consensu  dioti  Lebaldi  et  etiam  absque  nostra  et  imperii  Tolnn- 
tate  nullas  communitates ,  constitutiones ,  oonyentiones  et  novitates  poterant  at- 
temptare.** 
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auch  durch  Reichsgeeetze  alle  derartigen  Yereine  Terboten,  so  degte 

doch  die  Macht  der  günatigen  Yerhältnisee.^    Yerlaagte  ein  liandeaherr 

"ihnliche  Leishmgen,   ao   gab  man   sie  nur  gegen   urkimdliche 

gen  der  alten  Freiheiten,*"  Anerkennung  des  ständischen  Selbst- 

im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  Zusage  u.  dgl.  m.    So  traten 

1  16.  Jahrhundert  Prälaten,  Ritter  und  Stfidte  in  den  meisten** 

als  Status  terrae  auf,  deren  Zustimmung  zu  allen  wich- 

gelegenheiten  erforderlich  war.     Zur  Berathnng  derselben  be- 

die   Landtage,   auf  denen    der  Fürst   seine   Propositionen 

lie  von  den  Ständen  gebilligten  und  sonstigen  landesherrlichen 

irden  bei  Verabschiedung  derselben  aia  Gesetze,  Landtags- 

e ,  kundgemacht.  Pie  Rechte  der  Stände  waren  durchgehende 

g    zur  Erhebung  neuer   Abgaben,    Verlusserung  oder  Ver- 

ron  Staatsgut,  Berathung  der  Gesetze,  Aenderungen  der  Erb- 

irung  der   Yormundschaft    über  den  minderjährigen   Landes- 

w.     Uebrigens  waren  bald   nur   die  drei   genannten  Stände, 

Ldel  und  Städte ,  einzefai  auch  die  freien  Landbewohner  ver- 

irch  diese  Stellung  kamen  Prälaten,   Ritterschaft  und  Städte 


in  den  Territorien  sohlosBen  sohon  im  18.  Jahr,  die  Stfidte  Bflndnieae ; 
klen  ISeiberti  ürkundenbnob  d.  277.  29S.).     1335   (n.  610.)    schloeeen 

und  Städte,  1336  (n.  616.)    diese   und   der  Harsohall   einen  gemeinen 

der  1344  (n.  691.)  erneuert  wurde  Ihier  fflhrte  man  eine  atändigc 
on  60  Mann:  17  der  Haraohall  von  Westfalen,  Soest  10,  Brilon  4,  Werl, 

Batben  je  8,  Warstein  2,  Eallenhardt  und  Beleke  je  1 ,  Hedebaob, 
Schmallenberg  und  WinterberK  zusammen  6;  vier  „Biedermfinner", 
tnd  zwei  Bürg'er,  zur  Änaführnng  und  Tertheilang  der  Hiliz).  Andere 
iBse  von  1370,  1386,  1386,  1451,  14fi3  n.  818.  870.  872.  873.  968.  659. 
verbanden  eioh  Kitterachaft  and  Städte  (n.  9)1.)  zu  wechselseitigem 
bi  (n.  969.)  ZOT  ordentliolieu  Handhabung  der  Rechtspflege;  1463 
loBsen  Erzbiscbof,  Domkapitel  and  Landstfinde  eine  Erb-Land-Tereioi- 
1   Widerstände    gegen    die   TJebergriffe   des   Ercbisohofs 

1474  (a.  977.)  das  rbeinisehe  Eristift  mit  der  Landschaft  Westfalens. 
,)  schlössen  Ritterschaft  und  Stfidte  Westfalens  mit  mehreren  Fremden 
lg  der  Fehden  nnd  Erhaltung  gemeinen  Landfriedens  ein  BQndniss. 
1.)  vereinigten  sich   mehre  Stfidte,  nm  dem  zn  hohen  Geldkurse  zu 

.  Lercbenfeld  die  altbayerisohen  landstfindisohen  Freih^tsbriefe 
.  Roekinger),  HOnohen  1853.  Der  filteste  ist  von  1811.  Die  Bin- 
filt  eine  gnte  kurze  TTebersiolit  der  landstfindisohen  EntwieUnng  bis 

;e  hatten  nie  Btfinde,  c.  B.  die  badisohe  Harkgrafschaft. 
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aUenthalben  in  den  noch  festeren  Besitz  des  Rechts  der  Gerichtsbarkeit, 
Polizei  u.  8.  w.*2 

Y.  Diese  Stände  bildeten  in  Consequenz  der  ständischen  Gliederung 
der  Gesellschaft  den  politisch  allein  berechtigten  Factor  im  Lande,  wurden 
daher  auch  geradezu  das  Land,  die  Landschaft  genannt.  War  auch 
die  Bildung  keine  rein  privatrechtUche  gewesen,  so  war  doch  das  Recht 
des  Einzelnen  zunächst  Folge  eines  Privatrechtes :  Amt,  Grundbesitz, 
Privileg.  Nur  bei  den  Städten,  welche  jedoch  in  den  meisten  Territorien 
zurücktraten,  konnte  man  ein  öffentliches  finden.  Dieser  Charakter  gab 
ihnen  einerseits  principiell  nur  ein  unbedingtes  Recht  zum  Mitwirken, 
wo  und  soweit  des  Einzelnen  und  der  Stände  Rechte  in 
Betracht  kamen.  Hieraus  erklärt  sich  das  öftere  selbstständige  Er- 
lassen von  Gesetzen  des  Landesherren  u.  s.  w.  Auf  der  anderen  Seite 
lag  nahe,  den  privaten  Gesichtspimkt  zu  sehr  hervorzukehren.  Finden 
vnr  nun  auch  überall,  dass  die  Stände  bald  zur  Ueberzeugung  kommen, 
nicht  nur,  dass  sie  nicht  zu  geben  brauchen,  wenn  sie  nicht  wollen,  son- 
dern auch,  dass  sie  geben  müssen  im  Literesse  des  Landes,  kommt  es 
daher  auch  nach  und  nach  am  Ende  des  Mittelalters  oder  doch  im 
16.  Jahrhundert  zu  ständigen  Geldbewilligungen,  so  haben  sich  doch 
nirgends  die  Stände  zu  dem  Gedanken  emporgeschwungen,  einzusehen, 
dass  in  dem  Momente,  wo  sie  allein  aus  Eigenem  nicht  mehr  das  Nöthige 
leisten  konnten,  sie  auch  kein  Recht  mehr  hatten,  sich  als  das  Yolk 
anzusehen.  Mit  dem  veränderten  Heereswesen  imd  dem  modernen 
Steuersystem  waren  die  alten  Stände  aus  ihrer  Alleinberechtigung  heraus- 
gefallen. Dass  sie  das  nicht  einsahen,  machte  den  Absolutismus  der 
Fürsten  ebenso  möglich,  wie  es  zum  modernen  Constitutionalismus  ge- 
führt hat. 

§.  78. 

8.   Die  Begieriug,  Administration. 

I.  Li  den  Territorien  vollzog  sich  ein  analoger  Prozess,  als  im 
Reiche,  wo  aus  den  Beamten  Landesherren  und  durch  diese  die  könig. 
liehen  Beamten  überflüssig  geworden  waren.  Gerichtsbarkeit,  Polizei, 
Heerbami,  Abgabenpflichtigkeit  war  zum  privaten  Rechte  oder  zur  pri- 
vatrechtlichen Verpflichtung  geworden.    Ln  ersteren  Falle  war  die  Aus- 


i>  So  erliessen  die  Stände  mit  Zastinunung  des  Herrn  anoli  Gesetze;  1423 
(Seibortz  n.  921.)  die  westfälischen  eine  „gemeine  Gesinde-  nnd  Tagelohns- 
Ordnong/' 
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Übung  des  Rechts  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  mit  dem  Grund- 
besitze verknüpft  worden.  Dem  Herrn  unterstand  damit  von  selbst  der 
Unterthan  auch  hinsichtlich  der  öfFentlichen  Leistungen.  Zu  einer  landes- 
herrlichen Verwaltung  gab  es  mithin  nur  insoweit  Veranlassung,  als  der 
Landesherr  selbst  auf  seinen  Gütern  Unterthanen  hatte.  Dieser  Fall 
aber  unterschied  sich  in  Nichts  von  allen  anderen.  Die  Naturalwirth- 
schaff;  der  Zeit  brachte  daher  von  selbst  mit  sich,  dass  der  Verwalter 
des  Guts  alle  jene  Rechte  ausübte,  welche  gegenüber  den  Unterthanen 
auszuüben  waren.  Somit  bestand  volle  Autonomie  für  die  Stände, 
deren  Streben,  ganz  conform  dem  der  Reichsstände  im  Verhältniss  zum 
Kaiser,  unablässig  auf  völlige  Ausschliessung  des  landesherrlichen  Ein- 
flusses auf  ihre  Güter  und  Unterthanen  gerichtet  war.  Nur  in  den 
Städten  musste  nothwendig  eine  Verwaltung  sein,  welche  bald  nur  aus 
und  von  den  Bürgern  gewählte  Organe,  bald  auch  Beamte  besorgten« 
Einen  Stoss  erhielt  dies  System  zuerst  durch  das  Eindringen  des  fremden 
Rechts.  Dieses  machte  gelernte  Richter  im  Gegensatze  der  aus  dem 
Volke  nöthig.  Hierzu  konnte  man  kaum  die  Oekonomen  gebrauchen. 
Femer  wirkte  da^  geänderte  Heerwesen  und  mit  ihm  ein  ganz  neues 
Finanzwesen.  So  traten  Beamte  seit  dem  14.  Jahrh.  auf,  zunächst  nur 
des  Landesherrn  für  seine  Unterthanen  wie  der  Stände  für  die  übrigen, 
bis  die  neuere  Zeit  die  Staatsverwaltung  an  die  Stelle  der  privaten  Guts- 
verwaltung auf  allen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  setzte. 

n.  Analog  den  Erz-  und  Erbämtern  des  Reiches  bestanden  in  den 
fürstlichen  und  überhaupt  landesherrlichen  Territorien  zunächst  die  vier 
Hofämter  des  Dapifer,  Pincerna,  Camerarius  und  Marscal- 
cus,^  welche  mit  Ministerialen  besetzt,  regelmässig  nach  dem  Rechte 


^  Frid.  n.  Beut,  de  offioiis  episcopatnum  a.  1219  (Leg.  n.234.):  „per 
sententiam  difinitum  est,  quod  mortuo  uno  episoepo  et  alio  substitato  omnia  officia 
vacant, exceptis  qaataorprincipalibuSjdapiferividelioetetpincernae, 
maresohalii  et  camerarii.^^  Frid.  n.  sent.  de  offioiis  principum  a.  1223 
(ib.  6Ö0.):  —  „princeps  domnus  Conradus  Hildensemensis  episcopus,  sententiam  im- 
perialis  curiae  nostrae  sibi  postulavit  edici  super  eo,  si  officiatus  aliquis  prin- 
oipis  oujiisoumque,  dapifer  soilicet,  marscalcus,  camerarius  vel  pincerna,  posset 
prinoipi  domino  sno  ratione  sui  officii  quemquam  ponere  subminist rum,  rel  ali- 
quid de  rebus  ejus  mobilibus  rel  immobilibus  preter  assensum  ejusdem  prindpis  et 
ejus  beneplacitum  voluntatis  ordinäre.  Super  quo  sententiam  hanc  imperialis  curia 
nostra  promulgavit,  quod  nisi  de  assensu  principis  fuerit  et  ejus  libera  Toluntate, 
nuUus  talium  officiatomm  subofficiatum  quemquam  talem  domino  suo  dare  po- 
test,  nee  aliquid  de  rebus  principis  disponere  preter  ejus  beneplacitum  voluntatis.** 
SentWilh.  a.  1250  (Leg.  n.  p.  366.):   „postulavit  (der  princeps  D.  PataviensiB 


r- 
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rurdeB.  Zur  Diengtleistung  waren  jenen  snb- 
ciati  BUB  MiniBterialen  oder  eigenen  Leuten 
:  häufig  auch  erblich  und  mit  Lehen  versehen 
T  das  Amt  der  Castcllani  in  den  SchlÖBeern 
[ich  Ministerialen  mit  Scbloss  ond  Gütern  ztun 
)  Gappellanus  ala  HofgeiBtUchen ,  dea  No- 
ing,  der  V  i  1  li  c i  auf  den  Haupt-Ober-HSfeu  u.  a. 
I  wurden  die  verschiedenen  Leistungen  in  natura 
I  Hof  abzuführen  waren,  beaufsichtigt  und  deren 
baitusg  geleitet.^ 

des  Landes  stand  unter  dem  Landmarschall, 
en  Landfrieden,  die  Landtage  u.  b.  w.  zu  sorgen 
i  sonstigen  Beamten  zu  fuhren  hatte. 
Stiftern  das  Amt  der  Advocati  für  die  Yer- 
mdhabung  der  Rechtspflege  über  die  Leute  des 
ber  die  Verwaltung  des  Vermögens.  Während 
ssig  nach  Belieben  besetzte,  war  die  Yogtei 
eu  oder  kam  in  erblichen  Besitz,  wodurch  viele 
en  nnd  grossen  GrundbeBitzem  wurden.  Neben 
llmälig  noch  andere  (Landdrosten,  Land- 
iohter  u.  dgl.)  auf. 

luptämtem  gab  es  für  die  Gerichtsbarkeit  über 
)ung  der  Einkünfte,  die  Polizei  u.  s.  w.  Beamte, 
,  Schulzen,  Schulten  (z.  B.  in  WeBtfoleQ, 
schlechthin  Officiales,  Centgrafen,  Ami- 
^illici  u.  s.  f.  heisseu;  in  den  Städten  war  die 


ezceptJB  quatuor  principalibuB  ofäcijü  de  jure  vacarent 
inetitueoda,  dummodo  per  hominss  ecclesie  Bue  eadem 
[ue  per  aententiam  prinoipam  et  mAgnatam  a^judiotum 
obaitum,  niBi  foraan  es  antiquo  jure  liereditario  homineB 
ggent."  Vgl.  Heinr.  reg.  eeot.  de  jure  abbnti«- 
ir.  reg.  senL    a.  1230  (ib.  278.):  „  .  .  lato  fuit  een- 

mulier  in  alle  quatuor  officiatorum  principaliuio,  seil, 
ii,   marachalci,    ratione  hereditatie   mccedere    possit.'* 

33S.  o.  831.)  Rud.  I.  bestätigte  1281  die  Bententia 
incipalibus  ecoletiae  SalisburgenBie  patrem  filinj  major 
in  Leg.  U.  422.     Exped.  Rom.  (g.  74  n.  l.). 
Bae  geben  g.  B.  für  Westfalen  Anakunft  die  Urk.  Ton 
ts  num.  88.  47.  189.  209.  796. 


Goaeh.  d.  VörtMa.  IL  u.  ItL  Per.  IH.  Kap.  g.  79. 

lg  eine  eigene  (§.  81.);  ebenso  föhrteu  die  Ritter  and  Uisiate- 
f  ihren  Burgen  und  Schlässern  eine  eigene  Verwaltung  unter 
des  Uarachalla. 

He  Landesherren  hatten  bei  dieser  Art  der  Verwaltung  wenige 
are  Rechte.  Ihr  Streben  ist  daher  seit  dem  13.  Jahrhundert, 
:htigen  Erkenntniss,   dasB   ein  Weitergreifen   der  Theilung  der 

im  Lande  ebenso  zu  ihrer  Ohnmacht  führen  müsse,  als  sie  im 
e  des  Kaisers  bewirkt  hatte,  darauf  gerichtet,  nach  Höglichkeit 
mung   an  die  Stelle   der  Belehnung   zu   setzen,  weil   mit  jener 

Zeitanschauung  der  landesfürstUche  Wille  in  jedem  Momente 
[at  revoziren  konnte,  mit  dieser  aber  ein  festes  Privatrecht  ein- 
shalb fing  man  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  an,  bei  Hofe 
igsbehörden  zu  organisireu ,  an  deren  Spitze  em  oder  mehrere 
Consiliarii,  für  die  verschiedenen  Geschäftszweige  standen, 
}  die  Beamten  zu  berichten  hatten.  Diese  bereiteten  ihrerseits 
:  zur  fürstlichen  Entscheidung  Tor.     Hierzu  nahm  man  vielfach 

der  Rechte.  FQr  die  Angelegenheiten  des  ganzen  Iiandes  hatten 
e  auf  den  Landtagen  oder  durch  eigene  ständige  Abgeordnete 
itendes  Recht  der  Mitwirkung. 

§.  79. 

4.   Krlegi-  und  FlD>ii>weReii.> 

ir  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in  dem  Territorium,  Verfolgung 
lern,  zur  Führung  der  Fehden,  in  welche  der  IJandesherr  ver- 
iirde,  sowie  zur  Leistung  der  Reichskn^pflicht  entboten  die 
rren  ihre  Vasallen,  welche  eine  Burg,  ein  sonstiges  Gut  zu 
ugen,  ihre  Ministerialen,   die  Leute,  welche  unter  dem 


illenbelege  $.  74.  Sent.  dejaremaniendaramoivitfttnmHeiiir. 
II.  (Leg.  II.  2S3.)  niuo*^  quilibet  epiacopos  et  princepa  imperii  oiTJtateni 
it  et  poBsit,  ad  opus  et  obsequinm  imperii  et  ipaias,  in  feseatis  muria  et 
manire.''  Hnd.  l.  aeot.  de  oonatructi one  munitionnm  (ib.  ^S 
„qnod  nullua  bemo  qualiacanqae  ooudieiotiis  fnerit,  in  alionjoa  oomitia 
Bstnim  Tel  mnnitioaem  aliom  qnalemoanque  erigere  aire  oonatrnere  de- 
priua  ipsioa  comitia  super  eo  reqoiaito  beneplaoito  et  obtento."  Cnria 
rg.  Adolplii  reg.  a.  1204.  o.  3.  (ib.  461.).  —  Die  im  §.  77  angefahrten 
Dber  die  westfBliachen  Landfrieden.  Bsp.  m.  66.  2.  „Hau  ne  niut  ok 
bnvreo,  noah  etat  vestenen  nüt  planken  noeh  mit  müren,  nooh  beroh  noch 
li  tOrne  binaen  dorpe,  ane  dea  landes  riobtereK  orlot" 
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Castellan,  Burgvogt  u.  b.  w.  als  Burgmänner  in  den  nicht  zu  Lehen  Ter- 
liehenen  Burgen  sassen,  die  Städte,  endlich  nach  Bedürfhiss,  namentlich 
bei  Angriffen  gegen  das  Land  als  Landwehr,  die  Landbewohner.  Art 
und  Umfang  der  Leistung  waren  durch  den  Lehnsvertrag,  das  Hofrecht 
(§.  61.),  üebereinkommen ,  Landesstatut  oder  Gewohnheit  geregelt. 
Einzeln  hatte  man  schon  früh  sowohl  Ritter  als  Knappen  im  stehenden 
Solde.  Im  14.  Jahrhundert  fing  man  an,  in  einzelnen  Territorien  zur 
Aufrechthaltung  des  Landfriedens  eine  stehende  MUiz  zu  halten,  wozu 
die  yerschiedenen  Eriegspflichtigen  ein  Contingent  stellten,  das  aus 
fremden  Söldnern  oder  Landesbewohnem  genommen  wurde,  die  sich 
freiwillig  gegen  Entschädigimg  anboten. 

n.  Die  Kosten  für  Bewaffnung  und  Unterhalt  hatte  entweder  der 
Mann  in  Folge  des  besonderen  Vertrages  auf  bestimmte  Zeit,  oder  der 
Herr  zu  tragen,  soweit  die  vom  Lande,  den  Städten,  Klöstern  für  diesen 
Zweck  zu  entrichtenden  Abgaben,  Naturallieferungen  und  sonstige 
Leistungen  der  Landleute  nicht  ausreichten.' 

in.  Während  dieser  ganzen  Zeit  musste  der  Landesherr  nicht  blos 
alle  Kosten  seiner  Haushaltung,  sondern  auch  der  Yerwaltung  des  Landes 
decken,  dafür  ist  das  Einkonmien  aller  Art  aus  dem  Lande  Einkommen 
des  Landesherm,  dies  und  Einkommen  des  Landes  ist  identisch.^  Quellen 
des  Einkommens  bildeten:  1)  die  Güter  aller  Art  (Grundstücke,  Wiesen, 
Wälder,  Häuser  u.  s.  w.),  deren  Erträgnisse,  soweit  der  Unterhalt  der 
Beamten  und  Hofieute  nicht  darauf  angewiesen  und  keine  Belehnung 
erfolgt  war,  durch  den  Yillicus  an  den  Gamerarius  oder  Marschall  ab- 
geführt wurden.  Bedeutend  war  der  Ertrag  der  Mühlen,^  deren  An- 
legung als  landesherrliches  Yorrecht  galt  und  gegen  bestimmte  jährliche 
Abgaben  auch  Privaten  gestattet  wurde.  2)  Grundzinsen,  auf  Grund 
und  Boden  ruhende  Naturalabgaben:  Zehnten  vom  Getreide,  Liefe- 
rungen von  Thieren  (Hühner,  Gänse,  Kühe*  Eier  u.  s.  w.)  die  auf  den 


^  Aufschluss  geben  die  im  §.  61  angeführten  Dienstrechte. 

*  üeber  die  meisten  Punkte  gibt  Aufschluss  das  §.  78  n.  5  angeführte  Ter- 
zeichniss;  dazu  Seibertz  n.  370.  (I.  453.)  das  interessante  Yerzeichniss  über  den 
Bestand  des  Sohultonamtes  zu  Seest  von  1275—1332,  und  num.  484.  von  1293— ISiDO 
(I.  598  ff.)  über  den  Bestand  des  Marschall-Amtes  in  Westfalen,  n.  665.  das  (Hter- 
verzeichniss  des  Grafen  Gottfried  lY.  yon  Arnsberg  yon  1388  (11.  273  ff.). 

'  Ygl.  z.  B.  das  in  Note  3.  zuletzt  genannte  Yerzeichniss. 

*  Urk.  T.  1262  n.  322.  bei  Seibertz  „Nos  godefridus  comes  de  arensberg  .  .  . 
yillicum,  qui  pro  tempore  fuerit  in  curte  ipsius  ecclesie  in  Menberge  ab  omni  exac* 
tione  Taccarom,  que  in  totins  terre  nostre  terminis  fleri  solet  annaatim, 
immunem  reddidimus.*' 
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Terecfaiednartigsten  Rechtstiteln  beruhten:  Kolonat,  Erhleihe,  Schenkung 
"  '  'inung  mit  Vorbehalt  eines  Zinses,  Grundzinsen  von  Häusern 
dt  u.  8.  w.  3)  Qerichtszinsen,  Abgaben  der  Städte  u.  s.  v. 
iisrüstung  zur  Reichsdienstleistung ,  Eriegsschillinge ,  Natural- 
diesem Zwecke.  4)  Beden,  petitones,  collectae,  welche 
lartigen  Ursprung  haben.  5)  Einkünfte  aus  der  Advokatie. 
n  von  den  Thieren  und  "Waaren,  die  in  den  Städten,  nament- 
en  Märkten,  verkauft  wurden  (Accise),  7)  für  bestimmte 
atliche  Fälle :  Gefangenschaft  des  Herrn,  Ertheilung  des  Ritter- 
i  den  Sohn,  Verheirathung  der  Tochter  (Präulein-Prinzessinnen- 

iu  diesen  Einnahmen  gesellten  sich  die  Regalien''  (§.  75.), 
iB  vielfach  Städten  und  Ministerialen  zu  Lehen  gegeben  oder 
raren.    Ein    eigenthümliches  Einkommen   bildete    der    Con- 

ollte  der  Landesherr  ausser  den  ihm  durch  das  Herkonmien 
n  Leistungen  von  seinen  Unterthanen  eine  Steuer  erheben,  so 
b  von  der  Bewilligung  des  Landes.^  Solche  Steuerbewilligungen 


§.  75.  —  Im  österr.  priv.  maius  §.  17,  wird  Oesterreich  lugeaprochen,  was 
fürstenthum  hat,  im  g.  14.  das  Juden ecluitzrecht  und  §.  b.  obcndreiD 
Testrium  et  ferinarum  piscine  et  DemorB'  im  Herzogthum  als  von  der 
es  Herzogs  abhänftig  erklärt.  lieber  die  praktische  Uebung  dieser  Rechte 
nanzqnellen  des  Hprzoga:  Bp.rchtolda  a.  0.  S.  185-205.  Rudolph  IT. 
1363  bloa  von  der  Geist!  ichkeit  70,000  Pfund  "Wiener  Pfenninge, 
bei  Seibertz  n.  484.  „Item  jus  Ducis  Weatphalie  est  condiicluB  a  "Weaera 
nnm  sie  quod  quilibet  cumis  oaerafuB  III.  BolidoB,  camica  XVIII.  denarioe 
nulluB  inaedct,  Tendendus  de  quolibet  pedo  uniim  denarium  dabit  pro 
t  quandocunque  conductua  violatua  fuerit  Dux  soluct  ablata  niercatoribus 
>nem  enam  vel  aui  marsealci,  omnes  gogravü  Ducatus  sui  cum  communi- 
D  teoeutur  insequi  predoncs,  faciendo  eis  sequelam  quc  communiter  dicititr 
lanc  eandcm  acquelam  de  jure  facere  tenentur.  quando  Dux  vult  obstdere 
Hod  propter  predicta  do  eodcm  commiflaa,  Tel  caatrum  etiificare  pro  neoea- 
t  defensione  terrc.  Si  etiam  sliqula  vult  habere  cocductiim  ad  menscm 
TBS  vel  quatuor  vel  annum  aiit  plua ,  de  hoc  potest  convenire  cnm  mar- 
cm  qaicumquc  fuerit  deprohen9u9  cum  littera  alterius  conductua  in  illo 
1  tamquam  de  spoliatore  judicabitiir  quia  apoliavit  Ducem  conduclu  suo." 
Heiar,  reg.  in  favor.  principum.  „Item  conductum,"  Curia 
Burea  135G  cap.  I.  g.  1.  2. 
y.  1^36.  „ne  domini  vel  ciritates  aliquacnnque  de 
9  inatituant,  quae  vulgo  dicontur  UDgelt."     Laudfr. 
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gaben  den  Ständen  Yeranlassung,  sich  ihre  Rechte  und  Privilegien  nicht 
blos  bestätigen,  sondern  vermehren  zu  lassen;  sie  sind  in  vielen  Ländern 
der  Hauptgrund  für  die  Ausbildung  ständischen  Wesens,  namentlich  für 
die  Standflchaft  der  Städte,  geworden.^ 


B.  Die  Städte  * 

§.  80. 

1.    Ihre  Entwioklnng.«« 

I.  Die  Geschichte  beginnt  bei  den  alten  Römerstädten,  welche  be- 
reits in  den  ersten  vier  Jahrhunderten  als  Bischofssitze  Mittelpunkte  des 


8  Urk.  ▼.  1372  bei  Seibertz  n.  836,  worin  Erzb.  Friedrich  HL  ,,die  gemeyne 
Biddere  und  knechte  ind  onse  manne  ind  bnr ch manne  in  onsem  Marschalo- 
ampte  im  Lande  van  Westfalen  ind  in  onsem  lande  van  Arnsberg  ind  ampte  yan 
Waidenberge**  bittet,  ihm  zur  Bezahlung  des  Eaufgeldes  der  Grafschaft  Arnsberg 
eine  Beisteuer  zu  geben  und  reseryirt,  dass  sie  dies  nicht  schuldig  seien,  wofür  er 
dann  Soest  (n.  845.  v.  1376)  filr  die  geliehenen  2000  Goldgulden  Terspricht,  es 
solle  das  Marschallamt  von  Westfalen  und  Arnsberg  stets  vereinigt  bleiben. 

•  Oben  S§-  16-  41.  60.  Allgemeine  Literatur  Gaupp.  Ueber  deutsche 
Städtebegründung,  Städteverfass.  und  Weichbild,  Jena  1824.  Hüllmann  Städte- 
wesen des  Mittelalters,  4  Thle.  Bonn  1826.  0.  W.  von  Lancizolle  Grundzüge 
der  Geschichte  des  deutsch.  Städte wesens,  Berlin  1829.  Eichhorn  in  Zeitschrift 
für  gesch.  Reohtswiss.  (üeber  den  Ursprung  der  städtischen  Yerfassung  in  Deutsch- 
land.) Bd.  I.  S.  147  ff.,  IL  S.  165  ff  Andr.  Heusler  Der  Ursprung  der  deutsch. 
Stadtverfassung.  Weimar  1872.  Gierke  RG.  der  Genossenschaft  S.  249  ff.  Ar- 
nold Yerfassungsgesch.  der  deutsch.  Freistädte,  Hamburg.  Gotha  1854  und  dess. 
zur  Gesch.  des  Eigenthum»  in  den  deutsch.  Städten,  Basel  1861.  Für  die  spezielle 
Literatur  verweise  ich  auf  v.  Daniels  Bd.  2.  Gengier  Cod.  jur  munic.  Costa. 
Die  einzelnen  Städtegeschichten  ist  unthunlich  aufzuzählen.  Dazu  an  neueren 
Werken:  „Die  Chroniken  der  deutschen  Städte  v.  14.  bis  ins  16.  Jahrh.  Herausg. 
durch  die  histor.  Commision  bei  der  k.  ibayr. )  Akad.  d.  W ,  Leipz.  1862  ff.  Bis 
jetzt  10  Bde.  Erwähnung  mögen  noch  finden  die  folgenden  für  die  Rechtsgeschichte 
wichtigen  Schriften:  Vis  eher  Gssch.  d.  schwäbischen  Städtebundes  der  J.  1376 
bis  1389,  Göttingen  1861.  Bode  Gesch.  des  Bundes  der  Sachsenstädte,  Göttingen 
1861.  G.  L.  Eriegk  Deutsches  Bürgerthum  im  Mittelalter.  Nach  urkundlichen 
Forschungen  und  mit  bes.  Bez.  auf  Frankfurt  a.  M.  1868.  C.  H.  Freih.  Roth  v. 
Schreckenstein  Das  Patriciat  in  den  deutschen  Städten,  Tüb.  1857.  Die  Raths- 
verfassung V.  Erf.  im  Mittelalter,  v.  Mich  eisen,  Jena  1855.  E.  M.  Lambert 
Die  ältere  Gesch.  und  Verfassung  der  Stadt  Erfurt,  Halle  1868.  Ders.  Das  Hal- 
lische Patriciat,  Halle  1866.  Zur  Yergleichung  Raynouard,  Histoire  du  droit 
municipal  en  France  sous  la  domination  romaine   et  sons   les  trois  dynasties,    Par. 
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kirchlichen  Lebens  wurden,  als  Marktorte  den  Handelsverkehr  regelten,^ 
den  grösseren  Orten,  welche  bald  als  Bischofssitze,  bald  als  Stätten  von 


1829.  Walter  R.  Gt.  §§.  212—224.,  276,  289.  Der  Raum  gestattet  nicht,  mehr  als 
allgemeine  Ghnindzüge  zu  geben,  wegen  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  Ent- 
wicklung, wenngleich  gemeinsame  Grundlagen  vorhanden  sind,  ein  Bild  zu  liefern 
durch  Mittheilung  yon  Quellenstellen  aus  den  in  den  verschiedenen  Gruppen  her- 
vorragenden. Deshalb  beschränkte  ich  durchgohends  die  Mittheilung  auf  die  Reichs- 
gesetze. 

**  a.  Bischöfliche  Stftdte.  Frid.  11.  Sent.  de  consiliis  civitatnm 
episcopalium  a.  1218  (Leges  II.  229  sq.)  „princeps  noster  Theodoricus  ven.  Tre- 
virorum  archiep  .  .  a  nobis  requisitus  .  .  per  sententiam  indixit,  nos  neo  posse  nee 
debere  in  civitate  .  .  principis  Basileensis  dare  vel  instituere  consilium,  citra 
ejusdem  episcopi  assensnm  et  voluntatem,  atque  suorum  in  eodem  principatu  succes- 
sorum.  Facta  .  .  sccnndum  juris  ordinem  inquisitione  per  singulos  qui  aderant,  sen- 
tentia  episcopi  fuit  per  subsecutionem  proclamata  et  confirmata.**  Confoed.  cum 
princip.  eccl.  in  curia  Sibidati  a.  1231.  Heinr.  reg.  Curia  Herbipol  a. 
1226  (p.  267  8q.)>  Gassatio  confoederat.  Moguntiae  etc.  ib.:  „Statuimus,  ut 
ministeriales,  burgenses,  sive  quicunque  alii  homines  quovis  jure  pre- 
fato  archiepiscopo  attinentes,  cum  omni  integritate  reddantur  eidem,  et  null!  ex 
hominibus  ejus  ultra  in  predicto  opido  (nostro  opido  i.  e.  Reichsstadt  Oppinheim) 
coUigantur.**  Cassation  aller  Bündnisse  der  Städte  „in  prejudicium  ecclesie  Mogun- 
tinensis.'^  Edict.  contra  communia  civitatum  a.  1282  (p.  286  sq.)  Const 
gen.  Frid.  II.  a.  1234  (p.  301.).  Rud.  I.  declaratio  de  libertatibus  civi- 
tatum juri  imp.  et  praelator.  non  praejudicantibus  a.  1282  (p.  441). 

b.  Reichsstädte.  Sent.  Frid.  II.  de  immunitate  civitatum  imperii 
a.  1218  (p.  229.):  „Signiflcamus  vobis,  talem  in  presentia  nostra  per  principes  et 
magnates  imperii  latam  esse  sententiam :  quod  si  forte  alicui  per  cirothecam  nostram 
contulerimus  forum  annuale  vel  septimanale  in  quocnnque  loco,  quod  comes  aut  alius 
iudex  aliquis  illius  provincie  non  debeat  illic  habere  iurisdictionem  vel  aliquam  pote- 
statem  puniendi  maleficia.  Sed  si  forte  latro  vel  für  vel  alius  maleficus  fuerit  com- 
dempnatus,  comiti  sivi  iudici  provinciali  de  loco  illo  erit  presentandus  ad  sententie 
in  cum  late  executionem.''  Confoed.  cum  princip.  eccl.  a.  1220  §.3.  —  Rud.  I. 
Mandatum  de  immunitate  civitat  imp.  a.  1274  (p.  399.):  „Talentes  dilectos 
cives  nostros  Thuricenses,  ac  omnes  alias  civitates  nobis  et  imperio  adtinentes,  hac 
gratie  prerogativa  gaudere,  ut  nullus  extra  huiusmodi  civitates  super  quacunque  causa 
in  iudicium  evocetor,  sed  si  quis  contra  cives  dictorum  loconim  aliquid  habuerit 
actionis,  coram  iudice  civitatis  actione  proposita,  recipiat  quod  est  iustum:  singulis 
ac  universis  nostris  offlcialibus,  iudicibus  et  fidelibus  damus  presentibus  in  mandatis, 
ne  contra  presentis  nostri  decreti  tenorem  cives  predictos  extra  suam  civitatem  super 
quacunque  causa  audeant  evocare,  in  civitatibus  singulis  de  civibus  singulis  iustitiam 
recepturi." 

c.  Yerhältniss  zu  den  Landesherren.  Heinr.  Reg.  sent.  contra 
communiones  ci Vit  a.  1231  (p. 279.).  Heinr.  reg.  Statut,  in  favor.  princip. 
Sent.  de  jure  muniendar.  civit  a.  1231  (p.  283.):  „  .  .  coram  princibus  nobi- 
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Klöstern,  berühmte  Wallfahrtsorte,  Sitze  der  Taufldrchen,  Begräbniss- 
plätze  ^  u.  8.  w.  eine  stets  wachsende  Yolksmenge  angezogen;  dazu  kamen 


libuB  et  familiaribuB  curiae  nostrae  BubscriptU  talis  lata  sententia  fuit  et  ab  omnibufl 
approbata:  quod  quilibet  episcopuB  et  prineeps  imperii  civitatem  suam  debeat  et 
poBsit,  ad  opus  et  obsequiam  imperii  et  ipsius,  in  fossatis  muris  et  in  omnibns  munire. 
Inde  est,  qnod  authoritate  praesentium  dilecto  principi  nostro  yenerabili  Frisingensi 
episcopo  liberam  authoritatem  dedimus  aedificandi  civitatem  et  montem  Frisingensem 
ad  commodam  et  obseqnium  imperii  et  ecclesiae  ipsius.^  Curia  Yiennae,  const. 
pacisinAnstriaRud.  I.  a.  1276  (p.  410  sq.):  „Item  nuUus  recipiat  et  teneat 
bomines  proprios  alicuius  Tel  alio  insto  titalo  alteri  attinentes,  contra  domini  rolun- 
tatem:  salvis  iuribus,  libertatibus  et  privilegiis  ciYitatiim,  municipiorum ,  seu  aliamm 
communitatom,  eis  competentibus,  ex  imperial!  mnnificentia,  et  terranim  principibus, 
et  approbata  consuetudine  ex  antiquo."  Rud.  L  Sent.  de  jure  communitatum 
a.  1291  (p.  467.):  , Judice  nostre  curie  sedente  pro  tribunaU,  fuit  per  sententiam  in- 
quisitum:  si  aliquis  dominus  terre  habeat  ex  antiqua  consuetudine,  quod  possit  locare 
et  exponere  communitatem  in  terra  sua,  utrum  boc  aliquis  sibi  possit  probibere  P  Ad 
quam  inquisitionem  responsum  sententialiter  extitit  sub  hac  forma,  quod  si  ab  antiqua 
consuetudine  et  prescriptione  illud  extitit  obserratum,  ita  debet  perpetuo  observari. 
Item  inquisitum  fuit  per  sententiam:  si  bomines  alicuius  Tille,  communitatem  adiacen- 
tem  Tille,  in  qua  morantur,  sibi  attrabere  possent,  sine  oonsensu  domini  terre  P  Ad 
quam  inquisitionem  sententialiter  extitit  iudicatum,  quod  non«  Item  inquisitum  fuit: 
si  aliqui  occupaTcrint  communitatem  aliquam  sine  licentia  domini  terre,  utrum  domi- 
nus terre  buxusmodi  terram  occupatam  posset  redigere  in  communitatem,  et  quam 
penam  tales  occupatores  inciderint?  Ad  quam  inquisitionem  extitit  sententialiter 
responsum,  quod  dominus  terre  bujusmodl  terram  occupatam  potest  redigere  ad  com- 
munitatem, et  pena  occupantium,  cum  sit  arbitraria,  consuetudini  terre  relinquitur 
imponenda/'  Alberti  reg.  Mandat  de  castro  in  dispendium  pacis  ex- 
structo  a.  1302  (p.  479  sq.):  „Ad  noticiam  serenitatis  nostre  insinuacione  querelosa 
perTenit,  quod  Tiri  nobiles,  Alb.  et  Frid.  comltes  de  Werningherode ,  in  generalis 
iurate  pacis  dispendium  quoddam  castrum  prope  ciTitatem  nostram  Goslariensem ,  in 
fundo  alieno  de  noTO  erexerunt  et  fundarunt,  quod  cum  eidem  ciTitati  Goslariensi, 
ac  TÜs  regiis,  prout  intelleximus,  impedimenta  possit  et  inconmioda  generare,  slnceri- 
tati  Testre  duximus  committendum,  quatinus  circa  dictum  castrum,  quicquid  tranquillitati 
terre  et  bono  communi  expedire  Tideritis,  faciatis ;  caTentes  ne  occasione  castri  eius- 
dem  oriatur  turbacio  patrie  sIyc  pacis/^  Adolf!  reg.  curia  Nuremberg.  a.  1294 
(p.  461.) :  „4.  Quarte  fuit  quesitum  pro  ipso  comite,  si  alicuius  domini  familia  in  op- 
pido,  cuius  dominium  spectat  ad  ipsum,  male  tractatur  Terbis  Tel  factis,  utrum  dominus 
loci,  Tel  scabin!  ipsius,  debeant  factum  buiusmodi  iudicare.  Et  obtentum  fuit  com- 
muni sententia,  quod  potius  spectat  ad  dominum  Judicium  buiusmodi,  quam  ad  scabinos 
predictos;  nisi  forsan  ips!  ciTes  per  Ubertatem,  concessam  ab  ipso  domino  Tel  a  suis 
predecesBoribus,  contrarium  doceant" 

d.  Reicbsgesetze,  ZSIle  etc.     Wilh.   regis  cassatio   sent   contra 
priTil.  regia  latarum  a.  12Ö3  (p.  367.):  „üniTersitatem  Testram  (Lüttich)  scire 
Tolumus,  quod  nobis  pro  tribunali  apud  Traiectum  sedentibus  quesitum  extitit,  utrum 
V.  Schulte,  Reichs-  n.  Kechtegesch.    3.  Aufl.  17 
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die  an  den  Mündungen  Ton  Flüssen^  natürlichen  Cenixalpunkten  für  dm 
Yerkehr,  an  zu  Häfen  geeigneten  Orten  angelten  Dörfer.    Mit  der 


sententie  late  a  scabinis  Tel  quibuscunque  aliis  contra  priyilegia,  ecclesüs  auctoritate 
imperatorum  vel  regum  nostrorum  predecessorum  indulta,  vim  aliquam  febereot 
habere  Tel  firmitatem?  Ad  quod  responsum  extitit  ooram  nobis  per  senteatiain :  qm>d 
huiusmodi  sententie  contra  priTilegia  imperatorum  Tel  regum  ecclesüs,  locis,  (U^- 
tatibus  Tel  quibuscunque  personis  iiidultai  a  qoibus^mque  lale,  nee  Tim  habeftnt  nee 
firmitatem.  ünde  nos  auctoritate  regia  predictas  sententias,  taliter  ut  dictum  est  latiM^ 
roTocamus  et  nullas  esse  penitus  denunoiamus."  Adolf i  reg.  sent.  a.  1293  (p.460.): 
„Et  in  eadem  sententia  ooram  nobis  extitit  a^jectum,  quod  nulla  constitutio  munici- 
palis,  Tel  ciTium  ordinacio  seu  eorum  difinicio,  in  casu  superius  expresso  regali 
sentende  poterit  aliqnale  prejndioium  generare.*'  Richardi  reg.  cassatioex- 
actionis  Ungelt  WormaticQsis  a.  1269  (p.  381,)»  Alberti  reg.  cassatip 
thelon eorum  ad  Rhenum.  a.  1801  (p.  474.)  hebt  alle  Zölle  am  Rheine  suni 
Itachtheile  der  St&dte  auf  ausser  Torbehaltenen. 

e.  StadtoTereine  su  Worms  1264,  Mainz ,^  Worms,  Oppenheim  1255,  Kdln» 
Mainz,  Würzburg  1256,  Mainz  1273  über  die  Eönigswahl  Monum.  Leg.  n.  368  ft 

f.  Reichssentenzen  gegen  die  Verbindungen  der  Stftdte,  die  lu'^ 
nungen  u.  s.  w.  t.  J.  1158,  1226,  1231  u.  s.  w.  ib.  p.  112.  257.  279  etc.  Hdcbat 
interessant  die  Ordnung  für  Wien  Ton  1861.  20.  JulL 

g.  Pfalbürger.  Stat  in  faTor.  princ.  a.  1231  u.  Ouria  Sibidati  a. 
1232.  Frid.  n.  Oonst.  pacid  a.  1235  §.  9  (p.  315.).  yfie  phalburgaris  et 
muntmannis.  Precipimus,.  ut  phalburgari  in  omnibus  ciTitatibus,  tam  in  nostria 
quam  aliorum,  cessent  et  lemoTeantur  omnino.  Muntmannos  eciam  ubique  penitua 
cesaare  jubemus.^'  GouTeatus  ciTit.  Wormat.  a.  1254  (p.  369.).  „Item  inhibitum 
est,  quod  nulla  oiTitatum  sibi  asaumat  ciTes  non  residentes,  quod  Tulgo  appellatur 
paleburger.*^  Basselbe  in  oout.  Mogunt  a.  1255.  p.  372.  in  ouria  Nuremb.  a.  1974 
p.  401.,  const.  pacis  in  Curia  Nuremb.  a.  1281  §.  6.  p.  433. ,  const.  pac.  in  ouiia 
Mogunt.  a.  1281  §.  6.  p.  437.,  const  pac.  in  Curia  Wirzburg.  a.  1287  §.  16w  17. 
p.  449.,  const.  pac.  in  curia  IJTuremb.  a.  1303  p*  492.:  „§.  8.  Von  den  pfalburgem. 
Wir  gepieten  auch,  dass  man  die  pfalbürger  allenthalb  lass;  wir  wollen  in  unseren 
steten  ihr  keinen  haben,  und  daTon  setzen  wir  und  gepieten  wer  ain  purger  well 
sein  und  purgerrecht  well  haben,  dass  der  summer  und  winter  pawlich  und  hablioh 
in  der  stat  seye,  oder  man  so!  in  nicht  für  ein  purger  haben;  des  haben  wir  ain 
frist  geben  yedem  man  sich  zu  berichten,  bis  zu  saut  Walburgen  tag,  der  da  nur 
schierst  komt,  ob  er  purger  well  sein  oder  nicht  §.  9.  Ton  aigen  lewten.  Wir  ge- 
pieten auch,  das  kein  stat  yemant  sein  aigen  man  oder  der  sein  recht  lohen  ist, 
einnem  zu  purger.  Wir  wellen  auch,  war  es  das  kain  stat  darüber  tat,  mug  dan 
des  mannes  harr  oder  sein  wissenthaffiker  ambtman  den  man  bestellen  inner  iars  frist 
als  recht  ist,  so  sol  die  stat  den  man  dem  herren  wider  antwurten.  Es  en  sol  kain 
stat  eins  herren  ungeraiten  ambtman  zu  purger  nemen.  Wir  wellen  auch  allen  freyen 
steten  ihr  recht  behalten,  dass  sie  nyemant  aus  der  stat  laden  auff  kain  weltlich 
gericht  die  weil  sie  Tor  iren  rechten  richtern  gehorsam  seint ;  an  uns  und  an  unseren 
hoffrichter,  die  mugent  allenthalben  richten  umb  weltliche  sach."  Ygl.  die  §.  73.  n. 
13  ff.  angef.  Landfr. 
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Bedeutung  endlich,  welche  eme  grossere  Niederlassung  tat  die  Sicherfa^ 
von  Person  und  Eigenthum  gab,  nahm  die  Bevölkerung  in  der  Umgebung 
von  Burgen  und  überhaupt  an  durch  die  Natur  befestigten  Orten  schon 
in  alter  2ieit  zu.  Nachdem  sich  bereits  ein  bestimmter  städtischer  Cha^ 
rakter  gebildet,  wurden  zahllose  Orte  zu  Städtoi  erhoben,  was  regel- 
mässig eine  bedeutende  Yermehrung  der  Seelenzahl  zur  Folge  hatte; 
endlich  wurden  im  strategbchen  Interesse  einzelne  Plätze  so  befestigt 
und  mit  dem  Charakter  yon  Städten  bekleidet,  dass  sich  rasch  die  Be- 
wohnerschaft einfand.^ 

m.  Bischöfe  und  Aebte  hatten  seit  der  karolingischen  Zeit  alhnälig 
die  Immunität  im  Sinne  der  vollen  Exemtion  von  der  Grafengewalt  er- 
halten, weldhe  ihnen  hierdurch  theik  von  selbst,  theils  durch  ausdrück- 
liche Erklärungen  der  Könige  verliehen  wurde.^  Analog  der  kirchlichen 
Yerfassung,  zufolge  deren  dem  Klerus  der  bischöflichen  Kirche  eine  vor- 
zügliche Stellung  zukommt,  blieb  von  Anfang  an  die  Immunität  des 
Bischofssitzes  ein  selbstständiges  Ganzes,  das  mit  den  übrigen  Gebieten 
der  Immunität  in  keiner  directen  Yerbindung  stand,  und  durch  eigene 
Beamte,  welche  der  Bischof,  Abt  oder  Advocatus  einsetzte,  in  Betreff 
der  Rechtspflege  verwaltet  wurde.  Der  Erwerb  der  LandesherrUchkeit 
durch  die  Bischöfe  änderte  hieran  im  Wesentlichen  nichts,  indem  die- 
selben Rechte  bisher  geübt  waren;  es  fiel  somit  nur  der  Charakter  der 
Exemtion  von  der  Grafengewalt  fort.  Dadurch  aber  hatt^  die  Um- 
änderungen, welche  in  den  übrigen  Grafengebieten  vor  sich  gingen  (§.  69, 
84 — 86.),  auf  die  bischöflichen  Städte  geringeren  Einfluss,  so  dass  sich 
hier  die  alten  Yerhältnisse  der  Rechtspflege  u.  s.  w.  erhalten  konnten. 
Hierin  liegt  der  Grund,  dass  in  den  bischöflichen  Städten  von  jeher  die 
Ordnung  der  Gemeindeangelegenheiten  unter  Leitung  des  Advocatus,  des 
Centenarius  oder  sonstiger  bischöflicher  Beamten  den  Bürgern  verblieb 
und  sich  eine  bedeutende  Anzahl  von  freien  Geschlechtern,^  aus  denen 


1  Eiohhorn  a.  a.  0.,  Wilda  de  libertate  Romana,  qua  nrbes  Germaniae  ab 
imporatoribuB  donatae  sunt,  Hai.  1881. 

*  Vgl.  mein  System  des  Eirobenrechts  S.  277  ff.  807. 

*  So  ist  offenbar  zn  versteben  die  ErzShlung  Ton  Widukind  Res  gestae 
saxonioae  I.  o.  89.  (Pertz  Scriptor.  m.  482).  Qiesebreobt  I.  S.  811  fg.,  der  auf 
den  Zosanunenbang  mit  einem  desetze  Edwards  von  England  eingebt 

*  §§.  60.  68.,  deren  Quellenstellen  die  recbtlioben  Zustände  des  9.,  10.  und 
11.  Jabrbunderts  deutliob  erkennen  lassen. 

^  Diese  bildeten  vielfacb  eigene  Verbindungen,  Gilden,  Zecben,  die  bald  be- 
stimmte Namen  batten  (z.  B.  die  Bicber-Zeobe  in  Edln),  bald  nacb  dem  Ter- 

17* 
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fortwährend  die  Schöffen  genommen  wurden,  erhielt.  Neben  diesen  be- 
stand die  Bewohnerschaft  aus  den  Grundholden  des  Stifts,  welche  fort- 
während unter  der  Gerichtsbarkeit  besonderer  Beamten  standen.  Es  lag 
in  den  Yerhältnissen  jener  Zeit,  dass  Gewerbe  und  Handel  nur  in  den 
Städten  sich  ausbOden  konnten;  daraus  floss  von  selbst  ein  grosser 
Fremdenyerkehr,  die  Einrichtung  Ton  Messen  und  Märkten.^  Die  Ge- 
werbsgenossen waren  durch  das  natürliche  Interesse  mit  einander  yer- 
bunden,  welches  unter  den  Genossen  deshalb  nicht  durchkreuzt  wurde, 
weil  bei  dem  Alleinbetriebe  der  Gewerbe  in  der  Stadt  das  Bedüifniss, 
welches  der  Absatz  sofort  erkennen  liess,  den  einzigen  Grund  für  neue 
Gewerbe  wie  fiir  die  Vermehrung  der  bestehenden  abgab,  dem  Unter- 
nehmungsgeiste  aber  durch  den  Handel  ein  weites  Feld  geboten  war. 
So  erklärt  es  sich  aus  der  Natur  der  Sache  wie  aus  dem  Triebe  des 
Mittelalters  zu  Genossenschaften,  dass  die  einzehien  Gewerbsgenossen 
schon  früh  in  bestimmten  Yereinen^  (fratemitates ,  sodalitia,  consortia, 
conjurationes,  societas,  convivium,  conspiratio,  geldonia,  congüda,  bursa, 
compania,  Innungen,  Zunft,  Amt,  Stube,  Hansa,  Selschop,  Gilde,  Zeche, 
Gaffel  u.  a.)  zusammentraten.  Hierzu  führte  auch  die  Nothwendigkeit, 
dass  zur  Handhabung  der  Ordnung  über  das  einzelne  Gewerbe,  über 
Handel  und  Markt  durch  eine  Anzahl  von  Beamten  (Magistri)  gesorgt 
wurde,  was  von  selbst  eine  gemeinsame  Führung  ihrer  Angelegenheiten 
mit  sich  brachte.  Der  Wohlstand,  welcher  dem  Gewerbe  und  Handel 
folgte ,  gab  der  Stadt  eine  um  so  grössere  Bedeutung'  in  den  Augen 
ihres  Herrn,  als  die  Bürger  die  verschiedenen  Abgaben,  zu  denen  sie 
verpflichtet  waren  (§§.  44.  75.  79.),  in  Gelde  leisten  konnten,  das  ihnen 
durch  den  Handel  und  Fremdenverkehr  zufloss,  während  das  Landvolk 
nur  mit  Naturalleistungen  auszuhelfen  vermochte.    Hierzu  trat,  dass  die 


Bammlungslokale,  der  Trinkstube,  sich  benannten.  Man  sehe  Bothv.  Schrecken- 
stein a.  a.  0.,  Z5pfl  Das  alte  Bamb.  Recht,  S.  66.  Qierke  Genossensch.  S.  «^39  ff. 

*  Herrn.  Fries  Vom  wahren  Ursprung  der  beiden  Reichsmessen  zu  Frank- 
furt a.  M.  in:  Abh.  vom  sog.  Pfeiffergericht  u.  s.  w.  Frankfurt  1752.  In  Baiem  ist 
der  Name  Dult  noch  jetzt  gebräuchlich,  der  offenbar  im  Zusammenhange  steht  mit 
Jubilftumszeifcen  (indultum). 

^  Wild a  das  Gildenwesen  im  Mittelalter  1881.  K.  Werner  Urkundliche  Ge- 
schichte der  Iglauer  Tuchmaoher-Zunft.  Gekrönte  Preisschrift,  Leipz.  1861.  V.  Böh- 
me rt  Urkundliche  Geschichte  der  Bremer  Schuster-Zunft,  Leipz.  1862.  0.  Hardt- 
wig  Unters,  ü.  d.  ersten  Anfänge  des  Gildenwesens  in  Forschungen  I.  133  ff 
Mas  eher  Das  deutsche  Gewerbwesen  von  der  frühesten  Zeit  bis  auf  die  Gegenw. 
Potsd.  1866.  G.  Sohönberg  Zur  wirthschaftlichen  Bedeutung  des  deutsch.  Zunft- 
wesens im  M.A«  Berl.  1868.    Gierke  Genoss.  S.  858  ff. 
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Einwoliner  f&r  die  Sicherheit  der  Stadt  durch  Instandhaltung  der 
Mauern  u.  s.  w.  zu  sorgen  das  grösste  Interesse  hatten  und  auch  stets 
sorgten,  so  dass  einerseits  der  Herr  wenig  Ausgaben  hatte,  andererseits 
aber  der  freie  Sinn  erhalten,  der  kriegerische  Geist  genährt  und  die 
Macht  der  Städte  vermehrt  wurde. 

in.  Während  der  Periode  der  Umgestaltung  des  öffentlichen  Rechts 
konnte  es  nicht  fehlen,  dass  bald  auf  Seiten  der  Bischöfe,  bald  auf 
Seiten  der  Städte  "Versuche  gemacht  wurden,  ihre  Rechte  zu  vergrössem. 
Jene  suchten  die  landesherrliche  Gewalt  schärfer  anzuziehen;  diese  aber 
widersetzten  sich  und  bestanden  auf  Fortdauer  der  alten  Yerhaltnisse, 
In  diesem  Kampfe  siegten  durchgehends  die  grösseren  Städte.  Wegen 
des  bedeutenden  ü^utzens,  den  die  Stadt  dem  Herrn  bot,  wegen  des 
Glanzes,  den  die  Residenz  in  einer  Yolkreichen  Stadt  gab,  deren  Be- 
wohner bei  dem  regen  Kunstsinne  des  Mittelalters  und  bei  ihren  grossen 
Mitteln  förmlich  wetteiferten  im  Erbauen  von  Kirchen  und  Klöstern, 
hatten  allmälig  manche  Städte  durch  blosse  Duldung  oder  Privilegien 
der  Herren  das  Recht  erhalten,  gewisse  Beamte  selbst  zu  wählen  oder 
dem  Herrn  vorzuschlagen,  überhaupt  eine  gemeinsame  Yertretung  zu 
haben;  dazu  versicherten  die  Bischöfe  denselben,  sie  nicht  ausserhalb  der 
Städte  vor  ihre  Richter  laden  zu  lassen.  Häufig  hatte  der  Herr,  sei  es 
zum  Danke  für  besonderen  Beistand,  den  die  Stadt  in  Fehden  gab,  oder 
wegen  ausserordentlicher  Unterstützung  durch  Geld,  der  Stadt  manches 
Recht  abgetreten,  die  Gerichtsbarkeit  zum  Theile  überlassen  u.  dgl.  m. 
Hierzu  kam,  dass  bei  der  häufigen  Abwesenheit  der  Bischöfe  im  Laufe 
des  11.  und  12.  Jahrhunderts  in  Italien  oder  beim  Reichsheere,  nicht 
minder  wegen  der  vielen  Fehden,  welche  die  Herren  durchzufechten 
hatten,  die  Städte  manchem  Drucke  der  Beamten  und  Yögte  ausgesetzt 
waren,  der  die  natürliche  Yeranlassung  wurde  zum  desto  kräftigeren  An- 
einanderschliessen  und  zur  Ausbildung  ihrer  Yerfassung.  AUmälig  hatte 
das  Gildenwesen  und  Selbstregiment  der  Städte  eine  solche  Festigkeit 
erreicht,  dass  selbst  die  zahlreichen  Yerbote  des  Reiches  dagegen  wenig 
mehr  ausrichteten.  Die  Bischöfe  wählten  daher  den  Weg  des  Ueberein- 
kommens  und  verliehen  im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  ihren 
Städten  theils  Privilegien,  welche  die  Yerhaltnisse  der  Stadt  zum  Bischöfe 
und  seinen  Beamten  ordneten  und  die  Autonomie  der  Städte  zur  Ord- 
nung der  Gemeindesachen  anerkannten,  theils  ausführliche  Rechte.  Auf 
dieser  Grundlage  geschah  der  Ausbau  des  städtischen  Wesens. 

lY.  Eine  zweite  Erlasse  von  Städten  hatte  sich  um  die  palatia  und 
auf  den  bedeutenderen  viUae  der  Könige  (§.  44.),  sowie  in  den  zum 
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Sehatze  des  Beiches  angelegten  Gastra  gebildet.  Die  Einwohner  waren 
theÜB  freie  Leute,  die  tds  Pächter,  Handwerker,  Eaufleute  sich  in  den- 
selben niederlieseen,  theils  Ministerialen  und  sonstige  eigene  Leute  des 
Königs.  Auch  sie  war^a  durch  die  Immunität  der  Hskalgäter  in  der 
Lage,  die  alten  Yerhältnisse  mehr  ssu  bewahren.  Die  Bedeutung  für  den 
König,  die  Unterstützungen  an  Geld  und  Mannschaften,  welche  einzelne 
Kaiser  schon  im  10.  imd  11.  Jahrhundert  Yon  ihnen  erhielten,  führten 
früh  dazu,  dass  man  ihnen  bedeutende  PriTÜ^en  gab,  so  dass  sie  nam^at- 
lich  die  Zölle  und  Münze  bekamen.  Zur  Leitung  der  Bechtspflege  und 
Erhebung  der  königlichen  Einkünfte  war  ein  königlicher  Beamter  (Reichs- 
TOgt,  Burggraf)  mit  der  Grafschaft  über  sie  betraut. 

y.  Einen  Abschnitt  in  der  Entwicklung  des  städtischen  Lebens  nach 
Aussen  hin  bildet  zuerst  die  Regierung  Heinrichs  IT.,®  dann  besonders 
die  Begierungsperiode  Friedrichs  11.  und  das  s.  g.  Interregnum.  Die 
Kampfe,  welche  fast  während  der  ganzen  Zeit  der  Regierung  Friedrichs  I. 
die  lombardischen  und  andere  italienische  Städte  zu  bestehen  hatten, 
legten  ohne  Zweifel  den  deutschen  Städten  die  Befürchtung  nahe,  es  sei 
auch  auf  ihre  Freiheit  abgesehen.  Diese  Gefahr  wurde  yermehrt  unter 
Friedrich  11.,  welcher  bei  seinen  Kämpfen  mit  den  Päpsten  auf  den  Bei- 
stand der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  angewiesen  denselben  solche 
Pririlegien  gab,  dass  die  LandesherrUchkeit  feststand.  Für  die  Städte 
war  diese  Entwicklung  um  so  gefahrlicher,  als  die  Ausbildimg  von  Lehn- 
wesen und  Ritterthum,  mit  dem  die  Bürger  in  den  Städten  nicht  gleichen 
Schritt  gehen  konnten,  den  Landesherren  die  Mittel  gab,  sie  zu  unter- 
drücken. Hierzu  kam  für  die  Reichsstädte  wie  die  grösseren  bischöf- 
lichen aus  der  vielfachen  Belehnung  mit  dem  Amte  eines  ReiohsTogtes 
oder  Adyocatus  an  mächtige  Herren  die  Gefahr,  in  den  ünterthansv^- 
band  dieser  erblich  gewordenen  Yögte  zu  kommen.  EndUch  wirkte  der 
Naehtheil,  welchen  die  öffentliche  Unsicherheit  für  Handel  und  Gewerbe 
unvermeidlich  mit  sich  führte.  So  schlössen  sich  die  Städte  eng  an  ein- 
ander, ^richteten  Bündnisse,  deren  schliesslicher  Erfolg  (§.  72.  73.)  zur 
Beichsstandschaft  der  königlichen  Städte  führte,  und  auch  manche 
bischöfliche  fast  gänzlich  unabhängig  machte.  Die  meisten  der  letzteren 
Art  erreichten  dies  zwar  nicht,  ja  die  Bischöfe  brachten  es  dahin,  dass 
durch  Beichssentenzen  jedes  Statut  entkräftet  wurde,  das  ihren  Bechten 


B  In  dem  allgemeinen  Aufstände  der  Fürsten  gegen  den  Kaiser  sehen  wir  zu- 
erst das  Bürgerthnm  in  Worms,  ror  Allem  in  Köln  gegen  den  Landesherm  sich 
Auf  Seite  des  Kaisers  stellen. 
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minder  war.  Oleidiwofal  waren  diese  Ereignisse  auch  für  sie  von  der 
grossten  Wichtigkeit.  Es  hatte  sich  überaU  die  städtische  TerWaltung 
fester  gestaltet,  so  dass  es  schwer  war,  den  früheren  Zustand  wieder 
herzustellen.  Dazu  kam  die  häufige  Geldverlegenheit  der  Herren,  welche 
den  Städten  Yeranlassung  gab,  für  Barlehen  die  Aemter  verpfändet  zu 
erhalten  oder  geradezu  die  Advokatie,  das  Zollrecht,  Münzrecht  u.  s.  w. 
käuflich  zu  erwerben.  Endlich  trug  das  trotz  der  zahlreichen  Yerbote 
mehr  und  mehr  um  sich  greifende  Institut  der  Pfahlbürger  zur  Hebung 
der  städtischen  Macht  wesentlich  bei. 

YI.  Die  letzte  Klasse  bildeten  die  Territorialstädte,  welche 
unter  der  Landesherrlichkeit  weltlicher  oder  geistlicher  Herren  standen, 
im  letzem  Falle  aber  nicht  Sitz  des  Bischofis  waren.  Ihre  Entstehungs- 
gründe sind.theils  analog  den  angegebenen,  theils  liegen  sie  in  dem  Yer- 
luste  der  Reichsunmittelbarkeit  durch  Erblichwerdung  der  Yogtei,  Unter- 
werfung von  Seiten  des  Reichs  unter  einen  Herrn,  durch  Yerpfandung 
n.  s.  w.^  Seitdem  den  Fürsten  allgemein  das  Recht  verliehen  war,  in 
ihren  Territorien  befestigte  Orte  anzulegen,  haben  sie  zahlreiche  Orte  zu 
Städten  erhoben,  welche  dann  auf  ihren  Antrag  vom  Kaiser  und  seit 
Abschluss  der  Landesherrlichkeit  auch  von  ihnen  selbst  Stadtrecht,  Markt 
und  damit  zusammenhängend  die  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  verliehen  wurde. 
Das  Yerhältniss  dieser  Städte  zum  Herrn  blieb  dadurch  ein  stets  leb- 
haftes, dass  die  Rechtspflege  durch  den  herrschaftlichen  Richter  geübt 
wurde,  ausser  wenn  dieselbe  der  Stadt  verliehen,  verpfändet,  verkauft 
oder  auch  Rittern  u.  s.  w.  zu  Lehen  gegeben  war.  In  den  städtischen 
Angelegenheiten  hatten  aber  auch  diese  Städte  eine  grosse  Autonomie. 

§.  81. 

2.   Die  VerfaMnng  und  Rechte. 

I.  Wesentlich  war  ein  kaiserliches  oder  königliches  Privileg,  das 
einen  Ort  als  Stadt,  civitas  anerkannte;  bei  den  Römerstädten  und 
den  altfränkischen  lag  diese  Anerkennung  in  dem  Herkommen.  Damit 
hing  sofort  zusammen  die  Bewidmung  mit  Weichbildrechte  (§.  60.),  das 


^  Einzeltie  Städte  waren  Ministerialen  unterworfen,  tbeils  durch  Belohnung 
des  Landeflherm,  theils  durch  Bildung  auf  seinem  Gute.  Dipl.  a»  1290  (Seibertz 
n.  432),  worin  der  Ministeriale  Friedrich  y.  Padberg  der  Stadt  Padberg  die  Sta- 
tuiarrechte  bestätigt,  welche  dieser  von  seinem  Tater  und  Oheim  gegeben  waren. 
Schon  im  17.  Jahrhundert  kommen  viele  Städte  ror,  welche  unter  Privaten  standen 
(Patrimonialstädte),  besonders  im  Osten  (Böhmen,  Mähren,  Schlesien  u.  S.  \7.}. 
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neu  gegeben  oder  von  einer  anderen  Stadt  hergenonunen  wurde.  Hier- 
mit war  die  Stadt  ausdrücklich  oder  stillschweigend  als  eine  üniver- 
sitas  erklärt,  welche  in  städtischen  Dingen  das  Recht  der  Autonomie, 
der  Statuten  hatte.  Die  allenfalls  errichteten  mussten  je  nach  dem  In- 
halte des  Privilegs  und  dem  Objekte  zur  Bestätigung  des  Herrn  unter- 
breitet werden  oder  bedurften  deren  auch  nicht  nothwendig. 

n.  Zu  ihrem  Schutze  erlangte  die  Stadt  das  Recht,  Mauern,  Gräben 
und  Thürme  anzulegen,  falls  der  Ort  noch  nicht  befestigt  war.  Die  In- 
standhaltung und  Yertheidigung  der  Mauern,  wie  die  Aufrechterhaltung 
der  Ordnung  innerhalb  derselben  und  der  zum  Weichbilde  gehörigen 
Fluren  lag  der  Bürgerschaft  ob.  Dieser  stand  deshalb  das  Waffenrecht 
ZU;  den  Waffendienst  versahen  bald  alle  Bürger  nach  einer  gewissen 
Ordnung,  bald  einzelne  Klassen.  Die  Leitung  stand  unter  der  mit  Aus- 
übung der  Gewalt  betrauten  Person. 

ni.  Die  Bürger  der  Stadt  genossen  das  Recht  der  Exemtion  von 
den  Landgerichten  und  anderen  Gerichten  des  Kaisers  oder  Herrn  und 
standen  sowohl  in  Streitigkeiten  untereinander  als  auf  Klagen  Dritter  zu 
Recht  vor  eigenen  in  der  Stadt  befindlichen  Richtern.  Zu  dem  Ende 
wurde  gewöhnhch  im  Privileg  eine  direkte  Bestimmung  gegeben;  be- 
widmete man  eine  Stadt  mit  fremdem  Rechte,  so  war  ein  desfallsiges 
Privileg  der  Mutterstadt  damit  von  selbst  verliehen;  vielen  Städten  wurde 
wiederholt  dies  Recht  zugesichert.' 

lY.  Alle  Städte  haben  das  Recht,  einen  Markt  zu  haben  (mer- 
catus  publicus,  nundinae,  forum),  woran  sieh  die  Jurisdiction  in 
Marktstreitigkeiten  und  Anderes  knüpfte. 

Y.  Nach  und  nach  erlangten  die  Reichsstädte,  die  meisten  bischöf- 
lichen, sowie  viele  der  grösseren  Territorialstädte  theils  durch  Schenkung 
für. geleistete  Dienste,  theils  durch  einfaches  Privileg,  um  den  Ort  zu 
heben,  theils  durch  Ankauf,  Darlehen  u.  s.  f.  das  Recht  der  Erhebung 
von  Zöllen,  Abgaben  für  die  zu  Markt  gebrachten  Waaren  und  Lebens- 
mittel (Accise,  assicia),  femer  das  Münzrecht  u.  dgl.    Für  die  Be- 


*  Das  älteste  Soester  Sfcadtrecht  Yon  1120  (Seibertz  n.  42.)  hat  zahlreiche 
Bestimmungen  hierüber.  Die  §.  60  oitirten  Werke  und  die  ürkundensammlungen 
von  Seibertz,  GQnther,  Lacomblet  Urknndenbuoh  für  die  G-esohiohte  des 
Niederrheins,  Düsseldorf  1840  ff.  SThle.  4.,  Niesert  Münster ?soh e  Urkundensamm- 
lung,  Crefeld  1826,  7  Thle.  u.  a.  geben  reiche  Belege.  Bdhmer  Beg.  Friedr.  I. 
n.  2548.  (Privil.  t.  1171  für  die  Bürger  von  Osnabrück  de  non  eyocando  der- 
gestalt, dass  man  dorten  coram  rectOTibus  civitatis  klagen  solle),  Heinrich  n.  8769. 
(Priyileg  von  1284  de  non  eyocando  für  Bamberg). 
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streitong  der  städtisclieii  Auslagen  stand  ihnen  das  Recht  zu,  von  den 
Einwohnern  Steuern  zu  erheben,  welche  auf  die  Grundstücke  und  Ge- 
werbe basirt,  auch  wohl  nach  dem  Yermögen  bemessen  waren.  Die 
landesherrUchen  Abgaben  (§.  79.)  wurden  im  Laufe  der  Zeit  regehnassig 
zu  runden  Summen  oder  festen  Lieferungen,  die  Stadt  sorgte  für  deren 
Beitreibung  und  führte  sie  an  die  fürstliche  Kammer  ab. 

YI.  Obwohl  anfönglich  die  Einwohner  verschiedenen  Ständen  an- 
gehörten, hatte  sich  doch  früh  festgesetzt,  dass  alle  wirkhchen  Bürger 
als  freie  Leute  galten,  ausser  in  jenen  Territorialstädten,  welche  unter  der 
Patrimonialgewalt  (dominium)  eines  Landsassen  standen.  Dies  war 
in  einzelnen  Städten  durch  besondere  Privilegien,  nach  und  nach  in  den 
meisten  allmälig  eingetreten.  Die  Gründe  waren  verschieden.  Einmal 
nahmen  die  Städte  Hörige  auf,  die  sie  trotz  der  Breichsverbote  zu  schützen 
wussten.  Mit  der  grösseren  Bildung  des  städtischen  Wesens,  dem  all- 
mäligen  Erwerbe  der  Yogtei  und  sonstigen  herrschaftlichen  Bechten,  end- 
lich mit  der  Landstandschaft  derselben  hatten  sie  nach  Aussen  hin  sich 
vollkommen  abgeschlossen.  Nach  Lmen  blieben  zwar  manche  Unter- 
schiede bestehen;  aber  der  gemeinsame  Gerichtsstand,  die  wenngleich  im 
Einzelnen  verschiedene  Berechtigung  aller  Bewohnerklassen  zur  Mit- 
wirkimg bei  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  brachten  mit  sich, 
dass  mit  der  Stadt  auch  die  Bewohner  für  frei  galten.  Daher  galt  als 
Ausfluss  des  Stadtrechts  Freiheit  von  den  blossen  Lasten  der 
Hörigkeit  aller  Art,  wenngleich  manche  Leistungen  aus  früheren  Yer- 
hältnissen  in  anderer  Form  bestehen  blieben.^ 

Yn.  Die  privatrechtlichen  Yerhältnisse  der  Bürger  entwickelten  sich 
durch  Gewohnheit,  Statuten,  Weisthümer,  welche  man  von  anderen  Städten 
einholte  (§.  60.),  eigenthümlich;  deren  Ordnung  galt  überall  als  Sache 
der  Bürger.3  Ebenso  waren  Art  und  Bedingungen  der  Au&ahme 
von  Bürgern  durch  die  Statuten  geregelt.  Nur  insoweit  waren  die 
Städte  beschränkt,  als  sie  zur  Schmälerung  der  Bechte  des  Landesherm, 


'  Die  St&dte  des  Mittelalters  erscheinen  als  Inbegri£F  Terschiedener  Verbände. 
Hieraus  erklärt  sieh  die  Mannigfaltigkeit  der  Rechte  in  der  Stadt,  die  volle  Auto- 
nomie der  einzelnen  Yerbände  in  ihren  Angelegenheiten.  Das  abgeschlossene 
Leben  der  Bürger  machte  die  Stadt  zu  deren  Staat,  ja  Welt.  Stadtyerweisung 
ist  deshalb  oft  die  höchste  Strafe  ähnlich  der  LandesYerweisung.  Noch  jetzt  fühlt 
man  diesen  Geist  der  Exclusiyit&t  in  mancher  alten  Reichsstadt  (z.  B.  den  schweize- 
rischen). 

>  Auch  darin  zeigt  sich  der  Charakter  der  Stadt  als  eines  Staates  früh. 
Statuta  legalia,  wie  sie  später  Messen. 
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des  Adels^  der  Klöster  keine  unfreien  Leute  ohne  Consens  ihrer  Herren 
aufnehmen  noch  Personen  das  Bürgerrecht  verleihen  durften,  welche  in 
der  Stcdt  keinen  Wohnsitz  hatten.^ 

Vit.  Was  die  Verfassung  der  Städte  anbetrifft,  so  muss  man 
unterscheiden  zwischen  den  Angelegenheiten,  welche  den  Herrn  oder 
das  Reich  berühren,  und  den  inneren.  In  den  Reichsstädten  war  der 
Reichsvogt,  Burggraf  mit  dem  Gerichtsbanne  vom  König  beliehen; 
im  Laufe  der  Zeit  fiel  jedoch  die  Yogtei  über  die  meisten  Städte  durch 
Erwerb  Seitens  der  Stadt  fort.  Zur  Seite  stand  dem  Yogt  ein  bald  vom 
Kaiser,  bald  vom  Reichsvogt  selbst  ernannter  üntervogt,  Schult- 
heis s.  Kam  die  Yogtei  an  die  Stadt,  so  lieh  der  Kaiser  dem  Richter 
den  Bann.  Der  Yogt  übte  auf  den  drei  alten  placita  und  eigenen  Ge- 
richtstagen mit  Beihülfe  der  Schöffen  die  Gerichtsbarkeit,  sorgte  für 
die  Sicherheit  der  Stadt,  wozu  besonders  ein  innerhalb  derselben  liegendes 
Schloss,  Gastellum  oder, auch  eine  bei  der  Stadt  befindliche,  dem  Yogt 
zum  Lehen  gegebene  Reichsburg  diente,  bis  die  Bewachung  an  die  Stadt 
selbst  kam.  Yon  ihm  gmg  weiter  aus  die  Erhebung  und  Ablieferung 
der  königlichen  Einkünfte,  die  Leitung  des  Zoll-  und  Münzwesens,  sofern 
dieses  nicht  der  Stadt  selbst  zustand.  Li  den  bischöflichen  Städten 
hatte  dieselbe  Stellung  ein  vom  Bischöfe  eingesetzter  vom  Könige  mit 
dem  Bann  beliehener  Beamter,  welcher  bald  der  Advocatus  des  Stifts 
war,  wo  es  keine  Advokatie  gab  oder  dieselbe  lediglich  nach  Belieben 
des  Bischofs  verliehen  wurde,  ein  aus  den  Ministerialen  gesetzter  Be^ 
amter  (Schultheiss,  Burggraf,  comes  oder  praefectus  urbanus, 
Richter  u.  dgl.).  Dies  Amt  wurde  häufig  zu  Lehen  gegeben  und  in 
manchen  Familien  erblich;  je  mehr  aber  die  Territorialität  sich  abschloss, 
desto  mehr  tritt  es  wieder  als  Amt  freier  bischöflicher  Yerleihung  auf. 
Unter  diesen  Beamten  war  für  die  geringeren  Sachen  ein  Schultheiss. 
Ausser  diesen  gab  es  noch  für  die  Einhebung  der  landesherrlichen  Ein- 
künfte, Zölle,  eigene  Beamte,  sowie  für  die  Münze.  Li  den  Territorial- 
städten war  ein  landesherrlicher  Richter,  Schultheiss,  Yogt  u.  dgL  mit 
einem  Unterbeamten  für  die  Rechtspflege  bestellt,  rieben  denen  für  die 
übrigen  Geschäfte  ähnliche  Beamte  vorkommen. 

IX.  Die  eigentliche  Gemeindeverfassung  war  im  Einzelnen  höchst 
mannigfaltig,  im  Ganzen  in  ihren  Grundlagen  allmäUg  eine  gleiche,  seit- 

*  Aber  auch  zar  Siohemng  der  Stadt  finden  wir  häufig  Yerbote  für  Adelige, 
städtische  Grandstfloko  zu  erwerben  u.  dgl.  Noch  in  späterer  Zeit  (17.  Jabrh«) 
kam  Solohes  vor;  der  Bau  des  Taxis 'sehen  Palais  in  Frankfiirt  a.  M.  hat  Ver- 
handlungen zur  Folge  gehabt,  welche  sich  durch  Deoennien  hindurchzogen. 
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dem  die  Bürger  einen  Stand  badeten,  dessen  sammtliche  Glieder  zur 
Mitregiening  der  Stadt  berufen  waren,  so  dass  die  Untersebiede  sswtscben 
8chö£Fenbar  Freien  und  übrigen  Einwobnem  sieb  mebr  und  mebr  yer- 
wiscbten.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  stand  ein  CoUegium  unter 
dem  Namen  der  Scböffen,  Scabini,  Rafchmannen  Gonsules, 
Jurati,  an  deren  Spitze  ein  magister  Gonsulum,  magister  civum, 
Bürgermeister  odermebreremagistri,  rectores  u.dgL  Die  Glieder 
dieses  Collegiums  wurden  früber  aus  den  ScböfFenbaren  genommen, 
später  meist  von  der  Bürgerscbaft  oder  den  einzelnen  Fraternitäten  ge- 
wählt, dessen  Yorsteber  bestätigte  auf  Wabl  des  Collegs  oder  der  Bürger* 
scbaft  der  Landesberr.  Neben  diesem  CoUeg  kommt  bäufig,  besonders 
dort,  wo  jenes  aus  bestimmten  Famiben  besetzt  wurde,  ein  von  der 
ganz^i  Bürgerscbaft  oder  den  Innungen  gewähltes  grösseres  vor,  welches 
bei  wichtigeren  Angelegenheiten  zustimmen  musste  oder  auch  als  Con- 
troUbebörde  für  jenes  administrirende  erscheint.  Die  Yorsteber  besorgten 
die  laufenden  Gescbäfiie  nach  Anordnung  des  Bathes.  Die  wichtigsten 
Angelegenheiten  wurden  auf  den  grossen  öffentlichen  placita  Yorge- 
nommen.  Zur  Ausführung  bestellten  die  Consuln  mit  Bestätigung  des 
Yogts  oder  Landesherm  camerarii,  magistri  censuum,  mone- 
tarii,  precones  (Gerichtsdiener),  quaestores  u.  dgl. 

X.  Die  Gewerbe  schlössen  sich  zu  Yereinen  ab,  welche  sich  meist 
selbst  Statuten  gaben  mit  Genehmigung  des  Baths  oder  auch  von  diesem 
erhielten,  und  durch  Zunftmeister,  Aelteste  u.  dgl.  die  Angelegen- 
heiten der  Zunft  besorgten  und  deren  Interessen  wahrten.  Häufig  zer- 
fiel die  Gemeinde  in  verschiedene  kleinere  Sprengel,  Burschaften, 
Nachbarschaften,  in  denen  ein  Burrichter  die  Gerichtsbarkeit 
in  Bagatellsachen  handhabte  und  die  besonderen  Angelegenheiten  ver- 
waltete. 

§.  82. 

C.  Die  übrigen  Reichsgebiete. 

I.  Yon  den  Gebieten,  welche  nicht  an  Landesherren  kamen,  sondern 
im  unmittelbaren  Besitz  des  Reichs  blieben,  hatten  sich  nur  wenige 
ausser  den  Reichsstädten  erbalten,  in  der  Schweiz,  in  Schwaben  und  am 
Rhein.    Sie  standen  unter  einem  Landvogt, ^  judex  provincialis. 


^  Rud.  L  mandat.  contra  jadioee  ser vilis  eonditionis  a.  1291  Leg.  11. 
p.  457.):  „Rndolfus  Dei  gratia  Romanoram  rex  semper  aagoBtns,  pmdentibns  viris, 
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dem  der  König  den  Bann  lieh  und  einen  Schultheiss,  TicariuSf 
zur  Seite  setzte.  Unter  jenen  waren  aus  den  Reichsministerialen  ver- 
Bchiedene  Officiales  mit  der  Erhebung  Ton  Steuern,  Yollziehung  der 
XJrtheile  u.  dgl.  betraut. 

II.  Eine  den  alten  Yerhältnissen  analoge  Verfassung  bewahrten  die 
Ostfriesen,^  welche  lediglich  Gemeinden  bildeten,  die  zur  Leitung 
und  Oi'dnmig  wichtiger  Angelegenheiten  von  Zeit  zu  Zeit  zusammentraten 
und  sämmtUch  eine  allgemeine  Jahresversammlung  bei  Upstallsboom 
hielten,  auf  der  die  allgemeinen  Angelegenheiten  berathen  wurden. 

m.  Mit  der  Ausscheidung  der  Schweiz  aus  dem  directen  Beichs- 
verbande  und  der  Wahl  eines  erbUchen  Grafen  durch  die  Prälaten,  Ade- 
ligen und  freien  Grundbesitzer  Ton  Friesland  im  Jahr  1454  bUeben  nur 
noch  einige  Dörfer  und  eine  Anzahl  von  ehemaligen  Reichsministerialen- 
gutem  als  freie  Gebiete  des  Reichs  neben  den  Territorien  und  Reichs- 
städten bestehen. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Gebnrtsstände. 

§.  83. 

1.    Gang  der  Entwicklang.* 

I.  Blieb  in  der  fränkischen  Zeit  (§.  52  ff.)  die  Geburt  das  Merkmal, 
nach  welchem  die  Freiheit  der  Person  beurtheilt  wurde,  weil  trotz  der 
mehr  und  mehr  zunehmenden  Bedeutung  der  könighchen  Getreuen  und 
Grossen  auf  der  einen  Seite  die  einheithche  Macht  des  Königs  alle 
Yolksklassen  als  Unterthanen  (Subjecti)  umfasste  und  auf  der  anderen 


aniversis  hominibus  de  Switz,  libere  oonditionis  existentibuB,  dilectis  suis  fidelibns, 
gratiam  suam  et  omne  bonum*  Inconyeniens  nostra  reputat  serenitas,  quod  aliqois 
seryilis  conditioniB  existens,  pro  iudioe  Tobis  detur,  propter  quod  auctoritate  regia 
Tolumus,  ut  nalli  hominam,  qoi  servilis  conditioniB  extiterit,  de  Tobifl  de  cetero  ia- 
dicia  lioeat  aliqualiter  exeroere,  presentium  testimonio  litterarum,  quas  maiestatis 
nostre  sigillo  iussimus  oommuniri.^ 

s  "Wiarda  Gesoh.  Ostfrieslands,  ders.  Landtage  der  Friesen,  Leer  1818,  und 
"Willküren  der  Brockmänner,  Berl.  1829. 

*S.  68ff.  Ficker  Yom  Heersohilde,  Linsbiaok  1862  enthält  ein  reiokes 
Material. 
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die  Macht  der  Qrafen  u«  s.  w.  auf  der  Yerleihung  eines  blossen  Amtes 
beruhte^  so  musste  sich  mit  der  politischen  Umbildung  (§.  63.  69.)  zu- 
nächst ein  grosser  Abstand  zwischen  den  yerschiedenen  Herren  (§.  76.) 
und  den  übrigen  Yolksklassen  bilden.  Aus  blossen  Beamten  waren  die 
Herren  zu  eigenberechtigten  Inhabern  des  Herzogthums,  der  Grafschaft 
geworden,  besassen  beide  als  Ausfluss  des  geistlichen  Amtes  oder  mit 
dem  ererbten  Familienbesitze.  Hiermit  war  sofort  die  Unmittelbarkeit 
des  Yerhältnisses  der  Freien  zum  Könige  gelöst,  traten  die  Landesherren 
als  ein  Mittelstand  zwischen  beide.  Die  Concentration  der  öffentlichen 
Gewalt  in  der  Hand  Karls  d.  G.  hatte  die  nothwendige  Folge,  dass  diese 
Herren  nut  ihrer  veränderten  Stellung  die  Theünahme  an  der  Leitung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten,  zu  der  sie  lediglich  das  Yertrauen  des 
Königs  berufen  hatte  (§§.  43.  45.  46.  53.),  nimmehr  als  eigenes  Recht 
ausübten,  Keichsstände  (§.  72.)  wurden.  Hing  auch  lange  Zeit  hindurch 
das  Recht  des  Herrn  gegenüber  den  Einwohnern  des  Territoriums  (§.  69. 
76.)  von  einem  persönlichen  Yerpflichtungsgrunde  ab,  so  standen  doch 
in  den  Territorien  Alle,  welche  nicht  selbst  die  Grafschaft  hatten,  unter 
dem  selbstständigen  Lihaber  der  Grafschaft,  waren  seinem  Grafenrechte 
unterworfen.  Dass  der  Herr  den  Bann  vom  Könige  erhielt,  später  mit 
dem  Reichslehen  begabt  wurde,  änderte  hieran  nichts.  So  hatten  die 
Gemeinfreien  die  Stellung  der  Grossen  gegenüber  dem  Landesherm  ver- 
loren; sie  waren  aus  Gleichen,  Faros,  Untergebene,  Subjecti  geworden. 
Solange  die  Quelle  der  Landesherrlichkeit  noch  sichtlich  blieb,  konnte 
die  Abstammung  von  Freien  für  die  private  Stellung  von  Bedeutung 
sein  und  in  dieser  Beziehimg  der  blosse  Freie  dem  Herrn  noch  gleich 
stehen.^  Da  aber  diese  blosse  private  Stellung  keine  öffentlichen  Rechte 
gab,  trat  sie  aUmälig  in  den  Hintergrund.  Mit  dem  Abschlüsse  der 
Landeshoheit  sank  völlig  jede  Genossenschaft,  wurden  die  Landesherren 
in  jeglicher  Beziehung  der  erste  und  höchste  Stand,  aus  dem  der  König 
hervorging,  fiel  das  alte  Moment  der  Freiheit  (§.  12.  52.)  fort.  So  waren 
jene  höchst  frei,  nahm  die  gemeine  Freiheit  den  Charakter  an,  dass  für 
frei  galt,  wer  nur  der  öffentlichen  Gewalt  (dem  Grafenrechte)  des  Herrn 
unterstand,  nicht  aber  auch  zufolge  eines  privatrechthchen  Unterthänig- 
keitsgrundes  dessen  eigener  Mann  war.^ 


^  Daher  kommt  es  auoh,  dass  wir  bis  in  das  Ende  des  12.  Jahrh.  Fürsten 
und  Grafen  selbst  in  Eaiserur künden  den  Liberis  zugezählt,  Liberi  und  Ko- 
biles  als  gleichbedeutend  finden.  Zahlreiche  Beispiele  bei  F  ick  er  R.  F.  Seite 
76  E,  der  die  Abweichungen  einzelner  LSnder   und  den  allmäligen  Wechsel  zeigt. 

*  Die  Bezeichnungen  in  den  Quellen  für  die  erste  Klasse  sind,  wie  schon  das 
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IL  Obwohl  die  Bürger  der  Reichsstädte  ihre  Unmittelbarkeit  be- 
haupteten, hatte  doch  der  Umstand,  dass  nur  die  Stadt  als  solche  an 


früher  (§•  69)  Gesagte  ergibt,  nioht  oonataat;  nan  ersiekt  sie  ans  doR  üntersckriften, 
HingSiigeA  und  Sohlflssen  der  Beiohstage  u.  dgl.  Naoh  diesen  ist  der  ftltere  all- 
gemeine Aosdraok  primates  (z.  B.  Heinr.  I.  Cony.  Erford.  a.  032.  Leg.  n.  18.» 
Ottonis  M.  Cony.  August,  a.  952.  p.  27.  „pontifioum  aliorumque  primatum**),  schon 
früh  kommt  yor  principes  imperii  (so  schon  in  Ottonis  I  Leg.  a.  969.  ib.  p.  31., 
„imp.  principes  publici  officii  et  eoolesiastioi  ordinis,  majores  et 
minor  es''),  ^lepiaoopi,  marehionea,  oomites,  no  blies,  Tasalli*  (Heinr.  IL  leg.  a. 
1019  p.  38), i,arohiep.  episo.  abbates  duoes  et  comites  oaeterique  principes  regni 
Teutonici**  (Promissio  Oanusina  Heinr.  lY.  a.  1077  p.  50.),  si  principum  terrae  ali- 
quis  est  decem  libras,  si  nobilis  quinque,  si  liber  aut  ministerialis  duas,  si  seryus 
aut  litus  quinque  solidos  persolyat  aut  cutem  et  capillos  perdat  (Juram.  pacis  dei 
a.  1085.  p.  59).  Seitdem  der  Ausdruck  princeps  eine  bestimmte  Bedeutung  an- 
nahm, schied  man  überhaupt  diese  Klasse  in  principes  (in  der  Sent  de  adrocat. 
Frid.  I.  a.  1180  ib.  p.  164.  heisst  es  noch :  «Principes  yero  qui  in  confirmaeione . . . 
oonyenerunt  hi  sunt  —  folgen  Bischöfe,  Herzöge,  Grafen,  Markgrafen,  dominus 
Eyelolfus  de  ürselingen,  dominus  'Wernherus  de  Bolande,  etmulti  alii  liberi 
et  ministeriales,'')  und  nobiles  (Landfr.  y.  1235  Eingang,  ygl.  auch  §.4)  oder  ba- 
rones.  Frid.  11.  Edicta  contra  heret.  ib»  p.  826.;  Conr.  IV.  sent.  a.  1240  ib.  p. 
333 sq.  ffdiotantibus  eas  principibus,  baronibus  et  nobilibus  qui  aderant% 
wo  offenbar  der  letztere  Ausdruck  die  sonst  aufgezählten  yasalli  und  ministeriales 
begreift;  Curia Francof.  a.  1252  p.  366.  „omnes  principes  nobiles  et  ministe- 
riales'',  Wilh.  reg.  sent.  a.  1255  p-  371.  «principibus  nostris  quam  pluribus  comi- 
tibus,  nobilibus  et  ministerialibus  imperii",  «ut  quilibet,  siye  princeps  yel  com  es 
aut  nobilis  seu  ciyis  burgensis  opidanus  yel  agricola  siye  yillanus  yel 
cujuscunque  oonditionis  existat  Bud.  I.  tractatus  a.  1274  p.  395.  «et  nobili- 
bus yiris  Feder ico  burcrayio  de  Nuremberch,  ao  €K)ttifredo  comite  Seunensi*' 
„archiep.  episc  et  nobilium  consensu.*'  Curia  Nuremb.  a.  1274  p.  399.  «considenti- 
bus  principibus  ac  honorabili  caterya  comitum  et  baronum,  maximaque  mul- 
titudine  nobilium  et  plebejorum  astante.**  Curia  Augustae  a.  1282  p.  442. 
«nobiles,  ministeriales  milites,  et  ciyitates  Sweyie."  Sent.  a.  1283 p- 444. 
«illuatrissimi  regis  Bohemie,  illustris  marchio  de  Brandenburg*',  unter- 
schrieben «nobiles  yiri  H.  marchio  de  Hohberg,  F.  Burggrayius  de  Nürnberg;  AI. 
de  Hohemberg,  Egeno  de  Furstenberg,  comites  de  Nifen,  B  de  Geroltseke,  nobi- 
les, et  alii  quam  plures."  Curia  Erfordiae  a.  1290  p.  454.  «principum ,  baronum, 
comitum,  et  nobilium  .  .  consensu,"  Sent.  de  actione  dominorum  in  yasallos  p.  455. 
«praesentibus  principibus,  comitibus,  nobilibus,  baronibus,  nee  non  proceribus  regni,^* 
„illustres  dux  Saxonie,  dux  Brunsyicensis,  principes  nostri;  nobilis  burg- 
grayius de  Nurenberg,  comes  de  Winsberg,  comes  Eyerh.  de  Catzenellenbogen,  et 
quam  plures  aUi  nobiles  et  barones."  Aehnlich  das  p.  456-;  „nobiles  comites'^ 
in  Sent.  Adolfi  a.  1293  p.  460;  Const.  pacis  a.  1307  Alber til  p.  488.  „den  edelen 
lüten,  grayen  .  .  .  yoget  und  den  erbern  lüten  den  bürgern  ...  und  dorzu  ge- 
meinlich allen  edeln  lüten  und  burgern  unsem  und  des  riches  getruwen.**    Diese 
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der  Beichflregienmg  Theil  nahm,  nothwendig  den  Einfluss,  dass  sie  nicht 
mehr  ab  mit  den  Landesherren  gleich  angesehen  werden  konnten. 

III.  Unter  den  verschiedenen  Klassen  der  Reichsbewohner  bildeten 
sich  aber  mit  den  veränderten  Yerfassongssnständen  des  Reichs  und  dem 
Yerhältnisse  zum  Landesherm  dlmalig  ganz  neue  Standesunterschiede, 
welche  sich  an  die  Umänderung  des  Heerwesens  und  die  Regierung  der 
Territorien  anlehnen.  Auf  den  bereits  im  karolingischen  Zeitalter  sich 
bildenden  Grundlagen  (§§.  43.  47.  51.  54.),  besonders  durch  die  Tra*- 
ditionen  ihrer  Güter  an  Kirchen  und  mächtige  Grosse,  welche  im  Laufe 
des  10.  und  11.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  zunehmend  von  den 
Kaisern  häufig  bestätigt  und  geradezu  allgemein  als  berechtigt  anerkannt 
wurden,^  kam  es  allmälig  dahin,  dass  die  Freien  regelmässig  nur  zu  Ab- 
gaben verschiedener  Art  verpflichtet,  dahingegen  vom  Heerbaime  ausser 
zur  Landesvertheidigimg  befreiet  wcuren  (§.  74.).  Der  Heerbann  selbst 
lastete  seitdem  auf  den  unmittelbaren  Reichsunterthanen,  den  Landes- 
herren, Bewohnern  der  Reichsstädte  und  Reichsgüter.  Zur  Leishmg  der 
ihnen  obliegenden  Kriegspflicht  nahmen  die  Herren  ihre  Yasallen,  Bene- 


Belege  beweisen,  dass  xwar  die  Prädikate  illustris,  nobilia,  die  Titel  baro,  nobilis, 
albnälig  einen  festeren  Sinn  annahmen,  jedoob  bis  ins  14.  Jahrh.  hinein  durchaus 
keine  technische  Bedeutung  haben  Die  goldene  Bulle  von  1866  hat  aber  bereits 
die  scharfe  Sonderung  der  Kurfürsten,  ,>alii  Principes ,  feuda  a  saoro  Imp.  Rom. 
tenentes,  quocunque  nomine  censeantur,  Comites,  Barones,  Hilites, 
Client  es,  Nobiles  et  Ignobiles,  Ciyes,  Oommunitates  Gastrorum,  Oiritatum  et  lo- 
corum  Imperii'*,  begreift  bis  auf  die  Glientes  alle  unter  den  Kobiles  (z.  B.  §.  2.)* 
Ich  habe  mit  Absicht  diese  Zusammenstellung  aus  der  1.  Aufl.  beibehalten,  weil  sie 
entnommen  aus  den  Gesetzen  meines  Erachtens  mehr  beweist,  als  die  Aus- 
drflcke  der  Reichskanxled-  Fioker*s  Untersuchungen  bieten  jetzt  ein  YoUst&ndiges 
Haterial  und  beweisen,  dass  bis  in^  Ende  des  12.  Jahrh.  bei  der  ersten  Klasse  zur 
Freiheit  als  ein  Plus  hinzukam  der  Amtsadel,  wie  in  der  karol.  Zeit  der 
Dienstadel  die  Grundlage  wurde.  An  dessen  Stelle  trat  seit  dem  Ende  des  12. 
Jahrhunderts  die  Reichsunmittelbarkeit  als  das  entscheidende,  im  einzelnen 
Territorium  die  Unmittelbarkeit  unter  dem  Landesherrn  und  meist  damit 
zusammenfallend  —  bei  den  Prälaten  war  es  diese  Unmittelbarkeit  —  der  ter- 
ritorial« Amts-  oder  Dienstadel.  Die  Resultate  dieser  Untersuchungen  sind, 
soweit  das  Gesammtresultat  in  Frage  kommt,  mit  den  meinigen  in  der  1.  Auflage 
identisch.  Analog  gab  auch  in  der  Neuzeit  das  Amt  die  Grundlage  hSherer  Stel- 
lung (§.  105.). 

3  Böhmer  Regesten  Heinrich  L  n.  53.  Yon  ddO,  Otto  L  n  229.  248.  291.  318 
377.  und  zahllose  Urkunden  über  die  Bestätigung  von  Gütern  der  Stifter  und 
Klöster.  —  Die  Freiheit  schwand  besonders  in  den  Zeiten  Arnulfs  und  Ludwigs 
des  Kindes ;  innere  Fehden,  Kriege,  endlich  Missernten  hatten  die  Zahl  der  kleinen 
Grundbesitzer  bedeutend  yermindert,  dadurch  nahm  die  Zahl  der  Vasallen  zu« 
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ficiaten  (§.  48.)  und  Unfreien  (§.  55.) ;  als  dies  nicht  mehr  genügte,  gaben 
sie  Güter,  Grundrenten,  welche  sie  von  ihren  Unfreien  bezogen  oder  als 
Advocati  von  den  Stiftern  und  Klöstern  oder  durch  königliche  Schenkung 
besassen,  Einkünfte  aus  der  Gerichtsbarkeit  und  dergleichen  zu  Bene- 
ficien,  feuda,  feoda,  an  solche  Freie,  welche  das  Waffenhandwerk 
anzog«  Die  Stellung  dieser  Dienstmannen,  welche  des  Herrn  tägliche 
Begleiter  imd  natürliche  Bathgeber  waren,  stieg  mit  der  der  Herren  immer 
höher,  so  dass  immer  mehr  Freie,  um  derselben  theilhaftig  zu  werden, 
ihr  Gut  dem  Herrn  auftrugen  (tradere,  commendare)  und  als  Lehen  zu- 
rückempfingen.  Hiermit  wurde  die  Uebung  in  den  Waffen  Beschäfti- 
gung einer  bestimmten  Klasse.  Diese  Beschäftigung  ward  zum  form- 
lichen und  ständigen  Berufe,  seitdem  der  Schwerpunkt  der  Kriegsführung 
im  Reiterdienste  lag,  der  einerseits  grössere  und  beständigere  Uebung, 
andererseits  auch  bedeutendere  Kosten  erforderte.  Zugleich  gab  das 
Reiterhandwerk  dem  Auftreten  des  Herrn  grösseren  Glanz,  wurde  Ver- 
anlassung zu  beständigen  Uebungen  (Turnieren)  und  setzte  sich  als  förm- 
licher Beruf  vom  Yater  auf  den  Sohn  fort.  Damit  waren  auch  die  Be- 
neficien  am  Ende  des  12.  Jahrh.  erbhch  geworden.^  An  die  Stelle  der 
persönlichen  Kriegsleistung  bei  den  Freien  war  die  Abgabenpflichtigkeit 
in  verschiedener  Gestalt  getreten;  damit  yerloren  sie  auch  das  volle 
Waffenrecht  des  freien  Mannes  ausser  zur  Nothwehr,  und  hatten  als 
Landbebauer  beständigen  Frieden.^    Umgekehrt  stieg  aber   der  Reiter- 


*  Die  Fälle,  in  denen  die  beneficia  entzogen  werden  konnten,  setzte  fest: 
Const.  Henr.  III.  de  benef.  amittendis  (Leg.  11.  43  sq.),  Lothar  HI.  1127  (p.  80). 
Gegen  die  Yeräusserung  ohne  Consens  des  Herrn  Frid.  I.  Curia  Boncaliae  a.  1154 
p.  96.,  a.'  1168  p.  118.  Heinr.  reg.  sent.  a.  1230  p.  278.  gegen  die  Erbfolge  der 
Weiber  in  feodo,  ejusd.  sent.  a.  1284  p.  304.,  Curia  Francof.  a.  1264  p.  362.,  Curia 
Francof.  a.  1252  p.  366  sq.,  Rud.  I.  sent.  a.  1276  p.  406  u.  a.  In  zahllosen  Ur- 
kunden ist  Ton  Yornherein  die  Erblichkeit  aufgenommen.  Z.  B.  Seih ertz  Urkunden- 
buch  n.  67.  von  1166.,  n.  91.  von  1186,  n.  109.  von  1196,  n.  116.  von  1202,  n.  16a 
von  1221. 

^  Oben  §.  73.  Damit  stehen  andere  im  Zusammenhange.  Siehe  Frid.  L  const. 
de  pace  tenenda  a.  1156.  (Leg.  U.  101  sqq.)  c.  8.:  „Si  rusticus  miUtem  de  violata 
pace  pulsaverit,  de  manu  sua  iurabit,  quod  non  voluntate,  set  neoessitate  hoo  faciat ; 
manu  quarta  se  miles  expurgabit.  9.  Si  miles  rusticum  de  violata  pace  pulsaverit, 
rustious  manu  sua  iurabit,  quod  non  voluntate  set  necessario  hoc  fecit;  de  duobus 
unum  rustious  eligat,  an  divino,  an  humane  judicio  innocentiam  suam  ostendat,  aut 
testibus  ydoneis,  quos  iudex  elegerit,  se  expurget.  10.  Si  miles  adversus  militem 
pro  pace  violata  aut  aliqua  capitali  causa  duellum  comittere  voluerit,  facultas  pug- 
nandi  ei  non  concedatur,  nisi  probare  possit,   quod  antiquitus   ipse  cum  parentibus 
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Btand  immer  höher;  dazu  trugen  Tor  Allem  die  feierlichen  Formen  bei, 
welche  man  fOr  den  Eintritt  anwandte,  die  Grade  und  Abstufungen,  der 
Gebrauch  der  "Wappen  u.  s.  w.*  Eine  natürliche  Entwicklung  dieser 
Yerhältnisse  war  die  Anschauung  der  Kitter  von  einer  höheren  Standes- 
ehre ;  diese  aber  hatte  zur  Folge,  dass  nicht  mehr  das  blosse  üeben  des 
Kitterdienstes,  sondern  das  ritterliche  Blut,  die  Geburt  von  rittermässigen 
Eltern  als  Erwerbsgrund  der  Genossenschaft  galt.  So  bildete  sich  im 
12.  Jahrhundert  der  Ritterstand  zu  einem  Geburtsstande  um.*^  In 
diesen  konnten  noch  bis  zum  14.  Jahrhundert  die  Nachkommen  von 
Personen  eintreten,  welche  den  ritterlichen  Beruf  betrieben;  seitdem  aber 
forderte  man  bestimmte  Ahnen,  in  deren  Abgang  eine  kaiserliche  Standes- 
erhöhung. 

lY.  Die  schon  in  der  karolingischen  Zeit  (§.  45.)  auftretende  Sitte, 
den  höheren  Hofbeamten  zahlreiche  Gehülfen  (ministri)  beizugeben, 
wurde  zur  Regel,  seitdem  die  grössere  Macht  und  Stellung  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  die  Umgebung  mit  einem  zahlreichen  Ge- 
folge imd  namentlich  kriegsgeübten  Leuten  erheischte.  Sie  bedienten 
sich  hierzu  der  tauglichsten  unter  ihren  hörigen  Leuten,  welchen  sie  ausser 
der  freien  Yerpflegung  meistens  beneficia  oder  die  Bewachung  von 
Schlössern,  Besorgung  des  Amtes  eines  vülicus  u.  dgl.  gaben.  Diese 
Diener  im  vorzügCchen  Sinne  des  Wortes,  Ministeriales, ^  traten  mit 


ams  nfttione  legitimus  miles  existat.  12  8i  quis  rnsticus  arma  Tel  lanceam  porta- 
Yerit  Tel  gladium,  index  in  cnius  potestate  repertns  fuerit,  yel  arma  tollat,  vel  20 
solidoB  pro  ipsis  aooipiat  a  rustioo.  12  Meroator  negotiandi  causa  per  provinciam 
tranaiens,  gladinm  snum  snae  sellae  alliget,  et  super  Tehioulnm  suum  ponat,  ne 
nmquam  laedat  innocentem,  set  ut  se  a  praedone  defendat.^ 

^  Unterschied  der  Milites,  Armigeri,  famuli,  seryientes,  seryi, 
Bitter,  Knappen,  Edelknechte,  Bitterschlag,  Bittereid. 

^  Siehe  oonst.  Frid.  I.  a.  1156  c.  10.  Frid.  L  Const.  contra  incendiarios  a. 
1187  p.  185.:  »De  filiis  qnoque  sacerdotum,  djaconorum  ac  rusticorum  statuimus 
ne  oingnlam  militare  aliqnatenus  assumant,  et  qui  jam  assumserunt, 
per  judioem  proTintiae  a  militia  pellantur/  Für  die  Form  der  Anfnahme  ist  in- 
teressant die,  ohvohl  unechte  (Böhmer^s  Beg.)  Urkunde:  Wilh.  reg.  oonstit. 
Electio  regia  a.  1247.  (Leg.  11.  868.) 

8  Aug.  Freih.  Ton  Fürth.  Die  Ministerialen,  COln  1886,  Kitzsch  Ministe- 
rialität  und  Bürgerthum  1859-  Das  Becht  Eonrads  II.  für  die  Weissenburger  Mi- 
nisterialen Ton  1020  neu  abgedruckt  bei  Giesebreoht  11.  686,  das  Ton  Limburg 
▼on  1086  in  Acta  Palatina  YI.  274  (dazu  Giedebreohtll.  625),  das  Ton  Wein- 
garten bei  Kindlinger  Gesch.  der  deutschen  Hörigkeit  S.-226.  —  Beichsgesetze: 
Heinr.  YI.  sent.  1190  (Leg. n.  187.):  ,,talemi  dictayit  sententiam,  quod  filii  mini- 
sterialium  eoclesie  cujuslibet  ex  liberis  matribus  progeniti,  et  fllie  similiter,  patrum 

V.  Schulte,  Raiehi-  u.  Reehtsgoftch.  3.  Aufl.  2g 
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dem  stets  wachsenden  Ansehen   des  Herrn  und  ihrem  damit  steigenden 
Einflüsse   gegenüber  den  anderen  Unfireien   in  ein  ausgezeichnetes  Ter- 


imitando  oonditionem  eoolesie  debeant  esse  ministeriales  .  .^*  Sent.  Heinr.  YI. 
imper.  de  feodis  ministerialium  a.  1192  (p.  196.}:  „sententiatum  est,  quod 
nullus  ministerialis  alicujus  ecclesie  feodum  quod  habet  ab  ecclesia  jure  mini- 
ste ri  all  um,  filio  Buo  qui  sue  non  est  condicionis,  vel  alii  persone,  in  fraudem 
ecclesie  Tel  supterfugium  potest  Tel  debet  concedere  ^^  Curia  August,  a.  1209 
(p.  216.):  „Et  dictatum  est  in  sententia,  quod  pueri  ex  hujusmodi  (seil,  ministe- 
rialis cum  muliere  libera)  matrimonio  nati,  esse  debeant  ipsius  ecclesiae  mi- 
nisteriales; alias  enim  oranes  ministeriales  omnium  ecclesiarum  im- 
perii  deperirent.  —  Item  quaesivit  in  sententia,  si  aliquis  ministerialis  alicujus 
ecclesie  de  bonis  suis,  sive-patrimonialibus  siTe  feudalibus,  aliquid possit 
alienare  Tel  in  aliquam  aliam  personam  transferro  sine  manu  et  domini  sui  licentia 
et  Toluntate.  Et  dictatum  est  in  sententia,  quod  hoc  fieri  non  possit  .  .^*  Sent. 
de  officiis  episcopat.  Heinr.  reg.  sent.  de  Tariis  casibus  juris  feo- 
dalis  (p  249.):  fJuTentum  igitur  et  sentenciatum  est  ibi,  quod  in  iure  feodali  om- 
nis  ministerialis  feodatarius  eque  iudicare  possit  super  feodis  nobilium  et  ministe- 
rialium,  exceptis  tarnen  feodis  principum.  Ad  hoc  sentenciatum  est  ibi,  quod  qui- 
libet  nobilis  sIto  ministerialis  i^odatarius  a  domino  suo  in  iure  feodali  prima  ci- 
tdcione  ad  quindenam  potest  citari.  Iterum  si  aliquis,  siTe  nobilis  si^e  ministerialis, 
allodium  ducis  de  duce  tenet  in  feodum,  ipse  dux  ipsum  citare  potest  super  ülo 
allodio  ad  alium  locum  ubi  habet  allodium ,  ubiounque  Toluerit.  Si  autem  illud 
feodum  sit  feodum  ab  alio  principe  obtentum,  tunc  dux  suum  feodatarium  citare 
potest  super  quamcimque  partem  illius  feodi,  quod  ab  illo  principe  descendit.  Ce- 
terum  quemcunque  dux  de  iure  sicut  tenetur  citaTerit,  ille  si  citatus  non  comparet, 
ad  primam  citationem,  emendam  solvere  tenetur,  quo  bota  Tooatur.  Insuper  si  dux 
sententiam  ab  aliquo  requisierit,  ille  reqiüsitus  tenebitur  dicere  sentenciam  infra 
terminum  quo  dux  sedet  pro  tribunali  illo  die,  nisi  ipse  dux  de  gracia  sibi  remittat. 
Ad  hoc  in  iure  feodali  nullus  potest  esse  advocatus  nisi  sit  ipsius  ducis  feodatarius: 
adTocatum  appoUamus  patronum  cause.  Additum  quoque  ibi  est  per  sentenciam, 
quod  serTi  per  stipitem  et  parentelam  ex  parte  matris  proTenientem  sunt  retinendi ; 
homines  adTocaciarum  autem  per  curiam  oui  sunt  censuales  sunt  retinendi^^  Sent. 
de  offic.  princip.  a  1223,  de  jure  abbatiarum  p.  252.  Bud.  I.  sent. 
contra  alienationem  bonorum  feudalium  a.  1290,  p.  456.  Adolfi  regis 
sent.  de  damnis  in  belle  per  stipendiarios  sustinendis  a.  129Ö,  p.  463: 
„obtentum  fuerit  .  .  per  sententiam  ooram  nobis:  si  aliquis  princeps  aut  dominus 
intorpellat  aliquem  subditum  pro  impendendo  sibi  auxilio  contra  suos  adTersarios 
d3  Castro  quod  ab  eodem  suo  domino  tenet  in  pignoro,  pacto  interposito  de  danda 
sibi  pro  huiusmodi  auxilio  pecunie  certa  summa,  idemque  subditus  adiuTans  dominum 
ipsum  de  eodem  Castro  sibi  obligato,  faotusque  eiusdem  domini  offioialis,  quod  ipse 
subditus  seu  officialis  dampna  que  exiode  perfculerit,  nisi  aliud  deducatur  in  pactum, 
debet  personaliter  sustinere,  nee  illud  tenetur  sibi  suus  dominus  resarcire.'*  Adolfi 
sent.  a.  1296,  p.  465:  „no«)i8  in  Werthaim  pro  tribunali  sedentibus,  quesitum  fuit  in 
sententia  coram  nobis :   si  duo  domini  equo  iure  habeant  unum  oastnim ,   et  iurant 
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hältniss,  da  ihre  Leistungen  in  der  persönlichen  Bedienung  und  Be- 
schützung des  Herrn  bestanden,  was,  seit  der  Bischof,  Graf  u.  s.  w. 
Herr  der  Freien  geworden  war,  nicht  mehr  als  unehrenvoll  angesehen 
werden  konnte,  so  dass  selbst  vielfach  freie  Leute  sich  in  diese  Stellung 
durch  Begebung  in  den  Dienst  eines  Herrn  setzten.  Auf  die  zahlreichen 
Ministerialen  stützte  sich  im  Laufe  des  10.,  11.  und  12.  Jahrhunderts  bis 
zur  Abschliessung  der  landesherrlichen  Gewalt,  vorzugsweise  die  Macht 
der  Herren.  Darin  lag  der  Grund,  dass  einzelne  Herren  ihren  Ministerialen 
schon  früh  mancherlei  Yorrechte  gaben,  sie  von  dem  drückenden  Hörig- 
keitsverhältnicse  befreiten.  Gleiches  Literesse  bewog  andere  zur  Er- 
theilung  ähnlicher  Privilegien  oder  Bewidmung  mit  dem  Rechte,  welches 
andere  bereits  hatten,  so  dass  sich  ein  eigenes  jus  ministerialium 
bildete,  das  im  Grossen  und  Ganzen  auf  denselben  Grundlagen  ruhte 
(§.  61).  Mit  der  Ausbildung  der  Landesregierung  erhielten  Dienstmannen 
namentlich  auch  die  oberen  Hofamter,'''  aus  denen  sich  in  den  meisten 
Territorien  erbhche  Aemter  (Landes-Erbämter)  bildeten.  Unter 
diesen  verschiedenen  Aemtem  standen  die  übrigen  Dienstleute,  welche 
nach  Herkommen  oder  Ruf  des  Herrn  sowohl  bei  Hofe  Dienste  leisteten, 
als  auch  für  die  Vertheidigung  der  ihnen  anvertrauten  Burg  u.  dgl. 
sorgten,  ausserdem  bei  Fehden  gegen  den  Herrn  diesem  unbedingt  bei- 
stehen mussten.  Hatte  er  vom  Herrn  ein  Lehen,  so  war  er  überhaupt 
zum  Kriegsdienste  verpflichtet.  Als  Entgelt  wurden  sie  während  der 
wirklichen  Dienstleistung  bei  Hofe  verpflegt,  gekleidet,  gerüstet;  mehr 
und  mehr  aber  wurden  ihnen  Lehen  gegeben,  die  gleich  den  übrigen 
erblich  wurden.  Unter  den  Ministerialen  standen  oben  an  die  des  Kaisers 
und  Reichs,  welche  als  stete  Begleiter  selbst  auf  den  Reichstagen  er- 
schienen und  stimmten  (§.  72),  zum  Reichsdienst  verbunden  waren  (§.  74). 
Diese  Stellung  gab  ihnen  bald  ein  so  grosses  Ansehen,  dass  ihre  Un- 
freiheit gänzlich  zurücktrat.    Wollte  der  KBiser  Ministerialen  auszeichnen, 


sive  compromittunt  societatem  sive  pacem  que  vulgariter  borchvrede  nunoupatnr 
inter  se  in  castro  memorato  servare,  postea  vero  alter  eorum  prohibet  ne  ab  altero 
8U0  consocio  custodiatur  idem  castrum  per  excubias  slye  vigilias  pro  parte  sua, 
ymmo  xnandat  ut  destmatur  suburbium  Bue  partis,  ut  per  hoc  totius  cabtri  amissio 
seu  perditio  consequatur;  utnim  alter  eonim  hoc  facere  possit  altero  reclamante? 
diffiniente  multorum  nobilium  tunc  ibidem  astancium  sententia,  est  obtentum,  quod 
neuter  eorum,  altero  invito,  partem  suam  in  eodem  oastro  sine  custodia  relinquere 
potest  neo  destruere,  nee  quioquam  attemptare  in  alterius  preiudicium  et  gravamen : 
presentiom  testimonio  litterarum,  nostre  maiestatis  sigUli  robore  signatarum.^^ 
3  Siehe  $.  78  besonders  die  Stellen  in  dessen  nota  2. 
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aen  die  Rechte  der  Keichnmoieterialen,  was  bezäglidi  der 
1  geistlicher  Ffirsteo  so  hSnfig  geechah,  dass  man  diese  all- 
tichstehend  mit  den  Keichsdienstmannen  ansah.  Durch  die 
Bitterdienstes ,  die  Erwerfotmg  von  Lehen,  die  albnfiligen 
ron  den  Beechränbimgeii,  velcbe  das  Eörigk^tsrerhSltniss 
te  und  durch  den  Eintritt  Tieler  Freien  in  das  Dienetrerh&Itniss 
X,  das«  man  sie  nicht  als  nnfi-ei  ansah,  sondern  ihre  Stellung 
des  IiehensTerhältnisses  aufrüste,  sie  sdbst  aber  d^  Bittem 
1  als  ein^  Qber  den  geiröhnlichen  Freien  stehenden  Stand 


n.  Die  Stfinde  nach  den  Spiegeln. 
A.  Der  BachMBipiagel.* 
§.  84.  ■ 

I.    Dia  TollkomiBeB  Frelaa.   Ffiritci  und  Herreo. 

Ihnälige  Sonderang  der  Stände  (§.  83.)  findet  in  den  beiden 
itsbüohem  des  13.  Jahrb.  ihren  genauen  Ausdruck;  auf  der 
Grundlage  zeigt  die  spätere  Zeit  nur  eine  Fortbildung. 
,  dem  Sachsenspiegel*  steht  oben  an  der  Stand  der  Fürsten 
Serien,  zwischen  denen  nur  ein  politisch^'  UnterBchied  ob- 


ImUige  lud  Schwankende  der  Entwicklung  beweisen  die  Aoadrlloke. 
e  des  12.  Jahrh.  tind  dem  Katohe  gegenüber  Ifobiles  und  Liberi 
L  In  einzelnen  Territorien ,  beaondera 'Westfalen,  treten  die  No- 
e  Klüse  der  LuideBbewohner ,  als  zweite  dis  Liberi,  nach  diesen 
iales  anf.  Aber  schon  im  13.  Jahrb.  ist  das  Chrafenamt  Tjelfaoh  an 
egeben,  I19fi  wird  der  Reiohsenescball  Uarkword  von  Antwefler  nim 
a  Ancona  beeteilt  und  im  Saterr.  Landr.  Kap.  2  wird  Qrofen,  Freien 
len  in  aobweren  Criminalsachen  dar  aamchlicBaliche  Oericbtsetond 
■berm  Eugesiobert.  Hab  «ehe  Ficker  R.F.  B.  TT  K 
ibe  Die  BUnde  des  Saolwenipiegala  in  Zeitichr.  f.  deutsch.  Recht 
enr.  Sameon  De  personanim  et  iudioiomm  ordine  ex  Bpscnlo  aaxo- 
ai  Boee.  XIH.  per  Oiieatph«lian  vigebat,  comparando  (Inoog.  Dies.) 

ingpiegel  m.  46.  §.  1.  »Nn  Tememet  aller  Iflde  weregelt  nnde 
nie  berren,  Bcepenbare  Iflde,  die  ain  gelik  in  bnte  nnde  in  were- 
ret  man  die  vonten  nnde  die  vrie  herren  mit  golde  to  gevene,  nnde 
lldana  pennlnge  to  bnte,  der  sal  Jegelik  en  dre  penningwiohte  sil- 
)at  penning  wiohte  goldei  nam  man  do  Tor  teine  silveres,  aus  waren 
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-waltet,  währ^id  beide  der  Oeburt  nach  gleich  stehen.  Dies  bringt  mit 
Mch,  dass  er  häufig,  wo  er  offenbar  beide  bezeichnen  will,  nur  eine 
Klaase  nennt.^   Die  Fürsten  sind  Inhaber  der  Yanlehen,  die  freien  Herren 


die  trelf  penninge  drittich  Bchillinge  wert.  Den  scepenbaren  rrien  lüten  gift  man 
drittich  Schillinge  to  bute  pündeger  penninge,  der  seien  trintich  Schillinge  ene  mark 
iregen.  Ire  weregelt  sin  achtein  punt  pündeger  penninge.^*  I.  3.  §.  2.  „Tu  dirre 
•elyen  wis  sint  de  herschilde  ut  geleget,  der  de  kening  den  irsten  heyet;  de  biscope 
linde  ebbede  unde  ebdisehen  den  anderen,  ie  leien  Torsten  den  dridden,  sint  se  der 
biscope  man  worden  sin;  die  rrien  herren  den  Tierdeh;  de  soepenbare  lüde  unde 
der  Trien  herren  man  den  veften,  ire  manne  Yort  den  Besten.  Alse  de  kristenheit 
in  der  seveden  werlt  nene  stedicheit  ne  weit,  wo  lange  se  stan  sole,  also  ne  weit 
man  ok  an  dem  sereden  scilde,  of  he  lenrecht  oder  herschilt  hebben  möge.  Die 
leien  Torsten  hebbet  arer  den  sesten  sohild  in  den  seyeden  gebracht,  sint  se  worden 
der  bisope  man,  das  er  nicht  ne  was.  Alse  de  herschilt  in  me  seyeden  to  stat,  also 
to  geit  de  sibbe  an  deme  seyeden.*  Yorr.  yon  der  herren  gehurt.  ^Ku 
yememet  umme  der  herren  bord  yon  me  lande  to  sassen.  De  yon  anehalt,  de  yon 
brandeborch;  de  yon  orlemünde,  de  marcgroTe  Ton  mysne,  de  grere  Ton  brenen: 
disse  Torsten  sint  alle  syayee.  Under  den  yrien  herren  sintsyayee:  de  yon 
hakebome,  de  Ton  gneix,  de  yon  mflohele.  ünder  den  rikes  scepenen  aint 
ayayee.*  11.  1.  »Syar  herren  mit  eiden  sik  to  samene  sekeret,  se  ne  besoeide^ 
dat  rike  der  hüten,  so  hebbet  se  weder  deme  rike  gedan.**  IL  26.  1.  „Penninge 
sal  man  yernien  alse  ni  herren  komet.*  I.  61.  2.  „Ein  wif  mach  winnen  echt 
kind,  adel  kint,  egen  kint  nnde  keyes  kint.*  $.  3.  „Swelk  man  yon  sinen  yier  anen, 
dat  is  yon  tyen  elderyaderen  nnde  yon  tyen  eldermnderen,  nnde  yon  yader  nnde 
müder  nnbesonlden  is  an  sime  rechte,  den  ne  kan  neman  besoelden  an  siner  bord, 
he  ne  hebbe  sin  recht  yorwarcht.*^  I.  16.  §.  1.  „Nieman  ne  mach  irweryen  ander 
recht,  wan  als  im  an  geboren  is.  Yersmat  ayer  he  sin  recht  yor  gerichte  nnde 
seget  he  ime  to  en  ander  recht,  des  he  nicht  yollknmen  ne  kan,  he  yerlüset  beide. 
Sander  de  egene  man,  den  man  yrie  let,  die  behalt  yrier  lantsteten  recht.  — 
%,  2.  Syar't  kint  is  Trie  unde  echt,  dar  behalt  it  eines  Tader  recht.  Is  arer  die 
Tader  oder  de  mader  dinstwif,  it  kint  behalt  sogedan  recht,  als  it  in  geboren  ia. 
m.  72.  „Dat  echte  kint  nnde  Tri  hehalt  eines  Tader  schilt,  nnde  nimt  sin  otto  nnde 
der  mader  also,  of  it  ir  OTenburdich  is  oder  bat  geboren.*'  8&ohs,  Lehnr, 
art.  21.  §.  1.  „Die  sone  behalt  des  Tander  schilt  to  lereohte  die  im  OTenbordich  is, 
die  wile  he  sik  mit  mansoap  nicht  ne  nederet  §.  2.  Of  die  sone  in  des  Tader  stat 
nicht  man  ne  werden  ne  wel,  dar  mede  n^is  sin  schilt  nicht  gehoget.  It  ne  heget 
nicht  das  mannes  schilt  denne  Tanlen,  of  ime  dat  geleget  wert.*'  —  III.  &6.  1.  III« 
58.  §•  1.  „Des  rikes  Torsten  ne  aolen  aenen  leien  to  herren  hebben,  wen  den  ko* 
ning.'  Vgl.  die  Stellen  in  §•  73.  n.  6.  m.  64.  §.  2.  „Die  Torsten  die  Tanlen  hebbet, 
die  wedden  deme  koninge  hnnd«rt  pnnt.  Alle  andere  lüde  (nemlich  die  des  Königs 
Hof  suchen  müssen)  wedden  tein  pnnt  .  .  .  $.  3.  Deme  hertogen  weddet  ok  tein 
pnnt  jewelk  edele  man.'^    Yet  anct  2.  68.    Lehnr.  66.  8. 

>  So  z.  B.  offenbar  m,  65.  Denn  dass  dies  auch  Ton  den  Freiherren  galt,  lehrt 
Landir.  t.  1286  o.  15.  (Leg.  IL  817.):  JBUatninuis  igitv»  nt  curia  nostra  instioiarinm 
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Quasten,  nicht  mit  dem  Fürstenthum  beliehenen  SSbne 
s.  w.^  Yom  Stande  der  FreibeiTen  ging  man  zu  dem  der 
Iber  dnrcb  I^rtheilung  eines  Fahnlehens ;  dieses  war  auch 
lg,  auf  welchem  ein  anderer  freier  Mann  oder  dn  Bitter 
Ürst  werden  konnte.* 

olge  der  Unmittelbarkeit  hatten  diese  höchst  Freien  das 
lesreoht,  nur  vor  dem  Kaiser  im  Fflrstengerichte ,  nicht 
mlichen  Reichs-Land-Oeriohten  oder  dem  Hofnchter  zu 
D,  femer  unbedingt  zum  Erwerbe  Ton  Fahnlehen  befähigt 
3eburtarechte  tbeilen  sie  mit  der  zweiten  Klasse  (§,  83). 
sn  Geistlichen,  welche  ein  Bisthimi  oder  eine  Beichsabtei 
ihr  Geburtsstand  vor  dem  mit  dem  Fahnlehen  erworbenen 

den  Hintergrund ,   bo  daes  sie  wegen  dieser  politischen 
ersten  Stande  nicht  blos  angehörten,  sondern  sogar  höher 

Laienfürsten.^ 

!i  dieser  ersten  Klasse,  so  ist  überhaupt  der  Yerband  mit 
d  dessen  Fürsten  und  Herren  durch  das  Lehenwesen  das 
Bindemittel  zwischen  der  politischen  und  privaten  Stellung, 
thöffenbar  Freien  hatte  steh  noch  ein  Best  der  alten  Zu- 

§.  85. 
2.   Die  SchGffeBbareB. 

1  Sachsenspiegel'  den  Fürsten  und  Freiherren  zunächst  ge- 
nbare lüde,  Bcepenbare  vri  man,  schöffenbar 

9ra  conditionis,  qni  io  eodem  peraiatat  officio  ad  mintu  per  ftnimiii, 
B  gneuerit.  Hio  sinKulis  diebna  inditio  presideat,  exoeptis  diebas 
festis  majoribna,  iuB  reddens  omntbos  querelantiboa,  pretorqnain 
elüB  pereouia  Bublimibiu  in  ostuia  gae  ^BIlgnDt,  personal,  iiu,  ho- 
roprietatem  Tel  bereditatem  eorandem  et  nisi  de  catuis  maxiiniB, 
■n  diacnBHionem  et  indiciiuii  nostre  oeleitndini  reaerramoH." 
'  SfBtem  deB  Lehnreahta  S.  6G0  f^.  Bpäter  nibmen  dieae  SSbn» 
[  in  Tielen  H&Qsem  mit  kaiaerliohem  Pririleg  an. 
berror  Walter  B.  G.  |.  416.  N.  14.  anf  Qrund  der  im  Chron. 
erzahlten  Freiloasimg  und  Erhebung  daa  eriT&bnten  Harkward. 
ifa  dafür,  daaa  Eichhorn  R.G.  g.  340  Anm.  1  and  Homeyer 
1.  500  f.  Reobt  haben,  wenn  lie  SAeh«.  Lehor.  21.  2.  dahin  auf- 
Ibs  nur  dio  Ertheilnng   einaa  Fahnlehena  au   einen   freien  Herrn 

■  „Wirt  en  begloten  {iat  einfache  Ueberaetinng  f9r  recluaa,  sab 
.0  ebbediaebe,  oder  en  monik  biacope,  den  heraoilt  mögen  ae  wol 
ike;  lantreoht  ue  irwerret  se  arer  dar  mede  nicht." 
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Freien  sind  jene  Freien,  welche  auf  der  einen  Seite  nicht  durch  Ein- 
tritt in  das  Lehenverhältniss  zum  Könige  emen  höheren  Stand  erlangt 
haben,  auf  der  anderen  weder  durch  ein  Dienstverhältniss  zu  einem  Herrn 
noch  durch  Unterwerfung  unter  die  Yogtei  ihre  echte  Freiheit  gemindert 
haben.  Ihnen  kommen  alle  Rechte  der  Freiheit  zu,  welche  noch  bei 
den  veränderten  Yerhältnissen  möglich  waren,  unter  denen  als  das 
sicherste  Kennzeichen  hervortritt  der  Gerichtsstand  im  echten  Dinge  unter 
Kömgsbann,  dem  nunmehrigen  Landgerichte,  sowie  Pflicht  und  Recht  zu 
dessen  Besuch  und  zum  Urtheilsfinden.  Hiervon  rührt  ihr  Namen  her; 
das  sich  hierauf  beziehende  hantgemal^  bildet  auch  den  besten  Be- 
weis ihrer  schöffenbaren  Freiheit.^ 


^  Für  das  YerständniBS  des  Sachsenspiegels  Landrecht  muss  man  wohl,  was 
leicht  übersehen  wird,  beachten,  dass  er  nur  die  Beziehungen  auf  dem  Gebiete  des 
Landrechts  als  eigentliches  Object  seiner  Darstellung  im  Auge  hat ;  seine  Sätze  aus 
dem  Lehnrechte  sind  nur  zufällige  oder  bezwecken  den  Gegensatz  oder  die  Ter- 
bindung  und  Wirkung  bezüglich  des  Landrechts  zu  zeigen.  —  Ssp.  L  2.  „Triheit 
de  is  aver  drierhande:  scepenbare  lüde,  die  der  biscope  senet  stüken  solen, 
plechhaften  der  dumproveste:  landseten  der  ercepriestere.  (Diese  Sätze 
werden  besonders  durch  das  älteste  Statutarrecht  Yon  Soest  von  1120  [Seibertz 
n.  42.]  beleuchtet)  §.  2.  Te  geliker  wies  solen  se  wertlik  gericht  süken.  De  sce- 
penen  des  greven  ding  over  aohtein  weken  under  koningos  banne.^^  I.  3.  §.  2.  III. 
45.  §.  1.  I.  69.  §.  1.  „AUerhande  klage  unde  al  ungerichte  mut  de  richtero  richten 
binnen  sime  gerichte,  swar  he  is,  ane  of  man  up  egen  klaget,  oder  up  enen  sce- 
penbaren  vrien  man  ungerichte  claget.  Des  ne  mach  die  richtere  nicht  richten  wan 
to  echter  dingstat  unde  under  koninges  banne.^^  III.  69.  §.  2.  „Ordel  solen  sie 
(die  scopenen)  yinden  yastene  over  je  welken  man,  he  si  düdisch  oder  wendisch, 
oder  egen  oder  Tri.  Dar  ne  sal  anderes  neman  ordel  yinden  w^  sie.*^  II.  12.  2. 
„Scepenbare  lüde  muten  wol  ordel  yinden  oyer  jewelken  man.  It  ne  mut  ayer 
appe  se  neman  ordel  yinden,  dat  an  ir  lief,  oder  an  ir  ere,  oder  an  ir  erye  ga, 
noch  ordel  soelden,  he  ne  so  in  eyenburdich."  III.  19.  ,fVrie  lüde  unde  dos  rikes 
dienstman  die  moten  yor'me  rike  wol  getüch  isin  unde  ordel  yinden,  durch  dat  sie 
deme  rike  hulde  dun,  ir  jeweder  na  sime  rechte.  Doch  ne  mut  des  rikes  dienst- 
man oyer  den  soepenbaren  yrien  man  noch  ordel  yinden  noch  getüch  wesen  dar't 
ime  an  den  lief  oder  an  sin  ere  oder  an  sin  erye  gat.^  in.  54.  §.  1.  IIL  64.  §.  5. 
„Ban  liet  man  ane  manscap.''  in.  55.  §.  2.  „Oyer  scepenbare  yrie  lüde,  syenne 
86  Iren  lif  yerwerken  unde  yordelet  sin,  ne  mut  neman  richten  wenne  die  echte 
TTone  böte.''  I.  3.  §.  2.  »Grot  man  enen  man  to  kampe  de  unge warnet  dar  kommen 
is,  unde  ime  umme  die  sako  der  nicht  gedegedinget  nUs,  he  sal  dach  hebben  no 
siner  bord,  of  he*s  bedet,  dat  he  sik  dar  to  warne,  syen  it  kamp  geloyet  is ,  unde 
er  nicht.  Die  yrl  scepenbare  man  oyer  ses  weken,  die  dinstman  oyer  yirteinnacht, 
unde  andere  yri  lüde.*^  I.  51.  §.  4.  „Syelk  scepenbare  yri  man  man  enen  sinen 
genoten  to  kampe  an  sprikt,  die  bedarf  to  wetene  sine  yier  anen  unde  sin  hant- 
gemal  unde  die  to  henom^QQ^  q^Jq,  j^oe  weigeret  ime  kampes  mit  rechte.*' 
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n.  Auf  dieser  Stellung  zum  Herrn  als  blossem  Inhaber  des  könig^ 
liehen  Bannes  beruhet  die  Gleichheit  der  Schöffenbaren  mit  der  ersten 
Klasse  bezüglich  des  Geburtsstandes,  soweit  nur  dessen  Folgen,  nicht 
aber  politische  und  Lehenrechte  in  Frage  kommen,  sowie  deren  Geburts« 
Yorzug  vor  den  Dienstmannen.  — 

in.  Erwerb  und  Beweis  des  Standes  liegt  in  der  Abstammung  von 
Schöffenbaren,  wozu  vier  Ahnen  gehörten;  diese  kann  nur  ersetzen  Er- 
bebung in  den  Stand  durch  den  Eönig.^ 

§.  86. 

8.   Die  Rltterslente.* 

I.  Yasallen,  Kitter,   welche  meistens  aus  freien  Familien  stammten 


*  Das  Material  ans  ganz  Earopa  Terarbeitet  das  herrliche  Werk  ron  C.  G. 
Home  y  er  die  Hans-  und  Hof  marken.  Berl.  1870.  Eine  ansführl.  Besprechung 
Ton  Zopf  1  in  Heidelb.  Jahrb.  1871  Nr.  11  S.  161  ff.  Die  frühere  Literatur  ist  da- 
durch antiquirt. 

*  Die  Bsp.  I  3.  §.  1.  auf  die  kirchliehe  Stellung  gemachte  Beziehung  ist  den 
Quellen  gemäss.  Denn  die  Gemein  freien,  welche  die  Beichsgeeetze  des  13.  Jahr- 
hunderts Tor  Augen  haben,  werden  oft  geradezu  mit  Beziehung  auf  den  kirchlichen 
Stand  bezeichnet.  So  Heinr.  reg.  Statut,  in  faror.  prinoip.  a.  1281.  „Item 
ad  centas  nullus  synodal is  Tocetur;"  dass.  in  Curia  Sibidati  Frid.  11.  a. 
1232.  Beweis  „cum  hominibus  synodalibus,"  in  Const.  gen.  Heinr.  reg.  a.  1284 
(Leg.  n.  301.),  c.  3.  6.  11.  („cum  duobus  Tiris  bone  opinionie  et  integri  status, 
synodalibns  hominibus^*  entspricht  genau  der  Bezeichnung,  welche  die  Ka- 
pitularien ffir  die  Schöffen  wählen)  18.  Land  fr.  Ton  1285.  Die  späteren  Landfrieden 
haben  dieselben  Bezeichnungen:  „sentbere  mannen"  im  c.  1.  3.  Gonst.  Bud.  I- 
pao.  in  Franconia  a.  1281  (Leg.  11.  482  sq),  ejusd.  Const.  pacis  Mogunt. 
(p.  436  sqq.)  c.  1.  3.  14.,  Const.  pac.  Wir zburg.  a.  1287  (p.  488  sqq.)  (,vBentber 
mannen*^)  c.  10.  und  36.  Der  Dreitheilung  des  geistlichen  Sends,  welche  in  diesen 
Gesetzen  und  dem  Sachsenspiegel  yorkommt,  und  der  des  weltlichen  Gerichts  ent- 
sprechend hat  auch  das  Soester  Stadt r.  t.  1120  §.  2.  „tria  oppidi  susatensis 
judicia:  prepositi,  Adrocati,  et  sculteti.  3.  Prepositus  susattensis  de  jure  debetfa- 
oere  denunciari  synodum.  tribus  Yicibus  in  anno,  quamlibet  sex  septimanis  ante,  cui 
Interesse  tenentur  omnes  qui  domestici  sunt  infra  oppidum." 

^  Ssp.  in.  81.  §.  1.  »Togat  arer  die  scepenen  binnen  euer  grafscap,  die  koning 
mut  wol  des  rikes  dienstman  mit  ordelen  Tri  laten,  unde  to  soepenen  dar  maken, 
dur  dat  man  rechtes  bekome  unde  koninges  bau  dar  haldon  möge.  He  sal  aver 
des  rikes  gudes  also  Tele  to  egen  in  gcTcn,  dat  sie  scepenen  dar  af  wesen  mögen: 
ir  jewelkeme  dri  hoTen  (Tgl.  dazu  8.  51.  und  74»)  oder  mer.  Dat  gut  mut  he  wol 
nemen  ut  deme  gude  der  grafscap,  STar  it  die  grcTC  ledich  hcTot,  dur  dat  der 
scepenen  egenen  in  die  grafscap  irstorTen  is.  (dazu  III.  80.  §.  1.)  —  §.  2.  Dinstman 
erTet  unde  nemet  erTC  asse  Tri  Iflde  na  landrechte,  wen  allen«,  dat  sie  buten  irs 
herren  gewalt  nicht  ne  erTet,  noch  erTC  ne  nemet.** 

*  Ssp.  L  a  §.  2.,  L  2a  §.  1.  „man  Ton  ridderes  art.*"  I.  27.  §.  S.  „Jewelk  man 
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-oder  im  Lanfe  der  Zeit  zu  den  grossen  Grundbesitzern  des  Territoriums 
gehörten,  stehen  mit  den  Schöffenbaren  auf  gleicher  Gteburtsstufe,  über- 
treffen sie  aber  bereits  durch  die  mit  dem  wirklichen  Ritterdienste  und 
dem  Yasanenverhaltniss  rerbundene  höhere  Ehre  und  politische  Be- 
deutung. 

n.  Mit  der  geschilderten  Entwicklung  (§.  88.)  gelten  aber  im 
14.  Jahrhundert  die  Schöffenbaren,  welche  nidbt  in  den  Bitterstand  ein- 
getreten war^  als  geringere  Freie.*  Die  Abschliessung  des  Kitterstandes 
zu  einem  Geburtsstande  brachte  aber  die  weitere  nothwendige  Folge  mit 
sich,  dass  der  Stand  nicht  mehr  durch  die  Lebensart  bedingt  war,  seit- 
dem erscheint  der  Bitterstand  als  Adel 

§.  87. 

4.    Die  freien  Landbewoliner. 

Neben  diesen  Klassen  der  Freien  kennt  der  Sachsenspiegel  noch 
mehrere  Arten  Ton  freien  Landbewohnern,  welche  eine  niedrige  Stufe  der 
Freiheit  einnehmen.  Dazu  gehören  zunächst  alle,  die  nicht  vor  dem 
echten  Ghrafending,  sondern  dem  Schultheissen  zu  Becht  stehen,  allmalig 
mit  der  Ausbildung  der  Bitterschaft  und  dem  veränderten  Heerbanns- 
weaen  zinsbar  geworden  waren  und  hierdurch  die  Standesgleichheit  mit 
den  Schöffen  eingebüsst  hatten,  die  Biergelden.^    An  sie  reihen  sich 


▼on  ridderee  art  erft  ok  ttier  wegeno:  dat  erve  an  den  nesten  erenbürdigen  mach, 
3Ye  de  18,  unde  it  herwede  an  den  nesten  SYert  mach.  Svelk  man  Ton  ridderee  arft 
nicht  n^is  an  deme  to  etat  des  herschildes,  de  let  hiader  ime  erre  to  nemene,  syenne 
he  Btirft,  unde  nein  herwede."  II.  21.  §.  1.  Die  tinwnan,  »ve  he  «i,  die  erft  sin 
gebu  nppe  einen  erven  uppe  tinsgude;  ifc  ne  si  en  man  Ton  ridderes  art,  die*t  sime 
wive  to  morgengave  hebbe  gegeyen.  Sache.  Lehnr.  II.  §.  1.  ,J^apen  wif  dor* 
pere  koplüde,  nnde  alle  die  rechtes  daryet  oder  unecht  geboren  ein,  unde  alle  die 
nioht  ne  sin  Ton  riddere  art  Ton  yader  unde  Toa  elderrader,  die  solen  lenreohtes 
darven." 

1  ControTeree,  ob  Sftclis.  Lehnr.  n.  §.  1.  20.  $.  1.  nur  ritterl.  Stand  des 
Vaters  und  freie  Geburt  der  Mutter  oder  auoh  Abstammung  dieser  Ton  Bittem 
fordere.  Tgl.  Richtet.  Lehnr.  4.  §.  1.  28.  §.  3.  gegen  aiosea  zu  Bsp.  I.  5.  s. 
Homeyer  System  §.  5.,  G  Ohr  um  geschiohtl.  Darstellung  der  Lehre  yon  der 
IBbenbürHgkek,  Tfibing.  1846.  2  Th.,  L  S.  831  fg.    Walter  Bg.  §.  418  N.  1& 

1  Ssp.  L  2.  §.  8.  ,De  pleokhaften  sint  ok  plichtioh  des  soultkeiten  ding  to 
silkene  oTor  ses  weken  Ton  irme  egene ;  under  den  mut  man  wol  kesen  enen  yronen 
l)oden,  of  de  Trone  bode  stirft."  Bsp.  in.  46.  §.  4.  „Die  biergelden  unde  pleoh- 
haften  heten  unde  des  scultheiten  ding  sflken,  den  gift  man  yeftea  Schillinge  to  bute 
unde  tein  punt  to  weregelde.^  m.  64.  §.  8.  ^Deme  scultheiten  weddet  man  achte 
Schillinge  sine  biergelden.^    HL  73.  §.  1.    »Nimt  aver  en  Tri  soepenbare  wif  enen 
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ften,'  ■welche  unter  die  BigeDgerichtsbarkeit  (Vogtei)  ge- 
als  familia  libera  eines  Hofea  erscheinen,  von  ihrem  Gute 
Art  za  entrichten  hatten.  Dieselben  unterscheiden  eidi 
lien  durch  den  Grund  ihres  TerhaltnisBes,  die  Togtei.  Die 
sind  ihm  die  freien  LandsasBeu,^  d.  h.  PerBonen, 
1  Lande  aufhalten,  aber,  weil  sie  nicht  m  ihm  Grundbesitz 
irer  Freiheit  nicht  vor  dem  echten  Ding  zu  Recht  stehen, 
[e  keiner  Yogtci  unterliegen,  nicht  vor  dem  Eigengerichte, 
lem  niederen  Gerichte  des   Centenarius,   dem  sächsischen 


E.   Die  Unfreien. 

Lchsenspiegel  kennt  zunächst  unter  den  nichtfreien  Leuten 
lannen,'  welche  nur  im  Hofe  und  Gerichte  des  Herrn 
lit  Freien  nicht  ebenbürtig  sind^  und  Tom  Herrn  eigen- 
ischt  werden  können,*  Nur  des  Seiches  Dienstleute  können 
le  beschränkt  Urtheil  finden  und  zeugen^  und  vom  Könige 
■en  Stand  erhoben  werden. 

enen  Undseten,  unde  wiot  sis  kindore  bi  inte,  die  ne  sint  ire  nicht 

bute  usdo  an  «eregelde,  irenda  sie  hpbbeii  irs  vader  recht  unde 
;  dar  umme  ne  nemeii  sie  der  mader  erTe  nicht,  noch  nemanaes  dia 
oder  halTen  ist."  IH.  8».  §.  1.  „Erstirft  en  egeu  Ton  enem  bier- 
Ire  huTs  oder  dar  bcnedeo,  dat  bort  in  dat  scultheitendom ,  van 

m  Stellen  der  nota  I.  Sachsp.  I.  2.  §.  I.  (§■  86.  n.  1.). 

.  6.  „Andre  ni  lade  sint  landieten  gebeten,  ande  komet  nnde  raret 

1  ne  hebhet  nen  egcn  in'nie  lande;  den  gift  mnn  ok  roften  Schillinge 

n  punt  is  ire  weregelt."    I.  2.  §.  1.,  §.  4.    ,De  Undseten,  de  nen 

mo  lande,  die  eolen  Büken  irea  g-offreven  ding  over  ses  weken." 

16.  §.  1.;  in.  80.  8,  2.  „Let  die  koning  oder  en  ander  herro  ainen 

einen  egenen  man  vri,  die  behalt  Trier  landseten  reoht." 

Tom  Heeraohilde  weist  nacb ,  da«B  die  Darstellang  de»  8pB.  nicht 

thataSohlioben    VerbSltniMen    dea   Lebens    entaprioht.     Br    weiat 

reie  Bauern,  aohöffenbare  Hiniaterialen  (aogar  Grafen) 

icht  noch  im  U.  Jahrhundert  ^e  Baneni  in  Baoheen  und  ThQringen 

die  Vorgänge  des  J.  1074.    Gieaebreoht  in.  8.  200  ff. 

42.  g.  2.  8.,  m.  73.  §.  2. 

8.  §.  2.  ra.  81.  g.  2.    Vgl.  n.  3.  g.  2. 

Torhergehenden  §3. 
1.,  ni.  73.  §.  2.    VgL  m.  80.  g.  2. 

ni.  19. 
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n.  lieben  ihnen  kennt  er  EigeneLeute,^  welche  im  Ganzen  die 
alte  Stellung  (§•  55.)  innehaben,  jedoch  vielfach  modifizirt,  ohne  dass  sie 
im  Einzelnen  scharf  bestimmt  erscheint. 

m.  Von  den  mancherlei  Arten  der  Halbfreien  (§.  56.)  erwähnt  der 
Sachsenspiegel  nur  hauptsächlich  die  Laten,  Lassen."^ 

§.  89. 

B.  Der  Sohwabenspiegel. 

I.  In  den  Sätzen  des  Schwabenspiegels  zeigt  sich  einerseits  die  von 
den  sächsischen  Verhältnissen  abweichende  Abstufung  der  Stände  in 
Süddeutschland,  andererseits  aber  in  einer  Anzahl  von  Widersprüchen, 
Unbestimmtheiten  und  Schwankungen  der  Einfluss,  welchen  die  Art  der 
Entstehung  des  Rechtsbuches  geübt  hat.  Der  Verfasser  lehnte  sich  mit 
dem  Deutschspiegel  an  den  Sachsenspiegel,  fühlte  aber,  dass  dessen  Dar- 
stellung nicht  passe.  So  suchte  er  nach  Terminologien  und  verfiel  in 
Inconsequenzen,  wo  er  sich  an  den  Sachsenspiegel  anlehnte. 

n.  Er  kennt  drei  Stände:  Semperfreie,  Mittelfreie  und  freie 
Landsasse n.^    Die  ersteren  sind  ihm  die  Fürsten  und  freien  Herren, 


6  Vgl.  Bsp.  m.  42.  §.  3—6.,  m.  32.  §.  7.  8.  (Entstehung);  IH.  32.  §.  2.  a 
4.  9.  (Beweis  der  Eigenschaft)  m.  32.  §.  8.  in.  73.  §.  2.  (Kinder)  n.  a. 

'  Bsp.  ni.  44.  §.  3.  46.  §.  7. 

*  Schwsp.  (nach  Wackernagel)  c.  2.  „Diz  ist  von  vrten  liuten.  Wir  zelen 
drter  hande  rrten.  der  heizent  eine  semperrrten:  daz  sint  die  vrten  herren  als 
f&rsten  nnde  die  ander  frten  ze  man  h&nt.  S6  heizent  die  andern  miter  vrten:  daz 
sint  die,  die  der  hohen  vrten  man  sint.  Die  driten  vrten  daz  sint  die  vrten  lant- 
saezen,  die  gebüren  die  dft  vrt  sint.  der  h&t  ieglicher  stn  sunder  reht,  als  wir  her 
n&oh  wol  bescheiden."  —  o.  19.  („man  von  nitterlicher  art,"  „frter  herre,"  „mittern 
vrten,"  „dienestman  der  forsten,"  „der  gebür  der  vrt  ist,  oder  ander  vrthen  die 
niht  ritter  sint",  „eigen  man"),  c.  67.  besonders  von  v.  20.  ,J)iu  fürsten  ampt  sint 
mit  forsten  unde  mit  andern  dingen  gestiftet,  undo  gtt  ein  vrter  herre  stne  eigen 
liute  an  ein  forsten  ampt,  die  sint  niht  dienstman:  si  sint  des  forsten  eigen;  si  h&nt 
niht  dienstliute  reht.  Als  wir  dft  h&n  gesprochen  von  den  forsten  ampten,  alsO 
wart  euch  daz  rtche  von  erst  gestiftet.  Ez  ist  nieman  sempervrt  wan  des  vater 
unde  muoter  sempervrt  wären,  die  von  den  mittern  vrten  sint  geboren,  die  sint 
mitter  vrten.  unde  ist  joch  diu  muoter  sempervrt,  unde  der  vater  mitter  vrt;  oder 
ist  der  vater  sempervrt,  unde  diu  muoter  mitter  vrt :  86  werdent  diu  kint  doch  niht 
wan  mitter  vrten.  ingenuus  daz  spriohelf^  in  der  lattn  der  h6ohste  vrte,  libertinus 
vrte,  über  die  lantsaezen  vrten.  Der  hftt  iegelicher  sunderlich  stn  reht,  als  wir 
ernftch  wol  sagen."  c.  68.;  o.  86.  „unde  spriohet  ein  man  den  anderen  kampliohen 
an,  unde  ist  in  dar  umbe  niht  tao  dar  gegeben:  man  sol  im  tac  geben  nftch  stner 
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tUe  Freien,  velche  im  LehenTerbande  mit  jenen  stehen,  die 
een  mun  Tbeil  die  schöffenbar  Freien  des  SBohaenspiegeb 
Arten  der  freien  Landbewohner.  Aber  semperfrei  wird 
m  gebraucht,  wo  der  Saohitenepiegel  sdiöffenbar  bat,^  ja  im 
teht  sen^er&ei  im  aiebenten  Heersohilde  unter  &men  Herren 
3ien.3  Daraus  nun  ergibt  eich  von  selbst  ein  weiteres 
«züglich  der  Hittelfreien.* 


Hieb  dft  EQo  bereite,  awea  er  d&  zuo  bedarf.  Den  semperTrten  gtt 
«hB  noehen.  Den  mitlern  vrten  Ober  vier  woohen.  Dienegtnuumen 
on  aber  zwb  wocben.  Siehe  die  Stellen  im  @.  70.,  73.,  76.;  o.  117. 
le)  ff.  0.  239.  „Ttthe  linte  onde  dea  rtohsa  dieneatman  und»  der 
man  die  mngen  fiber  olle  vrle  herren  ande  Aber  ander  vrihen  vol 
e  orteil  aber  ai  Tinden.  Aber  die  dienstman  die  icb  hie  Tor  geneone* 
Igen  drler  dinge  niht  geiinc  atn  fiber  die  rrten  liute,  dft  e>  in  an  ir 
6re  oder  an  Ic  erbe  g6t.  d&  anllen  ir  genAzen  ambe  apreohen.  Dax 
an  ir  6ren,  daz  meine  wir  alsft;  der  einem  spricbet  an  stnem  eit,  oder 
>der  dai  er  niht  geloubio  ai,  oder  da*  man  in  saget  Ton  der  kriatan- 
lin  dino  gdtan  bal>e  dia  nnkristenlich  sint,  Dirra  dinge  mao  man 
rziugen  dann  mit  ainem  genOsen."  a.  240,  (von  eigen  Unten),  S41  o.  •. 
ihw.  Ldr.  131  L, 

ebnr.  1.  Dentaohap.  Ldr.  2  Sohw.  Ldr.  W.  6. 

lila  diese  TerhaUnisse  die  §.  62  noto  *  A.  o.  genannten  Bohriflan, 
k  er  Tom  Heerachilde  S.  UO  E  Dasa  „es  im  Süden  unter  den  Fürsten 
Ireohtlichgaeohieaene  Klassen  Tan  Freien,  nSmlich  freie 
IreieBaaern,  welchen  letzteren  andere  un ritterli oh a  Freie  gleich- 
die  Bauern  lehnsunfahig  aind,  nnr  eine  lehnafähige  und  litterbOrtige 
lien"  gibt  (Fioker  8.  149)  entspricht,  wie  er  darthut,  den  Urkunden 
ihwabensplegel  bei  offenbarer  Abweichung  tod  der  Torlaga  den  Ter- 
ireohend  dorgeatellt  worden.  Die  Aasdrficka  semperfrei,  mittel- 
loht  conaeqDent  gebraucht. 


!  -^-i  •'• 


Vierte  Periode. 

Vom  Ewigen  Landfrieden  bis  zum  Untergange  des  Reichs  (1406 — 1806). 

Die  neuere   Zeit. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Recbtsqnellen. 

§.  90. 

1.    Gang  der  Rechtsbildlliig.* 

L  Für  das  öffentliche  Recht  zog  sich  mit  dem  Momente,  wo  die 
Landesherrlichkeit  einen  festen  Abschluss  gefunden  hatte  imd  die  wirk- 
liche Beichsregierung  an  den  Kaiser  und  Reichstag  gekommen  war,  der 
Schwerpimkt  der  Entwicklung  aus  der  Gewohnheit  auf  die  Gesetzgebung 
des  Reiches  und  der  Territorien  zurück.  Obwohl  das  Stetatsrecht  die 
bisherige  Grundlage  behielt,  so  zog  doch  die  Reichsgesetzgebung  regel- 
mässig nur  die  für  die  Erhaltung  der  Reichseinheit  nothwendigen  Gegen- 
stände in  ihren  Bereich,  die  Yerhaltnisse  der  Territorien  fielen  der  Ge- 
setzgebung der  Landesherren  und  der  Autonomie  der  Reichstädte  anheim, 
bis  zuletzt  im  westfälischen  Frieden  ziemlich  jede  Einflussnahme  von 
Kaiser  und  Reich  auf  die  Rechtszustände  der  Territorien  fortfiel.  Die 
Fortbfldung  des  Rechts  kam  seit  der  Entstehung  eines  auf  den  Univer- 
sitäten gebildeten  Juristenstandes  und  der  Landesverwaltung  durch 
Aemter,  welche  mit  mehr  und  mehr  nur  aus  gelernten  Juristen  ge- 
nommenen Beamten    besetzt  wurden,   an  die  von  diesen  gehandhabte 


*  Stobbe  GeBohiohte  der  deutscben  Bechtsquellen ,  ü.  Bd.  Brannsohw.  1864. 
S.  1  ff.;  die  §.  58.  Anm.  13.  oitirten  Schriften;  Meier  BechtsbUdong  S.  70  ff. 
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if  welche  selbst  die  Stände  nur  einen  geringen ,  stets  ab- 
iflusB  übten.  So  wurden  fortan  die  Schriften  der 
jiner  bedentsuuen  Quelle  für  die  Kenntnisse  der  Becbts- 

ntwicklung  des  Privatrechte  war  diircb  die  Reception 
Rechts*  ein  fester  Weg  vorgezeichnet.  An  dieses  lehnte 
sbildung  so  sehr  an,  dass,  obwohl  die  Reicbagesetze ' 
1  ausgingen,  dass  weder  das  bisherige  deutsche  Recht 
i  die  Bildung  guter  Gewohnheiten  durch  das  fremde  Recht 
a  Bollte,^  durch  den  Einfluas  des  ßcichskammergerichts 
jn  mehr  und  mehr  daa  deutsche  Recht  verdrängt  wurde, 
lachte  sich  in  der  Theorie  ein  Zurückgehen  auf  daa  ein- 
it  geltend,  daa  sich  gewohnheitamässig  in  lebendigem  Ge- 
;.  Mit  der  veränderten  Stellung  der  Landesherren  und 
er  Geburtsstände  steht  in  nothwendigem  Zusammenhange 
lass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Gesetzgebung  nicht  blos 
.  £inflnss  übte,  sondern  mehr  und  mehr  die  gewohnheits- 
;erbildung  verdrängte.* 

liese  Art  hatte  man  in  dem  römischen  Rechte,  welches 
inen  Form  der  justinianischen  Sammlungen,  sondern  durch 
i;  der  Schule  („quod  nou  agnoscit  glossa,  non  agnoscit 
her  mit  den  durch  das  cauoniache  Recht  erhaltenen  iModi- 
inommen  war,  ein  Re%t,  welches  mit  den  Reichagesetzea 
bezeichnet  wurde  und  galt.  Yon  einem  gemeinaamen, 
ichen  Rechte  hatte  man  keine  Torstellung  mehr.    ^Nur  in 


1.  T.  Stobbe  n.  9  ff-  Ausser  Zweifel  iat  1.  dass  die  Oeltnng 
auf  der  allgemeinen  AnBchauung  der  EoiaeT,  ea  eoi  kaisBrlichea 
Ibsb  die  Juristen  es  Beiner  innereu  Yortreffliohkeit  halber  filr  Bub' 
Ibar  bielten;  3.  dass  dessen  Geltung  wie  fQr  d«8  Reich  skamio  er - 
lichshofratli  durcb  das  Reichsgesetz  bez.  die  QerichtBordniuig ,  so 
Territorien  nnd  die  G-eriobte  durch  landesherrlicbe  Bdiote  fort- 

.uBfflbrung  von  Eichhorn  B.  O.  §§.  412.  662. 

b  im  16.  Jahrb.  geradezu  die  Anschauung:  das  rOm.  Recht  sei  daa 

irch  deatsohe  Sfitze  veränderte,  hielt  somit  principiall  den  rCm. 

ar  u.  nur  durch  usus  contrarius  oder  Oesetze  aaBgeschlosBen.   Be* 

I  8.  115  ff.  aas  Melanchthon,  Fichard  u.  B.  w. 

ebnete  oft  deutsche  Qewohnheiton   gegen  dos  röm.  Bechl  als  Aus- 

S.  litt  8t.  16  hebt  sehr  gut  hervor,  dass  diese  romanistisohe  üeber- 

t  nicht  überwunden  ist),  als  bSse,  hob  sie  aaf. 
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Sachsen  hatte  sich  ein  gemeines  sächsisches  Recht  erhalten,  welches  auf 
dem  mit  formlichem  Ansehen  eines  Gesetzes  anerkannten  Sachsenspiegel 
ruhete  and  in  einzelnen  Nachbarländern  als  geltend  angesehen  wurde.' 

§.  91. 

2.    Die  ReidisgeBetzgebnng. 

I.  Der  Kaiser  konnte  ohne  Zustimmung  des  Reichstags  kein  Gesetz 
erlassen  oder  Privilegien  ertheilen,  ausser  in  den  ihm  besonders  vorbe- 
haltcnen  Sachen  (§.  95.).  Die  hiervon  scheinbar  vorkommenden  Aus- 
nahmen^ erklären  sich  leicht.  Abgefasst  wurden  die  Gesetze  regelmässig^ 
in  deutscher  Sprache,  welche  mit  der  lateinischen  seit  Karl  Y.  überhaupt 
die  in  Reichssachen  allein  zulässige  war.^  Publizirt  wurden  sie  durch 
ausdrückhche  Erwähnung  im  Reichsabschiede^  bei  Entlassung  des 
Reichstags  durch  den  Kaiser  oder  seinen  Abgeordneten,  im  Reichsarchive 
aufbewahrt,  auch  in  authentischen  Abschriften  den  Reichsständen  ver- 
abfolgt; Publikationen  in  einem  offiziellen  Blatte  oder  offizielle  Samm- 
lungen gab  es  nicht. 

a)  Yerfassungsgesetze.    Hierher  gehören  besonders: 

1)  die  Wahlkapitulationen,^  deren  erste  Karl  V.  beschwor 
und  kund  machte.  Sie  umfasst  34  Paragraphen  oder  Artikel  (capitula), 
woher  der  Name  Kapitulation  oder  Artikelsbrief  stammt.  Die 
Abfassung  von  Wahlbedingungen  vnirde  von  Friedrich  dem  Weisen  von 
Sachsen,   der  die  auf  ihn    gefallene  Wahl  ablehnte   und  Karl  I.  von 


^  Siehe  die  Nachweise  bei  Stobbe  S.  4  fg^. 

^  Wahlkapitulation  und  Reichshofrathsordnung. 

s  Nur  die  Reiohsgesctze ,  welche  zugleich  Friedensschlüsse  mit  auswärtigen 
Mftchten  sind  (z.  B.  Westfälischer,  Ryswicker,  Lüneviller  Frieden  u.  s.w.) 
machen  eine  Ausnahme,  sie  sind  in  lateinischer  bez.  franzosischer  Sprache  abgefasst 
und  erst  in  die  deutsche  übertragen. 

«  Wahlkapitulation  Karl  V.  §.  14. 

^  Daher  auch  geradezu  Roichsabschiede  genannt. 

^  CarpzoY  Commentarius  in  legem  regiam  Germanorum,  sive  capitulationem 
Imperatoriam  cet.  Lips.  1651.  4.  Capitulationes  Imp.  et  regum  Romanogermanorum 
Caroli  Y.  etc.  cum  annotamentis  Joh.  Limnaei,  Ed.  2.  Argent.  1658.  4.  Chr. 
Ziegler  Wahlcapitulationes,  welche  mit  denen  Römischen  Kaisern  u.  Königen  .  .  . 
vereiniget  u.  verglichen  u.  s.  w.  Frankf.  1711,  4.  Andere  Literatur  Pütt  er  Literatur 
des  deutschen  Staatsrechts.  Gott.  1776—83,  3  Thle.  IL  392  fg.  Er  seh.  Literat,  der 
Jurisprud.  n.  Politik,  Amsterd.  u.  Loipz.  1812.    Num.  91Ö—932. 


Qeaoh.  d.  Terfoss.  IT.  Per.  I.  Kap.  §.  Ol. 

;egeii  die  Mitbewerber  (Heinricb  VIÜ,  von  England  ^  tmd 
ron  Frankreiob)  empfohl,  auf  die  bereits  gegebene  Anregung 
Tsten  Albert  von  Mainz  (Brandenburger)  den  Enrförsten  zur 

Torgescblageii ,  welche  sofort  darauf  eingehend  eine  genaue- 
;  Redaction  machten.  Seitdem  musate  jeder  Kaiser  vor  der 
eine  eolche  unterzeichnen  tind  beeohwören.  Deren  Inhalt  er- 
Tache  Zusätze,  je  nachdem  die  Kurfürsten  solche  ßir  gut  fanden, 
igirten  sie  allein  Namens  des  Heichs  ohne  Zuziehung  der 
«iohsatände.  Hierbei  blieb  es  auch,  obwohl  beim  Tode  Ku- 
[L  die  Frage  zur  Erörterung  kam,  ob  die  EurfOrsten  allein  bn 
BS  Bachs    dem   neuen  Kaiser    gesetzliche  Bedingongen  vor- 

könnten,  bis  auf  die  Wahl  Ferdinands  III.  Auf  die  Be- 
der  Reichsfürsten  za  Osoabrück  wurde  im  westfälischen 
die  Abfassung  einer  certa  constansque  capitiilatio  ex 
i  Statuum  consensa  anf  den  nächsten  Reichstag  verwiesen, 
un  es  nicht,  so  dass  bei  der  Wahl  des    römischen  ESmgs 

lY.  wieder  nur  die  Kurfürsten  dieselbe  redigirten,  weshalb  die 
ag  des  westfälischen  Friedens  erneuert  wurde.^    Es  kam  dann 

1664  an  zu  mancherlei  Verhandlungen,  die  zu  der  Annahme 
Jects  der  gewissen  und  beständigen  Wahl-Capi- 
^  durch  das  Kurfürsten-  und  Fflrsten-Kolleg  fährte,  die  jedoch 

eines  Reichsgesetzes  nicht  erlangte.     Sie  wurde  K.  Karl  YI. 

mit  Zusätzen,  welche  die  Kurfürsten  kraft  des  behaupteten 
pitnlandi  machten.    Solches   übten   sie  b«  jeder  folgenden 

auf  die  Leopolds  11.  Nor  bei  der  Wahl  des  letzten  Kaisers 
wurde  die  Kapitulation  Leopolds  11.  mit  geringen  Ausnahmen 
t. 

er  (am  31.  Juli,  nach  der  Urkunde  am  2.  Aug.)  1552  abge- 
Passauer  Vertrag,^    welcher   die  Religionsstreit^keiten 
md   zwischen    den   beiden  Confessionen   beständigen  Frieden 
DÜte. 


PBaliEDflandsTerhaitn.  a.  d.Eauerwahl  d.  J.  1619  in  ForiohangeiL 

O.  Vm.  §.  8.  L  P.  M.  K.  §.  64. 
^ter  ReicbssbBoh.  von  1664  §.  192. 
adr.  in  Nene  Sarnm].  IT.  8.  333  ff. 

tieder  Handlungen  n.  AosBohreiben  n.  s.  w.    Ootha  1646,  fol.    N-  8. 
erUl  Qrnudgm.  8.  162  ff. 
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3)  Der  Augsburger  Beligionsfrieden^^^  vom  24.  Sept.  1555, 
wodurch  die  reichsgesetzliche  Anerkennung  der  beiden  von  der  katho- 
Eschen  Kirche  getrennten  Confessionen  statuirt  wurde.  Er  umfasst  die 
§§.  7—30,  139,  140  des  Eeichsabschiedes. 

4)  Der  Westfälische  Friede, ^^  verhandelt  seit  10.  April  1645, 
bestehend  aus  Instrumentum  Pacis  Caesareo-Suecicum  oder 
Osnabrugense  de  dato  Osnabrück  8.  Aug.  1648  und  Instr.  Pacis 
Caesareo-Gallicum  oder  Monasteriense  vom  17.  Sept.  1648, 
welche  als  Ganzes  in  beiden  Städten  am  14.  bez.  24.  October  1648 
unterzeichnet  sind.  Er  hat  siebzehn  Artikel  mit  verschiedenen  Para^ 
graphen ,  welche  im  osnabrückischen  Instrumente  in  jedem  Artikel  neu 
beginnen,  im  münsterschen  in  der  Anzahl  von  120  durchlaufen.  Zum 
Reichsgesetze  erhob  ihn  §.  4  des  jüngsten  Reichsabschieds  von  1654. 
Zur  Ausfuhrung  wurde  eine  Commission  bestellt,  welche  den  Exe- 
cutionsrecess^^  entwarf. 

5)  Der  Lüneviller*^  Friede  vom  9.  Febr.  1801  zwischen  dem 
Kaiser  und  der  französischen  Republik,  genehmigt  vom  Reiche  durch 
den  Reichsschluss  vom  10.  März  1801.  Dessen  Bestimmungen  über  die 
Reichsgrenzen^^  führten  zur  Einsetzung  einer  ausserordentlichen  Reichs- 


^^  Lehmann  de  paoe  religionis  acta  publica  et  origin.  Frankfurt  1707.  Bau- 
meister Gesch.  des  Beligionsfried.  Görl.  1755.,  Perger  Nachricht  Tom  Religions- 
fried. Cob.  1755.  4.  —  N.  S.  m.  2  fiF.,  Oertel  S.  162  ff. 

11  Fütter  Liter,  ü.  420  ff.,  492  fg.,  III.  69  ff.  —  J.  G.  y.  Meiern  Acta 
pacis  publica  oder  Westph.  Friedenshandlungen  und  Geschichte,  6  Thlo.  Hann.  u. 
Gott.  1734  ff.  J.  J.  Y.  Moser  Yon  der  Garantie  des  westph.  Friedens  etc.  Stuttg. 
1767.  4.  Dess.  Erläut.  des  westph.  Friedens  aus  reichshofräthl.  Handlungen,  Erl. 
Ulm  1775  f.  2  Thle.  4.  Brauer  Abhandl.  und  Erläut.  des  westph.  Fried.,  Offenb. 
1782  ff.  Pütt  er  Geist  des  westph.  Friedens  u.  s.  w.  Gdtt.  1796.  y.  Senken- 
berg Darst.  des  westph.  Fried.  Frkf.  1804.  —  Abdrücke  in  N.  S.  IIL  574  ff. 
Oertel  S.  260  ff. 

1*  Ygl.  die  Edicte  u.  s.  w.  in  Neue  Samml.  HI.  621—640. 

1'  Abdr.  in  G.  y.  Meyer  Staatsacten  (Corpus  Oonstitut.  Germanicarum,  Corp. 
jur.  Confoed.  Germ.),  Frkft.  1847.  3.  Aufl.  Kr.  1.  Elüber  Oeffentl.  Recht  des 
teutsch.  Bundes  §.  58.,  Zachariä  Staatsrecht  §.  35  u.  a. 

^^  Art.  YL  „S.  M.  l'Empereur  et  Roi,  tant  en  son  nom,  qu*en  celui  de  TEm- 
pire  Germanique,  consent  k  ce  que  la  B^publique  Frangaise  poss&de  d^sormais,  en 
toute  souYcrainet^  et  propri6t4,  les  pays  ei  domaines  situ6s  k  la  riYC  gauche  du 
Bhin  ....  de  mani^re,  que  .  .  .  le  Thalweg  du  Rhin  seit  d^sormais  la 
1  i  m  i  t  e  entre  la  R6p.  Frang.  et  TEmp.  Germ.  YII. . .  L^Empire  sera  tenu  de  donner 
aux  princes  hSr^ditaires,  qui  se  trouYent  d^poss^d^s  k  la  rive  gauche  du  Rhin,  un 
d^dommagement,  qui  sera  pris  dans  le  sein  du  dit  Empire  .  .  .** 

T.  Schulte,  Reiche-  und  RechUgesch.    3.  Aufl.  jg 
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f.  deputation,^*  welche  auf  Grund  der  Reichs-General-Vollmacht  vom  3.  Au- 

gust 1802,  bestehend  aus  8  Abgeordneten  (Mainz,  Böhmen,  Sachsen, 
Brandenburg,  Baiem,  Hoch-  und  Teutschmeister,  Würtemberg,  Hessen- 
kassel), unter  fortwährender  Verbindung  mit  den  Gesandten  von  Frank- 
reich (Gitoyen  Laforest  als  Ministre  extraordinaire)  und  Russland  (Mi- 
nisterresident Elüpffel)  und  dem  kais.  Abgeordneten  Reichsfreiherm  yon 
Hügel  am  24.  August  1802  zusammentrat  und  in  46  Sitzungen  (letzte 
25.  Februar  1803;  die  folgenden  4  betreffen  die  Ausführung)  unter  dem 
Dbectorium  des  mainziflchen  Gesandten  einen  Schluss  entwarf,  datirt 
25.  Febr.  1803,  der  von  dem  Reichstage  angenommen  (Reichsgutachten 
vom  24.  März  1803)  und  vom  Kaiser  mit  Ratificationsdecret  vom 
28.  April  1803  bestätigt  wurde.    Es  ist  dies 

6)  der  Reichsdeputations-Hauptschluss.^^  Ihm  wurde  ein 
Plan  zu  Grunde  gelegt,  den  die  beiden  fremden  Gesandten  einreichten. 
Er  kam  nach  der  kaiserl.  Erklärung  in  der  ersten  Sitzung  ohne  Inter- 
vention und  Mitwirkung  des  Kaisers  in  Paris  zwischen  Frankreich,  Russ- 
land, Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten  zu  Stande  und  wurde  trotz 
der  Berufung  des  Kaisers  auf  den  Reichsauftrag,  sein  Recht  und  die 
Selbstständigkeit  des  Reichs  im  Ganzen  angenommen,  vorbehaltlich  ein- 
zelner Modificationen.  Hiermit  war  das  Entschädigungsgeschäft  im  Grossen 
abgethan.  Uebrigens  ist  nicht  dieser  Plan,  sondern  erst  die  dritte  Re- 
daction  desselben  (die  fremden  Mächte  legten  selbst  einen  zweiten  vor 
auf  Grundlage  der  Modificationen  des  ersten  durch  die  Deputation;  dieser 
dritte  hat  dann  noch  einzelne  Aenderungen  erfahren)  endgültig  angenom- 
men worden.  Dieser  hat  in  seinen  89  Paragraphen,  deren  47  erste  ihre 
authentische  Form  in  der  theils  von  den  fremden  Gesandten  vorgelegten, 
theils  gebilligten  Fassung  haben,  während  die  letzten  42  nur  in  deutschem 
Originaltexte  abgefasst  wurden,  das  Reich  zu  einem  neuen  Wesen  ge- 
schaffen und  ihm  den  Todesstoss  gegeben. 


«&  Reichsgatoohten  t.  2.  Oct.  1801,  kais.  Ratifik.  Dekr.  y.  7.  Kot.  1801. 

^^  Protocoll  der  ansserordentl.  Reichsdeput.  zu  Regensburc:  1808.  Regensb. 
1803.  2  Bde.  und  4  Bde  Beilagen.  4.  Gaspari  der  Deputations-Recess  u.  s.  w. 
Hamburg  1803.  2  Thie.  Cämmerer  Hauptschi,  der  ansserordentl.  Reiobsdepnt. 
Tom  25.  Febr.  1803  u.  s.  w.  Regensb.  1804.  4.  Yahlkampf  Reiohsbeschl.  vom 
27.  April  1808,  dem  kais.  und  Reichskammergerichte  mit  Terschiedenen  Staatsacten 
am  8.  August  1803  insinuirt,  Wetzlar  1804.  4.  (H.  t.  Schelhass)  pragmat.  Gesch. 
d.  deutsch.  ReichsTerh.  r.  d.  neuesten  Deputat,  bis  gegen  Ende  d.  J.  1804,  Regens- 
burg 1805. 


A 
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b)  Gesetze  über  den  Landfrieden  und  die  Reichsgerichte.^^ 

1)  Der  Ewige  Landfried e,^^  aufgerichtet  von  K.  Maximilian  L 
in  dem  Beichstagsabschiede  zu  Worms  vom  7.  August  1495,  in  späteren 
Beichsgesetzen  von  Neuem  bestätigt  und  mit  Zusätzen  versehen.^^ 

2)  Ordnimgen  des  kaiserlichen  und  Reichs-Cammer-Ge- 
rieht s.  Die  erste  im  R.  A.  von  1495  wurde  vielfach  verbessert  und 
ergänzt  bis  auf  die  letzte  von  1555,  deren  Ergänzungen  durch  Reichs- 
gesetze, besondere  Reichsschlüsse,  dieR.  E.G.  Yisitations-Schlüsse, 
und  die  vom  Eammergericht  ausgehenden  „Gemeinen  Bescheide^ 
erfolgten.20 

8)  Reichs-Regiments-^^  und  Reichs-Executions-Ord- 
nungen.^^ 

4)  Reichshofraths-Ordnungen.  Die  erste  gab,  nachdem  früher 
einzelne  Punkte  in  die  Reichsgesetze  aufgenommen  waren,^^  K.  Ferdi- 
nand L  im  J.  1559.  Eine  neue  gab  1654  E.  Ferdinand  DI.,  deren 
Gültigkeit  anfanglich  wegen  mangelnder  Mitwirkung  des  Reichstages  be- 
stritten, in  der  Wahlkapitulation  Elarls  Vll.  vom  J.  1742  anerkannt  ist.^^ 


1^  Manche  Bestimmungen  auch  in  sub  a.  cit  Gesetsen. 

18  Kaue  Samml.  ü.  S.  8  ff. 

19  B.  A.  zu  Freiburg  1498,  Augsburg  1500  $•  1  ff-,  C51n  1505  §.  2.,  Trier  und 
Coln  1512  §.  3,  Worms  1621,  Nürnberg  1522  Art.  6  ff.  u.  a. 

^  Die  Ordnungen  u.  s.  w.  stehen  in  den  Reichsabschieden  von  Worms  1495, 
Freiburg  1498  $.  23.,  1500  zu  Augsburg,  Gostnitz  1607.  Regensburg  1507,  Worms 
1521,  Nfirnberg  1523,  Speyer  1527,  1631,  1533,  1538,  E.  G.  0.  Augsburg  y.  1548, 
1555.  Diese  letzte  hat  drei  Theile:  ^von  Personen  des  Cammergerichts  —  vom 
Gewalt-  und  Gerichtszwang  des  Kaiserl.  Cammergerichts  in  erster  Instanz  —  von 
dem  Gerichtlichen  Process.*'  Des  Eayserl.  und  Reichs-Cammer-Gerichts-Cantzley- 
Ordnungen  von  1656,  1662,  1673.  Alle  in  Neue  Samml.  Anhang  zu  Bd.  2.  3.  4. 
und  in  vielen  Separatdruoken. 

*i  R.  0.  Anno  1500  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg  aufgerichtet,  R5m. 
Ednigl.  Maj.  Regiment,  auff  dem  R.  T.  zu  Worms  Anno  1521  auffgcricht,  R.  A. 
V.  1521  zu  Worms  §.  1  ff.,  Nfimberg  1534  §.  2.,  Speyer  1526  §.  15  ff.,  Speyer  1529 
S.  28. 

<<  R.  A.  zu  Augsburg  1555  §.  31—103. 

2s  Z.  B.  im  §.  14  des  Passauer  Tertrags  v.  1662. 

>^  Abdr.  der  von  Ferdinand  m.  v.  16.  März  1654  in  N.  S.  Anhang  zum  lY.  Bde. 
S.  44  ff.  Die  späteren  kaiserl.  Dekrete  S.  83  ff.,  die  Ohur-Mayntzisohe  Beiohs-Hof- 
Gantzley-Tax-Ordnung  v.  1658,  die  erneuerte  von  1659.  Es  sind  noch  zu 
beachten:  §.  30  des  Prager  Friedens  von  1635,  §.  90.  92.  des  R.  A.  zu  Regensburg 
V.  1641,  I.  P.  O.  art.  Y.  §.  54.  55.,  kais.  Gommissionsdecr.  vom  14.  Aug.  1715. 

19* 
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5)  Reichsgesetze  und  kaiserliche  Ordnungen  für  dieVehm-Ge- 
richte.^^ 

6)  Reichsgesetze  über  Polizei-,'*  Münzwesen,' -^  Handel,  Gewerbe, 
Postwesen,  Bücher-  (Censur-)  Wesen  u.  dgl.  m. 

7)  „Ordnung  des  peinlichen  Halss-Gerichts,  welches  vom 
c^'ti^  Kaiser  Carl  V.  und   des  heil.  Rom.  Reichs  Churfursten,  Fürsten  und 

Stände  aufgerichtet  ist,"  von  1532.  Satzungen  über  Duelle,  Vereine  u.  s.  w. 

c)  Das  Kriegswesen  istdurchdieReichsMatrikeln,'^  Reiter- 
bestallung,^o  Fussknechtsbestallung^*  u.  s.  w.  geordnet. 

d)  Das  Finanzwesen  ist  in  den  angeführten  Gesetzen  über  das 
Reichskammergericht,  die  Reichsmatrikeln,  die  Münze  geordnet,  wozu 
Bestimmungen  verschiedener  Gesetze  über  Zölle  u.  dgl.  kommen. 


'^  Reformatien ,  die  Freyschoffen  und  dsts  heimliche  Gericht  zn  Westphalen 
betreffend  Maximilians  I.  vom  10.  Sept.  149Ö  in  N.  S.  II.  18  ff.  (§.  17.  R.  A.  von 
Worms  1521). 

>^  R.  A.  Y.  Augsburg  1680  §.  d8  und  die  auf  demselben  aufgerichtete  ,,Röm. 
Eayserl.  Majest.  Ordnung  und  Reformation  guter  Folioey*^  best&tigt 
im  art.  YIII.  R.  A.  y.  1032  zu  Regensburg,  §.  76,  77,  R  A.  zu  Regensburg  1641, 
§.  00—93  R.  A.  zu  Augsburg  1548 ,  §§.  69  ff.  R.  A.  zu  Augsburg  1651,  R.  A.  zu 
Augsburg  Ton  1555  §.  136,  136.  Dahin  auch  die  Bestimmungen  über  Kleider- 
ordnung z.  B.  in  §.  39  des  R.  A.  Ton  1498,  art.  XXTII.  des  R.  A.  t.  1600  u.  a. 

»  Handel  der  Münz  halben  y.  1495,  R.  A.  yon  1497  §.33 ff.,  1498  §.38, 
art.  XXII.  y.  1500,  §.  19.  y.  1612,  §.  25  ff.  v.  1524,  K.  Karl  V.  Münz-Ord- 
nung  zu  Eslingen  yon  1524,  §.  134.  R.  A.  y.  1530,  §.  61  ff.  y.  1541,  §.  40  ff. 
y.  1548,  §.  35  ff.  y.  1551,  Münzmandat  yon  1548,  K.  Ferdinandi  neue 
Müntz-Ordnung  samt  Yalyirung  der  gülden  und  silbern  Müntzen  und  darauf 
erfolgtem  Kays.  Edict.  zu  Augsb.  1559,  §.  147  ff.  R.  A.  zu  Augsb.  1566,  §.  120  ff. 
Speyer  1570,  §.  16  ff.  Frankf.  1571 ,  §.  65  ff.  Regensb.  1576,  §.  66  ff.  Augsburg 
1582,  §.  48  ff.  Regensb.  1603,  mehrere  Kaiserl.  Decrete  yon  1666  fg.  Alle  in  N.  8. 
2.  u.  3.  Bd. 

*B  H  e  f  f  t  e  r  Lehrb.  d.  gemeinen  deutsch.  Strafrechts  §.  13, 14.  H.  H  ä  1  s  c  h  n  e  r 
Qesch.  des  brandenburgisch-preuss.  Strafrechtes,  Bonn  1855  S.  78  ff.,  die  Schriften 
yon  Koch,  Meister,  Horix,  Malblano,  Kress,  Meckbaoh,  Böhmer, 
Walch  bei  Ersch  n.  1423  ff.    Zahlreiche  Abdrücke  in  N.  S.  IL  365  ff. 

»  Matrikel  yon  Worms  1521,  Artikel  zu  §.  75.  R.  A  zu  Augsburg  1548, 
andbre  Bestimmungen  über  Militairwesen  enthalten  die  Polizei-Ordnungen,  I.  P.  O. 
art.  Yni.,  Reichsschluss  yon  1656,  kais.  Oommissions-Decret  yon  1670,  1671.  Reichs- 
gutachten yon  1681  und  kais.  Dekr.,  Reichsgutaohten  yon  1726  mit  kais.  Dekr. 
yon  1727. 

^  Kais.  Mandat,  im  §.  18  ff.  des  R.  A.  zn  Speyer  y.  1542,  §.  5  ff.  des  R.  A. 
zu  Speyer  1570,  auf  Chrund  dessen  „Der  Rom.  Kays.  Majestät  .  .  .  Reuter- 
Bestallung  y.  1570,   §.  50.  R.  A.  zu  Regensb.  1576,   Reichsschluss  y.  1664  u.  a. 

"  „Articul  auf  die  Teutsohe  Knechte''  yon  1570. 


».'-, 
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e)  Die  kirchlichen  und  religiösen  Yerhältnisse  sind  in  den 
sub  a  genannten  Gesetzen  normiri,  zu  denen  noch  einzelne  Reichsgesetze 
kommen,  deren  Qeltung  jedoch  nur  eine  provisorische  war.^^ 

f)  Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  sind  nur  einzelne  Punkte 
durch  besondere  Gesetze  und  in  den  Reiehsabschieden  normirt  worden^ 
Yon  jenen  ist  die  Yormundschaftsordnung  das  wichtigste. ^^ 

g)  „£•  Maximilians  L  Or^dnung  zu  ünterrichtu^g  der  offenen 
Kotarien  wie  die  ihre  Aempter  üben  sollen, -zu  Cöln  aufFgericht  Anno 
1512.«34 

§.  92. 

8.   Die  Landesgesetsgebnng.   Landreehte.« 

I.  Zuerst  erzeugte  das  sechszehnte  Jahrhundert  eine  reiche  landes- 
herrliche Gesetzgebung,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts 
und  Processes.  Die  Gründe  lagen  in  der  Ungewissheit  über  die  Geltung 
des  einheimischen  Rechts  gegenüber  dem  römischen,  in  der  Nothwendig- 
keit  das  Gewohnheitsrecht  aufzuzeichnen,  in  den  vielen  Controversen 
der  Juristen,  dem  Streben,  dem  röm.  Rechte  durch  Codificirung  in 
allgemein  verständlicher  Sprache  allgemeineres  Ansehen  zu  verschaffen, 
in  der  vermehrten  landesherrlichen  Gewalt  u.  s.  w.  Erlassen  wurden 
die  meisten  Gesetze  bloss  von  den  Landesherm,  welche  sich  der  Juristen 
als  Rathgeber  oder  Redactoren  bedienten.  Wo  keine  Stände  waren, 
verstand  sich  dies  von  selbst.  Aber  auch  wo  solche  waren,  befragte  man 
sie  entweder  gar  nicht,  oder  kümmerte  sich  nicht  um  deren  Widerspruch 
oder  erhielt  dadurch  freie  Hand,  dass  die  Stände  die  Mitwirkung  ab- 
lehnten, oder  dem  Landesherm   das  Recht  der  freien  Erlassung  zuer- 


'*  Kayserl.  Erklärung,  wie  es  der  Religion  halben  im  heil.  Reich  bis  zu  Aus« 
trag  des  gemeinen  Oonoilii  gehalten  werden  soll,  ▼.  16.  Mai  1648  zu  Augsburg  in 
Neue  Samml.  ü.  S.  660—674,  Constitution  wider  die  Wiedertäufer  Yon  Speyer 
1629. 

*s  R.  P.  0.  y.  1648  Tit.  82,  Gemeine  Form  Tutorii  und  Curatorii  von  1670  in 
Neue  Samml.  IH.  S.  817.,  R.  P.  0.  v.  1677.  Tit.  82. 

*^  Neue  Samml.  n.  S.  161—166.    Deutsch  und  latein. 

*  Eichhorn  R.  O.  §§.  660,  661.  Zöpfl  R.  G.  I.  §.  68.  Stobbe  H.  206  ff. 
Gerber  das  wissenschaf tl.  Princip  des  gem.  deutsch.  Privatr.  Jena  1846  S.  169  ff., 
Kraut  Grundriss  §.  16  ff.  —  Nachweisungen  auch  in  Serini  Andeutungen  über 
Gesetzgeb.  und  Rechtspfl.  in  den  deutschen  Rheinproyinzen  u-  s.  w.  II.  Abth. 
Lindau  1861.  Legis-Glüok selig  Gesch.  des  bOhm.  Staats-  und  Privatr.  Wien 
1847,  R Ossi  er  Ueber  die  Bedeutung  und  Behandlung  der  Gesch.  des  Rechts  in 
Oesterreich,  Prag  1847. 


l' 
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kannten.^  Die  Publication  war  höchst  mangelhaft,  da  man  sie  zwar 
druckte,  oder  mehrfach  abschreiben  Hess,  die  Anschaffung  aber  meist  den 
Einzehien  überlassen  blieb.  Yen  der  in  manchen  befohlenen  Yorlesung 
in  Kirchen  u.  dgl.  war  natürlich  auch  keine  bessere  Eenntniss  zu  erwarten« 

Im  17.  und  18.  Jahrh.  wurden  die  meisten  neu  gedruckt,  revidirt 
und  mit  einer  Fluth  von  Specialgesetzen  vermehrt. 

n.  Für  das  öffentliche  Recht:  Verfassung,  Verwaltung,  SlSiide' 
Steuer-Kriegs-Polizeiwesen  u.  dgl.  wurden  in  den  meisten  grossem  Ter- 
ritorien Landesordnungen^  erlassen,  denen  besonders  seit  dem  Aus- 
gange des  17.  Jahrhunderts  zahlreiche  landesherrliche  Gesetze  aller  Art 
folgten,  üebrigens  enthalten  die  L.  0.  auch  privatrechtliche  Satze  und 
Sätze  aus  dem  Processe. 

m.  Für  das  Strafrecht  und  den  Strafproecss  waren  schon 
Yor  der  Ceurolina'  einzelne  Ordnungen  erlassen;  seit  der  von  Karl  Y.  ist 
auf  diesem  Gebiete  bis  ins  18.  Jahrh.  hinein  nur  in  einzelnen  Terri- 
torien^ durch  umfassende  Gesetze  Yorsorge  getroffen.    Seit  der  Mitte 


^  K.  Ferdinand  n.  erliess  seine  „Yornenerte  L.  0.^  für  B5hmen  vom  10.  Mai 
1627  ohne  Zuziehung  der  Stände  mit  der  Erklärung :  „Auch  darflber  uns  nicht  allein 
die  Königliche  Macht,  solche  unsere  L.  0.  zu  mehren,  zu  änderen,  zu  besseren, 
und  was  sonst  das  Jus  legis  ferendae  mit  sich  bringet,  vorbehalten **  u.  s.  w. 

>  Für  Böhmen  y.  E.  Wladislaw  v.  J.  1600,  K.  Ferdinand  L  von  1530,  Maxi- 
milian II.  Yon  1564,  Rudolph  11.  t.  1594,  Yerneuerte  Landesordnung  E.  Ferdinand  II. 
Yon  1627  nebst  den  Declaratorien  und  Novellen  Ferdinands  m.  von  1640;  für 
Mähren  Ferd.  I.  von  1530  (Aenderungen  1535,  45,  62;  1604),  Ferd.  IL  von  1628; 
Sohlesien  Teschner  1592,  Troppauer  1563,  1578,  Steiermark  1583,  1635,  1697, 
1731.  I.  C.  Hofrichter  Quellen  des  steirischen  Staats-  und  Privatrechts  u.  ältere 
Steiermarlc  betreffende  Gesetze.  Gratz,  1845.  Arn.  Luschin  die  steirischen  Land- 
handfesten. Graz  1872.    Erain  1580,  Eärnthen  1610,  Oesterreich  1595. 

*  Malefizordnung  E.  Maxim.  I.  von  1499  für  Tirol  (Bayerische  Annalen 
1834  Kr.  137,  edirt  und  commentirt).  Desselben  Halsgerichtsordn.  für  Badolph- 
zell  von  1506  (Wal ebner  Gesch.  d.  Stadt  Rad.  Freiburg  1825  8.  278  ff.)  fast 
dieselbe  für  Laibach  v.  1514  (Wahlberg,  Zeitschr.  f.  Bechtsgesch.  L  460  ff). 
Bambergische  von  1507,  gemacht v.R.  Freiherr  Johann  von  Schwarzen- 
berg.  Zöpfl  peinl.  H.  G.  O.  E.  Earls  Y.  nebst  der  Bamb.  und  Brandenburger, 
Heidelb.  1842,  eingeführt  1516  in  den  fränkisch,  brandenb.  Ländern.  Hälsohner 
a.  a.  0. 

*  Land-  und  peinl.  Gerichtsordnung  EarFs  IL  ftir  Steiermark  von  1574, 
Maxim,  von  1514  (revid.  1537,  56,  56).  Ferdinand  III.  für  Oesterreich  unter  der 
Enns  vom  30.  Dec.  1656,  Oesterr.  o.  d.  E.  v.  Ferd.  1. 1559  (revid.  1675),  E.  Joseph  I. 
für  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.  Herbst  Einleit  in  das  österr.  Straf- 
processrecht,  S.  2  ff 
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des  18.  Jahrhunderts  hat  aber  in  mehreren  grosseren  Territorien  eine  Codir 
fication  des  Strafrechts  und  Strafprocesses  stattgefunden ,  so  dass  gegen 
das  Ende  des  Reichs  die  Ordnung  Carls  Y.  an  ihrer  allgemeinen  Gel- 
tung bedeutend  einbüsste.^ 

lY.  Das  Civilprozessverfahren  ist  durch  Einzelgesetze  und 
umfassende  Gerichtsordnungen^  normirt  worden.  Die  allgemeine 
Grundlage  blieb  bis  auf  .das  vorige  Jahrhundert,  das  umfassende  Codi- 
ficationen  zu  Wege  brachte  J  der  auf  römischem  und  canonischem  Rechte, 
deutschem  Gerichtsgebrauch  und  den  Satzungen  der  Reichsgesetze,  be- 
sonders den  Eammergerichtsordnungen,  beruhende  gemeine  Frocess. 

Y.  Für  das  Privatrecht  wurden  seit  der  Reception  des  fremden 
Rechts  unter  der  Redaction  gelehrter  Juristen  in  der  Mehrzahl  der  be- 
deutenderen Territorien  Landrechte^  abgefasst,  welche  durchgehends 
auf  dem  fremden  Rechte  ruhen,  jedoch  die  einheimischen  Gewohnheiten 
und  Statutarrechte  berücksichtigen.  Sie  haben  recht  eigentlich  dem 
römischen  Rechte  auch  in  den  Gerichten  einen  dauernden  Halt  gegeben; 
ihr  Charakter  besteht  nicht  in  der  Ausschliesslichkeit  gegenüber  dem 
fremden  und  Gewohnheitsrechte,  sondern  in  einer  Fixirung  des  geltenden 
Rechts  in  einem  Buche,  neben  dem  einheimisches  Recht  seine  Geltung 


'  Heffter  Lehrb.  §.  16,  17.  Codex  juris  baTarici  criminalis  1751;  peinl. 
Gerichtsordnung  von  Maria  Theresia  vom  31.  Dec  1768,  allgemeine  Osterr.  Cri- 
minalgerichtsordnung  Tom  1.  Juni  1788,  Strafgesetzbuch  von  1803;  preuss.  allg. 
Landr.  Ton  1794  Th.  II.  Tit.  20. 

6  y.  Linde  Lehrb.  §.  29.  Oesterr.  u.  d.  E.  Qter.  0.  Proc.  und  Ordn.  d.  Landr. 
12.  April  1540,  18.  Febr.  1657.  Oesterr.  o.  d.  £.  16.  Sept  1535,  28.  Jan.  1621, 
Steierm.  1&33  u.  o.,  Krain  1688. 

*  Codex  juris  bayarici  judiciarius  Yom  14.  Dec.  1753.  Oesterr.  allgemeine 
Gerichts-  und  Concurs-Ordnung  vom  1.  Mai  1781.  Preuss.  Allgem.  Gerichtsordn. 
Tom  6.  Juli  1793;  Württemb.  Landr.  von  1610  und  Hofgerichtsordn.  v.  29.  März 
1654  u.  a. 

^  Der  Markgrafsch.  Baden  Statuten  und  Ordnungen  von  Testam.  etc.  y.  1611 
(yon  Ulrich  Zasius);  Baiern  «das  Buch  der  gemeinen  Landpot,  Landsordn., 
Satzung  etc.  y.  1616,  Reformation  yon  1618,  Codex  Maximilianeus  bayaricus  ciyilis 
Yon  1766;  Württembergisches  Landrecht  yon  1564,  1667,  1610;  Churpfälz. 
Yon  1682,  1611,  1698  (1606  auch  ffir  die  Oberpfalz) ;  Gericht-  und  Landtordnung  der 
Grafschaft  Solms  und  Heirschaft  Mintzenberg  yon  1671  (yon  Jos.  Fichard);  die 
Landesordnung  der  Grafschaft  Henneberg  yon  1639;  Erzstifts  Oöllnische 
Bechtsordnnng  yon  1663;  Landr.  des  Fürst  Jülich  yon  1537:  Churf.  Augusten  yon 
Sachsen  Constitutiones  yon  1672;  Reyidirte  Landesordn.  der  (h'afschaft  Tirol 
yon  1532  und  die  yorhergenannten.    Andere  und  Spezialgesetze  zählt  auf  Stobbe 

n,  §.  70  fr. 
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behielt  and  das  fremde  als  eabsidiärea  zur  Anwendimg  kam.  Seit  der 
■u:n^  •'""  vorigen  Jahrhunderts  ging  die  Strßmang  dahin,  an  Stelle  des 
Rechts  einheitliche  Gesetzesbücher  zu  setzen,  wozu  die  von 
igebem  angenommene  Rechtaunsicherheit  and  UnbeBtinmithrät, 
mg  der  Jurisprudenz,  aber  auch  sociale  Ch-ünde  beitrugen, 
„neu  verbessert  und  ergänzt  C  hur  bayerische  Land- 
n  1756"  den  bisherigen  Charakter  der  Lfuidrecbte  beibehalten, 
lieh  das  Allgemeine  Landrecht  für  die  prcussischeD 
Yom  6.  Febr.  1794,  das  vom  1,  Juni  1794  an  Gesetzeskraft 
an  die  Stelle  des  glächzeitig  aufgehobenen  gemeinen  Bechts 
Q  das  Yerhältniss  des  letzteren  zu  den  Frovinzialrechten ,  als 
iäres  Gesetzbuch,^  während  das  „Allgemeine  bürgerliche 
uch  für  die  geaammten  Deutschen  Erbländer  der 
sichischeo  Monarchie"  vom  1.  Juni  1811,  das  mit  dem 
1812  in  Wirksamkeit  trat,  für  die  in  ihm  behandelten  Qegen- 
1  nicht  ausdrücklich  reserrirten  Punkte  sich  als  ausschUessliche 
9  Frivatrechts  kundgibt.*"  Ausser  diesen  beiden  codificirten 
an  war  während  der  fi-anzöebchen  Herrschaft  auf  den  zu 
1  gehörigen  linksrheiniBcheo  und  einigen  rechtsrheinischen  Thdien 
lische  Geaetzgebtmg  öngeßlfart  worden;  sie  ist  auch  für  das 


ik.  Patent  «if.  I.  gDas  gegenwärtige  allgemeine  Landrecht  aoll  »Q  die 
I  ITiisern  Landen  biatier  aufgenommoa  gewesenen  RSmiechen,  gemeinen 
d  andrer  fremden  labsidiarisclien  Rechte  and  Gesetze  treten;  alBO,  da« 
<en  bemerkten  Zeitpunkte,  dem  1.  JuniuB  1791  an,  auf  diese  bisherigen 
len  Gesetze  und  Rechte  nicht  mehr  znrQkgegangen,  Bondem  in  vorkom- 
.tem  FUlen  nur  nach  den  YorBchriften  dea  gegenwärtigen  Landrechts 
Sern  unmittelbaren  und  mittelbaren  Gerichtshöfen  erkannt  werden  aoll.' 
lält  die  Geltung  der  allgemeinen  Landesgeaetce  Tor.  Art.  HI.  .,Die  in 
»denen  Provinzen  bisher  beetandenen  bezondern  Provinzialgeaetie  nnd 
halten  zwar  vor  der  Hand  noch  ihre  gezetEliohe  Kraft  und  Gflltigkeit; 
lass  die  vorkommenden  Reohtaangelegenbeiten  hauptsSchtich  nach  diesen, 
it  in  deren  Ermangplnng,  nach  den  Torzohriften  dea  allgemeinen  Land* 
:heilt  nnd  entschieden  werden  aollen.*  Art.  IV.  ordnet  Sammlungen  der 
lobte  an ,  die  zu  Provinzialgeaetzbflcbern  erhoben  werden  sollen.  Bio 
nelt,  aber  nur  das  ffir  Ostpreuesen  (4.  Aug.  1801,  6.  H&rz  1802)  mit 
ft  verzehen. 

lÜcations-Patent  Abs.  4.  Dadarch  wird  das  bis  jetzt  angenommene  ge- 
t,  der  am  1.  November  1786  kund  gemachte  eiste  Tbeil  des  bOrgerliohen 
»,  das  für  Galizien  gegebene  bOrgerlEche  Gesetzbuch  ,  sammt  allen  auf 
Snde  dieses  allgemeinen  bflrgerliofaen  Roohtez  sieh  beziehenden  Oetetzen 
iheiten,  aozser  Wirksamkeit  geaelzt. 
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Privatrecht  daselbst  in  Kraft  geblieben.  Deren  Grundlage,  der  Code 
fTapol^on  war  bereits  durch  die  Edicte  vom  S.  Febr.  und  22.  Dezbr. 
1809  als  „Landrecht  für  das  Grossherzogthum  Baden  nebst 
Handelsgesetzen^  eingeführt  worden«  Am  2.  Jan.  1863  wurde  das 
treffliche  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  E.  Sachsen  publizirt. 
YI.  In  den  protestantischen  Territorien  bildeten  dieKirehenord- 
nungen,^^  in  katholischen  zahlreiche  Gesetze  über  Eirchensachen^^  eine 
neue  Materie. 

§.  93. 

4.   Das  Stadtreoht,«  Dorfrecht. 

I.  Mit  der  gänzlich  freien  Stellung,  welche  die  Reichsstädte  erlangt 
hatten,  stellte  sich  das  Bedürfniss  von  Ergänzungen  und  Yerbesserungen 
der  alten  Stadtrechte  lebhaft  heraus.  Hierzu  kam  für  das  Privatrecht 
die  Nothwendigkeit  von  Reformen,  welche  wegen  der  grossen  Umände- 
rung auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsverhältnisse  vor  Allem  das  Forde- 
rungsrecht, aber  auch  das  eheliche  Güterrecht  und  Erbrecht  erheischte. 
Es  lag  im  Geiste  der  Zeit,  dass  diese  im  Allgemeinen  stattfanden  auf 
der  römisch -rechthchen  Grundlage  und  deshalb  auch  von  gelehrten 
Juristen  vorgenommen  wurden,  während  die  Fortbildung  auf  einheimischer 
Grundlage  zu  den  Ausnahmen  gehört. 

n.  Von  Bedeutung  sind  die  reformirten  Stadtrechte  von  Nürnberg,^ 
Hamburg, 2  welchem  die  Nürnberger  Reformation  zum  Muster  diente, 
Freiburg  i.  B.,^  das  von  Ulrich  Zasius  durchaas  im  Geiste  des  römischen 
Rechts  abgefasst  mit  dem  badischen  Landrechte  desselben  Verfassers 
meistens  zusammentrifft,  Frankfurt  a.  M.,^  endlich  das  revidirte 
lübische  Recht  von  1586,'  welches  im  Gegensatze  zu  den  genannten 
auf  dem  einheimischen  Rechte  fusst  und  nur  sehr  wenige  Sätze  aus  dem 
römischen  Rechte  herübergenommen  hat. 


"  Richter  Lehrb.  des  Eirchenr.  7.  Aufl.  von  Dore,  Leipzig  1871  §.  80. 
^*  Die  in  meinem  Lehrb.  des  Kirohenr.  S.  115  ff.  angef.  Sammelwerke. 

•  Kraut  Grundr.  §.  17.    Stobbe  U.  224  fg.,  279  fi. 

^  Reformation  Ton  1479,  mit  Aenderungen  nnd  Yerbesserungen  1622  fol.    Der 
Stadt  Kfirnberg  erneuerte  Reformation  Ton  1564  u.  s.  w. 

*  Ton  1497.    Der  Stadt  Hamburg  Gerichtsordnung  und  Statuta  Ton  1603. 
'  Nüwe  Stattreohten  und  Statuten  yon  1520. 

^1509,    erneuerte   Reformation    yon    J oh.   Fichard   Ton    1678.     Gerber 
S.  212  ff. 

^  Der  Stadt  Lübeck  Statuten  und  Rechtsbuoh  aufo  Neue  übersehen. 
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ni.  Auch  in  manchen  Territorialstädten  wurden  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert Beformationen  vorgenommen.  Gleichfalls  meistens  von  römisch 
gebildeten  Juristen  ausgeführt  und  von  den  Landesherren  bestätigt,  tragen 
sie  mehr  den  Charakter  von  Gesetzen  für  privatrechtUche  Verhältnisse 
und  für  Ordnung  der  rein  städtischen  Angelegenheiten  an  sich,  bieten 
hingegen  für  öffentlich  rechthche  Beziehungen  geringes  Material.^ 

lY.  Die  seit  dem  westfälischen  Frieden  zunehmende  Gesetzgebung 
der  Landesherren  über  alle  Klassen  und  Rechtsverhältnisse  der  Unter- 
thanen  beschränkte  die  Stadtrechte  allmälig  auf  deren  Verfassung  und 
Verwaltung,  während  das  Privatrecht  dem  für  die  übrigen  Bewohner  sich 
näherte  und  höchstens  im  eheUchen  Güter-  und  Erbrechte  Besonderheiten 
blieben.    Li  den  neueren  ist  jeder  Unterschied  beinahe  völlig  verwischt. 

V.  Die  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  Höfe  und  Dörfer  ver- 
schwanden mit  der  Verwaltung  durch  landesherrUche  Beamte  (§.  78.) 
und  der  Ausdehnung  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  auf  alle  Ver- 
hältnisse. Hiermit  hörte  die  reiche  Quelle  der  Weisthümer  (§.  61.  IV.) 
allmälig  auf. 

§.  94. 

5.   Die  Sdiriften  der  Juristen.« 

I.  Bereits  in  älteren  "Werken  (§§.  62 — 65.)  finden  sich  theoretische 
Elemente,  auch  Anfange  theoretischer  Darstellungen  über  öffentliche 
Eechtsverhältnisse,  obwohl  im  Ganzen  deren  Zweck  auf  Darstellung  de» 
Rechts  für  den  Gerichtsgebrauch  gerichtet  bheb.  Diesen  verfolgten  noch 
im  16.  Jahrh.  die  Formelbücher,  Formularien,  Rhetorica.* 


^  Die  Stadtrechte  der  Briccius  von  Licka  f  1^43  (aus  dem  Prager  Eechte 
mit  Benutzung  des  Brünner  u.  a.)  vom  J.  1586  (Leitomischl.  fol.  bohm)  wurden  in 
der  Umarbeitung  des  P.  Ch.  Ton  Koldin  (Prag  1579)  vom  Könige  bestätigt  und 
galten  als  „Rudclfinische  Stadtrechte*^  für  Prag  und  die  übrigen  Städte  Böhmens, 
dann  (£rl.  y.  30.  Mai  1680)  für  Mähren  und  Sohlesien  als  subsidiäre  Quellen  der 
Landesordnung,  später  allgemein  in  den  3  Ländern  für  den  Bürger-  und  Bauern* 
stand. 

*  §.  4.  §.  67.  —  y.  Hall  er  Restauration  der  Staatswissenschaften  Bd.  I.,  Ei  ch- 
horn  §.  614.  Walter  §.  35d,  Zöpfl  L  §.  63  ff.,  Stobbe  H  143  ff.,  für  da» 
Priyatreoht  Gerber  Princip  S.  35  ff.,  Kraut  §.31  ff.  Für  Oesterreich,  insbes. 
die  böhm.  Bechtsentwicklung  gibt  Legis-Glückselig  a. a.  0.  brauohbare  Notizen. 

1  Formular!,  darin  begriffen  sind  allerhand  Brief  auch  Bhetorio,  Augsb- 
1483,  Fol.,  Fr.  Biederer  Spiegel  der  wahren  Rhetorik  etc.  Freib.  1493  fol.  u.  5, 
Bockinger  Ueber  Formelbüoher,  München  1865  8.  98. 
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n.  Die  Absicht  daa  fremde  Eecht  für  den  praktischen  Gebrauch 
znganglidi  su  machen  unter  Bezugnahme  auf  das  einheimische  haben 
eine  Anzahl  von  Schriften ,  imter  denen  hervorragt  der  höchst  schwer- 
fallige richterliche  Elagspiegel,  im  J.  1516  von  Sebastian 
Brandt  neu  edirt,^  der  ganz  auf  dem  römischen  Rechte  ruhet  und  in 
2  Theilen  Civil-  und  Strafprocess  umfasst.  Ein  Werk  desselben  Geistes 
und  Zweckes  ist  der  in  3  Theilen  (öffentl.  Recht,  Privatr.  —  Civilprocess 
—  Griminalprocess  als  Gedicht  ^vom  jüngsten  gericht^)  abgefasste 
Layenspiegel  des  Ulrich  Tengler,^  der  Privatrecht,  Civilprocess 
und  Strafrecht  behandelt.  Zu  nennen  sind  noch  Perneder,^  Noe 
Meurer,5  Gobier.* 

in.  Die  älteren  deutschen  Rechtsquellen  wurden  einzeln  Gegenstand 
der  Bearbeitung  durch  IJebersetzungen  ,7  systematische  Yerarbeitung,^ 
eine  Anzahl  von  kleineren  Schriften.^ 

rV.  Die  Pflege  des  Privatrechts  blieb,  nachdem  die  gegen  das  Ein- 
dringen des  römischen  Rechts  im  Yolke  wie  von  einzelnen  Juristen  er- 
hobene Opposition  gefallen  war,  ziemlich  ausschliesshch  den  romanisirenden 
Juristen  überlassen,  von  denen  dem  einheimischen  Rechte  nur  in  der 
Form  des  Usus  modernus  Pandectarum  ein  höchst  bescheidenes 
Plätzchen  gegönnt  wurde.   Erst  die  Bemühungen  von  Hermann  Con- 


s  Adrian  Der  richterliche  Elagspiegel  und  Sebastian  Brandt  in  (Giesser) 
Zeitschrift  für  Civilr.  und  Proz.  K  F.  I.  426  ff.,  der  darthut,  dass  der  Elagspiegel 
(zuerst  unter  dem  Titel  „Clag,  Antwurt*'  in  den  TOger  Jahren  des  15.  Jahrh. 
erschienen)  nicht  von  Brandt  herrührt,  noch  Yon  diesem  besonders  verbessert  oder 
vermehrt  ist. 

'  Erste  Ausg.  Layenspiegel  von  rechtmässigen  Ordnungen  in  bürgerlichen 
nnd  peinlichen  Regimenten,  Augsb.  1509.  fol.  u.  5.  Zöpfl  I.  §.54.  Sebastian 
Brandt,  dessen  Name  auch  in  den  neuen  Ausgaben  genannt  ist,  war  schon  bei 
der  von  1509  thfttig.  Ulrich  Tengler  war  anfänglich  Stadtschreiber  in  Ndrdlingen, 
später  bairisoher  LandTogt  zu  Höchstett,  f  1510  bez.  1511. 

*  „Institutiones.  Ausszug  und  anzaigung  etlicher  geschrieben  kaiserlichen  nnd 
des  h.  Reichs  rechte,  vrie  die  gegenwärtigen  Zeiten  inn  ubung  gehalten  werden.** 
Btobbe  S.  173  ff. 

^  „Liberey  Eeyserlicher,  Auch  Teutsoher  Nation  Landt  und  Statt  Recht, 
Heidelb.  1582  fol. 

^  yJ)eT  Rechten  Spiegel''  u.  s.  w.,  Frankf.  1550  fol. 

^  So  übersetzte  Zobel  den  Sachsenspiegel  ins  Hochdeutsche. 

B  Melchior  Kling  von  Steinau  (f  1571  als  Kanzler  des  Erzb.  v.  Magde- 
burg) ,,Das  gantze  Sechsisch  Landrecht  mit  Text  und  Gloss  in  eine  richtige  Ord- 
nung gebracht**  u-  s   w.,  Leipzig  1572.  fol. 

B  Vgl.  Stobbe  n.  149  ff. 
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ring  machten  eine  selbstständige  Pflege  desBelben  möglich.  Diese  wurde 
begründet  dmroh  Georg  Bayer,  der  1707  das  deutsdhe  Priyatrecht  zum 
Oegenstande  einer  besonderen  akademischen  Vorlesung  machte.^"  Dessen 
wiseenschafUiclie  Behandlung  erhob  sich  jedoch  erst  in  unserem  Jahr- 
hundert zur  Oleichberechtigung  mit  der  Wissenschaft  des  römischen 
Bechts. 

Gebiete  des  CiTÜprooesses  ^^  war  mit  dem  Absterbmi 
jrichtsverfahrena  und  der  allgemeinen  Auihahme  des 
3Q  Frocesses  die  Literatur  darauf  angewiesen,  das 
bearbeiten,  neben  dessen  Sätzen  nur  wenige  ältere  des 
eine  Stelle  fanden,  während  die  reichsgesetzlicfaen  Be- 
tern Ende  des  15.  Jahrh.  auf  dem  Boden  des  fremden 
Bmd. 

ratur  des  Strafrechts'^  lehnt  sich  bis  zur  Carolina 
Standpunkte  des  römischen  und  canomscfaen  Bechts 
itatoren,  bildete  alsdann  das  Becht  der  Carolina  durch 
bis  die  Einwirkung  der  Philosophie  eme  neue  Qmnd- 
ungsweiae  schuf,  auf  der  Becht  und  Wissenschaft  der 

ühend  der  Entwicklung  hatte  der  Bechtsunterricht  aut 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  seinen  Schwerpunkt  iq 
es  fremden  Bechta.  Aber  auch  in  dieser  Zeit  ist  ein- 
nicht  überall  ohne  Vertretung  gewesen.'^ 


it,  Stobbe  ».  ft.  0. 

1  T.  Linde  Lehrbuch  des  Civilprocesses  gS-  90  ^• 
rke  bei  Heffter  Lehrbaoh  g.  19. 

Ige  wenig  bekannt  sind,  (Stobbe  geht  nicht  darauf  ein)  stelle 
lammen.  In  Prag  ist  eist  Anfang  des  18.  Jahrh.  ,juB  pubL 
"ntagma"  und  „jus  nat  et  gent*  nach  dem  „Traut.  Hogonia 
et  paoie"  unter  die  Zahl  der  Torleenngen  aufgenommen,  1748 
-,  Staate-  und  Lehnrecht  oreirt  worden.  In  Leipzig  wurde 
i«  eazoniei,  1711  jnr.  fend.  oommunie  et  eazoniei,  1710  jnr. 
oreirt  (Sohulze  Abriae  einer  Oesch.  der  Leipz.  UniT.  im  Laufe 
Leipi.  1810,  a  77  flf.).  In  Greifswald  Im  Frani  Styp- 
19—1660)  Aber  pommersaheBErbrGoht.PetmsEirahaiB 
ignlaria  fendoruni  Pomeranoriun,  Anton  OOnther  Fritf  (1%3 
llam,  reoesaus  imp,,  oompendium  jnriB  pnbl.,  Job.  Christ.  Eo  eh 
erm,,  G-.  A.  Carok  pommersohes  Lehnr.,  V91kerr.  Ton  da  ab 
und  Lehnr.,  Carolina  u.  e.  tr.  gelesen.  Eosegarten  Ge- 
ireibwald,  Oreifsw.  1857.    2  Bde.  4  I.  2ß7,  267,  279.    In  Jena 
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VlLl.  Eigentlich  blieb  nur  das  Staatsrecht  der  Gegenstand, 
welcher  eine  vom  Einflüsse  fremden  Rechts  wegen  der  eigenthnmlichen 
Verhältnisse  und  nationalen  Bildung  der  öffentlichen  Rechtszustände  ver- 
hältnissmässig  freiere  Wissenschaft  zu  erzeugen  vermochte.  Die  nächste 
Yeranlassung  bot  die  Stellung  des  Reichskammergerichts,  vor  allem  aber 
die  religiösen  Fragen  des  16.  Jahrhunderts,  welche  eine  äusserst  zahl- 
reiche Literatur  hervorriefen.^*  An  diese  schlössen  sich  alsbald  an,  zimi 
Theil  auch  hervorgerufen  durch  die  religiösen  Yerhältnisse,  Bearbeitungen 
des  Rechts  der  Landesherren.  Im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  wurde 
das  Staatsrecht  zuerst  durch  Dominions  Arumaeus  zu  Jena^^  in  den 
Kreis  der  akademischen  Lehrvorträge  aufgenonmien,  und  seitdem  be- 
sonders in  zahlreichen  Dissertationen  bei  Gelegenheit  der  Doktorspro- 
motionen behandelt^^  Eine  neue  Aera  bildete  für  das  Studium  die 
Herausgabe  der  älteren  Quellen,  sowie  der  zahlreichen,  besonders  auf 
die  Religionsfrieden  des  16.  Jahrhunderts  und  den  westfälischen  Frieden 
bezüglichen  Staatsschriften.  Die  mit  HugoGrotius  beginnende  philo- 
sophische Methode  äusserte  seit  dem  17.  Jahrh.  einen  bedeutenden  Ein- 
fluss.  Sie  entzog  recht  eigentlich  dem  Baue  des  Reichs  wissenschaftlich 
sein  bisheriges  Fundament  und  setzte  an  die  Stelle  des  bisherigen  Staata- 
bandes  den  Begriff  des  modernen  Staates,  der  in  die  Spitze  der  Staats- 
gewalt mehr  imd  mehr  die  Allgewalt  legte,  die  Einwohner  als  Staats- 
imterthanen,  nicht  als  Unterworfene  des  Regenten  ansah.  Für  diese 
Theorie  war  im  westfälischen  Frieden  der  praktische  Boden  geschaffen, 
der  umgekehrt  durch  jene  stets  mehr  geebnet  wurde.  Kaum  ein  Zweig 
der  Literatur  hat  aus  dem  18.  Jahrhundert  zahlreichere  Bearbeitungen 
aufzuweisen,  als  die  Behandlungen  des  Reichs-  und  Territorialrechts  im 
Allgemeinen  wie  für  seine  einzelnen  TheUe.  Unter  ihnen  zeichnen  sich 
die  Werke  von  Johann  Jakob  Moser  (geb.  zu  Stuttgart  1801,  gest. 
1785),  hoch  mehr  aber  die  von  Johann  Stephan  Pütter  (geb.  1725 


war  Peter  Müller  1860  auch  Prof.  des  jus  publ.,  Chr.  Gottl.  Bader  1738  ordentL 
Prof.  des  Staats-  und  Lehnrechts. 

1^  Joh.  Sleidanus  Comment.  de  statu  relig.  et  reipubl.  Germ-  sab  Carole  Y., 
Argentor.  1555  fol.    Pütt  er  Literatur  des  deutsch.  Staatsrechts. 

1^  Geb.  1579,  gest.  1637.  Discursus  academici  de  jure  publice,  Jenae  1616  ff. 
Bei  Joh  Günther  Lebensskizzen  der  Professoren  der  XJniT.  Jena  seit  1558,  Jena 
1858  ist  er  nicht  erwähnt. 

^^  Die  Ton  Ubertus  de  Lampugnano  1385  in  Prag  gehaltenen  Dispu- 
tationen möchte  ich  nicht  in  diese  Kategorie  stellen.  Ueber  einen  Codex,  der  sie 
enthält,  meine  Canonist.  Handschr.  der  Bibl.  in  Prag,  Prag  1868.  num.  206. 
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in  ■Westfalen,  gest.  1807)  aus.  Neben  ihnen  hat  die  letzte 
noch  eine  Anzahl  tüchtiger  Staatsrechtelehrer.  Der  Einfloss 
jchtawiaaenBchaft  auf  die  Bildung  des  öffentlichen  Hechts  ist 
J.  Jahrhundert  dadurch  von  ungeheurer  Bedeutung  geTreseo, 
änner  der  Wissenschaft  als  Mitglieder  des  Kelchs  -  Eammer- 
«chs-Hofraths,  der  höchsten  Landesämter  berufen  waren,  die 
Q  Fragen  direct  zu  entscheiden,  oder  als  Lehrer  der  UniTer- 
ohl  durch  Gutachten  als  den  Einfluss  ihrer  Schriften  be- 
inzuwken.  Es  bilden  daher  die  Schriften  der  Juristen  für 
i  des  Details  der  Bechtsgeschichte  eine  wichtige  Quelle, 
ir  die  Rechtsbildung  sind  endlich  noch  von  Bedeutung  die 
m   Bearbeitungen   der    fremden   Rechtabücher    in    deutscher 

der  Libri  feudorum"  der  Inatitutionem  Justinians,'^ 
len  Juliane,  des  Harraenopulua.*' 
'  die  ßechtaentwicklung  in  den  slayischen  Ländern  des  Reichs 
Bedeutung:  l.  das  Tobitschauer  Rechtsbuch^"  von 
n  Czimburg  auf  Tobitschau  (f  1494)  zwischen  1480—1494, 
arzüglich  aus  der  mährischen  Landtafel,   umfasst  Staatsrecht, 

Proceas.  Umgearbeitet  wurde  es  von  Ctibor  von  Dmovic 
id  Georg  Sedlinicky  von  Choltic  (f  1594).  Das  Werk,  frei 
lem  und  canonischem  Rechte,  fand  allgemeine  Anerkennung 
liehe  Geltung.  2,  Das  „Neunbücherrecht"  von  Victorin 
I  von  Ysehrd  (f  1520)'''  bekannt  durch  seinen  massiosen 
deutschen,  deren  Yerweisung  aus  dem  Lande  er  beständig 
is  enthält  eine  vollständige  Darstellung  des  Landrechts,  ist 
Ber  1495  gemacht,  1500  umgearbeitet  worden. 


Todocus  PfUntzmann,  Augsb.  1493,  1494  fol.;  Lorenz  Weid- 
at  1Ö30.  4.  Laapeyre»  EnCat.  S.  132,  Dieok  Literaturg«gch.  S.  131, 
5.  165, 

ThomaB  Hurner  Chartiludiutn  Institutionnm,  Basal  1518«.  B-w.mit 
B  corp.  iur.  can.  u.  cit.  und  den  regulae  juris.  Andere  von  Fncha- 
Ooliler  bei  Stobbe  II.  S.  166. 

>obler.  Frankfurt  1566,  fol.  Stobbe  a.  a.  0.  —  Die  frOberen  üebet- 
zolner  Werke  (Tanoredi .    Jo.  Aodrae  Ordo  judiciariusi    übergehe  ich. 
äsohek  Rächt  und  Verfasa.  der  Markgr.  Mähren,  8.  13ff.    Ausgabe; 
loveki,  Brunn  1858  von  Demuth. 
ibe  von  Hanka,  Prag  1841. 
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Zweites  Kapitel. 

Kaiser  nnd  Reich. 

§.  95. 
1.   Der  Kaiser.« 

I.  Ueber  die  Wahl  des  Königs  und  die  Krönung  blieben  die  Be- 
stimmungen der  goldenen  Bulle  massgebend ;  das  Ceremoniel  bildete  sieh 
durch  das  Herkommen  bis  ins  Kleinste  aut.  Der  letzte  zu  Aachen  ge- 
krönte Kaiser  ist  Karl  V.  (1520);  die  Nachfolger  wurden  zu  Prank- 
furt am  Main  gekrönt,  jedoch  erhielt  die  Stadt  Aachen  stets  einen  Revers, 
dass  ihrem  Rechte  hierdurch  nicht  präjudicirt  werde.  Selbst  bei  diesen 
Feierlichkeiten  intervenirten  allmälig  nicht  mehr  die  Kurfürsten  in  Person, 
sondern  vielfach  durch  Gesandte. 

n.  Maximilian  I.  hatte  am  4.  Pebr.  1508  zu  Trier  den  Titel  „Er- 
wählter Römischer  Kaiser**  angenommen.  ^    Karl  V.  wurde  1530  in  alter 


*  J.  J.  Moser  Yon  dem  r5in.  Kaiser,  röm.  Könige  und  den  Reiohsvicarien 
nach  d.  Reichsges.  n.  d.  Reichsher kommen  u.  s.  v.  Frkf.  a.  M.  1767.  4.  Der 8. 
Von  den  kais.  Regierungs-Rechten  und  Pflichten,  2  Thle.  4.  das.  1772  fg.;  Ch. 
Gottl.  Biener  Bestimmung  der  kaiserl.  Machtvollkommenheit  in  d.  deutsch. 
Reichsregierung  nach  ihrem  wahren  Ursprung  und  Absichten  u.  s.  w.  Leipz.  1781. 
X  Hörl  Yersuoh  einer  Abhandlung  über  den  Rechtsgrund  der  kaiserl.  ReserTat- 
rechte  ii.  s.  w.  Landsh.  1802.  4.  —  Ueber  die  Krönung  u.  s.  w  A.  v.  Heuser 
Hist.  polit  Beleuchtung  der  Wahleigenschaften  eines  röm  Kaisers,  Frkft.  a.  M. 
1792.  J.  Rieh.  v.  Roth  Aechtes  Tollst.  ProtocoU  des  kurfürstl.  höh.  Wahl-Con- 
vents  zu  Frkft.  im  Jahr  1790  u.  s.  wj  Mainz  1791.  2  Bde.  —  Ueber  einzelne 
Rechte:  J.  St.  Pütter  Tors  einer  Bestimmung  der  kais.  Ratificationsrechte  bey 
Schlüssen  reichsständ.  Yersamml.  und  Yisitat.  des  Kammerger.  Gott.  1769  4.  F. 
H.  K.  Stegman  Yers  über  die  Rechte  des  Kaisers  bei  Streitigkeiten  der  Reichs- 
stände und  ihre  Staatsgerechtsame  im  Terhältniss  zur  Yerfassung  des  Reichs  im 
Ganzen,  Leipzig  1787.  Conr.  Oligenii  Diss.  de  primariis  precibus  imperiaL  Frib. 
Brisg.  1707.  12.,  Chr.  Gottl.  Buder  De  canonicatibus  Imperator.  Augg.  Ger- 
maniaeque  Reg.  ac  Praebenda  regia,  die  Königspfründe  in  Opusc.  Jena  1745. 
p.  425—454.  H.  J.  T.  Bartmann  Diss,  de  jure  caesar. primarianim  precum,  Colon. 
1773.  4.  deSenckenberg  De  jure  primär,  precum  reg.  Germ.  cet.  Frkf.  1790.  4. 
u.  a.  Ygl.  mein  System  des  Kirchenr.  §.  62.  —  Reiches  Material  für  S§.  95—108 
bietet  Deutschland  Tor  hundert  Jahren.  Gesch.  der  Gebictseintheilung  und 
der  politischen  Yerfassung  des  Yaterlandes.  Yon  Dr.  Heinrich  Berghaus  Ton 
Groessen.  2  Bde.  Leipzig  1859,  60.  Ders.  Deutschland  Tor  fünfzig  Jahren  u.  s.  w. 
3  Bde.,  das.  1861,  62.  Gesammttitel :  Deutschland  seit  hundert  Jahren  u.  s.  w. 
L  Abth.  1   nnd  2.  Bd.,  II.  Abth.  1,  2,  3. 

*  Nachgewiesen  von  Chr.  Frid.  t.  Stalin  in  Forschungen  I.  69  ff. 
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Weise  zum  König  der  Lombardei  xmA  zum  Römischen  Kaiser  gekrönt, 
seitdem  bt  Beides  unterblieben.  Nach  Karls  Y.  Verzicht  ^^  entbrannte 
ein  Kampf  mit  Bom,  der  damit  endete,  dass  fortan  die  Wahlen  ohne 
Boms  Theilnahme  oder  Bestätigung  stattfanden.  Die  Kaiser  führten 
nimmehr  den  Titel  Electus  Bomanorum  Imperator  semper 
Augustus,  Erwählter  römischer  Kaiser.  Für  den  bei  Lebzeiten 
des  Kaisers  gewählten  Nachfolger  bheb  seitdem  der  Titel  Bömischer 
König  im  Gebrauch.' 

nL  Die  Entwicklung  der  Territorialgewalten  hatte  des  Kaisers 
Stellung  gänzlich  verändert.  Die  Einsetzimg  des  Kammergerichts  als 
eines  Gerichts  von  Kaiser  und  Beich,  des  Beichsregiments  anstatt 
eines  kaiserlichen,  die  Ernennung  von  Beisitzern  des  Beichsgerichts  und 
von  Bäthen  im  Begiment  durch  den  Kaiser  beweisen,  dass  man  den 
Ejuser  als  Haupt  eines  Bimdes  auffasste,  dass  das  Beich  einen  Bund 
von  selbstständigen,  fast  zu  Monarchien  gewordenen  Territorien  bildete.^ 

1»  Ueber  die  Vorgänge  zur  Zeit  Ferdinands  I.  siehe  den  trefflichen  Aufsatz 
Ton  Reimann  Der  Streit  zwischen  Papstthum  und  Kaiserthum  im  Jahr  1558  in 
Forschungen  Y.  291  ff.  Werth volles  neues  Material  bringt  Sickel  Zur  G-esoh. 
des  Ooncils  von  Trient,  Wien  1870— 72. .—  Karl  liess  sich  seit  1556  auf  dem  Reichs- 
tage nicht  vertreten,  so  dass  Ferdinand  selbstst&ndig  handelte.  Die  Kurfürsten  ac- 
ceptirten  1558  Karls  Verzicht  und  legten  Ferdinand  eine  neue  Kapitulation  vor, 
worin  der  R.  A.  1555  vorkam.  P.  Paul  lY.  behauptete ,  ohne  seine  Mitwirkung, 
ohne  seine  Zustimmung  könne  ein  Kaiser  weder  resigniren  noch  die  Resignation  von 
den  Kurfürsten  angenommen  und  eine  neue  Wahl  stattfinden  (Raynald.  Annal.  1558 
Nr.  14).  Er  wollte  ihn  anerkennen,  wenn  er  Busse  th&te  für  seine  (angeblichen) 
Yergehen  und  Besserung  verspräche ,  auf  die  Wahl  resignirte ;  gelobe  Ferdinand 
Gehorsam,  so  wolle  er  die  Wahl  bestätigen.  Paul  wollte  ihn  absetzen  und  hat 
ihn  nie  anerkannt.  Als  Pius  lY.  zur  Regierung  kam,  wurde  der  Streit  beigelegt. 
Bei  dieser  Gelegenheit  wurde  von  kaiserl.  Seite  constatirt,  dass  die  Kaiser  keinen 
Gehorsam  (obedientia)  gelobt  haben.  Ein -Stein  des  Anstosses  für  Paul  war  die 
Theilnahme  protest.  Kurfürsten,  obwohl  Clemens  YII  im  J.  1531,  als  Ferdinand 
zum  romischen  Konig  gew&hlt  war,  durch  eine  Breve  erklärte,  die  Theilnahme  pro- 
testantischer Wähler  solle  nicht  schaden:  Ranke  Deutsehe  Geschichte  m.  250, 
Buchholtz  Gesch.  Ferd.  I.  IX.  17  Kr.  XII.  Im  Jahr  1560  hatte  Ferdinands  Ge- 
sandter gegen  seine  Instruction  den  Gehorsamseid  geleistet.  Maximilian  II.  ver- 
weigerte ihn  und  stellte  kein  Gesuch  um  Bestätigung  seiner  Wahl.  Er  wurde  also 
bei  Lebzeiten  Ferdinands  I.  ohne  den  Papst  König.  Damit  fiel  Roms  Anspruch 
faktisch  hinweg. 

>  Ueber  die  innere  Entwicklung  der  Anschauungen  siehe  den  Aufsatz  von 
Wyneken  in  Forschungen  S.  600  ff. 

»•  Ueber  dessen  Wahl  I.  P.  O.  art.  YIII.  §.  3.  Wahlkapit.  Franz  H.  art.  III. 
§.  10.  J.  J.  Moser  von  der  röm.  Königswahl  in:  Yon  denen  deutsch.  Reichs-Tags- 
Geschäften.    Frkf.  1768.  4.  S.  146  ff. 
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In  der  Theorie  besass  der  Kaiser  allerdings  die  majestas  und  pleni- 
tudo  potestatis,  in  der  Wirklichkeit  aber  umfasste  diese  nur  einzelne 
ganz  bestimmte  Kechte.  Denn  die  mit  dem  Ewigen  Landfrieden  aner- 
kannte Theilnahme  der  Stände  an  der  Beichsyerwaltung  wurde  noch 
bedeutender  durch  die  Wahlcapitulation,  welche  sich  auf  alle 
wesentlichen  Theile  der  Reichsregierung  erstreckend  dem  Kaiser  im  Yom- 
hinein  die  Hände  band  und  durch  die  Nothwendigkeit  beständiger  An- 
nahme und  Beschwörung  von  Seiten  aller  späteren  Kaiser  zu  einem 
Beichsgrundgesetze  wurde,  das  den  Kurfürsten  und  allmälig  auch  den 
Eeichsständen  überhaupt  ein  wirkliches  Mitregierungsrecht  verheh.  War 
schon  hierdurch  die  kaiserliche  Macht  auf  ein  bescheidenes  Maas  zurück- 
geführt, so  boten  die  religiösen  Streitigkeiten  des  16.  Jahrh.  und  die  zu 
ihrer  Austragung  aufgerichteten  Yerträge  von  Passau  und  Augsburg  den 
Territorialherren  ein  wirksames  Mittel,  imter  dem  dehnbaren  Begriffe  der 
Nichteinmischimg  in  die  religiösen  Verhältnisse  der  Territorien  die  kaiser- 
liche Einwirkung  auf  deren  Entwicklung  und  Kechtszustände  beinahe 
Yöllig  auszuschliessen.  Insoweit  aber  trotzdem  noch  dem  Kaiser  und 
auch  in  manchen  Punkten  den  kaiserlichen  und  Beichsgerichten  ein  Recht 
der  Einsprache  imd  Ordnung  in  Landesangelegenheiten  geblieben  war, 
fiel  mit  den  immer  zahlreicheren  privilegia  de  non  appellando 
(§.  120.)  und  vollends  seit  dem  Westfälischen  Frieden  die  kaiser- 
liche Macht  in  Landesangelegenheiten  fast  gänzlich  fort  und  wurde  das 
Reich  mehr  und  mehr  einem  Yereine  selbstständiger  Staaten  gleich, 
welche  nur  gewisse  gemeinsame  Angelegenheiten  hatten,  deren  Ordnung 
dem  Kaiser  und  Reich  d.  h.  dem  unter  dem  Kaiser  versammelten 
Reichstage  zustand. 

lY.  So  hatte  sich  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  bezüglich 
der  Reichsangelegenheiten  herausgebildet  zu  dem  Rechte  des  Yor- 
schlags  auf  den  Reichstagen,  femer  der  Verwerfung  der 
Reichsschlüsse,  sowie  der  formellen  Sanction  der  Gesetze. 
Im  Einzelnen  gestalteten  sich  die  kaiserlichen  Rechte  hierdurch  in  völliger 
Umkehr  des  alten  Rechtssatzes,  dass  von  Rechtswegen  dem  Kaiser,  wo 
er  erscheine,  alle  Rechte  zuständen,  den  Herren  nur  als  Ausnahme  in 
Folge  besonderer  Verleihung  (§.  70.  VII.),  zu  dem  entgegengesetzten: 
dass  der  Kaiser  bezüglich  der  Territorien  und  Rechtsverhältnisse,  welche 
auf  diese  und  nicht  bloss  auf  die  allgemeine  Reichslage  Einfluss  übten, 
nur  gewisse  kaiserliche  Reservatrechte  besitze. 

V.  Ausser  den  bereits  genannten  besass  der  Kaiser  die  folgenden 
auf  die  Leitung  des  Reichs  bezüglichen  Rechte: 

▼•  Schulte,  Beicli»-  u.  BechtsgeBch.    8.  Aufl.  20 
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a)  Tertretimg  des  Reichs  nach  Auasen^  im  Kriege  und  Frieden. 

b)  Yerieihiing  der  ßeichaleheiL' 

c)  Ertheilting  der  privilegia  de  non  appellando.^ 

d)  Yisitation  und  Besetzung  bestimmter  Stellen  des  BeidiBkammer- 
gericbts.^ 

e)  Die  Besetzung  und  Ordnung  des  Rnchsho&aths  (§.  121.). 

f)  gewisse  kirchlicbe  Hechte:  jus  primarum  precum,  Besetzimgsreohte 

'  heunmittelbaren  Stiftern,  Yerieihung  von  Fauisbriefen  u.  dgL^ 
rleihnngen   von  Titeln  (Ffalzgrafen),    StandeBerhöhnngen 

ihrigen  war  der  KlüseF  bei  Besetzung  der  Hofömter,  bezügBch 

denz  tt.  a.  an  die  in  der  Wahlcapitulation  festgesetzten  Be- 

jebunden. 

eservatrechte,  bei  denen  die  Interessen  der  Territorien 

hrt  wurden,  waren: 

-leihung  der  Zoll-  und  Münzgerecbtigkeit.* 

lirungen  von  kdserlicben  iNotarien,  denen  im  ganzen  Reiche 

es  zukam. 

'leihunges  von  mancherlei  IMvilegien:  für  Umversitäten  und 

,  zur  Eri;heilung  akademischer  Qrade,  des   Stadtrechts,   des 

gl.    Jedoch  wurden  die  meisten  derartigen  Rechte  auch  all- 

einzelnen  Landesherren  ausgeübt 

wisse  Privilepen ,  die  auf  die  private  Stellung  Bezug  haben : 

en,  Orossjährigkeitserklärungen. 

n  Italien  war  mit  der  Zeit  die  kaiserHche  Macht   sehr   ge- 

ie  beschränkte  sich  auf  die  Gerichtsbarkeit  des  Beichshofraths, 

lung  von  Lehen  (15  lombardische  [Herzogthfimer:  Mailand, 


O.  art.  VII.  g,  1.  Wtthlkapit.  art.  IV.  VL 

kapit.   art.   X.  XI.  XXI.  I.  P.  0.  art.  V.   §.  25  ft    J.  J-  Moser  Von 

in  LebenBTeifaBB.,  Frankf.  1774,    PeraSnlich  verlieli  er  die  Thronlehen, 

Dfratk  die  übrigen.    Die  Eatacheidong,  ob  eine  reioliBnnmittelbare  Herr- 

ntüehen  sei,  wurde  1521  dem  Eaieer  zugeeprocheo.    Re^-  Ordn.  g  7. 

e  Leten  g.  4—6.    Karl  Qbte  sie  praktiech  an  Herzog  Ulrich  i.  WOrt- 

I  Bischof  Johann  von  Hildesheim  nach  der  Sohlacht  von  HOhlberg. 

Ikapit.  art.  XVIIL 

0,  art.  y.  §.  Öl  ff.    Wahlkapit.  art  1.  XVII.  XVIII  unten  §.  121. 

O.  art  V.  g.  16  B.    Wahlkap.  art.  1.  XIY. 

Ikapit.  m.  xxn. 

Ikapit.  art.  V.  VUL  IX. 
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Mantaa,  Montferat,  Panna,  Piacenza,  Guastalla,  Mirandola;  Fürstenthümer : 
Sabioneta  und  Bozzolo,  Novellara,  Massa,  Carrara,  Gastiglione,  Solferino], 
19  ligurische,  20  bolognesische,  10  toscanische^  11  timisanische) ,  die 
meist  unpraktische  Beiziehung  zu  Eriegssteuem,  die  Standeserhöhungen, 
Einnahmen  aus  Lehen  imd  den  Einkünften  von  Mantua  (1703  als  ver- 
wirktes Keichslehen  eingezogen  imd  vom  Kaiser  im  Namen  des  Reichs 
besessen). 

Vin.  Zur  katholischen  Kirche  (§.  70,  VEQ.)  war  **>  zwar  theoretisch 
des  Kaisers  Stellung  unverändert  gebüeben.  Sie  wurde  aber  thatsächlich 
eine  neue  mit  dem  Religionsfrieden  und  dem  westfälischen.  Denn  mit 
der  Anerkennung  der  beiden  von  der  katholischen  Kirche  getrennten 
Gonfessionen  und  durch  die  Bestimmungen  der  genannten  Friedens- 
schlüsse über  die  Hechte  der  Landesherren  bezüglich  der  Religion  ihrer 
Unterthanen  sowie  über  das  Yerhältniss  des  KÜsers  zu  den  Reichsstanden 
in  diesem  Punkte  war  das  Fundament,  welches  dem  Reiche  einen  be- 
stiomiten  kirchlichen  Charakter  verUeh,  gefallen.  Zugleich  überkam  der 
Kaiser  gegenüber  den  anerkannten  Gonfessionen  die  gleiche  Schutzpflicht 
als  rücksichthch  der  katholischen-,  vor  Allem  aber  bildeten  seit  den^ 
WestfaUschen  Frieden  die  Religionssachen  nicht  so  sehr  gemeinsame 
Sachen  des  einigen  Reichs  und  Kaisers,  sondern  der  katholischen  und 
augsburgischen  Reichsstände.  Dies  drang  trotz  der  Protestationen  des 
Papstes  gegen  die  in  den  Reichsgesetzen  der  katholischen  Kirche  nach- 
theiligen Bestimmungen  mit  dem  endlichen  Erfolge  durch,  dass  der  Kaiser, 
Reichstag,  Reichshofrath  und  die  Reichsstände  schon  seit  dem  Augs- 
burger Religionsfrieden,  besonders  aber  seit  dem  westfälischen  auch  ohne 
den  Papst  einseitige  Bestimmungen  über  katholische  Angelegenheiten 
trafen.  So  gestaltete  sich  nach  und  nach  das  Yerhältniss  des  Staats  zur 
Kirche  gänzlich  um.^^ 

§.  96. 

a.  Die  Belolust&nde,«  Reiclisftniter,  ReldLSYioarien. 

I.  Bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  (§.  72.)  hatte  sich  mit  der 
festeren  Gestaltung  der  Verhältnisse  im  Reichstage  (§.  97.)  der  Begriff 


^^  Wahlkapitulation  art  1. 

11  Mein  katb.  Kirohenreclit  Bd.  I.  370—395. 

*  Moser  Von  deatschen  Reiohsständen,  d.  Reiolisrittersohaft,  auch  d.  übrigen 
unmittelbaren  Beicbsgliedern,  Frankf.  a.M.  1767.  4.,  t.  Lynoker  Ton  der  Beicbs- 
siandscbaft  und  damit  verknüpften  Sitz-  und  Stimmrecbt  auf  Beicbstagen,  Frankfurt 

20* 
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ömes  Reiohas  tandes  dahin  snagebOdet,  dasa  nur  jene  dafär  galten, 
lod  Stimmrecht  anf  des  Keichatagen  znkuu.  Das 
eig  nur  der  Fall  bei  den  Herren,  velche  ein  reichaniunittel' 
rium  hatten  und  im  Besitze  des  Sitz-  und  Stimmrechte  aich 

gab  indeeaen  Einzelne,  welche  ohne  ein  aolcfaea  Territoriiun 
1er  Standachaft  geblieben  waren,  zu  den  Reichelasten  bei- 
Eiher  auch  zu  den  Reichsatänden  gezählt  wurden.*  Zu  dieaen 
■e,  welche  kein  stinunberechtigtee  oder  reichauumttelbarw 

sondern  nur  durch  kaiserliche  Verleihung  die  Reichsstand- 
:en  (s.  g.  Peraonaliaten).  Diese  zu  verleihen  stand  dem 
itritten  zu  bis  ina  17.  Jahrhundert.  "Wegen  Erhebungen 
[Tnterthanen  in  den  ReichsfüisteDstand  traten  die  Stfinde 
8  wurde  der  Beschluaa  gefasst,  dass  die  blosse  kfüaerlicbe 
iing  ohne  Erwerb  einea  qualüicirten  Territoriuma  und  Ad- 
eichatags  nicht  mehr  die  Standachaft  verleihe.^  Seitdem  gab 
le  Yerleihung  des  ReichafSraten-  oder  Reichsgrafenatandea 
el,  nicht  die  Standschaft ,3  welche  dinglich  war.  Blosse 
elbarkeit  der  Herrschaft  machte  hingegen  auch  nicht  zum 
*  E^  war  also  jetzt  Yorauasetzung:  ein  reichsnnmittelbares 
litation  (QuaÜfiärung),  d.  h.  Anerkenntnias  dieses  Charakters, 

einem  Kreise,  Gooptation  einea  GoUegs  und  Admiesion  oder 

3en  Reichaständen  gehörten  mit  voller  Gleichberechtigung 
jtädte.* 

Reichsatände  schieden  sich  in  beatimmte  Collepen  (§.  97.), 
nhaber  der  alten  Erzämter.    Zu  den  sieben  Kurstimmen  trat 


rius  illustratus,  Oebhardi  OeaetklogiBcbe  Qeaoh.  de»  erbl  Reicifl- 
Bohlnnd.  H.  ZSpfl.  Uebec  hohen  Adel  und  Ebenbflrt  Stutt«.  1663. 
von  Ohnr,  ErzbUchof  Ton  Besangon  (der  ee  freiliob  in  der  8p&- 
[tiscb  nicht  mehr  ausflbte),  HeriSge  von  Lothringen  für  die  Harkgraf- 
j,  die  an  Frankreich  abgetreten  war  (Reich BKatachten  vom  18.  Hai 
[T,  424),  mehrere  Grafen,  die  HHneer  Stolberg  und  SohCnburg, 
AdsBsHig  waren,  obwohl  mit  faat  landesherrlichen  Rechten,  PürBt 
tein,  deuen  Herrschaft  anoh  in  der  Sache  unter  Oeeterreich  stand, 
n  1654  §.  197. 

irten  die  BischSfe  der  in  den  kaisecl.  Erblanden  liegenden  Bisthümer 
Hmfitz  u.  o.)  trotz  ihres  Fflrstentitels  nicht  lu  den  ReichsstHnden. 
<   gehörten  z.  B.  die  Grafen  von  Bentinck   wegen  der  reichBonmittel- 
tft  Kaiphansen  nicht  zu  den  ReiohestSndon. 
iklioh  ausgesprochen  im  I.  P.  0.  art   VIK.  g.  4. 
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XQ  Folge  des  westfälischen  Friedens*  für  P&lz  eine  achte  Enr  des  E  r  z  - 
Schatzmeisters,  welche  1777  fortfiel  Schon  1692  hatte  der  Kaiser 
für  Braunschweig-Lüneburg  eine  neue  Kur  errichtet,  welche  1708 
durch  einen  Reichsschluss  anerkannt  wurdet  Mit  dem  Wiedereintritte 
der  Pfalz  in  die  alte  Kur  trat  Hannover  in  das  Erzschatzmeisterami 
Der  Reichsdeputationshauptschluss  ®  schuf  vier  neue  Kuren  (Salzburg, 
Baden,  Würtemberg,  Hessen-Kassel),  hob  zwei  geistliche  (Köhi  und  Trier) 
auf  und  übertrug  die  von  Mainz  auf  B.egensburg.  Diese  Kurfürsten 
haben  keine  Gelegenheit  gehabt,  ihr  Kurrecht  zu  üben;  einer  (Hessen- 
Kassel)  behielt  auch  nach  dem  Untergange  des  Reichs  den  Kurtitel  bei. 
lY.  Durch  ihre  Eigenschaft  als  Wähler  errangen  die  Kurfürsten  seit 
der  ersten  Wahlcapitulation  eine  in  jeder  Beziehung  vor  den  übrigen 
Fürsten  hervorragende  Stellung.  Diese  haben  sie  nach  Bedürfniss  durch 
Erneuerung  des  alten  Kurfürsten  Vereins  aufs  Neue  bekräftigt.^  Sie 
standen  schon  zur  Zeit  des  Reichs  vom  Kaiser  fast  unabhängig  da  und 
besassen  namentlich  bezüglich  der  Ausbildung  der  territorialen  Yerhalt- 
nisse  die  grösste  Freiheit;  die  Theorie  bezeichnete  sie  geradezu  als  Re- 
präsentanten des  Reichs.^ 


s  I.  P.  0.  art  XY.  ^  Die  Linea  G^lilhielmiana  erlosch  am  80.  Dec.  1777  mit 
JCazimilian  Joseph  Yon  Baiem,  so  dass  die  bairisohe  und  pfälzische  Kur  vrieder  ver- 
einigt wurde  unter  Karl  Theodor  aus  der  Linie  Neuburg. 

'  Kais.  Commiasionsdecr,  y.  21.  Juli  1706,  Beiohsgutaohten  ▼.  30.  Juni  1706  u. 
Icaiserl.  Batificationsdecr.  Tom  6.  Dez.  1708,  Zugleich  mit  dieser  Einführung  wurde 
in  diesen  Dekreten  dieBeadmiBsionderbShmischen  Kurztimme  yor  genommen, 
welche  faktisch  seit  K.  Wenzel  nicht  mehr  ausgeübt  worden  war.  Zufolge  einer 
Urkunde  Friedrichs  des  Weisen  (in  Müller  Beiohstagstheater  unter  Max.  L  p.  22) 
und  der  übrigen  Fürsten  (Lünig  Beiohs-Archiy  Pars  spec.  cont.  I.  pars  L  p.  90) 
Iconnte  Böhmens  Theilnahme  an  der  Kaiserwahl  stets  mit  ÖOO  Mark  Gold  abgekauft 
werden. 

9  B.  D.  H.  6.  §§.25,  31.  —  L  L.  Klüber  Ueber  Einführung,  Bang,  Erzftmter, 
Titel,  Wappenzeiohen  und  Wappensohilde  der  neuen  Kurfürsten,  Erlangen  1803. 

3  Erneuert  1502  zu  Gelnhausen  (Du  Mont  Corps  uniy.  diplom.  lY.  I.  p.  31). 
Der  BeschluBS  der  jfthrlichen  Zusammenkunft  am  bestimmten  Tage  blieb  unausgeführt. 
Ifaximilian  trat  entgegen.  Karl  Y.  erkennt  im  §.  6  der  Wahlkapitulation  ihr  Becht 
jtn.  Im.  J.  1(^1  wurde  er  erneuert  und  zugleich  beschlossen,  den  schwäbischen 
Bund  zu  erneuern,  was  1522  ausgeführt  wurde.  Zum  Letstenmale  kamen  sie  1558 
^Schmauss  Corp.  iur.  pubL  p.  210)  zusammen  in  Frankfurt,  erkannten  Karls  Y. 
Yerzioht  an,  erneuerten  den  Kurfürstenyerein  und  brachten  hier  das  Wahlrecht 
der  Protest.  Kurfürsten  zur  faktischen  Geltung.  Beimann  in  Forschungen 
T.  298  f.  -^  Ygl.  §.  98. 

9*  HippoL  a.  Lapide  Diss.  de  rat  Status  in  imper.  noatro  Bom.  Germ.  L  219  ff. 
In  einem  sonderbaren  Oontrast«  damit  steht  wenn  Karl  Y.  neoh  1621  den  Erzb. 
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Y.  Bezüglich  des  ReicliBvicariatea  (§■  71>  YI.)  blieb  es  beiden 

alten  Bestimmungen.' °    Je   seltener  die  Ausübung  wegen   der  häufigen 

Wahl  des  ^Nachfolgers  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  wurde,  desto  mehr  hat 

orie  des  Stoffes  bemächtigt  und  ihn  selbst  für  den  in  dieser 

le  nie  vorgekommenen  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Königs 

Lehensband  zwischen  Kaiser  und  Ständen  litt  durch  die 
ide  Macht  der  letzteren  und  die  Bestimmungen  der  Beichs- 

die  Achtserklärung,*'  welche  dem  Kaiser  factisch  unmöglich 
Tiefirte.  Hierdurch  war  die  Belehnong  zur  blossen  Form 
eiche  die  grössten  Landesherren  schon  früh  nur  dorch  de- 
in den  Ausg^ig  des  Reichs  überhaupt  die  meisten  durch 
rtheilen  Hessen. 

obersten  alter  Diener  der  KanElei,  als  Xtnisterialen  onaieht,  der  an 
len  Eid  der  flbrigan  Diener  abEnnehmen  habe.    Uit  Beoht  bebt  aber 

a.  O.  S.  603  herror,  daas  durch  dieae  Anffasaxog  der  den  EnrCfirBten 
juler  direkter  kaiserl.  Diener  wurde.  Das  Recht  des  ErzbiBohofs, 
Ibst  zu  besetien ,  war  noch  14TI  emeaert  worden.  TomaBohek 
irichtsbarkeit  S.  78. 

shert  in  Karls  T.  Wahlkapitnl.  §.  S.  Aof  dem  Reichstage  m  ■Worms 
I  Folge  der  Emennnng  Erzheri.  Ferdinands  lum  TorBitienden  de* 
8  EU  Protesten  tod  Seiten  des  Herzpg  Friedrichs  Ton  Baiern  und 
:  von  Saehsen  cor  Wahnmg  des  VicariatsrechtB  des  Pfaligrafen  nnd 
n  Sachsen  (R.  A.  §.  40.  Vene  Sammlnng  IL  206),  in  Folge  deren 
llich  unterm  28.  nnd  SI.  Mai  die  Vicariatsrechte  beider  anerkannte 
3-ArehiT  m.  I.  p.  660  U.  p,  Sl).  In  allen  folgenden  Wahlkapitul. 
tt.    Projeot  der  Wahlkap.  von  1711,  art  m,  E.  Frani  II.  art.  m, 

g.  d.,  XXTI.  %.  4.  —  Jos.  T.  Sartori  ReichBTioariatisohes  StaaU- 
g  1700.  Rechte:  Eaiserl.  Qericihtsbarkeit.  (Dauü  Betracht.  Aber 
D  Deatsohland  während  eines  Zwisohenreiobs,  Stnttf^.  1790),  Reiobs- 
iohte  —  Bezug  der  kaiserl.  FiukQnfte  —  PrSsenCatton  m  den  kais. 
leihnng  der  aichtfOrBtlichen  Leben,  £rtheilung  Ton  WOrden  (J,  M. 
'S.  0.  d.  deutsohe  StaatBreobt  während  eines  Zwisohenreicbs,  Eempten 
oker  HistoT.  publ.  Anmerk.  in  dem  iwischen  dem  hohen  Reiobs- 
r  1750  ab^CBchlosBenen  Ticar.  OränxTergl.,   Hildbnrgb.  17B1.  —  Er-  . 

Dspita  de  Ticariatn  saxon.  Dresden  1790.  Lame;  Vom  Vrspnu^ 
teiohsTio.  n.  s.  w.,  Mannheim  1791,  —  Heber  die  Stellung  von  Mains 
nterregnnms:  Hartleben  Unters,  der  Rechte  und  Pflichten  eine« 
1  Mainx  irthrend  des  Interregn.  Begensbnrg  179S,  J.  R.  v.  Roth 
regnnmsgesob.  bes.  des  Reiobskauiler-Tioariata  Tom  J.  1790  n.  s.  w., 
L  17(M.  —  Das  pfalz-btüerische  Tioariat  wurde  im  18.  Jahrb.  meist 
:  Ton  Adelsprädioaten  gegen  hohe  Taxen  benntst. 
apit.  Ton  1711.  art.  XX.,  K.  Frans  U.  art.  XX. 
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Vll.  Die  Reichserbämter  hatten  inne:  das  Erbmarschallamt  die 
Grafen  von  Pappenheim,  Erbschenkenamt  die  Grafen  von  Althan  (seit 
1713,  wo  die  Schenken  von  Limburg  ausstarben),  Erbtruchsessenamt  die 
Grafen  Truchsess  von  Waldburg,  Erbkämmereramt  die  Fürsten  von 
HohenzoUem,  Erbschatzmeisteramt  die  Grafen  von  Sinzendorf. 

§.  97. 

8.  Der  Belcluitae.* 

I.  Aus  der  anfänglich  (§.  72.  Y.)  nur  factischen  Sonderung  der 
einzelnen  Stände  hatte  sich  seit  dem  Jahre  1489^  eine  Scheidung  des 
Reichstages  in  drei  von  1648  an  einander  ganz  gleichstehende  Collegien 
gebildet:  CoUegium  der  Kurfürsten,  Reichsfurstenrath,  Colleg  der  Städte. 

n.  A.  Collegium  der  Kurfürsten,  unter  dem  Directorium 
Yon  Mainz.  Jeder  Kurfürst  hatte  eine  Stimme,  deren  Mehrheit  ergab 
den  Beschluss  des  CoUegiums. 

B.  Reichsfurstenrath,  mit  Yiril- und  Curiatstimmen.  Die 
Yirilstimmen  standen  bis  1582  dem  Hause  zu,  weshalb  oft  ein  Besitzer 
mehrerer  Pürstenthümer  nur  eine,  mehrere  Fürsten  desselben  Hauses 
aber  mehrere  führten,  auch  wenn  sie  nur  ein  Fürstenthum  hatten.  Auf 
diese  Art  schwankte  die  Anzahl  der  Stimmen  fortwährend.  Auf  dem 
Reichstage  von  1594  führte  Kurpfalz  die  Stimme  der  1592  ausgestorbenen 
Linie  von  Lautem,  die  sächsischen  Häuser  die  des  1582  ausgestorbenen 
Henneberg.    Hieraus  entstand  zuerst  die  Anschauung,  die  Stimmen  als 


*  H.  G.  Franke  Naobr.  von  der  neuesten  Beschaffenheit  eines  Reichstages 
im  h.  r5m.  Reich,  nebst  0.  G.  Oertel's  Yerzeichniss  der  Reichsstftnde,  Regensburg 
1761.  4,  J.  F.  Joachim  Gesch.  der  deutschen  Reichstage,  2  The.,  Halle  1762. 
J.  J.  Moser  Yon  den  deutschen  Reiohstagsgeschäften ,  Frankf.  1768.  4.  Ders. 
Ton  den  deutschen  Reichstagen  das.  1774,  H.  W.  t.  Bülow  Ueber  Gesch.  und 
Yerf.  des  gegenwärtigen  Reichstages,  Regensbarg  1792,  2  The.,  andere  in  Ersch 
Literat.  S.  121.  —  Carl  Wilh.  von  Lancizolle  Uebersicht  der  deutschen 
Reiohsstandschafts-  und  Territorial-Yerhftltnisse  Tor  dem  franzosischen  Reyolutions- 
kriege,  der  seitdem  eingetretenen  Yerftnderungen  und  der  gegenwärtigen  Bestand- 
theile  der  deutschen  Bundesstaaten ,  Berlin  1890.  F  ick  er  Reichsfürstenstand  I. 
8.  263  ff.  zeigt  in  Tabellen  u.  s.  w.  die  Yerhältnisse  yon  1190  bis  1792  ffir  die 
weltlichen  Fürsten. 

^  Die  Kurfürsten  hatten  einzelne  Yorrechte  (Wahlrecht)  unbestritten,  andere 
(ausschliessliche  FeststeUung  der  Wahlkapitulation,  Propositionsrecht)  behaupteten 
sie  trotz  dos  Widerspruchs  der  übrigen  Stände.  Pf  ef  fing  er  Yitriar.  illustr.  L.  m. 
T.  Yin.  §.  10. 
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fest  anzusehen.  G-efestigt  -wurde  sie  unter  Ferdinand  m.  Dessen  neue 
Erhebungen  zu  Keichsfürsten  gab  den  Aulass  zur  Protestation  der  Stande, 
welche  den  Erfolg  herbeiführte,  dass  die  Stimmen  als  fest  angenommen 
wurden  und  im  einzefaien  Falle  durch  das  Herkommen  erwiesen  werden 
mussten.  Man  stellte  dabei  als  Norm  auf  den  sehr  zahlreichen  Reichs- 
tag von  1582;  daraus  ergab  sich  der  Unterschied  Ton  altfürstlichen^ 
und  neufürstlicnen  Geschlechtem.  Die  von  jenen  geführten  Stimmen 
ruhten  der  Art  auf  dem  Territorium,  dass  sie  in  der  1582  geführten 
"Weise  mit  ihm  auf  jeden  Erwerber  übergingen.^  Wer  zu  ihnen  nicht 
gehorte,  konnte  nur  durch  kaiserliche  Yerleihung  undReception 
(§.  91.  L)  Sitz-  und  Stimmrecht  erhalten.  Dies  fiel  mit  dem  Untergange 
des  Stammes  fort.^  Ohne  Admission  erhielt  man  daher  seit  dem  Jahre 
1654  (§.  96.  Anm.  2.)  auch  durch  Erwerb  der  Fürstenwürde  keine  Yiril- 
stimme.^  Bis  zum  J.  1653  hatten  alle  reichsständischen  nichtfürstUchen^ 
Prälaten  eine  gemeinschaftliche  Stimme  als  „schwäbische  Prälaten^; 
im  gedachten  Jahre  machte  man  zwei  Bänke:  rheinische  und 
schwäbische  Prälaten.  Alle  nichtfürstlichen  weltlichen  Grafen  und 
Herren  führten  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  zwei  Guriatstimmen : 
wetterau'sche  und  schwäbische  Grafenbänke.  Dazu  trat  1640  eine 
fränkische,  1653  eine  westfälische.  —  Der  ganze  Fürstenrath 
zerfiel  in  die  Geistliche  Bank,  auf  der  die  Yertreter  der  geistUchen 
Yirilstimmen  und  die  Prälaten,  und  in  eine  Weltliche  Bank,  auf  der 
die  übrigen  sassen.  Diese  Trennung  war  ohne  sonstigen  Einfluss.  Die 
Abstimmung  geschah  nach  einer  bestimmten  Ordnimg  mit  abwechselnder 
Folge  aus  der  geistUchen  und  weltlichen  Bank.  Das  Directorium  im 
Reichsfürstenrathe  führte  Salzburg,  abwechselnd  mit  Oesterreich; 
jedes  der  GrafencoUegien  hatte  aber  wieder  ein  besonderes  Directorium. 
Die  Mehrzahl  aller  Stiomien  bildete  das  Gonclusum.  —  Der  im  Beiohs- 
deputationshauptschlusse  von  1803  festgesetzten  neuen  Stimmvertheilung 
versagte  der  Kaiser  seine  Ratification. 

0.  Oollegium    der   Reichsstädte,    mit    (1792)    einundfünfidg 
Gliedern,  welche  in  eine  rheinische  (14)  und  schwäbische  (37) 


>  Dieser  Begriff  ist  also  nicht  der  des  §.  72. 

<  Ausnahmen  v.  Lancizolle  Einl.  S.  XIX.  fg.    Ficker  8.  267  ff. 

*  Die  Fortfahrung  wurde  ausnahmsweise  ron  Kaiser  und  Reich  zugestanden, 
z.  B.  bei  Kassau-Hadamar  und  N.-Dillenburg ,  deren  Btinunen  auf  N.-Dietz  über- 
gingen. 

>  Anhang  III.  gibt  Auskunft  über  alle  PersonalTerhftltnisse. 
6  Wohl  führten  viele  den  Ffirstentitel. 
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3tädtebank  geschieden  war.    Den  Vorsitz  f&hrte  die  Stadt,  in  welcher 
der  Reichstag  gehalten  wurde. 

m.  Mit  der  genauen  Sonderung  der  Stande  fiel  die  directe  Ver- 
handlung des  Kaisers  fort,  so  dass  nur  bei  feierlichen  Aidässen  (Eröffiiung 
und  Schliessung  des  Reichstags)  die  sämmtlichen  Stände  sich  in  Person 
um  den  Kaiser  yersammelten.  Die  Art  der  Verhandlung  bestand  in  der 
Zufertigung  der  kaiserlichen  Propositionen  direct  (Hof-Deoret)  oder 
durch  den  kaiserl.  Gommissarius  (Gommissions-Decret)  an  den 
Reichserzkanzler,  der  den  ganzen  Reichstag  leitete.  Von  diesem  ging 
das  Stück  gleichzeitig  an  das  KurcoUegixmi  und  den  Reichsfarstenrath; 
hatte  eins  dieser  beiden  Collegien  einen  Beschluss  gefasst  (Relation), 
so  theilte  es  ihn  dem  andern  zur  Correlation  mit.  Stimmte  dieses  zu, 
so  ging  die  Sache  durch  Mainz  an  das  Städtecolleg.  In  jedem  Colleg 
wurden  die  Stimmen  zu  Protocoll  dictirt;  jedem  Colleg  stand  ein  votum 
decisivum  zu.  Stimmten  alle  drei  überein,  so  übermittelte  Mainz  dieses 
Reichsgutachten  (consultum,  suffiragium  imperii,  condusum  trium 
coUegiorum)  dem  Kaiser,  nach  dessen  Sanction  es  imReichsabschied 
(recessus  imperii)  bei  Verabschiedung  des  Reichstages  durch  kurze  in- 
haltliche Erwähnung,  seit  dessen  Permanenz  nach  ertheiltem  kaiserlichen 
Ratifications-Decret  als  Conclusum  imperii,  Reichsschluss 
pubUcirt  wurde. 

IV.  Sobald  Religionssachen  in  Frage  standen,  nahm  der  Reichs- 
tag (Itio  in  partes)  die  Gestalt  zweier  Gollegien:  Gorpus  Gatho- 
lioorum  unter  dem  Vorsitze  von  Mainz,  Gorpus  Evangelicorum 
imter  dem  von  Kursachsen  (auch  nach  dessen  Uebertritt  zur  katholischen 
Kirche)  an,  mnerhalb  derer  Stimmenmehrheit  entschied,  während  Ein- 
stimmigkeit beider  nöthig  war,  damit  ein  Reichsgutachten  zu  Stande 
kam.7 

V.  Jeder  Kaiser  sollte  den  ersten  Reichstag  zu  Nürnberg^  halten. 
Die  über  die  Zwischenräume  der  Reichstage  erlassenen  Reichsbestimmungen 
waren  unpraktisch.  Zum  letztenmale  wurde  der  Reichstag  verabschiedet 
1654;  der  Abschied  dieses  Jahres  heisst  deshalb  auch  der  Jüngste. 
Der  nächste  1663  zusammenberufene  Reichstag  gestaltete  sich  um  zu 
einem  unter  dem  Vorsitze  des  vom  Kaber  aus  dem  Reichsfurstenstande 


^  I.  P.  0.  art  y.  §.  63.  —  Literatur  über  diesen  Punkt  und  Sammlungen  der 
Besehlttsse  dos  Corpus  Evangelicorum  in  Er  seh  Literatur  8.  121.  — 

s  Bulla  aurea  cap.  XXYIII.  $.  6.  Karl  Y.  in  dem  B-A.  von  Worms  von  1531 
entsoliuldigt  ausdrücklich  die  Nichtansetzung  in  Nürnberg  (Neue  Samml.  II.  172). 
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bestellteo  Füret-Principal-Commissarius,^  dem  ein  rechtsTerstän- 
diger  CommisBariuB  als  Ädlatus  beigegeben  wurde,  in  Eegensburg 
atändig  tagenden  Congresse  der  Abgeordneten  der  Reichastände.  Durch 
das  Einholen  von  Instructionen  kam  eine  GeschSfteverBohleppnng  auf, 
der  auch  durch  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  De- 
""''"  "lur  unvollkommen  abgeholfen  wurde. 

er  Reichstag  schon  im  ganzen  15.  Jahrhundert  (§.  72.  HI.), 
este  Grundsätze  über  Umfang  und  Wirkung  der  Theil- 
nung  aller  wichtigen  Angelegenbeiten  interrenirt,  so  er- 
e  späteren  Reichagesetze  besonders  die  Wahlcapitulationen 
liachen  Frieden  ein  formelles  Mitregierungaredht  in  allen 
das  ganze  Reich  wie  für  die  Territorien  bedeutenden 
1.10  Die  Gesammtheit  der  Stände  trat  dem  Kaiser  gegen- 
1  auf:  bei  Kaiser  und  Reich  ruhete  tbatsacbhch  seit 
en  Frieden  die  Reichsregierung  und  Souversnetät. 
irdem  konnte  der  Reichstag  auch  auf  ausserordent- 
:s  von  den  Urtbeilen  der  Reichsgerichte,  im  Falle  einer 
he  stattgefundenen  Itio  in  partes  und  endhch  dann  in 
:enBchaft,  als  richterhche  Behörde  auftreten,  wenn  es  sich 
klämng  eines  Reichsstandes  handelte.^' 


4.    Dm  Belohareiiinieiit.    Die  Kdoliikrclic.* 

idhabong  des  Reichsftiedens  und  ÄusfQhrong  der  TJrtheile 
nergerichts  war  auf  dem  Reichstage  zn  Worms  1496  eine 

-1667  Erzb.  von  Salzburg,  1668  n.  69  ad  iuterim.  Orof  t.  Weiasen- 

.  Eiohat&dt  n.   Q.  WindüohgrBtz,  86—87.  B.  v.   PaBsan  und 

—93.  Markgr.  von  Baden,  93.  H.  von  Sugaa  F.  Lobkowitz,    1702 

ri8    F.  von  LOwenBtem^'WeTtheim,  1719    H.  von  SttobBsn  Erib. 

rittisn  Angnst,  1727  F.  Ffirstenberg. 

rt.  Tin.  §.  2. 

rt.  Vni.  g.  3,,  "Wahlkapitnlation  art.  XX. 

Sassarat  intereBsaaten  Verhandlnngen  Ton  1496,  1602  und  1921, 
I  dabei  ed  Tage   tretenden  AnBchauangea  von  hober  Bedeutang 

larüoktreten ,  weil  daa  Regiment  nicht  lebenef&hig  wurde  Wj- 
iiBnt«ordii.  Ton  1621  in  Ihrem  ZnBammenhange  mit  dem  Chnr- 
tnngen  Till.  56Ö  iL  Hoaer  Von  d.  dentsoh.  EreiBverfoHnng, 
[.  Hoffmann)  Temich  einer  Btaatsreohtl.  Theorie  von  d,  dentBoh. 
and    d.   sobvBb.  insbes.  Eempt.    1788  f  2  Thle.    M Aller  Com- 
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jährliche  Reichsversammlung  angeordnet.  An  deren  Stelle  trat 
1500  ein  Reichs-Regiment,^  das  ständig  zu  Nürnberg  tagen  und 
aus  einem  Abgeordneten  des  Kaisers  und  zwanzig  der  Stände  bestehen 
sollte.  Zur  Wahl  der  nicht  speziell  berufenen  errichtete  man  6  Kreise: 
fränkischer,  bairischer,  schwäbischer,  rheinischer  (s.  g. 
oberrheinischer),  westfälischer  (niederrheinisch-westfalischer),  sächsi- 
scher, wozu  1512  kamen  ein  österreichischer^  burgundischer, 
kurrheinischer,  obersächsischer. 

II.  Die  Kreisverfassung  blieb  das  Mittel  far  Kaiser  und  Reich  zur 
Durchfahrung  der  Reichsregierung  auch  nachdem  das  1521  neugeschaffene 
Regiment  wieder  fortfiel,  in  der  Art,  wie  sie  zu  Worms  1521  durch 
Eintheilung  der  Gebiete  in  dieselben  naher  geordnet  worden  war.  Die 
Leitung  kam  in  den  einzelnen  Elreisen  an  einen  oder  mehrere  Fürsten, 
welche  die  Kreistage  ausschrieben,  abwechselnd  leiteten,  die  Reichs- 
execution  handhabten  und  sonstige  Angelegenheiten  besorgten,  die 
kreisausschreibenden  Fürsten,  Kreisdirectoren.^  Dazu  fur 
das  Heer  ein  Kreis-Oberster  oder  Hauptmann,  ein  Amt,  das  aber 
in  manchen  fortfiel. 

in.  Auf  den  Kreistagen  sassen  mit  Yirüstimmen  auf  gesonderten 
Bänken  (geistliche,  weltliche,  Fürsten-,  Grafen-,  Reichsstädte-Bank)  alle 


mentatio  iur.  publi.  de  conyentibas  oircolonim  in  b.  Rom.  Imp.,  von  Crayss-Tägen, 
Ed.  noT.  Hai.  MagdebJ  1734.  4.' 

^  Die  im  §.  91  II.  b.  3  genannten  Beichsabsohiede.  Zusammensetzung.  Prä- 
sident: der  Kaiser  oder  sein  Vertreter;  20  Abgeordnete:  je  einer  von  den  6 
Kurfürsten  (Böhmen  nicht  gereohnet) ;  je  zvei,  ein  geistlicher  u.  weltlicher,  welche 
von  den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten  abwechselnd  auf  je  V«  Jc^r  zu  wfthlen, 
1  aus  den  dsterr.,  1  aus  den  burgund.  Er  blanden;  1  Prälat,  der  aus  4  von  den 
Prälaten  zu  wählenden  je  V4  ^^^^  Theil  nahm ;  1  Graf,  der  ebenfalls  alle  V4  «^^^^ 
wechselte;  2  von  den  Städten  nach  V4Jäl^'li<^^o™  Turnus  (CÖln  und  Augsburg  — 
Strassburg  und  Lübeck  —  Nürnberg  und  Goslar  —  Frankfurt  und  Ulm)  aus  Beohts- 
▼erständigen ;  6  Ton  den  6  Kreisen,  yon  der  Bitterschaft,  Doctoren  oder  Licen- 
tiaten.  Anhang  in.  beschreibt  die  Territorialgestaltung  zufolge  der  Kreis-Ein- 
theilung. 

Die  Eintheilung,  welche  K.  Wenzel  zu  Nürnberg  1383  versuchte,  K.  Sigismund 
wiederholte,  ebenso  K.  Albrecht  II.  zu  Nürnberg  1438  wieder  aufnahm,  war  ohne 
Erfolg. 

s  Diese  waren  im  baier.:  Baiern  und  Salzburg,  burgund.  Oesterreich, 
fränk.  Bamberg  u.  Brandenburg,  kur-  u.  niederrhein.  Mainz,  niedersächs. 
Magdeburg,  Bremen,  Braunschweig,  oberrhein.  Worms  u.  Simmern,  obersächs. 
Kur-Sachsen,  Österreich.  Oesterreich,  schwftb.  Constanz  und  Würtemberg, 
westfäl.  Münster,  Jülich  und  Cleve. 
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zur  B«ichBBtai)d8chaft  berechtigten  Glieder  des  KreiseB,  zu  denen  in 
einzelnen  eucli  Personaliaten  und  solche  kamen,  die  keine  Reichastand- 
Bobaft  hatten.  Die,  Standschaft  haftete  am  Territorium  und  ging  auf  den 
nenen  Erwerber  über.  Qang  und  Verhandlung  bildeten  sich  allmälig 
analog  der  reichstSglichen  ana.  Ihn  reges  Leben  entwickelte  nnr  der 
ecbväbische,  fränkische  und  oberrheinische  Kreie,  während  das  Ueber- 
gewicbt  einzelner  Stände  und  die  kleine  Zahl  grösserer  Territorien  in  dem 
ha;i>piBf>liDn  njederrheiniscben ,  westfälischen  und  den  beiden  sächsischen 
er  Baum  war,  in  dem  burgundischen  und  österreichischen 
:eit  keine  Eede  sein  konnte. 

9  Geächze  der  Ereiae  bestanden  ausser  denen,  welche  nur 
en  des  Kreises  selbst  betrafen,  die  Wahl  der  Beichskanuner- 
tzer,  Handhabung  der  Execution,  Polizei  und  Mfluzordming. 
eiae  wurde  das  Contmgent  des  Heeres  und  die  Beichssteuer 


E.  B«i«b8kriegiiTuen.* 
Kriegspflicht  lag  mit  der  veränderten  Yerfassung  den  Beich»- 
in  ob.  Yon  diesen  wurde  sie  geübt  durdi  Stellung  der  ihnen 
fatrikeln  (§.  91.  n.  c.)  obliegenden  Contingente,  deren 
i;  nnd  Unterhaltung  thatsächllch  vom  Willen  der  einzelnen 
e  mindestens  der  grösseren  fast  ausBchliesslich  abhing. 
:  Ordnung  des  Kriegswesens  nebst  allen  auf  Krieg  und  Frieden 

Angelegenheiten  gehörte  vor  den  Reichstag  und  wurde  in 
m  Keit^gesetzen  festgestellt.*     Die  ganze  Kriegsverfassung 

bei  jeder  Gelegenheit  als  unbrauchbar;  wenn  etwas  geleistet 
chah  es,  weil  der  Kaiser  aus  seinen  Hausländem  ein  be- 
leer aufstellte  und  einzelne  grössere  Landesherren  ebenfalls 
lire  reiohagesetzliche  Yerpöiobtung  hinaus  Theil  nahmen. 

§.  100. 

S.     KelotUflUftDSWCMB. 

penönliohen  Emkünfte  des  Kaisers  waren  fast  null,  da  das 
I  Güter  oder  nutzbringende  Rechte  mehr  hatte,  der  Erwerb 

Blnm  Piagnat.  BrOrter.  dar  OrundB.  der  denltofaen  Beiofatkriegtr«^ 
ikf.  und  Leipiig  1799.  Brach  Liter»tM  8.  138,  168.  —  §.  91.  U.  o. 
:»pihüat.  Tou  1Ö19  §.  24,  BpStece  Art.  X. 
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und  G^auss  heimfallender  Reichslehen,  deren  Behaltung  in  des  Essers 
Hand  statuirt  wurde, ^  nicht  stattfand,  die  vorgeschriebene^  Einlösung  der 
Reichspfandschaften  nicht  eintrat,  Steuern  vom  Kaiser  nicht  auferlegt, 
neue  Zölle  oder  dgl.  nicht  angelegt  werden  durften  ;3  alle  von  Alters  her 
gebliebenen  sonstigen  Einkünfte  aus  Reichsstädten,  von  den  Juden  u.  dgl, 
gleichfalls  bestimmten  Personen  verliehen  waren,  die  verschiedenen  für 
die  Lehensbriefe  u.  s.  w.  herkömmlichen  Taxen  endlich  den  Erbämtem 
bez.  deren  Substituten  zufielen.^ 

n.  Ebensowenig  gab  es  stehende  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Reichsbedürfnisse  vor  dem  16.  Jahrhundert;  erst  1548  wurde  zur  Be- 
streitung der  Kosten  des  Reichskammergerichts  eine  stehende  Steue^ 
(Kammerziele)  von  den  Ständen  übernommen,  deren  Umschreibung 
sich  auf  Grundlage  der  Matrikeln  verschieden  gestaltete  und  zuletzt  in 
der  s.  g.  Usualmatrikel  fixirte.*  Für  die  Deckung  des  Aufwandes 
zu  Reichskriegen  wurde  vom  Reichstage  eine  nach  dem  Gontingente  der 
Stände  bemessene  ausser ordenthche  Steuer  bewilligt,  für  die  man  eine 
Minimal-Einheit,  Römermonat  genannt,  festsetzte,  welche  dann  einfach 
oder  mehrfach  angenommen  und  erhoben  wurde.  Ihre  Beitreibung  fiel 
den  Kreisen  anheim,  war  aber  so  unvollkommen,  dass  sie  mit  der  un- 
genügenden Steuer  die  militärische  Ej'aft  des  Reichs  sehr  lähmte.^  Die 
von  der  Reichsritterschaft  gezahlten  Subsidien  waren  unbedeutend. 

§.  101. 

7.   BelchiipoUieiwefeii.* 

Mit  der  zunehmenden  grösseren  Regierungsgewalt  und  der  abneh- 
menden Freiheit,   wie  nicht  minder  den  namentUch  in  den  Städten,  je- 


^  Nach  den  Beschlüssen  Yon  1681  sollte  das  Reich  stets  ein  Simplum  von 
40,000  Mann  bereit  haben  (28,000  zu  Fuss,  12,000  zu  Pferd),  nach  denen  Yon  1702 
aber  80,000  im  Frieden,  120,000  zu  Eriegszeiten.    Der  Kaiser  genehmigte  dies  nicht. 

*  I.  P.  0.  art.  V.  §.  26,  Wahlkapit.  art.  X, 

«  I.  P.  0.  art.  Vm.  Wahlkapit.  art.  V.  Vin. 

^  Die  Einkünfte  des  Kaisers  betrugen  zuletzt  18,884  fl.  82  Kr.  rh. 

6  RA.  von  1548  (N.  8.  H.  533)  §.  30-35.  Die  Einnahme  besorgte  der  Pfen- 
ningmeister  des  Gammergerichts.  Die  Usual-Matrikul  von  1745  das.  IT.  Zu- 
gabe 8.  109  fif.  Sie  sollten  103,600  Thlr.  betragen ,  betrugen  aber  nur  faktisch 
39^96  Thlr.  15  Gr.;  1753  hatte  das  B.  K.  G.  schon  654,013  Thlr.  Beste  zu  fordern. 

6  Die  §.  91  n.  b.  aufgezählten  Beichsgesetze.  Man  rechnete  (1521  zu  Worms) 
zum  Bömerzuge  4000  Beiter  und  20,000  Fussknechte.  Der  Beiter  war  fflr  den 
Monat  mit  12,  der  Fussknecht  mit  4  fl.  angesetzt.  Ein  Bdmermonat  sollte  dem 
Kaiser  128,000  fl.  bringen,  in  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  brachte  er  nur  58,000  fl. 

*  Siehe  die  oben  §.  91.  ü.  b.  6  angeführten  Beichsgesetze. 
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mehr  die  neuere  Zeit  heraonahte,  desto  eigenthümlicher  sich  geataltenden 
Bocialen  Zuständen   erweiterte   eich  fortwährend   der  Kreia   der  Gegen- 
stände, welche  der  Staat  in  seinen  Bereich  zog.    Neben  Ordnungen  zur 
Aufrechthaltmig  des  Friedens  und  Termeidtmg  auch  der  kleineren  TJd- 
ordntmgen  (Duelle,  Schlägereien,  öffentliches  Schelten)  und  der  Aufsicht 
über  das  mehr  und  mehr  verkommene  MüQZweeen,  boten  vor  Allem 
die  religiÖBen  Zustände  Veranlassung   zur  Aufetelluug  präTentiver  Mass- 
igen Störung  der  Keligionsübung.    Hierzu  kamen  Festsetzungen 
les  Gewerbebetriebes,  besonders  des  Handels  mitLebens- 
iber  Betrug   durch  Uebarvortheilimg ,   Wucher,    über  Luxus 
rordnung),  Missbrauch  der  Presse  (Censur,'    Bücherwesen 
t),  über  öffentliche  L'nsittlichkeit,  verbotene  Yerbindungen 
f  Universitäten).    Ein  ganz  neuer  Gegenstand  der  Fürsorge  des 
ar  das  durch  die  Herrn  von  Taxis   begründete  Postwesen, 
vom   K.  Mathias    1615    dem    Grafen   Lamoral   von  Taxis    als 
;al    zum   Lehen   ertheilt   wurde    (General-Post-Meister- 


[edr.  Sachae  Die  Anfange  der  BQaheroeuaur  in  DeutaoMand.    Leipiig 

Linde,  Das  deatache  Poatrecht  naoh  der  bandesgeaetzl.  Bestimmung 
antie  acht  enropSischer  Häohte,  QieaaeD  1867  B.  18  bis  143,  8.  248  ff. 
^ten  Urkunden.  Das  Recht  des  Taxis'solien  Haasas  wurde  durch  den 
l.  von  1803  %.  13,  dann  die  deutsche  B.  A.  toq  181Ö  Art.  XTn.  garantirt, 

seinem  letzten  Bestände  (Hohenzollern,  E.  Hessen,  Q.  Hessen,  Nassau, 
Frankfurt,  Weimar,  8.  Meiningen,  8.  Cobarg-Ootha,  Benaa  ä.  und  j.  L., 
rarzbnrg,   beide  Lippe,   Lflbeck,   Bremen,  Hamburg)  durch  Yortrag  vom 

1867  au  den  preuasischen  Staat  für  die  Summe  von  S  Hill.  Thaleru 
urant  abgetreten. 
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Drittes  Capitel. 

Die   Territorien. 
§.  102. 

1.   Die  BeiohS'Ffirfltenthfimer,  Grafkehaften.* 

I.  Die  Folge  in  den  Territorien  blieb  in  den  geistlichen  Ländern, 
deren  manche  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  von  weltlichen 
Herrn  occupirt  und  durch  den  westfälischen  Frieden  rechtlich  säculari- 
sirt,  auch  einzelne  zu  gemischten  (Osnabrück)  oder  protestantischen 
(Lübeck)  wurden,  geknüpft  an  den  Erwerb  des  geistlichen  Amts,  mit 
dessen  Verlust  das  Land  selbst  ledig  wurde  (geistlicher  Vorbehalt.)* 
Li  allen  weltlichen  war  seit  dem  16.  Jahrhundert  die  Primogenitur- 
ordnung  eingeführt.^ 

n.  Grund  der  Landeshoheit  war  bei  den  geistlichen  das  mit  dem 
Stifte  verbundene  Reichslehen  (die  Regalien),  bei  den  weltlichen  durch- 
gängig das  Reichslehen,  einzeln  aber  auch  die  allodiale  Herrschaft,  immer 
der  Familienbesitz.    Auf  die  Stellung   der  Landesherren  haben  seit 


*  Literatur  bei  Z5pfl  GrondB&tze  des  Staatsr.,  Zaoharift  Lehrb.  desStaats- 
reohts,  Klüber,  Pfitter  Literatur  des  deutsch.  Staatsr.,  Er  seh  Literatur  S.  126  ff. 
—  K.  Sal.  Zachariä  Geist  d.  deutsoheu  Territorialyerfass.,  Leipzig  1800.  J.  F. 
X.  Eplen  (T.  Hartenstein)  über  das  Princip  der  deutsch.  Territorialyerfassung 
(gegen  Zacharift)  Frkft-  1803  N  T.  Gönner  über  das  rechtl.  Prinoip  d.  deutsch. 
Territorialyerf.  Landsh.  1804.  —  Moser  Y.  d.  deutsch.  Reiohsst&n de  Landen,  deren 
Landständen,  Unterthanen  u.  s.  w.  Frankfurt  und  Leipzig  1769.  4.  Ders.  Ton 
d.  deutsch.  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten  das.  1744.  4.  J.  B.  Yon  Roth 
Staatsr.  deutsch.  Reichslande,  Mainz  1790—92,  2  Thle.  —  J.  v.  Sartori  geistl. 
und  weltl.  Staatsrecht  der  kathol.  geistl.  Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter,  Nürnberg 
1788—91,  2  Bde.  in  4  Abth.  Interessant:  Ferd.  Walter  das  alte  Erzstift  und 
die  Reichsstadt  Cöln.  Entwicklung  ihrer  Verfassung  Tom  15.  Jahrh.  bis  zu  ihrem 
Untergange,  Bonn  1866. 

Ueber  geschlossene  und  offene  Territorien  Leist  Staatsr.  S.  88. 
1  Augsb.  Beligionsfriede  §.  18.  I.  P.  O.  art.  T.  §.  15. 

*  Durchweg  haben  Obserranzen  und  Hausgesetze  den  Torzug  des 
Mannsstammes,  die  Unyer&usserlichkeit  und  die  Untheilbarkeit 
festgesetzt.  Hermann  Schulze  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen 
Fürstenhftuser.  L  Jena  1862.  Ders.  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen 
Fürstenhäusern  1851.  Gerber  Das  Hausgesetz  der  Grafen  und  Herrn  Ton  Giech 
Yom  Jahr  1855.  Tübingen  1858.  Anhang  (von  H.  Schulze)  bei  Stobbe  n. 
498  fL  -—  Die  Bundesacte  art.  XIV.  wahrt  den  Mediatisirten  ihr  Recht,  das  wohl 
mit  Auflösung  des  Bundes  nicht  entfallen  ist. 
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Karl  y.  entscheidend  eingewirkt :  die  religiösen  YerhältniBse,  die 
Kriege,  die  Yerbindnngen  Ton  EeichBBt&ideD  unter  einander  Beibat  gegen 
den  KsiBer  (der  letzte  tot  dem  ßheinbund  ist  der  1785  geschlossene 
enbund),  der  Evigc  Landfriede  und  die  aus  ihm  hervorgehende 
liehe  Berechtigung  der  Landesherren,  in  ihren  Territorien  den 
1  zu  handhaben,  die  Errichtung  stehender  Heere,  die 
jen  mit  auswärtigen  Fürsten,  die  allmälige  Unterdrückimg  der 
eben  Macht.  Durch  diese  Momente  wurde  im  lEÜnzehiea 
er  langsamer,  je  nachdem  alle  jene  Umstände  und  andere  zu- 
tea  oder  nicht ,  die  Landesherrlichkeit  allmalig  zur  vollen 
Iber  das  Land  und  Alles,  whs  darin  sieb  befand. 
Uische  Friede^  sanctioDirte  nur,  was  factisch  bestand  und  nicht 
idem  war.  Auch  in  der  Theorie,  welcher  die  romanisirenden 
dt  ihrer  dem  römischen  Rechte  entlehnten  Anschauung  über 
te  Gewalt  des  Landeeherm  bedeutenden  Yorsohub  leisteten, 
die  Landesherren  seitdem  als  Kaiser  in  ihrem  Lande.^ 
rioritas  territorialis  (jus  superioritatia,  territoriale,  ter- 
iperioritatis,  Luideshoheit,  hohe  Landesobrigkeit)  war  in  den 
ilationen  und  JECeichsgesetzen  gesichert  Sie  nahm  ganz  be- 
rch  die  YergrSssemng  einzelner  Territorien  und  den  Besitz 
r  Länder  in  den  Händen  deutscher  Fürsten,'  sowie  die  Beichs- 
fremder  Souveräne  zu;  denn  was  der  eine  besass,  nahm  der 
D  in  Anspruch,  wobei  er  gegenüber  dem  Kaiser  stets  auf  den 
er  Meisten  rechnen  konnte.  Die  Einwirkung  des  Kaisers  auf 
naiverhältnisse  war  gänzlich  zurückgetreten ;  die  wenigen  Fälle, 
3s  den  Unterthanen  frei  stand,  den  Schutz  des  Kaisers  oder 
^richte  anzurufen,  waren  nur  eine  geringe  Schranke.  Kam 
werde  vor,  so  bot  die  schleppende  Justiz,  die  precäre  Exe- 
Allem  aber  der  dem  Landesherm  nie  fehlende  Beistand  der 
Inde  selten  eine  genügende  Abhülfe. 

uf  solche  Art  durch  das  Eeich  wenig  beschränkt,  ja  von  ihm 
jtigen  Mächten*  mit  völkerrechtlicher  Selbstst^digkeit  aner- 

0.  ort.  Tm.  §.  1  D.  a. 

ibet  Rt&tos  tantom  polest  in  sao  territorio,   qiuuitnm  imperator  in  im- 

e  Qberall  wiederkehrende  Regel. 

rreioh  fQr  Ungarn ,  Brandenburg  als  KBnig  in  Prenssen ,  EQnig  tod 

Ic  alnea  Theil  Holeteina .  England  fOr  LQneborg,   Calenberg  n.  s.  w., 

r  Torpommem  nnd  WlBDur,  BuBgland  (Qr  einen  Theil  Holsteins. 

O.  art.  Tm.  S.  2. 
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kannt,  ward  es  den  meisten  Landesherren  leicht,  die  Mitwirkung  ihrer 
Landstände  auf  ein  Minimum  zu  reduciren,  selbe  einzehi  geradezu 
aufzuheben,  nicht  einzuberufen  und  namenthch  in  den  neu  erworbenen 
Territorien  absterben  zu  lassen.  Hieraus  floss  Yon  selbst  die  Erstreckung 
der  Regierung  auf  alle  Theile  des  Rechtslebens,  so  dass  öffenthches  wie 
Privatrecht  fortan  in  der  landesherrlichen  Gesetzgebung  eine  fast  aus- 
schliessliche Entwicklung  fandJ 

lY.  Obwohl .  die  Patrimonialgewalt  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  er- 
hielt,^ erscheinen  dem  Landesherm  gegenüber  alle  Einwohner  als  Unter- 
thanen.^  Dies  wird  stets  praktischer  durch  neue  Formen  der  unmittel- 
baren landesherrlichen  Regierung  und  Erweiterung  ihres  Umfanges  nach 
allen  Richtungen  des  social-politischen  Gebietes.  Die  fortgesetzte  mittel- 
alterliche Anschauung,  alle  Einnahmen,  nicht  blos  aus  Domänen,^ ^  seien 


^  YerhältnissmSsBig  blieb  nur  in  wenigen  Territorien  die  landständische  Yer- 
fassung  in  Kraft.    Anhang  11. 

8  Für  die  Mediatisirten  garantirte  die  Rheinbunds-Acte  Art.  27.,  dann 
dte  Bundesacte  Art.  14.  die  Belassung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit,  nach  Um- 
st&nden  auch  in  2.  Instanz;  letztere  that  ein  Gleiches  für  die  Reich srittersohaft 
bezügl.  der  1.  Instanz.  Weiter  sicherte  die  B.  A.  ersteren  „Ortspolizey  und  Aufsicht 
in  Kirchen-  und  Sohulsachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  nach  Yorschrift 
der  Landesgesetze,  welchen  sie,  sowie  der  Militärverfassung  und  der  Oberaufsicht 
der  Regierungen  über  jene  Zuständigkeiten  unterworfen  bleiben,**  letzteren  „Patri- 
monial-  und  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizey**  „nach  Yorschrift  der  Landesgesetze*^. 
Durch  üebereinkommen  wurden  in  Preussen  bis  1849  yiele  Patrimonialgerichte 
aufgelöst,  das  Ges.  Tom  2.  Jan  1849  hob  sie  völlig  auf,  Y.  ü.  Art.  42.  In  O ester- 
reich, wo  die  Yolle  Yerwaltung  in  1.  Instanz,  nicht  blos  die  Gerichtsbarkeit,  ge- 
blieben war,  hob  sie  auf  das  Ges.  Tom  7.  Septbr.  1848.  Y.  ü.  Tom  4.  März  1849 
§•  100  u.  a.;  Bai  er  n  Ges.  Yom  4.  Juni  1848;  Hannoyer  Ges.  vom  8.  Nov.  1850 
§.  8;  Sachsen  Ges.  yom  11.  August  1856;  Gob.  Gotha  Grundges  y.  1852  §.  136. 
Früher  schon  in  Baden  Y.  0.  Yom  1.  Jan.  1813;  Braunschweig  Y.  0.  vom 
26.  März  1823  u.  a.  Auf  dem  linken  Rheinufer  waren  sie  mit  der  franz.  Herrschaft 
gefallen. 

9  Der  westfäl.  Friede  (z.  B.  I.  P.  0.  Y.  §.  30,  33  u.  ö.)  fasst  wiederholt  alle 
Klassen  der  Bewohner  mit  dem  Worte  „subjeoti'*  zusammen.  Ein  Blick  in  die 
Landesordnungen  lehrt  dasselbe.  In  der  L.  0.  Ferdinands  II.  für  Böhmen  von 
1627  wird  in  der  Publikation  ganz  allgemein  von  „Unterthanen^  gesprochen;  im 
Erb-Huldigungs-£ide  schwort  man  ausdrücklich  als  „gehorsamer ,  getreuer  Unter- 
than.**    Ebenso  im  Württ.  Landr.  von  1610  Yorr.  Tit.  I.  u.  s.  w. 

^^  üeber  die  Rechtsverhältnisse  der  Domänen  bes.  die  Frage:  ob  dieselben 
Hausgut  oder  Staatsgut  sind,  Zachariä  Das  rechtl.  Yerhältniss  des  fürstlichen 
Kammerguts,  insbes.  im  H.  S.-Meiningen,  Gott.  1861.  Ders.  Das  Eigenthumsrecht 
am  deutschen  Kammergut,  das.  1864.    Reysoher   Die  Rechte   des  Staats   an  den 

V.  fi  c  h  al  t  e ,  Reichs-  u.  Kechtsgesch.    8.  Aufl.  21 
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landesherrliche,  führte,  seitdem  dieselben  zur  Deckung  der  Ausgaben 
nicht  reichten,  in  den  grösseren  Territorien  zur  Schaffung  einer  Central- 
stelle  (Hofkammer  u.  dgl.)  ndt  eigenen  untergebenen  Aemtem  für  Ein- 
treibung, Yerwaltung  u.  s.  w.^ '  Die  Beibehaltung  wurde  um  so  nöthiger, 
als  die  anfiänglich  freiwillig  und  stets  für  einmal  berwilligten  Summen  zu 
stehenden  Jahresbudgets  wurden,  deren  Aufstellung  dem  Herrn  emzeln 
beim  Mangel  von  Ständen  factisch  freistand,  in  anderen  obwohl  wider- 
strebend bewilligt  werden  musste,  bis  die  Bewilligung  zur  Form,  das 
Besteuerungsrecht  zur  Thatsachc  wurde,  so  gewiss  auch  nach  Beichsrecht 
der  Herr  die  Unterthanen  nur  für  Reichszwecke  besteuern  durfte  ^^  (Sub- 
collecturrecht),  die  darüber  hinausgehende  willkürliehe  Besteuerung  ver- 
boten war.*3 

Y.  Das  neue  Heerwesen  äusserte  in  dreifacher  Hinsicht  entscheiden- 
den Einfluss.  Erstens  hatte  es  zur  nothwendigen  Folge  oberste  Militär- 
behörden und  durch  die  nöthige  stehende  Ergänzung,  Ausbildung  und 
Disciplin  des  Heeres  untere  im  ganzen  Lande  ausgebreitete  Organe, 
mochten  dazu  eigene  geschaffen  oder  damit  die  städtischen  oder  patri- 
monialen  betraut  werden.^*  Als  die  Conscription  zuerst  concurrirend  mit 
dem  Werbesystem  im  18.  Jahrb.,  mit  ihr  die  Eintheilung  in  Cantone, 
dann  jene  ausschUesslich  eintrat,  wurden  militärische  Centralstellen  nöthig. 


DomSnen  u.  8.  w.,  Leipzig  1863.  lieber  die  meiningisohe  Sache  Sohriften  yon 
Böttiger,  Yahlkampf,  Luther,  Oberländer  u.  a.  angezeigt  in  Krit. 
Tierteljahreschr.  IV.  644  flf.  und  A.  Vollert  Die  Entstehung  und  die  rechtl. 
Natur  des  Kammcrvennogens  in  Deutsohland  überhaupt  u.  in  den  S.  Ernestinisohen 
Landen  insbes.,  Jena  1857.  —  Das  Kammergut  ist  Hausgut  der  Familie,  kann  aber 
reohtsgültig  dem  Lande  übertragen  werden.  Geschieht  das  durch  Gesetz,  so  ist  ein 
Einspruch  nicht  zu  begründen.  Geschehen  ist  es  z.  B.  in  Baiern,  G.  Hessen,  Co- 
burg, Meiningen. 

^'  Für  die  Finanzgesohichte  der  einzelnen  Länder  ist  bisher  wenig  geschehen. 
A.  Gindely  Geschichte  der  böhmischen  Finanzen  yon  1526  bis  1618,  Wien  1868. 
4.  liefert  eine  höchst  floissigo  und  genaue  Mittheilung  aus  den  seit  Ferdinand  1.  im 
Ganzen  regelmässig  wiederkehrenden  Forderungen  und  Bewilligungen  und  stellt  die 
ordentl-  Einnahmen  des  Königs  bis  ins  kleinste  Detail  dar. 

"  E.  A.  V.  1530  §.  118,  Speier  1542  §§.  63,  54.,  Nürnberg  1543  §.  24,  Speier 
1544  §§.  10,  11,  Augsburg  1548  §.  102,  Exeout.-Ordn.  von  1655  §.  82,  R.  A.  von 
Augsburg  1566  §.  42,  Eegensburg  1576  S-  H,  Augsburg  1582  SS-  10,  11,  J.  R.  A. 
V.  1654  SS-  14,  160,  181,  Kais.  Dekr.  von  1670. 

"  Kais.  Dekr.  vom  12.  Febr.  1671  (Neue  Samml.  IV.  S.  83  flf). 

*♦  Achnlich  wie  noch  jetzt  in  Oesterreich  die  Magistrate  einzelner  Städte  ge- 
wisse rein  polit.  Angelegenheiten  (Steuerwesen,  Conscription  u.  a.)  „im  übertra- 
genen Wirkungskreise**  besorgen. 
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Zweitens  hatte,  da  das  Lehenwesen  seine  lustorisclie  und  sociale  Grund- 
lage verloren  hatte,  so  veremzelt  auch  die  Anerkennung  dessen  in  den 
Gesetzen  sich  zeigte,^*  der  durch  dasselbe  getragene  niedere  Adel,  dessen 
persönliche  Dienstpflicht  bis  in  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hinein 
überall  fortfiel  und  sich  einzeln  zu  dem  rechtlichen,  fast  überall  factischen 
Privileg  umgestaltete,  die  Offioiersstellen  zu  bekleiden,  den  Anspruch  auf 
die  bisherige  politisch  hervorragende  Stellung  verloren.  Er  behielt  sie 
gleichwohl,  weil  die  Landesherren  eingedenk  ihres  Ursprungs  in  ihm 
Quasistandesgenossen  sahen,  wurde  aber  dafür  dem  Herrn,  welchem  die 
Militärmacht  ohnehin  nicht  blos  Ordnung  im  Innern  zu  schaffen,  sondern 
jeden  Widerstand  niederzuhalten  gestattete,  durch  die  Stellung  in  der 
Armee,  die  mit  der  höheren  Stellung  des  Herrn  immer  steigenden  und 
gesuchten  Hofdienste  und  Hoftitel  zu  Werkzeugen  der  Hermgewalt, 
wodurch  er  sich  besonders  in  jenen  Territorien  als  erste  Macht  erhielt, 
wo  mit  der  Säcularisation  der  vom  Herrn  unabhängigste  Stand:  die 
Prälaten,  entfallen  oder  doch  machtlos  war.  Drittens  lag  mit  der  neueren 
Umgestaltung  des  Heerwesens  und  der  hierdurch  vor  Allem  herbeige- 
führten Nothwendigkeit  stehender  Staatsabgaben  die  grösste  Last  auf  der 
Masse  der  Staatseinwohner,  auf  dem  Stande  der  Bürger  und  ganz  be- 
sonders der  Bauern.  Seit  diese  die  Heere  bildeten  und  die  Staatslasten 
trugen,  von  denen  die  privilegirten  Stände  entweder  befreit  waren  oder 
zu  denen  doch  ihr^  Rechte  dort,  wo  sie  mithalten  mussten  (in  Oester- 
reich)  in  keinem  Vergleich  standen,  hätte  man  billigerweise  ihre  Ab- 
hängigkeit aufheben  und  ihnen  poKtische  Rechte  geben  müssen.  Wäre 
das  zu  rechter  Zeit  von  den  herrschenden  Ständen  erkannt  und  angeregt 
oder  concedirt  worden,  so  hätte  die  Entwicklung  (wie  in  England)  eine 
naturgemässe  werden  und  die  Verfassung  des  Staats  von  unten  auf  sich 
ausbauen  können,  anstatt  dass  sie  jetzt  in  unserem  Juhrhundert  als  Pro- 
duct  der  Theorie  dem  Staate  äusserlich  zugeführt  wurde.  Weil  es  nicht 
geschah,  sah  die  Masse  des  Volks  in  dem  Staate  den  Beschützer  gegen 
die  Stände  des  Landes,  musste  jede  Beschränkung  ständischer  Rechte 
gefallen,  der  Absolutismus,  je  rücksichtsloser  er  die  Höheren  behandelte, 
desto  populärer  werden.^®   So  erschien  die  landesherrliche  Allgewalt  der 


^^  Das  Allodifications-Edict  des  E.  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen  t.  5.  Jan. 
1717  bildet  eine  staatsmännisoh  herTorragende  That. 

16  Das  glänzendste  Beispiel  ist  E.  Josephs  II.  Popalarität,  der  die  LandstSnde 
ignorirte,  die  Nationalität  nicht  beachtete,  die  Kirche  ad  libitum  commandirte,  aber 
Fürsten  wie  Bauern  der  Strafe  des  Sohiffziehens  unterwarf. 

21* 
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Masse  als  ein  Glück,  und  fand  in  dieser  den  besten  Bundesgenossen, 
seitdem  sie  ihr  den  Weg  zu  allen  Staatsämtem  öffiiete,  um  sich  gegen- 
über alle  Rechte  zu  gleicherweise  dienstbaren  zu  machen.  Dadurch  wurde 
mit  dem  Bureaucratismus  der  Absolutismus  möglich,  um  dann,  nachdem 
in  der  That  die  Gleichmachung  eingetreten  war,  durch  die  Yerhältnisse 
gezwungen  zu  werden,  die  politischen  Bechte  des  ganzen  Yolkes  anzu- 
erkennen. So  konnte  endlich  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  mit  der 
allgemeinen  Freiheit  eintreten;  so  konnten  Zustände  wiederkehren,  wie 
sie  die  Geschichte  vor  tausend  und  mehr  Jahren  findet.  Nur  machte 
sich  der  noth wendige  Unterschied  geltend,  dass  jetzt  entweder  der  Steuer- 
gulden über  die  Grösse  der  politischen  Rechte  entscheidet  oder  der  con- 
sequentere  Satz  Anwendung  findet,  dass  die  active  und  passive  Wahl- 
fahigkeit  jedem  volljährigen  oder  ein  bestimmtes  Alter  habenden 
im  Vollbesitze  der  bürgerlichen  Ehre  befindlichen  Staatsbürger  ^^  zu- 
steht. Ob  sich  daneben  auf  die  Dauer  noch  Vorrechte,  wie  sie  auf 
historischer  Basis  sich  in  der  Mitgliedschaft  der  Herrenhäuser,  ersten 
Eammem,^^  erhalten  haben,  oder  auch  nur  überhaupt  das  Zweikammer- 
system halten  wird,  darf  auch  der  bezweifeln,  welcher  diesen  fast  voraus- 
sichtlichen Fortfall  bedauern  müsste. 

VI.  Die  Aenderung  der  kirchlichen  Verhältnisse  bot  eine  weitere 
Stütze  der  landesherrlichen  Gewalt  und  den  Grund  staatlicher  Begierungs- 
organe. Von  dem  „Cujus  regio  illius  religio^  schuf  das  Normaljahr  ^^ 
eine  blos  faktische  Ausnahme,    liess  aber  das  Princip    bestehen,    der 


"  Diese  Entwicklung  ist  für  Deutschland  bereits  erfolgt,  wird  in  Oesterreich, 
Baiern,  Preussen  von  vielen  Seiten  lebhaft  yerlangt 

>^  In  den  süddeutschen  Staaten  und  einigen  norddeutschen.  Da  in  Preussen 
die  erste  Bildung  der  ersten  Kammer  lediglich  durch  königl.  Ordre  erfolgt  ist,  so 
beruhet  sie  historisch  und  juristisch  auf  anderen  Principien,  obwohl  die  Mediati^ 
Birten  als  solche  berufen  sind,  ebenso  der  „altbefestigte^  Grundbesitz.  Das  Oester- 
reichische  Herrenhaus  hat  gar  keine  historische  Basis.  Denn  1.  beruht,  abgesehen 
von  den  Erz-  und  Fürst-Bischöfen,  die  Mitgliedschaft  nur  auf  kais.  Ernennung, 
2.  existirt  —  da  die  Dietrichsteine  ausgestorben  sind,  —  keine  Person,  die  inner- 
halb der  Monarchie  einen  die  Beichsstandsohaft  oder  Reichsritterschaftsqualität 
gebenden  Grundbesitz  gehabt  hätte,  8.  ist  keine  frühere  landständische  Qualifikation 
als  solche  massgebend  gewesen.  Das  allenthalben  zulässige  Recht  der  Pairs- 
oreirnng  kann  mit  dem  Personalismus  der  Reiohszeit  nicht  yerglichen  werden.  Das 
Einkammersystem,  welches  nur  Mecklenburg  auf  alter  Grundlage  hat  u.  die  dsterr. 
Landtage,  obwohl  Böhmen  und  andere  Länder  grösser  sind  als  alle  bez.  die  meisten 
Staaten  Deutschlands,  selbstrerständlich  Preussen  ausgenommen,  ist  bereits  auf  dem 
politischen  Wunschzettel  eingetragen. 

19  L  P.  0.  art.  V.  S-  32.  sqq.    Mein  Kirchenreoht  L  401  fg. 
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Landesherr  habe  auch  für  das  religiöse  Wohl  der  Unterthanen  Sorge  za 
tragen.  So  lange  man  dies  in  den  katholischen  Territorien  im 
Sinne  und  nach  dem  Wunsche  der  Kirche  handhabte  und  durch  Gegen- 
reformationen, Gensur  und  Jesuiten -Erziehung  unterstützte,  ersetzten 
päpstliche  Indulte  ^<^  die  nach  kirchlicher  Auffassung  den  Landesherren 
abgehenden  Befugnisse.  Die  Yerordnungen  in  pubUco  -  ecclesiasticis 
kommen  unter  E.  Ferdinand  I.  auf,  werden  seitdem  zahlreicher  und 
finden  nur  ihren  Abschluss  in  dem  unter  Maria  Theresia  auftretenden 
Systeme  Staats -kirchlichen  Regiments  ,^^  das  man  mit  dem  Namen 
Josephinismus  zu  bezeichnen  pflegt,  obwohl  es  jetzt  nur  intensiver 
wurde  und  prinzipiell  kaum  eine  Neuerung  aus  dem  Grunde  war,  weil 
sich  doch  von  selbst  verstand,  dass  die  kathoUschen  Landesherren  sich 
nicht  weniger  Rechte  beilegten  als  ihnen  nach  den  Reichsgesetzen  zu- 
standen und  die  evangelischen  übten,  zumal  bereits  im  Mittelalter  nament- 
lich in  Oesterreich,  Böhmen  u.  s.  w.  die  Landesherren  ganz  ^andere  Rechte 
stets  geübt  hatten,  als  ihnen  die  Kirchengesetze  gestatteten.^^  Li  den 
protestantischen  Territorien  stand  dem  Landesherm  die  Kirchen- 
hoheit nach  der  AufiEassung  der  deutschen  Reformatoren  zu.  Damit 
hatten  sie  eine  bedeutendere  Quelle  der  Macht  erlangt,  die  Säcularisation 
bot  Mittel,  welche  vielfach  zur  Creirung  tüchtiger  Anstalten  benutzt 
wurden.^**  Nachdem  der  Orthodoxismus  gefallen,  trat  in  denselben  eine 
Entwicklung  auf  allen  Gebieten  des  Lebens  ein,  welche  unstreitig  bis  in 
die  neuere  Zeit  die  der  kathoUschen  hinter  sich  liess.  Der  Protestantis- 
mus hat  nicht  durch  sein  Prinzip  und  nicht  absichtUch,  aber  thatsächlich 
zur  Freiheit  geführt, 

VIL  Die  staatliche  Machterweiterung  auf  den  vorher  geschilderten 
Gebieten  ging  gleichen  Schritt  mit  dem  Aufschwünge  des  Handels,  den 


»>  Mein  Eirohenr.  I.  (QueUen)  879  «F.,  Lehrb.  d.  Kirchenr.  2.  Aufl.  S.  126  ff. 
Friedberg  Die  Orfinzen  zwischen  Eirohe  nnd  Staat.  Tübingen  1872.  3  Abth.  gibt 
reiches  Detail. 

«»  Mein  Kirchenr.  I.  380  Note  33,  Friedberg,  Lipovsky  Baierns  Kirchen- 
iind  Sittenpolizey  unter  seinen  Herzögen  und  Ghurfürsten,  München  1821. 

>>  Die  Steuerfreiheit  des  Clerus  ward  im  H.  Oesterreich  schon  im  14.  Jahrh. 
nicht  beachtet.  Berchtold  Oesterr.  Landeshoh.  S.  203.  Zu  Yeräusaerungen  geistl. 
Güter  gehörte  in  Böhmen  stets  Gonsens  des  Königs  u.  s.  w. 

^  Die  Fflrstenschulen  und  Gymnasien  zu  Meissen.  (Schul-)  Pforta,  Grimma, 
Leipzig,  Magdeburg,  Merseburg,  Zeitz,  Naumburg,  Dresden,  das  Joachimsthalische, 
zum  grauen  Kloster  in  Berlin,  Brandenburg,  Frankfurt  a.  d.  O.,  die  Universitäten 
Marburg  1626,  Königsberg  1544,  Jena  1Ö58,  Halle  1604,  Helmstadt  1576  u.  s.  w. 
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Yeränderungen  in  der  Gesellschaft,  welche  die  Entdeckung  Amerikas, 
die  Buchdruckerkunst  u.  a.  m.  hervorbrachten.  Prompte  Justiz,  einheit* 
liehe  Rechtspflege  als  deren  Mittel,  wiederholte  Prüfung  der  Urtheile 
erschienen  deshalb  nöthig  und  waren  mit  dem  fremden  Prozesse  von 
selbst  gegeben.  Oberste  Gerichtshofe,  Oberappellations-,  Oberhof- 
gerichte^^  als  Spruch-  ued  Aufsichtsbehörden  wurden  geschaffen,  um  das 
Recht  des  Landesherrn,  auf  Supplikation  die  Revision  vorzunehmen,  zu 
verwalten.  Damit  im  Zusammenhange  stand  die  Yorschrifk,  vom  Richter 
bestimmte  Erfordernisse  zu  verlangen.  So  ergab  sich  eine  Justizver- 
waltung als  nothwendig. 

YIII.  Zur  Erziehung  des  Beamtenheeres  hatte  man  Anstalten  noth- 
wendig. Die  Universitäten  waren  zwar  da,  aber  ihre  Autonomie 
passte  nicht  mehr  und  der  Ej*^  ihrer  Disciplinen  bedurfte  der  Erweite- 
rung. Wie  zuerst  die  Päpste  2*  zu  Gunsten  der  Jesuiten  die  XJniversitäts- 
autonomie  behoben  hatten,  so  thaten  die  Fürsten  ein  Gleiches.  Gründung 
von  Staatsgymnasien  oder  Beaufsichtigung  der  bestehenden  war  eine 
weitere  Consequenz.  Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  unterstellte 
man  auch  den  Yolksunterricht,  den  bis  dahin  die  Kirchen  allein 
geleitet  hatten,  der  staatlichen  Aufsicht  und  Gesetzgebung.^^  Allmälig 
war  auch  seit  dem  16.  Jahrhundert  das  Armen-  und  Stiftungswesen 
in  den  Bereich  des  Staats  gezogen  worden.^^  So  nahmen  die  Staats* 
geschäfte  gewaltig  zu  und  fanden  in  den  Centralbehörden,  welche  endlich 
allgemein  als  Cultus-  und  Unterrichtsministerium,  Minist,  der 
geistl.  Unterrichts-Medicinal-Angelegenheiten  bezeichnet  wurden,  und  deren 
Organen  ihre  Ausführung. 

IX.  Jifothwendig  waren  für  das  Centrum  untere  Organe.  Als  solche 
fimgirten  bald  eigene  landesherrUche,  bald  die  herrschaftlichen  unter 
Staatscontrole  und  mit  firüher  Einflussnahme  des  Staats  auf  die  Anstellung.^^ 


*^  Da  im  Reiohe  für  die  Territorien,  denen  kein  priv.  de  non  appellando  eh 
Gebote  stand,  das  Reiohskammergerioht  dritte  Instanz  war  und  zugleich  die  Justiz* 
pflege  in  den  Territorien  beaufsichtigte,  so  kam  beides:  Einsetzung  einer  8.  In- 
stanz u.  Aufsicht  der  oberen  Gerichte  über  die  niederen,  in  den  übrigen  Ton  selbst, 

*»  Mein  Aufsatz  im  Archiv  für  kath.  Eirohenr.  XIX.  28  ff. 

'^  In  Oesterreich  seit  E.  Maria  Theresia.  Freih.  t.  Helfert  Die  österr, 
Volksschule.    L  Die  Gründung  der  d.  Yolksschule  durch  M.  Th.,  Prag  1861. 

'^  Roth  in  den  Jahrb.  für  die  Dogmatik  des  heut  gem.  Rechts  I.  189  ff. 

*s  In  den  Ländern  des  Surf.  Ton  Brandenburg  hatte  nur  die  Mark  da» 
priv.  de  non  appellando;  die  3.  Inst,  bildete  die  Revision  auf  Grund  der  Suppli* 
oation  an  den  Landesherrn.    Im  J.  1702  erwarb  E.  Friedrich  I.   das  priv.  de  non 
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Seitdem  die  Leibeigenschaft  aufgehoben  war,  glaubte  man  überall  zum 
Schutze  der  ünterthanen  Staatsbehörden  creiren  zu  müssen.^^  An  sie 
übertrug  man  bald  alle  Functionen.  Dadurch  kam  in  den  grösseren 
Territorien  allmälig  das  System  dreier  Instanzen  in  der  Verwaltung  auf, 
wobei  die  mittlere  durch  die  für  das  historisch  selbstständige  Gebiet  (z.  B. 
in  Oesterreich  für  Böhmen,  Mähren  u,  s.  w.,  in  Preussen  für  Branden- 
burg, Pommern  u.  s.  f.)  geschaffenen  obersten  Organe  gegeben  war,  bis 
sich  dann  zuletzt  in  einigen  (Oesterreich:  Bezirks-,  Kreis-Aemter ,  Statt- 
halterei,  Ministerium)  gar  eine  Tierfache  Abstufung  ausbildete,  deren 
Ueberflüssigkeit  erst  vor  wenigen  Jahren  beseitigt  worden  ist,  während 
es  in  den  meisten  deutschen  Staaten  wahrlich  auch  keiner  anderen  Be- 
hörden bedürfte,  als  der  Ministerien  und  Aemter. 

X.  Seit  dem  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  war  mit  der  Einrichtung 
stehender  Gesandtschaften  für  den  Ea.iser  die  Nothwendigkeit, 
seit  dem  westfälischen  Frieden  für  aUe  Fürsten  die  Gelegenheit  geboten, 
in  dem  Ministerium  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  eine  Centralstelle 
zu  creiren,  mit  der  wegen  ihrer  Vornehmheit  vielfach  das  des  Hauses 
verbunden  wurde. 

XI.  Immer  complicirter  war  die  Eegierung  geworden,  immer  kost- 
spieliger. Dem  äusseren  Erfolge  nach  nahm  die  Macht  durch  das  Be- 
amtenheer stets  zu.  Die  Stände  wurden  bei  Seite  geschoben  oder  der 
Form  halber  befragt.  Man  darf  sagen,  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts war  die  innere  Unbeschränktheit  der  Landesherren  Thatsache. 
Sie  näherte  sich  gegen  den  Ausgang  des  Reichs  der  Souveränität;^^  die 


appellando  (in  petitorio  auf  2500  Goldgulden  beschrftnkt)  und  übertrug  die  Ent- 
scheidung in  3.  Inst,  dem  ^Geheimen  Justiz-Baihe^.  Schon  17üd  wurde  das 
Oberappellations-Gericht  („Tribunal'')  errichtet.  Aus  Preussen  ging  die  Be- 
Tision  an  den  König,  welche  1731  dem  0.  A.  G.  zur  Abfassung  des  Urtheilsentwurfs 
zugewiesen  wurde.  Erst  seit  1833  bez.  1849  hat  die  Monarchie  ein  oberstes  Ge- 
richt.   Im  17.  Jahrh.  gab  man  bereits  Yorsohriften  über  die  Prüfung  der  Rieht«. 

»  Ferd.  III.  Declarat.  u.  Nov.  zur  Vern.  Landesordn.  für  Böhmen  ad  Aa.  XXI. 
verbieten  den  „ObristeLandofficirern  sich  des  tituls  des  Königreichs  zu  gebrauchen, 
sondern  sich  unsere  Kön.  Obriste  Landoff.  im  Königreich  B.  zu  nennen  und 
schreiben.*^  In  Brandenburg  bildete  sich  schon  im  17.  Jahrhunderte  das 
noch  jetzt  bestehende  Institut  der  Landrftthe  mit  der  Kreiseintheilung  und 
Kreisst&nden  aus,  welches  auf  Schlesien  1742,  Ostpreussen  1752,  Westfalen  1763 
und  später  auf  die  erworbenen  Länder  ausgedehnt  wurde.  H.  A.  Mascher  Das 
Institut  der  Landräthe  in  Preussen.  Bist.  jur.  und  nationalökon.  skizzirt,  Berlin 
1868. 

^  Baiern  und  Württemberg  hatten  1806  den  Königstitel  angenommen; 
durch  Art.  7  des  Pressburger  Friedens  Tom  26.  Dez.  1806  wurde  dies  bekannt  und 
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Kriege  Friedrichs  des  Grossen  brachten  zum  Bewusstsein,  dass  Kaiser 
und  Beich  gegen  Stände  nichts  yermochten,  welche  gegen  Kaiser  und 
Reich  mit  Erfolg  Krieg  zu  fuhren  verstanden.  Der  Hubertsburger  Friede 
lieferte  den  Beweis,  dass  der  ILaiser  thatsächlich  nur  mehr  ein  Genosse 
des  mächtigsten  Fürsten  war  und  dass  bereits  in  dem  Dualismus  der 
beiden  Wächter  im  Osten  der  Keim  zur  Spaltung  des  Reichs  lag,  dass 
überhaupt  die  kaiserliche  Macht  bei  dem  ersten  äusseren  Anprall  auf- 
hören werde,  eine  Schranke  für  die  noch  mangelnde  nominelle  Souve- 
ränität der  Reichsfürsten  zu  bilden.3i 

XII.  Je  mehr  unter  dieser  Entwicklung  das  Reich  dahinsiechte,  der 
Verband  des  Kaisers  mit  den  Reichsständen  ein  leerer  Begriff  wurde, 
desto  kräftiger  entfalteten  sich  einzelne  Territorien,  unter  denen  das 
brandenburgisch  -  preussische  seit  Friedrich  11.  voranging  durch  Hand- 
habung prompter  Justiz,  Hebung  des  öffentlichen  Unterrichts  und  Nieder- 
reissen  der  Schranken,  welche  dem  Aufschwünge  des  individuellen  Lebens 
der  keiner  privilegirten  Klasse  Angehörigen  entgegen  standen. 

§.  103. 

2.    Die  Beichsgtädte.« 

Man  bestritt  Seitens  der  Fürsten  den  Reichsstädten  auf  den  Reichs- 
tagen das  Votum  decisivum,  bis  der  westfälische  Friede  dasselbe  aner- 
kannte^ und  ihnen  in  pohtischer  wie  religiöser  Beziehung^  die  gleiche 
Territorialhoheit  zusprach.    Alle  directen  Beziehungen  zum  Reiche  hatten. 


sanctionirt.  Ja  Art.  14  desselben  sprach  Ton  Toller  SouTeränitftt  der  E.  tod  Baiem 
und  Württemberg  und  des  Markgr.  Ton  Baden  auch  in  ihren  alten  Staaten. 

'1  lieber  die  Zustände  der  Territorien  in  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  ent- 
hält schätzbares  Material:  Giern.  Theod.  Perthes  Politische  Zustände  und  Per- 
sonen in  Deutschland  zur  Zeit  der  franz.  Herrschaft.  Das  südliche  und  westl. 
Deutschland.  Gotha  1862.  II.  Bd.  Die  deutschen  Länder  des  Hauses  Oester- 
reich,  1869.  Ders.  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution,  Hamburg  und 
Gotha  1845. 

*  Yon  der  Reichsstadt.  Regierun gsverf.  Stuttg.  1772.  4.  Malblanc  Abhandl. 
ans  dem  reichsstädt.  Staatsr.  Erlangen  1793.  Belehrend  und  interessant  sind  ge- 
naue Schilderungen  der  Zustände,  welche  nach  kaum  zwei  Menschenaltem  uns  viel- 
fach märchenhaft  erscheinen.  Weyden,  Köln  am  Rhein  vor  fünfzig  Jahren. 
Sittenbilder,  Köln  1862.  End erlin  Die  Reichsstadt  Schweinfurt  während  des 
letzten  Jahrzehnts  ihrer  Reichsunmittelbarkeit  u.  s.  w.  Schweinf.  1862. 

1  I.  P.  0.  art.  Ym.  S-  4. 

«  r.  P.  0.  art.  Y.  §.  29. 
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abgesehen  von  der  Competenz  der  Reichsgericlite,  auch  bei  ihnen  nüt 
kaum  zu  nennenden  Ausmahmen  aufgehört.  Yerfassung  und  Recht  bildete 
sich  auf  der  früheren  Grundlage  weiter.  Mehr  und  mehr  sank  aber  der 
alte  freie  Geist  der  Einwohner.  Der  persönliche  Kriegsdienst  fiel  fort, 
man  bildete  aus  den  Bewohnern  seit  dem  dreissigjährigen  Kriege  meist 
nur  eine  Polizeiwache,  während  für  Kriegsfalle  Bündnisse  mit  fremden 
Staaten  sorgten,  die  gegen  Zahlung  grosser  Summen  Truppen  stellten. 
Im  Reichsdeputationsschlusse  blieben  einige  freie  Städte  bestehen,  die 
keiner  dem  anderen  gönnte.^ 

§.  104. 

8.   Die  Beiohsritterflcliaft«    Die  Ganerbschaften.««   Die  Reiclisdörfer.«*« 

I.  In  jenen  Gegenden  des  Reichs,  wo  feste  Schlösser  ihren  Herren 
die  Möglichkeit  boten,  sich  selbstständig  zu  behaupten,  und  bei  dem 
Verfalle  der  Herzogthümer  in  der  Uebergangsperiode  zur  BOdung  der 
Landeshoheit  eine  grosse  Anzahl  von  Territorien  entstanden  (Schwaben, 
Franken,  Rheinland),  gab  es  während  des  ganzen  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts eine  Menge  von  Herren,  die  alte  Dynasten  waren,  oder  die 
Grafschaften  an  sich  gebracht,  oder  wegen  ihrer  Reichsministerialen- 
qualität reichsunmittelbare  Güter  besassen  und  deshalb  in  directer  Yer- 


'  Durch  die  OocupatioD  falctisch,  den  Lüneviller  Frieden  rechtlicli  kamen  an 
Frankreich:  Aachen,  Göln,  Speier  Worms.  Im  R.  D.  H.  S.  von  1803  wurden  41 
Städte  an  Landesherren  zur  Ij^ntschädigung  üherwiesen.  Es  blieben  frei:  Augsburg, 
Nürnberg,  Bremen,  Frankfurt,  Hamburg,  Lübeck.  Frankfurt  erhielt  dann  der  Pri- 
mas, Hamburg,  Lübeck,  Bremen  nahm  Frankreich  Dez.  1810;  die  beiden  ersteren 
fielen  an  Baiern,  die  4  letztem  wurden  durch  den  Wiener  Gongress  (Bundesaote) 
wieder  firei. 

*  Pfeiffer  IJnpartheiisch.  Yers.  eines  ausführl.  Staatsr.  der  unmittelb.  freyen 
R.  Rittersch.,  Mannheim  1783,  2  Bde.  Kern  er  allg  .  posit.  Staatsr.  der  unmittelb. 
freyen  R.  Ritterschaft.  Lemgo  1785—89,  3  Bde.  Moser  Yerm.  Nachrichten  von 
reichsritterschaftl  Sachen,  Nürnberg  und  IJlm  1772  f.  6  St.  Dess.  Beiträge,  Ulm 
177Ö,  4  St.  Dess.  Neueste  Gesch.  der  nnmitt.  Reichsrittersch.  von  K.Matthias  bis 
Joseph  II.  etc.  Frankfurt  und  Leipzig  177Ö  f.,  2  Thle.  Freih.  Roth  Ton 
Schreckenstein  Geschichte  der  ehemaligen  freien  Reichsritterschaft  in  Schwaben, 
Franken  und  am  Rheinstrome,  Tübingen  1859—71.  2  Bde.  Perthes  Staatsleben 
S.  83  ff.  —  §§.  68   76.  —  Bergh  aus  L  2.  S.  226  ff. 

**  Berghaus  S.  294  ff.    v.  LancizoUe  S.  33. 

***  Freih.  Ton  Dacheroeden  Versuch  eines  Staatsrechts,  Geschichte  und 
Statistik  der  freyen  Reichsdörfer  in  Deutschi.,  Leipzig  1785.  Berghaus  296  ff. 
L235. 
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m  Keicfae  blieben.  Sie  hatten  zwar  nicht  die  Theilnahme 
Igen  erlangt  oder  za  behaupten  Termocbt,  aber  doch  durch 

dem  Zustande  jener  Qogenden  und  vor  Allem  durch  ihre 
IT  Aufrechthaltung  dea  Landfriedens,  welchen  sie  durch 
.  Bündniseen  (§.  78.)  Nachdruck  gaben,  unter  dem  bo- 
ze  des  Kaisers,'  der  in  ihnen  anhüngliche  und  kraftige 
:tiBch  ihre  Unmittelbarkeit  bewahrt.   Diese  Ritterschaft 

Schwaben  und  ßhein-Landen  ist  seit  dem  J,  1500 
lerkannt  und  berttcksichtfgt  worden.^  Ihnen  wurde  in 
.  dieselbe  Freiheit  als  den  Reicfasständeu  schon  im  §.  26. 
r  Keligionsfriedens  zuerkannt;  bei  Ausschreibung  tod 
rerhandehe  der  Kaiser  mit  ihnen  stets  besonders,'*  ebenso 
on  Truppen   oder  Subsidien    bei   Reichskriegen,*     Diese 

ihnen  für  ihre  Personen  und  Güter,  in  Religiona-  und 
iierrlicheu  Rechten  durch  den  Westfälischen  Frieden  und 
tipt.*  Wer  nicht  von  Alters  her  dazu  gehörte,  konnte 
irba  eines  ritterschaftlichen  Gutes  nur  durch  förmliche 
Qualität  erlangen. 

war  die  Reichsritterschaft  im  Vollbesitze  der  Landeshoheit, 
nem  Fürsten  kraft  besonderer  Titel  das  eine  oder  andere 
,  war  befreit  von  Keichasteuern ,  der  Einquartirungslast, 
eiwUlig  8.  g.  Bubsidia  caritativa,  persönlichen  Kriegs- 
i  dem  neu  antretenden  Kwaer  Geschenke  zu  leisten  pflegte. 


^h  III.  Bchiukte  den  12.  Sept.  1488  ein  Mandat  „od  nobiles  partis 
das  dieselben  aufforderte,  dem  achwKbischüD  Bunde  beizutreten, 

.  n.   2   3.    Daselbst  9.  387  ff-  Bind  mehrere  hierauf  beiügliehe  Ur- 

,ber  ihre  Stellnng  Aufschluss  geben. 

ugsburg  1500  art.  48.  Im  RA.  sn  NSruberg  1513  %.  28.  sagt  der 
auf  Bitten   der  Stände   ,mit  den  Bittersohaften    zu    Schwaben, 

Ihein,  BO  oha  Mittel  demReioh  ,ingeh7rig,"  unterhandeln 

)ld   zn    dem  TOrkenkrieg   oollectiran.     Ebenso   im  R.A.  zu  Spejer 

1655  %.  26,  R.A  bu  Regensbarg  1557  §.  53,   B,A.  zu  Augsb.  I5«6 

S76  S-  23,  ÄugBb.  1582  §.  22,  Regensb.  1594  S-  8. 

1  in  nota  8  und  R.A,  von  Worms  1664  S-  21,  32,   Augsburg  15GÖ 

eden  yon  1635  S-  22,  I-  P-  O.  srt.  V,  S-  2»,  Kays.  Dekr.  t.  1664. 
1665,  Kaja.  Dekr.  Ton  1660,  Wahlkapit.  Franc  I,,  art.  I.  §.  2,  9, 
II.  7.  IT.  19.  TUI.  16,  21.  XIV.  6.  XV.  2,  «.  XVm.  &  XIX.  4. 

.  xxvn.  2. 
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TJebrigens  etanden  Yiele  im  Lehensverbande  mit  Reichsfürsten.  Im 
weiteren  Sione  gehörte  sie  zu  den  Ständen  des  Reichs,^  es  wurden  ihr 
die  Beichsbeschlüsse  durch  Zufertigung  kundgemacht.  Zu  den  Reichs- 
gerichten stand  sie  in  Folge  ihrer  Stellung  in  einem  anderen  Yerhältnisse 
als  die  eigentlichen  Reichsstände. 

lU.  Das  Bewusstsein  nothwendigen  Zusammenhaltens  führte  die 
Ritterschaft  dazu,  sich  schon  im  16.  Jahrhundert  eine  corporative  Ge- 
staltung zu  geben.  Diese  schuf  sich  die  schwäbische  1580,  die  fränkische 
1590,  die  rheinische  1652  durch  die  Ritterordnung;  für  alle  war 
aber  bereits  1577  eine  gemeinsame  Verbindung  entstanden.  Sie  erscheinen 
seitdem  als  die  drei  Ritterkreise,  welche  in  Ritter- Cantone  und 
Orte  zerfielen,  die  ein  Ritterhauptmann  mit  Räthen  und  Aus- 
schüssen nach  der  Ordnung  leitete.  Einzeln  bildeten  Vertreter  aller 
Kreise  unter  dem  abwechselnden  Directorium  einen  gemehtisamen  Cor- 
respondenztag. 

IV.  Ihre  exempte  Stellung  bewahrten  sie  durch  ihr  ausschliessliches 
Recht,  in  die  Corporation  aufzunehmen,  die  Befugniss  Abgeordnete  zu 
senden  und  Bündnisse  zu  schliessen,  die  fast  ausschliesslich  ihr  zustehende 
Stift sfähigkeit,  das  dem  einzelnen  Ritter  und  der  Korporation  zu- 
stehende Vorkaufs  recht  bei  Veräusserung  von  Rittergütern,  das  Recht 
des  Cantons  und  Kreises  zur  Besteuerung  der  Unterthanen  besonders 
behufs  Aufbringung  der  Subsidien,  die  herkömmlichen  Erbverzichte 
der  Töchter.  Daneben  gab  es  Institute  zur  Versorgung  adeliger 
Töchter  und  andere  der  Art.'' 


«  Folgt  aus  Wahlkapitul.  art.  I.  S   2. 

^  In  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  gab  es  r eiohsritterschaftliche 
Territorien  nach  der  einen  Angabe  im  Schwab.  706,  fränk.  717,  rhein.  818,  zus. 
161 1 ,  der  anderen  im  schwäb.  668,  fränk.  702,  rhein.  150,  zus.  1620.  Eintheilung: 

1.  Schwäbischer  Kreis  mit  den  Orten:  ausschreibender  Ort  oder  Canton  1.  Do- 
nau (Kanzlei  in  Ehingen).  2.  Hegau,  Algau  und  Bodensee  (Kanzlei  in  Badolfzell), 
zerfallend  in  2  Sonderorte  oder  Quartiere:  Hegau  und  Algau-Bodensee. 
3.  Canton  am  Neckar,  am  Schwarzwald  und  an  der  Ortenau  gespalten  in  2  Sonder- 
orte am  Neckar-Schwarzwald  (Kanzlei  in  Tübingen)  u.  Ort  an  der  Ortenau 
(Kanzlei  in  Kehl),  wozu  besonders  die  im  TJnter-Elsass.  4.  Ort  oder  Ganton  am 
Kocher  (Esslingen).  5.  imKreichgau  (Heilbronn).  11.  Fränkischer.  1.  Can- 
ton Ottenwald  oder  Odenwald  (seit  1762  Kochern-  oder  Kochendorf  am  Kocher). 

2.  Steigerwald.  8.  Gebürg  (4  Quartiere:  das  Fichtelberger ,  Forchheimer, 
Hohlfelder,  Rodacher).  4.  Altmühl  (Ruylandt  die  Kanzlei).  6.  Baunach  vom 
Flusse  B.  im  Bamberg.  Gebiete.  6.  Rh9n  u.  Werra  (Quartiere:  hennebergisches, 
Saal-,   Main-,  Buoh^sches.    Das  letztere  bei  Fulda  hatte  eigenen  Aussohuss,  Ritter- 
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V.  Neben  der  Reichsritterschaft  gab  es  noch  einige  Gebiete,  welche 
Familien  in  der  Weise  zustanden,  dass  sie  gemeinschaftlich  das  Gericht 
besassen  und  ausübten,  ihre  Güter  gemeinschaftlich  regierten  und  gegen- 
seitige Erbfolge  in  dieselben  besassen  (Ganerbschaften).^ 

Yll.  Die  Reichsdörfer^  waren  ohne  Mittel  unter  Kaiser  und 
Reich  stehende  Landgemeinden,  die  theils  aus  Reichsdomänen  herrührten, 
theils  ausgestorbenen  Dynastenfamilien  zustanden  und  nicht  wieder  zu 
Lehen  gegeben  wurden.  Die  Schutzherrschaft  stand  meist  einem  Reichs- 
stande zu.    Mit  dem  Reichsdeputationshauptschlusse  verschwanden  sie. 


ratb  und  Kanzlei;  für  die  übrigen  war  dies  in  Schweinfurt).  m.  Rheinischer. 
1.  am  Oberrheinstrome  oder  Ort  Gau  oder  Wasgau  (K.  Mainz).  2.  am 
HittelrheinBtromein4  Quartiere :  Wetterau,  Rheingau,  Ein-  oder  Heinrich'scheg 
(in  der  niederen  Grafschaft  Katzenellenbogen),  Westerwald,  nebst  dem  Sebaoher 
Orande.  K.  in  Friedberg.  3.  am  Niederrheinstrome.  K.  in  Goblenz.  Die 
Ritterschaft  im  Trier'sohen  gehörte  seit  1729  dazu.  Ein  Yerzeichniss  der 
Güter  (mit  Angabe  der  Besitzer,  welche  meist  Grafen,  Froiherrn  und  andere 
Adelige  waren),  von  denen  manche  in  den  Händen  von  geistl.  und  weltl.  Reichs- 
städten und  Städten  waren,  bei  Berghans  a.  a.  O.  Heber  das  interessanteste 
Glied  der  Reiohsritterschaft,  das  Burggrafthum  Friedberg,  bezüglich  dessen 
eine  Zahl  Yon  gegen  30  Familien  eine  Korperschaft  bildeten,  Berghaus  S.  288  ff., 
Thudichum  Gesch.  des  freien  Gerichts  Kaichen  in  der  Wetterau,  Giessen  1858 
S.  73  ff  Auch  de  SS.  Rechtsgosch.  der  Wetterau  1.  Bd.  Tübingen  1867  bietet 
Manches  für  die  Geschichte  der  Reichsritterschaft. 

8  In  gewisser  Beziehung  gehört  auch  dahin  Friedberg.  Die  anderen  waren : 
1.  Staden  in  der  Wetterau  (Gf.  Isenburg,  Burg  Friedberg,  Low  von  und  zu  Stein- 
furt). 2.  Burg  Gelnhausen  (yerschiedene  Familien :  Forstmeister  t.  G.,  Krempen 
von  Freudenstein,  Schelme  von  Bergen  u.  s.  w.).  3.  Der  Schupf  ergrund  (G. 
V.  Hatzfeld ,  BL  v.  Hoheneck,  v.  Gemmingen,  v.  Seyfried).  4.  Oettel fingen 
(deutsche  Orden,  G.  Hatzfeld,  v.  Adelsheim). 

9  Die  8  nicht  in  der  Kreiseintheilung  begriffenen  waren:  1)  Alschhausen 
(Oberschwaben),  2)  Althausen  (Franken),  3)  Gochsheim  (in  Franken,  Schutz- 
herr wie  über  Sennfeld  der  B.  v.  Würzburg),  4)  Freie  Leute  auf  der  Leu tkir  eher 
Heide  (in  Oberschw.),  6)  Holzhausen  (Hessen),  6)  Sennfeld  (Fr.),  7)  Soden 
(Wetterau),  8)  Sulzbach  (Wetterau,  Soden  u.  Sulzbach  standen  unter  dem  Schutze 
von  Mainz  und  Frankfurt.  Holzhausen  stand  unter  dem  Schutze  von  H.  Gassei,  war 
dafür  aber  auch  ocoupirt  und  behauptet  worden).  Num.  1,  2,  4  jetzt  württembergisoh, 
3  und  6  bairisch,  5  (hessencassel.)  7  und  8  (nassauisch)  preussisch.  Die  Leutkircher 
Heide  ist  ein  Feld  von  ungefähr  90  Joch  (167  preuss  Morgen)  um  die  freie  Stadt 
Leutkirch:  52  davon  gehörten  den  Bürgern,  38  den  freien  Leuten,  die  in  39  Dörfern, 
Weilern  und  Höfen  wohnten.  Wiederholt  waren  sie  verpfändet,  bis  K.  Sigismund 
sie  1415  mit  der  Landvogtei  in  Schwaben  vereinigte.  In  der  Mitte  des  18.  Jahrh. 
standen  sie  fast  ganz  unter  dem  Landvogt  zu  Altdorf  und  dem  von  diesem  ein- 
gesetzten Amtmanne. 
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Viertes  Kapitel. 

Die  Gebnrtsstände. 

§.  105. 

1.   Der  Adel. 

I.  Alle  früher  (§.  83.)  zur  ersten  Klasse  der  Freien  gehörige  Per- 
sonen: Fürsten,  Grafen  und  Herren,  erschienen  mit  der  Bitterschaft 
gegenüber  den  anderen  Freien  als  ein  Adel,  Nobüitas.  In  diesem  musste 
sich  aber  mit  Bücksicht  auf  die  thatsächUchen  Verhältnisse  eine  scharfe 
Grenze  zwischen  den  Beichsunmittelbaren  und  den  adeligen  Unterthanen 
bilden.  Sie  findet  ihren  Ausdruck  in  dem  Gegensatze  des  hohen  (Reichs-) 
und  niederen  Adels;  in  der  Mitte  stand  die  libera  imperii  nobi- 
litas  equestris.  Jener  Begriff  ist  übrigens  ebensowenig  technisch 
fixirt  worden  als  die  mannigfaltigen  Adelsprädicate.^  Als  aber  in  Folge 
der  zahlreichen  Erhebungen  in  den  Beichsfürsten-  und  Grafenstand, 
welche  bis  auf  Ferdinand  11.  die  Theilnahme  an  den  Beichstagen  selbst 
dann  bewirkten,  wenn  der  neue  Fürst  oder  Graf  vordem  blosser  Bitter 
war,  die  Beichsstandschaft;  von  dem  blossen  Titel  gelöst  wurde,  bildete, 
obgleich  ohne  technische  Bezeichnung,  die  Klasse  der  Fürsten,  Grafen 
und  Herren  im  alten  Sinne  eine  über  den  niederen  Adel  weit  hervor- 
ragende  Klasse,  zu  der  nur  kaiserliche  Standeserhöhung  und  Admission 
der  Genossen,  welche  nicht  ohne  die  Grundlage  der  Beichsunmittelbarkeit 
erfolgte,  erheben  konnte  (§.  96.). 

n.  Die  Bitterbürtigen  erhielten  sich  auch  nach  dem  Absterben  des 
Lehnswesens  in  seiner  alten  Bedeutung  durch  ihre  Stellung  zum  Landes- 
herm,  die  Yorrechte  ihrer  Güter  (§.  144.),  befreiten  Gerichtsstand,  ihre 
ausschliessliche  Beföhigung  zum  Eintritte  in  die  meisten  Stifter  u.  dgl.  m. 
als  ein  von  den  gemeinen  Unterthanen  ausgezeichneter  Stand,  zimial  sich 
mit  der  Zunahme  der  Landeshoheit  die  Landesherren  am  Hofe  meist 
nur  mit  AdeUgen  umgaben.  Je  mehr  jedoch  die  Begierung  bureau- 
kratische  Gestalt  annahm,  traten  neben  den  Adel  ganze  Kategorien  von 
Beamten.    Dies  einerseits,  das  römische  Becht  andererseits  lockerte  mehr 


^  Im  BA.  von  1682  und  anderen  nntersohreiben  einzelne  Herren  aus  dem 
Grafen-  and  Herrenstande  noch  mit  dem  Bei  salze  „Semperfrey**.  Das  Prädikat 
,,hochgeborn**  war  bis  ins  vorige  Jahrhundert  spezifisch  fürstlich.    Tgl.  §.  174. 
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mflhr  die  alten  Principien  der  Ebenbürtigkeit.  Der  Fortfall  der 
Yerfassungen  vollendete  die  Entwicklung.  Bis  zum  AuBgange 
blieb  der  Adel  zwar  noch  eine  Klasse  mit  bestimmten  Rechten, 
b  mehr  and  mehr  auf,  einen  Stand  zu  bilden,  dessen  Glieder 
durch  Geburt  oder  Nobilifirung  andere  als  nicht  politische 
jl,  Wappen,  Hoffähigkeit,  Stiftsfahigkeit)  hatten.  Das  Moment 
1  politischen  Rechte,  insoweit  es  auch  für  den  niederen  Adel 
ieb,  setzte  man  allmälig  nur  in  den  rittermässigen  Grund- 
le  Rücksicht  auf  die  Oebnrt  des  Besitzers. 

§.  106. 
a.   Der  Bürgerstand. 

Städten  gaben  die  Vorrechte  gegenüber  den  Landbewohnern 
ebiete  des  Handels  und  Gewerbes,  die  Freiheit  von  der  Leib- 
und  Hörigkeit,  welche  vor  und  nach  die  Bewohner  dor  Land- 
hfalls  erwarben,^  allen  Einwohnern  ein  gewisses  gemeinsameB 
ifolge  dessen  sie  als  ein  eigener  Stand,  der  Bürgerstand, 
Je  mehr  die  Feudalverliiiltnisse  ihrem  Untergänge  zueilten, 
sich  die  bedeutenden  früheren  Unterschiede  zwischen  den 
en  Klassen  der  Städtebewohner.  Es  erhielten  sich  zwar  in 
ädten,  besonders  den  freien,  einzelne  Geschlechter  (Patricier)^ 
I  städtischer  Vorrechte.  Im  Ganzen  aber  führte  der  Betrieb 
p  Gewerbe,  die  mehr  und  mehr  verallgemeinerte  Fähigkeit 
r  zur  Theilnahme  an  der  Leitung  stadtischer  Angelegenheiten 
lellung  der  Bürger  herbei.  Mit  der  sinkenden  Bedeutung  der 
Rechte  verschwand  auch  der  alte  Bürgersinn;  seit  dem  Ende 
hrh.  bildete  sich  der  Begriff  des  Bürgeratandes  als  blosser 
zum  Adel  und  Bauernstände  dahin  aus,  dass  man  die  Ein- 
r  Städte  ohne  Rücksicht  auf  ihre  bürgerlichen  Rechte  und 
BeBchäHigang  im  alten  Sinne  darunter  zusammenfasste. 

.Innen  waren  aber  in  manchen  Territorien  i.  B    Böhmen.  HBhren  u,  ft. 

Freih.  Roth  tod  Schrockens  t  oin  Das  pHtriciat  in  ripn  dentschen 
ingcn  1856.  So  war  in  Frankfurt  thatsSchlich  das  Stadtrcgimont  in 
der  beiden  OancrbBc haften  oder  Geschlechter  znm  Alten-Limburg 

anonstoin.  Jenes  hatte  l&SÖ  und  löüÖ  von  den  Kaisern  bestätigte 
rrichtet  Aub  ihnen  wurde  rogelmSBBig  die  SchQffen-  und  Raths-Bank 
.  Namen  führten  sie  Ton  den  HSasern ,  wo  sio  zusammenkamen  Im 
oder  Brannfels  am  Liebfranenherge  wohnten  gewöhnlich  die  Kaiser. 
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§.   107. 
8.   Der  Bamemstaiid* 

Bis  ins  18.  Jahrhundert  blieben  die  alten  Yerhältnisse  auf  dem 
Lande,  wenngleich  in  einzelnen  Ländern  vielfach  modificirt,  im  Ganzen 
bestehen.  Wohl  aber  war  allmälig  in  vielen  Territorien  mit  der  abge- 
fichlossenen  Landeshoheit  das  persönliche  Verhältniss  ein  anderes  ge- 
worden. Die  landesherrliche  Gewalt  nahm  immer  mehr  den  Charakter 
einer  öffentlichen  an;  die  persönliche,  privatrechtliche  Abhängigkeit  des 
Landbewohners  vom  Gutsherrn  wurde  unvermerkt  zur  Abhängigkeit  vom 
Territorialherrn.  Dies  konnte  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  auf  das  Ver- 
hältniss der  Landbewohner  zu  dem  Adel.  Auch  gegenüber  den  Herr- 
flchaftsbesitzem  fand  der  Bauer  im  Laufe  der  Zeit  Schutz  beim  Landes- 
herrn; landesherrliche  Behörden  regierten  jenen  wie  diesen.  So  wurde 
allmähg  das  persönliche  Abhängigkeitsband  lockerer.  Als  dann  vollends 
die  Kaiserin  Maria  Theresia  und  König  Friedrich  der  Grosse  die  Leib- 
eigenschaft aufhoben,  gestaltete  sich  das  Verhältniss  zu  den  bisherigen 
Herren  theils  um  zu  einem  rein  privatrechtlichen,  dessen  Lösung  für  die 
Person  möglich  war,  weil  es  nur  mit  Grund  und  Boden  zusammenhing, 
theils  blieb  es  noch  bestehen  in  der  Form  der  Unterwürfigkeit  unter  die 
den  Gutsherren  belassene  patrimoniale  Obrigkeit,  deren  Handhabung  die 
Landesregierung  beaufsichtigte  und  leitete. 


Fünftes  Kapitel. 

§.  108. 

Uebersicht  der  Entwicklung  seit  dem  Untergange  des  Reichs.* 

I.  Die  im  Lüneviller  Frieden  stipuUrte  Abtretung  des  linken  Rhein- 
ufers an  Frankreich  hatte  das  Reich  um  einen  grossen  und  schönen 
Theil  seines  Besitzthums  gebracht,  der  Deputationahauptschluss  die  Ver- 
fassung des  Reichs  von  Grund  aus  umgeändert,  ohne  irgend  ein  haltbares 
Fundament  zu  einer  Neugestaltung  zu  legen.  Ein  Stoss  genügte,  um 
den  Verband  des  Reiches  zu  lösen.    Der  von  Oesterreich  imJ.  1805 


*  Für  die  Tcrritorialbildang  t.  Lanci zolle  und  Berghaus,  ffir  die  Quellen 
und  Literatur  die  staatsrechtlichen  Werke  von  Klüber,  Zöpfl,  Zaohariä. 
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untemominene ,  aber  mit  dem  imglücklicben  Preasburger  Frieden 
Dez.  1805  beendigte  Krieg  gab  die  Gelegenheit.  Es  ward  am 
1806  zu  Paris  ein  Vertrag  unterzeichnet,  wodurch  der  Kaiser 
a  mit  sechszebu'  deutschen  Fürsten  den  Rheinbund  (Con- 
tion  du  Bbtn)  stiftete,  der  unter  dem  Protectorate  Napoleons 
1  Vorsitze  des  Fürsten-Primas  (Prince  -  Primat)  eine  nie  zu 
gekommene  BundeBversammlung  (DiSte)  zu  Frankfurt  am  Main 
ind  mit  Frankreich  durch  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  ver- 
in  sollte.  Der  Kaiser,  welcher  m  der  Voraussieht  der  kommenden 
se  am  14.  August  1804  den  Titel  Kaiser  toh  Oeaterreich 
imen  hatte,  legte  sofort  nach  der  Publication  der  Kheiobundsacte 
feierheben  Erklärung  vom  6.  August  die  deutsche  Kaiserkrone 
^uf  Omnd  des  offengehaltenen  Beitritts  zum  Rheinbunde  schlössen 
i  Anzahl  anderer  Fürsten  an.^ 

Nächste  Folge  des  Rhembundes  war  die  Souveränität  seiner 
Zudem  unterwarf  die  Acte  alle  innerhalb  der  Gebiete  der  Fürsten 
a  Tenitonen  der  Reichsfürsten  und  Reichegrafen,  die  freien 
ädte  und  Güter  der  reichaunmittelbaren  Ritterschaft  und  Gan- 
ben der  Souveränität  der  Fürsten  und  erklärte  jede  Kraft 
hsgesetze,  insoweit  nicht  durch  sie  die  ausdrücklich  bezeichneten 
chte  begründet  waren,  für  erloschen.^    Es  folgte  eine  Zeit,  welche 

i  waien  die  fol|;  enden ,  deren  neu  angenomiueue  Titel  durch  den  Druck 
)dan  werden:  EOuig  von  Baiern,  König  von  Württemberg,  Kurerakaniler 
gl,  GroBsherzog  von  Buden,  QroaBh.  von  Borg  und  Cleve,  Qrossh. 
«mstadt,  Horiog  von  Ifassau-XTBingan,  die  Fürsten  von  N.-Weüburg, 
nzoUern-Hechingen,  H.-Sigmurmgen,  Salm-Salm,  Salm-Kyrburg,  laeaburg- 
Serzog  von  Aremberg,  F,  von  LiohtenBtein,  Fürst  von  der  Lejen, 
■oBBh.  von  Warxburg,  KSnig  v.  Saohaen,  Herzoge  v.  8.-Cobarg.  S. -Gotha, 
rghausen,  S. -Heiningen,  S.-Weimar,  H.  von  Anhalt-Beinbarg,  Herzöge 
It-DesBau,  A  -Cöthen,  FOrBtea  von  Reuss-Oreiz,  R. -Lobenstein,  R  -Schleiz, 
irg-BudolBtadt  und  Schw,- Sonde rehaueen,  Waldeok,  Lippe-Detmold,  Fürst 
haumburg,  im  Jahre  1807  König  von  'Westfalen,  H.  v.  Uecklenbnrg- 

H.-Strelitz,  Oldenburg  im  J.  1808. 

e  für  dae  öCFentlicbe  Recht  wichtigsten  Beatimmungen  der  Rheinbundsacte 
L  II.  Toute  loi  de  l'Empire  germauique,  qui  apu  juequ'i  pr^aent  coscerner 
r  Leara  Hajestöa  et  Leurs  Alteesea  S^T^nisaimoa  les  Rois  et  Prinoea  et  le 
inonun^s  en  l'articlo  präcädant,  leurs  sojets  et  leuni  Etata  ou  partie  d'iceox, 
venir,  relativement  k  lenra  dit»  HajeatSa  et  Alteaaea  et  au  dit  Comte ,  ä 
ta  et  flujets  nulle  et  de  nnl  eCTet;  sauf  n^anmoina  lea  droita  acquis  &  des 

et  penaionairea  par  le  recSs  de  mille  huit  cent  troia,  et  lea  diapoaitionB  du 
le  trent  neuf  du  dit  recis,  relatives  ä  Toctroi   de   navigation  du  RUn  lea- 
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in  buntem  Wechsel  alte  FürBtenthümer  aufheben,  neue  Territorialbildungen 
entstehen  und  umbilden  sah.  Nach  dem  Sturze  Kapoleons  traten  die 
kriegfShrenden  Mächte  in  Wien  zu  einem  Congresse  zusammen.  Manche 
hoffiten  auf  des  Beiches  Auferstehung.  Die  deutsche  Bundesacte 
Tom  8.  Jimi  1815  setzte  an  die  Stelle  des  ehemaligen  Beiches  einen 
völkerrechtlichen  Bund  der  souTeränen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutach- 
lands mit  dem  Organe  einer  Bundesyersammlung  zu  Frankfurt  am  Main, 
welche  fortfiel  durch  die  mit  Beschluss  vom  12.  Juli  1848  erfolgte  üeber- 
gabe  ihrer  „yerfassimgsmässigen  Befugnisse  und  Yerpflichtungen''  an  den 
Ton  der  constituirenden  deutschen  Nationalversammlung  erwählten 
Erzherzog  Johann  als  deutschen  Beichsverweser.  Die  „Grund- 
rechte des  deutschen  Yolks*^  vom  21.  Dezember  1848  wurden  in 
einzelnen  Ländern  eingeführt,  in  den  folgenden  Jahren  wieder  aufgehoben. 
Eine  Beichsverfassung  ward  von  der  Nationalversammlung  festgesetzt, 
am  28.  März  1849  der  König  von  Freussen  zum  erblichen  Kaiser  mit  290 
Stimmen  (248  enthielten  sich  der  Abstinmiung)  erwählt.  Friedrich  Wil- 
helm lY.  lehnte  am  28.  April  Krone  und  Yerfassung  ab,  0 esterreich, 
dann  die  übrigen  Begierungen  riefen  die  Abgeordneten  zurück,  die 
meisten  Mitglieder  folgten  dem  Bufe  ihrer  Landesherren,  der  Best  ging 
nach  Stuttgart  (s.  g.  Bumpfjparlament)  und  wurde  zersprengt  Nachdem 
das  Dreikönigsbündniss  (Preussen,  Sachsen,  Hannover)  vom  26. Mai 
1849,  die  Beitritte  anderer  deutscher  Fürsten,  die  Gothaer  Yersamm- 
lung  vom  26.  bis  28.  Juni  1849,  das  XJnionsparlament  von  Erfurt 
vom  20.  März  bis  29.  April  1850,  der  Berliner  Fürstencongress 
vom  9. — 16.  Mai  1850,  bei  dem  Widerstreben  der  süddeutschen  Fürsten 
und  dem  Proteste  Oesterreichs  zu  keinem  praktischen  Besultate  geführt 
hatten,  auch  der  Beichsverweser  am  20.  Dezember  1849  an  die  zufolge 
Yertrags  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  vom  80.  Sept.  1849  behufs 
eines  bis  zum  1.  Mai  1850  dauernden  Interim  aus  zwei  österreichischen 
und  zwei  preussischen  Bevollmächtigten  zusammengesetzte  pro  vis  ori  s  c  h  e 
Bundescentralcommission  seine  Centralgewalt  übergeben  hatte, 
berief  Oesterreich  im  Mai  1850  das  Plenum  der  Bundesversamm- 


qnelles  oontiniteront  d^dtre  ez^cut^es  BuiTant  leors  forme  et  teneur.  Art.  HI-  Ohaonn 
des  Rois  et  Princes  conf6d6r6B  renoneera  &  ceux  de  ses  titres  qui  expriment  des 
rapporte  quelconques  avec  TEmpire  germanique  et  le  premier  Aoüt  prochain  il  fera 
notifier  k  la  Didte  sa  Separation  d^avec  TEmpire-  Art.  XXYI.  Les  droits  de  sou- 
verainet^  sont  ceux  de  Ugislation,  de  Jurisdiction  suprdme,  de  haute-polioe,  de  con- 
flcription  militaire  oa  de  recrutement,  et  rimpöt*^ 

▼.  Behalte,  Beicht-  n.  ReehUgeseh.  3.  Aufl.  22 
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lung.  Preussen  gab  seinen  Widerstand  nach  den  verhängnissvollen 
Tagen  von  Olmütz  auf.  Der  deutsche  Bund  mit  seiner  Bundes- 
yersammlung  bestand  und  blieb  als  einziges  alle  deutschen  Länder 
umfassendes  Band.  Seine  Wiederherstellung  stillte  nicht  die  Sehnsucht 
des  Yolkes  nach  Theilnahme  an  der  Lenkung  und  Gestaltung  seiner 
Geschicke,  den  allgemeinen  Drang  nach  grösserer  Einheit,  besserte  noch 
weniger  die  anerkannte  ünvollkommenheit  der  Bundeseinrichtungen.  Die 
tiefe  Eluft  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  war  in  Olmütz  erweitert 
worden.  Die  Abneigung  gegen  den  Bundestag  stieg  durch  den  Beschluss 
vom  23.  August  1851  über  die  Verfassungsrevisionen,  die  Massregeln 
wegen  Schleswig-Holsteins  und  Eurhessens,  die  Auflösung  der  deutschen 
Flotte,  die  Beschlüsse  über  Missbrauch  der  Pressfreiheit  vom  6.  Juli  1854, 
über  das  Yereinswesen  vom  13.  Juli  desselben  Jahres.  Erfolglos  blieb 
der  sächsische  Beformplan  vom  15.  Okt.  1861,  der  Antrag  der  Würz- 
burger Staaten  wegen  Bildung  einer  Delegirtenversammlung  vom 
14.  Aug.  1862.  Gewiss  in  edelster  Absicht  berief  der  Kaiser  von  Oester- 
reich alle  Bundesglieder  zu  dem  Fürstentage  zu  Frankfurt  a.  M.,  der 
vom  17.  August  bis  1.  Sept.  1863  gehalten  wurde  zur  Berathung  der 
„Beformacte  des  deutschen  Bundes*'.  Als  der  König  von 
Preussen  am  22.  Sept.  1863  das  Project  ablehnte,  war  dessen  Durch- 
führung unmögUch.  Zwei  Monate  nachher  trat  ein  Ereigniss  ein,  dessen 
Folgen  eine  welthistorische  Bedeutung  erlangt  haben.  Der  Tod  K.  Fried- 
richs Vil.  von  Dänemark  löste  die  Verbindung  „der  Herzogthümer*^* 
jener  alten  Nordmarken  mit  dem  dänischen  Reiche,  aber  der  Londoner 
Vertrag  vom  8.  Mai  1852  lag  in  der  Mitte.  Letzteren  hatte  der  deutsche 
Bund  nicht  formUch  anerkannt.  Schon  am  1.  Oct.  1863  hatte  wegen 
schwerer  Rechtsverletzungen  der  Bund  die  Execution  beschlossen,  am 
7.  Dezember  diesen  Beschluss  erneuert.  Am  23.  Dezember  rückten  die 
Bundestruppen  ein,  verliess  Dänemark  Holstein  und  Lauenburg.  König 
Christian  weigerte  sich  für  Schleswig  den  Bundesforderungen  zu  genügen. 
Oesterreich  und  Preussen  beschlossen  gemeinschaftlich  einzuschreiten. 
Nach  der  Eroberung  Schleswigs  und  Jütlands  endete  der  Krieg  mit  dem 
Wiener  Frieden  vom  30.  October  1864,  in  welchem  Dänemark  auf  die 
3  Herzogthümer  verzichtend  die  von  den  beiden  Mitcontrahenten  zu 
treffenden  Dispositionen  anzuerkennen  versprach.  Zwischen  den  Forde- 
rungen Oesterreichs,  welches  sich  auf  die  Seite  des  Erbprinzen  von 


>»  Priedr.  Thudichum  VerfassuBgescluSchleswig-HolsteinB  von  1806— 18Ö2 
in  ihren  deutsch,  und  europ.  Beziehungen.    Tübingen  1871. 
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Augustenbnrg  stellte,  und  denen,  welche  Preussen  im  Interesse  seiner 
staatlichen  Sicherheit  und  Deutschlands  für  jenen  wichtigen  Posten  thun 
zu  müssen  glaubte,  kam  es  zu  keinem  Ausgleich,  da  die  Gasteiner  Con- 
Tention  vom  14.  August  1865,  in  welcher  Oesterreich  für  Lauenburg 
gegen  2Va  Mill.  Thaler  sein  Mitbesitzrecht  abtrat,  Preussen  die  Ver- 
waltung von  Schleswig,  Oesterreich  die  von  Holstein  erhielt,  wohl  den 
Streit  aufschob,  aber  nicht  schlichtete.  Die  Gegensätze  schärften  sich; 
die  preussische  Ciroulardepesche  vom  24.  März  1866  legte  die  Anschauung 
Preussens  dar,  das  am  9.  April  die  Berufung  eines  Parlaments  beim 
Bunde  beantragte.  Am  1.  Juni  übergab  Oesterreich  dem  Bunde  die 
Streitfrage.  Preussen  erachtete  dies  einer  Lossagung  von^  der  Gasteiner 
Convention  gleich  und  sich  auf  den  Boden  des  Vertrags  vom  30.  Oct. 
1864  stellend,  liess  es  am  7.  Juni  seine  Truppen  in  Holstein  einrücken, 
um  sein  Mitbesitzrecht  in  von  Oesterreich  nicht  besetzten  Theilen  zur 
Geltung  zu  bringen.  Der  kaiserliche  Statthalter  räumte  am  12.  Juni  mit 
Protest  das  Land.  Am  11.  Juni  hatte  Oesterreich  die  Mobilmachung  des 
Bundesheeres  beantragt,  am  14.  Juni  wurde  sie  beschlossen.  Preussen 
erklärte  den  Bundesvertrag  für  gebrochen  und  deshalb  nicht 
mehr  rechtsverbindlich,  legte  die  ,,Grundzüge  einer  Bundesreform 
vom  10.  Juni**  vor.  Am  16.  Juni  erliess  Preussen  seine  Kriegserklärung 
an  Hannover,  beschloss  man  in  Frankfurt  den  Krieg.  Der  17.  Juni  sah 
das  österreichische  Kriegsmanifest,  der  18.  die  Kriegserklärung  Preussens 
an  Oesterreich.  Preussen  rückte  in  Hannover,  Sachsen,  Kurhessen,  am 
23.  in  Böhmen  ein.  Auf  den  blutgetränkten  Schlachtfeldern  Böhmens 
wurde  vom  23.  Juni  bis  3.  Juli  die  schwere  Entscheidung  gefallt.  Der 
Präliminarvertrag  von  Nikolsburg  vom  26.  Juli  fand  im  Prager  Frieden 
vom  2  3.  August  1866  seinen  Abschluss.  Oesterreich  hatte  Venedig 
aufgegeben,  Preussen  erhielt  freie  Hand  zu  Territorialveränderungen  in 
Norddeutschland  (nördlich  vom  Main)  und  zu  neuen  Einrichtungen;  der 
deutsche  Bund  wurde  aufgelöst;  die  süddeutschen  Staaten  konnten  in 
einen  Verein  treten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem  norddeutschen 
Bunde  beiden  Vereinen  überlassen  blieb ;  Oesterreich  verzichtete  auf  seine 
Eechte  auf  Schleswig-Holstein  mit  einer  Modifikation  bezüglich  der  nörd- 
lichen Districte  von  Schleswig.  Nunmehr  wurde  Preussen  incorporirt 
durch  Gesetz  vom  20.  Sept.  1866:  das  Königreich  Hannover,  Kurfürsten- 
thum  Hessen,  Herzogthum  Nassau,  die  freie  Stadt  Frankfurt,  durch  Ge- 
setz vom  24.  Dezbr.  Schleswig-Holstein;  dazu  erwarb  es  kleinere  Strecken 
durch  Abtretung  von  Baiem  und  Hessen-Darmstadt.  Mit  1.  Oct.  1867 
traten  diese  neuen  Theile  vollberechtigt  auf  unter  Geltung  der  preuss. 

22* 
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Yerfassüng  auch  in  ihnen.  Die  Bundesversammlung  beschloss  am  11.  Juli, 
nach  Augsburg  überzusiedeln,  that  dies  am  14.  Nachdem  am  26.  Juli 
Oesterreich  die  Auflösung  des  Bundes  anerkannt,  durch  den  Austritt 
Badens  (2.  Aug.)  Beschlussunfahigkeit  auch  nach  formalem  Bundesrecht 
eingetreten  war,  löste  sich  am  24.  August  der  Rest  der  Yersammlung  auf. 
Preussen  schloss  darauf  am  18.  Aug.  1866  mit  Sachsen- Weimar, 
Oldenburg,  Braunschweig,  S.-Altenburg,  S.-Coburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-Sondershausen, Schw.-Rudolstadt ,  Waldeck,  Reuss  j.  L.,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe-Detmold,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  ein  Offensiv-  und 
Defensivbündniss,  welches  durch  eine  Bundesverfassung  auf  Grundlage 
der  preuss.  Vorschläge  vom  10.  Juni  1866  ausgebildet  werden  sollte. 
Mecklenburg -Schwerin  und  Strelitz  am  21.  August,  Hessen -Darmstadt 
für  sein^Theile  nördlich  vom  Main,  S.-Meiningen  und  Reuss  ä.  L.,  K. 
Sachsen  traten  (durch  die  resp.  Friedensschlüsse)  gleichfalls  bei.  Yom 
15.  Dez.  1866  bis  7.  Februar  1867  tagten  Bevollmächtigte  dieser  ver- 
bündeten Staaten  zu  Berlin.  Auf  dieser  Conferenz  wurde  der  Entwurf 
einer  Bundesverfassung  definitiv  festgestellt  und  Preussen  dessen 
Vorlage  und  Vertretung  beim  Reichstage  überlassen.  Der  nach  einem 
dem  Reiohswahlgesetze  vom  12.  April  1849  fast  gleichkommenden  Ge- 
setze gewählte  Reichstag  trat  am  24.  Febr.  1867  in  Berlin  zusanmien 
und  stellte  am  16.  April  die  Verfassung  des  norddeutschen 
Bundes  fest,  deren  Annahme  im  Namen  aller  Verbündeten  von  Preussen 
am  17.  erklärt  wurde.  Nachdem  dann  sämmtliche  Landtage  imd  Einzel- 
staaten zugestimmt  hatten,  wurde  die  Bundesverfassung  in  denselben 
publicirt  und  trat  am  1.  Juli  1867  in  Kraft.  Der  Norddeutsche 
Bund  war  kein  bloss  völkerrechtlicher,  sondern  ein  staatlicher.  Nach 
Innen  bestand  die  staatliche  Einheit  in  der  vollen  Geltung  der  blos 
durch  die  Präsidialmacht  Preuss ens  zu  verkündigenden  Bundesgesetze, 
in  einem  gemeinsamen  Bürgerrechte,  der  allgemeinen  passiven  Wahl- 
fahigkeit,  der  ausschliesslichen  Competenz  der  Bundesgesetzgebimg  far 
das  Heer-,  Marme-,  Zoll-,  Handels-,  Post-,  Telegraphenwesen,  der  aus- 
schliesslichen Leitung  des  Heereswesens  durch  Preussen,  der  diesen 
Dingen  entsprechenden  Competenz  des  Bundes  in  Finanzsachen  u.  s.  w. 
Nach  Aussen  trat  der  allgemein  anerkannte  Bund  als  ein  staatliches 
Ganzes  auf  durch  Gesandte  des  norddeutschen  Bundes,  eine  Flagge  u.  s.  w. 
Daneben  blieb  die  völkerrechtliche  Stellung  der  Emzelstaaten  und  ihre 
innere  Selbstständigkeit.  Durch  Creirung  eines  Obersten  Handels- 
gerichts (zu  Leipzig)  für  Norddeutschland  u.  a.  wurden  noch  grössere 
Sehritte  zur  Einheit  gethan.    Mit  den  süddeutschen  Staaten  trat 
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der  Norddeutsche  Bund  zuerst  nur  in  eine  dem  Zollyereine  entsprechende 
Terbindung,  in  Folge  deren  ein  aus  directen  Volkswahlen  hervorgehendes 
Zoll  Parlament  alle  2  Jahre  in  Berlin  zusammentreten  sollte^ 

So  stand  Deutschland,  als  des  Franzosen  üebermuth  die  spanische 
Thronkandidatur  des  Erbprinzen  von  HohenzoUem  zum  Anlass  nahm, 
um  den  lang  gehegten  Plan  der  Erniedrigung  und  Theilung  Deutsch- 
lands zur  Ausführung  zu  bringen.  Man  sinnt  dem  greisen  König  Wil- 
helm von  Preussen  zu,  sich  vor  dem  Abenteuerer  auf  Frankreichs  Throne 
zu  erniedrigen,  der  deutsche  König  würdigt  den  Diener  des  gallischen 
Imperators  keiner  Antwort.  Unter  dem  Jubel  einer  Schmeichlerschaar, 
unter  dem  chauvinistischen  Zujauchzen  des  urtheilslosen,  Eitelkeit  ge- 
tränkten Yolks  setzt  Napoleon  III.  im  gesetzgebenden  Körper  am 
15.  Juli  1870  gegen  den  Widerspruch  weniger  neun  Männer  die  Billigung 
des  Kriegs  und  die  Genehmigung  des  Kriegscredits  durch.  Am  19.  langt 
die  Ejiegserklärung  in  Berlin  an-,  der  20.  sieht  die  einstimmige  Ge- 
nehmigung des  Credits  durch  den  Norddeutschen  Beichstag,  bringt 
Baiems,  Württembergs  und  Badens  Beitritt  als  Preussens  Verbündete. 
Soweit  die  deutsche  Zunge  reicht,  aus  allen  Welttheilen  meldet  der  Tele- 
graph der  Deutschen  Entrüstung  gegen  den  Franzosen.  Innerhalb  14 
Tagen  wird  eine  Armee  mobil  gemacht,  wie  die  Welt  sie  nicht  herr- 
licher, nicht  besser  geführt  sah,  die  Mobilmachung  selbst  ein  Meister- 
werk. Und  nun  beginnt,  nachdem  Napoleon  sei»  unbärtiges  Söhnlein  die 
Heldenthat  gelehrt  hatte,  eine  offene  Stadt  zu  beschiessen,  der  deutsche 
Siegeslauf,  unaufhaltsam,  unwiderstehlich,  geleitet  von  einem  Geiste,  einem 
Willen  Aller:  die  Jahrhunderte  lang  Deutschland  angethane  Schmach  zu 
rächen,  der  Welt  zu  zeigen,  dass  Deutschlands  Söhne  noch  die  Kraft 
und  den  Muth  der  alten  Sachsen,  Franken,  Baiem,  Alemannen  haben, 
dass  Deutschlands  Fürsten,  voran  der  greise  König  Wilhelm  und  sein 
Heldensohn,  der  Kronprinz  Friedrich  Wilhelm,  werth  seien  ein  Volk  von 
Männern  zu  regieren,  das  längst  auf  dem  Gebiete  des  Geistes  die  erste 
Stuie  einnahm.  Weissenburg  (4.  Aug.)  und  Wörth  (6.  Aug.),  des  Kron- 
prinzen Ehrensäulen,  der  Sturm  der  Spicherer  Berge  (6.  Aug.)  entschieden 
bereits  das  Schicksal  des  Krieges ;  die  Tage  von  Metz,  Mars-la-tour  und 
Gravelotte  (14.  16.  17.  Aug.)  bereiten  den  Tag  von  Sedan  (1.  Sept.)  vor, 
der  100,000  Mann  kriegsgefangen  macht  und  zur  Unterwerfung  Napoleons 
führt,  dem  auf  Schloss  Wilhelmshöhe  die  Müsse  vnrd,  die  Folgen  des 
XJebermuths  zu  erwägen.  Ein  Drittel  von  Frankreich  konmit  in  deutsche 
Hände,  die  unüberwindlichen  Festungen  kapituliren,  eine  Armee  von 
180,000  Mann  vnrd  durch  die  Kapitulation  von  Metz   kriegsgefangen 
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(27.  Oct.).  Nachdem  alle  und  jede  Yersuche  der  Franzosen  gescheitert 
waren,  das  Siegesheer  im  Herzen  Frankreichs  stand,  die  letzte  Armee 
Temichtet  war,  wird  am  1.  März  1871  ein  Friedens -Präliminar -Vertrag 
geschlossen.  Aber  schon  vorher  hatte  Baiems  König  den  König  Wilhelm 
aufgefordert,  den  Titel  Deutscher  Kaiser  anzunehmen,  alle  Fürsten 
und  freien  Städte  stimmten  zu.  Am  18.  Januar  1871,  gerade  170  Jahre 
nachdem  seine  Yorfahren  zu  Königsberg  den  Titel  König  von  Preussen 
angenommen,  wird  zu  YersaiUes  das  deutsche  Kaiserthum  verkündigt 
Nachdem  das  deutsche  Heer  am  1.,  2.,  3.  März  durch  den  Einzug  in 
Paris  das  Werk  besiegelt,  beginnt  des  Reiches  Ausbau.  Am  21.  März 
wird  zu  Berlin  der  erste  deutscheReichstag  eröffiiet.  Da  versuchen 
die  ültramontanen,  nachdem  schon  zu  Yersailles  ihre  mitrageschmückten 
Sendlinge  das  directe  Yerlangen  darnach  gestellt,  das  neue  Reich  nach 
des  alten  Yorbild  zur  Einmischung  in  Italiens  Angelegenheiten  zu  be- 
wegen, dem  „Unfehlbaren^  Schergendienste  zu  leisten.  Yergebens,  der 
deutsche  Charakter  des  Reichs,  die  Nichteinmischung  wird  in  einer 
Adresse  ausgesprochen,  am  14.  April  nimmt  der  Reichstag  die  Yerfassung 
an,  welche  am  4.  Mai  in  Kraft  trat  Der  definitive  Friede  mit  Frank- 
reich (10.  Mai)  bringt  Elsass  und  den  deufcschen  Theil  Lothringens  nebst 
Metz  zurück  an  das  neue  Reich,  dessen  erster  Kaiser  den  Namen 
„Mehr er  des  Reichs^  mit  mehrerem  Rechte  verdient,  denn  alle  seit 
der  Zeit  der  Hohenstaufcn.  Zum  Reichskanzler  wird  ernannt  nicht 
ein  Geistlicher,  sondern  der  geistige  Schöpfer  des  neuen  Reichs,  Otto 
Eduard  Leopold  Fürst  von  Bismarck-Schönhausen.  Bleibt  auch 
die  alte  Ostmark  politisch  vom  neuen  Reiche  getrennt  zu  beiderseitigem 
Frommen,  so  schlugen  doch  alle  deutschen  Herzen  in  Oesterreich 
hoch  bei  Deutschlands  Wiedergeburt.  Oesterreich  mag  seine  hohe  Auf- 
gabe lösen  im  Bunde  mit  Deutschland,  das  geistige  und  nationale  Band 
Gesteht  fort,  mag  auch  die  politische  Einheit  fehlen. 

m.  In  den  Einzelstaaten  wurde  die  Bestimmung  des  Reichsdepu- 
tationshauptschlusses ,  welche  die  Yerfassung  der  Entschädigungslande 
garantirte,  allgemein  ignorirt.  Ln  Yerlaufe  der  Kriege  bis  auf  den  Wiener 
Congress  waren  in  den  meisten  Staaten  die  Yerfassungsverhältnisse  gänz- 
lich umgekehrt  worden.  Die  deutsche Bundesacte  und WienerSchluss- 
acte  vom  15.  Mai  1820  (Art.  54.-62.)  sicherten  allen  Bundesstaaten 
eine  landständische  Yerfassung  zu.  In  manchen  Staaten,  wovon  einige 
(Baden,  Nassau)  niemals  ständische  Yerfassungen  hatten,  wurde  bald 
nach  dem  J.  1815  das  Yerfassungswerk  begonnen.  Es  fährte  zu  Yer- 
fassungen, welche  eine  Mischung  ständischer  Elemente  mit  nordameri- 
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kanisch  -  französischem  GonstitutionaliBmus  bOden.^  In  anderen  (Oester- 
reich,  Lauenburg,  Mecklenburg,  S.-Ootha)  blieben  die  alten  ständischen 
Ordnungen  mit  einzehien  Modifikationen  in  Ejraft-,  in  wenigen  endlich 
(Preussen,^  Oldenburg)  wurden  keine  Gesammtverfassungen  gegeben.  Die 
Ereignisse  des  Jahres  1848  gestalteten  in  ihren  Folgen  die  Yerfassungs- 
verhältnisse  der  Staaten  entweder  gänzlich  um  oder  bewirkten  doch 
wesentliche  Modifikationen.  Man  gab  Gesammtverfassungen,  wo  keine 
bestanden.^  Nachdem  das  deutsche  Gesammtrerfassungswerk  gescheitert 
war,  hob  man  die  fraher  publicirten  „Deutschen  Grundrechte^  auf J  Nach 
dem  unglücklichen  Kriege  von  1859  begann  Oesterreich  im  J.  1860  eine 
Umgestaltung  seiner  staatlichen  Yerhältnisse,  welche  zwar  einen  formalen 
Abschluss  in  gewisser  Beziehung  gefunden  zu  haben  scheint,  aber  bei 
dem  Widerstreben  social -politischer  Factoren,  deren  Bedeutung  staats- 
männische Einsicht  nicht  verkennen  kann,  noch  nicht  zu  wirklich  halt- 
baren Formen  gefuhrt  hat.^ 


*  Baiern  Yerf -Vrk.  yom  26.  Mai  1818.  Qes.  betr.  die  Bildung  der  Kammer 
der  Beicharäthe  vom  9.  März  1828,  dazu  noch  yersohiedene  Gesetze,  K.  Sachsen 
Yerf -ürk.  Tom  4.  Sept.  1881.  Ges.  Yom  9.  Juni  1846  und  6.  Mai  1861.  Württem- 
berg Verf.-Urk.  vom  25.  Sept.  1819.  Baden  Verf.-Urk.  vom  22.  Aug.  1818  u.  8.  w. 
Hessen -J>arm8tadt  Yerf.-Urk.  Tom  17.  Dez.  1820.  S.-W e i m a r  Grundges.  Yom 
5.  Mai  1816  und  revidirtes  yom  16.  Oct.  1850.  Meiningen  22.  Au^.  1829.  Alten- 
burg 29.  April  1831  u.  s.  w.  S-Ooburg  8.  Aug.  1821.  Braunsohweig  12.  Oct. 
1882.  Auf  Hannover,  Hessen-EasBel  und  Nassau  braucht  nicht  mehr  eingegangen 
zu  werden. 

^  Im  J.  1823  hatte  sich  der  König  des  Rechts  begeben,  ohne  Zustimmung  der 
Provinzialstftnde  die  Steuern  zu  erhöhen.  1847  wurde  der  s.  g.  Yereinigte  Land- 
tag einberufen. 

6  Oldenburg  18.  Febr.  1849,  revidirt  22.  Nov.  1852.  Gotha  26.  Mftrz  1849 
für  Coburg  und  Gotha  3.  Mai  1852.  Anhalt-Dessau  und  Bernburg  u.  s.  w. 

7  £.  Sachs.  Ges.  v.  12.  Mai  1851.  Württ.  Ges.  vom6.  Oct  1851.  Weimar. 
Y.-O.  vom  22.  Oct.  1851.  Altenburg  vom  26.  Mai  1862.  Braunschweig 
4.  Juli  1851. 

Alle  diese  und  die  übrigen  Gesetze  etc.  in:  H.  E.  Zachariä  Die  deutschen 
Yerfassungsgesetze  der  Gegenwart,  Gott.  1855. 

^  Yerf.  vom  4.  März  1849,  welche  einen  einheitlichen  Staat  wollte,  aufgehoben 
mit  Patent  vom  31.  Dez.  1861.  Patent  und  Diplom  vom  20.  Oct.  1860  stellt  sich  auf 
die  Grundlage  der  pragmat.  Sanction  Karls  YI.  vom  19  April  1713,  verheisst  Land- 
tage und  einen  Beiohsrath,  letzterem  die  Gesetzgebung  über  Geld-,  Münz-, 
Credit-,  Zoll-,  Handels-,  Zettelbank-,  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahn-,  Militftr- 
Wesen,  Einführung  neuer  u.  Erhöhung  bestehender  Steuern,  Abgaben,  Staatsschulden- 
wesen  und  Yeräusserung,  Umwandlung,  Belastung  des  unbeweglichen  Staatseigen- 
thums,  Budget  und  Prüfung  der  Bechnungsabschlüsse,   „alle  anderen  Gegen- 
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lY.  Auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Rechts  ist  durch  Commissionen 
und  Conferenzen,  welche  von  den  einzehien  Begierungen  oder  dem 
Bundestage  ausgingen,  eine  Einheit  in  manchen  Punkten  erzielt  worden. 
Die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung,^  das  allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzbuch^^  sind  allenthalben  eingeführt  worden; 
durch  die  Bestimmungen  über  den  Schutz  des  literarischen  Eigen- 
thums  wurde  eine  wesentlich  gleiche  Gesetzgebung  angebahnt;  die  Con- 
ferenzen  zur  Abfassung  einer  gemeinsamen  deutschen  Civilprocessordnung 
und  eines  Obligationsrechts  haben  zwar  keinen  unmittelbaren  Erfolg  ge* 
habt,  aber  doch  gezeigt,  dass  grössere  Gemeinsamkeit  im  Rechte  nöthig 
und  nicht  allzuschwer  erreichbar  ist.   Im  neuen  deutschen  Reiche  ist  auf 


stände  der  Gesetzgebung"  den  Landtagen  zuweisend,  jedoch  für  die  nicht 
ungarischen  Länder  die  Berathung  dem  nur  aus  deren  Beichsräthen  zusammen- 
gesetzten Beichsrathe  (engerer  Beichsrath)  vorbehaltend.  Die  Erledigung  in 
den  Landtagen  sollte  geschehen  in  den  Ungarischen  ,,im  Sinne  der  früheren 
Yerfassungen/  in  den  anderen  Ländern  ,,im  Sinne  und  in  Qemftssheit 
ihrer  Landesordnungen*'.  Die  für  4  Eronländer  publicirten  Landesstatuten 
wurden  zurückgezogen,  ein  „Grundgesetz  über  BeiohsTertretung^  und 
„Landesordnungen"  mit  „Landtags-Wahlordnungen"  erlassen  für  alle  oisleithanischen 
15  Länder  mit  Patent  vom  26.  Febr.  1861.  Dies  schafft  einen  Beichsrath:  wei- 
terer für  Cis-  und  Tran^eithanien,  engerer  für  Cisleithanien  mit  aus  den  Land- 
tagen entsendeten  A.bgeordneten.  Siebenbürgen  trat  ein,  Ungarn  mit  Kroatien  und 
Slavonien  und  die  Lombardei  nicht.  Am  20.  Sept  1865  wurde  die  Verf.  y.  26.  Febr. 
1861  durch  kais.  Manifest  sistirt,  nachdem  am  18.  Sept.  die  Landtage  auf  den 
23.  Not.  einberufen  waren.  Auflösung  der  Landtage,  Ausschreibung  Ton  Neuwahlen 
und  Einberufung  einer  „ausserordentlichen.  Beiohsyersammlung**  mit 
Fat.  vom  2.  Jan  1867.  Auflösung  des  Landtags  yon  Böhmen,  Mähren,  Erain;  Ein- 
berufung des  ordentl.  Beichsraths  auf  den  20.  Mai  1867.  Gesetz  betr.  die 
Entsendung  einer  Deputation  des  Beichsraths  zur  Yerhandlung  mit  dem  ungarischen 
Beichstage  yom  16.  Juli,  über  Ministeryerantwortlichkeit  yom  25.  Juli,  über  das 
Yereinsrecht  und  Ges.  ü.  d.  Versammlungsrecht  yom  15.  Noy.,  Ges.  ü.  d.  Abände- 
rung des  Grundges.  yom  26.  Febr.  1861  und  Staatsgrundgesetze  über 
die  Grundrechte,  die  richterliche  Gewalt,  die  Beg.-  und  YoUzugsgewalt,  Gesetz  betr. 
die  allen  Ländern  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung 
yom  21.  Dez.  1867  (Ausgleich  mit  Ungarn,  Delegationen).  Theilung  in: 
Ungar.  Länder  —  cisleith. ;  Ministerium  der  öst-ungar.  Monarchie  (Aeusseres,  Krieg, 
Beichsfinanzen)  und  für  jeden  Körper  besondere.  Siebenbürgen  Ungarn  einyerleibt. 
Ausgleich  zwischen  Ungarn  und  Croatien. 

*  Publ.  im  deutschen.  Beichsgesetzbl.  yom  26.  Noy.  1848. 

^^  Gonferenzen  yom  2.  Dez.  1848  bis  März  1849.  Commission  (Bundesbeschl. 
yom  18.  Dez.  1856}  Gonferenzen  yom  15.  Jan.  1857  bis  1861.  Anempfehlung  durch 
Bundesbeschl.  yom  31.  Mai  1861. 
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dem  Gebiete  des  Strafrechts  ein  weiterer  Schritt  zur  Einheit  gemacht 
worden,  welche  durch  eine  Beihe  anderer  Gesetze  befördert  auch  auf 
dem  OiTil-  und  Processrecht  herzustellen  der  nächsten  Zukunft  über* 
lassen  bleibt 

Mit  Befriedigung  blickt  der  deutsche  Bechtshistoriker,  nachdem  er 
durch  den  Yerlauf  der  Jahrhunderte  die  Eaisermacht  sich  mehr  und 
mehr  zu  einem  Schattenbilde  verwischen  und  des  Yolkes  politische  Be- 
deutung sinken  gesehen,  auf  die  Gegenwart,  welche  dem  grossen  deutschen 
Yolke  im  Herzen  Europas  seine  alte  Macht  und  Bedeutung  zurückerwarb. 
Preis  und  Ehre  dem  Eaber,  den  Fürsten,  dem  Yolke  I 
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Richter.    Gericht    Gerichtsstand. 
L  Die  ältere  (fränkische)  Zeit. 

V 

§.  109. 

s.  Gang  der  Entwicklung. 

I.  Seitdem  es  ein  geordnetes  Gemeinwesen  gab,  bot  sich  dem  in 
seinem  durch  die  Gemeinde  geschützten  Frieden  Verletzten  die  MogKch- 
leit  dar,  für  die  ihm  zugefügten  Kechtsverletzungen  vor  der  Gemeinde 


*  Hanschild  GerichtsTerfassong  der  Teutschen  wie  solche  Tom  8.  bis  zum 
14.  Sooulo  fiblich  gewesen,  Leipzig  1741.  Carl  Phil.  Kopp  Ausführl.  Nachricht 
Ton  der  filtern  und  neuern  Verfassung  der  Geistl.  und  Civilgerichten  in  den  fürstl. 
Hessen-Casselischen  Landen.  Th.  L  (histor.)  Cassel  1769.  4.  J.  J.  Moser  Ton 
der  Teutschen  Justiz-Yerfassung,  Frkf.  und  Leipz.  1775.4.  Ders.  Yon  derLandes- 
Hoheit  in  Justiz-Sachen,  Frkf.  und  Leipz.  1773  4.  K.  A.  Rogge  Gerichtswesen  der 
Germanen,  Halle  1820.  G.  Ludw.  Maurer  Geschichte  des  altgermanischen ,  na- 
mentlich bairischen  öffentlichen  mQndlichen  Gerichtsverfahrens  u.  s.  w.  Heidelberg 
1824.  4.  A.  Buchner  Das  Öffentliche  gerichtliche  Verfahren  nach  altdeutscher 
Bechtspflege,  Erlangen  1826.  Freih.  Max  y.  Freiberg  Ueber  das  altdeutsche 
öffentliche  GerichtsTerf ahren ,  Landshut  1824.  J.  W.  Chr.  Steiner  über  das  alt- 
deutsche und  insbesondere  altbairische  Gerichtswesen  in  Bezug  auf  OeffentUchkeit 
und  MOndlichkeit.  Aschaffenb.  1824.  E.  W.  ünger  Die  altdeutsche  GeriohtsYer- 
fassung,  Göttingen  1842.  Heinr.  Siegel  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsver- 
fahrens. Bd.  L  Giessen  1857.  Rud.  Böhm  Der  Process  der  Lex  Salica.  Weimar 
1867.  M.  A.  T.  Bethmann-Hollweg,  Der  germanisch-romanische  Civilprocess 
im  Mittelalter.  Bd.  L  U,  1  Abth.  Bonn  1868,  71.  —  Die  Lehrbaoher  über  den  ge- 
meinen Ciyilprocess  von  Linde,  Osterloh,  Wetzel  u.  s.  f.  enthalten  gleichfalls 
historische  Rückblicke. 
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als  dem  Gerichte  Genugthuimg  zu  fordern.  Dabei  blieb  aber  die 
persönliche  Freiheit  so  sehr  gewahrt,  dass  die  Gemeinde  ohne  Aufforde- 
rung nur  einschritt,  wenn  sie  selbst  verletzt  war,  darüber  hinaus  das 
verletzte  Recht  zur  Geltung  zu  bringen  dem  Yerletzten  imd  der  FamiUe 
zustand.  (§§.  10.  11.  13.  14.).  Bald  bildete  sich  ein  Unterschied,  je  nach- 
dem die  Yerletzimg  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  gerichtet 
war.  Für  jenen  Fall,  bei  dem  die  individuelle  Freiheit  und  die  Familie 
am  directesten  betheiligt  ist,  musste  man  durch  die  Erfahrung,  dass  mit 
der  Rache  und  ihrem  Ausdrucke  der  Fehde  in  manchen  Fällen  der 
Gemeinfrieden  selbst  beinahe  unverträglich  sei,  dahin  konmien,  anstatt 
der  Blutrache  eine  Sühne,  Busse,  Compositio,  anzunehmen  (§.  11. 
Yin.).  Gleichwohl  blieb  bis  in  die  karolingische  Zeit  das  Recht,  die 
Selbstrache  üben  zu  dürfen,  sowie  auch  die  Selbsthülfe  das  einzige  Mittel 
blieb,  gegen  den  angestifteten  Verbrecher  vorzugehen.*  Zur  Herbei- 
führung des  Friedens  ordnete  man  schon  frühzeitig  einzelne  Männer  aus 
der  Gemeinde  als  Vermittler,  Schiedsmänner  ab.  Gelang  die  Ver- 
mittlung, so  ersetzte  das  an  den  Schiedsmann  zu  zahlende  fredum, 
Friedensgeld,  und  das  an  den  Verletzten  oder  dessen  Familie  zu  ent- 
richtende Wergeid  (§.  11.)  die  Rache.  Allmalig  wurde  diese  Sühne 
durch  Geld  oder  Geldeswerth  unter  dem  Einflüsse  des  Christenthums  so 
zur  Regel,  dass  man  die  Annahme  des  angebotenen  Wergeides  und  die 
Zahlung  des  geforderten  geradezu  gebieten  konnte.^     Damit  war   am 


«  Lex  Frision.  11.  §§.  1—3,  4—10,  Saxon.  XYIII.  enthalten  genaue  Be- 
stimmungen hierüber. 

*  Gap.  Karoli  M.  Francicum  a.  779  c.  22.  „Si  quis  pro  faida  precium 
recipere  non  Tult,  tone  ad  nos  sit  transmissus,  et  nos  eum  dirigamus  ubi  damnum 
minime  facere  possit.  Bimill  modo  et  qui  pro  faida  pretium  solyere  noluerit,  neo 
iustitiam  exinde  facere,  in  tale  loco  eum  mittere  Yolumus,  nt  pro  eodem 
maias  damnum  non  crescat.*^  Cap.  Aquisgran.  a.  802  c.  32.  „Homicidia ,  pro  qui- 
bu8  multus  Deo  perit  populus  christianuR,  omni  contextatione  deserere  ac  Tetare 
mandamus  (folgen  religiöse  Erwägungen)  .  .  .  .  statim  reus  ad  suam  emen- 
dationem  recurrat,  totaque  celeritate  perpetratum  malum  ad  propinquos  ex- 
tincti  digna  compositionem  emendet.  Et  hoo  firmiter  banniamus,  ut  paren- 
tes  interfecti  nequaquam  inimicitia  super  commissum  malum  ad  auger  e  au- 
deant,  neque  pacem  fieri  petenti  denegare,  set  datam  fidem  paratam  compositionem 
recipere;  et  pacem  perpetuam  reddere,  reum  autem  nuUam  moram  oompositionis 
facere.  Ubi  autem  hoc  pecoatorum  merito  oontingerit,  ut  quis  Tel  fratres  Tel  pro- 
pinquum  suum  occiderit,  statim  se  ad  poenitenüa  sibi  compositam  sumit,  et  ita  ut 
episcopus  eins  sibi  disponat  absque  uUa  ambiguitate,  sed  iuTante  Domino  perficere 
suum  remedium  studeat,  et  oomponat  occissum  secundum  legem,  et  cum  propinquis 
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Yermittleramt  überflüssig,  das  Friedensgeld  zu  einer  Sühne  geworden  für 
die  Verletzung  der  öffentlichen  Rechtsordnung,  des  Gemein -Eönigs- 
Friedens,  neben  dem  Wergeide  als  der  Entschädigung  für  die  Verletzung 
des  individuellen  und  Familienfriedens.  So  trat  bei  Verbrechen  allm&lig 
unbedingt  der  gerichtliche  Weg  ein,  nüt  Ausschluss  aussergerichüichw 
Hülfe. 

n.  Handelte  es  sich  aber  um  Vermögensrechte,  so  kannte  das 
älteste  Becht  ebenso  wenig  eine  Verpflichtung  zur  Klage,  gab  vielmehr 
einen  Anspruch  auf  directe  Geltendmachung  durch  Execution  unter  Mit- 
wirkung von  Genossen.^  In  der  ausgebildeten  merovingischen  Monarchie 
tritt  aber  auch  hier  die  Nothwendigkeit  gerichtlichen  Verfahrens  ein.  Es 
erhielt  sich  jedoch  das  Recht  der  Selbsthülfe  in  der  Form  der  Pfän- 
dung^ wegen  offenkundiger  und  pfandbarer  Schulden,  als  Recht  ab- 
handen gekommene  Sachen  mit  Gewalt  während  einer  bestimmten  Zeit, 
ohne  Gewalt  allgemein  zu  verfolgen.  Während  nun  in  dem  ersteren 
Falle  die  Selbsthülfe  mehr  und  mehr  aufhörte,  bis  sie  im  Mittelalter 
aufs  Neue  auflebte  (§.  75.),  blieb  die  Eigenmacht  im  letzteren  zu  Becht 
bestehen  bis  auf  die  neuere  Zeit  (§.  161.)- 

ni.  Getreu  der  alten  Grundlage  behielt  das  Verfahren  bis  in  die 
späteste  Zeit  wegen  seines  formellen,  dem  Willen  der  Parteien  vielfach 
überlassenen  Ganges  den  Charakter  eines  scheinbaren  Kampfes  bei,^ 
der  nach  festen  Regeln,  anstatt  zwischen  den  streitenden  Parteien  allein, 
vor  der  Gemeinde  stattfand.  Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Ge- 
richtsversammlung, dem  Gerichte  als  der  Gemeinde,  Gemeindeversamm- 
lung, steht  die  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  aller  Akte, 
endlich  der  Einfluss,  welchen  die  politische  Stellung  in  der  Gemeinde, 
der  Stand  auf  das  Verfahren  selbst  ausübte. 


suis  se  omnino  oomplaoeat,  et  data  fidem  all  am  iniinicitiam  exinde  mo- 
vere nemo  audeat.  Qui  autem  dlgna  emendationem  facere  contemserit,  here- 
ditatem  privet  usque  ad  iudicium  nostrum."  Gap.  in  Theodonis  villa  a.  805  c.  6. 
Oap.  legibus  addenda  a.  817  c.  13.  Oap.  a.  882  o.  9. 

'  Heber  diesen  Gegensatz  der  älteren  Zeit  besonders:  So  hm,  Process  der 
Lex  Sal. 

*  Wilda  Das  Pfändungsrecbt  in  Zeitsohr.  f.  d.  B.  I.  8.  176  ff.,  Siegel  I. 
S.  36  ff.,  deren  Ansichten  aber  duroh  So  hm  manche  Berichtigung  erfahren. 

B  Siehe  Grimm  B.A.  S.  864. 
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§.  110. 

b.  Richter.    Gericht* 

L  In  der  älieeten  Zeit  fallt  das  Oericht  zusammen  mit  der  Yolks- 
Yersammlung,  deren  Vorsitzender  als  Richter,  judex,  fungirt,  in 
firühester  Zeit  ein  Priester, ^  der  König,  in  den  Centenen  der  Cente- 
nariuB,  die  principes.^ 

n.  Im  Frankenreiche  steht  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  über 
alle  Freie  des  Gaues,  der  Grafschaft  zu  dem  Grafen,  unter  ihm  dem 
Centenar,  über  ihm  dem  Missus,  dem  König  und  dessen  StellTer- 
treter  dem  Pfalzgrafen.  Das  Gericht,  dem  diese  versitzen,  ist  das 
echte,  rechte  Ding.  Zu  dessen  Schutz  hat  der  Graf  den  Königs* 
bann;  auf  seine  üebertretung  folgt  die  Bannbusse  (bannus).^  Unter 
Königsbann  wird  gerichtet  vom  Grafen  selbst  in  allen  Dingen,  welche 
die  Stellung  des  Freien  in  Gemeinde  und  Staat  angehen,  seine  Frei- 
heit, seinen  Leib  oder  sem  echtes  Eigen  betreffen,^  während  in 
geringeren  Sachen  das  Gericht  unter  dem  eigenen  Baim  (Grafenbann) 
hinreicht.^  An  des  Grafen  Stelle  können  seine  Unterbeamten  und  Stell- 
vertreter je  nach  ihrer  Stellung  allgemein  oder  in  bestimmten  Gerichts- 
versammlungen den  Vorsitz  fuhren  (§.  47.). 


*  Oben  §.  13  f.  Sohm  Frank.  Gerichtsyerf.  Bethmann-Hollweg  n.  1. 
8.  10  ff. 

1  TaoituB  Oerm.  o.  11.  Oben  %.  14  N.  2.  Ygl.  Grimm  R.A.  S.  272.  Job. 
Merkel  Der  judex  im  bairischen  Yolksrechte,  in  Zeitsohr.  für  Rechtsgescbiobte  I. 
131  ff.    Waitz  V.  G.  H.  467  ff. 

*  Oben  §.13     Roth  Gesob.  des  Benefioialwesens  S.  3—11. 
»§.  47.  Grimm  RA.  8.  657.  78-2. 

^  Cap.  Lang  ob.  802  c.  14.  „Ut  ante  yicarios  nulla  oriminalis  actio  dif- 
finiatur,  nisi  tantum  leviores  causas  quae  facile  possunt  diiudicari ;  et  nullns  in 
eorum  indicio  aliquis  in  seryitio  hominem  conquirat,  sed  per  fideiuBSores 
remittatnr  nsqne  in  praesentiam  comitia.  Et  ingenuos  homines  nulla  placita  faciant 
custodire,  postquam  illa  tria  cuBtodiant  plaoita  quae  instituta  sunt,  nisi  forte  con- 
tingat,  ut  aliquis  aliquem  acouset:  excepto  illos  scabinos  qui  oum  iudioibus  rese* 
dere  debent."  Cap.  Aquisgr.  810  o.  2.  „üt  ante  yicarium  et  centenarium 
de  proprietate  aut  libertate  iudioium  non  terminetur  aut  adquiratur,  nisi 
semper  in  praesentia  missorum  imperialium,  aut  in  praesentia  comitum.'*  Oap. 
Aquisgr  an.  812  c.  4.  „üt  nuUus  homo  in  placito  centenarii,  neque  ad  mortem 
neque  ad  libertatem  suam  amittendam,  aut  ad  res  reddendas  vel  manoipia, 
iudioentur.'*  Aquisgr  an.  817  c.  11.  Oap.  Aquisgran.  817  alia  capitula  c.  U. 
gOmnis  contrayersia  ooram  oentenario  definiri  potest,  excepto  redempoioneierrae 
et  mancipiorum,  que  nonniai  ooram  comite  fieri  potest.** 

'  Lex.  Sal.  Tit.  „De  mannire."  LYI. 
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m.  Neben  dieser  obrigkeitlichen  hatte  sich  die  Gewalt  der  Im- 
munitätsherren zu  einer  förmlichen  Gerichtsbarkeit  ausgebildet,  welche 
den  Charakter  einer  privaten  hatte,  idcht  mit  dem  Königsbanne  ge- 
schützt war.  Ausgeübt  wurde  sie  durch  die  Vertreter  der  Immunität 
(§.  50.)-  Jedoch  war  schon  zur  karolingischen  Zeit  an  die  Besitzer  der 
Immunitäten  vielfach  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  gekommen. 

IV.  Vor  Gericht  wurden  ausser  den  Streitigkeiten  und  der  Unter- 
suchung der  Verbrechen  auch  alle  wichtigeren  Rechtsgeschäfte  vor- 
genommen. Dies  war  theils  geboten,  theils  herkömmlich  in  Folge  des 
Grundcharakters  der  Gerichtsversammlung,  der  Bedeutung  mancher  Akte 
für  das  öffentliche  Recht  und  wegen  der  Rechtsbildung  jener  Zeit.^ 

V.  Während  in  der  merovingischen  Periode  das  Gericht  vor  dem 
König  oder  seinem  Stellvertreter  in  beiden  Richtungen  vielfach  neben 


^  L.  Sal.  XLIY.  De  reipus.  XLYI.  ^pDe  adfathamire  hoc  convenit  obser* 
vare,  ut  thunginas  aut  centenarius  maUum  indicant  ei  scutum  in  ipso  malio  habere 
debent  et  tres  homines  tres  causas  demandare  debent.  et  postea  requirant  hominem 
qui  ei  non  perteneat  et  sie  fistucam  in  laisum  iactet,  et  ipse  in  cuius  laisum  fistucam 
iactavit  de  fortuna  sua  quantum  dare  rolaerit  aut  totam  fortunam  cui  rolaerit  dare. 
Ipse  in  ouius  laisum  fistucam  iactayit  in  casa  ipsius  manere  debet  et  hospites  tres 
Buscipere  debet  et  de  facultate  sua  de  quantum  ei  datur  in  potestatem  suam  habere 
debet.  üt  postea  ipse  cui  scutum  creditum  est  ista  omnia  cum  testibus  collectis 
agere  debet.  postea  aut  ante  regem  aut  in  mallo  illi  cui  furtuna  sua  deputavit  red- 
dere  debet  et  accipiat  fistucam ,  in  mallo  ipso  ante  duodecim  menses  quos  heredes 
appellavit  in  laisum  iactet  nee  minus  nee  malus  nisi  quantum  ei  creditam  est.  Et 
si  contra  hoc  aliquis  aliquid  dioere  voluerit ,  debent  tres  testes  iurati  dicere,  quod 
ibi  fuissent  in  mallo  quem  thunginus  aut  centenarius  indixerunt  et  quomodo  vidis- 
sent  hobinem  illum  qui  furtuna  sua  dare  voluerit  in  laisum  illius  quem  elegit  fis- 
tucam iaotare.  nominare  debent  denominatim  illum  qui  festucam  in  laiso  iactet  et 
sie  fortuna  sua  in  laiso  iactitur,  et  illum  quem  heredem  appellat  similiter  nominent. 
et  alteri  tres  testes  iurati  dicere  debent,  quo  in  casa  illius  qui  furtuna  sua  donarit 
ille  in  cuius  laiso  fistuca  iactata  est  ibidem  mansisset  et  hospites  tres  aut  amplius 
collegisBet  et  in  beodum  pultis  manduoassent  et  testes  collegisset  et  hospites  illi  tres 
aut  amplius  de  susceptiene  gratias  egissent.  Ista  omnia  illi  alii  tres  testes  iurati 
dicere  debent.  Et  hoc  quod  in  maUo  aut  ante  regem  vel  in  legitime  (mallo)  pu- 
blice iUe  qui  aocepit  in  laiso  furtuna  ipse  ante  regem  aut  in  mallo  publico  legitime, 
hoo  est  in  mallobergo  ante  teoda  aut  thunginum  furtunam  illam  quos  heredes  ap- 
pellavit publice  coram  hominibus  fiätucam  in  laiso  iactassct:  hoo  est  novem  testi- 
monia  ista  omnia  debent  adfirmare  '^  (Vgl.  Lex  Ripuar.  Tit.  49.  Heber  die  Be- 
deutung von  adfatimire  und  adfatimus  Wildbrandt  in  Zeitschr.  f.  D.  R.  Y.  S. 
182  ff.).  LX.  „De  eum  qui  se  de  parentilla  tollere  vult.  XXYI.  De 
libertis  demissis.    Lex  Ripuar.  LYII.  über  Freilassung. 
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dem  des  Grafen  thätig  war,  ohne  dass  eine  feste  Grenze  bestand^^  er- 
scheint dasselbe  in  der  karolingischen  Zeit  als  ein  wirklich  höheres  Ge- 
richt fiir  die  Rechtsstreitigkeiten  der  Grossen  anter  einander,  für  deren 
Yergehen  und  für  jene  Fälle,  wo  die  Macht  der  Grafen  nicht  ausreichte, 
von  ihnen  das  Recht  verweigert  wurde  oder  das  directe  Interesse  des 
Königs  und  Reichs  in  Betracht  kam.^ 

YI.  Eine  eigenthümliche  Art  von  Gerichten  bilden  die  Sendge- 
richte.  Während  sie  einerseits  als  kirchliche  erscheinen,  tragen  sie 
andererseits  den  Charakter  weltlicher  dadurch,  dass  allmälig  weltliche 
Strafmittel  angewendet  wurden.  Sie  sind  für  die  Bildung  des  Strafrechts 
von  grosser  Bedeutung,  weil  in  ihnen  die  Idee  der  Yerfolgung  Yon  Yer- 


^  Das  lehren  die  Formeln  für  solche  Akte,  sowie  viele  Stellen  der  Leges. 
"Waitz  Yerfassungsgesohichte  U.  S.  501  ff.     . 

8  Cap.  Lang  ob.  7dd  c.  7.  «De  rebus  forfactis  per  diyersos  oomites,  Yolumus 
iit  ad  palatlam  pertineat.**  Cap.  Bajoaricum  803  c  7.  «Ut  si  aliquis  voluerit 
dicere  quod  juste  ei  non  jndicetur,  tunc  in  praesentia  nostra  yeniat.  Aliter  vero 
non  se  praesumat  in  praesentia  nostra  venire  pro  alterius  justitiam  dilatandam.** 
Aquisgran.  812.  c.  2.  ,,lJt  episcopi,  abbates,  oomites,  et  potentiores  qnique,  si 
causam  inter  se  habuerint,  ac  se  pacificare  noluerint,  ad  nostram  jubeantur  venire 
praesentiam,  neque  illorum  contentio  aliubi  diiudicetur,  neque  propter  hoc  panperum 
et  minus  potentium  iustitiae  remaneant.  Neque  comes  palatü  nostri  potentiores 
causas  sine  nostra  iussione  finire  praesumat,  sed  tantum  ad  panperum  et  minus  po- 
tentium iustitias  faciendas  sibi  sciat  esse  vacandum.^  Cap.  missorum  817.  c.  1. 
^Legatio  omnium  missorum  nostrorum  haec  est.  Primo,  ut  sicut  iam  aliis  missis 
iniunctum  fuit,  iustitiam  faciant  de  rebus  et  libertatibus  iniuste  ablatis;  et  si  epis- 
copus,  aut  abbas,  aut  vicarius,  aut  advocatus,  aut  qoislibet  de  plebe  hoc  fecisse 
inventufl  fuerit,  statim  restituatur.  Si  vero  vel  comes  vel  aotor  dominicus,  vel  alter 
missus  palatinus,  hoc  perpetravit,  et  in  nostram  potestatem  redegit,  res  diligenter 
investigata  et  descripta  ad  nostrum  iudicium  reservetur.*'  —  Verweigerung  des  Ge- 
horsams in  kirchlichen  Dingen  Wormat.  829  gen.  c.  1.,  wissentliche  Production 
falscher  Zeugen  Wormat.  cit.  alia  cap.  c.  6.,  gewohnheitsmässige  Friedensstörer 
das-  0.  7.  c.  16.  «Hoc  missi  nostri  notum  faciant  oomifcibus  et  populo,  quod  nos 
in  omni  ebdomada  unum  dlem  ad  causas  audiendas  et  iudicandas  sedere  volumas. 
Oomites  autem  et  missi  nostri  magnum  Studium  habeant,  ne  forte  propter  eorum 
neglegentiam  pauperes  crucientur,  et  nos  taedium  propter  eorum  clamores  patiamur, 
si  nostram  gratiam  habere  velint.  Populo  autem  dicatur,  ut  caveat  de  aliis  causis 
se  ad  nos  reclamare,  nisi  de  quibus  aut  missi  nostri  aut  comites  eis  iustitias  faoere 
üoluerunt.**  Besponsa  misso  cuidam  data  819  c.  5.  ,, Yolumus  ut  comes  potestatem 
habeat  in  plaoito  suo  facere  que  debet,  nomine  contradicente.  Et  si  aliter  fecerit 
quam  iuste,  ad  quem  factum  illud  pertinet,  veniat  in  praesentiam  nostram,  et  nos 
illi  de  eodem  comite  faciamus  iustitiam. '^  Genaue  Bestimmungen  über  die  Aufrecht- 
haltung des  Friedens  gegen  aussergewöhnliche  Störungen  in  Conv.  Carisiacus  Ea- 
roli  n.  877.  c.  15  sqq. 
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brechen  durch  ÖffentÜcfae  Ankläger  zuerst  eine  praktieobe  Gestalt  an- 

TULhmt 


n.  Das  Mittelalter. 
A.  Ordentltobe  Geriehte.* 

«.  Fti  Fraia. 

§.    111. 
1,   Die  Landgerlobt«.** 

t  der  Bildimg  der  Landeshoheit  war  der  snm  Landesherm  ge- 
Draf,  Bischof  n.  s.  w.  (§g.  68.  69.)  ans  dem  königlichen  Be- 


)ave  Die  frBokiaobeD  Sendgeriohte  in  Dotb  Zeitaahr.  f.  EtTchanrMlit. 
104)  Seite  1—46,  157  ff.,  T.  (I8ÖÖ)  S.  1-^2.    Brnnner  Bohwnrgeriohte 

tobbe  Die  QeriahtaTerfaMvng  de«  Baoheenspiefels  in  Zeitsolirift  fOr 
«olit  XT.  83  ff.  Samson  De  perBon.  et  indioionun  ordine  ($.  84  *). 
[Tntersaehiingeii  über   die  Oogeriohte  in  Westf&Ien  und  Niederaaehaen. 

gollen  die  Stelien  zuBamnien  folgen.  Frid.  U.  gtat.  1332  gOentmugraTii* 

Saobaenspiegel  I.  59  §.  ].  Bi  kornngsB  banne  ne  mnt  netnan  dingen 
I  den  ban  von  deme  koninge  ontrangen.    Sre  den  ban  enaa  nntfet,  be 

anderwarre  nicht  untran ,  of  die  koning  Btirft.  Binnen  ener  rogedie 
a  koningea  ban  lin  snnder  ein.  Bve  bi  koningea  banne  dinget  die  den 
atrangen  bevet,   da  aal  wedden  sine  tungen.  —  §.  2.  It  ne  mach  nen 

bi  koningea  banne  dinget,  echt  ding  bebben  ane  aineu  acoltheiten,  Tor 
k  te  reobte  beden  saL  Dar  nmme  sal  he  den  aonltbeiten  des  irsten 
^n,  of  it  ding  tiet  ai,  mide  dar  na,  ot  he  Terbeden  mute  diogalete  nnde 
inne  eine  dat  gevnnden  wirt,  ao  klage  manlik  dat  ime  wirre  mit  ver- 
roh dat  ba  aik  nieht  ne  verBtune."  —  m.  63.  8;  64  S'  ^  ,8istioh  aoliil- 
it  man  deme  greven  unde  ok  darae  vogede,  die  under  koningea  banne 
e  den  ban  von  me  koninge  aelve  hevet.  o.  5.  (oben  S  ^9).  Terliet  en 
grafaoap  en  deil,  oder  en  voget  siner  vogedie,  dat  ia  weder  reobt  Die 
n  ne  mnt  dar  over  nenen  koningea  ban  hebben,  als  man  ine  von  ime 
e.  Ban  liet  man  ane  manaoap.  —  §.  6.  Palenigreven  nnde  landgreven 
r  koningea  banne,  ala  die  greve;  den  weddet  man  ek  aeatich  soliillinge.'' 
e.  75.  (W.,  vgl.  o.  92  L.):  „Kz  enmao  mit  rehte  dehein  bnt  rihter  geein, 
1  der  sin  reht  verloren  bat.  Kumet  aber  ein  tat  diu  minner  ist  wen 
eobillingo,    von  roube   oder  von  diupheit,  da  mao  man  wol  einen  vogt 

da  doob  des  kOnigea  ban  ist,  der  da  Ober  rihte.  loh  meine  also,  awa 
Übt  ist  der  fiber  wunden  rihten  aol,  da  mao  man  wol  einen  kieaen  der 
<  le  hare  rihte,  ei  ai  in  steten  oder  in  dorfen.    awa  man  anders  ribtet 
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amten,  Benefidaten  oder  mit  der  Grafengewalt  betrauten  Immimitätsbe- 
sitzer  in  Folge  seiner  territorialen  Gewalt  zum  Inhaber  des  Gerichts,  zum 


wenne  hie  geschriben  stet,  der  wird  Bohaldic  an  den  liuten.  Kein  TOgetei  ist  niht 
lehen.  wan  swa  man  rihter  nemen  8ol ,  da  sol  man  nemen  nach  der  liute  rate. 
Swer  des  bannes  Ton  dem  künige  niht  enhat,  der  enmac  niht  gerihten  wan  ze  hut 
unde  ze  hare.  daz  bescheide  wir  also.  Hat  ein  phafen  fürste  regalia  von  dem 
künige,  der  mac  niemande  da  Yon  deheinen  ban  gelihen  da  ez  den  liuten  an  den 
lip  oder  an  den  gesunt  oder  an  bluotrunst  geit.  unde  enphilhet  er  einem  rihter 
also  sin  gerihte,  daz  er  über  menschen  bluot  rihte :  der  wirt  schuldio  an  allen  den, 
die  ir  bluod  yergiezent.  wan  wU  er  rehte  tuon,  so  sol  er  den  rihter  ze  dem  künige 
senden,  unde  mac  der  da  hin  niht  komen,  so  sol  der  phafen  fürste  sinen  boten  ze 
dem  künige  senden,  daz  er  sinem  rihter  den  ban  an  sinem  brieye  sende.  Des  be* 
dürfen  leien  fürsten  niht  die  iriu  lehen  Yon  dem  künige  enphahent.  der  lihet  den 
ban  wol  sinem  rihter.  unde  der  rihter  mac  in  für  baz  niht  gelihen.  unde  hat  ein 
leien  fürste  sunderiu  gerihte,  da  man  über  menschen  bluot  rihten  soll:  der  soll 
ieglichem  rihter  besundern  sin  gerihte  lihen.  unde  der  phafen  fürsten  rihter  die 
sttllen  daz  selbe  yon  dem  künige.  Aller  leie  klage  unde  allez  ungerihte  mao  der 
rihter  rihten  der  den  ban  hat,  unde  daz  in  sinem  gerihte  lit;  ane  ob  man  umbe 
eigen  klagete.  dar  umbe  mao  dehein  rihter  niht  gerihten  wan  uf  der  rchten  dinc- 
stat.  Daz  ist  also  gesprochen,  swa  daz  eigen  lit,  da  sol  man  euch  dar  umbe 
rihten.  fii  künges  banne  mao  man  wol  rihten.  Swer  den  ban  eines  enphahet,  der 
darf  sin  anderweide  niht  enphahen  diwile  unde  er  rihter  ist,  der  künio  lebe  oder 
er  si  tot.  wirt  im  aber  daz  gerihte  genommen,  unde  wil  er  aber  rihter  werden:  er 
muoz  den  ban  anderweide  enphahen.**  Schws.  c.  96.  a.  E.  115.  L.  —  Schwab. 
Lehnr.  art.  41.  „Bisohore  gut,  ynde  yan  lehen  sol  der  kiunig  gantzes  lihon.  alle 
bisohoeye  enphahent  yon  dem  kiunige  miuntzzen  ynd  zoelle  ynde  etliche  enphahent 
yan  lehen.  ynd  etliche  weltliche  gerihte,  swaz  des  gerihtes  ist.  daz  iuber  bloyt 
rlynsa  gat.  vnd  iuber  den  totslag.  swem  daz  der  bischof  lihet.  den  sol  er  senden 
mit  sinem  brieye  an  den  kiunig.  daz  er  im  den  ban  lihe.  Swer  iu  iuber  menschen 
bluot  rihtet.  ynd  den  ban  yon  dem  kiunige  niut  emphangen  hat  dem  sol  der  kiunig 
die  zongen  yz  heizzen  sniden.  oder  er  sol  si  loesen  nach  dez  kiuniges  genaden. 
ynde  yerseit  der  kiunig  einest  dem  bischoye.  oder  so  er  sinen  brief  sendet,  daz 
er  den  ban  dem  rihter  niut  lihet.  so  rihtet  der  rihter  ein  iar  mit  rehte  ane  den 
ban.  alse  ob  der  bischof  sin  reht  yon  dem  kiunige  enphangen  hat.  Der  kiunig  sol 
yil  yol  yizzen  wem  er  den  ban  lihen  miuge.  daz  er  zerehte  rihter  miuge  sin  da 
sol  der  kiunig  sehen  an  daz  laut  reht  bouch.  da  yindet  er  ez  inne  wer  mit  rehte 
rihter  miuge  sin  ynde  mag  gesin.  elliu  diu  gerihte  die  iuber  blout  riunse.  ynd 
iuber  den  totslag  gant.  die  moyz  man  alle  yon  dem  Roemeschen  kiunige  enphahen. 
Die  leigen  (forsten)  bedurffen  ir  rihter  den  ban  yon  dem  kiunige  niut  heizzen  en- 
phahen. si  lihent  in  selbe  wol.  so  eht  si  in  yon  dem  kiunige  enphahent  mit  rehte. 
Also  der  kiunig  in  tiyschem  lande  niut  ist  so  mugen  der  phaffen  fiursten  rihtor 
wohl  rihten  ane  ban.  yntz  in  ein  brief  komct  yon  dem  kiunige.  vnd  so  der  kiunig 
Yon  tiyschem  lande  yert.  so  meg  er  dez  richos  marschalk  wol  den  gewalt  geben. 
daz  er  den  ban  lihe.  daz  ist  der  herzöge  yon  sahsen   daz  sol  er  toyn  in  tiuringen. 

T.  Schalte,  Reichs-  und  Rechtsgesch.    3.  Aufl.  23 
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Richter  zu  eigenem  Rechte  geworden.  Allen  diesen  Herren  stand  der 
Eönigshann  im  vollen  alten  Umfange  zu.  Dessen  Yerleihung  war  bei 
den  weltlichen  Landesherren  in  der  Belehnung  mit  den  Reichs- 
lehen enthalten.  So  lange  der  Amtscharakter  festgehalten  wurde, 
musste  der  vom  Herrn  eingesetzte  Stellvertreter  den  Bann  vom  Könige 
sich  leihen  lassen,  da  man  den  Bann  nicht  weiter  leihen  durfte.  Als 
aber  das  Fürstenthum  ausgebildet  war,  erhielten  die  Landesherren  von 
Friedrich  II.  das  Recht,  den  Bann  ihren  Gentgrafen  selbst  zu  leihen.^ 
Damit  waren  diese  Gerichte  zu  landesherrlichen  geworden.  Je  nachdem 
mm  der  Landesherr  oder  sein  Stellvertreter  über  gewisse  Personen 
richtete,  über  andere  aber  niedere  (der  mit  dem  Gerichte  Beliehene  oder 
dessen  Stellvertreter)  bildete  sich  der  Gegensatz  der  landesherrlichen  Ge- 
richte in  höhere  und  niedere  nach  den  Personen  der  Gerichtssuchenden 
um.  Dieselbe  Entwicklung  hatte  statt  bei  den  geistlichen.  Die  geist- 
lichen hatten  zwar  aus  demselben  Grunde  das  Gericht,  hingegen  fand 
bis  in's  14.  Jahrhundert  liinein  eine  directe  Belehnung  der  Vögte  Seitens 
des  Königs  mit  dem  Blutbanne  statt,  weil  das  canonische  Recht  die 
persönliche  Ausübung  verbot.  Seit  der  vollen  Ausbildung  der  geistlichen 
Fürstenthümer  sah  man  die  Belehnung  mit  dem  Blutbanne  dmxh  den 


ynd  in  Sahsen.  ynde  in  hessen.  mtz  an  beheim.  ynd  iuber  alle  Tranken,  swer  der 
ist  der  sin  ynderinn  ist.  ynd  git  im  der  kiunig  den  gewalt.  daz  er  den  ban  lihe. 
So  hat  der  marsohak  reht  iuber  allez  Swaben.  yntz  an  den  Bin.  ynd  durch  daz 
gebirge.  yntz  fiur  Triende  eine  mile.  Der  phallentz  graye  von  Bine.  der  hat  ge- 
walt den  ban  zelihenne.  ienesit  Binnes  yntz  fiur  metzo  eine  mile.  ynd  yntz  an  die 
yse.  ynd  in  flandern  ynde  ob  im  der  kiunig  den  ban  lihet  oder  niut.  so  hat  er  den 
gewalt  daz  er  in  doch  lihet.  daz  ist  non  dem  rehte.  alse  die  fiursten  den  kiunig  went 
beolagen.  ob  er  wider  roht  toyt.  daz  soln  si  toyn  yor  dorn  phallentz  grayen  yon 
Bine.  die  ere  hat  er  yor  andren  fiursten.  diz  reht  hant  die  zwene  herren.  so  daz 
riebe  ane  kiunig  ist*  Sachs.  Weichb.  XI.  3  (y.  Dan.)  „Also  hot  euch  der  burc- 
groye  den  ban  yon  dem  koninge,  unde  gerlchte  von  des  landes  herren.^  —  Sehr 
gute  Bemerkungen  fiber  einzelne  dieser  Stellen  und  besonders  über  die  Ausbildung 
in  Oostorreich  hat  Berchtold  Landesh.  Oesterr.  S.  159  ff.  — 

Zur  Yergleichung  ffir  das  altfranzösische  Beoht  als  Orientirung:  Anschütz 
üeberblick  über  die  Geschichte  der  altfranzös.  Gerichtsyerfassung  in  Zeitschr.  f. 
Bechtsgesch.  (1868)  V.  S.  255  ff.  H.  Brunner,  Die  Entstehung  der  Schwurgerichte. 
Berlin  1871,  bietet  für  das  fränkische,  normannische,  alt'französische  und  englische 
Becht  bahnbrechende  und  meist  abgeschlossene  Forschungen. 

^  Es  erscheint  als  Ausnahme,  wenn  K.  Biohard  1262  auf  Bitten  des  G.  Gott- 
fried in.  yon  Arnsberg  dem  yon  diesem  ernannten  Vogte  yon  Soest  den  Königs- 
bann leihet  (Seibertz  n.  323.)  und  hängt  offenbar  mit  den  Tehmgeriohten  zu- 
sammen. 
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Bischof  oder  Abt  nicht  als  eine  Theilnahme  des  Geistlichen  am 
Eicht^i  über  Leib  und  Leben  an.^  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  ihnen 
einzeln  der  Blutbann  ein  für  allemal  zur  Weiterbelehnung  an  ihre  Vögte 
yerliehen  wurde,  im  Allgemeinen  aber  von  denselben  ohne  ausdrückliche 
Begabung  des  Kaisers  dies  Recht  ausgeübt  wurde  aus  gleichem  Grunde 
wie  bei  den  weltlichen.^ 

n.  Der  Landesherr  fährte  in  Person  (§.  77.)  selten  noch  den  Vor- 
sitz im  Gerichte,  sondern  bestellte  dazu  regelmässig  Beamte  unter  ver- 
schiedenen Namen  (§.  78.).  Unter  Konigsbann  leiteten  die  ordentlichen 
Gerichte  Landrichter,  Yögte,  Burggrafen,  Gografen,  Cent- 
grafen, Schultheissen  u.  a.  Vor  ihnen  hatten  ihren  Gerichtsstand 
die  Schöffenbaren  (§.  85.)  in  allen  Dingen,  welche  vor  das  alte 
Grafengericht  imter  Königsbann  gehörten.^  Ausser  den  Kechtsstreitig- 
keiten  wurden  fortwährend  auch  alle  wichtigeren  Kechtsgeschäffce,  welche 
sich  auf  echtes  Grundeigenthum  und  Freiheit  bezogen,  im  Landgerichte 
vorgenommen.^ 


>  Mein  System  des  Kirchenr  S.  115  —  C.  uit.  ne  olerioi  vel  monachi  in  Ylto 
m.  24.  Bonifao.  Ylll  „Episoopua  neu.  quiounque  alius  praelatus  Tel  olerioos,  iuris- 
diotionem  obtinens  temporalem,  si  homicidio  aut  alle  maleficio,  ab  aliquibus  in  iuris- 
dictione  sua  commisso,  ballivo  sao  aut  alii  cuicunque  iniungat,  nt  super  boc  verita- 
tem  inquirens  iustitiae  debitum  exsequatur,  irregularis  censeri  non  debet,  quamyis 
ipse  balllTus  rel  alius  contra  malefactores  ad  poenam  sanguinis  processerit  iustitia 
mediante.  Nam  licet  clericis  oausas  sanguinis  agitare  non  liceat:  eas  tarnen  quum 
inrisdictionem  obtinent  temporalem,  debent  et  possunt  metu  irregnlaritatis  cessante 
aliis  delegare.^ 

»  Die  ürk.  Karls  IV.  von  1371  (Seibertz  n.  823.)  über  die  Belehnung  der 
Grafschaft  Arnsberg  verleiht  ausdrficklich  auch  die  Freigr afsohaften.  Für 
den  Ausgang  des  13.  Jahrh.  siehe  das  Yerzeichniss  bei  Seibertz  n.  484. 

*  Sachsp.  IIL  26.  „§.  1.  Die  koning  is  gemene  riohtere  over  al.  —  §.2.  In 
enem  utwendigen  richte  ne  antwerdet  nen  sceponbare  vri  man  nemanne  to 
karape.  In  deme  gerichte  mut  he  antwerden,  dar  sin  handgemal  binnen  leget. 
Hevet  he  scepen  stul  dar,  he  is  dar  ok  dingpfliohtlioh  Die^s  soepenen  stules 
dar  aver  nicht  ne  hevet,  de  sal  des  hogesten  richteres  ding  süken,  svar  he  wone- 
haft  is.  —  §.  3.  Dissen  stul  ervet  die  vader  uppe  sinen  eldesten  sone;  of  he  des 
sones  nicht  ne  hevet,  so  erft  he  ine  uppe  sinen  nesten  unde  eldesten  evenbärdigen 
svertmach.*' 

^  Es  lässt  sich  das  aus  den  Urkundensammlungen  für  jedes  Land  leicht  dar* 
thun.  Für  Westfalen  z.  B.  aus  Seibertz  num.  61,  67,  161,  177,  254,  266,  276,  612. 
Ürk.  des  Erzb.  von  Köln  von  1170  von  der  Uebertragung  eines  Patrimonium  Seitens 
des  nobilis  Rabodo  consensu  suorum  heredum  an  seine  Frau  „sub  imperiali  banno^. 
Erzb.  Philipp  I.  1174;  Erzb.  Engelbert  I.  von  1218  über  die  Schenkung  einiger 
Güter  an  das  Stift  zu  Geseke,  worin  es  zum  Schlüsse  heisst:   „Huic  vero  coUationi 

23* 
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in.  In  Folge  mannigfacher  Yerleihungen  der  blossen  Grafschaft,  des 
Gherichts  als  Lehen,  der  TheUungen  derselben,  Yerleihungen  von  könig- 
lichen Gütern,  Erblichwerdung  des  Gerichts  in  der  Hand  von  Rittern 
oder  Ministerialen,  sowie  zufolge  des  Besitzes  von  Hermhöfen  und  Reichs- 
ministerialengütem  war  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  die  Ge- 
richtsbarkeit an  manche  Herren  gekommen,  denen  die  Eigenschaft  von 
Landesherren  abging.  Diese  Verhältnisse  änderten  sich  mit  der  grösseren 
Bedeutung  und  Macht,  welche  die  Hofgerichte  (§.  119.)  erlangten,  und 
der  sich  abschliessenden  Landeshoheit.  Wie  sich  seit  dem  Ausgange  des 
14.  Jahrhunderts  von  einer  üebertragung  des  Bannes  durch  den  König 
ausser  in  den  kaiserlichen  Gerichten  kaum  mehr  als  einzelne  Spuren 
finden,  so  war  die  Gerichtsbarkeit  im  Umfange  der  alten  gräflichen 
zu  einem  rein  landesherrlichen  Rechte  geworden.  Sie  hatte  sich 
nur  bei  den  wirkhchen  Reichsständen,  der  Reichsritterschaft,  sowie  den 
wenigen  freien  Gemeinden  erhalten. 

IV.  Im  15.  Jahrhundert  verloren  die  Landgerichte  immer  mehr  ihre 
alte  Bedeutung.     Hieran  trug  Schuld  die  veränderte  Verwaltung   der 


testes  sunt:  Bernhardus  plebanus  forensis  eoclesiae.  Hermannus,  ArnolduB,  Gote- 
fridus  saoerdotes  in  conventuali  eoclesia.  Godescalous  adrocatus  ejusdem 
eoolesie.  Gerhardus  qui  presedit  judioio,  quod  in  vulgari  dioitnr  v r i e b a n , 
et  sub  banno  regio  donationem  factam  oonfirmaYit  .  .  .  Insuper  liberi  illi 
banno  attinentes.  Praetera  miniateriales  ...  et  alü  quam  plures,*^  1225,1247 
schenkt  Conrad  Burggraf  von  Stromberg  die  Güter,  welche  der  miles  de  Uthene 
von  ihm  su  Lehen  gehabt  und  dessen  Erben  ,,coram  nobis  in  judicio  nostro 
quod  vridinoh  dicitur*';  1250;  1253;  1325  bekundet  Godefridus  nobilis 
de  Rudenberg  einen  Tausch:  ^coram  libera  nostra  sede  Antonio  de  Clo- 
thingen  Yryegrayio  nostro  sedi  judiciali  presidente,  conTooatisque  ibidem  liberis 
hominibus  notre  Comioie  libere  ao  aliis  testibus  fide  dignis  dictata  et  prolata  ab 
eisdem  hominibus  liberis  sententia  justa  et  perfecta  .  .^  —  Für  die  Yerhältnisse  in 
den  geistlichen  Territorien  ist  noch  von  Bedeutung  Frid.  II.  sent.  in  fa> 
Torem  ecclesiarum  a.  1234  (Leg.  II.  p  304  j:  ,,ut  nuUus  episcopus  Theutonie  de  hiis 
que  spectant  ad  regalia,  et  ab  imperio  tenet,  aliquem  infeodare  possit  preter  assen- 
Bum  nostrum,  et  quod  nulli  advocato  liceat  in  ciyes  cathedralis  civitatis  exactionem 
aliquam  facere.  Neo  liceat  alicui  comiti  vel  adyocato,  sibi  iuditium  usurpare  de 
hils  que  in  emunitatibus  fiunt  ecclesiarum,  nisi  tantum  ecclesiastico  iudlci ,  ad  hoc 
de  Toluntate  episcopi  constituto,  et  quod  nulla  ecclesia  in  uno  predio  plures  advo- 
oatos  possit  habere.  Item  quod  nulli  advocato  liceat  in  officiatos  episcopi  et  fa- 
miliam  ecclesie  sue  aliquam  exactionem  facere  vel  iudicium  ezercere.  Item  quod 
quilibet  episcoporum  Theotonie  secularem  officiatum  in  suis  ciYitatibus,  oppidis  et 
yillis  habere  tenetur  ut  iudicet  loco  sui  et  duas  partes  compositionis  et  satisfactiouis 
spectantes  ad  episcopum  loco  ipsius  pro  parte  sua  recipiat,  et  tertiam  habeat  ad- 
Tocatus.*'    Vgl.  die  §.  69  angef.  Reichsgesetze. 
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Territorien  (§.  78.)i  das  steigende  Ansehen  der  Hofgerichte,  die  Aufiiahme 
des  fremden  Rechts  (§.  57.),  vor  Allem  aber  das  stete  Abnehmen  der 
Bedeutung,  welche  die  blosse  Freiheit  der  Geburt  gab,  damit  im  Zu- 
sammenhange die  abnehmende,  allmälig  fast  verschwindende  Autonomie 
der  Landbewohner.  So  bilden  die  freien  Gerichte  in  Westfalen  eine 
wahre  Ausnahme  (§.  116.). 

§.  112. 

».   Die  Stadtgerlehte. 

I.  Für  die  bischöflichen  und  königlichen  Städte  waren  von  vornherein 
eigene  Richter  in  den  Städten  bestellt;  dasselbe  fand  auch  gleich  an- 
ßnglich  in  den  Territorialstädten  Platz.  Die  Entwicklung  der  Verhält- 
nisse in  den  Städten  brachte  mit  sich,  dass  der  Gegensatz  der  Gerichte 
über  Freie  und  Nichtfreie  allmälig  fortfiel  und  die  verschiedenen  Ge- 
richte sich  von  einander  nur  durch  die  Person  des  Richters,  der  Beisitzer 
und  den  Umfang  der  ihnen  zugewiesenen  Sachen  unterschieden  (§§.  47. 
80.  81.). 

n.  Unter  Eönigsbann^  richtete  während  der  ersten  Hälfte  des 
Mittelalters  der  Advocatus,  Yogt,  in  den  Reichsstädten  der  Burggraf; 
im  Einzelnen  kommen  verschiedene  Namen  vor.  Oft  gab  es  einen 
höheren  und  niederen  Vogt.  In  manchen  Territorien  übte  auch  der 
Centenarius,  Gograf  in  gewissen  Sachen  die  Gerichtbarkeit  aus. 
Daneben  gab  es  für  bestimmte  Klassen  (die  Hörigen  des  Bischofs,  des 
Landesherm)  eigene  Vögte,  sowie  auch  die  Stadt  selbst  für  gewisse 
Dinge  Richter  bestellte  und  die  städtischen  Obrigkeiten  direkt  eine  Ge- 
richtsbarkeit handhabten.  Während  sich  in  den  Reichsstädten  die  Be- 
lehnung des  Bannes  durch  den  Kaiser  noch  bis  zum  Ausgange  des 
Mittelalters  dort  erhielt,  wo  die  Stadt  selbst  die  Vogtei  nicht  an  sich 
gebracht  hatte,  fand  in  den  übrigen  mit  der  (§.  111.)  geschilderten  Ent- 


^  Sehr  interesBant  sind  die  Bestimmungen  des  ältesten  Boester  Btadtrechts  yon 
1120  (?)  bei  Seibertz  n.  42,  von  Medebaoh  von  1165  das.  n.  56.  Im  letzteren  ist 
den  St&dtem  das  Recht  gegeben,  fflr  gewisse  kleinere  Vergehen  selbst  Bichter  za 
wählen.  Für  die  spätere  Zeit  die  Articuli  de  juribus  Civitatis  Medebacensis 
daa  n.  718  um  das  J.  1350.  Dieselben  lehren  die  genaue  Competenz  der  mannig- 
faltigen landesherrlichen  und  städtischen  Richter ;  ebenso  die  alte  Soester  Schrae 
▼on  1360  das.  n.  719.  —  Sehr  ausgebildet  war  das  Gerichtswesen  in  Brünuy 
dessen  Bestimmungen  besonders  über  die  SteUung  des  Richters  (Rössler  S.  187  f.) 
und  der  Jurati  (das.  S.  189)  sehr  lehrreich  sind. 
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TickluDg  nach   und  nach  nur   die  £rtheilung   des   Bannes    durch    den 
Landeaherrn  statt.     Aber  auch  das  fiel  allmälig  zusammen  mit  der  Be- 
iUchter  überhaupt.^ 

b.  Ueber  eigene  Leots. 

§.  113. 
1.   Lekmigerlcht«,  HlnliterlttleDgerleliH. 

Asall  stand  unter  der  Qerichtebarkeit  des  dominuB  feudi 
t  darauf,  ob  er  frei  oder  nicht  ganz  frei  war,  in  allen  das 


Harken  und  die  Hark  Brandenburg  insbegondere  stellt  der 
olgende  Orundgatze  auf.  11.  13.  g.  6.    „Xenes  gesouldenen  ordelei 

ener  grafsoap  in  ene  marke,  a1  hebbe  die  grere  de  graficap  von 
Dit  is  dar  umme,  dat  in  der  marke  nein  koningei  ban 
recht  tveit;  dar  nmme  sal  man  ig  Tor  das  cike  tien."  ID.  64.  §.  7. 
kgreren  drittich  Bchillinga,  die  dinget  bi  aincs  nelTig  hulden."  III. 
larkgrave  dinget  bi  aines  selvig  bulden  over  nee  wekan,  dar  Tiot 
1  OTer  den  anderen,  den  man  an  gime  rechte  nicht  begcelden  ne 

antnerdet  dar  neman  fo  kampe  aime  ungenoten."  Daag  nun  ein 
iOnig  und  an  das  Reich  stattfand,  seigt  fOr  Oeaterr  eich  Berch- 

H.  S.  163  ff.  Seitdem  aber  im  Prir.  minug  die  Qerichtgbarkeit  alg 
dt  anerkannt  war,  wnrde  der  EBuiggbann  lum  Banne  des  Her- 
:h  der  höhere  Bann  als  der  von  30  Sohill.  blieb.    Die  Auagohliesgnng 

an  das  Reioh  war  ein  Zweck  deg  Hajug.  Auch  in  Brandenburg 
liMDg  statt,  wie  Kflhn«  I.  8.  75  ff.  beweigt,  und  ergtim  16.  Jahrb. 
Der  Sachsenepjegel  ist  also  auch  hier  dahin  su  verstebeD,  dasa  das 
Uark  als  landesherrl.  erscheint  Eahng  I.  B.  36  ff.  Tgl.  Ho- 
teg.  Keohtsst.  Landr.  8.  510  ff.,  Qaupp  Stadtr.  n.  B.  208  ff.  Man 
in ;  es  gab  in  der  Hark  keinen  Kösiggbann  ücbsr  die  Sache  selbgt 
;iett  Zur Gesoh.  der  Terfagg.  der  Uarkgr.  Heissen  1863.  Homejer 
'  Weiter  aber  geht  das  Recht  des  ESnigs  von  63hmen,  in  dessen 
ann  des  (deutschen)  ESnigs  int  noch  Reohtszug  an  ihn.  Dies  be- 
I  Böhmen  mit  UShren  und  Schlesien,  trotz  der  Terbindnng  mit  dem 
inneren  Angelegenheiten  dnrchaus  gelbstaülndig  and  somit  von  der 

Kaisers  wie  des  Reichstages  gSnzlich  unabhängig  dastand.  Die 
irl's  IT.  von  18&6  aap.  Tin.  „De  Regnt  Boemie  et  Regnicolamm 
'  bestätigt  dies  Privileg  aufs  Nene.  Hierdurch  war  somit  ffir  die 
«lll,  dass,  weil  dies  ImmnnitatBpririleginni  unbeschränkt  [ohne 
l.  4  derselben  Bulle  beiQglioh  des  Privilegium  de  non  appellando 
indo  fOr  die  EnrfOrsteu  gemachte  EinicbrSnkung,  welche  auch  in 
ririlegien  der  Art  wiederholt  wurde]  bettStigt  wurde,  in  keinem 
idiction  des  deutschen  KSnigs  als  solchen  tlber  Untergebene 
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Lehen  betreffenden  Sachen J  Stritten  sich  zwei  Vasallen  desselben  Herrn, 
so  sass  dieser  persönlich  oder  durch  einen  Stellvertreter  zu  Gericht. 
Klagte  der  Mann  aber  gegen  den  Herrn  aus  dem  Lehensverbande  (z.  B. 
wegen  Verweigerung  des  Lehens,  ungerechter  Entziehung  u.  dgl.)  oder 
hatte  der  Herr  Forderungen  an  den  Mann  oder  beschuldigte  ihn  eines 
Verbrechens  gegen  die  Lehenstreue,  so  sass  zu  Gericht  ein  Stellvertreter 
des  Herrn.  Li  anderen  als  Lehenssachen  behielt  ab^  der  freie  Vasall 
den  gewöhnlichen  Gerichtsstand  bei.^  Dies  ist  bis  zum  Ausgange  des 
15.  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  ausser  Zweifel. 

n.  Ganz  ähnlich  findet  sich  mit  der  Ausbildung  der  Ministerialität 
far  die  Ministerialen  und  die  auf  deren  Stellung  bezüglichen  Verhältnisse 
ein  besonderes  Dienstmannengericht  unter  dem  Vorsitze  des  Herrn  oder 
seines  Stellvertreters  (Landmarschall).  Dies  Gericht  hatten  die  Ministerialen, 
seitdem  sie  einen  besonderen  Stand  bildeten,  überhaupt  in  allen  bürger- 
lichen oder  peinlichen  Klagen,  wofern  sie  nicht  als  Freie  den  höheren 
Gmchtsstand  der  Freien  hatten  (§§.  83.  88.). 

HI.  Beide  Arten  von  Gerichten  umfasst  der  Ausdruck  curia,  jus 
curiae,  jus  curiae  feudalis.  Je  mehr  beide  Stände  in  einander 
übergingen  (§.  83.)  und  gegenüber  den  Gemeinfreien  sich  zu  einem  höheren 
Stande  herausbildeten,  desto  mehr  schwand  der  Unterschied  dieser  H  o  f - 
gerichte.  Ln  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  sind  dieselben  mehr  und 
mehr  zusammengefallen  und  bilden  das  unter  dem  Landesherm  selbst 
oder  einem  oberen  Beamten  als  Stellvertreter  tagende  Hofgericht,  vor 
dem  im  Gegensatze  zu  den  nicht  ritterlichen  Landbewohnern  und  Bürgern 
der  Städte  der  Ritterstand,  niedere  Adel,  in  allen  Civil-  und  Criminal- 
sachen  seinen  Gerichtsstand  hatte. 


der  Krone  Böhmens  ansgeübt  werden  könne.  Folge  hicrron  war,  dass  in  Böhmen 
alles  Gericht  vom  König  ausging,  die  Berufung  an  ihn  ging.  Dass  aber  gleichwohl 
Berufungen  an  Städte  ausserhalb  der  Kronlande  und  in  diesen  ganz  wie  im  übrigen 
Deutschland  Yon  Sfcädten  an  Städte  vorkamen,  lag  in  der  Einwirkung  des  durch 
die  Könige  gegebenen  bez.  anerkannten  und  in  seiner  Entwicklung  gelassenen 
deutschen  Rechts. 

^  Konrad  n.  Ediot.  de  beneficiis  a.  10S7.  Heinrich  III.  const.  de  benef. 
amitt.  Fr  id.  I.  const.  de  jure  feudor.  a.  1158.  Heinr.  YI.  sent.  de  citacione  super 
feoda  a.  1196.  Ejusd.  sent.  de  testibus  jure  feodali  a.  1195.  —  Confoed.  cum 
prine.  eccles.  Frid.  II.  n.  5.  Fr  id.  II.  sent.  de  yariis  oasibus  juris  feodalis. 
Const.  pac.  Frid.  11.  a.  1235  §.  11.  Adolfi  reg.  sent.  a.  1296.  Die  genaueren 
Yerhältnisse  zeigen  die  Lehnrechtsbücher  des  Sachsen-  und  Schwabenspiegels,  die 
libri  feudorum  und  das  System  des  Lehnrechts  Ton  Home  je  r. 

'  Das  zeigen  z.  B.  die  §.  111  n.  6.  angeführten  Urkunden. 
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§.  114. 
2.   Die  ftbrigen  Gerichte. 

I.  Für  die  auf  den  Gütern  der  Landesherren,  Dynasten,  freien  Ilitter, 
Freien,  sitzenden  aus  yerschiedenen  Gründen  (§§.  54 — 56.  87.  88.)  von 
dem  Herrn  des  Hofes  persönlich  abhängigen  Leute,  sowie  für  die 
unter  der  Pflege  eines  Herrn,  die  nicht  die  gewöhnliche  mit  der  ordent- 
lichen Gerichtsgewalt  versehene  Vogtei  war,  befindlichen  Personen, 
kommen  verschiedene  Gerichte  vor,  welche  je  nach  der  Beschaffenheit 
des  Yerhältnisses  Eigengerichte,  Hofesgerichte,  Hofsprache, 
Hyensprake  u.  dgl.  heissen.^ 

n.  Den  Yorsitz  führte  der  Herr  selbst,  gewöhnlich  aber  der  mit 
der  Verwaltung  des  Hofes  betraute  Villi cus  oder  der  Advocatus, 
Praepositus  u.  s.  w.  Gerichtet  wurde  hier  über  alle  auf  das  Hof- 
verhältniss  bezügliche  Sachen:  Dienste,  Zinsen,  Abgaben  u.  dgL,  femer 
die  Rechtsverhältnisse  der  Hofesleute :  Erbrecht,  Güterrecht  der  Eheleute, 
Verkäufe  u.  s.  w.,  sowie  über  die  kleineren  Vergehen.  Die  an  Leib  und 
Leben  gehenden  Verbrechen  waren  hingegen  meistens  den  (ordentlichen) 
höheren  Richtern  vorbehalten. 

ni.  Lmerhalb  der  Höfe  und  in  den  Dörfern  gab  es  ausserdem  für 
eine  Menge  von  örtlichen  Verhältnissen  noch  eine  Anzahl  verschiedener 
Gerichte.^ 


<  Für  diese  YerhSltniBse  sind  am  lehrreichsten  die  Weisthümer  Ton  Grimm. 
Diese  Yerhältnisse  im  Einzelnen  waren  höchst  mannigfaltig.  8o  giht  die  ürk.  Erzb. 
Phillip's  I.  von  Köln  von  1186  (Seibertz  n.  90.)  der  familia  Yon  5  Höfen  der 
cölnischen  Kirche  bei  Soest  PriTÜegien,  in  denen  es  heisst :  „Indultum  est  eis  prae- 
terea,  ut  coram  Comite  qui  rrigreye  dicitar,  siye  advocato  loco  liberorum 
sentenoias  proferant,  advooati  esse  possint  et  patroni  causarum.  Quod  si  aliquis 
liber  se  ad  oondioionem  hano  contnlerit,  habens  predia  vel  manoipia,  possidebit  ea, 
et  pro  eis  stabit  loco  liberi  absqne  mundiburdo  infra  ipsum  bannum.*^  —  In  einer 
ürk.  Yon  1258  (Seibertz  n.  311.)  entsagt  der  Yogt  yon  Gesecke  mit  seinem  Sohne 
gewissen  behaupteten  Yogteirechten  auf  Höfe  eines  Stifts  und  erklärt :  ,,Reseryamus 
etiam  Hobis  in  dictis  lignis  Judicium  quod  Kuenigesban  dicitur  faciendum*^. 
Urk.  Yon  1327  (Seibertz  n.  620.),  worin  der  Nobilis  dominus  de  Bylsteine  dem 
Kapitel  zu  Mesohede  die  Yogtei  fiber  einen  Hof  yerkauft,  sich  aber  den  Yorsitz 
in  der  hyensprake  mit  dem  Stellyertreter  des  Probst  Yorbehält.  Für  Oesterreioh 
8.  Berchtold  Oe.  L.  H.  8.  173  ff.,  für  Brandenburg  Kflhns  L  S.  92  ff. 

«  Ygl.  Walter  B.  ö.  §.  606  fg. 
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B.  Die  königlichen  Gerichte. 

§.  115. 

1.   Die  kaiflerllohen  Landgeriolite.« 

In  den  dem  Reiche  gebliebenen  Gebieten  war  der  Reichsvogt,  Land- 
Yogt,  Landrichter  mit  Handhabung  der  Gerichtsbarkeit  betraut,  die  er 
mit  Hülfe  von  Reichsschultheissen  und  ReichsminiBterialen  als  Unterbe- 
amten ausübte.  Im  Laufe  der  Zeit  erhielten  sich  nur  einige  Landgerichte.^ 
Der  Landrichter  wurde  vom  Kaiser  bestellt  und  richtete  unter  Eönigs- 
bann  über  alle  Eingesessenen  des  Gebiets.  Uebrigens  verwies  der  Kaiser 
während  des  ganzen  Mittelalters  an  ihn  gelangte  Berufungen  zur  Ent- 
scheidung an  diese  Gerichte,  wie  auch  die  Landgerichte  selbst  Klagen 
aus  anderen  Theilen  des  Reichs  annahmen.^  Dies  führte  schon  im 
15.  Jahrhundert  dazu,  von  Reichswegen  ihre  Gerichtsbarkeit  auf  den 
Sprengel  selbst  zu  beschränken  ,3  hatte  jedoch  nicht  den  erwünschten 
Erfolg.  Denn  noch  in  der  späteren  Zeit  haben  wiederholte  Beschwerden 
gegen  die  kaiserlichen  Landgerichte  stattgefunden,  welche  eine  Gerichts- 
barkeit für  solche  Territorien  behaupteten,  deren  Inhabern  kein  Privi- 
legium de  non  evocando  ertheilt  war.  In  Folge  der  Bestimmungen  der 
späteren  Reichsgesetze  und  der  Unausführbarkeit  der  Urtheile  wegen 
des  Widerstandes  der  Stände  war  ihre  Wirksamkeit  als  wahre  Oberge- 
richte allmälig  eine  sehr  imbedeutende.  Gleichwohl  bildeten  sie  einen 
steten  Gegenstand  der  Beschwerde.*  Noch  der  letzte  Kaiser  versprach 
ihre  Abstellung  in  reifliche  Erwägung  zu  ziehen  und  dem  Reiche  darüber 
eine  Vorlage  zu  machen.^ 

*  Vgl.  S-  ''O.  —  Bericht  von  der  kais.  und  Eeiohg-Vogtey  in  Schwaben,  wie 
auch  dem  kais.  Landgericht  auf  Leutkircher  Haid,  Lindau  176Ö— 69,  2  The.  fol. 
StruYÜ  Corpus  juris  publioi  Imp.  nostri  Rom.-Germ.  cet.  Ed.  3.  Jenae  17B8.  4. 
Cap.  XXV.  8-  LXV.— LXXVII.  (pag.  982—990),  der  ihre  Geschichte ,  Verfassung, 
Oompetenz  und  damaligen  Bestand  angiebt.  Moser  Teutsche  JustizTcrf.  II.  983 
bis  1020, 

1  Das  Hofgericht  zu  Rot  weil,  die  kais.  Landgerichte  in  Schwaben, 
unter  denen  besonders  das  aufderLeutkircherHeide  hervorragt,  kais.  Land- 
gericht in  Ober-  und  Niederschwaben,  in  Nürnberg,  kais.  Landgericht  des  Her- 
zogthums  Franken  zu  Würzburg,  imElsass  (Hagenau),  ferner  kais.  Landgerichte 
in  Altdorf,  Auerbach,  Eger,  Pleissen  u.  s.  w. 

*  Dies  hob  für  die  kurfürstlichen  Territorien    auf  die  Bulla  aurea  c.  XI.  §.  4. 

•  E.A.  zu  Nürnberg  v.  1438  num.  2.  §.  2 

♦  B.A.  von  Regensburg  1641  §.  93.  L  P.  0.  art.  V.  §.  36. 

^  Wahlkapit.  art.  XVIII.  Reichsstfldtische  Monita  zum  Project  der  perpetuirl. 
Wahlkap.  art.  XVHI.    Wahlkapit.  E  Franz  11.  art.  XVIII.  §.  8  ff. 


Oesoh.  i.  CtericbUweaeiu.  I.  Kap.  §.  116. 

9.   Di«  WMtnUiohen  Tehmgerldite.* 

§.  116. 

n.   Oochichte. 

tm  IJebergange  aus  der  karolingieclieii  ZGit  ins  Mittelalter 
Westfalen  die  alte  karolingische  Gemeinde-  und  Gerichte- 
halten. Hierzu  trug  vor  Allem  der  freie,  unabhängige  Sinn 
r  und  deren  Liebe  zum  Alten  bei.  Dazu  kam,  daes  viele 
Iter  gebheben  waren,  daas  es  wenige  weltliche  Grosse  gab, 
Geistlichen  (Aebte,  Probste)  aber  kein  grosses  zur  Landes- 
Ihrendes  Besitztbum  hatten.  Ganz  besonders  wirkte  aber 
haltung  unmittelbarer  Beziehungen  zum  Keicbe  die  Ober- 
■  Sachsenherzoge  und  der  Erwerb  der  Kaiserwürde  durch 
^aoh  der  Auflösung  des  alten  S'acbaenherzogthums  blieb 
ilehnung  des  Erzbiscfaofs  von  Köln  mit  dem  Herzogthume 
i  und  Engem  eme  Obergewalt,  welche  sieh  bis  in  die  spätere 
DB  dadurch  als  wirksam  zeigte,  dass  selbst  die  zu  vollen 
geword^en  Grafen  und  Herzoge  Lehen  nahmen,^  sondern 
irkliche  FUrsten,^  Dynasten,  Grafen  und  Städte  die  Hoheit 
fortrährend  anerkannten. 


tat.  Monosrnphieen  und  Stellen  in  eonstigen  WerkiMi  bai  C  Q.  v. 
trSge  zur  dcutechen  Geachichte ,  inabcaondero  zur  OeBchichte  des 
■rechts,  TObinsen  1845  S.  118—117,  der  selbst  S.  3-38  über  aie 
er  B-G.  §.  685-591,  Zöpfl  K.O.  8.  973  S.  P.  Wigand  WsU- 
■B,  Wetzlar  1840,  3  Thle.  (an  mehreren  Stellep)  iat  yon  Wächter  vcr- 
Denkwürdigk.  des  ArcliiTS  des  Rdo Iih -Kamme r-Q er inlits  liefern  noch 
9.  E.  Tb.  Qaupp  Yon  Fehras bricht cn  mit  besonderer  Bflekajoht 
Breslau  1857.  Von  alleren  Werken  C  P.  Kopp  Feber  die  Ter- 
mlichen  Oeriohte  in  Westphalen,  rollendot  und  heransgeg.  t.  TJ.  F. 
en  179t.  Paul  Wigaud  Das  Fehmgericht  Westphalena,  ana  den 
.,  Hamm  1825.  Jnaobson  Art.  Vehrae  in  Herzog  Reol-Encyolo- 
nnd  Kirche  XVII.  52  ff.  Biohhorn  BO.  m.  S.  167-223.  8ei- 
:.  8.  367  ff.  Uober  die  Quellen  Wäohter  a.  a.  0.  S.  117-144. 
reohtabüoher,  a.  g.  Beformat  ionen  der  Vehmgorichte,  Weis- 
rrkuuden  aber  gerichtliche  Akte 

er   gleiche   Umstand   hat  ohne  Zweifel  dazu  beigetragen ,    daaa  in 
d  Franken  so  viele  reiohaunmittelbare  Gebiete  entstanden. 
on  Arnsberg  Vgl.  §.  TJ.  Frk.  von  1868.    Dam  die  TJrk.  g.  76. 
reisen  die  Urkunden  bei  Seibcrtz  nnm.  43B,  450,  471,  473  aas  den 
S94,  1297--1S03.    Seiberti   selbst  argumentirt  aus  dem  Oberher- 
rzbiwhofes,  meint  aber ,  als  solcher  sei  er  Statthalter  gewesen  nnd 
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n.  Diese  Stellung  der  Erzbischofe  von  Köln  als  förmlicher  Gross* 
herzöge  von  Westfalen  (summi  duces)  auch  über  den  mit  den 
herzoglichen  Rechten  bekleideten  Landesherren  hatte  zur  Folge,  dass, 
nachdem  sich  anderwärts  überall  die  volle  Erblichkeit  der  Grafengewalt 
YoUzogen  hatte,  die  unter  Königsbann  dingenden  Bichter  in  Westfalen, 
denen  der  Erzbischof  als  geistlicher  Fürst  den  Blutbann  nicht  selbst 
leihen  konnte,  diesen  auch  in  den  Territorien  der  weltlichen 
westfälischen  Landesherren  nicht,  wie  anderwärts,  von  diesen, 
sondern  vom  Könige  direct  empfingen.^  Auch  nachdem  das 
für  die  directe  Ertheilung  des  Blutbannes  bestandene  kirchliche  Hinder- 
niss  ge&Uen  war,  fand  noch  eine  geraume  Zeit  die  Ertheilung  des 
Bannes  durch  den  König  selbst  statt. 

m.  So  hatten  sich  in  Westfalen  unter  diesen  günstigen  Umständen 
auch  allenthalben  zahlreiche  Freie  dadurch  erhalten,  dass  sie  im  Besitze 
des  alten  Gerichtsstandes  vor  den  wirkhchen  alten  Grafengerichten  bUeben 
lud  in  diesen  dieselben  Rechte  übten,  welche  sie  schon  vor  den  Zeiten 
Karls  besessen  hatten.^  Hierdurch  hatten  im  Gegensatze  zu  anderen 
Gegenden,  neben  den  landesherrlichen  Gerichten  —  den  Gaugerichten, 
Gograviatus  —  für  die  kleineren  Sachen  und  über  die  nicht  schöffen- 
baren nicht  sentbaren  Leute,  und  neben  den  verschiedenen  Arten  von 
Eigengerichten,  Hofsprachen  u.  s.  w.,  die  alten  Grafenge- 
richte sich  mit  dem  Charakter  von  wirklichen  Freigerich- 
ten, Vrigrafschaft,  erhalten. 

rV.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  in  Folge  von  Belehnungen  Seitens 
des  Reichs^  die  meisten  dieser  Freigrafschaften,  später  Freistühle 
genannt,  an  Landesherren,  Ritter,  geistUche  und  weltliche  Gommunitäten 


habe  keine  Lost  gehabt,  die  Reohie  der  Herzoge  Aber  die  Freien  sich  aasdehnen 
sn  lassen. 

*  Dafür  geben  yiele  der  oitirten  Urkunden  den  qnellenmSssigen  Beweis.  Ich 
setze  nicht,  wie  Seibertz  8.  871  K  7  sagt,  in  diesen  Punkt  den  einzigen  G^nd 
der  Yehmgeriohte ,  wie  meine  nicht  geänderte  Darstellung  beweist.  Aber  ich  lege 
auf  ihn  deshalb  grosses  Gewioht,  weil,  seitdem  die  Herren  den  Bann  selbst  leihen 
konnten,  die  westfäl.  Gerichte  bereits  festsassen  und  blieben,  weU  der  geistliche 
Ffirst  den  Blutbann  nicht  leihen  durfte.  Dass  der  Bann  nicht  weiter  geliehen 
werden  durfte  —  Seibertz  ist  allerdings  anderer  Meinung  —  ist  §.  111  gezeigt 
worden. 

^  Interessant  ist  die  IJrk.  von  1291  bei  Seibertz  num.  488. 

«  Das  sagt  ausdrücklich  die  Urk.  Ton  1368.  Yiele  Familien  und  Städte,  welohe 
Grafschaften  hatten,  ergeben  die  bei  Seibertz  im  Register  zum  8.  Bande  unter 
dem  Worte  Freigrafen,  Frei graf Schäften  oitirten  Urkunden. 
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gekommen  und  nur  einige  dem  Erzbischofe  selbat  zur  Beaetzung  ge- 
blieben.   Ihr  freier  Charakter  erhielt  eich  aber  in  Folge  der  geschilderten 
TJmstände  dadurch,  dass  entweder  der  Stuhlherr  in  Person  dem  Oerichte 
Yorsass  oder   gleich  dem  Erzbischofe  selbst  bb  in's  14.  Jahrh.  dem  aus 
"  "   -    ■  freien  GerichtseingeBesBen^i  oder  aue  sonstigen  Freien  des 
I  zu  ernennenden  Freigrafen  vom  Könige  den  Bann  musste 
Ben.    Die  Oberhoheit  des  Herzogs  zeigte  sich  darin  fort- 
asa    er    sowohl    von    der  Geriehtabarkeit    der  Freigericbte 
ivilegien^  ertheilen,   wie  auch  von  ihren  Urtheilen  eine  Art 
oehmes,  ein  Begnadigun^echt  ^  auaüben  konnte.    In  solcher 
«ten  die  Freigerichte   ganz  anf  der  alten  Grundlage  im  1 3. 
rhundert   em  Verfahren   aus   und  achufen  für  die  Auftiahme 
Br,  vor  Allem   aber  die  Auaführung  ihrer  Urtheile  Formen 
welche  ihnen  eine  so  grosse  Macht  und  Festigkeit  verliehen, 
%r  hielt,   dieselbe  umzustürzen.    Aus  diesen  Gründen  hatte 
bischofe  von  Karl  IV.  ertheilte  Belehnung  der  Freistühle  mit 
der  Afterbelehnung '^  und  der  Absetzungabefugniss  über  die 
sowie   selbst  die    vom  K.  "Wenzel  dem  Erzbischofe    er- 


iB  Erzb.  Eonrad  t.  4.  Jan.  1251  für  die  Btadt  Brilon  bei  Seibsrtt 
w  heiaat:  ,voa  et  -reetroB  perpotuo  posteros  de  noatri  consengu  eapi- 
la  et  annuimna  libertatia  praerogativa  ^andere,  qnod  lllud  oconl- 
,m  quod  vnlgariter  Yebma  aeu  rridinoh  appeUari  oon- 
nnqnam  tempore,  contra  tob,  .aat  e  Tobia  aliquem  infra  ipanoi  debeat 

la  EBniga  Albert  fOr  den  Erzbisobof  von  E51n  vom  4.  Dez.  1829  bei 
183.  Urkunde  Earla  IT.  bei  Selber tz  a.  T2T. 
k.  bei  Seiberts  n.  738  naoli  den  Originale.  TTebei  die  ürknade 
lilaad  Ö.  Jan.  1356  aiehe  die  Note  bei  S eiber tz  U.  8.  429.  —  Dana 
iT  sofort  noch  sp&ter  alle  aelbat  beaaae  und  beaetzte,  beweht  die  roehr- 
k.  von  1368  über  den  Verkauf  der  Orafschait  Arnsberg  an  den  Ecz- 

die  ürk.  ron  1368  bei  Soibortz  n.  746,  «elcbe  einen  Revera  der 
f  enthillt  über  die  ihr  vom  Ibt  Dietrich  zu  CorTey  geschenkte  halbe 

Horhuaen,  die  ürk.  von  1359  da«,  n,  7S1.  enthaltend  einen  Tergleich 
^afachaft  Heggen  zwischen  dem  Grafen  tod  Arnaberg  nnd  der  Stadt 

;arla  IT.  vom  3.  April  1369  nach  Wigand  S.  246  abgedruckt  bei 
752  Urfc.  von  1372.  6.  Jnli  Karla  IT.  nach  dem  Orig.  bei  ßeiberti 
ch  daran  feathält,  dasa  der  vom  Herzog  geprüfte  oud  beatStigta  Frei- 
Eaisor  „infeudandua  et  inveBtiondus"  prSseotiren  solle.  —  Intereasant 
Urk.  daa.  n.  730  von  1860,  worin  Earl  IT.  die  au  Johann  von  Päd* 
ae  Belehnung  eines  Freiatnhlea  zu  Padberg  widerruft,  weil  er  nicht 
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theilte^^  Berechtigung  zur  eigenen  Ertheilung  des  Blutbannes  an  die  von 
ihm  besteDten  Freigrafen  keineswegs  zur  Folge,  dass  die  Yehmgerichte  zu 
blossen  landesherrlichen  Gerichten  herabsanken.  Yielmehr  behalten  sie 
auch  seitdem  in  den  Urkunden  den  alten  Charakter  bei,  weshalb  in 
diesen  stets  die  Bede  von  Freien  ist,  und  übten  sie  fortwährend  ihre 
alten  Rechte  aus.  Dazu  trug  übrigens  auch  der  Umstand  bei,  dass  ihre 
Schwächung  keineswegs  im  Interesse  des  Erzbischofs  lag.  In  Wirklich- 
keit veränderte  sich  der  Charakter  der  Freigerichte  nicht.  Sie  erscheinen 
auch  nach  dieser  vollen  Belehnung  des  Erzbischofs  als  kaiserliche  Ge- 
richte und  standen  unter  des  Kaisers  und  des  Reichs  Gesetzgebung.  ^^ 
Der  Kaiser  konnte  auch  ausserdem  fortdauernd  über  die  einzehien  Frei- 
stühle  seine  Gewalt  ausüben. '^ 


an  die  dem  Erzbischofe  Ton  Köln  eriheilten  Briefe  gedacht  habe,  die  Urk.  das.  n. 
78ö,  womit  am  22.  Jan.  1367  Erzb.  Engelbert  III.  seinem  Coadjutor  Erzb.  Ouno  von 
Trier  die  volle  Statthalterschaft  über  die  Yehmgerichte  überträgt. 

^^  Nach  dem  Orig.  die  Urk.  bei  Seibertz  n.  862  Damit  kamen  aber  keines- 
wegs alle  Stühle  aus  der  Hand  der  bisherigen  Herren.  Siehe  Urk.  Wenzels  Tom 
22.  Juli  1387  aus  Nürnberg  bei  Seibertz  n.  876  nach  dem  Orig.,  worin  er  den 
Ton  den  Herrn  von  Padberg  sich  angemassten  Freistuhl  aufhebt.  Vgl.  auch  Urk. 
Yon  1872  3.  Juni  das.  n.  1124,  worin  Karl  lY.  auf  Presentation  des  Hermann  von 
Letmate  den  Heinrich  von  Holthausen  mit  dem  Freigrafenamte  belehnt.  Urk.  Tom 
10.  Juli  1372  das.  n.  1126.  In  der  Urk.  das  n  1128  von  1412  yerspricht  Abt  Diet- 
rich von  Corvey  der  Stadt  Marsberg  sie  beim  Besitze  des  Freistuhls  zu  schützen. 
Diese  Urkunden  nebst  den  in  den  folgenden  Noten  beweisen,  dass  mit  der  Statt- 
halterschaft nicht  die  Stuhlherrschaften  aufhörten.  An  Ende  der  Fragen  K.  Rup- 
rechts werden  die  wichtigsten  Stuhlherren  aufgezählt.  Diese  Zusammenstellung  ist 
jedoch,  wie  Seibertz  angibt,  eine  private,  unvollständig  und  später  zugesetzt. 

^>  Das  zeigen  die  theils  oben  §.  58,  theils  bei  Wächter  a.  a.  0.  aufgeführten 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  über  dieselben. 

IS  Dies  zeigen  folgende  Urkunden.  Im  J.  1393  (Seibertz  n.  886.)  bitten 
„Proconsules  et  Consules  opidi  Susaoiensis'^  den  K.  Wenzel;  „Sedem  et  locum  liberi 
comitatus  nostri  in  Rudenberghe  situati  in  loco  dicte  deydwordinchusen  in 
alium  locum  opido  nostro  magis  propinquem  dictum  oppe  den  weddepote  vur 
dum  Elverike  .  .  .  graciose  coUocare  et  alterare  ....  quia  locus  sedis  presens 
nobis  adeo  remotus  ezistit  et  non  tutus  propter  diversorum  emulorum  nostrorum  cot- 
tidianas  insidias  quod  eundom  secure  non  audemus  aggredi  nee  eidem  congrue  opor- 
tuno  tempore  praesidere  .  .*^  was  Wenzel  auch  1393  nach  der  Note  von  Seibertz 
(II.  S.  680)  that.  1398  (Seibertz  n.  896.)  befiehlt  aber  K.  Wenzel  der  Stadt 
Soest,  den  erschlichenen  Freistuhl  binnen  ihren  Mauern  abzuthun ;  in  der  Urkunde  er- 
wähnt er,  dass  derselbe  die  Rechte  und  Privilegien  des  Erzbischofs  verletze.  1483 
(Seibertz  n.  989  nach  dem  Orig.)  untersagt  E.  Friedrich  III.  dem  Bischöfe  v  Münster, 
Grafen  Bentheim  u.  der  Stadt  Münster,  durch  ihre  Freigrafen  gemeine  Kapitelstage  aus- 


366  Gesell,  d,  Qeriehtvwesons.  I.  Kap.  §.  116. 

Y.  Der  Erzbischof  von  Köln  war  demnach  und  wnrde  von  den 
Kaisem  genannt  ^'des  Kaisers  und  des  heiligen  Reichs  Statt- 
halter der  heimlichen  Gericht  und  Acht  in  Westfalen*.  In 
dieser  Eigenschaft  hatte  er  die  Ernennung  und  Belehnung  der  Frei* 
grafen,  das  Recht,  untaugliche  Freigrafeu  und  Freischöffen  abzusetzen, 
Urtheile  zu  verfristen,  dem  Vehmgerichte  Ordnungen  zu  geben.**  Zur 
Durchfuhrung  dieser  und  ähnlicher  Dinge  beriefen  die  Erzbischöfe  s.  g. 
Gemeine  Kapitels-Tage  auf  der  rothen  Erde  zusammen. 

VI.  Während  des  14.  Jahrh.  war  der  Einfluss  und  die  Wirksamkeit 
der  Yehmgerichte  in  jedweder  Beziehung  für  die  Sicherheit  des  Rechts- 
zustandes von  grösster  Bedeutung  und  sehr  heilsam.  Ihre  zu  grosse 
Macht  und  das  Streben  nach  beständiger  Ausdehnung  derselben  führte 
zu  Missbräuchen,  welche  bereits  im  Anfange  des  15.  Jahrh.  einzelne  Be- 
schwerden hervorriefen  und  den' Kaiser  zur  Untersuchung  veranlassten.*^ 
Solche  wurden  im  Laufe  des  15.  Jahrh.  erneuert  und  hatten  mancherlei 
Reformationen  der  Yehmgerichte  zur  Folge  (§.  58.).  Gleichwohl  horten 
weder  die  Klagen  von  auswärts  auf,  noch  hielten  sich  die  Yehmgerichte 
im  Herzogthume  selbst  von  üebergriffen  freL*^  Seitdem  aber  die  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Sicherheit  in  ganz  anderer  Weise 
möglich  geworden  war  (§.  73.  98.),  wurden  die  Yehmgerichte  entbehrlich. 
Mit  dem  evrigen  Landfrieden  hätte  jede  Jurisdiction  über  ihre  engeren 
Sprengel  hinaus  fortfallen  können.  Nichtsdestoweniger  gab  ihnen  K. 
Maximilian  gleichzeitig  eine  Reformation,  die  sie,  jedoch  in  sehr  be- 
schränkter Weise,  noch  als  Reichsgerichte  anerkannte.*^  Fiel  ihre  Wirk- 
samkeit ausserhalb  Westfalens  dadurch  auch  praktisch  im  Ganzen  fort, 
so  mussten  doch  noch  im  16.  Jahrh.  die  Reichsgesetze  gegen  sie  ein- 
schreiten.^^   Mit  der  Einsetzimg  des  Rcichskammergerichts  hörten  sie  in 

schreiben  zu  lassen ,  weil  dies  die  Rechte  des  Erzbischofs  yerletze.  1488  (das.  n. 
994.)  widerruft  derselbe  die  dem  Ritter  v.  Raesfeld  ertheilte  Erlaubniss,  Frei- 
grafen zu  creiren,  aus  demselben  Grunde. 

^^  Im  15.  Jahrh.  erstreckte  sich  die  Statthalterschaft  über  alle  Freistühle  auch 
ausserhalb  des  eigentlichen  Herzogthnms.    Kopp  a.  n.  0.  S.  308  ff. 

^^  Kapitel  zu  Heidelberg  berufen  von  K.  Ruprecht  1401  und  dessen  Fragen, 
bei  Seibertz  n.  904.    Andere  setzen  sie  in  140S. 

"  Urk.  V.  28.  Nov.  1475  (Seibertz  n.  978),  worin  der  Gubernator  der  £irohe 
zu  Köln,  Landgraf  Hermann  von  Hessen,  die  Stadt  Werl  gegen  deren  und  der 
geistlichen  Gerichte  üebergriffe  in  Schutz  nimmt. 

"  Ref.  vom  10.  Sept.  1495  in  Neue  Samml.  11.  S.  18  ff. 

"  R.A.  zu  Worms  von  1521  §.  17.  R.K.G.O.  von  1555.  Thl.  II.  Art.  XX.  §.  8. 
schreibt  Einschreiten  von  Seiten  der  Fisoale  vor  bei  üeberschreitung  ihrer  Competenz. 
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Wirklichkeit  auf,  kaiserliche  Gerichte  zu  sein.  Dies  und  die  ausgebildete 
Landeshoheit  drückte  sie  nothwendig  herab  zu  landesherrlichen  Gerichten 
des  Erzbischofs  von  Köln  wie  der  übrigen  Herren,  in  deren  Territorien 
sie  bestanden.  Von  nun  an  waren  sie  eine  förmliche  Anomalie  im  Yer- 
hältniss  zu  den  neuen  Zuständen.  Hätte  man  ihnen  die  alte  Macht  im 
Territorium  gelassen,  so  wäre  in  der  That  die  Stellung  des  Landesherm 
gefährdet  gewesen,  zumal  ihre  Ordnungen  gegen  die  Fortschritte  der 
Zeit  zurückstanden.  Sie  wurden  daher  von  dem  Erzbischofe  selbst  zu 
Gerichten  für  unbedeutende  Vergehen  herabgedrückt  und  erhielten  sich 
in  dieser  Eigenschaft  vereinzelt  aber  unter  steter  Anwendung  der  alten 
feierlichen  Formen  bis  auf  dieses  Jahrhundert. 

§.  117. 

b.    VerfARBung.    Corapetenz. 

I.  An  der  Spitze  des  Vehmgerichts^  stand  der  Freigraf,  der 
entweder  früher  der  Erbhen-  oder  Reichs -Lehnsträger  des  Freistuhls 
oder  ein  von  diesem  ernannter  und  vom  Kaiser,  später  vom  Erzbischofe 
von  Köln  bestellter  und  investirter  freier  Mann  (Ritter  oder  Gemeinfreier) 
sein  musste."^  Er  war  für  die  ordentliche  Handhabung  des  Gerichts  ver- 
antwortlich dem  Kaiser,  bez.  dem  Erzbischofe  als  kaiserlichem  Statthalter. 

n.  Ihre  Gerichtsbarkeit  leiteten  die  Vehmgerichte  zurück  auf  Karl 
den  Grossen,'^  der  ihnen  die  Privilegien  und  Ordnimg  gegeben  habe. 
Hierin  liegt  das  Wahre,  dass  sie  überhaupt  die  Nachfolger  der  karo- 
lingischen  Grafengerichte  waren.  Dies  brajchte  vor  Allem  mit  sich  die 
Anwendung  feierlicher  Formen  bei  der  Bestellung  der  im  Gerichte 
thätigen  Personen  und  bei  dem  Verfahren  selbst. 

ni.  Die  Vehmgerichte  waren  zunächst  die  alten  Grafengerichte  für 
die  Klagsachen  der  Freien  hinsichtlich  des  freien  Grundeigenthums  und 
zur  Vornahme  der  wichtigeren  Rechtsgeschäfte.    In   dieser  Beziehung 


i  üeber  den  Aasdruck  Yehme,  der  zuerst  in  der  §.  116  n.  7  abgedr.  ürk. 
V.  12Ö1  Torkommt,  sieh?  die  Ausführung  Ton  Wächter  a.  a.  O.  S. 145 ff.,  Gaupp 
8.  10  ff.  Gegen  meine  Ableitung  von  fahm,  infaemen,  tritt  Seibertz  S.  577 
N.  2Ö  auf  Er  leitet  das  Wort  vom  lateinisohen  fama  ab  und  sieht  —  wie  „famos 
Li^ell*'  —  den  Grund  in  dem  Gerüchte,  in  der  Boleumdung  als  Ursache  des 
Verfahrens. 

2  Dass  auch  Ministerialen  die  Grafschaft  einzeln  hatten,  zeigt  F  ick  er 
B.F.  8.  79  fg. 

«  YgL  Wächter  S   148  ff.    Siehe  auch  das  Citat  in  Note  17  des  vorherg.  §. 


368  Gesoh.  d.  GeriohteweienB.  I.  Kap.  §.  117. 

hatten  sie  nur  für  ihre  einzehien  Sprengel  Gerichtsbarkeit.^  Weiter 
hatten  sie  eine  keiner  anderen  Berufung  als  an  den  Erzbischof  und  Kaiser^ 
unterliegende  Blutgerichtsbarkeit  über  die  Gerichtseingesessenen. 

lY.  Neben  dieser  Competenz  behaupteten  und  übten  sie  eine  gleiche 
über  alle  Freischöffen,  mochten  diese  in  Westfalen  wohnen  oder  nicht. 
Sie  gingen  aber  noch  weiter  und  legten  sich  als  eigentliche  kaiserliche 
Gerichte  eine  Gerichtsbarkeit  tui  das  ganze  Reichsgebiet  bei:  1)  in  allen, 
auch  Civilsachen,  wenn  der  Kläger  durch  Schuld  des  Richters  oder 
den  Ungehorsam  des  Beklagten  kein  Recht  fand  und  der  Schhldige  der 
Aufforderung,  welche  nach  der  auf  Bitten  des  Klägers  oder  auf  Grund 
der  von  einem  Freischöffen  aus  eigenem  Antriebe  angebrachten  Ye hm- 
wroge  erfolgte,  nicht  genügte,  2)  für  alle  Friedensbruchsachen,  3)  fiir 
die  schweren  Verbrechen  gegen  die  Religion  und  christliche  Sitte  (Mein- 
eid, Ketzerei,  Ehebruch  u.  dgl.).^  Diese  subsidiäre  Gerichtsbarkeit  ist 
zwar  einzeln  angezweifelt,  jedoch  selbst  in  den  Reichsgesetzen  anerkannt 
und  faktisch  auch  von  den  Yehmgerichten  geübt  worden. 

V.  In  persönlicher  Beziehung  erstreckte  sich  ihre  Gerichts- 
barkeit, abgesehen  vom  Kaiser  ^   und  Erzbischofe  von  Köln,  nicht  auf 


^  Siehe  die  §§.  77.  111.  citirten  Urkunden.  Kais.  Ruprechts  Fragen^  RA-  von 
1495.  üeberschreitungen  weisen  aber  naoh  Üsener  und  Wigand.  In  der  ürk. 
n.  74  bei  Seibertz  von  1177  heisst  es:  „Heinricus  cognomento  Munzun  eodem 
tempore  apud  eundem  locum  super  Liberos  et  Liberoram  agros  Comioia 
positus*".  ürk.  über  CiTilacte  bei  Seibertz  num.  86  von  1184,  118  Ton  1203,  345 
von  1269,  361  Ton  1273.  —  Literessant  ist  die  Urk.  bei  Seibertz  n.  1100  (aus  der 
Zeit  von  1290—1298,  wie  Seibertz  HI.  S.  464  in  der  Kote  dartbut). 

In  den  meisten  der  hier  und  früher  aufgezählten  Urkunden  ist  auch  die  Rede 
von  Einkünften  aus  dem  Freibanne. 

^  Vgl*  §•  118.  Ueber  die  Berufung  an  den  Kaiser  und  im  15.  Jahrhundert 
auch  an  das  kaiserl.  Hofgerioht  sehe  man  die  Citate  bei  Wächter  S.  236  f. 

^  K.  Ruprechts  Fragen  XXYI.  XXYIII.  (bei  Seibertz;  in  Neue  Sammlung 
§.  31  ff.}.  Die  26.  Frage  lautet:  „wat  saken  ond  punten  dat  sin  daromb  dat  men 
eynen  mann  an  die  fristoill  ond  gerichte  heischen,  yerboden  ond  verfemen  solle  ond 
möge?  —  Die  frigreuen  hebn  darop  geantwort:  mit  dem  eirsten  ketter  die  Ton  dem 
kristen  glouen  fallent,  Duffstall,  kirchhoue  ond  kirchen  schynnen,  die  noittoch  dein, 
kindelbedde  rouen  ond  plündern,  heymliche  veyrederie,  yerrait,  onentsacht  eym  hem 
dat  sine  to  nemen  ond  meynheyde  rursatlich  to  sweren.*^  R.A.  Yon  1438  (Neue 
Samml.  I.  S.  158 )  §.  34,  Ton  1442  §.  13,  14  und  ganz  so  in  der  Ordnung  Maximilians 
Ton  1495.  Vgl.  auch  die  Darstellung  von  Wigand  und  Wächter,  welche  gegen 
die  Ton  Eichhorn  gerichtet  ist. 

^  Trotzdem  massten  sich  drei  Freigrafen  an,  den  K.  Friedrich  III.  und  dessen 
Kanzler,  Bischof  Ulrich  Ton  Passau,   im  J.  1470   vor  das  Freigericht  zwischen  den 
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Geistliche^  und  Juden.^  Zweifelhaft  bleibt  es,  ob  Weiber^^  mibe- 
dingt  ihr  unterstanden.  Dagegen  ist  es  sicher,  dass  sie  über  Reiobs- 
fürsten  und  andere  Reichsstände  Competenz  beanspruchten  und  auch 
handhabten/^ 

YI.  Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wurde  aber  durch  eine 
Anzahl  von  kaiserlichen  Privilegien  manchen  Territorien  und  Städten  das 
Privilegium  de  non  evocando  gegenüber  den  Yehmgerichten  er- 
theilt.'^  Dasselbe  Privileg  war  bereits  im  IS.  Jahrhundert  einzelnen 
Städten  im  Herzogthum  Westfalen  vom  Erzbischofe  verliehen  und  ist 


Pforten  zu  dem  Wünnenberg  zu  laden.  Siehe  hierüber  Wftohter  a.  a.  O.  S.  240  ff. 
Bei  Usener  ist  in  der  Samml.  der  gemeinen  ürtheile  aus  den  Jahren  1438 — 1455 
S.  160  f.  ein  ürtheil  mitgetheilt,  das  eine  Ladung  des  Königs  für  eine  höchst  straf- 
bare Handlung  erklärt. 

8  E.  Ruprechts  24.  (19.)  Frage.  ^Darop  antwerden  die  frygreven  die  genen 
die  gewyet  sint  wo  wenioh  des  is  die  gehorent  erme  oyersten  to,  die  soll  men 
jrme  bischop  antworden  off  sie  missdait  van  dar  over  begrepen  werdend  Daher 
der  Gebrauch ,  bei  Ladungen  Ton  ganzen  Gemeinden  die  Geistlichen  ausdrücklich 
anszuBchliessen.    Usener  S.  54.  95.  Ausnahmen  bei  Wächter  S.  197  f. 

9  Urk.  Tom  5.  Oct.  1348  bei  Seibertz  n.  1118,  worin  Graf  Gottfried  IV.  von 
Arnsberg  bekennt  „dat  uns  unse  Here  dey  Kaysere'van  Rome  hevet  enboden  dat 
men  over  neyneschen  Juden  richten  en  sal  vor  den  vrigen  stuhle  und  dat  dey 
veme  is  gheheten  wante  dat  nu  van  aldes  recht  heyet  ghewesen,  hir  umme  want 
uns  unse  here  dey  keyser  von  Rome  alsus  hevet  enboden  so  sy  wy  des  to  rado 
woren  myt  willen  und  mit  volburt  al  unser  Nachkomelinge  undo  unser  rechten 
erven  myt  rade  unser  vront^  u.  s.  w.  Andere  stellt  zusammen  Wächter  S.  194, 
der  übrigens  auch  faktische  Ueberschreitungen  nachweist. 

^^  Amsberger  Reformation  von  1437  (Seibertz  n.  938)  §.  8.  »Item  so  en 
soll  man  nyet  heyschen  noch  verbodynge  dein  umb  eyncherleye  Sachen  Yrawen 
anders  dan  vur  dat  offenbare  gedynge  mit  den  Vroenen  in  dem  fr  yenbanne 
dar  sy  yene  gesessen  synt.^  Dieser  Abdruck  ist  nach  einer  gleichzeitigen 
Abschrift  gemacht.    Tgl.  auch  Wächter  S.  198  f. 

"  Wächter  S.  199  ff.  Beruh.  Thiersch  Die  Yervemung  des  Herz.  Hein- 
rich des  Reichen  von  Baiern  u.  s.  w.,  Essen  1835.  Dann  die  Ladung  des  Herz.  Wil- 
helm von  Sachsen  1454. 

"  Wächter  S.  190  ff.  weist  deren  nach  für  Württemberg  von  1361,  1415, 
1495,  Ulm  1359,  Eurmainz  1447  u.  s.  w.  Andere  bei  U s e n  e r  und  Gaupp. 
Meistens  war  aber  auch  hier  zur  Voraussetzung  gemacht,  dass  der  ordentliche  Richter 
thätig  werde.  Dies  entsprach  durchaus  der  Gewohnheit  des  Kaisers  bei  Verleihung 
derartiger  Privilegien  überhaupt.  Vgl.  §.  69;  §.  3.  cap.  XL  der  bulla  aurea  von 
1356.  —  Dass  auch  in  Tirol  die  Vehmgerichte  ihre  Jurisdiction  im  15.  Jahrb. 
handhabten,  ist  gezeigt  von  Ladurner  im  Arch.  f.  Gesch.  und  Alterth.  Tirols 
1869.    6.  Jahrg.  S.  193  ff. 

V.  Schulte,  Koicb»-  u.  Recbtagoa^ta.    3.  Aufl.  24 
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auch  später  einigen  ertheilt  worden.^^  Dies  erklärt  sich  aus  dessen 
Stellung  zur  Genüge. 

§.  118. 

8.  Die  höchsten  kaiiierliohen  Gerichte.* 

L  Bis  ins  13.  Jahrhundert  hinein  sass  der  Kaiser  wie  in  der  fran- 
kischen Zeit  auf  den  Reichs*  und  Hoftagen  in  den  verschiedenen  Reichs- 
ländem,  sei  es  in  den  Pfalzen  oder  in  Städten,  zu  Gericht  über  die 
Sachen  der  Grossen.  Auch  konnte  man  jegliche  Sache  vor  ihn  bringen. 
Dazu  wurden  auch  besonders  Rechtsgeschäfte  aUer  Art  vor  dem  Könige 
abgeschlossen  oder  bekundet  (§.  72.).  Zur  Seite  stand  ihm  hierbei  ein 
Pfalzgraf,  unter  dessen  Yorsitze  die  minder  wichtigen  Sachen  entschieden 
wurden. 

II.  Friedrich  II.  gab  der  kaiserUchen  Justiz  eine  festere  Gestaltung 
durch  Einsetzung  eines  ständigen  Hofrichters,  judex  curiae,  im 
J.  1235,^   so   dass  seitdem  das  kaiserliche  Hofgericht  entweder 

^*  Vgl-  §.  116  n.  7.  Urk.  von  1286  bei  Seibertz  n.  1099  für  die  Stadt 
Attendorn. 

*  0.  Franklin  Das  Reiohshofgericht  im  Mittelalter.  1.  Bd.  1867.  (Gesoliiohte 
von  Heinrich  L  bis  zum  Untergänge  und  Anfänge  des  Beiohskammergerichts  bis 
1495).  2.  Bd.  (Verfassung,  Verfahren)  1869.  Weimar.  Es  macht  dies  ausgezeich- 
nete Werk  die  ganze  frühere  Literatur  entbehrlich.  Ders.  Das  königl.  Kammer- 
gerioht  vor  dem  Jahre  MCDXCV.  Berlin  1871.  D^rs.  Sententiae  curiae  Re^iriB. 
Rechtssprüche  des  Reichshofes  im  Mittelalter.  Hannorer  1871.  Tomasch ek  Die 
höchste  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs  und  Reichs  im  15.  Jahrh.  Wien  1865. 
Ueber  die  Bemühung  des  österr.  Prir.  majus,  die  kaiserl.  Gerichtsbarkeit  für  Oester- 
reich  auszuschliessen  Berohtold  Oesterr.  LH.  S.  177  ff. 

^  Landfr.  t.  Mainz  c.   15.  (Leg.  IL  p.  817;   siehe   die   rerschiedenen  Lesarten 

bei  Boehlau):  |,De  iusticiario  curie Statuimus  igitur,   ut  curia  nostra 

iusticiarium  habet,  yirum  libere  oondicionis,  qui  in  eodem  persistat 
officio  ad  minus  per  annum,  si  bene  et  iuste  se  gesserit.  Hie  singulis  diebus 
iuditio  presideat,  exceptis  diebus  dominiois  et  aliis  festis  maioribus,  iua  red- 
dens  Omnibus  querelantibus,  preterquam  de  principibus  et  aliis  personis 
sublimibus  in  oausis  que  tangunt,  personas,  ins,  honorem,  feoda,  pro- 
prietatem  yel  hereditatem  eorundnm  et  nisi  de  oausis  maximis;  pre- 
dictorum  etenim  discussionem  et  iudicium  nostre  celsitudini  reservamus. 
Hio  iudex  terminos  siye  dies  in  Ulis  arduis  causis  eorundem  que  ad  ipsum  spoctant, 
non  prefiget  sine  nostro  speciali  mandato.  Reos  non  proscribet  nee  a  pro- 
scriptione  absolyet;  h e c  namque  anctoritati  nostre  excellencie reserya- 
mus.  Et  idem  iurabit.  quod  nichil  accipiet  pro  iuditio,  quod  nee  amore  noc  odio^ 
neo  prece  nee  precio,   nee  timore  nee  gracia,  nee  alia  quacumque  de  causa,  iudi- 
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unter  dem  Yorsitze  des  Kaisers  oder  regelmässig  des  Hofrichters 
tagte.  Diese  Einrichtung  blieb  auch  unter  den  folgenden  Kaisern  be- 
stehen, obwohl  vielfach  die  Kaiser  durch  Cassation  der  Erkenntnisse  ihrer 
Hofrichter  und  durch  Privilegia  de  non  appellando  deren  Jurisdiction 
ISotrag  tibaten. 

ni.  Tor  den  Hofrichter  gehörten  alle  Sachen,  die  man  vor  den 
König  brachte  mit  Ausnahme  der  Causae  maximae  oder  majores 
der  Fürsten  und  anderen  hohen  Leute,  nemlich  Criminalklagen 
gegen  dieselben  und  Klagen,  welche  ihre  Reichslehen  und  Erbgüter  be- 
trafen.^ üeber  diese  konnte  nur  im  Gerichte  unter  des  Königs 
Yorsitze  abgeurtheilt  werden.  Dies  bestand  aus  den  auf  Reichs-  oder 
Hoftagen  um  den  König  versammelten  Grossen.  Im  Laufe  der  Zeil; 
wurden  jedoch  den  Hofrichtern  auch  mancherlei  andere  Sachen  entzogen.^ 


cabit  aliter  quam  instum  soiat,  Tel  credat  secundum  oonscienciam  suam,  bona  fide 
sine  omni  fraude  et  dolo.  Eidem  dimittimns  et  assignamus  iura,  que  ez  absolutione 
proBcriptorum  proveniunt,  que  Tulgo  dicuntur  wette ;  eorum  dumtaxat  quorum  cause 
coram  eo  tractate  sunt,  ut  beneyolencius  iudicet  et  a  nullo  munera  recipiat;  quam 
penam  nemini  relaxabit,  ut  homines  proscriptionem  pooius  timeant.  Idem  habebit 
notarium  specialem,  qui  nomina  proscriptorum  scribet,  et  actorum  et  causam 
ipsam  siye  querelam,  et  diem  quo  proscriptione  involyentur;  item  nomina  absolu- 
torum  a  proscriptione  et  actoris  propter  quem  proscripti  fuerunt,  causam  et  diem 
absolucionis,  fideiussorum  absolut!  nomina,  qui  sint,  et  nnde  sint,  sive  aliam  cautio- 
nem  quam  prostat  absolyendus  iuzta  consuetudinem  terrarum  pro  satisfactione  que- 
relantis.  Idem  reoipiet  litteras  continentes  querelas,  et  seryabit.  Idem  nullam  aliam 
curam  negociorum  curie  habebit.  Idem  scribet  nomina  eorum  qui  accusantur  Tel 
denunciantur  tanquam  nociyi  terre,  et  infamiam  et  eorum  nomina  quando  a  sus- 
pitione  absolyentar  delebit.  Idem  scribet  omnes  sentencias  coram  nobis  in  maiori- 
bus  causis  inyentas  mazime  iuditio  obtentas,  que  yulgo  dicuntur  gesamint  urteil,  ut 
in  posterum  in  casibus  similibus  ambiguitas  rescindatur,  ezpressa  terra  secundum 
consuetudinem  cuius  sentenciatum  est  Idem  erit  laicus  propter  sentencias  sanguinum, 
quas  clerico  scribere  non  licet,  et  preterea  ut  si  delinquit  in  offico  suo,  pena  debita 
puniatur.  Item  iuramentum  prestabit  secundum  formam  iuramenti  qualiter  iusticiarius 
facit,  et  quod  fideliter  et  legaliter  se  habebit  in  officio,  nichil  scripturus  et  facturus 
contra  ins  et  debitum  secundum  oonscienciam  bone  fidei,  omni  dolo  et  fraude  cessante." 

*  Vgl  §§.  69.  72.  76  84  ff.  Siehe  die  Stellen  des  Sachsp.  L.  R.  m.  52.  3., 
III.  65.  1.  femer  Deutschsp.  L.  E.  287.  299.  Verm.  Sachsp.  VI.  9.  dist.  8., 
21.  dist.  2.    Seh  WS.  L.R   106. 

*  So  die  Friedensbruohsachen,  ygl.  §.  73;  dazu  kam  die  Jurisdiction  der  für 
einzelne  Theile  des  Reichs  aufgestellten  Vi carii  (§.71,  73.);  die  yielen  priyilegia 
de  non  erocando  (§.  69.  n.  8.  9.)  Franklin  und  Ficker  Forschungen  liefern 
das  Material. 

24* 
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Yoraussetzung  der  richterlichen  Thätigkeit  des  Hofrichters  war,  dass 
er  sich  beim  Kaiser  an  dessen  Hofe  befand.  Deshalb  hörte  seine  Juris- 
diction auf,  wenn  der  Kaiser  sich  ausserhalb  des  Beiches  aufhielt  oder 
der  Thron  erledigt  war.  In  beiden  Fällen  hatten  dies  Richteramt  die 
Beichsvicarien,  sowohl  die  kraft  ihrer  Kurämter  dazu  berufenen  ab 
auch  die  im  einzelnen  Falle  besonders  eingesetzten.* 

Klagen  gegen  den  König  selbst  gehörten  aber  nicht  vor  den  Hof- 
richter, sondern  den  Pfalzgrafen  Tom  Rheine  und  das  Fürstengericht 
(§§.  69.  70.). 

IT.  Es  lag  in  der  Beschaffenheit  der  dargestellten  Einrichtung,  dass 
bei  der  Entwicklung  des  Staatsrechts  (§§.  69.  76.)  und  dem  öffentlichen 
Bechtszustande  (§.  73.)  durch  diese  in  der  That  unvollkommene  Beichs- 
justiz  keine  grundliche  Besserung  der  Bechtspflege  möglich  war.  Das 
Beichshofgericht  hörte  um  1450  auf.  Der  Kaiser  entschied  die  an  ihn 
gelangenden  Sachen  mit  Beiziehung  von  kaiserlichen  Bäthen  und  Dok- 
toren. Diese  Einrichtung  eines  Kammergerichts  besteht  von  1442  an 
neben  dem  Hofgericht  wohl  als  Folge  des  langen  Aufenthalts  des  Kaisers 
Friedrich  III.  in  seinen  Erblanden.  Die  Fürsten  drangen  zur  Sicherung 
des  Landfriedens  auf  die  Einrichtung  eines  ständigen  geordneten  obersten 
Eeichsgerichtshofes  f  der  Kaiser  ging  darauf  willig  ein.®  Seine  Errichtung 
kam  zwar  zu  Stande,^  indem  Friedrich  HI.  ein  Kammergericht  ein- 
setzte und  mit  einer  Ordnung  versah.  Indessen  blieb  seine  Gerichtsbar^ 
keit  wegen  des  Misstrauens  der  Fürsten  eine  sehr  unvoUkommene. 

§.  119. 

C.  Der  Rechtszug  an  die  Oberhöfo.*    Die  Hofgerichte.** 

L  Der  Ursprung  mancher  Stadtrechte  durch  Bewidmung  mit  dem 
Bechte  einer  anderen  führte  früh  dazu,  in  Zweifeln  bei  der  Mutterstadt 


^  Vgl.  §.  71.  Die  im  Texte  ausgesprochene  Ansicht  hat  besonders  Franklin 
gegen  ältere  Meinungen,  dass  der  Hofriohter  nur  ein  dem  Namen  nach  veränderter 
Ständiger  Richter  in  der  Königlichen  Pfalz  gewesen  sei,  und  gegen  neuere,  nament- 
lich die  Zöpfrs  R.  O.  S.  469  n.  23.  der  3.  Aufl.,  dass  sich  die  ganze  Einrichtung 
anf  das  Hofgericht  zu  Rottweil  bezogen  habe,  gründlich  bewiesen. 

5  R.  A.  V.  1435  §.  2.  {Neue  Samml.  I.  S.  160). 

6  Landf.  K.  Albrechts  v.  1438  §.  26.    Vgl.  Reichst  zu  Nürnb.  1438  §.  8,  9. 
»  Ordnung  dos  kais.  Camraer-Geriehts  vom  24.  Oct.  1471.  (X.  S.  249—252). 

*  Literatur  §.  60.  Für  das  platte  Land  geben  die  Weisthümer  Ton  Grimm 
manche  Belege.    Ygl.  auch  unten  §.  136. 

*♦  Für  einzelne  Territorien  bieten  Material:  Brandenburg  Das  Werk  von  F.  J. 
ICühns  Gesch.  der  Gerichtsverf.  und  des  Prozesses  in  der  Mark  Brandenb.  von  X. 
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aii2ufiragen,  auch  geradezu  den  einzelnen  streitigen  Fall  zur  Entscheidung 
vorzulegen.  Hieraus  bildete  sich  herkömmlich  da»  Gericht  der  Mutter- 
stadt zu  einer  höheren  Instanz  für  die  Töchterstädte  aus,  ohne  dass  in 
den  meisten  Fällen  irgend  ein  Zwang  vorlag.  Ein  solcher  bestand  jedoch, 
wenn  bei  der  Mittheilung  eines  Rechts  oder  später  die  bewidmete  Stadt 
geradezu  angewiesen  wurde,  zur  Rechtsbelehrung  sich  an  eine  andere  zu 
wenden.^ 

n.  Abgesehen  von  diesem  Falle  kennen  die  Stadtrechte  des  früheren 
Mittelalters  durchgehends  keine  Beruftmg  von  einem  Erkenntnisse  j  viel- 
mehr bestimmen  die  meisten,  dass  eine  entschiedene  Sache  nicht  mehr 
vor  einen  anderen  Richter  gebracht  werden  dilrfe.^ 


bis  zum  Ablauf  des  XY.  Jahrb.  2  Bde.  Berlin  1866 ,  67.  —  Sohleswig-Holstein- 
Ijanenbnrg :R  Brinokmann  Aus  dem  deatschen  Recbtsleben.  Sobilderungen  des 
Rechtsganges  und  CulturzuBt.  der  letzten  drei  Jahrb.  auf  Grund  von  8  H.  L.  Acten 
des  kaifi.  Reichakammerger.  Kiel  1862,  für  Westfalen  P.  Wigand  Denkwürdigkeiten 
f.  deutsche  St.- u.  Rechtswiss.  Leipz.  1864,  Seibertz  Rechtsgesch.  Für  Oesterreioh 
gibt  einige  Kotizen  über  das  Yerhftltniss  des  herzogl.  Gerichts  zu  den  der  Landes- 
herren u.  s   w.    Berchtold  S.  166  f.  172  f. 

^  Höchst  interressant  ist  die  Notariatsurkunde  bei  Seibertz  n.  861.  vom 
81.  Juli  1377,  worin  der  judex,  proconsul,  consul  et  opidani  in  Gegenwart  des  Erzb. 
Friedrich  III.  und  seiner  Getreuen  auf  den  Befehl  des  Erz  Bischofs  bekunden,  „quod 
a  sententiis  judicis  proconsulum  et  consulum  opidi  in  Geseke  apellari  possit 
et  debeat  ad  Judicium  opidi  in  Rüden,  quodque  opidum  et  opidani  in  G.  pre- 
dicti,  nnirersaliter  et  singulariter,  in  oausis  hujuamodi  appellationum 
sequi  teneantur  forum  et  Judicium  judicis  proconsulum  et  consulum  opidi  in  Rüden 
et  sententias  super  hujusmodi  appellationibus  ab  ipsis  jndice  proconsulibus  et  con« 
sulibus  in  Rüden  tanquam  a  oapitc  eorum  immedlato,  sicut  alia  (opida) 
parva  Westfalie  predicta  faciunt,  recipere  ac  illis  in  omnibus  stare  et  parere.  Quod- 
que premissa  sie  fieri  debere  semper  dici  audiyerint  a  suis  parentibus  progenitoribus 
et  ea  etiam  sie  facta  esse  et  fieri  in  pluribns  causis  appellationum  de  judicibus  seu 
jndloio  in  Gesecke  ad  judices  seu  Judicium  in  R.  interpositorum  viderint  et  alias 
communis  de  premissis  in  opido  R.  .  ac  in  terra  Westfalie  semper  fuerit  et  sit  fide 
dignorum  assertio,  vulgare  verbum  ac  publica  vox  et  fama ,  itaque  contra  premissa 
de  jure  non  debeat  esse  contradictio  sive  excusatio  aut  defensio  aliqualis.'^ 

«  Z.  B.  im  Soester  Recht  von  1120  §§  6.  16.  17,  Medebaoher  (Seibertz 
n.  66.)  Ton  1166  §§.  „1)  Qnodcunque  negocium  coram  preposito  nostro  vel  Decano 
terminatum  fuerit  sive  per  justiciam  sive  per  misericordiam  in  tali  stabilitate  manebit 
nt  ad  altiorem  judicem  amplius  non  transferatur.  —  2)  Quod  uero  coram  Aduocato 
ierminatur,  sub  regis  banno  et  ciuium  non  testimonio  ratum  habemus  ita,  ut  neo 
Archiepiscopus  nee  Imperator  nee  aliquis  judex  deinceps  super  hoc  fatigetur.  — 
3)  Causa  que  coram  uillico,  uel  coram  judice  quotidiano  terminata  fuerit  ciuili  ju- 
Btitia,  stabilis  et  rata  manobit  et  coram  aduocato  nihil  amplius  ^^  ^^  debet  retrao- 
tari.^    Die   österreichischen   lassen   aber    regelmässig   die   Berufung   an   den 
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in.  In  den  Territorien  bildet  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Regel, 
dass  die  schweren  Sachen  dem  Landesherm  oder  seinem  Gerichte  vor- 
behalten bleiben,  im  übrigen  die  Gerichtsbarkeit  ohne  Zulä49sigkeit  emer 
Berufung  den  yerschiedenen  niederen  Gerichten  zusteht.  Für  den  Fall 
der  RechtsYerweigerung  wird  aber  der  Landesherr  thätig.  Mit  der  Um- 
bildung des  Yerfahrens  und  dem  Fortfalle  der  Theilnahme  des  Yolks  an 
den  Gerichten  konmit  die  Zulässigkeit  regelmässiger  Berufungen  auf. 
Indem  man  sie  den  Hofgerichten  zuwies,  erlangten  diese  den  Charakter 
förmlicher  Appellationsgerichte. 

m.  Die  neuere  Zeit. 
§.  120. 

1.   Die  Territorialgeriohte. 

I.  Mit  den  Veränderungen,  welche  in  der  Stellung  der  Landesherren 
als  Reichsstande  und  Territorialherren  im  15.  Jahrh.  bereits  eintraten 
und  von  da  ab  immer  mehr  deren  volle  Selbstständigkeit  förderten 
(§.  95.  102  ff.),  hörten  auch  die  alten  Zustände  des  Gerichtswesens  auf. 
Dass  es  zur  Gerichtsbarkeit  irgendwie  des  Eönigsbannes  bedürfe,  daran 
dachte  Niemand  mehr;  alle  Gewalt  im  Lande  galt  als  Ausfluss  der  Hoheit 
über  das  Gebiet.  Neben  dieser  Entwicklung  wurde  von  der  grössten 
Bedeutung  für  die  Territorien  die  gänzliche  Veränderung  der  Geburts- 
stände (§.  105 — 107.).  So  mussten  die  alten  Landgerichte  ihren  Charakter 
gänzlich  verlieren.  Hierzu  kam  als  ferneres  wichtiges  Moment  die  ver- 
änderte Stellung  der  Städte  (§.  102.),  endlich  aber  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts  wie  des  Strafrechts  die  Geltung  des  fremden  Rechts  be- 
ziehentUch  die  in  dessen  Geiste  gemachten  Gesetze  und  Revisionen  der 
Stadt-  und  Landrechte  (§.  92.  93.).  Zwar  erhielten  sich  einzeln  noch 
bis  tief  ins  16.  Jahrh.  hinein  Spuren  des  alten  Zustandes;  im  Ganzen 
jedoch  bildete  sich  der  folgende  aus. 

n.  Die  Gerichtsbarkeit  über  die  Landbewohner,  welche  weder  dem 
Adel  angehorten  noch  ihr  Domizil  in  den  Städten  hatten,  stand  in  bürger- 
hchen  und  leichteren  Vergehen  entweder  zu  den  Herrschaften,  Rittern, 
Rittergutsbesitzern  oder  dem  Landesherm  selbst.  In  jenem  Falle  ver- 
sah sie  der  herrschaftliche  Amtmann,  Verwalter,  Gerichtspfleger,  Patri- 


Herzog,  die  bohmisohen  und  mährischen  an  den  König  zu.    Vgl.  §.  1S6.  nnd 
oben  §,  112  n.  8. 
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monialrichter,  im  letzteren  gleichfalls  ein  landesherrlicber  Amtmann. 
Während  man  zu  dem  letzteren  Amte  schon  seit  dem  16.  Jahrh.  mehr 
und  mehr  studirte  Leute  nahm,  blieb  den  Herrschaftsbesitzern  die  Be- 
setzung ziemlich  frei;  erst  im  Laufe  des  18.,  ja  einzeln  erst  unseres  Jahr- 
hunderts wurde  auch  diesen  yorgeschrieben,  ihr  Gericht  mit  Leuten  zu 
besetzen,  die  vom  Landesherm  als  befähigt  anerkannt  und  bestätigt  seien. 
Neben  beiden  Arten  erhielten  sich  noch  in  mannichfacher  Gestalt  in 
einzelnen  Territorien  Dorf-  oder  Orts-Gerichte,  welche  bald  durch  "Wahl 
der  Gemeinde  besetzt  wurden,  bald  aber  auch  mit  einem  Hofe  (Schulzen- 
hofe, Gerichtsschulze  u.  dgl.)  verknüpft  waren.  Diese  Gerichte  hatten 
jedoch  mehr  und  mehr  nur  über  Streitigkeiten  in  Gemeindesachen,  Feld- 
und  Waldfrevel  und  Injurien  zu  erkennen,  ja  sind  vielfach  zu  blossen 
Ortsbehörden  für  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (Yomahme  von 
Bechtsgescliäften,  Liventarisirung,  Führung  der  Grundbücher  u.  dgl.) 
herabgesunken. 

in.  In  den  lamdesfürstlichen  ^  Städten  war  in  der  Regel  für  alle 
Sachen  der  Bürger,  soweit  diese  keinen  höheren  Gerichtsstand  hatten, 
das  Stadtgericht  competent,  dessen  Besetzung  indessen  gleichfalls  nur 
vom  Landesherm,  obgleich  einzeln  auf  Präsentation  der  Städte,  ausging. 

rV.  lieber  die  dem  Adel  angehörigen  Personen  und  die  adeligen 
Güter  übte  das  fürstliche  Hofgericht  die  Gerichtsbarkeit.^  Vor  diesem 
gab  man  allmälig  den  höheren  landesherrlichen  Beamten,  im  Laufe  des 
17.  und  18.  Jahrh.  in  vielen  Territorien  den  meisten  Klassen  der  wirk- 
lichen Beamten,  überhaupt  gewissen  Klassen  von  Unterthanen  (z.  B. 
Doktoren,  Geistlichen  u.  a.)  in  allen  persönlichen  Civil-  und  in  Straf- 
sachen den  Gerichtsstand,  während  die  Klagen,  welche  liegendes  Gut  der 
Nichtadeligen  oder  nichtadelige  Güter  betrafen,  je  nach  dessen  Lage  vor 
das  Gericht  des  Amtmanns  oder  das  Stadtgericht  gehörten. 

Y.  In  Folge  der  Errichtung  des  Reichskammergerichts  und  der  Auf- 
nahme des  fremden  Prozesses  bildete  sich  der  Grundsatz  aus,  dass  in 


^  In  den  in  dem  Horigkeitsverbande  eines  anterthftnigen  Heim  stehenden  übten 
herrscbaftl.  Beamte  wie  auf  dem  Lande  die  Jurisdiction,  üebrigens  gab  es  solche 
Städte  nur  in  der  Markgrafschaft  Brandenburg,  dem  Herzogtfaum  Pommern,  Oester- 
reioh,  Böhmen,  M&hren  und  Schlesien ;  der  G^und  liegt  in  der  eigen thümlichen  Stel- 
lung dieser  L&nder,  sowie  darin,  dass  anderw&rts  die  Ausbildung  der  Stftdte  sich 
mit  der  Unterwerfung  unter  einen  Landsassen  nicht  vertrug. 

'  In  den  kais.  Erblanden  erhielt  sich  dafOr  der  Name  Landreoht,  wie  auch 
das  die  „Herrschaften **,  „Dominien**  und  sonstigen  bevorrechteten  GHitor  (Land- 
standsfähigkeit, Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.)  beschreibende  Grundbuch  Landtafel  hiess. 
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bürgerlichen  Rechtssachen  drei  Instanzen  möglich  seien.  Dies  rief  in 
den  Territorien,  welchen  ein  Privilegium  de  non  appellando  zur  Seite 
stand,  die  Errichtung  eigener  Appellationsgerichte, ^  Kammer- 
gerichte, .Oberhofgerichte  u.  dgl.  hervor,  theils  in  Gestalt  von 
Gerichtshöfen,  welche  nur  über  Berufungen  erkannten,  theils  so,  dass 
man  die  Hof- Kammer -Gerichte  u.  s.  w.  für  die  niedrigen  Gerichte  zu 
Appellationsgerichten  erhob,  für  die  in  erster  Instanz  bei  diesen  selbst 
verhandelten  Sachen  einen  anderen  Senat  desselben  Gerichts  oder  in  den 
Territorien,  wo  es  mehrere  Hofgerichte  gab,  ein  anderes  bestellte.  Hier- 
mit ging  meist  Hand  in  Hand,  dass  den  höheren  Gerichten  über  die 
niederen  ein  Aufsichtsrecht  eingeräumt  wurde. 

YI.  In  einzelnen  Ländern  haben  die  Landstande  auf  die  Besetzung 
und  Ordnung  besonders  der  höheren  Gerichte  mancherlei  Einfiuss  gehabt. 
Mit  dem  Abnehmen  ihrer  Gewalt  fiel  jedoch  dieser  meistens  hinfort. 
Dadurch  concentrirte  sich  die  ganze  Leitung  des  Gerichtswesens  in  der 
Hand  des  Landesherm,  der  sich  zu  dem  Ende  seiner  höchsten  Behörde, 
einer  eigenen  Hof-Justizkanzlei,  oder  eines  Justiz-Ministerii 
bediente. 

YII.  Neben  den  Berufungen  an  eine  höhere  Instanz  blieb  auch  in 
einigen  Territorien  das  Recht  in  Gebrauch,  sich  an  den  Landesherm  und 
die  Landstände  im  Wege  der  Bitte  (supplicatio,  revisio  u.  dgl.)  um 
wiederholte  Läuterung  des  Erkenntnisses  zu  wenden,  welche  auf  dem 
Landtage  oder  mit  den  obersten  Räthen  stattfand.  Während  jenes  fort- 
fiel, bheb  letzteres  bestehen;  vielfach  vnirde  auch  dieses  Recht  der 
obersten  Justizbehörde  übertragen,  bis  sich  im  vorigen  Jahrhundert  in 
emzelnen  Territorien  der  Rechtszug  durch  Berufung  an  eine  dritte  In- 
stanz fester  gestaltete  und  die  Einsetzung  eigener  Oberhofgerichte, 
Ober-Appellationsgerichte,  Oberinribunale  zur  Folge  hatte.  Die 
ordentliche  Einrichtung  solcher  wurde  endlich  in  der  deutschen  Bundes- 


*  Neue  prilegia  de  non  appellando,  da  sie  das  der  Bulla  aurea  nicht 
gebrauchten,  bekamen  Ghur-Pfalz  1652,  Köln  16&3,  Mainz  1655.  Trier  Hess  sich 
keins  geben;  für  Sachsen  ist  es  erneuert  1659,  (K.  O.  Günther  Der  unbegrenzte 
Umfang  der  sftchs.  Appellationsfreiheit.  Dresden  1789),  für  Brandenburg  1658. 
Württemberg  erhielt  es  1495,  1555,  Baiern  1620,  Schweden  im  westfälischen 
Frieden.  Auch  Oesterreich  Hess  sich  1530  ein  solches  geben,  1548  Burgund.  In 
allen  diesen  Staaten  wurden  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrh.  eigene  Appellations- 
gerichte  oonstituirt.  Ein  solches  ward  auch  von  Ferdinand  I.  für  Böhmen  zu 
Prag  1647  errichtet.  Siehe  Graf  Auersperg  Geschichte  des  kön.  böhm.  Appel- 
lations-Gerichts.    Prag  1806. 
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akte^  allen  Staaten  vorgeschrieben.    Die  neueste  Zeit  geht  wesentlichen 
Aenderongen  entgegen. 

YllL  In  den  Keichsstädten  blieb  die  Justiz  auf  der  alten  Orund- 
lage  bestehen;  jedoch  traten  auch  in  ihnen  alhnälig  an  die  Stelle  der 
früheren  Gerichte  mit  gelehrten  Richtern  besetzte  Behörden,  deren  es 
gleichfalls  in  den  grösseren  mehrere  mit  verschiedener  Competenz  gab. 
Für  die  höheren  Instanzen  blieben  die  Reichsgerichte  competent. 

IX.  Gleichartig  bildete  sich  endhch  das  Gerichtswesen  aus  in  den 
übrigen  unmittelbar  unter  dem  Reiche  stehenden  Gebieten. 

X.  Das  fremde  Recht  hatte  auf  das  Gerichtswesen  femer  den  grossen 
Einfluss,  dass  an  die  Stelle  des  Urtheilholens  bei  Oberhöfen  und  auch 
in  manchen  Territorien  die  Aktenversendung  an  die  Juristen- 
fakultäten stattfand  zur  Fällung  des  Spruches  im  Kamen  des 
erkennenden  Gerichts.^ 

§.  121. 

2.    Die  neichsgerichte. 

I.  Im  Reichsabschiede  zu  Worms  von  1495  (§§.  73.  91.)  wurde  zu- 
nächst das  vordem  (§.  73.)  schon  bekannte  Mittel  der  Austräge  in 
eine  festere  Form  gebracht  und  auch  in  den  späteren  Ordnungen  des 
Eanmiergerichts  belassen.'  Von  den  im  Wege  dieses  Verfahrens  ge- 
schöpften Urtheilen  bUeb  die  Berufung  an  das  Reichsgericht  vorbehalten,^ 
weshalb  die  Austrägalgerichte  den  Charakter  von  Schiedsgerichten  an 
sich  trugen. 

n.  Das  eigentUche  Mittel  zur  wirksamen  Aufrechthaltung  des  Land- 
friedens bildete  die  Einsetzung  bez.  Neugestaltung  des  kaiserlichen 
und  Reichs  Kammer-Gerichts.^    Es  sollte  nach  der  ursprünglichen 


♦  Art.  XII.  Wiener  Schlussakte  Art.  29.  30.    v.  Meyer  Staatsakten  8.  498. 

*  Poinl.  H.  G.  0.  Karl's  V.  v.  1532  oap.  CCXXII.  §.  1  lässt  zuerst  die  0  b  e  r- 
liöfe  bestehen.  ».  .  .  .  Wo  aber  die  Oberkeit,  ex  offioio,  und  von  Amtswegen, 
wider  einen  Missh&ndler  mit  peinlicher  Anklag  oder  Handlung  ToUefüfare,  so  sollen 
die  Richter,  wo  ihnen  Zweiffei  zufiel,  bey  den  nächsten  hohen 
Schulen,  Städten,  Commnnen  oder  andern  BechtsY erständigen,  da  sie  die  Unter- 
richt mit  den  wenigsten  Kosten  zu  erlangen  yermeinen,  Rath  zu  suchen  schul- 
dig seyn.«  §  2  R.  D.  A.  v.  1600  §.  16.  J.  R  A.  v.  1654  §  113.  D.  B.  A.  Art.  XII. 
Die  Lehrbücher  fiber  den  CiYilprooess  geben  die  Literatur  an. 

1  K.  G.  G.  T.  1495  S-  28.  30.  t.  1555  Th.  II.  Art.— V.  Vin.  §§.  1  ff 

«  K.  G.  O.  T.  1556  Th.  II   Art.  VI.  §.  1. 

'  Aug.  Jos.  K.  V.  Fahnenberg   Literatur  des  Kais.  Reiohskammergerichts, 
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Bertiimnnng  ^an  einer  fugliehen  Stat  im  Seich*  bleibend  gehalten  werden,* 
wurde  später  an  den  Ort  des  Reichsr^iments  (§.  98.)  verlegt^  In  Wirk- 
lichkeit wurde  es  auf  Galli  (16.  Oct.)  1495  zu  Frankfurt  am  Main  er- 
öffnet, wechselte  mehrmals  den  Sitz,®  litt  anfanglich  an  Mangel  des  Unter- 
halts und  der  Ausführbarkeit  seiner  Erkenntnisse,  so  dass  es  wiederholt 
stillstand,  wurde  dann  zu  Galli  1507  nach  Begensburg  unter  dem  Bischof 
von  Passau  auf  ein  Jahr,  für  das  zweite  Jahr  nach  Worms,  falls  Bischof 
und  Stadt  bis  dahin  den  Frieden  hätten,  im  gegentheiUgen  Falle  nach 
Nördlingen  und  Esslingen  yerlegt  unter  dem  Grafen  Yon  Nassau  oder, 
wenn  dieser  sich  weigere,  dem  Fürsten  zu  Anhalt  als  Eammerrichter.^ 
Im  J.  1521  wurde  es  nach  Nürnberg  transportirt,^  1524  nach  Esslingen,^ 
1526  nach  Speyer  zu  verlegen  beschlossen,'®  welche  Stadt  als  sein  immer- 
währender Sitz  bestimmt  ward.^*  Als  1689  Speyer  von  den  Franzosen 
verbrannt  war,  wurde  durch  einen  Beichsschluss  Wetzlar  zu  dessen 
künftigem  Sitze  bestimmt.^^  Hier  ist  es  1693  neu  construirt  und  bis  zum 
Ende  des  Reichs  geblieben. 

in.  An  derSpitze^3  gtand  ein  Kammerrichter,  der  Fürst,  (Jraf 
oder  Freiherr  sein  musste.    Ihm  waren  zwei   Senats-Präsidenten 


Wetzlar  1792,  Ersch.    a.  a  O.  num.    1343  ff.    F.  Thudichum   in   Zeitschr.   f.  d. 
Recht  Bd.  XX.  (1860)  S.  148-222. 

*  B.  A.  T.  1495:  K.  Ot   O.  §.  18.    Handhab.  Friedens  und  Bechtens  S   5. 

*  Begiment  r.  Worms  1621  §.  10.  (Neue  Samml.  IL  8.  174) 

^  Dies  ergibt  §  1  des  B.  A.  Yon  1497  zu  Worms,  worin  der  Kaiser  erklärt,  er 
habe  ihm  zu  Galli  1496  den  Sold  für^s  erste  Jahr  bezahlt. 

7  B   A   zu  Gostnitz  1507  §.  24. 

8  B.  A.  zu  Worms  r.  1521  §.  10. 

9  B.  A.  zu  Worms  t.  1524  §   2. 

*»  B.  A.  zu  Speyer  t.  1526  §.  23.  Hier  wurde  es  (1527)  eröflOaet  und  auch 
eine  neue  Ordnung  publicirt 

"  B.  A.  zu  Augsburg  v.  1530  §.  83.  B.  K.  G.  O.  v.  1555  Th.  Ü.  art.  34. 

i>  Kais  Comm.  Dekr.  vom  20.  Oct.  1689  in  Neue  Samml.  lY.  S.  157.  Schon 
am  1.  Not.  1688  das.  S.  156,  hatte  ein  Commissions-Dekret  auf  die  Nothwendigkeit 
der  Verlegung  hingewiesen.  Die  die  Wiedereröffnung  betr.  Schreiben  siehe  das. 
S.  161. 

IS  B.  K.  G.  0.  y.  1495  §.  1  ordnet  an  16  Urtheiler,  die  der  Kaiser  ernennt 
aus  dem  Beych,  teutscher  Naoion,  ^halb  tail  der  Yrtailer  der  Beoht  gelert  vnd  ge- 
wirdigt,  vnd  der  ander  halb  tail  auf  das  geringest  aus  der  Bitterschafit  geboren  ;** 
es  entscheidet  Majorität,  bei  Gleichheit  der  Stimmen  der  Cammerrichter.  In  per- 
sönlichen Sachen  der  ünmittelb.  muss  er  selbst  sitzen,  sonst  kann  er  einen  üriheiler 
delegiren.  K.  G.  0.  t.  1555  Th.  I.  art.  I.  §.  1  erhöht  die  Beisitzer  auf  24,  die  nach 
§.  2  also  bestellt  wurden:  der  Cammerrichter,  2  aus  den  Grafen  oder  Freiherren,  2 
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beigegeben,  welche  mit  den  Urtheilern,  R.  E.  G.- Assessoren,  Beisitzern, 
das  Richterpersonal  bildeten.  Ausser  ihnen  war  ein  yom  Kaiser  bestellter 
Reichs-Fiscal  mit  einem  vom  Kaiser  ihm  beigegebenen  Advokaten 
ab  Qehülfen.  Hierzu  kam  die  erforderUche  Anzaiü  (24)  von  Procu- 
ratoren  und  Advokaten^^  f&r  die  Farteienvertretung  und  Rechts- 
belehrung, welche  der  Gerichtshof  selbst,  und  das  Kanzlei-»Personal 
(Verwalter,  Protonotarii,  Notarii,  Leser;  Seeretarii,  Ingrossisten,  Copisten, 
Cantzlei-Knecht;  Boten-Meister  und  Einnehmer),  welches  Kur-Mainz  theOs 
selbst  ernannte,  theils  bestätigte. ^^  Die  Kosten  für  die  Unterhaltung 
wurden  aus  Sportein  und  Taxen,  ausserdem  lange  Zeit  hindurch 
bald  von  Kaiser  und  Ständen,  bald  von  jenem  allein  bestritten,  bis  durch 
die  s.  g.  Kammerzieler  eine  für  diesen  Zweck  zwar  stehende,  aber 
zum  Theil  sehr  unregelmässig  eingehende  Reichssteuer,  geschaffen  wurde 
(§.  100.). 

lY.  Das  Gericht  genoss  des  besonderen  Reichsschutzes,  der  Ort 
völliger  Neutralität;  die  Richter  konnten  nur  durch  Urtheil  des  Gerichts 
oder  einer  Yisitation  entsetzt  werden,  und  hatten  mehrfache  Privilegien. 
Das  übrige  Personal  stand  unter  dem  Kammerrichter,  Gericht  und  dem 
Verwalter.^® 

y.  Das  Reichskammergericht  war  oberstes  Kaiser  und  Reich  re- 
präsentirendes    Gericht,*^    welches    in    erster    Instanz*®   nur    über 

aus  den  Bechtsgelehrten ,  2  aus  der  Ritterschaft  durch  den  Kaiser,  von  den  sechs 
KurfOrsten  je  einer,  von  jedem  der  sechs  Kreise  je  zwei,  zur  Hftlfte  aus  den 
Bechtsgelehrten,  zur  Hftlfte  aus  der  Ritterschaft;  die  drei  geistlichen  Kurfürsten 
sollten  ihre  Beisitzer  aus  Rechtsgelehrten,  die  weltlichen  aus  der  Ritterschaft  nehmen. 
Art  n.  ordnet  die  Yertheilung  auf  die  Kreise  an.  (Bereits  1530  war  die  Zahl  auf 
18  erhöht).  Ihre  Präsentation,  Prüfung  durch  das  Gericht,  Zulassung,  Entfernung 
wegen  üntauglichkeit  u.  a.  ist  genau  in  den  folgenden  Artikeln  geordnet.  Art.  m. 
§.  8  lässt  heide  Confessionen  zu.  —  R.  A.  zu  Augsburg  y.  1566  §.  75  vermehrte  die 
Zahl  um  8  Beisitzer,  Ton  denen  2  die  Kurfürsien,  6  die  Kreise  zu  besetzen  hatten. 
—  I.  P.  0.  y.  1648  art.  Y.  §.  53  verschiebt  die  definitive  Regulirung  auf  den  nächsten 
Reichstag,  fordert  Richter,  4  Präs.  (2  evang.)  welche  der  Kaiser  ernennt,  50  Assess. 
(2  kaiserl.  Ernennung,  kath.,  dann  noch  24  kath.,  26  evangel.).  Die  Präsentation 
sollten  die  Kreise  haben  (die  gemischten  je  2  kathol.,  2  evangel.).  Diese  Zahl  ist 
nie  erreicht  worden. 

!♦  K.  G.  0.  V.  1556  Th.  I.  art   18-25. 

"  Siehe  K.  G.  O.  v.  1556  Th.  I.  art  26—41. 

«  K.  G.  O.  von  1495  %.  18,  von  1655  Th.  I.  art  49—56.  I.  R.  A.  von  1654 
§.  141,  142,  Wahlkap.  Art  IV.  §.  10  u.  a. 

"  R.  A.  V.  1550  §,  76,  v.  1556  Th.  I.  art.  3 ;  I.  R.  A.  v.  1664  S-  1«6. 

«  K.  G.  0.  von  1495  §.  16,  29,  von  1521  art  22,  von  1522  I.  §.  3.  von  1565 
Th.  n.  Tit.  I. 
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Reichsunmittelbare  Jurisdiction  hatte.  Ausgenommen  waren  und 
gehörten  auch  in  erster  Instanz  vor  dasselbe  ohne  Bücksicht  auf  den 
Stand  der  Person:  Bruch  des  Landfriedens,  die  fiskalischen 
Sachen,  Besitzstreitigkeiten  über  Güter  in  verschiedenen 
Land  er n.  Damit  die  Jurisdiction  in  erster  Instanz  über  Reichsunmittel« 
bare  begründet  würde,  mussten  die  Vorschriften  über  Austräge  und  ver- 
weigerte Rechtshülfe  erfallt  sein.^^ 

VI.  In  höherer  Instanz ^o  hatte  es  Jurisdiction  für  Berufungen 
von  den  Austrägalerkenntnissen,  aus  den  Reichsstädten  und  den  Terri- 
torien ohne  Privilegium  de  non  appellando,  endlich  bei  Justizverweige- 
rung.2< 

Vn.  Neben  diesem  kaiserUchen  und  Reichsgerichte  stand  als  oberstes 
blosses  kaiserliches  Gericht  der  Reichshofrath.^^  Durch  die  Errichtung 
des  Reichskammergerichts  fiel  keineswegs  das  persönliche  Recht  des 
E^isers  zur  Entscheidung  von  Streitsachen  fort  und  wurde  ihm  auch  in 
einzelnen  Sachen  ausdrücklich  vorbehalten.^^  pßj.  ^q  Reichs-  wie  erb- 
ländischen  Angelegenheiten  hatte  Maximilian  I.  schon  1501  einen  Hof- 
rath  bestellt,  dem  er  auch  die  Vorbereitung  der  an  ihn  gelangenden 
Berufungen  zu  seiner  Entscheidung  zuwies.  Die  wiederholte  Unter- 
brechung der  Justiz  des  Eammergerichts  veranlasste  zahlreiche  Berufungen 
an  den  Kaiser,  welche  Seitens  der  Reichsstände  mannigfache  Beschwerden 
hervorriefen.   Diese  bewirkten,  dass  K.  Ferdinand  L  im  J.  1559  die  erb« 


«  K  G.  O.  T.  1555  Th.  II.  Tit.  9—21,  26,  27. 

M  K  G.  0.  v.  1555  Th.  II.  Tit.  I.  §.  2,  Tit.  28  §.  1,  2.  (Verbot,  die  Unter- 
tbanen  zum  Verzichte  auf  die  Appellation  zu  bewegen  und  Nullität  des  erzwungenen) 
3  ff.  Tit  29.  Beide  ordnen  auch  die  nöthige  Appellationssumme,  Appellation 
TonBeiurtheilen,  die  Appellation  in  peinlichen  Sachen.  Th.  III.  tit.  34. 
Nullitätsklage  und  Supplication.  I.  B  A.  v.  1645  §.  123.  —  Ueber  das  Yom  Kammer*- 
gerioht  selbst  zu  verhandelnde  Rechtsmittel  der  Restitution  gegen  dessen  Erkennt- 
nisse 8.  K.  G.  O.  von  1565  Th.  III.  Tit.  52,  der  Rerislon  durch  die  Visitation  des 
Eammergerichts  das.  Tit.  Ö4   Recursanden  Reichstag. 

si  Dies  sagt  zuletzt  R.  D.  H.  S.  t.  1803  §.  27.  ~  üeber  die  Jurisdiction  zur 
Zeit  der  Reichsraoanz  s.  §.  118.  in.  SS-  71,  VI.  96.  V. 

*>  T.  Moser  Pragmat.  Gesch.  und  Erläuterung  der  kaiserl.  Reich s-Hofraths- 
Ordnung,  Nümb.  1751  f  2  The.  I.  G.  Herchenhahn  Geschichte  der  Entstehung) 
Bildung  und  gegenwärt.  Verfassung  des  kais.  Reiohshofraths,  Hannh.  1791  ff.  3  Bde., 
J.  J.  V.  Riefel  Der  Reichshofrath  in  Justiz-,  Gnaden-  und  anderen  Sachen,  Augsb. 
1791—98,  4  The.  (R.  K.  Frh.  y.  Senkenbecg)  Sammlung  der  den  kaiserl  Reichs- 
hofrath betr.  Ordnungen  und  Verordnungen  u.  s.  w.    Giessen  1800. 

»  R  A.  Y.  1512  §.  10.  (Neue  Samml  H.  8.  138),  von  1521  §.  12.  (das.  8. 174) 
§.  7  far  alle  Reiohslehnssachen.    K.  G.  0.  y.  1555.  Th.  IL  Tit  7. 


Die  Beichsgerichte«  381 

landischen  Sachen  diesem  Colleginm  entzog.  Seitdem  erscheint  es  nur 
alsReichshofrath.  Gleichwolil  weigerten  sich  die  Stande  dessen  mit 
dem  EAmmergericht  concurrirende  Gerichtsbarkeit  anzuerkennen,  führten 
auch  über  die  Besetzung  und  Anderes  Beschwerde,  bis  der  westfälische 
Friede  diesem  Streit  principiell  ein  Ende  machte.^^ 

Viil.  Der  Beichshofrath  bestand  aus  einem  Präsidenten  und 
Käthen,  welche  der  Kaiser  selbst  emannte,^^  zu  denen  bisweilen  ein 
Yon  ihm  ernannter  Yicepräsident  und  auch  der  Reichs-Yice- 
kanzler  kam.'^^  Für  die  Parteien  gab  es  vom  Hofrathe  selbst  besteUte 
(24 — 30)  Procuratores  und  Agenten.  Das  zahlreiche  Kanzlei- 
personal ernannte  der  Kurfürst  von  Mainz',  von  dem  auch  die  Fest- 
stellung der  Tax  Ordnung  ausging  und  die  nie  erfolgte  Yisitation  geschehen 
konnte.  Die  Uoterhaltung  des  Bichterpersonals  hatte  der  Kaiser,  die 
des  Kanzleipersonals  der  Kurfürst  von  Mainz  zu  tragen.  Persönliche 
Stellung,  Privilegien  und  Bang  der  Mitglieder  waren  ähnlich  wie  beim 
Kanmiergericht  und  in  den  Ordnungen  genau  normirt. 

IX.  Der  Beichshofrath  war  das  oberste  Gericht  des  Kaisers 
für  seine  Gerichtsbarkeit  im  Beiche,  nicht  ein  Gericht  des  Kaisers  und 
Beichs;  er  hörte  daher  mit  dem  Ableben  des  jeweiligen  Kaisers  von 
selbst  auf.  Gleichwohl  war  er  als  Gerichtshof  durchaus  selbstständig  und 
unterlag  weder  kaiserlichen  Befehlen  in  einzelnen  Streitsachen,  noch 
durfte  der  Kaiser  in  seine  Entscheidungen  eingreifen.^*  Seine  Competenz^^ 
war  zunächst  gesetzlich  eine  ausschUessliche  für  die  Beichslehnssachen, 
femer  herkönmilich  für  die  Criminal-  (Achts-)  Sachen  der  Beichsunmittel- 
baren.  Ausserdem  hatte  er  eine  concurrirende  Gerichtsbarkeit^^  mit 
dem   Beichskammergericht   für    die   Etagen    gegen  Beichsunmittelbare, 

^*  1  P.  0.  art.  Y.  §  56,  56.  Der  Proceas  des  K.  G.  sei  zu  beachten;  anstatt 
der  Revision  die  Supplication  an  den  Kaiser;  die  Visitation  hat  der  Kurf.  t.  Mainz; 
Verweisung  an  den  Reichstag  bei  Verschiedenheit  der  Meinungen  des  kath  und 
eyang.  Theiles ;  gleiche  Zahl  der  Stimmenden  nach  dem  Religionsbekenniniss  in  be- 
stimmten Fällen.    Dasselbe  R.  H.  0.  v.  1654  Tit.  I.  §.  2. 

»  R.  H.  R.  O.  Y.  1654  Tit.  I.  Eigenschaften  wie  beim  R.  E.  G.;  18  Rftthe 
(einschl.  Präs.,  ausschl.  R.  Vice-Kanzler),  6  v.  Herrn-.  Ritter-  und  Gelehrten-Stand 
der  Augsb.  Confession  verwandte  aus  den  prot.  oder  gemischten  Kreisen. 

^  Siehe  die  Anmerkungen  in  der  Neuen  Samml.  (Zugabe)  IV.  S.  4ö  ff. 

26  Project  der  perpet.  Wahlkap.  Art.  17.  Franz  II.  art.  18  §.  ö.  besonders 
kais.  Dekr.  y.  16.  April  1637.    (Neue  Samml.  IV.  Zugabe  S.  75  ff. 

"  R.  H.  R.  0.  Y.  1654.    Tit.  2.,  SteUen  der  Note  24,  §.  96  Note. 

w  Prager  Frieden  v.  1635  §.  30.  R.  H.  R.  0.  y.  1654.  Tit.  2.  S-  8.  (Proj.  der 
Wahlkap.  y.  1711  Art.  16,  W.  K.  Franz  H.  Art.  16.  —  I.  R.  A.  v.  1654  §.  1U9). 
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femer  in  der  höheren  Inetaiis  und  TQcfcsiohtlich  der  Aufsicht  über  ordent- 
liche Handhabung  der  Territorialjnatiz. 


Zweites  Kapitel. 
Die  ttbrigen  Personen  des  Gerichte. 

§.  122. 


shter  unterstützt  in  ältester  Zeit  die  gesammte  Gemeinde 
T  Freies.  Ihre  Tbeibahme  ist  jedoch  eine  verschiedene, 
nusse  der  Ehre  befindlichen  Männer  —  rachimburgi 
-  durften  oder  mussten  in  der  Qerichtsveraammlung  an- 
&.UB  ihnen  Bässen  die  angesehensten  und  erfahrensten 
beiden  Seiten  des  Richtere.  Für  die  Findung  eines  Ür- 
Tollstreckung,  die  Yomahme  rechtlicher  Akte  wählte  der 
lie  Partei  aus  ihnen  eine  kleinere  Zahl,  meist  sieben, 
rird  der  Umstand  zur  Bekräftigung  oder  Sohwächung 
äög.» 

ücht  des  regelmässigen  Erscheinens  im  ordentlichen  G«- 
i  publicus)  wurde  durch  die  besetze  £arls  des  Grossen 
irzu  von  den  Sendboten  in  Eid  und  Pflicht  genommene 


L.  3.  2,  LTI.;  dun  Not.  19.  p.  56,  LVII.  De  rftchinabnrgÜB  mit 
ex  Ripuar  Tit.  82  {84),  Sb.  (57.);  Edictum  Chilperici  regia 
:es  n.  p.  10.  aq.  o.  7.  9.   Fippini  regia   capitulare  incerti  anni 

fi  Form,  append.  form.  6.   ,Temiens  magnifiooB  vir  tUe in 

te  inlnstro  riro  illo  Oomite  et  (tnte  apostolioo  viro  illo,  vel  pre- 
npluribni  viril  TenarabiliboB  RachimbargiB  qui  ibidom  ad 
laa  andieudiun  Tel  rects  in  Dei  judicia  terminaudam  resjde- 
abant  ,  .  .'     SaTigny   Gesch.  des  röm.  Bachts  1.   S.    177  B^ 

293  fg.  774  f.  (von  ragin,  raohiu  als  TerstSrkungssilbe  und 
ivie  optimo  jure;  es  kann  darin  auch  ein  ahd.  raginporo  liegen* 
nB,  coneilii  lator).  ZSpfl  , denkt  an  rao-  (rächt-)  himburg, 
getchwoteoe  Heimbargen,  welches  Wort  sich  bis  auf  die 
loine  OrtBTOrateher,  DorfmeiBter,  Sicherheitsbeunte  in  StSdten  n.  8.  v . 
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Männer  beschränkt.  Aus  diesen  Schöffen,  Sesbini,  nahm  man  die 
für  den  einzelnen  Akt  erforderliche  Anzahl^  Diese  Einrichtung,  im 
ganzen  Reiche  eingeführt,  blieb  im  Ganzen  auch  im  Mittelalter  besonders 
im  Landgerichte  bestehen.  Damit  verschwanden  diejenigen  Besonder- 
heiten, welche  bei  einzelnen  Stänunen  früher  vorhanden  waren. 

ni.  Im  Gerichte  des  Königs  traten  als  Urtheiler  auf  die  bei  ihm 
anwesenden  Getreuen,  die  Hofbeamten,  Chrossen.   Dasselbe  war  der  Fall, 


*  Oap.  Langob.  a.  802.  c.  14,  oap.  minora  a.  803.  o.  20.  ^üt  nullns  ad  placi- 
tum  banniatnr,  nisi  qui  oansam  suam  quaerere  aut  si  alter  ei  quaerere  debet,  ez- 
ceptis  Bcabineis  Septem,  qui  ad  omnia  placita  praeesse  debent^.  Ingelheim 807. 
c.  7.  12.  j,TJt  per  placita  non  fiant  banniti  liberi  homines,  excepto  si  aliquo  pro- 
clamacio  super  aliquem  venerit,  aut  certe  si  scabinus  aut  judex  non  fuerit;  et  pro 
hoc  condemnaii  illi  pauperiores  non  fiant.^  Aquisgr.  809.  c.  5.  11,  Hloth.  Gonst. 
Olonn.  823.  c.  18,  Cap.  Wormat.  829,  Item  alia  cap.  2.  „TJi  missi  nostri  ubioum- 
que  malos  soabinos  inreniant,  ejiciant,  et  totius  populi  consensu  in  locum  eorum 
bonos  eligant.  Et  cum  electi  fuerunt,  jurare  faciant  ut  scienter  injuste 
judioare  non  debeant;**  oap.  pro  lege  habenda  o.  6  Karoli  11.  Capit.  Carisiac. 
873  0.  9  10.  Eine  besondere  Klasse  von  Schöffen  aus:  Capit.  a.  819  resp. 
cuid.  misso  data  c.  2.  »Vult  domnus  Imperator,  ut  in  tale  placitum  quäle  ille  nunc 
jusserit,  veniat  unusquisque  comes,  et  adducat  secum  duodecimscabinos,  ai 
tanti  fuerint.  Sin  autem,  de  melioribus  hominibus  iUius  comitatus  suppleat  numerum 
duodenarium.  Et  advooati  tarn  episcoporum,  abbatum,  et  abbatissarum,  ut  cum  eis 
veniant.''  Oap.  missor.  826  c.  4 :  „Itaque  volumus,  ut  medio  mense  Maio  conyeniant 
idem  missi  unusquisque  in  sua  legatione,  cum  omnibus  episcopis,  abbatibus,  oomiti- 
bus,  ac  vassifl  nostris  adyocatis  nostris,  ac  ricedominis  abbatissarum,  neo  non  et  eo- 
rum qui  propter  aliquam  ineyitabilem  neoessitatem  ipsi  yenire  non  possunt,  ad  lo- 
cum unum.  Et  si  necesse  fuerit,  propter  oportunitatem  conyeniendi,  in  duobus  yel 
tribus  locis,  Tel  maxime  propter  pauperes  populi,  idem  conyentus  habeatur,  qui 
omnibus  congruat.  Et  habeat  unusquisque  oomes  yicarios  et  centenarios  suos  secum, 
necnon  et  de  primis  scabinis  suis  tres  aut  quattuor.  Et  in  eo  conyentu  primum 
christianae  religionis  et  ecclesiastioi  ordinis  conlatio  fiat.  Deinde  inquirant  missi 
nostri  ab  uniyersis,  qualiter  unusquisque  illorum  qui  ad  hoc  a  nobis  constituti  sunt, 
officium  sibi  commissum  secundum  Dei  yoluntatem  ac  iussionem  nostram  administret 
in  populo ,  aut  quam  concordes  atque  unanimes  ad  hoc  sint,  yel  qualiter  yicissim 
sibi  auxilium  ferant  ad  ministeria  sua  peragenda.  Et  tarn  diligenter  ac  studiose 
hanc  inyestigationem  faciant,  ut  omnem  rei  yeritatem  per  eos  cognoscere  yaleamus. 
Et  si  aliqua  talis  causa  ad  eorum  notitiam  perlata  fuerit  qnae  illorum  auxilio  in- 
digeat,  secundum  qualitatos  causarum  quae  in  nosfcro  capitulari  continentur,  tunc 
yolumus  ut  illuo  pergant,  et  ex  nostro  auctoritate  illud  corrigere  studeant.^  Oap. 
Aquisgr.  828  de  instr.  missor.  c.  3.  Wormat.  829  cap.  3  „Ut  in  omni  comitatu  hi 
qui  meliores  et  yeratiores  inyeniri  possunt,  eligantur  a  missis  nostris  ad  inquisitiones 
faciendas  et  rei  yeritatem  dicendam;  et  ut  adjutores  comitum  sint  ad  justitias  fa- 
ciendas.'  Oap.  Carisiac.  873  o.  11  mit  Walter  B.G.  §.99.  u.  574.  herzuleiten 
geht  nicht. 
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wenn  an  des  Königs  Stelle  der  Ffalzgraf  (Majordomus)  zu  Gericht  sass. 
Ebenso  wurde  in  den  Yersanunlungen  der  Missi  das  ürtheil  geschöpft 
von  den  anwesenden  geistlichen  Grossen,  den  Grafen,  Schöffen  u.  s.  w.^ 

lY.  Auch  in  den  Gerichten,  welche  dem  Grafen  als  solchem  ent- 
zogen waren,  wurde  unter  Theilnahme  des  Volkes  gerichtet,  indem  sich 
am  Urtheilsfinden  die  besseren  und  angeseheneren  Männer  aus  der  Herr- 
schaft betheiligten.  Es  war  die  Theilnahme  selbst  je  nach  dem  Stande 
und  der  Art  des  Gerichts  eine  verschiedene. 

y.  Ausser  den  Urtheilem  und  den  bei  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
den  Grafen  unterstützenden  Unterbeamten  (§.  47.  Y.)  finden  sich  bereits 
in  der  fränkischen  Zeit  gewisse  Hülfsbeamte  im  Gerichte  zur  Beur- 
kundung der  ürtheile  und  Rechtsakte,*  die  Notarien  und  Kanzler. 
Für  die  Parteien  kennt  man  bereits  Fürsprecher  und  Prokuratoren.^ 


'  Für  die  ältere  Zeit  s.  Maroulfi  form.  I.  n.  37.  „VenienB  ille  in  nostra  vel 
Procerum  nostrorum  praesentia  suggessit  ....  Proinde  nos  taliter  una  cum  no- 
stris  proceribus  constitit  decrevisse,  .  .  .  dum  et  illustris  yir  Gomes  palatii 
nostri  testimoniavit  .  .  .'^  n.  38.  ,Cum  in  nostra  y.  p.  n.  praesentia  homo  . . . 
interpellassei  ....  Sed  dum  inter  se  contenderent,  sie  eidem  a  proceribus  nostris. 
in  qnantum  illustris  vir  ille  comea  palatii  nostri  testimoniarii  fuit  judi- 
oatum  .  .  .^ 

*■  In  Cap.  803  miaso  cuid.  data  o.  2.:  „De  secundo  unde  me  interrogasti,  si 
oomes  de  notitia  aolidum  unum  accipere  deberet,  et  scabinü  siye  cancellarius.  Lege 
Bomanam  legem,  et  sicut  ibi  inveneris,  ezinde  facias.  Si  autem  ad  Salicam  pertinet 
legem,  et  ibi  minime  repereris  quid  ezinde  facere  debeas,  ad  placitum  nostrum  ge- 
nerale exinde  interrogare  facias  "  —  Cap.  dupl.  in  Theodonis  villa  80Ö  c  3.  ,De 
scribis  ut  vitiose  non  scribant.  Ut  unusquisque  episcopus  et  abbas  et  singuli  co- 
mites  suum  notarium  habeant.^  Hloth.  Const.  Olonn.  822  c.  1.  „üt  canoellarii 
eleoti  boni  et  veraces  Chartas  publicas  conscribant  ante  comitem  et  scabinos  et  vi- 
carios  ejus:  et  nullimodis  hoc  facere  praosumant  de  pecunia  antequam  legitimum 
pretium  detur.^  Tgl.  auch  c.  9.  „üt  cancellarii  veniant  ad  omnibus  infirmis.** 
Dass  Notarien  wohl  regelmässig  schon  im  9.  Jahrh.  zugegen  waren,  beweisen  zahl- 
reiche Urkunden. 

^  Ein  Auftrag  zur  Stellyertretung  in  allen  geistlichen  Dingen  Maroulfi. 
n.  21.  —  Qegen  unbefugtes  oder  unstatthaftes  Patrocinium  Lex  Wisigoth  L.  II. 
Tit.  IL  0.  2.  8.  —  Leges  Bachis  c.  7.  (Walter  EL.  p.  829.).  —  Chlodovechi  reg. 
oapit.  c.  12.  (Leg.  IL  p.  5):  „Si  quis  in  causa  aliena  dicere  präesumpserit,  cui  nee 
demandata  nee  laevespita  fuerit,  et  non  potuerit  vindicare,  sei.  15.  culp.  jud.  De 
postea  ei  cui  causa  est,  liceat  legibus  causam  suam  mallare.*^  Capit.  817  quae  legi- 
bus add.  sunt  c  3.:  „De  viduis,  et  pupillis,  et  pauperibus.  Ut  quandocunque  in 
mallum  ante  comitem  Tenerint,  primo  eorum  causa  audiatur  et  definiatur.  Et  si 
testes  per  se  ad  causas  suas  quaerendas  habere  non  potuorint,  vel  legem  nesoierint, 
comes  illos  vel  illas  adiuTet,  dando  eis  talem  hominem  qui  rationem  eorum  tencat, 
Tel  pro  eis  loquatur.'' 
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§.  123. 

8.   Das  Mittelalter. 

L  Im  Landgerichte  unterEönigsbann  fanden  nach  sächsi- 
schem Rechte*  nur  Schöffen,  deren  Amt  erblich  geworden  war  bei 
den  Schöffenbaren  und  im  Falle  des  Abnehmens  der  nöthigen  Zahl  durch 
königliche  Erhebung  ergänzt  wurde,  das  ürtheil.  Ausser  Königsbann 
und  in  allen  anderen  öffentUchen  Gerichten  konnte  jeder  freie  Landmann 
Urtheil  finden.^  Ausserhalb  der  Länder  des  sächsischen 
Rechts  findet  sich  gleichfalls  überall,  dass  das  Finden  des  ürtheils  aus- 
geht Yom  Yolke,  jedoch  in  der  Art,  dass  alle  Anwesenden  oder  eine 
bestimmte  Zahl  bald  erbUcher,  bald  gewählter  Schöffen  dasselbe  weisen.^ 
—  Die  Zahl  der  Schöffen,  die  im  Gerichte  thätig  sein  mussten,  ist  in 
der  Regel  sieben,  einzeln  auch  zwölf.  Sie  mussten  sitzen  und  eine 
bestimmte  Kleidung  tragen.^ 

n.  Allgemein  war  die  Schöffeneinrichtung  in  den  Städten.  Man 
nahm  sie  aus  den  schöffenbaren  Familien  oder  der  Bürgerschaft  über- 


1  Sachsp.  I.  63.  2.  ».  .  .  bereden  mit  al  dem  rechte  dat  me  dat  lantvolk 
irdelt,  oder  de  scepenen  of  it  under  konin^eB  ban  is.^  II.  12.  §.  2.  §.13.  „Stande 
sal  man  ordel  scelden.  Sittene  sal  man  ordele  yinden  under  koninges  banne,  manlik 
up  sime  stule.  Die  ayer  to  den  benken  nicht  geboren  ia ,  de  sal  des  stules  bidden 
mit  ordelen,  en  ander  ordel  to  vindene.  So  sal  ime  jene  den  stul  rumen,  die^t  irste 
ordel  vant*  —  III.  26.  2.  u.  3.;  III.  69.  2  ;  III.  81.  1.  Privileg  für  Leute  eines 
Herrnhofes,  im  echten  Freigerichte  als  Schöffen  zu  fungiren,  in  ürk.  v.  1186  n.  90. 
bei  Seibert z. 

'  Sachsp.  I.  68.  2.,  11.  12.  3.  ^Buten  koninges  banne  mut  jewelk  man  OYcr 
den  anderen  ordel  wol  vinden  unde  ordel  scelden,  die  Yulkomen  is  an  sime  rechte, 
um  also  gedan  sake,  die  man  ane  koninges  ban  richten  mach."  Einfluss  der 
Nationalität:  Ssp.  m.  70.  ,§.  1.  Svar  man  nicht  ne  dinget  under  koninges 
banne,  dar  mut  jewelk  man  wol  ordel  yinden  over  den  anderen,  den  man  nicht 
rechtlos  besoelden  ne  mach,  ane  die  wenet  uppe^n  sassen  unde  die  sasse  uppe^n  we- 
net.  —  §.  2.  Wert  aver  die  wenet  oder  die  sasse  mit  ungerichte  gevangen  in  der 
hanthaften  dat  j  unde  mit  deme  gerüchte  yor  gerichte  gebracht ,  die  sasse  tüget 
uppe'n  wenet,  unde  die  wenet  uppe^n  sassen,  unde  mut  ir  jeweder  des  anderen 
ordel  lieden ,  die  also  gevangen  werden."  —  Ueber  die  Verhältnisse  der  Mark 
§.  112.  IL 

'  Sohw.  W.  c.  97.  V.  25.;  125.  „Swä  shepfen  sint,  die  sullen  urteile  sprechen 
nmbe  ein  jeglich  dinc,  unde  anders  nieman  .  .  ."  c.  148.  (hat  zwölf)  c.  162.  c.  2.35. 

^  Ssp.  in.  69.  1.  „8var  man  dinget  bi  koninges  banne,  dar  ne  sal  noch  sce- 
penen noch  riohtere  kappen  hebben  an,  noch  hut  noch  hüdeken  noch  huven  noch 
bantsohun;  mentele  solen  sie  uppe^n  schulderen  hebben;  sunder  wapene  solen  sie 
sin.^*    Aufgenommen  im  Sohwsp.  c.  125.  W. 

V.  Schölte,  Reichs-  o.  Rechtsgesch.    8.  Aufl.  25 
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hauptj  einzeln  bildeten  die  Consules,  Jurati  u.  s.  w.  das  Gollegiom 
der  ürtheiler.» 

in.  In  den  eigenen  Gerichten^  und  in  den  verschiedenen 
kleineren  Gerichten  (Markgenossenschaften  u.  a.)  treten  sämmtUche  zur 
Curia  Curtis  gehörigen  die  Familie  des  Hofes  bildenden  Leute,  femer  die 
Genossen  als  Urtheilsfinder  auf.  Aus  ihnen  findet  sich  aber  keine  be- 
stimmte kleinere  Anzahl  hierzu  auserlesen,  sondern  alle  anwesenden 
nehmen  Theil  durch  Billigung  oder  Tadeln  des  auf  Erfordern  des  Eichters 
vom  Schultheissen  oder  einem  aus  der  Zahl  der  Gerichtseingesessenen 
gewiesenen  Urtheils. 

lY.  Am  eigenthümlichsten  und  wirksamsten  hatte  sich  die  SchöiFen- 
verfassung  erhalten  in  den  Vehmgerichten.  Sie  nahmen  Schöffen 
aus  allen  Elassen  der  Freien,  vom  freien  Bauern  bis  zum  Kaiser^  auf. 
Freischöffe  konnte  werden  jeder  freie,  an  seinem  Rechte  vollkommene 
unbescholtene  Mann  im  Reiche ;  die  Aufnahme  aber  konnte  nur  geschehen 
in  Westfalen  im  gehörigen  Freidmg  nach  Erfüllung  bestimmter  Be- 
dingungen und   unter  feierlicher  Form.^     Die  Freischöffen  fanden  das 


^  Jurati  hoissen  sie  besonders  in  dsterreiohischen,  böhmischen ,  mährischen 
Stadtrechten,  deutsch  Geschworene.    Ihre  Zahl  ist  yerschieden. 

^  Siehe  schon  Ghuonr.  II.  Edict.  de  benef.  a.  1037.  Gonst.  Heinr.  III.  de 
causis  amittendi  feodi  (Log.  11.  p.  43.).  „Si  autem  aliqua  inter  dominum  et  yasallum 
disoordia  fuerit,  vel  si  domicüia  in  longinquum  habuerint,  vasallus  domino  se  reprae- 
sentando  servitium  promittat,  et  si  necesse  fuent,  hoc  probet  jurejurando,  saltem 
ad  finem  controvorsiae  vasallo  a  paribus  dato...  Do  aliis  vero  culpis  unde 
beneficium  non  amittitur,  parium  laudatione  defendat  se,  ut  supra,  yoI 
emendet. 

^  Im  J.  1420  lies  sich  K.  Sigismund  in  Dortmund  als  Freischoffe  aufnehmen.  — 
Es  ist  nicht  genau  festzustellen,  wann  zuerst  auswärtige  Freischöffen  gemacht 
sind.    Vgl.  Wächter  a.  a   O.  S.  171  fg. 

8  K.  Ruprechts  Fragen  n.  21.  (Seibertz  lU.  S.  14).  „Die  XXI.  frage,  off  eyn 
Romisch  Koning  euch  möge  frischeffen  machen  an  andern  enden  dan  in  dem  lande  to 
"Westfalen  an  den  frienstoilen ,  so  hie  dry  oder  vier  frischeffen  by  emo  haue?  — 
Darop  hebe  die  frigreuon  geantwert,  dat  hio  noch  yemand  anders  dat  in  geyne  wys 
doyn  solle  noch  en  möge ,  van  ere  vnd  yan  rechtes  wegen,  dan  to  Westfalen  an 
den  frien  Steilen.  Atzlichen  die  in  yurtydeu  also  frischeffen  worden  weren  yan  Ko- 
nige Wentzelaus,  wo  men  die  dan  halden  solle ,  dat  men  sie  fragen  möge  wie  end 
wa  sie  frischeffen  worden  sint?  —  Die  frigreuen  hebn  darup  gesacht  dat  men  sie 
fragen  soUe  an  welchem  frienstoill  ynd  yur  wilchem  frigreuen  dat  sie  frischeffen 
worden  sint;  Erfindt  sich  dan  dat  sie  dat  an  den  frien  stolen  ynd  den  frigreuen, 
dar  sich  dat  gehurt  nicht  fryscheffen  geworden  en  sint,  wem  sie  dan  in  Westfalen 
so  hange  man  sie  yan  stont*^    Bechtsbuch  (Wigand   S.   558.)    art.  83.    Der  fri- 
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TTrtheil;  ihrer  drei  konnten  selbst  bei  handhaft  erThat  sofort  richten 
und  vollstrecken;^  sie  allein  konnten  Ankläger  sein,  nahmen  die  Ladungen 
vor,  vollstreckten  das  Urtheil.  Ausserdem  genossen  sie  mancherlei  Privi- 
legien. Die  Ausdehnung  des  Institutes  über  das  ganze  Eeich  und  ihre 
grosse  Zahl  trug  am  meisten  bei  zur  Hebung  der  Macht  der  Yehmge- 
richte.  Eine  Beschränkung  der  mitwirkenden  auf  eine  bestimmte  Zahl 
findet  sich  bei  den  Vehmgerichten  nicht. 


frone  sali  wysen  Tur  rechte :  were  dat  dese  man  dat  brachte  in  gemeyne  und  sechte 
eynich  stuke  dair  yan  der  hejmlichen  achte,  so  solde  men  en  ane  gripen,  und  byn- 
den  eme  syne  hande  rur  to  samen,  und  eynen  doik  rur  syne  oygen ,  und  werpen 
ene  up  sinen  bück,  und  yynnen  eme  syne  tungen  to  syme  naokem  und  eynen  dry- 
strengeden  reyp  umb  sinen  halss,  und  hangen  ene  seven  Yote  hoger  den  eynen 
Terfoirten,  verfcmden,  misdadigen  deeff/*  Protokoll  des  Kapitels  zu  Arnsberg  von 
1490  (W  ig  and  8.  265):  n^ie  man  Fryscheppen  alden  Gepreuchs  na  uffnehmen 
solde.  Thom  ersten,  müttcn  de  beszten  trewlichsten  Luthe  uffgesuchet  unde  van 
sesz  Freyenscheppen  beborget  werden.  .  .  .  Thom  seszten,  mutet  se  den 
Yeihmen-Eidt  schweren,  also  als  Garolus  Magnus  Torgeschrieven  hefffc ;  se  mutet 
dabey  sitten  uff  den  rechteren  Knee,  de  bloet  maket  isz,  mit  bedockten  Hofft  unde 
ere  linkere  Hand,  de  bloet  maget  isz,  up  dat  Stryck,  up  dat  Schloet,  undte  up  de 
beeden  Grützwiszen  Swertor  leggen,  und  dan  schweren,  de  Veihme  hemlick  to 
holden  vor  Wief  und  Kind,  Sand  und  Windt,  uls  dat  Torgeschrieren  isz. 
Thom  sioveten,  seeget  ebnen  de  Frygrefe  mit  bedeckten  Hocfft  dohemlikeYehme: 
Strick  Stein  Gras  Grein,  unde  kleret  ebnen  dat  up  als  vorgeschreyen  isz. 
Thom  achdeden,  segget  he  enen  dat  Nothwordt,  als  et  Carolus  Magnus  derbem- 
liken  Achte  gogeyen  het,  tho  wytten  Reinir  dor  Feweri«  unde  kleret  ebnen  dat 
up  als  yorgeschreyen  isz.  Thom  niegenden,  leret  he  enen  denen  hem liken 
Scheppengrusz  alszo:  dat  de  ankommende  Scheppe  seine  rechtere  Hand  up 
seine  linkere  Schuldere  legt  und  segget:  Eck  grüt  ju  lewe  Man,  Wat  fange  ji  hi 
an.  Darna  legget  he  sine  rechtere  Hand  up  des  andern  Scheppen  sine  linkere 
Schulder,  undt  die  andere  doet  des  Glicken  und  segget:  Allet  Glücke  kehre  in,  Wo 
de  Fryenscheppen  syn." 

»  Ruprechts  Fragen  n.  XXV.  (Seibertz  III.  S.  16).  Die  XXV.  Frage:  „Dar 
dry  off  yier  frischeffen  off  mehr  eynen  missdadigen  man  yn  frischer  dait  an  qwe- 
men  ond  ene  dair  euer  antasteden  ond  an  grepen  wo  sie  sich  dan  halden  solden 
mit  deme  genen  ?  —  Die  frygreuen  heben  darop  geantweii;,  den  mögen  sie  dan  y er- 
richten, as  sich  dat  geburt,  doch  dat  men  nyemantz  yerfemen  en  mach  oder  na  der 
ferne  rechte  yerordelon  solle  hi  en  sy  dan  yerfolget  ynd  yerfoirt  as  recht  is  an  den 
frienstolen  as  sich  dat  geburt,  doch  uit  genomen  dar  men  eynen  owel  dadigen  man 
an  frischer  dait  dat  is  in  westfalscher  spraken  mit  hauender  bant  oder  mit 
gichtigen  monde  yindet,  den  mögen  dry  off  yier  fryscheffen  an  yrischer  dait  ond 
an  der  statt  hen  setten  yerrefemen  ond  richten  euer  jen;  doch  komet  hie  dair  van 
80  en  sali  men  eme  dairna  nicht  doin  hie  en  sy  dan  yerfempt  an  den  frienstolen 
as  recht  ys."    Wächter  S.  221  ff. 

25» 


388  Gesch.  d.  Gerichtswesens.  11.  Kap.  §.  124. 

Y.  Als  eine  nothwendige  Person  tritt  im  Mittelalter  bei  deü  ordent- 
lichen Gerichten  überall  auf  ein  Frohnbote,  Büttel,  Gerichtsdiener, 
der  mit  der  Ladung,  Handhabung  der  Ordnung,  Bewachung  und  Sicher- 
stellung Angeklagter,  Vollstreckung  der  TJrtheile  u.  dgl.  betraut  war.^® 

VI.  Notarien,  Gerichtsschreiber  werden  in  zahllosen  Ur- 
kunden erwähnt.  Sie  waren  keine  eigentUchen  Gerichtspersonen,  sondern 
wurden  nur  zur  Abfassung  der  TJrtheile  und  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften zugezogen.'* 

Vn.  Vorsprecher*^  der  Parteien  finden  sich  allgemein;  sie  wurden 
von  der  Partei  gewählt  und  vom  Richter  gesetzt  ohne  Zwang  zu  ihrer 
Annahme. 

§.  124. 

8.   Die  neuere  Zeit.« 

I.  Die  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  der  Gerichte  stehen 
in  genauer  Verbindung  mit  dem  neuen  Verfahren.    Bis  zum  Ende  des 


^^  Seine  Stellung  nach  dem  Sachsenspiegel  gehen  die  Stellen  bei  Ho- 
meyer  im  Register  zu  dem  Worte  Frohnbote,  Schwabenepiegel  c.  12.  66. 
75.  76.  78.  84.  113  150.  175.  352.  W.  u.  a.  In  den  Städten  finden  wir  dieselbe 
Person,  häufig  unter  dem  Namen  praeco,  Amtmann  u.  dgl. 

11  In  den  Städten  gab  es  meist  Stadtschreiber.    Belege  §    136 

"  Sachsp.  Vorr.  von  der  herren  geburt;  I.  60.  §.  1.  ,,Sunder  vorsprekon 
mut  wol  klagen  en  man  unde  antwerden,  of  he  sik  scaden  getrosten  wel,  die  ime 
dar  an  bejegenen  mach,  of  he  sik  Torsprict,  des  he  sik  nicht  erhalen  ne  mach,  also 
he  bi  deme  vorspreken  wol  mut,  die  wile  he  an  sin  wort  nicht  ne  jet.  §.  2.  Die 
richtere  sal  tu  vorspreken  geven,  svene  man  aller  erst  bedet,  unde  neuen  anderen, 
he  ne  werde  des  ledich  mit  rechte.  Yorspreke  ne  mach  nieman  weigeren  to  weseno 
binnen  deme  gerichte,  dar  hc  wonehaft  is,  oder  gut  binnen  hevet,  oder  dar  ho 
recht  vorderet  ane  uppe  sinen  mach  unde  uppe  sinen  horren  oder  uppe  sinen  man, 
of  ime  die  klage  an  sin  lif  oder  an  sin  gcsunt  oder  an  sin  recht  gat.**  I.  61.  §.  2 
bis  5,  1.  G2.  §.  7,  11.  „Openbare  ne  sal  die  man  vor  gerichte  nicht  spreken,  sint 
he  vorspreken  hcvet;  mer  vraget  in  die  richtere,  of  he  an  sines  vorspreken  wort 
je,  he  mut  wol  spreken  ja  oder  nen ,  oder  gesprekes  bidden."  III.  14.  §.  1.  „Of 
en  man  an  sines  vorspreken  wort  nicht  ne  jet,  de  wile  blift  he  sunder  scaden  sines 
vorsprekes  werde."  —  Nietzsche  de  prolocutoribus  Commentatio  juris  Germ. 
Lips.  1831.  Q-.  Y.  Schmidt  Oomment.  jur.  rem.  germ.  ac  soxon.  de  advocatis, 
Dresden  1842, 

*  Das  Buch:  Adolf  Stölzel  Die  Entwicklung  des  gelehrten  Bichterthums 
in  deutschen  Territorien.  Eine  rcohtsgesch.  Unters,  mit  vorzugsweiser  Berücksich- 
tigung der  Yerhältnisse  im  Gebiete  des  ehemaligen  Kurfürstenthums  Hessen.  Stutt- 
gart 1873,  2  Bde.  habe  ich  nicht  mehr  benutzen  können. 
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15.  Jahrhunderts  war  dessen  Einfluss  noch  nicht  sehr  wesentKch.  Einen 
solchen  übte  aber  die  für  das  Reichskammergericht  eingeführte,  auch  im 
Beichshofrath  angenommene  schriftliche  Procedur  auf  der  Grundlage  des 
canonisch  -  römischen  Processes,^  womit  für  die  Landesherren  die  Ver- 
pflichtung eintrat,  ihre  Appellationsgerichte,  und,  falls  ihnen  ein  Privi- 
legium de  non  appellando  zustand,  von  dem  sie  Gebrauch  machen  wollten, 
ihre  Oberappellationsgerichte,  nach  dem  Muster  der  Reichsgerichte  zu 
bestellen,^  wofern  nicht  bereits  eine  feste  Ordnung  für  selbe  hergebracht 


*  Der  Anfang  liegt  in  R.  A.  v.  1342,  worin  der  Kaiser  sagt,  der  Erzbischof 
Yon  Mainz  habe  als  Kanzler  des  Beicbs  „seinen  AVillen  und  Gunst  dazu  geben", 
„daz  man  furbatz  Tor  desselben  unsers  Herren  des  Kaisers  Hofgericht  allermannic- 
lichen  richten  suUe  und  muge  ,  nach  Kunig  und  Keisern,  seiner  Vorvare  an  dem 
Romischen  Riche  Gesetzen,  und  ire  geschriben  rechten.  Wer  ouch  das  dhein  ir 
gesetzt  oder  geschriben  recht  yon  böser  Gewohnheit  abgangen,  oder  ze  einem  un- 
rechten worden  were;  das  sol  und  mag  er  bezzem,  setzen  und  machen  nach  der 
Kurfürsten  und  anderer  Herren  rat,  als  in  danne  dünket,  daz  es  allermenniclioh 
nutz  und  gut  sei.  Doch  mit  Behaltnisze  unser  und  anderer  Kurfürsten  Recht,  Frei- 
heit, und  guter  Gewohnheit."  K.  G.  O.  v.  1495.  §.  3,  v.  1565  Th.  I  Tit.  13.  §.  1. 
Tit.  57.,  Th.  III.  Tit.  53.  §.9,  R.  H.  R.  0,  Tit  7,  §  24.  „So  sollen  auch  unsere 
Kaiserl.  Wahl  -  Capitulationen ,  alle  Reichsabschiede,  Cammer  -  Gerichts  -  Ordnung, 
Münster  und  OsnabrÜggischen  Friedens-Schluss,  Reichs-Matricul,  Concordata  Natio- 
nis  Germanicae,  Corpus  juris  civilis  et  canonici  und  der  Stände  Privilegia, 
auf  der  Reichs-Hof-Raths-Tafel ,  damit  man  sich  deren  in  zwei£Felhafftigen  Fällen 
gebrauchen  könen,  stets  vorhanden  sein,  und  von  selbiger  nicht  verruckt  werden". 
I.  R.  A.  V.  1654  §.  105. 

8  K.  G.  0.  V.  1555  Th.  U.  Tit  31,  §.  2  fordert  schriftliches  Verfahren  überall. 
Absch.  des  Deputations-Tags  zu  Speyer  v.  1600  §.  15.:  „.  .  .  So  wollen  wir  hiemit 
allen  und  jeden  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  dess  Reichs,  und  allen  anderen 
dess  Reichs  eingesessenen  Zugethanen  und  Verwandten,  wie  die  Namen  haben  mögen, 
ernstlich  auferlegt  und  befohlen  haben,  solche  hievor,  und  jetzo  bedachte  nützliche 
Anordnungen  ihren  Unter-,  Ober-  und  Hof-Gericht,  in  denen  Orten  es  noch  nicht 
geschehen,  und  noch  Mangel  bevor,  zum  allerehesten  unverhinderlich  ihren  und  des 
Reichs  Unterthanen  selbSvCn,  zum  besten  anzuordnen,  und  darinnen  einigen  weitem 
Aufschub  noch  Einstellung  nicht  zu  suchen.^  —  I.  R.  A.  v.  1654  §.  137.  „Es  sollen 
auch  Churfürsten  und  Stände  des  Reichs,  bey  ihren  Unter-Gerichten  die  Verord- 
nungen thun,  damit,  so  viel  müglich,  bei  denenselben  die  Norma  des  Gammer-Ge- 
richtlichen Process  observirt  werde,  jedoch  mit  diesem  ausdrücklichen  Vorbehalt, 
dafem  bei  solchen  Judioiis  ein  anderer  Modus  eingeführt,  und  bis  dahero  beständig 
hergebracht  worden,  dass  es  auch  dabei  sein  ohngeändertes  Verbleiben  haben  solle, 
gleich  wol  aber,  was  von  Abschneidung  der  Productorum  Weitläufigkeit  oben  ver- 
sehen in  Acht  genommen  werde.*^  Rudi  off  von  der  Aehnlichkeit  der  deutschen 
Hofgeriohte  mit  dem  Kaiserl.  Reichs-Kammer-Geticht,  Bützow  1796.  Vgl.  noch  R. 
A.  von  Speyer  1570  §.  68.    „Damit  aber  die  Unterthanen  nicht  Rechtlos  gelassen 
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war.  Aber  auch  in  diesem  FaDe  war  durch  die  absolute  Yorschrift, 
alles  Wesentliche  der  Yerhandlungen  aufzuzeichnen,  der  angedeutete  Er- 
folg angebahnt. 

n.  Es  wurden  nun  in  den  Territorien  zunächst  die  Hofgerichte  nach 
dem  Yorbilde  des  Reichsgerichts  mit  einer  gelehrten  Bank,  be- 
stehend aus  studirten  Juristen,  welche  den  Titel  Yon  Bäthen,  Hofiräthen 
u.  dgl.  führten,  neben  den  bisherigen  Beisitzern  aus  dem  Ritterstande, 
der  adeligen  Bank,  besetzt.  Für  die  letzteren  trat  theils  wegen  der 
schriftlichen  Procedur,  theils  in  Folge  der  Geltung  des  fremden  Rechts 
auf  dem  Gebiete  des  Civil-  und  Criminalrechts,  Yon  selbst  die  Noth- 
wendigkeit  ein,  sich  Eenntniss  des  gemeinen  Rechts,  folglich  eine  ge- 
lehrte juristische  Bildung  zu  verschaflFen.  Hierdurch  aber  fiel,  seitdem 
mit  der  gänzlich  veränderten  Stellung  der  Landesherren  der  schroffe 
Abstand  zwischen  dem  Ritterstand  und  den  Nichtadeligen,  welche  in 
höheren  Aemtern  standen,  hinfort  gefallen  (§.  105.  fg.)  und  das  Be- 
setzungsrecht der  Gerichte  in  der  Hand  der  Landesherren  konzentrirt 
war,  allmälig  auch  die  Trennung  der  Beisitzer  fort.  Ln  Laufe  des  17. 
und  18.  Jahrhunderts  besetzte  man  die  Obergerichte  feist  allgemein  mit 
studirten  fürtlichen  Räthen  ohne  principielle  Rücksicht  auf  ritterlichen 
oder  nichtritterlichen  Stand.^  Damit  hatte  aber  das  Urtheilen  den  Cha- 
rakter des  Urtheilfindens  über  Genossen  verloren.  Richter  und  Beisitzer 
fanden  nicht  mehr  das  IJrtheil,  sondern  sprachen  es  aus  auf  Grund  der 
aus  dem  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Rechte  vermittels  rein  logischer 
Schlussfolgerung  geschöpften  Ueberzeugung.  In  den  Reichsstädten 
war  die  Entwicklung  allmälig  eine  analoge,  indem  man  schon  im  16.  Jahr- 
hundert anfing,  studirte  MitgUeder  in  das  Rathsgericht  zu  nehmen  oder 
auch  eigene  mit  gelehrten  Richtern  wenigstens  theilweise  besetzte  Ge- 
richte einzuführen. 

ni.  Bei  den  Gerichten  auf  dem  Lande  erhielten  sich  noch  in  un- 
endlich bunter  Mannigfaltigkeit  Schöffen  zum  Theil  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert. Im  Allgemeinen  jedoch  war  dies  nur  der  Fall  fiir  besondere 
Gerichte  (Holzgerichte,  Märkerdinge,  Feldgerichte,  Gerichte  zur  Yor- 
nahme  von  Rechtsgeschäften  u.  dgl.).    Die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  in 


würden,  soll  ein  jeder  sein  Unter-  oder  Hofgerioht  mit  yerstftndigen  ürtheilern  be- 
setzt halten,  auf  dass  daselbst  den  Parthelen  zu  Recht  und  Billigkeit  yerholifen 
werden  möge.** 

*  In  Oesterreich  hdrten  die  alten  Untersohiede  mit  der  Reorganisation  K. 
Josephs  II.  Yom  J.  1783  auf. 
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Btreitigen   CHyU-  und  Criminalsachen  ^wurde  mehr   und  mehr  Ton  dem 
Bichter  (§.  120.)  allein  ausgeübt. 

lY.  Als  wesentliches  Erforderniss  eines  gehörig  besetzten  Gerichts 
galt  einGerichtsscfareiber,  Actuarius,  Notarius,  welcher  als  öffent- 
liche Urkundsperson  die  Au&eichnung  und  Beglaubigung  der  Yerhand- 
lungen  hatte.  Neben  ihm  kommen  dann  allmähg  zahlreiche  Schreiber 
Tor  für  die  Ausfertigung  der  gerichtlichen  Akte,  Gerichtsvollzieher,  Ge- 
richtsdiener  u.  dgl.  für  Ladungen,  Pfändungen,  Yollstreckung  der  Urtheile. 


Drittes  Capitel. 

Das   Verfakren   vor   Gericht.* 

§.  125. 

I.    Ort,  Zeit,  Hegung  des  Gerichts. 

I.  In  ältester  Zeit  kannte  man  als  Ort  des  Gerichts^  nur  einen 
Platz  unter  freiem  Himmel  in  heüigen  Hainen,  auf  Bergen,  in  Thälem, 
aufwiesen,  unter  Linden  oder  Eichen,  den  das  Herkommen  zurechten 
Dingstatt  machte.  Sein  Name  ist  mallus,  mallobergus,  placitum,  thing. 
An  ihm  schied  ein  durch  natürliche  Grenzen  oder  künstliches  Gehege^ 
eingefriedeter  runder^  oder  viereckiger  Platz  den  Baum,  in  dem  der 
Bichter  auf  seinem  Stuhle  und  zu  beiden  Seiten  die  TJrtheiler  auf  Bänken 
sassen;  um  ihn  herum  stand  das  übrige  Volk  (Umstand).*    Bereits  in 


*  Fflr  einzelne  Punkte  wichtig :  H.  Siegel  Die  Erholung  und  Wandelung  im 
geriohtl.  Yerfahreu,  Wien  1863.  (Aus  den  Sitz.  Ber.  der  kais  Akad.)  Ders.  Die 
Gefahr  yor  Gericht  und  im  Bechtsgang,  Wien  1866.  (Aus  dens.)  Zur  Yergleichung: 
H.  Brunner  Wort  und  Form  im  altfranzösischen  Prozess,  Wien  1868.  (Aus  dens.) 
Die  §.  109  citirten  Schriften,  So  hm  Frank.  R.  u.  Ger.  V.,  Brunner  Schwurgerichte 
a.  a.  —  Osw.  Schmidt  Das  Verfahren  vor  dem  Mannengerichte  in  hürgerl. 
Bechtsstreitigkeiten  zur  Zeit  der  bisohöfl.  und  Ordenskerrscbaft  in  Livland.  Dor* 
pat,  1866 

1  Siehe  Grimm  R.  A.  S.  746  ff.  793-8ia 

^  Haselstöcko  mit  Schnüren  verbunden;  davon  Riohtpfahl,  Riohtplatz, 
—  oder  Geländer  und  Schranken  von  Holz;  davon  Schranne. 
'  Davon  Ring,  ringlich  dinglich  =  judicialis. 

*  Grimm  R.  A.  S.  783.    Maurer  S.  30  fg.  -  Lex  Sal.  XLIT.  1.  XLVI.  1. 
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karolingischer  Zeit  wurde  aber  dieser  Platz  durch  eine  Bedachung  ge- 
schützt oder  auf  ihm  ein  Gebäude  errichtet.  An  echter  Dingstatt  konnte 
allem  unter  Königsbann  gerichtet  werden,  für  das  Gericht  unter  blossem 
Grafenbann  imd  die  Untergerichte  war  keine  feste  Stätte  wesenilieh. 
Ebenso  hielt  man  auch  im  Mittelalter  für  das  Gericht  unter  Königsbann 
fest  an  der  alten  Mahlstätte.^  Das  Herkommen  bewirkte  auch  für  alle 
anderen  Gerichte  die  Abhaltung  an  bestimmtem  Platze,  auf  dem  Lande 
meist  unter  freiem  Himmel,  wobei  es  in  manchen  Gegenden  bis  auf  die 
neuere  Zeit  blieb.^  In  den  Städten  kam  es  aber  schon  früh^  auf,  im 
Stadthause  oder  in  einem  eigenen  Gebäude  die  Sitzungen  zu  halten. 
Diese  für  das  Hofgericht  des  Kaisers  gleichfalls  stets  befolgte  Sitte  wurde 
bei  den  Reichsgerichten  festgehalten,  kam  auch  bei  den  landesherrlichen 
Hofgerichten  und  mit  der  Umgestaltung  der  Gerichtsyerfassung  überhaupt 
bei  allen  Gerichten  in  der  Art  als  Regel  auf,  dass  die  Gültigkeit  jedes 
gerichtlichen  Aktes  abhing  von  der  Vornahme  innerhalb  des  Gerichts- 
sprengeis und  in  dem  ordentlichen  Lokale  oder  an  einem  nach  der  Ge- 
richtsordnung statthaften  anderen  Orte. 


Gap.  quae  leg.  add.  sunt  a.  800  c.  14.  „übi  sacramenta  juranda  sint.  Ubi 
antiquitus  consuetudo  fuit  de  libertate  sacramenta  adrahmire  yel  iarare,  ibi  mallmn 
habeatur,  et  ibi  sacramenta  iurentur".  .  .  .  Gap.  Earisiacense  873.  o.  12.  „Yolamus 
ut  seoundum  capitala  avi  et  patris  nostri  et  nostra  mallus  neqae  in  eoclesla  neque 
in  porticibus,  aut  atrio  ecclesiae,  neque  in  mansione  presbyteri  iuxta  ecclesiam  ha- 
beatur :  quia  non  est  aequum,  ut  ibi  homines  ad  mortem  iudicentur  et  dismembren- 
tur  et  flagellentur,  ubi  si  confugerint,  secundum  aliud  capitulum  pacem  habere  de- 
beut.  Domus  vero ,  sicut  in  capitulis  ayi  et  patris  nostri  continentur,  a  comite  in 
loco  ubi  mallum  teuere  debet  con^truatur,  quatenus  propter  calorem  solis  et  pluYiam 
publica  utilitas  non  remaneat.  Minora  vero  placita  comes,  sive  intra  suam  potesta- 
tem,  yel  ubi  impetrare  potuerit,  excepto  in  eoclesia,  et  porticibus,  atque  atrio  eccle- 
siae, et  mansione  presbyteri,  habeat,  sicut  in  eisdem  capitulis  continetur.*^ 

^  Saohsp.  Homeyer  im  Register  Gerichts-Ort  und  Yersammlung  I. 
62.  16.    „In  allen  steden  is  gerichte,  dar  die  richtere  mit  ordelen  richtet  III.  61.  1. 

^  Die  Yehme  hielt  auch  in  ihrer  späteren  Gestalt  ihre  Gerichte  immer  unter 
freiem  Himmel.  Aber  auch  andere  Gerichte  thatcn  dies.  IJrk.  n.  1015  bei  Sei- 
bertz  enthaltend  gemeine  Land-Ürtheile  gefragt  und  gewiesen  am  offenen  Land- 
feste yor  Attendorn  von  1521— 1627,  Urk.  das.  n,  1020  yon  1587,  n.  1021  y   1540. 

1  Dafür  kommen  in  westfälischen  Urkunden  folgende  Ausdrücke  yor :  „in  p r  e- 
torio  id  est  ooram  sede  judiciaria"  (Urk.  bei  8  ei  her  tz  n.  58.  yon  1159 — 1167); 
„excepta  area  . .  que  dimissa  est  ei  cor  am  pretorio  in  jure  ciyili^'  als  Gegen- 
satz zu  der  in  derselben  Urk.  geschehenen  Auflassung  unter  E5nigsbann  (n.  151. 
yon  1218);  „acta  sunt  hec  in  pretorio  susaoiensi^*  (n.  242  yon  1246). 

8  Grimm  R.  A.  8.  813—826. 
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n.  Die  Zeit®  für  die  Gerichtsversaimnlang  war  derTag,^  d.  h.  die 
Zeit  nach  Sonnenaufgang  und  vor  Sonnenuntergang,  so  dass  sie  vor 
Mittag  begonnen  werden  musste  und  bis  zum  Sonnenuntergang  dauerte. 
Gehalten  wurde  das  Gericht  in  ältester  Zeit  bald  an  bestimmten  Tagen^^^ 
welche  sich  von  einer  Frist  zur  anderen  nach  dem  Mondwechsel  be- 
stimmten, über  vierzehn  Nächte  (§.  14.)  dreimal  vierzehn  Nächte  (sechs 
Wochen)  ü.  s.  w.  In  der  karolingischen  Zeit  wurden  durch  das  Gesetz 
für  bestimmte  Zeiten  ordentliche  Gerichtstage  angeordnet;  neben  diesen 
ungebotenen  Dingen  wurden  nach  Bedürfniss  besondere  vom  Richter 
bestimmt  und  angesagt.^  *  An  allen  Tagen  ausser  den  kirchlich  ge- 
schlossenen Zeiten  durfte  Gericht  gehalten  werden.  Die  karolingischen 
Einrichtungen  haben  sich  im  Ganzen,,  mit  Wechsel  der  Formen  im 
Einzelnen,  durchs  Mittelalter  erhalten.^^  Gegen  dessen  Ende  kam  es 
mit  der  veränderten  Gerichtseinrichtung  von  diesen  alten  Gebräuchen  ab 
und  wurde  zur  Regel,  die  bis  auf  die  neueste  Zeit  gUt,  dass  im  ganzen 


'  Daher  tagadinc,  tagafahrt,  tagafrist,  Tagfahrt,  Tagsatzung,  tagen 
=  verhandeln,  Landtag,  tagdingen,  solem  collocare,  vertagen.  Ebenso  im  französ. 
Rechte  ajourncr  =  vorladen  und  vortragen. 

^^  Besonders  am  Dienstag,  bei  den  Allemannen  am  Samstag.  Interessant  ist, 
dass  nach  dem  So  est  er  Stadtr.  von  1120  §.  7  der  advocatus  zu  3  Zeiten  „judicio 
suo  presidebit  .  .  .  secunda  feria  (Dienstag)  et  III.  (Mittwoch)  post  octavam  epi- 
phanie.  Item  II  feria  et  III.  post  quasimodogeniti.  Item  II.  et  m  feria  post  na- 
tivitatem  sancte  marie.** 

"  Capit.  a.  769.  c.  12.  Langob  a.  802.  c.  14.  Dazu  §.76  Aquisgr.  812. 
0.  8.  „YolumuB  propter  iustitias  quae  usque  modo  de  parte  comitum  remanserunt, 
quatuor  tantum  mensibus  in  anno  missi  nostri  legationes  nostras  exerceant,  in  hieme 
Januario,  in  verno  Aprili,  in  aestate  Julio,  in  autumno  Octobrio.  Ceteris  vero  men- 
sibus unusquisque  comitum  placita  siia  habeat  et  iustitias  faciat.  Missi  autem  nostri 
quater  in  anno  mense  uno  et  in  quatuor  locis  habeant  placita  sua  cum  illis  comiti- 
bus,  quibus  congruum  fuerit  ut  ad  eum  locum  possint  convenire.*^  Ansagen  der 
gebotenen  Dinge  durch  den  Landschrei,  Glockengelftute  Grimm  R.  A. 
8.  840  ff. 

^*  Soester  Stadtr.  v.  1120  $.  43.  „Quicunque  pro  sua  voluntate  sine  verbo  ma- 
gistri  oonsulum  vel  judicis  campanas  pulsare  praesumpserit,  dimidiam  lib- 
ram  burgensibus  vadiabit,  et  hoc  in  arbitrio  stabit  burgensium  quid  sit  accipiendum. 
tercia  pars  erit  judicis.  §.46.  Omnes  precones  inbeneficiati  burgensibus 
nostris  in  suo  officio,  ad  appellandum  homines  ad  Judicium,  burgensibud  nostris  sine 
munere  debent  parati  esse,  ita,  quod  si  per  negligentiam  preconum  aliquod  inde 
dampnum  pro  vonerit,  ipsi  plene  actori  pecuniam  persolvent."  Gitate  in  §§.  77,  86, 
87,  89.  Gebundene  Tage  Saohsp.  11.  10.  6.  IL  11.  4.  Sachsp.  III.  61.  4. 
„Gerichtes  solen  warden  alle  die  dingpflichtlich  sint  von  des  dat  die  sunne  npgat 
wente  to  middage,  of  die  richtere  dar  is.**    Schwsp.  c.  76.  91.  96. 
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Jahre  gerichtliche  Handlungen  vorgenommen  werden  können.  Ausnahmen 
bilden  nur  die  Sonn-  und  Feiertage,  sowie  die  s.  g.  Gerichtsferien,  wäh- 
rend welchen  bald  alle,  bald  nur  bestimmte  Akte  untersagt  sind.  Die 
Bestimmung  der  Tage  geht  in  der  Neuzeit  selten  vom  Gesetz  aus,  son- 
dern ist  meistens  dem  Vorsitzenden  des  Gerichts  überlassen.*-^ 

III.  Eröffnet  wurde  das  Gericht  durch  feierliche  Hegung**  des 
Richters,  bestehend  in  der  Aufhängung  der  Symbole  (Schild,  Schwert 
u.  dgl.),  Aufstellung  der  Bänke,  Wirkung  des  Dingfriedens;  geschlossen^» 
durch  Abnahme  der  Symbole,  Umstürzen  der  Bänke,  Aufstehen  des 
Richters ,  worauf  in  ältester  Zeit  in  fröhUchem  Trinkgelage  die  Bussen 
verzehrt  wurden.  Eine  solche  feierliche  Eröffnung  des  Gerichts  durch 
Fragen  an  den  Frohnboten  oder  die  Schöffen  um  ein  Urtheil  darüber; 
ob  es  an  rechter  Zeit,  rechter  Stätte  sei,  wie  auch  die  formelle  Schliessung 
des  Gerichts  erhielt  sich,  solange  das  öffentliche  mündliche  Verfahren 
stattfand.  Mit  dem  Eintreten  des  schriftlichen  T^rocesses  entfiel  diese 
Feierlichkeit  von  selbst.  Wo  Mündlichkeit  bestehen  blieb  oder  wieder 
eingeführt  wurde,  bestand  die  unförmliche  Eröffnung  und  Schliessung  in 
der  Erklärung,  zu  deren  Beachtung  theilweise  ein  Zeichen  mit' der  Glocke 
oder  der  Ruf  des  Gerichtsdieners  im  Gebrauclie  blieb,  des  Vorsitzenden : 
die  Sitzung,  Audienz  ist  eröffnet  oder  geschlossen. 


^'  Beim  Reichskaminergerielit  war  „Yacanz**  vom  24.  December  bis  6.  Januar 
einsohlieBslich,  vom  Sonntag  Esto  Mihi  bis  Invocayit,  vom  Palmsonntag  bis  Quasi- 
modogeniti,  Sonntag  Yooem  juonnditatis  bis  Exandi,  Pfingstabend  bis  Trinitatis, 
8  Juli  bis  14.  Aug.  und  an  allen  Feiertagen;  in  den  anderen  Zeiten  mnsste  drei* 
mal  wöchentlich  zwei  Stunden  Vormittags  und  zwei  Nachmittags  Gerichtstag  sein. 
Üebrigens  durfte  mit  Ausschluss  der  Sonn-  und  Feiertage  im  Rath  referirt,  Urtheil 
gefasst,  Ladungen  und  Supplicationes  angenommen  werden.  R.  K.  Gt.  O.  y.  1495 
§.  26,  von  1521.  Tit.  2  u.  26,  von  1565  Th.  U.  Tit.  32.  u  Th.  III.  Tit.  1.  und  2, 
der  etwas  ändert.  Der  Reichsschluss  vom  December  1713  §.  38  trifft  Anordnungen 
in  Folge  der  allgemeinen  Geltung  des  Gregorianischen  Kalenders.  Im  Reichshof- 
rathe  war  Alles  dem  Präsidenten  überlassen :    R.  H  R.  O.  v.  1654  Tit.  I.  §§.  11.  18. 

1*  G  r  i  m  m  R.  A.  S.  851—854. 

«  Grimm  R.  A.  ß.  869.  L.  Sah  XLIV.  1.,  XLVI.  1.  Ssp,  I  69.  2.  III.  64. 
11.  „Demo  burmeistere  weddet  man  ses  penninge  unde  underwilen  dre  Schillinge 
vor  hut  unde  vor  har,  dat  is  der  bure  gemcne  to  vertrinkene^^  Richt- 
steig Landr.  o.  1.  %.  2.    Homoyer  Gerichtswesen  des  Riohtsteiges  8.  484  ff. 
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§.  126. 
n.  Einleitung.    Ladung.    Klagstellung.* 

I.  Der  Richter  wurde  von  jeher  nur  thätig  auf  Antrag.  Ein  solcher 
konnte  bei  Verletzung  des  öflFentlichen  Friedens  in  älterer  Zeit  vom 
Princeps  oder  einem  sonstigen  Beamten,  ohne  Zweifel  auch  wohl  von 
jedem  freien  Manne  ausgehen.  Trug  aber  die  Verletzung  den  Charakter 
einer  privaten,  oder  handelte  es  sich  um  bürgerliche  Streitigkeiten  im 
Gegensatze  der  peinlichen  Klagen,  so  konnte  nur  auf  Antmg  des  Ver- 
letzten, Berechtigten  oder  seines  Vormundes,  Vogtes,  Herrn  das  Gericht 
thätig  werden. 

n.  Zu  dem  Ende  muss  der  Kläger*  in  älterer  Zeit  regelmässig^ 
den  Gegner  erst  zum  Gerichte  vor  Zeugen  laden,  was  in  besonderen 


*  Darüber  für  die  Zeit  der  Lex  Salica  So  hm  Proc.  S.  126  ff.  Ueberhaupt  die 
angeführten  Schriften. 

^  Ausdrücke  a)  In  der  älteren  Zeit:  Klage:  causa,  actio,  sahha,  mahal,  intentio, 
appellatio.  Kläger:  clamans,  reclamans,  proclamans  se,  pulsans,  appellans,  pro- 
Yocans,  später  auch  actor :  Beklagter:  pulsatus,  accusatus,  interpellatus,  gasachio, 
später  reus ;  Parteien:  causantes ,  causatores ,  causidicus ,  litigatores.  b)  I m 
Mittelalter:  klage,  clage;  klagen,  clagon;  klegere,  sakeweldige,  oder  TJm- 
BchreibuDgen ;  antwerder,  lider,  uppe  den  man  klaget,  man  sprikt,  de  klage  gat,  be- 
olagede  man  u.  dgl.  m. 

*  Ausnahme  Lex  AI  am.  Hlothar.  XXXYI.  „1*  Ut  conventus  secundum  con- 
suetudinem  antiquam  fiat  in  omne  oentina  coram  comite  aut  buo  misso  et  coram 
centonario.  Ipse  placitus  fiat  de  sabato  aut  quäle  die  comos  aut  oenteaarius  yo- 
luerit;  de  septe  in  septe  noctis,  quando  pax  parva  est  in  proyinoia:  quando  autem 
melior  est,  post  14  noctis  fiat  conventus  in  omni  centina,  sicut  superius  diximus. 
2.  Et  si  quis  alium  mallare  vult  de  quelcumque  causa,  in  ipso  mallo  publice  debet 
mallare  ante  iudice  suo,  ut  ille  iudex  eum  destringat  secundum  legem  et  cum  iu- 
stioia  respondeat  vicino  suo  aut  qualiscumque  persona  eum  mallare  voluerit  In 
ono  enim  placito  mallet  causam  suam;  in  secundo,  si  vult  iurare,  iuret  secundum 
constitam  legem,  d.  Et  in  primo  mallo  spondeat  sacramentales  et  fideiussores  prae» 
beat  sicut  lex  habet,  et  wadium  suum  donet  ad  misso  comiti  vel  ad  illo  centeuario 
qui  praeest,  ut  in  constituto  die  aut  legitime  iuret,  aut  si  culpaviles  est,  conponat, 
qualiter  per  neglectum  non  evadat;  et  si  evaserit,  60  solides  de  fredo  sit  culpa- 
Tiles.  Ille  autem  distringat,  ut  neglectus  non  fiat,  nee  pauperi  pacientur  iniuriam 
ne  sint  sine  lege  neo  maledicant  dud  nee  populo  terrae,  sed  in  omnibus  sit  disci- 
plina,  qualiter  qui  rebelli  sunt  de  mallo  se  abstineant,  et  qui  boni  sunt  pacem  pos- 
sideant.  4.  Si  qui  autem  Über  ad  ipsum  placitum  neglexerit  venire  vel  semet  ipsum 
non  ostenderit  aut  comiti  oentenario  aut  ad  missum  comiti  in  placitum,  12  solides 
sit  oulpaviles;  qualiscumque  persona  sit  aut  vassus  ducis  aut  comitis  aut  qualls  per- 
sona, nemo  neglegat  ad  ipsum  placitum  venire,  ut  in  ipso  placito  pauperi  oonola- 
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Fällen  auch  eine  schriftliche  Aufiforderung  ersetzen  konnte.^  Zu  der 
alten  Ladung  gesellte  sich  schon  unter  Karl  d.  G.  auch  die  Heischung 
zum  Gericht  durch  den  Grafen  auf  Antrag  der  klagenden  Partei.*    Von 


ment  causas  suas.  Et  quod  in  uno  placito  finire  non  poterint,  in  alio  finiatur,  at 
sine  ira  Dei  sit  defensa  patria,  et  illi  rebcUi,  qui  usque  modo  rapto  fecerunt,  am- 
plius  potestatem  faciendi  non  habeant.  6.  Si  est  talis  persona,  quod  comes  ad  pla- 
citum  Tel  centenarius  Tel  missus  comitis  distringere  non  potest ;  tunc  euin  dux  legi- 
time distringat;  plus  quaerat  Deo  placere  quam  homini,  ut  illum  neglectum  in  ani- 
mam  ducis  Bens  non  requiratur/^ 

'  Lex  Sal.  I.  „Si  quis  ad  mallum  legibus  dominicis  mannitus  fuerit  et  non 
Tenerit,  malb.  reapte  hoc  est  600  denarios  qui  faciunt  solides  15  culpabilis  iudice- 
tur.  nie  Toro  qui  alium  mannit  et  ipse  non  Tenerit,  et  qui  manebit  600  dinarioB 
qui  faciunt  solides  15  culpabilis  iudicetur.  2-  Et  ille  qui  alium  mannit,  cum  testi- 
bus  ad  domum  illius  ambulare  debet.  et  si  praesens  non  fuerit,  sie  aut  uxorem  aut 
quemcumque  de  familia  illius  appellit ,  ut  illi  faciat  notum  quod  ab  eum  mannitus 
est.  Nam  si  in  dominica  ambascia  fuerit  occupatus ,  mannire  non  potest.  Si  Tero 
infra  pago  in  sua  ratione  fuerit,  sicut  superius  diximus  mannire  potest.**  —  XLVI. 
Not.  22.  „Si  quis  ad  mallum  legibus  dominicis  mannitus  fuerit  et  non  Tenerit  si 
eum  s  u  n  n  i  8  non  detenuerit,  600  dinarios  qui  faciunt  solides  15  culpabilis  iudicetur. 
Ille  Tero  qui  alium  mannit  si  non  Tenerit  et  eum  sunnis  non  detenuerit,  quem 
manniTit  similiter  600  dinarios  qui  faciunt  solides  15  culpabilis  iudicetur.**  Lex 
Ripuar.  XXXII.  BajuTar.  T.  XII.  o.  2.  Lex  AI  am.  1.  c.  Ghildeberti  reg.  cap. 
c.  6.  (Leg.  II.  p.  7.):  „De  antruscione  ghamalta.  Si  antruscionem  antruscio 
de  quacumque  causa  admallare  Toluerit,  ubicumque  eum  inTcnire  potuerit  super 
noctes  Septem  eum  cum  testibus  rogare  debet  ut  ante  iudicem  ad  mallobergo  de 
causa  quae  inputatur  ex  hoc  responso  dare  debeat  Tel  couTenire,  et  eis  si  ibidem 
non  couTenerit  aut  certe  si  Tenire  distulerit,  qui  ipsum  admallaTlt  ibi  eum  sole- 
sacire  debet,  et  inde  postea  iteratam  tres  Tices  ad  noctes  14  eum  rogare  debet, 
ut  ad  illo  mallebergo  respondere  aut  conTenire  ubi  antnisciones  ei  mithio  reddant'S 
Hierauf  Bestimmungen  über  Beweis,  Busse  u.  s.  f.  im  Falle  des  Ungehorsams,  zu- 
letzt dieselbe  Folge  als  in  L.  SaL  LYI.  Chlotharii  reg.  cap.  pacto  leg.  sal.  add. 
um  550  (Leg.  IL  p.  9.)  e  1.  „Ut  cuicumque  domus  urserit,  et  res  quas  liberaTerit 
ubi  reponat  non  habeat,  similiter  si  eum  infirmitas  detenuerit,  aut  certe  de  proximis 
aliquid  mortuo  in  domo  sua  habet,  Tel  in  dominica  ambassia  fuerit  detricatus,  per 
ista  sunnis  se  homo,  si  probatione  dedörit,  excusare  se  poterit^*. 

^  Cap.  Ticin.  801.  Cap.  quae  addita  sunt  ad  leg.  Langob.  c.  12.  „Ut  de  statu 
8U0,  id  est  de  liTcrtatem  Tel  de  hereditatem,  conpellandus  iuxta  legis  Constitution em 
manniatur.  De  ceteris  Tero  causis  unde  quis  rationem  est  redditurus,  si  post  secun- 
dam  comitis  admunitionem  aliquis  ad  mallum  Tenire  noluerit,  rebus  eius  in  bannum 
missis  Tenire  et  iustitiam  facere  conpellatur.  c  13.  Cuiuscumque  hominis  proprietas 
ob  crimen  aliquid  hab  eo  oommissum  in  bannum  fuerit  comissa,  et  ille  re  cognita 
ne  iustitiam  faoiat  Tenire  distulerit,  annumque  hac  diem  in  eo  banne  illum  esse 
permiserit,  ulterius  eam  non  adquirat,  sed  ipso  fisco  regis  societur.  Debitum  Tero, 
quod  his  cuius  ea  fuit  solbere  debuit,  per  oomitem  ac  ministros  eius  iuxta  exami- 
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der  Ladung  bis  zum  Tage  an  dem  der  Geladene  im  Gerichte  erscheinen 
musste,  waren  genaue  Fristen  gesetzlich  bestimmt.  Hatte  der  Geladene 
gesetzliche  Hinderungsgründe,  so  war  sein  Ausbleiben  für  ihn  ohne 
Nachtheil;  im  anderen  Falle  traten  Bussen  imd  Geldstrafen  ein  sowie 
das  Contumacialverfahren  (§.  135.). 

in.  Nach  dem  Rechte  des  Mittelalters  konnte  man  entweder  einen 
im  Gerichte  Anwesenden"'  belangen  oder  den  Abwesenden  laden.  In 
jenem  Falle  hatte  der  Beklagte  je  nach  seinem  Stande  und  der  Klage 
das  Recht  eine  Frist  d.  h.  die  Verschiebung  der  Verhandlung  auf  einen 
späteren  Gerichtstag  zu  fordern,  in  gewissen  Fällen  musste  er  sofort  ant- 
worten.   Zur  Vorladung®   eines  Abwesenden   konnte  man  entweder  den 


nationem  damni,  de  rebus  movilibus  qui  in  eadem  proprieiate  inventa  fuerit,  hie 
qiiibus  idem  devitor  fuit  exolvatur-  Quod  si  rerum  movilium  ibidem  inventarnm 
quantitas  ad  conpositionem  non  safficerit,  de  inmovilibus  suppleatur,  et  quod  super- 
fuerit ,  sicut  dictum  est ,  fisoos  regia  possedeat.  Si  nihil  super  oompositionem  re- 
manere  potuerit,  totiim  in  illam  expendatur.  Si  autem  homo  ille  nondum  cum  suis 
coeredibus  proprium  suum  divisum  habuit,  convooet  eos  comes,  ut  cum  eis  legitimam 
diyisionem  faciat,  et  tunc  sicut  iam  dictum  est  partem  eins  fiscos  regis  addicat: 
et  conpositionem  de  eam  iuxta  modum  superius  conprehenaum  hiis  ad  quos  ille  le- 
gibus pertinet  hec  solbat."  Langob.  802.  c.  21.  „De  mann  Ire  vero  nisi  de  in- 
genuitate  aut  de  hereditate  non  sit  opus  obseryandum,  de  ceteris  vero  inquisitioni- 
bus  per  districtionem  comitis  ad  mallum  veniant  et  iuste  examinentur  ad  iustitiam 
faciendam.    Gomites  vero  non  semper  pauperes  per  plaoita  opprimant.^^ 

^  Sps.  IL  3.  „§.  1.  Beklaget  man  enen  man  in  sine  jegenwarde  umme  egen 
oder  len,  dat  he  in  rechten  geweren  hevet,  man  sal  ime  degedingen  to  me  nesten 
dinge,  of  he  sprict:  me  nUs  hir  umme  herre  nicht  gedegedinget ;  to  der  anderen 
klage  bedet  he  des  dinges,  dat  sal  man  ime  geven,  sint  sal  he  antwerden/*  §.  2. 
§.3.  »um  al  ander  sake  dar  man  den  man  umme  scüldeget,  sal  he  antwarden 
to  haut,  bekennen  oder  besaken."  Schwsp.  c.  86.  W.  Richtst.  Landr.  c.  21.  §.  4, 
23.  8-  3.  u.  a.    Kl.  Keyserr.  (End.)  I.  15.    Weichb.  art.  34.  35.  (Dan.). 

6  Ssp.  I.  67.  (Stobbe  in  Zoitschr.  f.  D.  Recht  XV.  S.  110  f.);  I.  49.  (Auf- 
schub des  Kampfes  bis  zur  Genesung  des  ver^'undeten  Klägers),  U.  24.  1.  Man  ne 
sal  niemanne  ut  sinen  geweren  wisen  Yon  gerichtes  halven ,  als  se  he  dar  mit  un- 
rechte an  kernen,  man  ne  breke  si  cme  mif  rechter  klage,  dar  he  selve  to  jegen- 
warde si,  oder  man  lade  ine  Yore  yon  gerichtes  halyen  to  sinen  rechten 
degedingen ,  unde  he  denne  nicht  vore  ne  kome ,  so  yerdelt  man  ime  die  gewere 
mit  rechte/*  §.  2.  111.  45.  1.  Schws.  c.  83.,  c.  164-  (das  den  im  Deutschsp.  c.  128. 
behaltenen  Fall  der  Ladung  yon  Ssp.  IL  24.  1.  ausgelassen  hat,  so  dass  man  nicht 
weiss,  wie  er  yor  kommen  soll).  Ssp.  L  62.  9.  L  63.  §.  5.  „Die  klegere  sal  irst 
in  den  warf  komen;  of  die  andere  to  lange  in  irret,  die  richtere  sol  ine  laten  yore 
eschen  den  yronen  boden  in  deme  huse,  dar  he  sik  inne  gerwet,  und  sal  tyene  sce- 
penen  mede  senden.  Süs  sal  man  ine  laden  to  deme  anderen  unde  to  deme  dridden 
male.    Ne  kumt  he  to  der  dridden  ladunge  nicht  yore,  die  klegere  sal  up  stan,  unde 


398  Gesch.  d.  Geriohtswesenß.  IH.  Kap.  §.  126. 

Kichter  bitten,  der  alsdann  den  Prohnen  beauftragte,  oder  sich  der  an 
manchen  Orten  bestehenden,  besonderen  Boten  bedienen,  oder  auch  die 
Ladung  mit  Zeugen  selbst  vornehmen.  Einen  Zwang  zur  Klageanstellung 
gab  es  nicht,   wohl  aber  die  Pflicht,    eine  begonnene  durchzuführen.^ 

sik  to  kampe  bieden,  unde  sla  tyenne  siege  unde  enen  steke  weder  den  wint.  Dar 
mede  kevet  lie  jenen  yerwunnen  sogedaner  klage,  alse  he  ine  an  gesproken  hevet, 
unde  aal  ime  de  richtere  richten,  alse  of  he  verwunnen  were  mit  kampe.**  Die 
Parallelstellen  aus  den  sächsischen  Rechtsbüchern  findet  man  bei  Homeyer  zu 
den  einzelnen  Kapiteln  des  Sachsenspiegels  angegeben.  Die  Ladung  yon  Fürsten 
ergibt  die  Curia  Nuremb.  Rudolfi  I.  XIII.  Kai.  Decembr.  a.  1274  (Leg.  11.  p  400): 
„Secundo  peciit  rez  sententiari,  quid  juris  sit  de  rege  Boemie,  qui  per  annum  et 
diem  et  amplius  a  die  coronacionis  regis  Bomanorum  cclebrate  Aquisgranis  contu- 
maciter  supersedit,  quod  feoda  sua  a  rege  Romanorum  nee  peciit,  nee  recepit  ?  Et 
8ontentiatum  fuit  ab  Omnibus  principibus  et  baronibus,  qnod  quicunque  sine  causa 
legitima  per  negligentiam  vel  contumatiam  per  annum  et  diem  steterit,  qnod  de  feo- 
dis  suis  se  non  pecierit  infeodari,  ipso  lapsu  temporis  cecidit  a  jure  omnium  feodo- 
rum  suornm.  Tercio  peciit  rex  sententiari,  qualiter  contra  regem  Boemie  deberet 
procedere  ad  ipsius  contumaciam  rcprimendam?  Et  sentencia  fuit  lata,  quod  pala- 
tinus  comes  Beni  per  virum  ingenuum  ad  certum  locum  et  diem,  videlicet  infra  sex 
septimanas  et  tres  dies  a  die  iudicii  numerandos,  deberet  dictum  regem  citare, 
coram  ipso  Palatino  questionibus  regis  super  contumatia  pcromptorie  respon- 
surum;  et  si  ingeniius  elcctus  ad  citacionem  faciendam  assereret,  et  confirmaret 
proprio  iuramento,  quod  ob  metum,  qui  cadere  potest  in  constantem  Tirum,  non  än- 
deret se  ipsius  regis  Boemie  conspectibu^  preseritare,  vel  terram  regis  ingredi,  suf- 
ficeret  edictum  publicum  proponi  in  ipsa  sollempni  curia,  et  citationem  fieri  publice 
in  civitate  vel  opido  sepe  dicti  comitis  palatini  regno  Boemie  plus  yicino.  Ut  au- 
tem  omnia  procederont  ordinate,  ad  faciendam  presontacionem  citacionis  sex  septi- 
manis  et  tribus  diebus  superadditis  decem  et  octo  diebus,  in  summa  date  sunt  in- 
ducie  prefato  regi  Boemie  noyem  ebdomade,  a  duodecirao  Kalend.  Decembr.  com- 
putande,  ita  quod  decimo  Kalend.  Febr.  ipso  rex  Boemie  coram  praefato  co- 
mite  Palatino  Reni  in  Herbipolensi  ciyitato  debeat  comparere,  alio- 
quin  contra  ipsum  prout  ins  permiserit,  procedetur^^  (Das  Formular  dieser  Ladung 
ist  uns  erhalten  in  der  Summa  dictarainum  des  Dominions  Dominici. 
Wattenhach  Archiv  d.  Ghesellsch.  f.  ältere  deutsche  Geschichtskundo  X  660  f., 
Hof  1er  in  Pfeiffers  Germania  1859,  IV.  110  f.,  Rockinger  Formelbücher  S.  166  f.). 
Ueber  die  Ladungen  zum  kais.  Hofgerichte  Franklin.  Auf  Ort,  Zeit  der  Ladung 
kam  yiel  an.  Articuli  de  jiiribus  civitatis  Medebaccnsis  c.  a.  1350  (Seibertz  no. 
718.)  §.  51.  ,Jtem  preco  advocati  quemlibet  ad  jus  advocaticum  pertinentem  citare 
potest ;  sed  locus  et  tempus  distinguitur,  quia  nullo  die  celebri,  nee  in  diebus  quatuor 
tempomm  nee  in  yigiliis  festorum  citare  potest.  —  52.  Item  in  nullo  loco  sacro,  nee 
super  bonis  feudalibus,  in  quibus  verus  heres  bonorum  feudalium  residet,  nee  super 
bonis,  de  quibus  solvitor  pensio  cameralis,  preco  advocati  debet  Tel  potest  officium 
citandi  exercere.* 

^  Ssp.  1.62.  §.  1.  „Man  ne  sal  niemanden  dvingen  to  neuer  klage,  der  he  nicht 
begunt  ne  hevet    Manlic  mot  sines  scaden  wol  svigen  de  wile  he  wel.    Beriet  arer 
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Deshalb  kann  der  Kläger  nur  bis  zur  wirklichen  Anhängigmachung  seine 
Klage  bessern,  muss  aber  auch  in  gewissen  Fällen  für  den  Fortgang 
Sicherheit  bestellen.^ 

rV.  Versäumniss  des  Richters  schadete  nur  dem  Kläger;*  versäumt 
dieser  selbst  das  Ding,  so  kann  ihn  der  Yerlust  des  Rechts  treffen J^ 
Ohne  Antrag  des  Beklagten  konnte  der  Richter  keinen  Kläger  abweisen.** 
Der  Beklagte  musste  sich  einlassen,  wenn  der  Kläger  zur  Klagestellung 
berechtigt  war,  im  rechten  Gerichte,  in  der  rechten  Weise  geklagt  hatte.'* 
Erscheint  er  nicht,  ohne  Ehehaften  anführen  zu  können,  so  ist  der  Kläger 
zur  XJn^ehorsamsbeschuldigung    berechtigt  (§.  135.)J^    Verweigert    der 


he  dat  gerüchte,  dat  mut  he  vul  vorderen  mit  rechte,  wende  dat  gerüchte  is 
der  klage  begin.«     Schwsp.  c.  79.  W.    Sap.  I.  53.  1.,  I.  62.  4.,  II.  8. 

^  Ssp.  L  63.  §.  2.  III.  14.  2  bevor  in  einer  Orirainalklage  ,,eine  gewere*'  ge- 
than  ist.  Vgl.  Ssp.  I.  61.  1  ,  IL  4.,  II  6.  1.  u.  a.  Schwsp.  c.  94.  W.  Dessen 
enthebt  nach  diesen  Stellen  Grundbesitz  im  Gerichtsbezirke,  dessen  Werth 
den  Betrag  des  Wergeides  übersteigt.  — 

Ueber  die  Concurrenz  mehrerer  Kläger  Sps.  I.  61.  2.  Schwsp.  c.  79.  "W.; 
Recht  des  Klägers,  den  Beklagten  in  gewissen  F&llen  festzunelmicn ;  Ssp.  III.  13. 
Seh  WS.  c.  221.  W.,  des  Frohnboten  die  Partei  festzunehmen:  Ssp.  I.  61.  1.:  Ding- 
pflicht igkeit  des  Beklagten  II.  45. 

*  Sachsp.  II.  2,  „Versumt  die  greve  sin  echte  ding,  dat  alene  verlüset  die 
klegere.  Versumt  he  der  dinge  jenich,  die  um  ungerichte  ut  geleget  werdet,  man 
mut  der  klage  beginnen  al  von  voren.'*  Schwsp.  c.  86    "W. 

^^  Vgl.  die  Stellen  in  nota  7.  Schws.  c.  260.  "W.  „Ünde  geblutet  ein  man  dem 
andern  vür,  unde  kumet  dirre  vür,  unde  klaget  jener  id  in  niht;  unde  h&t  er  koste 
gehabet,  die  sal  im  jener  abe  legen,  unde  geblutet  er  im  dristunt  YQr,  unde  kumet 
der  unde  er  klaget  dannoch  niht :  so  ist  er  ledic  umbe  swaz  er  in  beklaget  hAt,  unde 
Bol  im  dannoch  sine  kost  abe  legen  unde  sine  arbeit;  in  habe  danne  ehaft  not  ge- 
irret,   daz  sol  er  bewaeren  als  vor  geschriben  stet^^ 

11  Ssp.  III.  16.  1.  ,,Die  richtere  noch  nieman  ne  mach  nemanne  von  siner  klage 
wiscn,  ane  die,  uppc  den  die  klage  gat.^^ 

"  Statut  Frid.  II.  in  favor.  princ.  a.  1232  Ssp.  I.  59.  1.,  I.  60.  3.,  III.  6.  2., 
III.  9.  2.,  III.  12.  2.,  m.  25.  28,  III.  26  2,  III.  33.  5.,  III.  71.,  III.  79  2.  — 
Landfr.  \.  1898  §.  7.  „Hätte  auch  jemand  dem  andern  zuzusprechen  umb  Eigen 
und  umb  Erbe,  das  soll  man  usstragen  an  den  Gerichten,  da  die  Gute  inne  gelegen 
sint.  Und  umb  Lehen,  das  sol  man  usstragen  vor  den  Herrn,  von  den  die  Lehen 
rürent."  B.A.  von  Nürnberg  v.  1438  §.  2  ff,  Flm  1466  §.  11  ff,  Nördlingen  1466 
§.  6  ff.  u.  a. 

i>  Sachsp.  L  28.  „Svat  susgedanes  dinges  ervelos  irstirft,  herwede  oder  erve 
oder  rade,  dat  sal  man  antwerden  deme  richtere  oder  deme  vronen  boden,  of  heH 
eschet,  na  deme  drittegesten.  Dit  sal  de  richter  halden  jar  unde  dach  unvordan  unde 
warden  of  sik  JQman  dar  to  tie  mit  rechte.  Sint  kere't  de  richter  in  sinen  nnt;  it 
ne   si   of  de   erve  gevangen  si,  oder   in   desrikeadenist  gevaren,  oder  in 
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Beklagte  aus  einem  gesetzlichen  Orunde  die  Einlassung  oder  verwirft 
den  Bichtcr  als  nicht  zuständig,  oder  wehrt  er  aus  einer  sonstigen  Ur- 
sache den  Anspruch  ab,  ohne  sich  über  die  Sache  zu  erklären,  so  bat 
er  sich  nicht  eingelassen." 

V  Fiir  die  Klage  vor  den  kaiserlichen  Gerichten  kam  seit  dem 
dert  die  Nothwendigkeit  auf,  vor  der  Elagstellung  die  Sühne 
>n  und  sich  des  Austrags  von  Schiedsrichtern  zu  bedienen 
vorher  Note  12.). 

gentbümlich  war  die  Einleitung  des  Verfahrens  von  den  Tehm- 
indem  das  Gericht  hier  nur  auf  Anklage  eines  Freischöffen, 
olge  der  Pflicht  zur  Rüge  oder  auf  Grund  einer  erlittenen 
oder  im  Namen  eines  anderen  Verletzten  thätig  werden 
iif  diese  Anklage  wurde  zuerst  darüber  entschieden,  ob  die 
Tehmwroge  sei.  Stand  das  fest,  so  war  bei  angeklagten 
,  Wissenden,  die  von  zwei  Freischöffen  zuzustellende 
vom  Freigrafen  gesiegelte  Ladung  hergebracht  Bei  einem 
jolltea  zwei  Freigrafen  und  sieben  Freischöffen  laden.  Die 
ilgte  vor  die  heimliche  Acht  mit  einer  Frist  von  6  Wochen 
!n.  Nichtwissende  lud  man  gleichfalls  schriftlich  durch 
hnen  oder  zwei  Freischöffen  vor  das  Offene  Ding  über 
und  3  Tage.  Konnte  die  Ladung  gefahrbringend  sein,  so 
:  nicht  persönlich  zu  geschehen,  eondern  durfte  zur  Nachtzeit 
mmer  an  ein  Thor  u.  dgl.  mit  Zurücklassung  von  Zeichen 
Wusste  man  nicht,  wo  sich  der  Angeklagte  aufhalte,  so  lud 
vier  Ki-enzwegen.'» 


it  buten  lande.  So  mut  ha  sin  wurden  mit  dem  erra,  wente  he 
wanda  he  ne  kau  sik  an  Hinein  erTe  de  wile  nicht  Teraumen ;  dit  is 
rarender  have." 

sp.  III.  30,  i.  1.  „Toraprecken  aal  he  darren,  die  selve  geantwerdet 
'ile  sik  die  man  weret  antwerdeB  mit  ordelen  unde  mit  rechte,  die  wile 
licht  geantwerdet."  II.  7.  „Vier  »akc  sint,  die  echle  not  hetet:  reng- 
Ike,  godes  dinet  buten  lande,  unde  des  rikea  dienst.  Svelke  dirre  aake 
t,  dat  he  to  dinge  nicht  ue  kumt,  wirt  ae  besceneget  aJae  recht  is  von 
boden,  btb  ha  si,  he  blift  is  Bunder  scaden,  unde  gewinf  dach  bit  an 
g,  all  he  Ton  der  echten  not  ledich  wirt,"  Schwabsp.  c.  29.  36Ö.  W. 
r  Buprecht's  Fragen  II.  §.  4.  „Auch  merket,  int  ojner,  den  man  ver- 
ein frjenechepfe,  so  soll  man  in  zu  deme  erstin  geböte  Torfurdern,  mit 
L  Schepphen,  und  zu  dcme  andern  geböte  mit  rter  Schepphen,  und  zu 
[ebote  mit  sechs  Schepphen,  und  mit  e^me  frejgrafen,  qnd  ul  der  eyne 
'on  deme  andern  sien  ye  aechs  Wochen  und  drjre  tage,  und  nicht  koraar. 
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ni.  Verhandlung. 
§.  127. 


o.  In  älterer  Zeit. 


I.  Zu  einer  Verhandlung  kommt  es  nur,  wenn  der, Beklagte  er- 
scheint; denn  im  anderen  Falle  greift  die  Ungehorsamsbescfauldigung 
(§.  135.)  Platz.  Die  wirkliche  Verhandlung  prägt  sich  aus  durch  scharf 
abgemessene  Rede-  und  Widerrede  der  Parteien,  welche  jedesmal  durch 
Bitten  an  den  Richter  gewonnen  wird,  femer  dadurch,  dass  über  alle 
und  jede  Punkte  und  Abschnitte,  über  jedwede  Frage  durch  ein  vom 
Richter  den  Schöffen  abzufragendes  Urtheil  entschieden  werden  musste. 
Im  Einzelnen  hing  die  Form  des  Klagegesuches  wie  der  ganzen  Ver- 
handlung von  der  Beschaffenheit  der  Klagen  ab.^ 

n.  Räumte  der  Beklagte  den  Anspruch  oder  das  Recht  des  Klägers 
ein,  ohne  eine  Einrede  zu  erheben,  so  erklärte  man  ihn  durch  ein  Ur- 
theil für  schuldig.  lieber  dies  Anerkenntniss  wurden  schon  früh  Ur- 
kunden aufgesetzt.^  Machte  er  Einwendungen,  über  welche  keine 
Einigung  zu  Stande  kam,  oder  läugnete  er,  so  kam  es  zum  Beweise. 
Hierzu  erbot  sich  der  Kläger  oder  Beklagte  gleich  bei  Stellung  des  An- 
trags oder  sobald  kein  Anerkennhüss  erfolgte.  Auf  den  Beweis  wurde 
durch  Urtheil  erkannt. 


Bundem  ehir  lenger,  pussen  gebundener  Zyt."  §.  6.  6.  Anch  sal  man  merken,  wer 
is  af  her  uf  eyme  Slosse  wonte ,  daz  man  syner  ane  grosse  Sorge  und  Ebinthure 
nicht  bekommen  künde,  so  mögen  die  Soheppen,  die  in  heischen  wollin,  eyns  Nachtis, 
adir  so  es  in  fuget,  vor  dasselbige  Sloss  ryten  adir  gehen,  und  uss  deme  Rcync- 
bome,  Zingelen  adir  Regilen  dry  kerbin  hauwen,  und  einen  Konighes  Pfennig  darin 
steken,  und  die  stuke,  die  sie  yss  den  kerbin  houwen,  zu  zeugkenisse  behalden, 
vnd  dess  Namen ,  den  sie  heischen ,  yff  ein  Zedilen  Terzeichent  besehriben  in  die 
kerbin  stegken,  adir  deme  Wechter  rufen  und  yme  sagen,  dass  der  deme,  der  danne 
also  geheischet  in  der  Borghe  ist,  sage  und  verkündige ,  dass  er  sines  E^echttags 
werten  solle  vf  den  tag  N.  und  vor  deme  fryen  stule  N.  also  vorgeschrieben  steif.^ 
—  Anbang  §.  35.  37 — 39.  Usener  8.  121;  TJrth.  des  Generalkapitels  zu  Arnsberg 
d.  30.  Juli  1441  bei  üsener  8.  269.  »und  den  greven  sollte  man  daromb  ver- 
boden  tom  ersten  mifc  Seven  frygreven,  tom  andern  mit  veyrtzen,  tzo  dem  dritten 
mal  myt  eyn  und  tzwensigen  frygreven,  off  syno  Brüche.**  Arnsberg  er  Refor- 
mation (N.  S.  I.  S.  128  ff.  mit  1430  statt  1438.  Wächter  8.  135  ff.)  cap.  III. 
VI.  VII.  ff.  XIV. 

^  Für  die  Zeit  der  Lex  Salica  hat  besonders  8ohmProcess  nach  der  Gattung 
der  Klagen  das  Verfahren  genau  entwiclreit. 

2  Das  ist  auch  sicher  ein  Fall  der  „ad  placitum  legitime  fides  facta**  in  L. 
Sal.  L.  2.  » 

V.  Schulte,  Reichs-  u   RechUgesch.  3.  AuS,  26 
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aOein  bestreitet,  durch  Urtheü  zu  Qunsten  des  Klägers  entschieden,  so 
wird  das  Anerkenntniss  durch  XJrtheil  ausgesprochen,  d.  h.  der  Beklagte 
für  schuldig  erklärt.    In  allen  anderen  Fällen  kommt  es  zum  Beweise. 

ni.  Bei  den  Vehmgerichten  schied  man  oflFene,  gemeine,  echte  Frei- 
dinge, denen  alle  Eingesessenen,  Wissende  und  Unwissende,  beiwohnen 
konnten  (die  alten  placita),  und  gebotene  heimliche  Dinge,  die  statt- 
fanden, wenn  es  sich  um  Yerurtheilung  eines  abwesenden  Unwissenden 
oder  eines  FreischöfFen  und  Freigrafen  handelte.  Das  offene  Ding  kann 
jederzeit  in  ein  heimliches  verwandelt  werden,  in  welchem  Falle  bei 
Strafe  des  Stranges  alle  Unwissenden  sich  zu  entfernen  haben.  Danach 
lud  man  vor  das  offene  Ding  der  heimlichen  (geschlossenen) 
Acht,  oder  vor  das  heimliche  Ding.  Seit  dem  Ende  des  H.Jahr- 
hunderts fing  man  an,  die  Unwissenden  gar  nicht  mehr  zu  laden.  Erschien 
der  Geladene  auf  die  erste  Ladung  nicht,  so  ward  er  verfehmt.  Ob 
Unwissende  sich  mit  Beweisen  vertiheidigen  konnten,  ist  nicht  ausgemacht. 
Schöffen  stand  ihr  Eid  mit  anderen  Schöffen  als  Eidhelfem  zu.  Gottes- 
urtheile  waren  ausgeschlossen.  "Wer  ungehorsam  war,  ward  in  die  Ober- 
acht des  Reichs  verfällt.  Zur  Ausführung  des  Urtheils  ward  bestellt  ein 
Schöffe,  dem  ein  Brief  gegeben  wurde,  der  Allen  ihm  beizustehen  befahl 
bei  Verlust  der  Ausstossung  für  Schöffen,  der  Acht  für  Unwissende. 
Wo  der  Schöffe  den  Verurtheilten  findet,  vollzieht  er  das  Urtheil  durch 
Aufknüpfen  mit  dem  Strange  an  einen  Baum,  in  den  er  sein  Messer 
steckt  oder  ein  anderes  Zeichen  macht.  Die  Berufung  stand  zu  an  den 
Kaiser  und  den  Erzbischof,  später  auch  an  die  Kapitel. 

rV*.  Der  Beweis. 

A.  Die  Beweismittel.* 

§.  129. 
1.   Der  Eid. 

I.  Nach  den  Yolksrechten  erscheint  als  das  häufigste  Beweismittel 
sowohl  zur  Bestreitung  des  klägerischen  Anspruches  oder  der  Anklage 


*  A.  Ueberhaupt:  Albrecht  doctrinae  de  probationibus  secundum  jus 
Germanicnm  medii  aevi  adumbratio.  P.  I-  Regiom.  1825,  II  ibid.  1827.  Sachsse 
das  BeweisTerfahren  nach  deutsobem,  mit  Berücksichtigung  yenrandter  Rechte  des 
Hittelalters,  Erlangen  1868.  Nach  sächsischem  Rechte:  Homeyer  im 
Register  za  Sachsenspiegel  I.  S.  2d4.    (Beweis)  401—404.    (Zeuge,  Zeugnis s), 
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d;  sacr&mento  se  e^cusare,  purgare,  de- 
beitung  des  Anspruches,*  der  Anklage, 
igseid;   juramento   asscrere,    superjurare, 


thnroclite) ;  J o II y  Ober  das  Beweisver fahren 
8,  Hannh.  18d6:  Pianok  das  Beoht  der  Bewoig- 
L,  boBonders  sächsischen  Terfahreu,  Zeitschr  f. 
-324.;  dere.  die  Lehre  Tom  BewetBurtbeill84S 
item  dsB  Sachsenspiegels.    In  BesohrSnkung  aof 

1863.  L  T.  Bar  Das  Beweiaurtheil  des  ger- 
;ur  Qesol^iohte  und  Kritik  des  deutsoheu  Proc. 
:r  1866. —  B.  Einzelne  Punkte:  F  Majer 
ler  gerichtlichen  Zweikämpfe  in  Deutschland, 
weis  durch  Eidhelfer  im  H'ttclalterl  S.  2H2— 267. 
ideshelfer  des  älteren  deutsch.  Rechts,  MOnch. 
Ae  Zweikampf  bei  den  germanischen  Vdlkern, 
lUr  Beweisfübrung  bei  Klagen  um  Out,  Zeitschr. 

derselbe  über  diesen  Qegenstand  (Kap.  26. 
,.  Bd.  XI£.  (1859J  8.  98-120.  P  lato  er  hi- 
ohtB,  Marb.  1864.  8.  328  ff.;  O.  Stobbe  Be- 
ta Vertragsrachts,  Loipz.  1855  8  56—115;  Fei. 
aanischen  Oottes-TJrtheite ,  Hüneben  1857,  bei 
t.  —  H.  Brunner  Zeugen  und  Inquisitions- 
''ien  1866.  Ders.  Sobwurgeriohte.  Dazu  die 
■Hollweg  U.S  w. 

igen  historisohen  Nacbweis  geliefert,  dass  der 
eben  Becbts  ein  ausserordentliches,  anfSngUch 
es,  aber  durch  Privileg  auf  Kirchen  und  EIBster 
1  betreffend  Gut  war,  der  im  Frag  CT  erfahren 
Ansatz  zum  formalen  Beweisverfahren  dea  alt- 
ter  sucht  die  Oeschworenen  aus  und  fragt  sie: 
ht.  Er  zeigt,  wie  aus  diesem  ausserordentlichen 
eisjury)  im  12.  Jahrb.  entstand  (zuerst  in  der 
'ch  allmftlig  die  Oesohworenen  zu  Beweierichtern 

bildete.  Er  hat  weiter  gezeigt,  wie  das  frBn- 
»fsachen  zur  Anklagejurj  sich  ausbildete 
'änkischen  Rechte  in  8lrafsachen  unbekannten 
neben  vereinzelt  in  England  und  in  der  Nor- 
indert  zu  einer  Beweisjurj  sieb  umgestaltete, 
oh    in  England    zur   Urtbeiljurj    umbildete. 

der  heutigen  Jury  und  dem  germanischen  Pra- 
nge eine  gleiche  Stellung  einnimmt,  indem  das 
Ton  seiner  Prüfung  unabhängiges  Beweisresuliat 

[.  8.  182. 


Eineid,  Eid  mit  Eideshelfern.  405 

u.  dgl.)  der  Eid,  sacramentum,  juramentum,  jusjurandum.  Ihn  zu  leisten 
war  nur  fähig,  wer  als  rechtsfähig  anerkannt  war  (§§.  55.  56.);  deshalb 
nicht  der  Knecht.  In  Person  leistet  jedoch  nur  der  zur  Selbstvertretung 
Befähigte,  für  andere  Personen  und  die  Gemeinschaft  ihr  Vertreter. 

Wahrscheinlich,  wenigstens  bei  den  Franken,  wurde  erst  mit  dem 
Ghristenthume  der  Gebrauch  des  Eides  häufiger,^  in  älterer  Zeit  kam 
der  Eineid  vor.^  In  den  Volksrechten  aber  treten  zum  Hauptschwörer 
regelmässig  eine  Anzahl  von  Gehülfen,  Mitschwörer,  Eideshelfer, 
conjuratores,  consacramentales,  coadjutores,  von  freien  Leuten  ^  aus  dessen 
Verwandtschaft  oder  Bekanntschaft.  Ihre  Anzahl  wechselt  bis  zu  zwei- 
undsiebenzig,  sich  richtend  in  mannigfachen  Abstufungen^  nach  dem 
Stande  des  Verletzten  und  Beklagten,  nach  der  Beschaffenheit  der  Sache, 
nach  dem  Stande  des  Schworenden,  so  dass  sich  bald  eine  genau  er- 
sichtliche Proportion  zwischen  dem  in  Gelde  angeschlagenen  Objecte  des 
Streites  und  dem  Gesammtwergelde  der  Schwörenden  ergibt,  bald  auch 
nur  die  blosse  Festsetzung  der  Zahl  der  Eideshelfer  ohne  ein  solches 
bestimmtes  Verhältniss  sich  Yorfindet.  Die  Eideshelfer  nannte  bald  der 
Beweisende  (conjuratores  nominati),  bald  dieser  und  der  Gegner 
zur  Hälfte  (conjuratores  electi);  bald  konnte  der  Gegner  des  Be- 
weisenden eine  bestimmte  Zahl  aus  den  vom  letzteren  vorgeschlagenen 
verwerfen  oder  durch  selbstgenannte  ersetzen. 

"Während  der  Hauptschwörer  die  "Wahrheit  seiner  Behauptung  be- 
schwört, enthält  der  Eid  der  Eideshelfer  die  Versicherung,  dass  sie  von 
der  Wahrhaftigkeit  jenes  und  mithin  von  der  Richtigkeit  seines  Eides 
überzeugt  sind. 


*  Edict.  Chilperiei  reg.  (Leg.  II.  p.  6.)  o.  4.  „In  qnantas  canBas  eleoti 
debeant  inrare.  Propterea  non  est  sacramentum  in  Franoos;  quando  Uli  legem 
conposuerunt ,  non  erant  christiani.  Propterea  in  eoram  deztera  et  arma  eorum 
sacramenta  adfirmant.  Sed  post  ad  christianitatem  fuerunt  reversi.  Propterea  in 
eornm  arbitrio  ad  sacramento  reTOcaverunt.  Kam  non  per  arma  eorum.  Et  in  eo- 
ram arbitrio  in  eorum  sacramento  resederunt,  ut  sie  iurant  super  semispatio:  Yide 
ille  tu  auditor  vobis  arbitriorum,  per  istum  arbitrium,  de  illas  res  nnde  tu  me  mal- 
lasti  ego  de  illas  te  mallare  non  redebeo,  nisi  isto  idoneo  sacramento  orbens  iuro 
per  isto  arbitrio.^ 

s  Grimm  R.  A.  S.  B59.  Kote. 

*  Die  Ausnahmen  bei  den  Friesen  zeigen  die  Stellen  im  §.  66.  n.  9.  u.  13. 

^  Siebe  bei  Siegel  die  Tabelle  über  ,,die  Bestimmungen  der  einzelnen  deutseben 
Yolksrechte  (aber  nur  Leges  Fris.,  Sax.,  Angl.  et  Wer.,  Ribuar.,  Bajuwar.,  Cham.) 
über  die  Grösse  der  Eide.** 
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Abgelegt  wurde  der  Haupteid  in  heidnischer  Zeit  stets  im  Ter- 
sammelten  Gericht,  seit  der  Einführung  des  Christentiiums  mehr  und 
mehr  in  der  Kirche  vor  dem  Altäre.^  Die  Form  der  Ablegung  bestand 
in  der  Nachsprechung  der  Eidesformel,^  welche  der  Gegner  mit  einem 
Stabe  in  der  Hand  vorspricht  (gestabter  Eid),  wobei  man  in  älterer 
Zeit  entweder  im  vollen  Waffenschmucke  ^  oder  in  gewöhnlicher  Eiddung 
schwört,^  während  es  in  der  chrisÜichen  Zeit  Sitte  wurde,  die  Hand  auf 
geweihte  Sachen,  besonders  ein  Reliquien-Kästchen  zu  legen.^^  Nach  dem 
Hauptschwörer  legen  die  Eideshelfer  den  Eid  gemeinschaftlich  ab,  nach 
den  Gesetzen  des  9.  Jahrhunderts  einzeln.^^ 


^  Lex.  Fr  an  cor.  Chamavor.  c.  10.  11.  „Si  qui  bominem  ingenuam  ad  ser- 
vitiom  requirit,  cum  dnodecim  hominibus  de  suis  proximis  pareutibus  in  sanctis 
juret,  et  se  ingenuum  esse  faciat,  aut  in  Beryidnm  cadat.  Qai  per  bantradam  bo- 
minem ingenaum  dimittere  Toluerit^  in  loco  qui  dicitnr  sanctum  sua  mann  duodeoima 
ipsum  ingenaum  dimittere  faciat,^  d.  b.  auf  die  Reliquien  vor  dem  Hochaltäre  im 
Chor.  Zöpfl  Eyya  S.  5  ff.  Ueber  die  Freilassung  per  bantradam  und  die  Be- 
deutung der  Eidesbelfer  dabei  Sohm  Frank.  B.  u.  Q.  Y.  I.  578  ff. 

'  Grimm  RA.  894  ff.  L.  Bibuar.  LXVI.  1.  LXVII.  3.  „Quod  si  sacra- 
mentum  ille,  qui  prosequitur,  non  pronuntiayerit ,  ipse  qui  placitavit  ante  annum 
roYolutum  vel  Septem  noctes  sacramentum  suum  coram  testibus  offerat,  et  coniurare 
studeat,  et  deinceps  innocens  habeatur.^  6  „Si  quis  pro  bereditate  Tel  pro  ingenui- 
täte  certare  coeperit  post  malo  ordine  cum  sex  in  Ecclesia  ooniuret,  et  cum  dno- 
decim ad  stappulum  Begis  in  circulo  et  in  basla  hoc  est  in  ramo,  cum  rerborum 
oontemplatione  coniurare  studeat.  Si  non  adimpleverit,  cum  legis  beneficio  resti- 
tuat.  Aut  si  quis  eum  contra  prendere  Toluerit,  aut  cum  armis  suis  se  defensare  stndeant 
ante  Regem,  aut  omnem  repetitionem  cum  legis  beneficio  restituat    Siegel  6.  226  f. 

B  L.  Alam.  Fragm.  I.  1.  „in  ferramenta  sua^  nach  dem  Citate  Ton  Merkel 
in  n.  4.  soYiel  als  in  der  Rüstung.    L.  Sal.  CIY.    Andere  bei  Siegel  S.  229. 

9  L.  Fris.  Tit.  DI.  §.  5.  „Si  servus  furti  reus  esse  dioatur,  dominus  eins  in 
restimento  suo  sacramentum  pro  illo  perficiat.^^  XII.  §.  1.  „Si  servus  rem  magnam 
quamlibet  furasse  dicatur,  vel  noxam  grandem  perpetrasse,  dominus  eins  in  ireliquüs 
sanctorum  pro  bac  re  iurare  debet". 

^^  Nota  6.  L.  BajuY.  Tit.  I.  c.  5.  „juret  in  altare  in  illa  Ecclesia.'^  Cap.  quae 
in  lege  Bib.  mitt.  sunt  803  c.  12.  „Omne  sacramentum  in  aeoolesia  a«t  snpra 
reliquias  juretur.  Et  quod  in  ecclesia  jurandum  est,  vel  cum  sex  olectis,  Tel  si 
dnodecim  esse  debent,  quales  potuit  invenir  e,  sie  illum  Deusadjuvetetsaneti 
quorum  istae  reliquiae  sunt,  ut  veritatem  dioat.** 

1^  L.  Alam.  Karoli  YI.  4.  „Ista  sacramenta  debent  eese  inrata,  nt  illi  ooniu* 
ratores  manus  suas  super  capsam  ponant,  et  ille  solus  cui  causa  veqniritur  verba 
tantum  dioat  et  super  omnium  manus  manum  suam  ponat,  nt  sie  illi  Denn  adiuvet 
Tel  illae  reliquiae  ad  iUas  manus  quas  conprebensas  habet,  ut  de  illa  causa  unde 
interpellatus  est  culpabilis  non  sit "  Bipuar.  LXYI.  1.  Marc.  app.  33  (Walter 
Corp.  jur.  III.  p.  390.)  n.  31.  Const.  Olonn.  825.  Oap.  gen.  o.  8.  „Statwiniü  ut 
juratores  omnes  singillatim  jurent.^' 
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Die  Beweismittel.    Der  Eid.  407 

Der  Zusammenhang  des  Instituts  der  Eideshelfer  mit  der  Stellung 
der  Familie  bewirkte,  dass,  im  Falle  der  Hauptschwörer  unterlag,  jene 
eine  Strafe  treffen  konnte.^  ^ 

n.  In  dem  Mittelalter  hat  sich  nicht  nur  im  sächsischen  ^^  Rechte, 
wie  es  im  Sachsenspiegel  und  den  ihm  nahe  stehenden  Werken  enthalten 
ist,^4  sondern  allgemein  die  Trennung  des  Eides  der  Eideshelfer  und  der 
Zeugen  im  engeren  Sinne  (§.  180.)  erhalten, ^^  obwohl  der  Umfang,  in 
welchem  die  Rechte  den  blossen  Eineid  oder  den  Eid  mit  Eideshelfem 
oder  von  Zeugen  zulassen,  sehr  verschieden  ist. 

Der  blosse  Part  ei  ei  d,  Eineid,  erscheint  als  die  Bekräftigung  des 
Schworenden  bezüglich  der  Richtigkeit  seines  Rechtsanspruches,  des  von 
ihm  gefällten  UrtheUes,  nicht  als  blosse  Bestärkung  der  Thatsachen,  aus 
denen  der  Richter  einen  Schluss  ziehen  könnte.  ^^   Dies  hängt  zusammen 


1*  L.  Sal.  XL y  111.  2.  ,^i  cuicumque  aliquid  fuerit  inoulpatnm  quod  perjuras- 
eet  et  ei  fuerit  adprobatum ,  juratores  quinos  solides  comdeiniientur .  ille  vero 
eui  adprobatum  fuerit,  exoepto  capitale  et  dilatura  atque  oausa  extra  hoo  600  di- 
narios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  judicetur.*^  Not.  136.  „  .  .  tres  de  ipsis 
juratores  15  solides  culpabilis  iudicetur  quisquis  illorum  yero  qui  super  tres  fuerint 
quinos  solidos  solyant/*  Burg.  LXXX.  2.  die  XLY.  schon  das  Anerbieten  straft, 
wenn  ein  testis  überwunden  wird.  Nach  Fris.  X.  XIY.  3.  zahlten  die  Gonjuratoren 
ihr  Wergeid. 

1'  Homeyer  Sachsp.  I.  Register  u.  d.  W.  üid,  Zeuge,  Richtsteig  S.  455  ff. 
Hftnel  S.  30  ff.  Stand  der  Frage  über  das  Yerfaältniss  des  Eineides,  der  Gehülfen 
als  Zeugen  und  Eideshelfer  bei  Homeyer  Richtst.  S.  457  ff. 

^^  Yen  Bedeutung  sind  für  die  Zeit  Tor  dem  Sachsenspiegel  die  Stellen  aus 
dem  ältesten  So  est  er  Recht  von  1120,  §§.  18—20.  28.  39.  80,  42.  55.  Mede- 
b  ach  er  Recht  tou  1165  (Seibertz  n.  55.)  §§.  6.  14.  15.22.28.  Mit  den  Artikeln 
des  So  est  er  Stadtr.  Yon  1120  oorrespondiren  genau  der  Soester  Schrae  Ton 
1360  (Seibertz  n.«  719.)  Art   16.  18.  19.  118.  61.  21. 

i&  Das  beweisen  die  zahlreichen  Ton  Homeyer  Riohtsteig  S.  466 — 472  zu- 
sammengestellten Belege  evident.  Hftnel  S.  43  ff.  unterscheidet  im  Ssp.  nicht, 
sondern  „erfasst  das  Institut  der  sächsischen  Gezeugen  als  eine  Einheit^. 

^^  Richtst.  c.  8.  «Yan  der  antwerde  umme  scult.  Is  de  beclagede 
mwx  dar,  so  spreke  sin  vorspreke  sus:  her  richter  wil  gi  N  wort  hören?  Ja.  Un- 
sculdich  secht  he  sie  des  men  ene  tiet  unde  biddet  enes  ordels,  oft  hes  icht 
neger  tu  untgande  si  wen  jene  em  overtugande.  Da  yint  me.  Sprikt  he  aver,  h  e 
hebbet  vorgulden,  dat  mut  he  sulf  drudde  bewisen.  Sprikt  he  arer,  jene  heb- 
ben  loz  gelaten,  des  wert  he  loz  mit  sime  ede.  So  sprek  yort :  her  richter  he  bid- 
det unde  ic  Tan  siner  wegen  der  hilgen  unde  enes  stereres.  So  sprikt  de 
richter:  ic  gans  em  wol.  So  apreke  de  steyere:  here  her  richter,  gunne  gi  mi  dat 
icN.  staye  sinen  ed,  so  biddet  he,  dat  gi  eme  orloyen  tu  dunde  wat  tu  dem 
ede  höre.    So  sprikt  he:  io  orloyes  eme,  he  se  dat  he  rechte  du.    So  yrage,   wo 
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mit  dem  ganzen  Geiste  des  den  Parteien  flbertassenen  Verfahrens.    An- 

j c.j.i  j,f  Eineid  im  Sacbsempieget  am  häufigsten  zur  Abwehr 

iklage,  somit  als  Leugnungs-  oder  Keinigungseid,  selten 
Bereita  in  dem  Richtateig  Landrechts  ist  aber  der 
,  dase  der  Eineid  zur  Begründung  einer  Behauptung 
!no  der  Beklagte  durch  sie  den  Anspruch  gleichzeitig 
n  auch  sachlich  eine  Leuguung  vorliegt." 
eifern'^  unterstützt  die  Partei  nach  dem  Rechte  des 
ch  nur<^  in  peinlichen  Sachen.    Deren  Eid  hat  den 

gau  tcole.  So  vint  ine:  der  tiofat,  der  N  eme  tiet ,  dat  he 
i,  edder  dat  he  de  acnld  Torgulden  bebbe,  dat  eme  god  so 
Igen.  Wen  he  me  geaworen  heft  onde  mit  orlove  afgenommen 
s,  eo  Trage,  oft  he  Tullenkomen  si  mit  sime  rechte.  0o 
beweist  m&n  die  Nothwehr  mit  dem  Eide  Bsp.  11.  62.  2., 

.  Landr.  o.  13.  %.  6. 

nepiegel  kennt  kein  derartiges  Wort,   sondern  farat  diesen 

hrcn  Zeugnisses  unter  dem  Worte  tUch,  getüch,  vertagen. 


linunt  snB  den  Fall  tod  Ssp.  I.  6.  S.  2.  ,.  .  .  de  scult  sal  de 
I  geinnert  virt  als  reobt  is  mit  tren  onde  seventich  mannen, 
are  sin,  oder  echt  borene  late."  Dasselbe  Kichtst.  Landr. 
e  hier  nur  Zeugen.  In  beiden  Rechtsbfl ehern  sind  sieh  die 
ingesebst,  dass  man  eine  Sohnld  des  Todten  behauptet,  tod 

nicht  einmal  der  WiB«enschaft  beschnldigt  oder  die  er  ntoht 
wo  der  Erbe  sie  weise,  oder  man  seine  Wissenschaft  bchuuptet. 
loheinlioher,  dasa  der  Erbe  Tom  Verstorbenen  Ober  seine  Ver- 
:  ist  als  Fremde;  denn  der  Saohasp.  Terlsingt  keine  Yer- 
iBoh  dem  Principe  dea  Bsp.  der  Erbe  nSher  daran,  die  Scbulit 

Dies  ihm  fSr  den  Fall ,  dass  man  nicht  einmal  sein  Wissen 
1  der  Todte  Tielleicht  die  Schuld  eingestanden ,  ohne  dass  es 
iah ,  so  dass  dennoch  Viele  eie  kennen,  zuinmuthen  oder  ins 
wäre  ein  Unrecht  gegen  den  OlSubiger.  Auf  der  anderen  Seite 
ild  bei  dem  Verhältnisse  der  Erhan  zu  den  Besitzern  so  nn- 
man  offenbar  einen'Notoriet&tabeweis  fordern  muss.  Ein 
Erachtens  in  diesen  Artikeln,  zumal  nur  schSffenbare  oder  echt 

volle  Gern  Bindeglied  er  und  Personen,  die  im  öorichte  sitzen, 
Damit  stimmt  Ssp.  III.  25.  %.  l.  „Stirft  cn  riohtere,  svat  so 
esohin  is,  des  sal  sin  nakomeling  an  'me  Oerichte  getOch  wesen, 
it,  BTsnno  he  mit  aoepenen  getflge  der  Wahrheit  geinneret  wert.", 
nch  gerade  für  den  Fall  brancht ,  daas  die  im  Oericbte  an- 
lie  Wahrheit  d.  h.  ihr  wirkliches  Wissen  von  dem  Vorgange 
.     Zur  Untersttttzung  dient  ScbwB.  c.  8.  W.  K.  L.,  9.  Dentschsp. 
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Inhalt,  dass  der  Haupteid  sei  ,,reine  und  unmeine^  d.  h.  nicht  mein, 
nicht  meineide,  und  wird  nach  dem  Eide  der  Partei  abgelegt.^« 

Zum  Eineide  kann  nur  gelassen  werden  ein  unbescholtener  Mann; 
beim  OehüUeneide  kommt  hierzu  auch  wohl  noch  das  Erfordemiss  der 
Genossenschaft.^*  Was  die  Form  der  Eide  betrifft,  so  wurden  sie  ab- 
gelegt auf  den  Heiligen  (ReUquienkästchen),  jedoch  allmälig  im  Gerichte 
selbst. 

§.  130. 

2.    Dan  ZengBlsB  Dritter.* 

I.  Zeugen  im  Sinne  von  Personen,  welche  im  Gerichte  ihr  Wissen, 
beruhe  dies  auf  zufälligem  ^  oder  von  den  handelnden  Personen  durch 
AufFord erung  herbeigeführtem^  Hören  oder  Sehen,  bekunden,  somit  im 


^^  Sachsp.  II.  88.  $$.  3.  4.  «Syen  aver  die  man  gesät  wert,  so  mut  die  kle- 
gere  aller  erst  np  ine  SYeren,  dat  he  der  dat  scüldioh  si  dar  he  umme  Yervestet  si, 
dat  ime  got  so  helpe  unde  die  hilgen.  Dar  na  sal  sveren  sin  getüch ,  dat  sin 
eid  si  reine  unde  unmeine.  —  Süs  sal  ok  die  klegere  unde  sin  getüch  sreren  up 
enen  unyerTesten  man  die  um  ungeriohte  in  der  hanthaften  dat  geyangen  wert, 
unde  Yor  gerichte  gebracht  unde  mit  ordelen  gesat.^  Rieht  st.  Landr.  c.  32.  %,  10. 
c.  85.  §.  6.  Andere  hei  Home y er  das.  S.  468.  473.  Hftnel  S.  44.  üeber  einen 
an  manchen  Orten  Yorkommenden  Gebrauch,  dass  eine  Partei,  die  keine  Gehülfen 
hat,  die  sonst  Yon  diesen  abzulegende  Anzahl  Yon  Eiden  selbst  schwört,  s.  Ho- 
me y  er  Richtst.  S.  473.  N.  ♦♦.    Richtst   45.  SS-  4,  5  yerwirft  diese  Sitte). 

"Homeyer   Register  zu  8sp.   I.  S.  403,  Richtst.   S.  474.    Hänel  S.  46  ff. 

Vg?.  8.  132. 

♦  Die  angef.  Schriften  von  y.  Bethmann-Hollweg,  Brunner,  Sohm 
u.  8.  w.  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  462  ff.,  wo  ältere  Quellenbelege  neben- 
einander gestellt  sind,  in  denen  testes  und  consacramentales  gegensätzlich  yor- 
kommen. 

^  Ganz  allgemein  Lex  Bai.  XLIX.  „Si  qui  testes  necesse  habuerit  (ut  donet) 
et  fortasse  testes  nolunt  ad  placitum  yenire ,  ille  qui  eos  neoessarios  habet  satis- 
facere  et  mannire  illos  (cum  testibus)  debet,  iit  ea  quae  noyerint  iurati  dicant.  Si 
yenire  noluerint  et  eoa  sunnis  non  teniierit,  malb.  uuidridarchi  hoc  est  600  dinarios 
qui  faciunt  solides  16  quisque  illorum  culpabilis  iudicetur.  Si  yero  praesentes  f  ue- 
rint  in  testimonium  Yocati  et  noluerint  iurati  dicere  ea  quae  noyerint  et  forbanniti 
fuerint,  GOO  dinarios  qui  faciunt  solidos  15  culpabilis  iudicetur,^  BajuY.  T.  XYI. 
c.  1.  S.  2. 

•  Die  „testes  per  aurem  tracti",  der  L.  BajuY.  T.  XV.  c  2.  §.  1.  bei 
Käufen  yon  Grundstücken,  T.  XYI.  c.  2.  „de  qualibet  causa*^.  Ripuar.  Tit.  LX. 
$.  1.  „Si  quis  yillam  aut  yineam  yel  quamlibet  possessiunculam  ab  alio  comparayit, 
et  testamentum  accipere  non  potuerit,  si  mediocris  res  est,  cum  sex  testibus,  et  si 
parya,  cum  tribus,   quod  si  magna  cum  duodecim  ad  locum  iraditionis  cum  totidem 


aerichtsweuiu.  III.  Kap.  §.  130. 

elfera  die  Riohtigkeit  der  von  der  Partei  ge- 
vohl  das  bloBBe  Thatsäcfaliche,  wie  überhaupt 
achte  und  geforderte  Urtheil,  die  rechtlichen 
innt  das  Becht  von  der  ältesten  Zeit  an.  Ein 
ilässigkeit  von  Zeugen  im  Gegensätze  eu  Eid- 
jtellen;^  es  findet  sich  ihr  Gebrauch  am  meisten 
i  Frage  des  Schadenersatzes  in  Criminalsachen. 
hen  Zeit  nimmt  aber*  die  Bevorzugung  des 
fird  nicht  nur  in  Streitigkeiten  über  Gnindbe- 
auch  in  gewiesen  Criminalsachen  jedem  anderen 


0  eiB  praeseutibus  pretiam  Iradat,  et  poageBsioiieM  ac- 
tis alapaa  donet,  et  torqueat  auriculae,  Qt  ei  in  post- 
.  Si  autem  («stea  Doa  potuerit  congre^are,  ut  ei  testi' 
aaam  oum  sex  sive  cum  Heptüm  cum  sacramcnti  inter- 
^are."  Interessant  Hedebacher  Stadtr.  Ton  1165 
Ut  alicui  conciui  auo  ut  undo  negooietur  in  Datia  Tel 
utilitatem  utriuique  aesumero  debet  concivee  aaos  fide- 
hujuB  rei ;  si  poatea  ille  qui  pecuaiam  acoipit  fraudu- 
ito  optinere  Toluerit  ille  qai  pecuniam  preBtitit,  tCBti- 
ijori  justicia  debet  optinere,  sie  Juatum  eat,  quia  (quam) 
Ili  qui  preBentBE  fueroati  pro  amioitia  toi  pro  mercede 
lia,  uaritatem  aegare  nolnerint  siugnli  jnrent  saper 

titer  R.O.  §.  620  Bind  generalisjrt.  Es  bevaist  kein 
Eozulaasen  ,  irenii  die  Handlung  eines  Dritten,  dann, 
nmeneB  Reelitag-esohäft,  also  eine  Handlung  der  Partei, 

ptet,  bei  den  Alamannen  und  Baiem  sei  der  £id  des 
g  Ton  Zeugen  zugelassen,  woffir  er  L.  Alam.  Hloth. 
,  16.  g.  I.  a  anfahrt.  Jene  bandelt  aber  offenbar  nur 
digen  That,  die  hier  mit  der  hanthaften  lusammen- 
allgemein  von  der  probatio,  dasa  man  sie  nicht 
fliehen  kann. 

.  „De  qualibet  cauBa.  Bi  qniB  cum  altero  de  qna- 
lerit ,  et  teste«  contra  eum  per  indicinm  prodncti  fae- 
«pioatur,  liceat  ei  alioB  tostea,  quos  melioreB  potuerit, 
linm  testimonio  falsomm  teBtium  perrersitas  superetur. 
ita  inter  ae  diasenserint,  ut  nullatenue  una  pars  alteri 
E  iptis,  Id  est  ex  atraqne  parte  unns,  qui  oum  Boutis 
Dt,  utra  pars  falsitatem,  utra  Teritatam  suo  testimonio 
riotuB  fnerit,  propter  periurium  qnod  ante  pngna  co- 
li.   Caeteri  vero  eiusdem  partis  testet  qui  falai  appa- 
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Von  den  Zeugen  forderte  man  Wahrhaftigkeit,  Vermögen,  in  be- 
stimmten Fällen  Grundbesitz  und  Freiheit.^  Seine  Aussage  musste  der 
Zeuge  beschwören,  während  der  Beweiaführer  keinen  Eid  leistete,  denn 
wenn  das  Zeugniss  genügte  und  unangefochten  blieb,  wurde  die  Sache 
entschieden.^ 

[I.  Im  Rechte  des  Mittelalters  hatte  das  Beweisen  mitGezeugen, 


ruerint,  manus  saas  redimant;  ouius  compoBitionis  daae  partis  eis  contra  quem  tes- 
tati  sunt,  dentur,  tertia  pro  fredo  solyatur.  Et  in  seculari  quidem  oausa  huius- 
odtnodi  testium  diversitas  oampo  oomproTetur,  in  ecolesiastiois  autem  negotiis  crucis 
ittdicio  rei  veritas  inquiratur.  Hoc  et  de  timidis  adque  inbecillibus  seu  infirmis  qui 
pugnare  non  Talent,  nee  propter  boc  iustitiam  suam  careant,  oensuimus  faoiendura. 
Testes  yero  de  qaaliyet  causa  non  aliunde  querantur,  nisi  de  ipsum  comitatum,  in 
quo  res  unde  oausa  agitur  posite  sunt,  quia  non  est  credeTÜem,  ut  Tel  de  statum 
komims  Tel  de  possessio nem  cuiuslibet  per  alios  melios  rei  Toritas  oognosoi  yaleat 
quam  per  illis  qui  Ticiniores  sunt.^  Cap.  10,  das  Ton  dem  Falle  eines  Rechtsstreites 
handelt,  wenn  Jemand  „in  aliena  patria  .  .  .  assidue  couTersari  seiet, **  also  vom 
Verklagen  dort,  wo  man  ein  Quasidomicil  hat,  und  der  Schiuss  Ton  c.  9  zeigen, 
dass  letzteres  nur  im  ordentlichen  Gerichte  gelten  soll.  Cap.  816  c.  1.  „Si  duo 
testimonia  de  qualibet  re  testimoniaTcrint  et  inter  se  disoordant,  tuno  oomis  eligat 
nnum  ex  una  parte,  et  alium  ex  alia  parte  •  ut  illi  duo  testes  decertent  cum  scutis 
et  fustibus.  Kam  si  flebUiores  ipsi  testes  fuerint,  tunc  ad  crucem  examinentur.  Qu  od 
si  maioris  etatis  sunt  et  non  possunt  ad  crucem  stare,  tunc  mittant  aut  filios  suos 
aut  parentes  aut  qualemcunque  hominem  possunt,  qui  pro  eis  hoc  contendunt.  Et 
ille  qui  de  ipsa  falsitate  conTictus  fuerit,  dextram  mannm  perdat.*  Gap.  A  q  u  i  s  g  r. 
817  cap.  leg.  add.  o.  10  wiederholt  das  c.  9  des  Ton  801  und  macht  den  Zusatz: 
gSi  tamen  contentio  quae  inter  eos  exhorta  est,  in  oonfinio  duorum  comitatum  fuerit, 
liceat  eis  de  Ticina  centena  adjacentis  comitatus  ad  causam  suam  testes 
habere.^  Cap.  legi  saL  add.  c.  12.  Iftsst  Zeugen  unbedingt  zu,  wenn  sie  nach  den 
früheren  Kapitularien  geeignet  sind. 

<  Note  6.  6.  Const.  Olonn.  825  Cap.  gen.  7.  „üt  in  testimonium  non  reci- 
piaatur  de  his  capitulis,  id  est  de  libertate,  Tel  de  hereditate  Tel  de  proprietate  in 
mancipüs  et  terris,  sItc  de  homioidio  et  inoendio,  ille  qui  non  habent,  si  conyioti 
fuerint  falsum  dixisse  testimonium,  unde  secundum  legem  conpositionem  plenam  red- 
dere  possint.**  Cap.  Wormat.  829  o.  6-  „De  liberis  hominibus  qui  proprium  non 
habent,  sed  in  terra  dominioa  resident,  ut  propter  res  alterius  ad  testimonium  non 
recipiantur.  Conjuratores  tamen  aliorum  liberorum  hominum  ideo  esse  possunt, 
quia  liberi  sunt.  Illi  Tero  qui  et  proprium  habent  et  tamen  in  terra  dominica  resi- 
dent, propter  hoc  non  abjiciantur  quia  in  terra  dominioa  resident;  sed  propter  hoo 
ad  testimonium  recipiantur  quia  proprium  habent.*^ 

^  L  8al.  49.  Ö6.,  die  nur  Ton  testes  jurati  reden,  AI  am.  Hloth.  II.  2,  wo 
sie  schwören  quod  nos  Teri  testes  sumus  und  es  ausdrücklich  heisst,  die 
Partei  schwöre  nicht.  Ebenso  in  der  L.  BajuT.  T.  XYL  c.  6.  Die  zur  Ladung 
gebrauchten  Bachimburgen  schwören  hingegen  mit  der  Partei  in  L.  Bibuar.  XXXII. 
2.  8.,  um  die  Ladung  zu  beweisen  und  den  Ungehorsam  cu  oonstatiren. 


OS.  III.  Kap.  §.  13a 

belfern  den  Sieg  davon  getragen. 
UQgen  Schuld,  theile  der  Umtitand, 
res  Zeit,  welche  das  Leugnen  be- 
tuffasste,  seine  Unschuld  beweiseo 
atze  kam,  vom  Behauptenden  den 
;en  und  somit  ihm  den  Beweis  zu 
Zeu^ss  gebraucht  zum  Beweise 
r  des  Civilanspruches  in  Criminal- 
ten  kommt  aber  der  Zeugenbeweis 
iddeutschen  Rechte  des  13.  Jabr- 
limmt  er  gleichfalls  eine  wichtigere 
n  nicht  gleich  den  Eidhelfem  die 
l  des  von  der  Partei  geschworenen 
heit  der  von  der  Partei  gemachten 
!  Partei,  Sie  schwören  also  einen 
des  von  der  Partei  geeprochenen 
1   den  Zeugen    des    späteren   und 


iBodr.  6. 460  aufmerkaam.  —  Im  Sachaen- 
r  Ueber^ang  deutlich  darin,  dsBB  erat 
oer,  wenn  jenem  kein  BeweiK  gelingt, 
j  gelassen  wird.  Homejer  Saohsp.  I. 
tnel  8.  43  ff.,  Tomasohek  8.  147  ff., 
lungen  aus  Stadtrechtea  bietet. 
a  aver  en  man  TOr  gerichte  oder  jegen 
oder  amme  geware,  dat  boI  sin  getoch 
lal  it  aelvfl  na  sveTen."  Die  übrigen 
n.  13 

entlohnt,  der  sol  daz  gelten;  unde  swai 
er  longenen,  des  sal  man  in  fibetziugen 
let,  da  aol  man  niht  am  sweren ,  niwer 
nne  au  den  lip  oder  an  eines  Itbee  ein 
nde  aprichet  man  si  aber  an  umbe  die 
aberkomen  tot  gerihle  mit  dem  scbobe 
Itt  dar  umbe  nemen.  man  toi  in  dri  wal 
lize  Isen  ze  tragone,  oder  in  einen  wal- 
logen.  gertcbet  er  mit  der  einem,  ab  ist 
ädern  an  atne  triwe,  nnde  wil  jener  be- 
er in  Oberaiugen  mit  sibsn  mannen  das 
r  wie;  man  Bol  im  die  hant  abe  slaben. 
mao  in  wol  kempfen  an  bieten,  dai  selbe 
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heutigen  Prozesses  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  dadurch,  dass  sie 
nicht  blosse  Fakta  bekunden,  aus  denen  der  Richter  schliesst,  sondern 
das  XJrtheü  selbst  durch  ihren  Ausspruch  feststellen.  Darin  liegt  der 
Orund,  weshalb  auch  eigentliche  Zeugen  mit  der  Partei  als  Einheit  er- 
scheinen und  die  Partei  sammt  ihnen  schwört.*^  Das  Erfordemiss  der 
Wissenschaft  des  Zeugen  Ton  der  Sache  hat  zur  Folge  gehabt,  dass  die 
Gegenpartei  eine  Erklärung  des  Zeugen  über  die  Beschaffenheit,  die 
Quelle  seines  Wissens,  Terlangen  und  zu  dem  Ende  der  Richter  den 
letzteren  befragen  kann.^^ 

Regelmässig  wird  die  Anzahl  von  zwei  j(selbdritte)  Zeugen  oder 
sechs  (selbsiebente)  Zeugen  gefordert,  ohne  dass  jedoch  im  letzteren 
Falle  eine  andere  Ursache  sichtbar  ist,  als  das  Yerstärken  der  Partei- 
behauptung in  einem  vorzugsweisen  Maasse  dort,  wo  die  ganze  recht- 
liche Stellung  in  Frage  kommt.^^  Aus  dem  geführten  Zeugnisse  entsteht 
nur  der  Partei,  welche  die  Zeugen  stellte,  ein  Recht.  Deshalb  ist  ihr 
auch  gestattet,  eine  grössere  als  die  nöthige  Zahl  zu  stellen.^^    Deren 


"  Note  10.  Es  heisst  davon  selbdritte,  selre  seyede  u.  s.  w.  zcugeu, 
wobei  die  Partei  mitgezählt  wird.  Die  Aufzählungen  bei  Homeyer  und  Hänel 
überheben  mich  der  Anführung  der  einzelnen  Stellen.  —  Für  den  Inhalt  des  Zeug- 
nisses sind  Yon  Bedeutung  Ausdrücke  als  „of  he  des  getüch  hevet  dat  he  it  un- 
helinge  gehalden  hebbe'*  in  Ssp.  III.  89.  Landfr.  von  1236  o.  3  hat  offenbar 
den  Beweis  des  Friedensbruchs  durch  Zeugen.  Landfr  E.  Rudolphs  von  1281  c.  4. 
„Swer  den  andern  entwert.  Wir  setzen,  swa  ein  man  den  andern  ansprichet : 
er  hab  in  sines  guts  entwert  mit  gewalt  an  reht;  mag  der  ohlager  daz  bringen  mit 
zweln  der  nahst en  und  der  besten  in  der  pfarre,  daz  er  in  entwert  hat  mit  gewalt 
an  reht;  den  sol  man  in  sin  gewer  als  lang  setzen  als  lange  als  er  im  auzen  ge- 
wesen ist;  und  sol  der  schuldige  fumf  phunt  geben  dem  rihter  ze  wandel,  und  sol 
im  de  schaden  abtun,  c.  6.  Swer  einen  edelen  man  feintlich  heimsuchet,  wirt  er 
des  uberret  mit  zwein  oder  mit  der  (drin?)  gewizzen,  der  sol  in  der  ahte  sin/ 
u.  a.  Rieht  st-  Landr.  8.  ^.  3.  „Alsus  du  oc  umme  sinen  tiich,  oft  he  ne  rede  hcft. 
Heft  hes  ayer  nicht,  so  Trage  he,  wenne  he  ne  tu  rechte  bringen  scolde.  So  yintme 
tu  haut  edder  over  ses  wecken.  Lere  oc  de  tuge,  dat  se  vor  gerichte  sie  nicht  tu 
tuge  ne  biden,  se  ne  werdens  na  rechte  gevraget,  edder  man  Yorlecht  se.  Disse 
Truge  kumpt  sus  tu:  wen  de  tuger  wedder  den  dinen  tugen  willen,  so  sprik:  her 
richter,  ic  bidde  enes  ordels,  oft  se  icht  secgen  scolen,  wat  se  tugen  willen  undc 
war  Tan  it  en  witlik  si.    Dat  scun  se  in  dessen  saken  Tor  secgen  unde  sweren  na  ** 

1*  Riohtst.  Landr.  8.  §.  3.  Ssp.  I.  25.  3.  L  33.  I.  54.  3.  Sohws.  c.  69.  W. 
Alle  diese  Stellen  fordern  einen  bestimmten  Grad  des  Wissens. 

^*  Die  Zusammenstellung  für  das  sächs.  Recht  bei  Homeyer  Sachsp.  I.  S. 
403  f.  Richtst.  S.  474.,  Plank  a.  a.  O.  S  223  f. 

^^  Ssp.  II.  22  §.  4.  „STar  man  mit  seTen  mannen  getügen  sal,  dar  mut  man 
wol  enen  unde  tTintich   man  umme  den  getüch  Tragen/'     Dasselbe  Sachs.  Lehnr. 
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Wer  zum  Zeugniss  aufgefordert  wird,  muss  dasselbe  leisten  oder 
sein  Nichtwissen  beschwören,  widrigenfalls  er  der  Partei  haftet.^ ^  Das 
falsche  Zeugniss  zog  die  Strafen  des  Meineids  nach  sich. 

Je  grösser  die  Thätigkeit  des  Bichters  im  Processe  wurde,  desto 
mehr  hörte  auch  der  innige  Verband  der  Zeugen  mit  der  Partei  auf. 
Während  sich  allerdings  im  sächsischen  Rechte  dieser  noch  geraume 
Zeit  erhält,  tritt  die  richterliche  Thätigkeit  im  süddeutschen^^  schon  im 
13.  Jahrhundert  schärfer  hervor.  Dies  beförderte  die  durch  die  Land- 
friedensgesetze  und  die  geistlichen  Gerichte  mehr  und  mehr  aufkommende 
öffentliche  Anklage  bei  Verbrechen,  welche  sich  in  den  Vehmgerichten 
bereits  YöUig  ausgebildet  zeigt.  Man  neigte  sich  allmähg  dahin,  den 
Beweis  der  Parteien  nicht  als  die  Erbringung  ihres  Urtheils  anzusehen, 
sondern  als  den  Beweis  von  Thatsachen,  aus  denen  das  Gericht  seine 
Schlüsse  zieht.  Damit  erschien  das  Zeugniss  von  selbst  als  ein  für  den 
Eichter  erbrachtes  objectives  BeweismitteL'-^** 


niht  yerloren  h&nt;  ftne  die  mit  den  mezen  geltent:  die  enmugen  an  den  dingen 
niht  geziugen;  unde  die  eigen  sint.  wir  nemen  tlz  die  somperrrten  unde  die  mittem 
Yrlen.  die  enmac  nieman  überziugen  dft  ez  in  an  iren  Itp  oder  an  ir  dre  get  oder 
an  ir  eigen,  wan  mit  ir  gendzen.  anderre  dinge  überziuget  man  si  wol  mit  unver- 
sprochen  liuten.  Swio  frt  si  sint,  man  überziuget  si  des  roubes  und  der  diupheit 
mit  allen  liuten  die  ir  reht  niht  verloren  h&nt,  unde  der  manslähte."  Deshalb  im 
Lehnsgerichte  nur  als  Regel  Mannen:  Homeyer  System  des  Lehnrechts  S. 559 ff. 

"  Vgl.  Keyserrecht  L  c.  18. 

19  Seh  WS.  0.  294.  W.  „Swer  einen  geziuo  leiten  wil,  den  sol  der  rihter  beeun- 
dern  nemen,  unde  sol  in  Tragen  waz  er  dar  umbe  wize.  also  sol  er  den  gezidgen 
allen  tuon.  ir  einer  sol  es  den  andern  niht  l&zen  beeren  waz  er  seit,  wan  Tor  ge- 
rihte  unde  Yor  den  liuten  allen,  unde  sagent  se  geltche,  86  hänt  si  jenem  ge- 
holfen, der  si  an  gedinget  h&t.  unde  sagent  se  ungliche ,  s6  habent  si  im  niht 
geholfen* 

*<>  Sachs.  Distinetionen  lY.  c.  47.  d.  16.  „Welch  man  sinen  geczugen  stellet 
vor  gericht,  Yon  rechte  sal  czug  sworn  den  eyd:  wy  swern,  daz  wir  dy  worheyd 
wullen  swern  (al.  geczwgen),  die  wir  wissen  umbe  dy  sache,  al  uns  god  helffe  unde 
alle  heyligen.  Wan  der  eyd  gesehen  ist,  so  sal  eyn  iczlich  sagen  uff  den  eyd,  waz 
cm  wissentlich  ist.  Oed  der  czuge  obereyn,  weme  der  czu  hulffe  kempt,  daz  werden 
dy  schepphen  czuirkennen.  Czweygen  sich  die  geczugen  an  orme  bekenntniss.  daz 
eyme  onders  wissen  ist  wen  deme  andern,  so  en  ist  man  an  deme  geczuokenisz  nicht 
bestanden.^  —  Eine  bis  ins  Kleinste  ausgebildete  Theorie  hat  das  Brunn  er 
Schöffenbuch  im  Capitulum  de  testibus  beiBOsslerS.  307-— 325.  Ausgebildet 
und  theilweise  eigenthümlich  ist  der  Zeugenbeweis  nach  flandrischem  Rechte. 
Siehe  Warnkönig  Flandr.  Bechtsgesch.  IIL  S.  289  ff. 
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ni89  steht  gegen  jeden  Angriff  fest,  es  werde  denn  ak  falsch  nachge- 
wiesen.* 

Je  mehr  es  Sitte  wurde,  über  die  im  Gerichte  vorgekommenen  Akte 
und  über  die  des  Gerichts  selbst  Urkunden  aufsainehmeil ,  desto  mehr 
ersetzte  eine  solche  authentische  Urkunde  das  Zeugniss,  welches  sich 
nur  für  den  Fall  als  nöthig  erwies,  dass  die  Urkunde  nicht  im  Original 
vorlag.  Die  schriftliche  Auskunft  in  amtlicher  Form  trat  im  späteren 
Mittelalter  nebst  der  Mittheilung  der  Originalakten  oder  beglaubigter 
Abschriften  an  die  Stelle  des  mündlich  im  Gerichte  abgegebenen  Zeug- 
nisses. 

§.  132. 

4.    Urknndeii. 

I.  Schon  in  der  fränkischen  Zeit  wurde  den  über  die  Yomahme 
von  Rechtsgeschäften  und  anderen  rechtlichen  Akten  aufgenommenen 
Urkunden  insolange  unbedingter  Glauben  und  deshalb  beweisende  Kraft 
beigelegt,  als  nicht  die  Fälschung  erbracht  war.^  Dies  hatte  seinen 
inneren  Grund  in  der  angegebenen  Art  der  Aufoahme,  wodurch  die  Ur- 
kunde gleichsam  den  Akt  selbst  bildete.  Zu  dieser  Sitte  kam  aber  auch 
die  durch  tausende  von  Urkunden  bekundete  andere :  Urkunden  für  be- 
reits vergangene  Akte  nachträglich  aufzunehmen  oder  in  Urkunden  über 
frühere  Vorgänge  u.  s.  w.  ein  Zeugniss  niederzulegen. 

Neben  der  Unterschrift  der  handelnden  Personen  und  des  Schreibers 
kommt  schon  in  der  ältesten  Zeit  auch  die  Beidrückung  von  Siegeln 
vor,  wofür  im  Mittelalter  meistens  das  Anhängen  der  in  Wachs  ausge- 


♦  Die  Fälle  bei  Homeyer  Sachsp.  I.  Reg.  S.  403.  Richtst.  S.  476  fg.  Vgl. 
Pianok,  Hftnel  u.  8.  w.  Ssp.  I.  7.  „Sve  ioht  borget  oder  loret,  die  saPt  gelden, 
ande  svat  be  dut,  dat  sal  he  stede  halden.  Wil  he  is  aver  Yersaken  dar  na,  he  unt- 
Tort  it  ime  mit  sinem  ede,  STat  he  Yor  gerichte  nit  gelent  ne  hevet.  Svat  he  ayer 
Tor  geriohte  dut,  des  Tertüget  en  de  sakeweldige  mit  tyen  mannen,  nnde  de  riohter 
88l  de  dridde  sin."  L  8.  §.  1.  „Svar  man  aver  egen  gift  oder  sat,  oder  enem  manne 
tüg'en  wil  an  Bin  recht,  oder  an  Bin  lif,  oder  an  sin  gesunt,  dat  de  man  ror  gerichte 
Terloyet  hebbe,  oder  ime  Terdelt  si;  des  mut  die  riohter  selve  sevede  sogedaner  lüde 
de  eme  ordel  tinden  getüch  sin."  Andere  II.  22.  §.  1.  2.,  III.  25.  S-  !•♦  82.  $.  1., 
88.  $.  1.  2.  6.  Bohwabsp.  0.  11.  12.  137.  W.  (letztereef  ganz  anders  und  dem  Ss]^. 
fthnlicher  in  o.  1Ö7.  L.  Siehe  anoh  die  Varianten  bei  Wack.)  162.  284.  W.  Prag  er 
Statntarreoht  a.  24.  (Rdssler  S.  16.),  Brünner  (RSsirler  S.  187.  189.). 

1  Die  Hanptstellen  sind:  L.  Bibuar.  T.  LyiII.~-LX.  Alam.  Hloth.  I.  1.  2. 
H,  1.  2.  8.  XLm.;  L.  Sal.  Extr.  m.  IT.  (Merkel  p.  100). 
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chnüren),  in  Kapseln  oder  aaoh  ohne  solche 
g  kam. 

tialters  erscheinen  die  Briefe  als  ToUgültige 
im  Gerichte  Torgekommene  Akte  tou  diesem 
eben  Fereonen  mit  ihren  Siegeln  bez.  Unter- 
itdem  das  Institut  des  Notariats  eine  grössere 
in  Urkunden,  welche  Notarien  auch  ausser* 
uibigter  Form  aufDahmen  und  ausstellten, 
eigemessen.  Blosse  Privaturkunden  konnte 
1,  ohne  gehalten  zu  sein,  deren  Fälsohnng 
für  den  Beweis  ganz  die  gewöhnlichen  Regeln 


lUT  den  Lehenebriof  U.  42.  §.  3.,  den  EöDigsbrief, 
hoben  wird  III.  34  §.  1.  und  den  KSnigsbrief,  womit 
hoben  wird,  III.  64  g.  l.  Dabei  bleibt  auch  der 
len  Andere  sfiahsisohe  Beehte  i;ehen  aber  weiter. 
ie&  Statuten,  Hagdeb.  Fragen  and  Distinctio- 
ume  des  Ssp.  (Eomnyer  Richtst.  Landr.  8.386.): 

auch  cyner  Sachen  beweysung  briflich  und 
Sehr  auefflhrlich  ist  der  Soh wsp.  c.  34.  W.  „Wir 
danne  geziuge.  Wan  geziugu  die  sterbent:  so  be- 
ul hcizent  hantfeste),  unde  hilfet  ein  t&ler  gaiiuge 
Swer  oucb  von  leihen  llpgedinge  gewinne,  der  neme 
t  der  leie  nibt  insigeU,  unde  BJzet  er  in  einer  slat, 
en,  ob  «ie  einez.  hftt.  hftt  nie  ea  aber  niht,  sO  Deme 
t  er  niht  insigeU,  eb  nemc  er  der  stete  herren  in- 
,  b6  nome  er  des  lantrichters  inaigel."  c.  140.  W. 
eiche  Kraft  liaben  und  die  Form  der  Urkunden, 
a  GotteehSuiieT ,  entspricht  den  BeBtimmungen  der 
W.,  0.  339.  W.  Aber  Eantfeaten  für  Geachfifte 
am,  0  419  W.  Ober  die  Uerkmale  falaober  Hant- 
e  dor  ürkundeuf&lachung. 
solche  Urkunden    vom  Stadteohreiber  aufgenommen 

bekräftigt  nebst  den  Unterschriften  von  Coneoles, 
im  BrQnner,  Prager,  Iglauer  Becht.  Vgl.  einielne 
rieche  Recht  >Warnl[ÖDig  III.  9.  294  f.)  erwähnt 
a  zwei  Orundbesitzern ,  Ton  denen  einer  gestorben 
,B  beweist,  wenn  das  im  Naohlasae  gefundene  Exem- 
aset;  ohne  Zweifel  hat  w  aber,  wie  'Warnkdnig 
her  die  Kraft  öffentlicher  Urkunden  BeitimmuDgen 
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§.  133. 

5.   Das  Gottesnrtheil.* 

L  Bald  als  direktes  Mittel  zur  Bekräftigung  der  Behauptung,  bald 
im  Falle  der  Beweis  durch  die  übrigen  Mittel  nicht  gelingt,  oder  Eide 
u.  8.  w.  sich  widersprechen  oder  endlich,  wo  dies  im  Rechte  zugelassen 
war,  der  Gegner  den  geführten  Beweis  angreift,  wandte  man  an  die 
Berufung  auf  die  Gottheit,  yon  der  man  aimahm,  sie  werde  durch 
unmittelbares  Eingreifen  demjenigen  den  Sieg  verschaffen,  welcher  im 
Hechte  sich  befinde.  Diese  Anschauung  führte  dazu,  sowohl  den  wirk- 
lichen Streit,  Zweikampf,  Duell,  anzuwenden  in  der  Meinung,  das 
Bewusstsein  des  Rechts  werde  nothwendig  selbst  dem  an  physischer 
Kraft  oder  Geschicklichkeit  nachstehenden  Kämpfer  mit  Hülfe  der  Gott- 
heit den  Sieg  yerleihen  über  seinen  Gegner,  welchen  das  Gefühl  des 
Unrechts  und  die  Rache  der  Gottheit  schwächen  müssten,  —  als  auch 
die  Versuche  zu  machen,  gegen  die  Kräfte  der  leblosen  Natur  so 
kämpfen  zu  lassen,  dass  der  Sieg  scheinbar  nur  in  einem  direkten  Helfen 
der  Gottheit  liegen  konnte.  Zu  diesen  beiden  Arten  des  heidnischen 
Gottesurtheils  gesellte  die  christliche  Zeit  andere,  denen  dieselbe  Idee 
nur  insofern  geläutert  zu  Grunde  liegt,  als  nicht  mehr  der  Kampf  gegen 
physische  oder  Naturkräfte  das  Entscheidende  ist,  sondern  die  Vornahme 
von  Akten,  welche  für  das  schuldbewusste  Gewissen  einen  solchen  Frevel 
enthalten,  dass  es  schien,  als  müsse  die  furchtbare  Strafe,  die  Furcht 
vor  der  Gerechtigkeit  Gottes,  die  sich  leicht  im  Momente  des  Frevels 
offenbaren  könne,  sicherlich  aber  nicht  ausbleibe,  abhalten,  somit  den 
Frevelnden  im  Momente  der  Handlung  die  Kraft  verlassen. 

n.  Den  gerichtlichen  Zweikampfe  (Judicium  pugnae,  jud. 
duelli,  pugna  duorum,  einwtc,  chamfwtc)  kennen  die  Volksrechte  für 
bürgerliche,  wie  peinliche  Streitigkeiten  in  mehrfacher  Richtung.  Zu- 
nächst um  den  Beweis  des  Behauptenden  zu  entkräften,  wenn  letzterer 
zum  Beweise  bereit  ist.  In  diesem  Falle  gestatten  die  Gesetze  ihn  regel- 
mässig dann,  wenn  jener  Beweis  zu  erbringen  ist  mit  einem  Zwölfereide. 
Weiter  zur  Behauptung  eines  Zustandes,  welchen  der  Kläger  angegriffen 


*  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Kirche  sieh  dem  germanisohen  Beweissystem 
anschloss  und  dasselbe  umzubilden  trachtete,  entwickelt  H.  Hildebrand  die  Pur- 
gatio  oanonica  und  Tulgaris,  München  1841. 

^  Ausser  den  Genannten  Grimm  R.A.  S  927  £  Siegel  S.  202  ff.,  der  S. 
128  ff.  die  „kämpf bedarftigen'*  Klagen  aufzählt. 
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D«8  Recht  zu  kämpfen  war  wohl  anfanglidi  abhängig  von  dem 
Waffenrechte  (§§.  12.  55.);  bereits  die  Yolkerecfate  (Note  3.)  gestatten 
jedoch  die  Annahme  von  Kämpfern,  Campiones,  welche  man  aus  den 
Unfreien  nahm.  Für  eine  Person,  welche  sich  nicht  selbst  vertreten 
konnte,  kämpfte  ihr  Yertreter.^  Als  Waffe  bediente  man  sich  des 
Schwertes.  Der  Kampfplatz  war  bald  das  Gericht,  bald  ein  besonderer 
Ort,  an  dem  zu  dem  unter  Hingabe  von  Pfändern  anberaumten  Tage 
die  Kämpfer  unter  Aufsicht  des  Richters  oder  dazu  bestimmter  Personen 
nach  den  im  Herkommen  bestimmten  Regeln  den  Streit  ausfochten. 

In  den  karolingischen  Gesetzen  wurde  der  Zweikampf  nicht  nur 
beibehalten,  sondern  in  gewisser  Beziehung  noch  erweitert  und  genauer 
geregelt.* 


testatiir  onm  40  solidis  conponat.^  L.  BajuY.  T.  IL  o.  1  §.  2  (Anklage  wegen 
l^achfttellujkg  gegen  den  dux,  wenn  sich  die  Zeugen  widersprechen)  YIII  2.  6.  (nduo 
campiones  pugnent^  oder  Schwur  mit  6  Eidh.,  wenn  ein  Diebstahl  an  Rindyieh 
behauptet  wird)  c.  8  gleichfalls  Schwur  mit  12  Eidhelfem  oder  dno  oampiones 
bei  Anschuldigung  eines  Diebstahles  Ton  12  sol.  oder  mehr  oder  eines  Pferdes  oder 
mancipium  dieses  Werthes,  IX.  4.  4.  (cum  campione  se  defendat  aut  cum  12 
sacramontalibus  juret"  bei  beschuldigter  Brandlegung ,  wenn  das  Feuer  geloscht 
ist  $.  XI.  6.  (wenn  beide  Parteien  Tersohiedene  Grenzen  behaupten,  ohne  campiones), 
Xn.  8.  (Eid  mit  12  Eidh.  „aut  cum  campione  cincto  defendat  se,  hoc  est,  pugna 
dnorum*^  gegen  die  Beschuldigung,  eine  fremde  Erndte  genommen  zu  haben),  9.  2. 
(Eid  mit  12  „aut  cum  campionibus  suam  quaerat  justiiiam"  gegen  die  Anschuldigung, 
einem  fremden  Knecht  zur  Flucht  geholfen  zu  haben),  XYI.  (um  Zeugen  zu  wider- 
legen), Xyn  1.  2.  (Eid  mit  12  oder  Kampf  zur  Yerthetdigung  des  Erwerbers  gegen 
die  Eriction).  L.  Fris.  T.  XI  3.  (um  die  Knechtschaft  eines  als  frei  lebenden  zu 
erweisen),  XIT.  6.  7.  (auch  campiones  mercede  condueti  zum  Beweis  der  Behaup- 
tung des  wegen  Mordes  Beschuldigten,  dass  ein  anderer  diesen  Tollbraoht).  L. 
Anglior.  et  Wer  in  or.  L.  Thuring.  I.  2.  (Eidsohw.  mit  11  oder  Kampf  zur 
Beinigung  vom  Morde  eines  Adeligen  oder  Freien).  H.  De  furto  6.  „Homo  in  fnrto 
occisus  non  soWatur.  sed  si  proximus  ejus  dixerit  innocenten  occisum,  campo  eum 
comprobet  innocentem,  yel  12  hominum  sacramento  furem  credi  juste  occisum." 
8  „Qui  liberum  ligarerit,  10  solides  conponat.  qui  adalingum  80  solides,  si  negat 
cum  11  juret  aut  campo  deeernat."  III.  1.  (wie  in  L.  Bajur.  IX.  4.  4.)  Die  L. 
Saxonum  kennt  den  Zweikampf  nicht,  Ton  den  anderen  Yolksreohten  ist  er  der 
Lex  Yisigothorum  unbekannt.  Üeber  die  Entstehung  des  Kampfurt  heile  geben  die 
Ton  Qrimm  mitge|heilten  Stellen  Aufschluss. 

*  Ygl.  jedoch  L.  BajuT.  III.  13.  8.  .,8i  autem  pugnare  Toluerit  (nemlich  fe** 
mina),  per  audaciam  oordis  sui,  sicut  yir,  non  erit  duplex  oompositio  ejus,  sed  si- 
eut  fratres  ejus,  ita  et  ipsa  recipiat.'* 

^  Oap.  Lang.  779  c.  11.,  das  „contendere  in  campo  com  fnstibus"  rot» 
schreibt,  „ubi  palam  apparet,  quod  aut  ille,  qui  crimen  injeoerit,  aut  ille  qui  se 
defendere  mit,  perjurare  se  debeant.'^    Ticin.  801  of.  9«    Cap    de  laironibus  804 
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eich,  dasB  in  der  ersten  HäUte  des  HittelaKers 
in  im  ReicIiBrechte,^  Landrechte,'  und   Stadt- 


itfa.  XLIT.  1  Cap.  de  exeroitBlibni  811  o-  5.  ,^i  ali* 
oderit  Abaqne  fnrto  ant  abaque  aaa  piopria  aliqna  k, 
um  factum ,  et  contendere  volnerit,  in  iudioio  aut  in 
n  babeat.  Si  vero  hoc  nolaerit,  cum  auw  iuratoribiu 
aciat.  Et  si  serTum  cuiiulibet  absque  aliqna  conpro- 
lerrua  aut  ad  aqaam  ferTeatem  aut  ad  aliud  iodicinm 
3  0   12.  Cap.  816  c.  1.    Cap.  SI?  leg.  add.  o.  10.  (gleich 

^i  Über  homo  de  furlo  aoouBatnfl  fuerit,  et  rea  prO' 
raesentiam  comitia  ae  adhramiat.  Et  ai  rea  non  babet, 
dbramire  et  in  placitum  adduoi  faoiant.  Et  liceat  ei 
9e  aecnndum  legem  idoneare,  ü  potnerit.  At  ai  alia 
a  acousaferint,  liceat  ei  contra  unum  ex  hia  cum  acuto 
Qiiod  ai  aerrna   de  furto  acousatue  fnerit,   dominns 

sacramento  eicusat,  niai  tale  furtum  perpetratam  ha- 
ium  tradi  debeat."  —  Couat.  Olonn  83Ö  o.  12.  ,Qui- 
er  aliqnani  contentionem  pngna  fuerit  jadicata, 
fjatibua  pngnent  .  .  ."  Cap.  827.  A.Dseg.  IT.  o.  22. 
gia.  TV.  27.  wie  o.  IB.  Cap.  817.  Hlotb.  I.  Const 
lea  Widenprucbs  von  Zeugen, 

lt.  a.  967  (Leg.  II.  p.  38.)  c,  1—6.  9.  10.  (Kachireif 
,  Eotacheidung  des  Btreitea  über  inTsslitura  praedii, 
iptUDg  einer  enwnngenen  carta  de  praedjo,  de  furto 
ler  Kampf  iat  für  jeden  quacnmquB  lege,  bitb  etiam 
i  homo  Tizerit,  fQr  die  welche  juveuilla  oder  deorepita 
ir  pngnatorem  zngelaaaon;  c.  10.  ,Aeocleeiae  et 
le  hie  quae  in  gupraaoriptia  oapitulia  continentnr,  per 
jimant.  Ceteri  hominea  natura,  liberi  aeenadam  legem 
indeant  et  determinent.").  Ottonia  I.  et  II.  leg,  a. 
appetitum   libertatis   liberum  ae  yocarerit,    liceat  do- 

fuerit  propter  difBcultatem  approbationia  inaidioase, 
upionam  litem  dirimere.  Liceat  autem  servo  pro  ae 
ut  aetas  euro  pugnare  prohibaerit."  Ottonia  Conv. 
ieaia«  vel  alioB  ingenuoa,  Tel  liberoB  hominea,  ant  In- 

praediia  eeditio  Tel  certameu  Bit,  pugna  deeernatur. 
itur,  et  eccleaie  Tel  bomini  cui  juatitia  pertinet ,  rea 
g.  a.  1019  0.  2.  (Lengnnng  einea  Terwandtenmordea. 
in  der  aetae  jayenilia,  decrepita  oder  der  infirmitaa). 
tra  treuwam  Tel  datnm  paois  osculum  mit  Znlaaanng 
in  Bedingungen).  Reinr.  III.  ConBt.  Langob.  de  Te- 
riminia  (Meuchelmord)  ant  de  facto  oonaenan  aconea- 
dnellum  si  über  est  Bi  vero  BeiTua  per  jndi- 
:.  Conat.  de  paoe  1156  c.  10.  „Si  milea  adTersna  mili- 


Bw  Gottesurtheil.    Zweikampf.  423 

rechte  7  vorkommt.    Aber  seine  frühere  Bedeutung  nahm  aUmalig  ab. 
Dies  lag  sowohl  in  der  Nothwendigkeit  der  Beschränkung  für  die  Auf- 


tem  pro  pace  riolata  aut  aliqua  capitali  causa  duellam  comittero  rolnerit,  facultas 
pugnandi  ei  non  concedatur,  nisi  probare  possit,  quod  antiquituB  ipse  cum  parenti- 
bus  suis  natione  legitimus  miles  ezistat '^  GonT  Brixiae  1158  c  1—3.  (für  Streitig- 
keiten von  milites,  serrientes,  zum  Beweise  der  Nichtsobuld  an  Verwundung  und 
Mord ;  in  lorica,  scuto,  galea  nur  mit  einer  fustis).  Reconc.  Caes.  a.  1184.  Es  sollen 
stattfinden  in  der  Lombardei  „duella,  quae  firmantur  ante  consules,  in  praesontia 
nuncii  (des  Kaisers)  et  oonsulum.*'  Heinr.  reg.  treuga  1230  c.  13  für  Raub  „actor 
yel  per  se  vel  per  alium  in  monomaebia  convincere  potest'O-  Heinr.  Curia  Francof. 
1234  sent.  de  yiolata  treuga.  „  .  .  .  sententialiter  fuit  diffinitum ,  quod  si  manuali 
fide  interposita  treuge  dato  sunt,  et  aliquis  illas  yiolaverit,  et  in  causam  tractus  se 
expurgare  Toluerit,  illi  cui  interest  et  cui  dampnum  datum  est,  incumbit  probatio, 
ut  tertia  manu  iureiurando  confirmet,  quod  treuge  yiolate  sunt,  yel  si  tostes  habere 
non  potuerit,  in  monomaebia  coram  iudice  seculari  cum  eo  congredietur."  Rud.  I. 
sent.  de  def.  a  peric  ulo  duell.  1290  „  . . .  quaesitum  fuit  per  sententiam  coram  nobis, 
si  aliquis  suum  adyersarium  in  iudioio  conyeniat,  de  inoendio  nocturno,  per  eum 
modum  quo  moyeat  ei  questionem  duellionis,  quod  yulgo  dicitur  Eampreoht,  quo 
iuris  auxilio  talis  in  iudicio  conyentus  yaleat  se  tueri.  Et  extitit  sententialiter  dif- 
finitum, quod,  quicumque  pugna  duellionis  quod  yulgo  dicitur  Kamprecht,  prestando 
iurisiurandi  sacramento  manualiter  exhibito ,  suam  possit  innocentiam  expurgare ; 
nedum  in  hoc  crimine  accusatus ,  sed  in  multis  aliis  et  diyersis ;  nisi  conscius  re- 
pertus  fuerit  lese  crimine  maiestatis,  in  quem  casum  a  duellionis  periculo  quod  yulgo 
dicitur  Kamprecht,  nullatenus  se  poterit  defensare.*^  —  £j.  sent.  de  termino  duelli 
prorogando  1291  bestimmt,   dass  der  Landesherr  den  Kampftermin  yerlegen  könne. 

^  Im  Sachsenspiegel  kommt  der  Kampf  yor  in  peinlichen  Sachen  für  den 
Kl&ger  wegen  Friedensbrnchs,  den  wegen  Verbrechen  Rechtlosen,  der  sich  mit  dem 
Eide  nicht  yertheidigen  kann,  den,  welcher  einen  yerklagten  yerwandten  Todten 
yertreten  will ,  in  anderen  Sachen  nur  im  Falle  yon  I.  18.  §.  3.  L  43.  II.  12. 
§.  8.  „Schilt  en  sasse  en  ordel ,  unde  tiüt  he's  an  sine  yorderen  haut  unde  an  die 
meren  menie,  he  mut  dar  umme  yechten  selye  seyede  siner  genoten  wider  andere 
seyene;  syar  die  mere  menie  segewichtet,  die  behalt  dat  ordel. **  Ssp.  I.  63.  §  3. 
L  51.  §.  4.  L  39.  60.  §.  2.  Heber  Kämpfer,  Kampfyormund,  Recht  den 
Kampf  wegen  Standesungleichheit  zu  weigern,  Vorgang  u.  s.  f.  Homeyer  Re- 
gister S.  340  fg.  Richtsteig  Landr.  S.  479  f.  Gloss.  zu  Ssp.  L  48.  §.3,  Blume 
des  Ssp.  Buch  J.  art.  96  bei  Homeyer  Richtst.  S.  481  u.  a.  Schwabenspiegel 
Wack.  c.  38.  62.  64.  80.  81.  82.  86.  187. 194.  208.  241.  242.*3öO.  352.  —  Kl.  Keyserr. 
IL  69.  spricht  ein  yollkommenes  kaiserliches  Verbot  des  Kampfes  aus.  —  Zu  künst- 
lich ist  wohl,  wenn  Berchtold  Oesterr.  L.  H.  S.  134  ^  meint,  §  7  des  österr. 
Majus  beabsichtige,  dem  Herzoge  gegenüber  jeden  anderen  Fürsten  als  unebenbürtig 
erscheinen  zu  lassen. 

T  Strassb.  Recht  aus  dem  11.  Jahr.  (Gengler  Stadtr.  S.  474  ff.)  §.  35  (nur 
für  Injurien).  Das  Soest  er  Recht  yon  1120  §.  41  sagt:  „Item  statuimus,  quod 
nemo  conciyem  suum  de  criminali  conyeniens,   ad   oongressionem  duelli  ullo 


leai.  m.  Kap.  3.  133. 

em  Einflüsse  der  Kirche.^  Im  All- 
13.  Jahrhunderts  auf  den  Fall  der 
!tt  beschräükt.  In  den  Städten  war 
,  tbeila  verboten,  inabesondere  durch 
he  Gesetze,  die  ihn  absohafften  and 
gefahrt,  daas  er  im  14.  J^hundert 
;  bis  auf  die  neuere  Zeit  erhielt.' 
nnt  die  älteste  Zeit  noch  eine  Uenge 
ium  dei,'"  die  tbeils  aus  der  beid- 
ohrietlichen  an  die  Stelle  jener  ge- 
]t  wurden.  Man  bediente  sich  hierzu 
irobe)"   und  dea  Loosens.^^     Zu 


;  in  der  kltenSohrae  tun  1360  Art.  117, 
Dg  die  hOohsta  BoMe  Btehe.  Dm  Mede- 
[.  B.  384  f}  hat  den  Zweikampf  noch  in 
ler  dag  Ton  Iglau  siehe  Tomeechek 
liohung  mit  anderen  Seterreiobigohen  sloli 
Tgl.  Warnkönig  a.  a.  0.  III.  S.  298  t 
m  12.,  andere  im  IS  Jahrb.  PriTÜegiea 
(Ten  Terboten ,  bald  erlaubt ,  wenn  beide 
ich  aufgehoben  war,  bestand  er  noeh  im 
mt  regelmlBsig  nur  fOr  Freie  Tor.  Da« 
TOD  1230  g.  I  geaUttet  den  Bärgern, 
;gehen  (Qengler  Stadtr.  S.  373.).  Das 
er  8.  466  ff.)  §.  Id  beetimmt  für  Stade, 
h  ein  BQrger  den  anderen  zum  Zweikampf 
aen  von  U1»  (ünger  a.  a.  0.  &  65). 
nie)»)  hat  die  Beetimmungen  des  Saobsap. 

ihanung    in   SUsen   des  Dekrete   und   der 

Iber  einige  Kampfgerichte  (sn  Halle  m 
des  Laadgeriobts  in  Franken)  sowie  Ober 
Landgerichten  im  14  und  15.  Jahrhundert 
publ.  c  SXT.  §.  7«.  (p.  989.). 
<t  angelsSoheiseb.  Daea  GotCesurtheile  aueb 
itemaoht.  Siegel  a.  a.  O.  S.  212.  n.  6. 
osndentis;  jnd.  aqnae,  jnd.  aqaae 
XXX:.  TIXl.  5.  „Qtaod  ai  in  provinoU 
es  invenire  noa  poluerit,  ad  ignem  eeu 
igl.  et  Wer.  „De  Tenefitiis.  8i  mulier 
lo  malo  ad  oooidendum  prodidisie,  praxi- 
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diesen  treten  wohl  schon  in  der  heidnischen  Zeit  die  Bahrprobe,^' 
Bahrgericht,  Probe  des  geweihten  Bissens  (Judicium  offae).  Die 
in  der  christlichen  Zeit  aufkonunenden  sind  das  Ereuzurtheil^^  und 
die  Abendmahlsprobe.^^ 

Der  Gebrauch  der  Gottesurtheile  war,  wie  schon  das  Yorkommen 
in  yerhaltnissmässig  wenigen  Stellen  andeutet,  ein  subsidiärer  und  im 
Ganzen  auf  die  Fälle  beschränkt,  in  denen  auch  der  Kampf  zulässig  war 
oder  gar  kein  Beweismittel  und  kein  Kämpfer  zu  Gebote  stand.  Des- 
halb fand  ein  GottesurtheU  im  eigentlichen  Sinne  besonders  behufs  der 
Heinigung  eines  wegen  Verbrechen  beschuldigten  Unfreien  statt,  den  sein 
Herr  zu  yertreten  Anstand  nahm. 

Während  der  Zweikampf  als  scheinbares  Becht  der  Freiheit  sich  im 
Gebrauche  erhielt,  als  bereits  der  Gesichtspunkt  des  Gottesurtheils  mehr 
schwand,  wurden  einzebie  der  eigentlichen  GottesurtheUe  schon  in  den 
fränkischen  Königsgesetzen  Terboten.^^  Die  Gesetze  der  Kirche  traten 
wiederholt  dagegen  aufJ^ 


mufl  mulieris  oampo  eam  innocentem  effioiat,  aut  ai  campionem  non  habaerit,  ipsa 
ad  noTem  Yomeres  ignitos  examinanda  mittatnr/^  L.  8al.  LIII.  LYL  Chilp.  cap. 
pacto  leg.  sal.  add.  c.  4.  (Leg.  11.  p.  13.)  16.  „Si  qui  falsi  testes  fuerit  adprobati, 
quino0  dinos  solid,  multas  sostineat ;  si  vero  eis  inculpayerit  quod  falsnm  testimonium 
dedissent,  manum  suam  in  eneum  mittat,  et  eicut  sana  tulerit  sicut  superius  diximos 
simili  multa  sustineant.  Si  oerte  manum  snam  conburet ,  15  solidos  damnum  susti- 
neat.''  —  Fr is.  HI.  6.  8.  9. 

>*  L.  Rip.  XXXI.  5.  Eigenthflmlioh  L.  Fris.  XIY.  de  homine  in  tnrba  oeciBo, 
welche  den  Yorgang  beim  Loosen  genau  beschreibt. 

^'  Grimm  S.  9d0  f.  Es  kommt  erst  in  Gedichten  des  13.  Jahrh.  Tor,  ist  aber 
entschieden  heidnischer  Grundlage.  Ich  übergebe  Formen,  welche  nicht  im 
deutsehen  Rechte  vorkommen. 

**  Die  Stellen  gibt  an  Dahn  8.  45,  der  auch  für  die  übrigen  die  meisten  bei- 
bringt.   S.  43  ff. 

^^  Die  bekannte  Reinigung  P.  Gregors  YII.  Yon  der  Anschuldigung  der  Simonie 
bei  Lambertus  ad.  a.  1077  (Perts  Scriptor.  T.  Y.  p.  2Ö9  sq.).  Bonizonis  Su- 
triens.  über  ad  amioum  (Hildenbrand  S.  114  f.).  Hildenbrand  hält  dies  für 
kein  Gottesartheil,  ebenso  nicht  B.  Hilse  Das  Gottesurtheii  der  Abendmahlsprobe , 
Berlin  1867;  dagegen  Dahn  S.  18  ff. 

^^  Gap.  Aquisgr.  817.  Gap.  ad  eocles.  ordines  pert.  c.  27.  ,,Sancitum  est, 
ut  nullus  deinceps  quarolibet  ezaminationem  orucis  faoere  presumat,  ne  quae 
Christi  passione  glorificata  est,  cuiuslibet  temeritate  eontemptui  habeatur.**  Cap. 
Wormat.  829  alia  capit.  c.  12.  „üt  examen  aquae  frigidae  quod  aotenns 
faoiebant,  a  missis  nostris  omnibus  interdicatur,  non  ulterius  fiat." 

^^  Hildenbrand  a.  a.  0.  S.  109  ff.  Z.  B.  c.  7.  Epist.  Greg.  a.  608.)  20. 
(Epist.  Steph.P)  C.  ü.  qu.  6.,  Tit.  X.  de  pnrgai  Tulgari  Y.  8d. 


m».  m.  Kap.  §.  138. 

eh  einzelne  Arten  bis  ina  zwölfte 
lern  verschwiDdet  ihre  Anwendnng 
IS  ina  14.  Jahrb.  hinein  im  Land-** 
,  ja  selbst  bis  in'a  17.  Jahrhundert 
ingeveodet  worden.^' 


)ö  (gl  ei  eil  lautend  conet.  paois  dei  in  svii. 
BGrro)  iniputatur  [der  Friedensbruchl  ae 
ae  frigide  ae  expurget,  its  tamen  ut 
ittatnr."  Juramentum  paoia  daaelbii: 
laita  fuerit  et  ipae  nsgaTerit,  ai  ingenuiu 
puTget,  ai  aerTua,  tarn  leto  quam 
1  scilicet  ut  ipse  moi  in  aquam  mittalur." 
I  aliquia  oulpatua  et  noo  in  farto  ftierit 
dicio  iRDiti  ferri,  rel  dontinua  ejus  jnrs- 
rabit,  quod  aliam  ob  oanaam  non  inter- 
culpabilem."  In  den  Oesetien  Fried- 
imt  der  Ausdruck   ignis  and  flamma- 

haanap.  hat  nur  folgend«  Anwendnntc; 
'«  verloren  hebtet,  of  man  ae  dOro  oder 
nit  irme  edo  nicht  unscüldieh  werden.  8e 
[ragene,  oder  in  enen  wallenden  ketel  to 

kempen  sik  to  werane."  IH.  21.  2.  ,N'  i« 

ein  Qut  gleichmäBai);  anaprechen)  den 
ren  bebbe,  ao  mut  man't  wot  beaceiden 
nnda  up  den  die  klage  gat  aolen  dar  to 
lar  aal  die  riohtere  aina  boden  to  geven; 

gelike  dolen."  Die  Qloaae  (abgedr.  bei 
rtheila  fort  zu  demonatriren.    Der  Ricbl- 

aber  cap.  40.  g  3.  8.  die  drei  FSUe  toq 
4  der  Saohap.  im  ersteren  Falle)  im  c. 
g  von  Ssp.  I.  39.)  e.  166.  (ein  bereite  der 

neuen  Beschuldigung  nur  ohne  Eid  die 

oder  in  einen  wallenden  kecel  se  grlfen") 
'.  ll&ast  nur  diese  drei  zu  saT  Reinigung 
t  der  Untreue  bat). 

n  flandrischen  Städten  besonders  für 
800  ff.  Hier  ist  er  aber  bereits  einceln 
Oaa  Brfinner  Prifileg.    t.   11243.  S.  7. 

ignitom  ferrnm,  das  Stadtrecbt  aut  dem 
1312.  §.  12.  laaat  jud.  ferri  igniti  in  bei 
ir  honesta  u.  §.  19.  diea  und  jud,  aquae 
ron  Wien  Ton  1S21  g.  2.  3.  für  den  Be- 
16.  jud.  aqnae   fDr  die  Reinigoi^,   wenn 
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§.  134. 
B.  Beweisrecht.* 

I.  Das  Becht  der  älteren  Zeit  wie  des  Mittelalters  sieht  das  Be- 
weisen nicht  so  sehr  als  eine  Last,  denn  als  eine  Wohlthat,  einen 
Vorzug  an.  Einerseits  hat  dieses  seinen  Gnmd  in  der  Art  der  Beweis- 
mittel, andererseits  hat  umgekehrt  jene  Anschauung  auch  auf  diese  ein- 
gewirkt. Begelmassig  hat  deshalb  der  Yertheidiger,  Angegriffene, 
mit  der  Wehre  Becht  und  Pflicht  des  Beweises  seiner  Nichtsohuld, 
Unschuld,  sei  es,  dass  seine  Yertheidigung  in  blossem  Leugnen  oder 
in  einem  Leugnen  besteht,  das  sich  auf  eine  positive  Behauptung  stützt. 
Der  Angreifer  hat  das  Beweisrecht,  wenn  der  Yertheidiger  sich  nicht 
oder  nicht  in  echter  Weise  vertheidigt,  wenn  er  sich  auf  das  Gericht 
beruft,  sowie  in  bestimmten  Fällen,  welche  wegen  der  Sache  einen  Yor- 
zug  geben.    Es  kam  auch  ein  gemeinsames  Beweisrecht  Yor. 

n.  War  der  Beweissatz  imd  das  Beweisrecht  durch  Urtheil 
festgestellt,  so  wurde  zur  Erbringung  des  Beweises  je  nach  dem  Stande 
des  Beweisenden,  der  Beschaffenheit  der  Sache  und  der  Natur  des  Be- 
weismittels eine  Frist  anberaumt  über  14  Tage,  zweimal,  dreimal  vier- 
zehn Tage.  Ln  Mittelalter  kam  jedoch  allmälig  auch  die  Aufnahme  des 
Beweises  auf,  wenn  der  Beweisende  dies  verlangte,  bevor  die  gesetzlich 
zu  verlangende  Frist  abgelaufen  war. 

in.  Für  die  Einhaltung  der  Frist  und  die  wirkliche  Durchfiihnmg 
des  Beweises  sorgte  man  durch  Cautionen,  die  bald  ähnlich  dem 
juramentum  calumniae  in  einem  Yoreide,  bald  auch  in  Bürgen  oder 
Unterpfändern  bestanden.  Im  Falle  jener  nicht  zulässig  erschien 
wegen  der  Beschaffenheit  der  Sache  oder  Person  und  letztere  nicht  zu 
erbringen  waren,  konnte  auch  die  Bewachung,  Inhaftnahme  des 
Beweispflichtigen  eintreten. 


der  Torait  geschworen  ist  und  er  keine  Eidbürgen  hat,  §.  25.  wie  im  Ennser  §.  12.: 
das  Braunsohweiger  Recht  aus  dem  13.  Jahrh.  (Gengier  S.  86  ff.)  §.91.  lässt 
die  Kreuzprobe  in  einer  sonderbaren  Art  zu.  §.  68.  spricht  vom  heissen  Eisen  als 
einer  Beweisart  ohne  Fälle  zu  bezeichnen.  —  Ueber  die  Aufhebung  der  Gottes- 
urtheile  in  den  böhmischen  Ländern  unter  Karl  lY.  in  der  Mitte  des  14.  Jahrh.  s. 
Palacky  Gesch.  ü.  2.  S.  886  f. 

<i  Beispiele  bei  Grimm  R.  A.  6.  926.,  Majer  S.  99  ff. 

*  Die  Tersohiedenen  Meinungen  stellt  zusammen  in  bündigster  Weise  H  o  m  e  y  e  r 
Richtst.  S.  482  ff.  dessen  Ausführung  8.  486— 606  für  das  sächsische  Recht  er- 
schöpfend ist.    Dazu  T.  Bar  a.  a.  O. 
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tbeilfisdeiiB  zog  Strafen  nach  sioli.    Jedoch  war  es  \cm  jeher  zulässig, 
dass  die  XJrtheiler,  im  FaUe  es  ihnen  nicht  möglich  war,  sofort  zü  ant^ 


sententiam  dederint  cansa  sna  agat  et  potuerit  adprobaro  qnod  non  seonndiim  legem 
ittdicavenmt,  600  dinarios  qni  faciunt  salidos  16  culpabilia  iudicetur/*  L.  Ripuar. 
LY.  (enthält  ähnliche  Bestimmungen)  LIX.  7.  L.  Bajuvar.  11.  c.  18.  19.  über  den 
bestochenen  und  irrenden  Richter.  Aehnlich  L.  AI  am.  Hloth.  XLl.  2.  3.  Oap. 
Pippini  regis  incert  anni  (Leg.  I.  p.  31)  c.  7  „De  justicia  facienda,  ut  omnes 
ittstieiam  faciant,  tarn  public!  quam  eoclesiastici.  Et  si  aliqnis  horao  ad  palaeinm 
venerit  pro  oauaa  sua^  et  antea  ad  illum  comitem  non  innotuerit  in  mallo  oata 
rachemburgis ,  aut  si  causa  sua  ante  oomitem  in  mallo  fuit  ante  rachemburgis  ^  et 
hoc  sustinere  noluerit  quod  ipsi  ei  legitime  iudicarerint ;  si  pro  ipsis  oausis  ad 
palacium  venerit,  vapuletur.  Et  si  maior  persona  fuerit,  in  regis  arbitrio  erit.  Et 
si  reclamaverit  quod  legem  ei  non  iudicassent,  tune  licenoiam  habeat  ad  palacium 
Yenire  pro  ipsa  causa.  Et  si  ipsis  convincere  potuerit  qnod  legem  ei  non  iudicassent, 
secundum  legem  contra  ipsum  emendare  faciai.  Et  si  oomes  vel  raohemburgii  eum 
convincere  potuerint  quod  legem  ei  iudicassent.  et  ipee  hoc  recipere  noluerit,  hoo 
contra  ipsos  emendare  faciat.  Similiter  de  ecclesiasticis,  si  ad  palatium  venerint  de 
eorum  causa  se  reclamare  super  eomm  seniore,  vapulentur,  nisi  senior  sous  pro  sua 
causa  transmiserit.^  —  Cap.  Mantuanum  a.  781.  c.  8.  4.  —  Gap.  Saxon.  797  c. 
4.,  in  Lege  sal.  mitt.  808.  c.  10.  „Si  quis  causam  iudicatam  repetere  in  mallo  prae- 
suntpserit,  ibique  testibus  convictus  fuerit,  aut  quindecim  solidos  eomponat,  aut 
quindeoim  ictus  ab  scabiniis  qui  causam  prius  iudioaverunt,  aecipiat.*'  Lang.  803 
c.  23.,  Bajoario.  808  e.  6.  7.,  in  Theodonis  villa  IL  o.  8.  „De  clamatoribus 
vel  causediois  qui  neo  iuditium  scabinomm  adquiescere,  nee  blasfemare  volunt,  an- 
tiqua  oonsiietudo  servetur,  id  est  ut  in  custodia  recludantur  donec  unum  e  duebus 
fatiant.  Et  si  ad  palatium  pro  hac  re  postea  reclamaverlnt  et  IHteras  detulerint, 
non  quidem  eis  credatur,  neo  tarnen  in  oaroere  ponantur;  sed  cum  custodia  et  cum 
ipsis  litteris  pariter  ad  palatium  nostrum  remittantur,  ut  ibi  disoutiantur  sicut  dignam 
est.*'  —  Ssp.  I  18.  8.;  IL  6.  4.;  11.  12.  §.  1—15.  enthält  die  meisten  Bestimmungen: 
n.  22.  §.  1.  m  19;  IIL  30.  2.,  m  69.  2.,  IIL  70.  1.  Homeyer  Richtet.  Landr.  S. 
606—619.,  wo  besonders  auf  die  Eigenthümlichkeiten  der  Mark  eingegangen  ist,  System 
des  Lehnr.  S.  622  ff.  ~  Sehwabensp.  c.  96.  97.  364  W.  —  Brünner  Recht  bei 
Rossler  S.  Xa  f,  Prager  bei  R6s8ler  8.  LXXIY  fg.  (Appellation  an  den 
König  mit  Frist  von  14  Tagen,  wenn  er  im  Lande,  6  Wochen  wenn  er  ausser  Landes 
war;  Schelten  jeder  Partei  und  den  Schaffen  gestattet),  das  von  Ig  lau  mit  Ter* 
Weisung  auf  verwandte  bei  Tomaschek  a.  a.  O.  8.  124.,  22L,  231.  Wegen  ihrer 
Eigenthilmlichkeit  mögen  die  folgenden  Stellen  des  Brünner  Schöffenbuchs 
(Kassier  S.  ^80  fg.)  Platz  finden.  Art.  613.  „Quamvis  usus  et  oonsuetudinis  non 
minima  sit  anotoritas,  nunquam  tarnen  veritati  aut  legi  praejudioat,  nisi  Sit  cdn- 
suetndo  rationabilis  et  legitime  praescripta;  tal<ia  enim  praejudioat  legi,  et  si  ex 
hujusmodi  consuetudine  rationabili  sententia  l«ta  f^ierit,  vigorem  habet,  nee  poterit 
reclamari.  Si  autem  ex  consuetndine  irrationabili  feratur,  licite  poterit  reelanari. 
614.  In  sententÜB  proferendis  non  oportet,  quod  jurati  omnia  exprimant, 
quae  eos  movent,  sed  sufficit,    quod  talibus  in  eorum   consoientia  dtügenter 


Oaaah.  d.  OeriehUweseiu.  Ol.  E^p.  §.  13S. 

e  Zeit  ausbaten  zum  Besproclien  mit  den  anderen,  ja 
lenheit  (eidlich)  erklärend  das  Urtheil  ablehnten  oder 
a  einem  anderen  Gerichte  herbeiführten, 
n  des  Urtheilfindens  war  steta  das  Aussprechen 
18  den  Schöffen  bez.  den  umstehenden  Dingpflicbtigen 
intweder  sofort  in  der  Yersammlung  selbst  auf  Befragen 
,  wie  in  dem  Gerichte  des  Königs  und  nach  der  Dar- 
itsbächer  des  IS.  Jahrhunderts,  oder  nach  vorheriger 
Söffen  unter  sich  oder  des  Gefragten  mit  Leuten  aus 
Eline  solche  vorherige  Berathung  finden  wir  im  15.  Jahr* 


ironuntient  breTibuB  et  plania  Tflrbi*.  616.  6i  jursti  nib 
itentiaa  ad  eiamen  ssoram  enpariomm  induceut,  virtut«  jn- 
!»  petunt,  fütebuntur,  qaod  solum  lioo  faoiant  propter  informa' 
lon  ob  cauHom  alUra  quatemcumque.  616.  Jurati  de  QewJczks 
lUoqnio.  Qaod  cum  unuB  ooiiciTiuai  eoTum  haberet  in  Bosko- 
arati  geDtentiaiii  qnandam  ratione  diffinitionis  Brunam 
IBentuua  cum  judice  in  quadam  Btuba  le  clandentsB 

aeorete  Bcribero,  nee  partes  ad  hoo  recipore  Toluernnt. 
Qtrum  esset  jnatum,  et  aunt  inslructi,  quod  juralis,  quid  omni 
icitam  est  hao  faoere.  Cum  cnim  fraquenter  anditis 
ua  in  judicio  ad  locnm  Bscretum  pro  inreiiienda  sen- 
i  partibus  et  jiidice  eoram  jndioio  dimissiB,  qnare  non 
ef^atioaes  etiam  in  absentia  partinm  scribere,  quando  to- 
tnip»  jurati  cavere  debeut,  ne  reddantur  suapecti,  ai  partet 
iae  coram  ipsis  et  eorun  proloontoribuB  Bunt  Bori- 
iro,   nisi   sententia   per    enm  ratione  jnrium  et  emen- 

t  qnaesita,  ad  eoriptaram  praediotam  admitti  non  debet  ut 
etiam  judex  BeutentiaB  et  emendas  ejus  tangentoB  ad  audientiam 
n,  tuno  acriptori  in  salario  et  juratia,  qui  ad  diffinitores 
buTsa  propria  Batiafaciet  in  eipenaia,  Bed  de  aolutione  ezpen- 
ntiarum  tenettdum  oat,  quod  ipaas  solret  in  causa  sucounbeoB.'' 
en  den  entaohiedenen  EinSuas  des  canoniaehen  Recbta.  —  In- 
lie  Appellation  Ton  Dorfgeriohten  an  die  Stadt  die  Urk.  rou 
a.  51B.     Ygl.    noch   die   Artiouli   de   juribns   Civitatis  Mede- 

(bei  Seibertz  IL  S.  363).  %  13.  „Item  quicumque  ralt  cnl- 
intentiam,  debet  non  motis  pedibus,  depoBito  pileo,.mi' 

et  manibuB  ante  ao  oompoBitia  dioere:  SenteDliam  illam  oontra- 
tam  expoDam  et  tum  proponere  aenteatiam  anam,  nomiuando 
oem  a  quo  tenetur  aenteutiam  afferre,  preatana  super  illa 
iaoriam  Tel  pignoratitiam  oautionem."    Tgl.  die  Daratelliuig  der 
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in.  Hat  einer  das  ürtheil  gewiesen,  seine  Yulbort  gegeben,  so 
erlangt  dasselbe  Bechtskraft  durch  die  entweder  in  lautem  Rufen 
und  WafFengeklirr  kundgemachte  allgemeine  Billigung  oder  die  besondere 
Zustimmung  (yulbort)  jedes  einzelnen  Schöffen,  Beisitzers.  Will  einer 
von  diesen  oder  aus  dem  Umstände  die  Yulbort  bereden,  so  muss 
er  ein  besseres  Urtheil  finden.  Welchem  alsdann  die  Folge,  Yolge, 
der  Mehren  wird,  das  gilt.  Kommt  aber  keine  Mehrheit  zu  Stande,  so 
wird  der  höhere  Richter,  oder  ein  anderer  um  eine  Weisung,  Oeff- 
nung,  angegangen. 

lY.  Will  die  Partei  sich  bei  dem  Urtheile  nicht  beruhigen,  weil  es 
nicht  dem  Rechte  entspreche,^  so  muss  sie  es  sofort,  oder  nach  einzelnen 
Rechten  im  Mittelalter  innerhalb  einer  bestinunten  Frist,  schelten. 
Hierdurch  zieht  sie  die  Sache  an  den  König,  ein  höheres  Gericht,  einen 
Oberhof.  Freventliches  Schelten,  welches  durch  das  Unterliegen  des 
Scheltenden  erbracht  wurde,  zog  eine  Busse,  auch  wohl,  besonders  in 
älterer  Zeit,  andere  Strafen  nach  sich. 

Y.  Im  Laufe  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  wurde  es  besonders  in 
den  Städten  Sitte,  die  Urtheile,  ja  überhaupt  die  wichtigsten  Prozessakte 
in  Bücher  (Stadtbücher,  Gerichtsbücher)  einzutragen.  Aus  diesen  wurden 
dann  die  auch  schon  in  der  fränkischen  Zeit  gebräuchlichen  Urkunden 
über  das  Urtheil  vom  Gerichte  ausgestellt.^ 


^  Die  stete  Heryorheban^  dieses  TTmstandes  hebt  jede  Willkür  der  Schöffen 
auf.  Ist  es  auch  richtig,  dass  dieselben  nicht  über  Thatsachen  entscheiden,  sondern 
das,  was  recht  sein  soll,  aussprechen,  so  lässt  sich  dies  doch  nicht  anders 
denken,  als  dass  sie  ihre  IJeberzeugung  auf  Qrund  des  ihnen  bekannten  oder  Yon 
ihnen  gefundenen  Rechtssatzes  für  den  vorliegenden  Fall  aussprechen,  dass 
also  doch  die  Entscheidung  über  den  Rechtsfall  ein  legitimum  Judicium  sein 
musste.  Ich  sehe  das  Wesentliche  darin,  dass  dos  Recht  (Gesetz)  das  ürtheil  ge- 
sprochen, die  Partei  durch  ihren  Beweis  sich  einen  Anspruch  auf  das  Recht  zuer- 
kannt hat  und  das  Urtheil  ihr  deshalb  dies  gibt.    Vgl.  Siegel  S.  148  u.  164.  n.  6. 

*  Homeyer  Die  Stadtbücher  des  Mittelalters,  insbes.  das  Stadtb.  von  Qued- 
linburg, Berlin  1860.  4.  —  Interessant  ist  Brünner  Schöffenbuch  art.  427.  (R5 ss- 
ler S.  197.),  „Antiqua  oonsuetudo  oiyitatum  habet:  Quod  quidcumque  coram  judicio 
obtinetur,  et  in  tabulis  judiciariis  Signatur,  hoc  ante  proximum  futurum 
peremptorium  Judicium,  vel  per  impignorationem  Yel  modura  alium,  si  expeditum 
non  fuerit,  de  oetero  caret  robore  flrmitatis,  nisi  per  soriptorem  civitatis  in 
librum,  ubi  census  et  alia  notantur  acta,  per  obtentorem  de  soitujuratorum 
Bcribi  fuerit  procuratum.    Sic  sententiatum  est  oonsilio  juratorum.** 
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m.  War  ein  liegendes  Gut  gewonnen  oder  ein  Recht  auf  ein  solches, 
das  zur  Ausübung  den  Besitz  voraussetzt^^  so  bestand  die  zwangsweise 
YoUstreckung  eventuell  in  dem  Einweisen  durch  den  Richter.^ 


is,  bi  sonnen  schine ,  of  be  hos  binnen  deme  gericbte  bevet,  oder  to  des  ricbteres 
nesten  bus,  of  jene  dar  ungebuset  is/  11.  11.  §.  2.  (Verlast  der  Scbuld,  wenn  der 
Kläger  die  Eidesleistung  nicbi  will,  oder  zu  ibr  nicbt  erscbeint)  8.  „Svenne  man 
arer  penninge  oder  silver  gelden  sal,  ne  wardet  be  des  to  me  recbten  dage  nicbt 
oder  ne  annamet  be*s  nicbt,  be  ne  bevet  dar  mede  sin  gelt  nicbt  yerloren. 
Hadde  be  ok  jeneme  geloret  dar  rore  in  to  ridene,  be  is  des  inri- 
denes  ledicb,  unde  nicbt  des  geldes  nocb  der  scult,  dar  be  Yore  in- 
riden  solde.*^  II.  41.  (Execution  ricbterl.  geweddes).  III.  39.  §.  1.  2.  ,Sve  so 
scult  Tor  gericbte  Yorderet  up  enen  man,  der  he  gelden  nicbt  ne  macb  nocb  bürgen 
getten,  de  riobtere  sal  ime  den  man  antwerden  Yor  dat  gelt,  den  sal  be  balden  ge- 
lik  sinem  ingesinde  mit  spise  unde  mit  arbeide.  Wil  be  ine  spannen  mit  euer  bol- 
dcn,  dat  macb  be  dun,  anderes  ne  sal  be  ine  nicbt  pinen.  —  Let  be  ine  oder  unt- 
lopt  be  ime,  dar  mede  n*is  be  des  geldes  nicbt  ledicb,  die  wile  be  ime  nicht  Yer- 
gulden  ne  hcYct,  unde  be  dat  nicbt  Yulbringen  ne  kam,  so  is  be  immer  sin  pand 
Yor  dat  gelt.^  Scbwabsp.  c.  66.  W.  „Swer  buoze  nocb  gewette  niht  engtt  ze 
rebten  tagen,  der  Yr6nbote  sol  in  pbenden,  unde  sol  ez  ze  band  Ycrsezen  oder  Yer- 
koufen ,  ob  er  ein  gast  ist  dem  die  phenninge  sullen.  unde  ist  er  niht  ein  gast, 
man  sol  daz  pbant  bebalden  siben  tage,  der  ez  dann^  niht  loeset,  s6  sol  manz  Yer- 
koufen  oder  Yersezen.  Man  sol  dehein  pbant  an  die  Juden  sezen,  wan  mit  jenes 
willen,  des  ez  dk  ist;  ern  babez  danne  gedinget."  c.  17Ö  nach  W.  c  249 — 2Ö2  W. 
—  Die  Stadtreobte  stehen  auf  demselben  Standpunkte.  Z.  B.  Iglauer  art.  37. 
(Tomasohek  S.  238.,  der  Kachweise  aus  anderen  gibt:  „Ist,  das  ainer  dem  andern 
ym  gericbte  umb  seine  schult  begreiffet,  und  bat  nicbt,  woYon  er  gelde,  und  wil 
denn  der  im  geparget  bat  nicbt  enparen,  der  richter  schol  yn  mit  seiner  haut  dem 
geben,  der  ym  gepargt,  und  also  schol  er  yn  halden  weder  in  kelde  weder  in  bieze 
yn  aym  banteysen  und  schol  yn  speisen  mit  aynem  virteil  ayns  protes,  dacz  kawft 
ist  umb  ainen  baller,  und  mit  aynem  pecher  wassers-  Ist  aber,  das  er  dewpleicb 
entrinnet,  wo  yn  danne  der  schult  herre  begriffet,  da  mak  er  yn  gefangen  halden 
mit  des  riobters  wissen."  Prager  Statutarrecht  (Rössler  S.  48.)  art.  68.  de  de- 
bitoribus.  „.  .  .  Welcher  man  aber  belt  und  layst  als  sdin  prief lauten,  di  weil 
er  da»  beweisen  mak  mit  seinem  gut,  das  des  als  wil  ist ,  das  er  houptgout  und 
schaden  Yerrichten  mag,  di  weil  sol  man  in  nicbt  hoher  treiben.  **  78.  Stat.  y.  Aug. 
1359.  Rössler  S.  51.  Bis  Und  ob  ist  es  nur  eine  ausführlichere  Fixirung  Yon 
68.:  „Wir  .  .  richter  .  .  .  und  dy  ander  unser  eydgenoss  gesworn  purger  der  stat 
ze  Präge  bekennen,  das  wir  mit  den  eltisten  Yon  der  stat  zu  Präge  haben  das  zu 
eim  recht  gefunden ,  wen  ein  man  dem  ander  ein  gelt  schuldig  ist  und  nicbt  mag 
noch  en  bat  zu  gelten,  so  sol  man  in,  dem  er  schuldig  ist,  bey  der  haut  antworten, 
und  wen  das  gescbiehet ,  so  sol  er  in  halten  noch  kalt  nocb  warm,  aber  in  kein 
fessern,  nocb  in  keinen  panten,  und  sol  im  nor  wasser  und  prot  zessen  geben,  es 
wer  den  das  er  im  icht  mer  Yon  gnaden  geben  wolt,  oder  ob  er  gestaten  wolt,  dan 
im  sein  freunt  icht  mer  geben,  das  stet  zu  im.    Entrint  er  aber  aus  der  fanknuss, 

▼•  Bcbalte,  Reichs-  u.  Rechtegesch.    8.  Aufl.  28 
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■ead  des  ganzen  Kittelalters  giing  neben  dem  Verfahren  in 
Utigen  ireldichen  Gerichten  das  in  den  geistlichen  Oe- 
Q  Gang.'  Ihm  fielen,  jedoch  nicht  überall  in  gleichem  Um- 
'  den  kirchlichen  Sachen  eine  Menge  von  bürgerlichen  und 

eehteii  auf  das  hoBt  recht;  atirbt  er  »ber  in  der  aelb  fanknuss,  der, 
11  dar  nmb  njamant  antworten.  Und  ob  einer  eim  Jud  schnldig;  wer 
:u  gelten  hett,  ao  aol  der  Jud  ein  eraamen  ohristen  haben,  der  im 
t  halt  in  aller  der  weis,  ale  da  rorgeBchriben  Btet."  79-  (Der  Oe- 
Bg  dem  Gast  in  14  Tagen  zahlen.)  Sehr  anafflhrlich  ist  das  Bran- 
&p-  de  debitis  bei  RBbbUt  B.  83—90,  da«  Ober  Pfiadung  und 
LBue  BeBtimmna^en   enth&lt.     Bohr    auafOhrliah    und   genau    war    das 

Recht     Vgl.  WarnkCnig  III.  8.  312  ff.     NShersB  im  Priralrechte 

rv. 

ilfi  form,  append.  7.  notitia  de  terra  erindicata  (Walter 
0.  UI.  p.  316.). 

p.  I.  70.  %.  1.  gHervet  eo  man  geklaget  nppo  gut  to  dreu  dingen, 
lar  in  wiaen  unde  aal  is  ine  gewsldgen;  dar  ne  mut  in  oie- 
he  ne  da't  mit  rechter  klage.  Die  inwiBunge  maoh  die  man  nntreden 
tale  nppe'n  bilgen ,  he  mut  aver  dat  gut  to  hant  rore  stau  unde  to 
ngen  of  man  dar  np  klaget."  III,  83.  §.  2.  ^Bvi»  en  gut  enem  an- 
e  let  it  in  sine  gewere,  dar  he  hbItb  nene  genere  an  ne  hadde,  unde 

geriohtea  halTen  dar  in  gewiaet;  jene  die  de  gewere  hotet 
lunge  wol  wederapreken  und  jenen  utwigeo  deete  he't  roresta  to'me 
edeme  dinge  wende;  en  man  n'ia  nicht plichtlich  sine  wäre  to  rumene, 
ar  unune  beklaget  unde  vorgeladet;  wert  jeneme  de  were  denue  er- 
st man  ine  denne  dar  in  von  gerichles  halren ,  so  ne  mut  man  ine 
man  ne  du't  mit  ordelen."  III.  (<3.  I.  „Bj&I  man  enem  manne  oder 
:  eolen  sie  beeilten  dre  dage.  Svat  sie  mit  klage  irforderet, 
geerTet  wert,  des  ne  dorTen  sie  nicht  besitten"  Sehwabep. 
u.  a.     Die  Parallela teilen   der    apStcren   sSchs.  Rechtsbflcfaer    s.    bei 

seiner  Ausgabe  ta  den  citirten  Art.  des  SachBp.  —  BrÜnner 
.rt.  407   (Röseler  8,  IHT.):    „Judex    etiam    tenetur   sententiasa 

ipaum  mittat  in  posseHsionem  rsi  ejundem,  in  ea  tpsum  viriliter 
4]uia  non  sufBcit  quem  mittere  in  pOBsesaionem,  nisi  in  enm  missua 
item  ras  Bit  mabilU,  ipsam  actori  cum  effeotn  praecipiat  praeeen- 
eus  a  petitione  actoris  fuerit  per  sententiam  abaolntus,  ex 
lex  in  jure  8uo  similiter    tueatnr,    actori    super   eo    perpetuum 

Quellen  des  Kirohenrechts  (Allg  kath.  Kirchenr.  I.  Bd.)  8.  388  f. 
tin  Syatem  des  Kirchenr.  (Bd.  II)  8  377—389.  406— 41&. 
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peinlichen  Rechtssaclien  zu,  welche  keineswegs  kirchlicher  Natur  sind. 
Das  Verfahren,  welches  man  in  diesen  geistlichen  Gerichten  anwandte, 
war  in  Civilsachen  ein  Prozess,  der  auf  römischem  Rechte  gebaut 
durch  die  Theorie  besonders  der  Schule  zu  Bologna  und  die  Praktiker 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  aus  dem  germanischen  Rechte  vielfache 
Elemente  aufgenommen  und  allmälig  alle  jene  Punkte  abgestreift  hatte, 
welche  mit  der  römischen  Staats-  und  Gerichts- Yerfassung  im  Zusammen- 
hange standen.  Es  war  ein  Prozess  entstanden,  der  im  Ganzen^  die  auf 
nationalen  Anschauungen  ruhenden  Sätze  abgestreift  und  rein  logische 
Sätze  hingestellt  hatte,  welche  die  Entscheidung  des  Richters  herbei- 
führten. Damit  war  von  selbst  das  Beweisrecht  zu  einer  Beweis- 
pflicht geworden,  soweit  der  Gegner  nicht  anerkannte.  Es  hatte  sich 
so  der  Beweis  als  eine  Pflicht  des  Behauptenden  hingestellt.  Hiermit 
hing  zusanmien,  dass  die  Beweismittel  keine  der  einen  Partei  allein  ge- 
hörigen Mittel  waren,  um  ihren  Anspruch  über  den  Gegner  zu  gewinnen, 
sondern  objective  Momente,  aus  welchen  der  Richter  auf  die  Begründet- 
heit oder  Unzulässigkeit  des  Anspruches  schloss.  Sie  waren  von  selbst 
hierdurch  gemeinsam.  Auch  war  es  nothwendig  die  Thatsache, 
welche  zu  erweisen  war,  nicht  das  Recht;  dies  zu  wissen  und  nach  den 
logischen  Beweisregeln  auf  die  Thatsachen  anzuwenden,  ist  die  Pflicht 
und  Aufgabe  des  Richters.  In  der  kirchlichen  Yerfassung  lag  weiter 
von  selbst  gegeben,  dass  der  Richter,  wenn  wir  unter  ihm  den  Inhaber 
der  Gerichtsbarkeit  verstehen,  die  Rechtsprechung  hatte,  nicht  aber, 
dass  Urtheiler  das  Recht  fanden.  Es  waren  die  Bischöfe,  ihre  OfSciale 
u.  s.  w.,  welche  urth eilten.  Die  von  jeher  in  der  Kirche  gebräuch- 
liche Feststellung  aUer  Verhältnisse  führte  auch  im  Verfahren  zur  schrift- 
lichen Fixirung  aller  Akte.  Hierzu  trug  noch  bei  einerseits  der 
aus  dem  römischen  Rechte  in  seinen  Grundzügen  entlehnte  Gebrauch 
der  schriftlichen  Klage,  welcher  mit  der  schriftlichen  Feststellung 
um  so  nothwendiger  wurde,  als  bereits  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten 
die  Zulässigkeit  der  Berufung  von  den  Urtheilen  der  Bischöfe  an  die 
Provinzialsynoden  (Metropoliten)  und  auch  an  den  Papst  eiae  feste  Aus- 


*  Einzelnes  erhielt  sich  auch  im  Ciyilverfahren ,  in  Rom  selbst  bis  auf  die 
neueste  Zeit,  z.  B.  das  jusjurandum  cum  septima  manu  und  der  Eid  der  Parteien 
bei  der  Nullitätsklage  wegen  Impotenz  (mein  Handb.  des  kath.  Eherechts,  Giessen 
1855.  S.  99  ff. ;  dies  hat  der  österr.  kirchl.  Eheprocess  mit  Recht  aufgegeben;  ich 
habe  aber  im  Ehegerichte  auf  Weisung  der  Congr.  Conoilii  im  J.  1868  noch  solche 
Eide  bei  einer  disp.  a.  matr.  rato  non  cons.  abnehmen  müssen),  die  Zulässigkeit  der 
Verwandten  als  Zeugen  in  Ehesachen  (mein  Eheproc.  S.  169  f.  u.  A.). 
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ildete  sich  ein  kirclilicher  Prozess,  desaen  Dttrch- 
l  der  Klage  bis  znm  TJrtheile  in  Sohriftaätzen 
weis  bestand  in  aktenmässigeT  FesteteUang  aOer 
ib  dem  richterücben  Urthefle  fQr  die  Entscheidung 
rch  die  von  den  Parteien  beigebrachten  Beweis- 
agenaussagen,  Augenschein,  Oericbtszeagniss,  Ge- 
inwendung der  Richter  vornahm, 
en  Rechtssachen  hatte  das  Yerfohren  bis  ins 
einen  doppelten  Charakter,  indem  einerseits  die 
lisch  -  rechtlichen  Qrundlage  mit  dem  hierauf  be- 
Anwendung  blieb,  andererseita  schon  früh  die 
r  Erforschung  der  gegen  christliche  Sitte  ver- 
hervorgehoben und  gehandhabt  wurde.^  Bis  ins 
r  das  peinliche  Verfahren  dem  vor  den  weltlichen 
h  fihnlich.  Seitdem  nahm  es  aber  in  Folge  des 
itze  und  Formen,  welche  auf  germaniacher  Sitte 
in,  und  der  Aufnahme  einer  Beweistheorie,  welche 
mg  der  Thatsachen  ging,  um  dem  Richter  für  aein 
!s  Urtheü  ein  festes  Substrat  zu  geben,  allmälig 
arakter  an.  Dies  war  am  so  mehr  der  Fall,  als 
r  Vergehen  für  die  Kirche  wie  überhaupt  die  Ge- 
läresie  und  der  damit  zusammenhängenden,  dahin 
lung  von  AmtsWegen  sowie  die  Erforschung 
h  den  Richter  aufzunehmen.'  Blieben  daneben 
ie  andere  Formen  bestehen,  so  legte  man  doch 
ihe  Feststellung  das  Hauptgewicht,  so  dass  aller 
^n  zum  Inquisitionsprozesse  wurde,  obgleich  bis 
er  Erfolg,  die  Znerkennung  von  Strafen, 
des  Verfahrene  eine  sehr  verschiedene  blieb.    Da- 


ohten.  Ea  ist  (gewiss  richtig,  wie  tdu  Vielen  bemerkt 
ihte  auB  den  Sendger  ich  len  die  Sffcntliche  Ankisge  her- 
id  den  alten  placita  legalia  erhielten  sich  noch  Bflge- 
I  Btille  Wahrheiten,  sonTeratne  "Waerheden,  gene- 
'W&rnkönig  Piandr.  Becfatsgesch.  HI.  S.  d&2  H.  Ebenso 
SB,  oommanefl  verit^a.  A.ach  in  Deutschland  kommeii 
Jen,  noch  bJB  ins  18.  Jahrhundert  Tor. 
ite  des  iDquiBitionsprozoBBCB  Tgl.  V.  A.  Biener 
i  des  InquiBitionsprozeBBeB  und  der  QeechwoTnen-GerichteT 
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mit  aber  stand  die  Kothwendigkeit  der  sehriftlichen  Procedur  iq 
inniger  Verbindung,  weil  einmal  in  der  Kirche  überhaupt  keine  stehendeiii 
placita  sind^^  für  die  Erforschung  der  Wahrheit  sodann  manche  Akte 
erforderlich  werden,  die  nur  alhnälig  und  selbst  heimlich  d.  h.  nicht 
öffentlich  vorgenommen  werden  müssen. 

m.  Dieser  kirchliche  canonisch-römische  Prozess  wurde  auf 
den  üniYersitäteit  gelehrt,  ia  zahlreichen  Werken  bearbeitet;  er  lag  ijo. 
dem  kirchUehen  Gesetzbuche  (Corpus  juris  canonici),  während  der  g6r-< 
manische  Prozess  durch  das  ganze  Mittelalter  auf  den  Universitäten  volU 
ständig  ignorirt  wurde.  Mit  den  oben  dargestellten  (§§.  90.  102  ff.  120, 
121.)  Umänderungen  uimI  der  Au&abme  des  fremden  Bechts  erfolgte 
mehr  und  mehr  auch  die  Aufnahme  des  fremden  Prozesses.  Dieser  war 
einmal  schon  durch  die  Qlosse  zum  Sachsenspiegel  und  die  Rechtsbücher 
des  14.  imd  15.  Jahrhunderts  (§.  64  ff.)  bekannter  geworden  und  hatte 
dem  deutschen  Rechte  manchen  Satz  abgetreten.  .Hierzu  kam,  dass  seit 
dem  13.  Jahrhundert  viele  bis  dahin  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit 
imterliegenden  Gegenstände  den  weltlichen  Gerichten  zufielen,  wobei  es 
kein  Wunder  ninmit,  dass  man  die  bisher  angewandten  Formen  beibe- 
hielt. Je  mehr  sodann  gelehrte  Juristen  aufkamen,  desto  grösseren  Ein- 
fluss  erlangte  das  fremde  Recht.  Am  Frühesten,  vollzog  sich  dessen 
Aufnahme  auf  dem  Gebiete  des  Criminalrechts  mit  dem  Abwerfen  der 
alten  Beweisformen  (Gottesurtheile,  Reinigungseid)  und  der  Annahme  des 
untersuchenden  Prinzips,  sowie  neuer  Mittel  zur  Feststellung  der  Wahr- 
heit (Abhörung  von  Zeugen,  welche  der  Richter  aussucht,  vor  Allem 
aber  die  Tortur).  Auf  dem  Gebiete  des  Civilverfahrens  erhielt  sich 
zwar  das  alte  Recht  länger.  Mit  der  gänzlichen  Umänderung  der  Ge- 
richtsverfassung und  der  Aufnahme  des  fremden  Rechts  drang  aber  auch 
für  dieses  der  fremde  Prozess  ein.  Die  dem  Reichskanmiergerichte  ge- 
gebene Ordnung  beruhet  ebenso  als  die  Halsgerichtsordnung  auf  dem 
fremden  Prozessrechte;  beide  haben  bewirkt,  dass  dieses  nunmehr  in 
allen  Territorien  für  die  Obergerichte  wie  auch  die  ordentlichen  Land- 
gerichte aufkam  (§.  124.),  was  die  Gerichtsordnungen  des  16.  Jahr- 
hunderts beweisen.  Vereinzelt  erhielt  sich  allerdings  das  alte  Verfahren 
bis  ins  18.,  selbst  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  besonders  in  den 


B  Die  kirohliohen  Rügegeriohte  (nota  8.)  sind  fflr  die  spfttere  Zeit  auf 
die  Bildung  des  Beohts  ohne  besonderen  Einfiuss.  Die  Bildung  der  Sohwurgerichte 
(TgL  §.  129  Kote  *)  gehört  nioht  in  die  deutsche  Bechtsgesohichte ,  wohl  in  die 
Oesohichte  des  Strafrechts. 
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Besten  der  Yehmgerichte  tmd  in  einigen  Arten  von  Gerichten  fiir  ge* 

wifiae  ländliche  Angelegenheiten. 

rV".  Die  Folge  dieser  Aufnahme  des  fremden  Bechts  war  im  15. 
S.  Jahrhundert  ein  Yerfahren,  da«  gemischt  war,  be- 
ichen  und  römisch  -  canoniscben  Sätzen  und  Instituten, 
leorie  siegte  aber  letzteres  Becht  und  es  bildete  sich 
üfaachen  ein  rein  schriftliches  Yerfahren  aus. 
ten  Zeit  ist  mit  dem  wiedererwachten  öffentlichen  Leben 
nach  mündhchem  und  öffentlichem  Yerfahren  rsge  ge- 
e  hat  im  Stra^rocesse  bi»  zu  einem  gewissen  Qrade 
Befriedigung  erlangt,  ohne  dass  aber  damit  zugleich 
Beweisführung  sich  wesentlich  geändert  hat:  im  Civil- 
igen  OeffentUchkeit  und  Mändlichkeit  nur  in  einzelnen 
ihrt,  wobei  man  jedoch  mit  Becht  die  logische  Beweis- 
en Rechte  behalten  hat. 


DRITTES  BUCH. 

Geschichte  des  Privatrechts.* 

Erstes  Kapitel. 

§.  139. 
I.  Ueberblick  über  die  historische  Entwicklung. 

I.  Die  Aufgabe  des  Bechts  f&r  die  menschliche  OesellschaD;  bringt 
nothwendig  eine  Wechselbeziehung  der  Stellungen  der  Einzelnen  als 
Glieder  einer  Gemeinde  und  eines  Staates  hervor,  indem  die  fast  uner- 
lässliche  Berührung  jedes  Einzelnen  mit  Anderen  auf  jedem  Schritte  des 
Lebens  getragen  werden  muss  durch  eine  Ordnung,  deren  Festigkeit 
vom  Einzelwillen  unabhängig  ist.  Ob  aber  die  Stellung  des  Individuum 
in  höherem  oder  niedrigerem  Grade  bedingt  und  getragen  werde  von 
seiner  Berechtigung  zur  Mitleitung  der  ganzen  Gesellschaft  innerhalb 
eines  Yolkes,  eines  Landes,  das  hängt  von  dem  Charakter  des  Yolkes, 
der  Nationalität,  von  seiner  Geschichte  und  der  Gestalt  ab,  welche 
auf  dieser  Grundlage  die  gesellschaftliche  Ordnung  annahm. 

Für  das  deutsche  Volk  lehrt  die  Geschichte,  dass  anfänglich  die 
Bechtsfahigkeit  überhaupt  durch  die  Nationalität  bedingt  war.  Das  Becht 
ist  ein  angestammtes,  angeborenes;   wessen  Nation  als  solche  aner- 


*  Jul.  Weiske  Ghrundzüge  des  teutsoh.  Privatr.  nach  dem  Saohsensp.  mit 
Berück»,  u.  Yergleich.  des  Sohwabensp.,  verm.  Ssp.  u.  säohs.  Weichb.,  Leipzig  1826. 
Jul.  T.  Gosen  Das  Priratrecht  nach  dem  kleinen  Eaiserreohte ,  Heidelberg  1866. 
Belege  für  die  Geschichte  der  Privatreohtsinstitute  wie  deren  heutige  Gestaltung 
gibt  in  sehr  reichhaltigem  Maasse  der  ausgezeichnete  „Grundriss  zu  Vorlesungen 
über  das  deutsche  Priratrecht  mit  Einschluss  des  Lehn-  und  Handelsrechts  nebst 
beigefügten  Quellen  von  Wilh.  Theod.  Kraut,  6.  AxtfL  Berlin  1872.  (Erste 
1829  bis  4.  in  Göttingen). 
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kannt  war,  der  lebte  auch  in  der  Kegel  nach  deren  Bechte,  yro  er  immer 
sich  aufhielt.  Hierdurch  erscheint  äusserlich  das  Becht  als  &a 
um  das  Individuum  gezogener  Kreis  von  Befugnissen,  aJg  die  Sphäre 
seines  subiectiven  Willens.  So  lange  die  nadonale  Verbindung  blieb, 
slbst  die  individuelle  Rechtsfähigkeit  verbunden  mit  der  öffent- 
T  nicht  als  Glied  der  herrschenden  Nation  anerkannt  war, 
r  rechtliche  Befugnisse  haben,  wenn  er  durch  ein  Glied  der- 
rch  eine  fremde  Persönlichkeit  gedeckt  war.  Solche  Bechte 
en  Schutz  darin,  dass  sie  dem  einzelnen  Dritten  wie  dem  Tolke 
als  Becht  des  vertretenden  Herrn  erechienen. 
it  dem  Fortfalle  der  ausstüiliesslichen  nationalen  Staatsrerbin- 
der  Zusammenschmelzung  verschiedener  gentes  zu  einem  neuen 
mit  der  Bildung  einer  Ordnung  im  fränkischen  Reiche,  welche 
emde  Nationen  erstreckte,  änderte  sieb  nothwendig  das  frühere 
4^eben  die  aus  der  Nation  ervrachsene  Bechtsordnung ,  das 
meo,  die  von  der  Nation  ausgehende  lex,  das  pactum 
der  gleicherweise  befugten  Yolksgeuossen,  trat  die  mit  voller 
;erÜ8tete,  vom  Yolke  angenommene  Ordnung  des  Königs.  In 
imeslande  hatte  eich  alhnälig  das  Q«biet  der  Geltung  des 
chts  abgeschlossen.  Denn  trug  auch  der  Einzehie  sein  Recht 
10  musste  gleichwohl,  weil  die  aus  einem  Lande  stanunenden 
hr  Leben  thatsächlich  im  Lande  so  sehr  vollbringen,  dass  die 
welche  sich  danemd  oder  zeitweilig  ausserhalb  befinden,  nicht 
t  kommen,  nach  und  nach  Btammesrecht  und  Landesrecht  zu- 
en.  Diese  Entwicklung  ist  erst  voUständig  in  der  Neuzeit 
.  Aber  trotzdem  wurde  schon  in  der  fränkischen  Zeit  d^ 
5t,  ans  welchem  die  Umbildung  des  Siteren  Frincips  hervor- 
^e  zweifelsohne  in  der  älteren  Zeit  jeder  Nationale  seine  ToE- 
ig,  so  trat  dies  Uerkmal  mit  der  Bildung  von  Ständen  in 
■grund.  7on  ihnen  hing  im  Mittelalter  das  Mass  der  Bereclb- 
lachen  der  allgemeinen  Ordnung  ab.  Aus  dem  Stanimesreehte 
Geburts-,  Standes-Becht.  Es  trennte  sich  das  Recht 
Iters  in  ein  Land-,  Lehen-,  Stadt-,  Hofesreoht  u.  s.  w. 
lg  der  Stände  (§§.  52  ff.,  83  ff.)  war  gerade  so  erfolgt,  das« 
irsonen  als  ihre  Rechte  Befugnisse  erworben  hatten,  welche 
Zeit  Allen,  später  dem  Könige  als  Haupte  Aller  zukamen, 
ngflgen  aus  dem  Besitze  selbiger  Bechte  verdrängt  wurden 
tur  in  emem  vertoderten  Sinne  ausftbteo.  Eine  der  Grund- 
it  Umgestaltung  war  ein  Object  des  Einzelniidlleae,  der  in  £e 
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Sphäre  des  Privatrechts  fallende  Grundbesitz.  Mit  ihm  verband  sich 
eine  Menge  von  Hechten  und  Pflichten,  welche  in  ihrer  Quelle  öffent- 
licher Natur  waren.  Er  bildete  in  der  Gestalt  des  feudum  das  Band 
zwischen  der  königlichen  Gewalt  und  den  Fürsten,  zwischen  diesen  und 
der  bevorrechteten  Klasse  der  Unterthanen,  und  liess  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert unbedingt,  ja  selbst  bis  tief  ins  achtzehnte  hinein  die  Staats- 
gewalt als  ein  patrimoniales  Hecht  erscheinen.  Dies  führte  zu 
vielfachen  Erweiterungen  und  Beschränkungen  des  Rechts  am  Grund 
und  Boden  je  nach  dem  Stande  des  Besitzers.  Dass  aber  der  Grund- 
besitz eine  solche  Rolle  im  Mittelalter  spielte,  erklärt  sidi  wieder  aus 
der  Bedeutung,  welche  ihm  für  die  Stellung  des  Individuums  innerhalb 
der  Gemeinde  schon  in  der  ältesten  Zeit  beiwohnte.  Hieraus  begreiff; 
sich  auch,  dass  der  Erwerb  von  Grund  und  Boden  als  ein  die  Gesammt- 
heit  angehendes  Geschäft  erscheint  und  mit  anderen  auf  die  rechtliche 
Stellung  Einfiuss  übenden  Akten  eine  Publicität  annahm,  welche  sich 
überhaupt  auf  alle  dingUchen  Rechte  erstreckte  und  im  heutigen  Rechte 
erhalten  hat,  obgleich  die  historischen  Gründe  durch  andere  ersetzt  sind. 
Die  ständische  Gliederung  der  Gesellschaft  erzeugte  Rechtsformen 
auf  Gebieten,  die  an  sich  als  rein  natürliche  Grundlage  von  dem  Wandel 
poUtischer  Zustände  unabhängig  sind.  Dahin  gehört  die  Ausschliessung 
der  Ehe  zwischen  Ungenossen  beziehentlich  der  Verlust  von  Rechten  in 
einer  solchen  nach  älterem,  die  Missheirath  nach  späterem  Rechte* 
Das  Yorwiegen  des  öffentlichen  Rechts  führte  im  Erbrechte  zu  dem 
Zurücktreten  der  Weiber  hinter  den  Männern,  zur  Vormund- 
schaft über  das  weibliche  Geschlecht,  zur  Pflicht  des  Richters, 
aller  der  Selbstvertretung  unfähigen  Personen  Vormund  zu  sein  u.  dgl.  nou 
Im  Zusammenhange  hiermit  steht  die  Abhängigkeit  der  Rechte  von  der 
Mitgliedschaft  der  einen  Kirche,  an  deren  Stelle  seit  dem  16.  Jahrhundert 
die  Eigenschaft  eines  Bekenners  der  drei  im  Reiche  anerkannten  Reli- 
gionen trat. 

m.  So  bietet  das  Mittelalter  die  Erscheinung  eines  vielfach  ver- 
schiedenen Privatrechts,  welche  auch  im  jetzigen  Rechte  noch  mehrfache 
Spuren  zurückgelassen  hat.  Erst  als  mit  dem  Falle  der  alten  Standes- 
verschiedenheiten an  die  Stelle  des  Lehnsstaates  der  moderne  Staats- 
begriff der  öffentlichen  Gewalt  über  die  Einwohner  des  Territoriums  als 
Folge  der  Angehörigkeit  an  dieses  getreten  und  das  Erfordemiss  der 
bestimmten  Kirchlichkeit  fortgefallen  war,  konnte  sich  das  Privatrecht  im 
Gaazen  und  Einzelnen  zu  einem  allgemeinen  der  Staatseinwohner 
herausbilden.    Von  dieser  Entwicklung  war  aber  nur  ein  Schritt  bis  zu 
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Bich  in  dem  einen  Lande  bereits  vollzogen,  im  anderen  im 
,  in  allen  aber  mehr  oder  minder  deutlich  vorbereitet,  wonach 
«hts^igkeit,  sobald  die  natürlichen  Bedingungen  der  Kechts- 
ingsföhigkeit  vorliegen ,  nach  dem  allgemeinen  Rechte  unbe- 
a  zusteht,  zugleich  aber  grundsätzlich  die  öffentliche  Rechte- 
s  Auafluss  der  ungeschmälerten  Staatsbürgerschaft  erechränt. 
BB  noch  einzelne  Erweiterungen  und  im  Vergleiche  zu  diesen 
iderungen.  Solche  erscheinen  aber  nur  bei  einzelnen  Klassen 
einen  Ländern  als  AusBuss  der  historischen  Stellung  der  be- 
Klassen und  Individuen,  im  Ganzen  hingegen  lediglich  als 
rein  gesetzlichen  Bestimmungen,  deren  Grund  bald 
Täuben  gegen  die  Gleichmachung  aller  Stände,  bald  in  reinen 
tsFucksichten  oder  darin  ruhet,  das»  die  absolut  gleiche  Theil- 
T  an  der  Leitung  des  Staats  in  Wirklichkeit  undurchführbar 
h  Lehre  der  Geschichte  zur  SelbstauflÖsung  oder  zum  Des- 
hrt. 

it  der  engen  Verbindung  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
ft  der  Keichthum  an  Rechtsformen  zusammen,  welchen  das 
echt  auf  dem  Gebiete  des  Eigenthums  am  Grund  und  Boden, 
n  Güter-  und  Erbrechte  im  Gegensätze  zu  der  geringen  Äus- 
derer  Theile  des  Privatrechts  darbietet.  Denn  so  lange  das 
Etechtslcben  als  hervorstechender  Zug  des  deutschen  Geistes 
die  Stabilität  aller  Verhältnisse  eine  nothwendlge,  das  Zurück- 
Verkefarsrechtes  eine  solbstverständliche  Folge.  Letzteres  be- 
Ib  auch  nur  dort  sich  zu  bilden,  wo  die  gleiche  Lage  Aller 
r  die  aus  dem  Charakter  der  Stadt  sich  ergebende  gleich- 
^bensweise  und  Beschäftigung  zum  Verkehre  in  loseren,  im 
B  zu  knüpfenden  und  zu  lösenden  Verhältnissen  drängte,  in 
en.  Was  auf  dem  Lande  die  mit  Grund  und  Boden  zu- 
genden Rechte  und  Pflichten  lebteten,  museten  in  den  Städten 
V  ersetzen.  Mit  der  Umänderung  der  aJten, Verhältnisse  und 
ih  veränderten  Charakter  der  Städte  trat  dies  Bedörfbiss  t&t 
1  des  Volkes  ein;  in  der  neuesten  Zeit  wurde  dasselbe  darch 
itung  von  Grund  und  Boden  ein  unbedingtes.  Mit  dieser 
?  ging  gleichen  Schritt  die  Erweiterung  des  Gebiets  der 
rechte,  welchem  die  vorzugsweise  auf  diesem  vermittelte  Auf- 
fremden  Rechts  lange  Zeit  genügte,  bis  eich  auf  Grund  der 
rändert«n  sozialen  Zustände  sowie  der  Ausbildung  der  mo- 
istrie  neue  und  der  Art  eingreifende  Verkehrsformen  bildeten, 
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dass  das  jetzige  Obligationenrecht  einen  Reiehthiun  zeigt,  gegen  den 
das  römische  Recht  verschwindet,  so  sehr  auch  dessen  Sätze  wegen  ihrer 
inneren  Richtigkeit  nnd  juristischen  YoUendung  die  ewige  Basis  bleiben 
werden. 

Y.  Das  Resultat  der  Geschichte  ist,  dass  der  Besitz  der  vollen  pri- 
vaten Rechtsfähigkeit  durch  die  öffentliche  Stellung  des  Individuums  nicht 
mehr  bedingt  ist,  die  Privatrechte  gleich  allen  anderen  Rechten  lediglich 
unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  stehen. 


IL  Die  Grundlagen. 
§.  140. 

a.  Dia  Freiheit. 

L  Die  Freiheit  erscheint  von  jeher  als  Grundlage  und  Bedingung 
der  Fähigkeit  zum  Haben  und  lieben  aller  Rechte,  welche  der  Einzelne 
im  individuellen  Kreise  der  Familie,  mnerhalb  seines  Hauses  imd  Hofes, 
im  vermögensrechtUchen  Yerkehre  mit  allen  übrigen  Individuen  erwerben 
kann.  Wer  darum  in  Unfreiheit  sich  befand^  entbehrte  anfanglich  als 
Person  dieser  Fähigkeit  vollends.  Insoweit  zwischen  der  Yollfrei- 
heit  und  Knechtschaft  Mittelstufen  lagen,  fand  sich  auch  die  theil- 
weise  Fähigkeit  in  privatrechtlicher  Beziehung. 

n.  Als  die  öffentlichen  Rechte  nicht  mehr  allein  von  der  blossen 
Freiheit  getragen  und  bedingt  wurden  in  Folge  des  Zurüoktretens  der 
Freiheit  im  alten  Sinne  und  ihrer  Umbildung  durch  die  mittelalterlichen 
Stande,  gab  die  alte  Freiheit  allein  nicht  mehr  die  volle  Rechtsfähigkeit. 
Denn  alle  Rechte,  welche  einen  höheren  Stand  voraussetzten,  hatte  ohne 
diesen  der  blosse  Freie  nicht;  zugleich  verlor  er  damit  die  Fähigkeit 
zum  Erwerbe  solcher  Privatrechte,  mit  denen  jene  verknüpft  waren.  Der 
Gemeinfreie  des  Mittelalters  konnte  weder  Reichslehen  noch  Ritterlehen 
erwerben.  An  die  Stelle  der  alten  Freiheit  war  die  der  Reichsunmittel- 
baren getreten;  zu  dieser  gesellte  sich  ungeachtet  des  Dienstverhältnisses 
eine  zweite,  welche  dem  Ritter-  und  Ministerialenstande  beiwohnte.  So 
war  es  nicht  mehr  die  private  Unabhängigkeit,  welche  die  Frei- 
heit bestimmte.  Gleichwohl  hat  auch  seitdem  die  zwar  begrifflich  um- 
gestaltete Freiheit  die  frühere  Wirkung,  so  dass  im  Ganzen  der  schlichte 
freie  Landmann  gegenüber  dem  Adel  und  Bürgerstande  zurücktrat,  und 
mit  den  Unfreien  auch  in  ein  Yerhältniss  der  Abhängigkeit  kam,  welches 
ein  privates  war,  insoweit  es  einem  Anderen  als  dem  Landesherm  unter- 


Oeioh.  d.  PriratreoIiU.  L  E»p.  §.  140. 

[iches,  inBofem  die  Rechte  des  Herrn  in  ihrer  Grundlage 
ivatrechte  bildeten. 

on  da  ab,  yro  die  üebuug  obrigkeitlicher  Rechte  durch 
sonders  als  Ausfluss  dea  Qnmdbesitzes  gefallen  iat,  hat 

gemeine  Freiheit  in  den  Vordergrund  gestellt.  Ihr 
loch  dadurch  von  dem  der  Slterea  und  mittlwen  yer- 
lunmehr  als  frei  erschien,  wer  nur  dem  Gesetze  und  dw 
terstand,  so  dass  jede  persönliche  Verpflichtung  gegenüb» 
f  dem  Willen  der  Person  oder  einem  vom  Gesetze  an- 
tsgrunde  beruhen  konnte.  Diese  Freiheit  Aller  war 
teueren  Rechtsentwicklung. 

infiuBS  der  Freiheit  zeigt  sich  im  Privatrechte  zunächst 
ler  ganzen  Stellung  des  Individuums  (§§.  141.  142.),  ao- 
«n  bei  jenen  Verhältnissen,  welche  als  Grundlage  der 
arscheinen  (Ehe,  Erbrecht)  oder  im  deutseben  Rechte  zu- 
mit  der  öffentlichen  Rechtsfähigkeit  (GniodoigeDtbum), 
dort,  wo  der  individuelle  Wille  die  Quelle  des  Rechta 
gsrechte,  Verträge).  Die  Modifikationen  der  Freiheil 
mg  zahlreicher  Becbtsformen  geführt  (Lehen,  Lasten  dea 
lens  u.  dgl).  Ebenso  hat  die  von  der  Freiheit  abhängige 
jng,  die  Befugniss  und  Fähigkeit  zur  vollen  eigenen 
g  mannigfaltige  Erscheinungen  und  Formen  (Vonaund- 
iber,  Ausschluss  derselben  von  der  Erbfolge  u.  dgl.)  her- 
:  Zusammenhange    hiermit    stehen   die   Rechtssätze    und 

welche  sämmtlich  mehr  oder  minder  dahin  zielen,  die 
iche  Grundlage  für  die  Stellung  der  Familie  und  derea 
ite  zu  sichern  (Rechte  der  Erben  am  Gute  des  Lebesdeni 
in  Töchtern,  Stammgut,  Familienfideicommiese ,  manche 

schieden  auch  der  Zusammenhang  des  Privatreohts  mit 
1  sich  m  der  Geschichte  des  deutschen  Rechts  ausprägt, 
auch  hier  wie  allerwärts,  dass  pohtisohe  Neubildung«! 
Luf  das  Frivatrecht  gestaltend  einwirken,  vielmehr  die 
tztcren  eine  stätigere  ist.  Wir  finden,  dass  manche  In* 
n  fielen,  als  ihre  BasiB  bereits  so  lange  eotechwunden 
der  That  dem  oberfiächhch«!  Beobachter  als  eine  reine 
len  mussten.  Manche  haben  sich  nur  geändert,  ob- 
idlage  längst  zerstört  ist,  manche  sind  erst  in  ct«F 
iurcb  Akte    der  Gesetzgebung  mit  Gewalt  aui^ehoben, 


Die  Ehre.  445 

manche  endUcIi  haben  sich  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  und 
constatiren  die  Scheide  Ton  Zeiten,  deren  eine  verschwundene  Hälfte  in 
der  Gliederung  der  menschlichen  Gesellschaft  nach  Ständen  eine  gött« 
liohe  Ordnung  und  in  ihr  das  Heil  sah,  indem  sie  deren  Gegengewicht 
und  gemeinsames  Interesse  als  wirksamen  Gegendruck  gegen  die  zer- 
störenden Mächte  betrachtete,  deren  andere  gegenwärtige  in  der  völligen 
Gleichheit  Aller  im  Sinne  der  Gleichmachung  jeden  socialen  Unterschied 
des  rechtlichen  Einflusses  zu  entkleiden  und  hierdurch  zu  verwischen 
trachtend  nur  jene  Unterschiede  anerkennen  will,  welche  sich  nicht  ändern 
lassen  oder  auf  dem  Prinzipe  des  AUes  regierenden  Geldes  beruhen. 
Auf  der  richtigen  Lösung  ruhet  das  Geschick  der  Völker. 

§.  141. 

b.    Die  Ehre.« 

I.  Die  Achtung  einer  Person  bei  ihren  Mitmenschen,  ihr  Ruf  ist 
verschieden  nach  der  Stellung  der  Person  als  Glied  des  Ganzen  oder 
eines  Standes,  so  dass  wir  eine  gemeine  und  Standesehre  haben« 
Während  die  Folgen  der  letzteren  besondere  sind  (§.  142.),  hat  jene 
allgemeine.  Der  Grund  aller  Ehre  erscheint  in  der  zumeist  nationalen 
Anschauung  über  das,  was  ziemt ;^  deshalb  kennt  das  älteste  Recht  nur 
bei  dem  Freien  den  Anspruch  auf  volle  Anerkennung,  die  bei  dem 
Minderfreien  geschwächt,  bei  dem  Knechte  nicht  vorhanden  ist.  Aus 
gleicher  Ursache  hat  sich  im  Mittelalter  die  Ehre  in  ihrer  juristischen 
Gestalt  als  rechtliche  Ehre,  Ehre  mit  bestimmten  Rechtsfolgen  zu  einer 
ständischen  gestaltet  und  nach  der  rechtlichen  GUederung  der  Ge- 
sellschaft vorzüglich  ihre  Bedeutung  für  die  Standesrechte.  Daneben 
aber  hat  die  allgemeine  Menschenwürde  insoweit  sich  auch  directe  recht- 
liche Anerkennung  verschafft,  dass  deren  Minderung  durch  Handlungen 
oder  in  Folge  eines  Zustandes,  wie  sie  in  der  geringeren  Meinung 
Anderer  sich  ausprägt,  rechtliche  Wirkungen  äussert.  Diese  gemeine 
Ehre  gewann  an  erhöhter  Bedeutung  mit  dem  allmäligen  Sinken  der 
ständischen  Gesellschaftsgliederung;  die  Territoriahtät  der  Neuzeit  musste 


*  Th.  Marezoll  Ueber  die  bürgerl.  Ehre,  Giessen  1824.  J.  F.  Budde  Ueber 
Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  Echtlosigkeit,  Bonn  1842.  J.  Hillebrand  Ueber 
die  gänzliobe  und  theilweise  Entziehung  der  Ehre  nach  den  Bechtabüchern  des 
Mittelalters,  Giessen  1844.     Grimm  B.A.  8.  711  ff. 

«  Quellenbelege  in  §.  10.  n.  3.  §.  11    n.  2.  3.  4.  S-  15.  n.  1.  2. 


Qeseb.  d.  FriTatreotats.  I.  Kap.  §.  141. 

{«chtsgebiete  als  Recht  dee  in  seiner  (Menschenwürde  und) 
ichkeit  unbedingt  anzuerkennenden  Staatsbürgers  anfTasaen. 
bflrgerliche  (§.  106.)  Ehre  an  die  Stelle  der  älteren 
wurde  mit  der  eingetretenen  Gleichheit  der  Stände  vor 
zur  gemeinen  Ehre,  ^eben  ihr  kann  Stsndeameinung 
in  sozialen  Einfluss  und  insofern  für  den  besonderen  Stand 
len  äussern,  als  das  Recht  diese  Wirkung  anerkennt.  Uit 
idlung  war  zugleich  gegeben,  dass  nicht  die  blosse  Ent> 
.chtung  im  Kreise  der  Rechtsgenossen  den  Jedem  zustehen- 
f,   seinen   ehrlichen  Namen  im  rechtlichen  Sinne,  befieckt, 

erforderlich  ist  ein  Rechtssatz,  der  denselben  wegen 
es  abspricht,  oder  ein  Ausspruch  des  Richters;  der 
mt' 

ides  Ruf,  Leumund,  Gerüchte  ist  unbesprochen, 
en,  fromm,  gut,  oder  unecht,  ehrlos  u.  dgl.  Das  letztere 
alter  ein  in  den  Formen  der  Echtlosigkeit,  Recht- 
Ehrlosigkeit. 

tlosigkeit  hat  mehrfache  Bedeutungen,  indem  sie  als 
chtung  ausserhalb  der  Rechtsordnung  setzt,^   bürgerlich 

somit  als  höchste  Wirkung  eines  Verbrechens  erscheint, 
iedeutung  lägst  sie  mit  Rechtlosigkeit  zusammen&Uen,  eine 

fasst  sie  auf  als  den  Abgang  der  FamilieDrechte,^  so  dass 

Kinder  als  unecht  erscheinen. 
)8igkeit*  tritt  ein  als  Folge  der  Acht,  sodann  bei  TJeber- 
ericht  wegen  gewisser  Verbrechen,  mag  die  ehrenkränkende 


.  I.  51.  g.  1.  It  is  menioh  man  reofatlos  de  Dicht  u'ts  ecbtlos, 
los  man  mut  wol  elik  wit  neman  unde  kindere  bi  ire  gewinnen,  di 
1  sin ;  die  muten  ok  wol  sin  erve  nemeu,  unde  irer  müder  alao,  wende 
ih  sin;  ae  ne  treien  von  in  mit  egenacap.  —  Echt  man  noch  echt 
uneubtes  manne«  erTe  nicht."  Yiele  Belege  in  Kraut  Odr.  §.  49. 
J  3.  (eobtlik  =  legitime),  I.  6.  2.  „echt  borene  late*,  I.  16.  2. 
enea  manne»  wif  bohuret  openbare,  oder  ml  oder  maget  nodcget, 
na  U>  echte ,  eoht  kint  ne  wint  be  nimmer  bi  ere."  —  I.  48.  §.  1. 
t  geboren  sin,  oder  de  sik  rechtlos  gemaket  bebbet,  die  na  mögen 
ia  hebben  an   ir  klage,   noch   an   irme  kampe."  —  I.   51.   §§.    1   3. 

.  I.  38.  §-  1.  „Rampen  nnda  ir  kindere,  apelflde,  unde  alle  die 
lin,  unde  die  dittTe  oder  rof  sQnet  oder  weder  gevet,  unde  de  des 
■wunnen  werdet,  oder  dia  ir  lif  oder  hnt  unde  har  ledoget,  die  bidI 
'  g.  2.  Die  ok  jar  nnde  dach  in   des  rikes  achte  sin,  die  delt  man 
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Strafe  vollzogen  oder  abgewendet  sein,  —  femer  durch  die  uneheliche 
Geburt,  endlich  auf  Grund  einer  verächtlichen  Lebensweise.  Ihre  Wir- 
kungen smd  ungleich.  Im  letzteren  Falle,  wo  sie  mit  der  Unechtheit 
zusammentrifft,  äussert  sie  vorzugsweise  auf  dem  Gebiete  der  Familie 
Wirkungen,  in  den  anderen  entzieht  sie  die  Fähigkeit  zur  Ausübung  ge* 
wisser  öffentlicher  Rechte:  Theilnahmeschaft  an  der. Gerichts-  (Gemeinde-) 
Versammlung  (wofern  nicht  der  Rechtlose  Partei  ist),  Fähigkeit,  Vertreter 
im  Gerichte,  Vormund  zu  sem,  Lehen  zu  besitzen,  für  die  wegen  Ver- 
brechen Rechtlosen  der  Verlust  des  Reinigungseides  und  der  beinahe 
gänzliche  Mangel  einer  Busse,  des  Wehrgeldes. '^ 

Die  Ehrlosigkeit^  ist  in  ihrer  Grundlage  natürliche  Folge  von 
Handlungen,  die  das  Vertrauen  der  Mitmenschen  mit  allem  Rechte  ent- 

rechtlos ,  unde  verdelt  in  egen  undo  len,  dat  len  den  herren  ledich,  dat  egen  in 
die  koningliken  gewalt.  Ne  tiet  de  erren  nicht  ut  der  koningliken  gewalt  binnen 
jar  unde  dage  mit  irme  ede,  se  vorleset  it  mit  sament  jeneme,  it  ne  neme  in  echt- 
not,  dat  se  nicht  Tore  kernen  ne  mögen ;  de  echten  not  sul  man  bewisen  alse  recht 
18/  —  I.  39.  48  1.,  !•  ÖO.  2.  „A.1  si  ok  en  man  speleman  oder  unecht  geboren,  he 
n'is  doch  dieres  noch  roYeres  genot  nicht,  alse  man  kempen  up  ine  leden  möge." 
—  I.  51-  S*  ^'1  I*  ^1*  ^'  »Jewelk  man  mut  wohl  rorspreke  sin  binnen  deme  lande 
to  Sassen  to  lantreohte,  sunder  papen,  den  man  an  sime  rechte  bescelden  ne 
mach.**  —  I.  65.  2.  ,,Sve  lief  oder  hant  ledeget,  dat  ime  mit  rechte  yerdelt  is,  die 
is  rechtlos.  **  IL  12.  §.  3.  4  II.  13.  1.  „  .  .  So  blift  jene  erenlos  unde  rechtlos  % 
der  Dieb.  III.  16.  §.  2.  „Rechtlose  lüde  ne  seien  neuen  Tormünden  hebben.  — 
§.  3.  Des  rikes  achteren  unde  Ter  Testen  lüden  ne  darf  neman  ftatwerden ,  of  sie 
klagen.  Klaget  aTer  man  up  sie,  sie  muten  antwerden  binnen  deme  gerichte,  dar 
sie  Ter  Test  sin."  —  III.  45.  §.  9 — 11.  beschreibt  ihre  Scheinbusse.  In  den  bei 
Kraut  abgedruckten  Stellen  findet  sich  dieselbe  Anschauung  mannigfach  bestätigt. 
Sie  liegt  auch  im  Schwabenspiegel  c.  38.  39.  41.  W.  u.  a. 

^  Ssp.  III.  45.  §.  11.  „Ane  weregelt  sin  unechte  lüde.  Doch  sve  so  ir  enen 
dodet  oder  wundet  oder  roTet ,  oder  unechte  wif  nodeget.  unde  den  Trede  an  en 
briet  man  sal  OTer  in  richten  na  Tredes  rechte.^'  Yergl.  die  Stellen  des  §.  129. 
§.  130.  n.  7.  17.  §.  133. 

^  Sachsp.  I.  5.  §.  2.  „Wif  mach  mit  unkuschheit  irs  ütos  ire  wifliken 
ere  krenken;  ire  rechte  ne  Terlüst  se  dar  mede  nicht  noch  ir  erTe".  I.  40  und 
Schwsp.  c.  43.  W.  „Swer  triuwel68  oder  flühtic  üz  des  riches  dioneste  wirt,  dem 
yertoilet  man  stn  erbe  unde  stn  Idhenreht,  und  niht  stnen  Itp,  unde  also  ob  der 
berre  selbe  niht  enfliuhet.  fliuhet  aber  der  herre  Tor,  n&oh  des  flühte  enbrichet 
nieman  sine  triwo  *^  —  Schsp.  II.  13.  1.,  II.  19.  2.,  II.  29.  (bei  Diebstahl  und 
Baub),  III.  78.  6.  'Verwundung  und  TÖdtung  des  Herrn  Seitens  des  Mannes  und 
Tice  Tersa  aus  Not!) wehr  macht  nicht  ehrlos)  III.  84.  2.  „Dodet  en  man  sinen 
herren,  he  hcTCt  Tcrworcht  sinen  lif  unde  sin  ere  unde  dat  gut  dat  he  Ton  ime 
hadde.  Dit  selTC  Tcrwerct  die  herre,  of  he  sinen  man  dodet,  unde  die  OTerherre 
ne  mach  sine  kindere  mit  deme  gude  an  den  herren  nicht  weder  wisen."    Schwsp. 


GsBeh.  d.  PtiTfttreolitB.  I.  Eap.  g.  lil. 

vom  Erweiaen  der  Ehre  entbindet.  Der  ehrlose  Charakter 
Igen  kann  iiich  offenbaren  in  dem  Yerleteen  von  Pflichten, 

heiHg  erecheinen,  oder  in  einer  den  Menschen  vor  sich 
genden  Sinnesart.  Daher  verknüpft  das  Becht  die  Ehr- 
lem  Bruche  der  Treue  gegen  den  Staat  (Heerflütdilj^keit), 
trm  (Verletzimg  der  Lehenstreue,  sofern  nicht  die  höhere 
ler  der  privaten  Treue  stehenden  Ghsetzea  ruft)  und  mit 
ceit   der  Weiber.     Der  letztere  Fall  hatte  keine  directen 

in  jenen  anderen  hingegen  traten  solche  nothwendig  ein. 
h  ist  das  directeete  Feld  der  persönlichen  Thätigkeit  der 
DOBsen.  Dieser  iat  im  Mittelalter  am  Engeteu  bd  den 
henstreue  verbundenen.  Die  Ehrlosigkeit  zieht  dentnach 
enunfähigkeit  herbei.  Sie  verbindet  sich  aber  in  allen 
-  Rechtlosigkeit,  wo  der  Grund  dieser  auf  die  Meinung  des 
Genossen  nicht  ohne  Emfluss  sein  kann.  So  finden  vir 
ihiloB  zasanunengestellt ,  Treue  und  Ehre  in  einer  festen 

diese  Art  erscheint  durch  das  ganze  Mittelalter  für  das 
ivatrechts  die  Ehre  als  Bedingung  des  VoUgenusaes  aller 
innere,  obgleich  in  der  eoncreten  Redeweise  der  Quellen 
ochene,  Orund  dieser  Stellung  ist  der  Zusammenhang  der 
I  mit  dem  Stande  der  Person.  Indem  letzterer  für  die 
shtsMiigkeit  die  durchgreifende  Unterlage  bildet,  auf  der 
[vaten  Beziehungen  besonders  zwischen  Herren  und  Mannen 
idien  Rechtverhältnissen  gestaltet  haben,  nach  deren  Ana- 
ähnlichen  Institute  einen  öffentlichen  Charakter  annahmen 
107.),  äussert  der  Verlust  der  persönlichen  Ehre  directe 
Igen.  Neben  diesem  Gesichtspunkte  liegt  jedoch  in  den 
reiter.  Es  hat  sich  bereits  gezeigt,  daes  nicht  jede  sociale 
rechtliche  Folgen  herbeiführt,  dass  aber,  wo  dies  der  Fall 
nie  rein  private  sind  ausser  bei  den  unehelichen  Kin- 
.  ataatsrechtlicher  Hinsicht  nur  die  Lehenfolgefähigkeit  ab- 
r  sich  sodann  der  Charakter  des  Staats  ausprägte,  äussert 


hs.  Lahor,  art.  11.  §.  1.  „Papen  vif  dopere  koplfide,  nnde  alla 
it  oder  unecht  f^eboron  ain,  unda  alle  die  nioht  De  Bin  von  riddera 
ida  TOD  eider vader,  die  seien  lehnreehls  darven."  Saohsp.  (Landr) 
78.  8.  ÜDtreae  des  TormnndeB.    Sgp.  I.  41.     Sohws.  o.  44.  'W. 
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^  auch  hier  EinfluBS.  Erscheint  in  der  fränkischen  Zeit  vor  Allem  der 
Bruch  des  Eönigsfriedens  und  die  Yerletzung  des  besonderen  Königs- 
.schtttaees,  Amtsuntreue,  somit  Yerletzung  der  dem  Könige  schuldigen 
Treue,  als  Grund  des  Yerlustes  von  Recht  und  Ehre,  so  tritt  im  Mittel- 
alter jedes  Yerbrechen,  das  sich  als  Bruch  des  öffentlichen  (Land-) 
Friedens  darstellt,  mit  dieser  Wirkung  auf.^  Als  mit  der  Abschliessung 
4er  Landeshoheit  der  Einfluss  der  Familien-  und  Standesstellung  bei 
jenen  Personen,  welche  nicht  dem  Adel  angehörten,  auf  ihre  öffentliche 
Rechtsfähigkeit  allmälig  darum  fortfiel,  weil  diese  Personen  überhaupt 
in  öffentlicher  Beziehung  gänzlich  zurücktraten,  konnte  man  zunächst 
den  Unehelichen  alle  Rechte  geben,  soweit  sie  ohne  Ehe  sich  denken 
lassen.  Consequent  behielten  die  Minderungen  der  Ehre  für  das  öffent- 
liche Rechtsgebiet  nur  dann  Folgen,  wenn  ein  Rechtssatz  sie  mit  einer 
bestimmten  Strafart  verband  oder  als  selbstständige  Strafen  aussprach, 
inmier  also  die  Handlung  als  solche  richterlich  festgestellt  war.^    Hiermit 


^  Prid.  I.  Oonst.  contra  incendiarioB  a.  1187  belegt  in  den  näher  be- 
stimmten Fftllen  die  incendiarii  mit  dem  Banne  und  sagt :  „Si  quis  autem  a  pro- 
scriptione  et  excommunicatione  simul  infra  annum  et  diem  non  fuerit  absoliitus, 
uniTerso  iure  et  honore  et  legalitate  sua  privatus  habeatur,  ita  ut  in  ferendo  testi- 
monio,  Tel  ad  cansandum  de  cetero  nequaquam  Bit  admittendns.  Omni  quoque  feo- 
dali  iure  perpetno  carebit/*  Trenga  Heinr.  reg.  c.  13.  „Quicumque  predam 
que  reraup,  et  predam  que  sexanraup,  et  tertium  quod  sach  (i.  e.  scaoh)  dicitur, 
commiserit  .  .  .  .  bI,  aufugerit,  et  ad  juditium  vocatus  infra  15  dies  non  comparuerit, 
ut  reus,  ut  infamis  judicabitur.  Si  quis  .  .  .  manutenere  et  detendere  presump- 
serit  tarn  ipse  detentor  .  .  .  prosoribatur.  Quod  si  detentor  ....  non  resipuerit, 
cum  reo  pari  infamie  ac  sententie  subjaoebit  ...  14  Hie  autem  qui  Infamia  que 
loimunt  dioitur  laborant,  ad  expurgationem  nonnisi  in  publioo  iudicio  admittentur; 
quorum  tarnen  expurgationem  iudex  secundum  suum  arbitrium  potest  aggravare. 
Si  autem  loimunt  contra  quemquam  probari  debet,  per  plurum  ac  meliorum  illius 
prorincie  confessionem  hoc  fieri  debet.  —  Fr  id.  II.  Gonst.  pao.Mogunt.  a.  1285. 
c.  3.  „Quod  si  per  mortem  alicujus  treuge  fuerint  yiolate,  et  conaanguineus  inter- 
fecti  aliquis  probayerit  secundum  formam  iam  dictam,  yiolator  conyictus  perpetuo 
Sit  erenlos  et  rehtlos.'  Ebenso  c.  5.;  c.  11.  (für  Mord  oder  thätliohe  Yerletzung 
des  Taters)  c.  12.  (für  die  Jahr  und  Tag  Geächteten,  den  Contumax  bei  Anklage 
wegen  Majestätsbeleidigung,  „Item  pro  perfidia  yel  homicidio  quod  dicitur  mort  *^) 
Landfr.  yon  1281  E.  Budolphs  c.  1.  („erlös  ande  regtlos**  im  Falle  des  c.  11. 
des  yon  1285)  2.  8  u.  a. 

8  Peinl.  Halsger.  Ordn.  Art.  107.  „Welcher  yor  Richter,  oder  Gericht  einen 
gelehrten  Meineid  schwört,  .  .  .  soll  auch  darzu  yerleumbt,  und  aller  Ehren  ent- 
setst  seyn**.  Art.  108.  „So  aber  einer  ein  ürphede,  mit  Sachen,  darum  er  das  Leben 
nicht  yerwürkt  hat ,  fürsetzlich  und  freyentlich  yerbreche ,  der  soll  als  ein  Mein- 
eidiger ,   mit  Abhauung   der  Hand  oder  Finger ,   und  andern ,   wie   im  nächst  ob- 

Y.  Schulte,  ReicbB-  u.  Rechtsgeaeh.    8.  Aufl.  29 


Die  ]^benburt.  451 

Seiten  des  Bechtslebens  einen  Einfluss  der  Genossenschaft^Standes- 
gleicliheit,  als  Folge  der  gleichen  Geburt,  der  Ebenburt.  Es  er- 
scheint das  Becht  als  ein  angeborenes,^  so  dass  gleiche  Bechte  alle 
haben,  sich  Genossen  sind,  die  gleicher  Geburt  ihren  Ursprung  danken. 
Hierzu  gehört  aber  dieselbe  Geburtsgleichheit  von  Vater  und  Mutter,^ 
^eil  nur  dadurch  keine  Mischung  des  Bluts  eintritt,  welche  dem  Kinde 
ungleiche  Eigenschaften  gibt.  Zwar  verlor  sich  mit  dem  Christenthume 
aUmälig  die  national -heidnische  Grundlage  der  Ebenbürtigkeit;  diese 
selbst  mit  ihren  Folgen  erhielt  sich  auf  der  politischen  Grundlage  der 
scharfen  Sonderung  verschiedener  Stande.  Zugleich  hatte  diese  Um- 
bildung den  Einfluss,  dass,  wie  in  früherer  Zeit  im  Allgemeinen  die 
Ebenburt  der  Freien  auch  dort  sich  vorfand,  wo  die  Mutter  einer  be- 
vorzugteren Klasse  (dem  Adel)  angehörte,  im  Mittelalter  die  Geburt  von 
einer  Mutter  aus  höherem  Stande  zwar  dem  Kinde  nicht  die  Ebenburt 
mit  der  Mutter  aber  die  Bechte  des  väterlichen  Standes  verlieh.^  Auch 
gab  der  höhere  politische  Stand  allein  nicht  die  Ebenburt  für  das 
Gebiet  des  Privatrechts.* 

II.  Im  Mittelalter  übte  die  Ebenbürtigkeit  im  öffentlichen  Bechte^ 
überall  Wirkungen,  wo  die  Stellung  der  Person  in  politischer  Beziehung 
oder  deren  physische  (Leib,  Leben)  oder  moralische  Existenz  (Ehre) 
in  Betracht  kam.  Davon  ist  aber  imzertrennlich  ihre  privatrechtliche 
Stellung.  Hieraus  erklärt  sich,  dass  die  Ehe  und  mit  ihr  die  Stellung 
in  der  Familie  das  Erbrecht  und  das  Eigen,  welches  regelmässig 
Erbe  ist,  wesentlich  durch  die  Sätze  der  Ebenbürtigkeit  geleitet  wurden. 
Je  mehr  sich  die  Ständeunterschiede  abschwächten  oder  doch  an  poli- 
tischer Bedeutung  verloren,  desto  mehr  sank  der  Einfluss  der  Eben- 
bürtigkeit; in  der  Neuzeit  hat  ihr  Begriff  und  Wesen  nur  noch  bei  den 
regierenden  Familien  und  bei  jenem  Stande  eine  volle  Bedeutung,  dem 
man  als  Ersatz  seiner  früheren  Standesgleichheit  die  Ebenbürtigkeit  mit 
den  heutigen  Souveränen  garantirt  hat  (die  s.  g.  Mediatisirten).  Als 
eine  zweite  Nachwirkung  erscheint  die  gesetzliche  Möghchkeit,  die  Eben- 
bürtigkeit mit  der  alten  Wirkung  (z.  B.  in  Familienfideicommissstiftungen 
u.  dgl.)  vorzubehalten. 


«  Ssp.  I.  16.  S.  1. 

•  Sap.  I.  51.  §.  3.  4.    Schwsp.  c.  67.  u   a.    Ungenoas,  Uebergenoss. 

♦  Bsp.  m.  72. 

»  Sap.  IL  12.  2  m   19  u.  a. 

6  Vgl.  §§.  84  ff,  110,  111  ff.,  129,  laO,  133  u.  a. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Beofate  «b  backen.* 

§.  143. 
I.  Charakter  des  Saclietirecbta. 

Gesobichte  des  Sachenrechtes  ist  getragen  von  mehreren  in 
Gntvicklong  des  deuteohen  Rechts  bedeutsam  auftretenden 
■  Dahin  gehört  einmal  die  Art  der  Ansiedlnng  und  Qe- 
Idung,  ■welche  vielfache  eigenthümhche  Erscheinungen  herbei- 
Verhindung  mit  ihr  der  überwiegende  Groasgrundbesits 
je,  welcher  durch  Verleihung  sich  auf  Kirchen  und  'weltliche 
[tflaDzeud  Grundlage  besonderer  Rechtsfonnen  für  das  Recht 
wurde.  Ein  ferneres  Moment  bildet  der  TTmetand,  dass  Öffent- 
privatea  Recht  mit  einander  verwachsen  'waren,  das  Öffentüche 
isten  FiÜlen  den  Charakter  eines  privaten  annahm.  Dies 
■wendig  dazu  fEihren,  den  Privatrechten  eine  feste  Grundlage 
Eine  solche  bietet  offenbar  der  Besits  unbeweglichen  Qnta. 
sofort  ersichtlich  das  Zurücktreten  und  die  geringere  Aus- 
Rechte  an  bew^Uchen  Sachen,  dahingegen  mit  der  Be- 
i  Gnindbeeitzee  für  das  öffentliche  Recht,  welches  sich  ■wirfc- 
durch  die  Verbindung  öffentlicher  Rechte  mit  dem  Grund  und 
I  ungleich  höhere  Ausbildung  der  Rechte  an  unbeweglichen 
cht  minder  erklärt  sich  aus  diesen  Momenten  das  Bestreben, 
Beziehungen  der  mzelnen  Personen  zu  einander,  soweit  diese 
im  natürlichen  Verhältnissen  beruhen,^  eine  dingliche  Grund- 
ten.   Aus  allem  dem  entstand  eine  bunte  Hbchung  von  ding- 


dr.  Stein    Die  Eahriokelnng  u.  Fortbildang   des   dentschsn  Sachen- 

r  Zeit  TOT  der  AuFnahme  d.  rSm.  Rechtes,  Erlang.  1867.    L.  RUckert 

^n    Ober    das  Sachenrocht    der  Rcchtsbflcher ,   zuaSchet   des  Sacbsen- 

izig  1860.     JoHU.  Wiecxorek  Doctrina  juris  Teteris  BazonJoi  de  rc- 

s.     Dias,    inaug.    Yratisl.    1863.     Bcbr    gut  sind  die  Bemerkungan  Ton 

bom  des  dout^cbea  Privatreohts  g§.  72  ff. 

ig.  9.,  12   num.  IT.  T.,  43.  num.  HI,,  50.,  54  ff. 

ittbarkeit,  Landetandacbaft,  Regie rungsrecbte,  Patronat  d.  dgl. 

BeBcbaffoDbcit  haben  nur  jene,  welche  ans  der  Ehe  herrorgelien  und 

ihr  besohl oBseii  liegen. 
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liehen  und  persönlichen  Rechten,  der  mannigfachsten  Yerbindungen  dfi^ 
Personen  mit  Sachen^  Zugleich  war  die  Möglichkeit  gegeben,  dass 
Qrund  und  Boden  je  nach  der  Person  des  Besitzers  einen  versohiedeneo 
juristischen  Charakter  annehmen  konnte^^  dass  sich  Bechte  mit  dem  Grund 
und  Boden  gewissennassen  verkörperten,  deren  Inhalt  an  sich  ein  rein 
persönlicher  Anspruch  bt.^ 

n.  Alle  diese  Momente  yerbunden  mit  dem  Umstände,  dass  erst 
durch  das  Aufblühen  Ton  Gewerbe  und  Handel  das  bewegliche  Gut  in 
den  Städten  im  Yergleiche  zu  dem  unbeweglichen  eim  grosse  Bedeutung 
gewann,  erklären,  dass  die  natürliche  Beschaffenheit  der  Sachen  und 
das  auf  dieser  beruhende  Yerhältniss  der  Personen  zu  denselben  in  den 
Yordergrund,  der  juristische  Charakter  des  Rechts  der  Person  auf  die 
Sache  in  den  Hintergrund  trat.  Die  Eigenschaft  der  Beweglichkeit 
und  TJnbeweglichkeit  scheidet  das  Sachenrecht  in  zwei  Hälften« 
Mit  diesem  Ausgangspunkte  und  der  heryorg^hobenen  Bedeutung  der 
liegenden  Habe  für  das  öffentliche  Rechtsgebiet  trat  von  selbst  der  Be- 
sitz, welcher  an  liegender  Habe  jederzeit  erkennbar  sein  kann,  als 
Grundlage  des  Rechts  an  Sachen  auf,  der  abstrakte  Begriff  der  recht* 
liehen  Herrschaft  dagegen  zurück.  Nicht  das  dominium,  sondern 
die  Eigenschaft  bildet  im  deutschen  Rechte  daj9  Charakteristischje; 
weil  die  letztere  dauernd  nur  beim  unbeweglichen  Gute  sich  erkennen 
lässt,  und  öffentlich  erkennbar  gemacht  werden  kann,  heisst  dies 
vorzugsweise  Eigen,  Eigenthum.  Aus  dieser  Beschaffenheit  des 
Sachenrechts  hat  sich  ein  Mangel  scharfer  Rechtsformen  ergeben, 
in  denen  das  Yerhältniss  zu  einer  Sache  sich  durch  blosse  juristische 
Function  fortsetzen  kann.  Die  einzelnen  Beziehungen  zu  den  Sachen 
und  die  Rechte  an  Sachen  gestalten  sich  nicht  zu  ebenso  vielen  Rechts- 
instituten, sondern  der  materielle  Charakter  des  Gegenstandes  verr 
bunden  mit  dem  Inhalte  des  Yerhältnisses  gibt  diesem  seine  Gestaltung.'' 


^  Lehenrecbt  —  Formen  des  Besitzes  der  Halbfreien,  Kolonat,  an  Bauern- 
gütern des  erblioben  und  nicbt  erblioben  Nutzungsrecbts. 

>  Bittergfiter,  adelige  Güter,  Bauerngüter,  stftdtiscbe  Grundstü,cke. 

*  Reallaeten,  Brbpaobt,  Zwangs-  und  Bannreobte  etc. 

^  So  ist  aucb  der  Besitz  an  Grundstücken  unter  gleichzeitiger  Yerbindliobkeit 
Iftbrlicher  Abgaben,  Dienste,  Ka,turalfrücbte  nicht  zu  einem  scharfen  Beohtsinstitute 
geworden,  so  dass  unter  Setzung  bestimmter  Bedingungen  Jemand  stets  und  noth- 
wendig  die  bestimmten  Beohte  erwarb ,  sondern  das  durchaus  Gleichmässige  war 
nur  das  Becht  zum  Besitze,  dessen  Inhalt  überall  verschieden  war.  Festere  Formen 
entwickalten  sich  durch  den  Einfluss  des  römischen  Bechts,  welchen  das  oanonische 
▼ermittelte. 
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dömpte,  der  Hausräth,  femer  die  Gerade,  Rade,  das  Heerge- 
räthe  und  Musteil. 

n.  Ihnen  gegenüber^  standen  die  unbeweglichen  Sachen,  das 
Eigen.  Eskannsein^  Eigen  im  engem  Sinne,  proprium,  propietas, 
Alode,  Erbe,  hereditas,  terra  salica,  terra,  terra  aviatica,  durch- 
slacht  eigen,  —  oder  Lehen,  Len,  Lehngut,  —  oder  Leibzucht. 

ni.  Je  nach  yerschiedenen  Merkmalen  oder  Gesichtspunkten  kann 
ein  Stück  als  fahrendes  oder  liegendes  Gut  erscheinen.^  So  gelten 
im  Mittelalter  Häuser^  und  auch  später  noch  oft  Alles,  was  die  Fackel 


triben  unde  getragen  mac,  unde  pfantschaft  swie  diu  gesohafen  ist,  Ter- 
wohrtez  golt  unde  Silber,  unde  allez  harnasch  unde  yederw&t  unde  gesohüze.*^  Im 
Bamberger  Stadtr.  (Gengier  Cod.  jur.  munic.  I.  121.)  „wagendes  orbe^. 
Halt  aus  Glossar,  col.  442. 

*  Ssp.  I.  31.  2.  „dar  nmme  ne  mach  nen  wif  irme  manne  nene  gaye  gcyen 
an  irme  egene,  nooh  an  irer  Tarende  haye.^ 

'  Bachsp.  I.  32.  „Nein  wif  ne  mach  ok  to  egene  behalden  Ire  liftucht, 
noch  ir  erTe  na  ireme  dode,  de  wile  man  dat  getügen  mach,  dat  it  ire  to  irme 
Hto  gegeTen  si.  Sprikt  se,  dat  it  ir  egen  si,  unde  wirt  se  dar  af  gewiset  mit 
rechte,  se  hcTet  beide  egen  unde  liftucht  dar  an  Terlorn."  —  III.  75.  III  76.  §.  3. 
,,Kimt  en  man  ene  wedewen,  die  egen  oder  len  oder  liftucht  oder  san  tins- 
g  n  t  heTet,  STat  so  he  in  deme  gude  mit  sinem  pluge  arbeidet,  stirft  sin  wif  er  der 
sat,  he  sal't  tuI  arbeiden  unde  seien  unde  afsniden,  unte  tins  oder  plege  sal  he 
dar  af  gOTen  jenen  uppe  den  it  gut  irsirft." 

Lex  Sal.  Tit.  LIX.  De  alodis.  LXXVH.  Ol.,  L.  Rip.  Tit.  LVL,  L.  Angl. 
et  Worin  Tit.  VI.,  L.  BajuT.  II.  o.  1.  §.  3.  Grimm  R.A  S.  492  f.  Ton  al  = 
totus  und  6d  =  bonnm,  al  —  eigen,  mere  proprium.  Bsp.  I.  6.  §.  1.  „Mit  sTel- 
keme  g^de  de  man  bestirft,  dat  het  allet  erTe.  §.2.  Stc  so  dat  erTe  nimt,  die 
sal  dar  recht  die  scult  gelden  also  Tom,  als  it  erTe  geweret  an  Tarender  haye/^  — 
Hamb.  Statuten  Ton  1497.  „So  we  syn  erTe,  dat  eme  nicht  angeeryetis, 
Terkopen  wil*'  .  .  .  Aeltestes  Soester  Stadtr.  §.  27.  „Potest  clericus.  aut  mulier. 
quelibet  mobilia,  uel  bona,  uel  donationes.  uel  oaduoa.  qne  Ratha  diountur,  in  iu- 
dicio  petere.  sine  proouratore.  sed  si  intersunt  mancipia.  uel  predium  fondale.  quod 
Tnlgo  dioitnr  Torfhaht  egen,  sine  procuratore  agere  non  potest^* 

^  Grimm  Weisthümer  I.  45.  Ans  der  Stäfner  (St&fa  am  Zfiricher  See)  Oef- 
nung  (16.  Jahrb.)  10.  „Aber  sprechen  sy,  das  komn  ligend  gut  ist,  byss  dass  es 
Tnder  die  wid  kumpt,  Tnd  Tin  ligend  gut  ist,  byss  das  er  Tunder  die  reiff  kumpt. 
Aber  sprechen  sy,  das  hüser  farend  gut  ist  gegen  den  fründen,  Tnd  ligend  gut  ist 
gegen  dem  Herren.^^ 

^  Sachsp.  m.  76.  §.  2.  „Hadde  aTor  die  Trowe  man  genomen;  unde  was 
he  to  ire  unde  to  den  kinderen  in  dat  ungetTeide  gut  geTaren ,  unde  stirft  denne 
dat  wif,  die  man  behalt  al  des  wItos  recht  in  der  Tarender  haTe,  sunder  dat 
gebu  unde  sunder  die  rade."  Tgl.  dazu  I.  20.  §.  2.  „STar  der  Trowen  die  stat 
nicht  nUa  mit  deme  gebu  als  ir  man  stirft,  binnen  ses  weken  na  dem  drittegesten 
sal  se  mit  dem  gebn  rumen,  so  dat  se  de  erde  nicht  ne  wunde.    Bü- 
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verzehrt,*  Früchte  bigireilen  auch  ao  lange  sie  stehen,  säa  fahrende  Habe^ 
dagegen  dingliche  Rechte  an  Qütem  (Grundzinsen,  Zehnten)  als 
i:« — j~   ;„j — 1,  jjg  einselne  Giebigkeit  als  fahrende.^ 

tm  Yerhältniaae  mehrerer  Sachen  zu  einander  schied  man 
Lter  Haupt-  und  Nebensachen.  Bald  ist  dieses  er- 
I  äusseren  Momenten,^  bald  namentUch  bei  G-nmdstüoketa 
neu,  dass  eine  bestimmte  Grösse  des  untheilbaren  Besitzes 
grisse  Theile  als  Pertinenzen,  nothvendige  ZnbehSrungeB 
"  Nicht  blos  Grundstücke  erscheinai  aber  als  Zube- 
■,  sondern  Tor  Allem  auch  Rechte  und  Gerechtsame  der 
Irt. 

1  liegenden  Güter  gehören  auch  die  Territorien  und  die 
>der  Alod  zustehenden  lloheitsrechte.  Darin  liegt  Aex 
die  privatrechtlichea  Grundsätze  auf  sie  in  mehrfacher 
idung  finden.  Vollends  war  dies  der  Fall  bei  jenen 
i  obrigkeitlichen  Rechten  verbundeiien  Gütern ,  welche 
ieit  hindurch  faktischen,  dann  rechtlich  nothwendigen 
tzers  einen  eigenen  Charakter  erhielten:  Rittergüter, 
ihnen  war  regelmässig  die  Patrimonialgewalt,   Land- 

«ne  n»  der  bare  köre  jeneme  des  de  etat  u ,  uode  ne  vril  bs'» 
•rol  np  graren  ,  deste  ae  die  erda  wed«r  evene."  —  Anders  in 
loh.  Itecht  von  1210  Art  243.  „So  wor  t/it  und  mm  bi  erer 
ben  wiohbelde —  in  hu  Ben  und  in  er  fea,  unde  de  dinge  also 

dst  en  da  hns  und  erre  stände  bliren  v«i  den  tins  and  appe 
,em  rftde,  und  daraa  deate  Tnune  sin  wlf  storre,  de  hns  «nd 
me  manne  bliven  Torendo  faave,  ghelic  domo  wicbbelde,  d«t  s« 
Zaricher  Recht  n.  59.  Kraut  Grundr.  $.  63. 
Faekel  Teriehrt,  ist  Fahrnise."  Oraf  RechUspriteh- 
taua  aioBSar.  col.  443. 

Iderr.  06.  „Tynse  n.  tegeden  in  den  dSrpen  j»  neue  Tarendo 
«  D.  nagelfaate  fH."  Nürsb.  Bef.  Bl.  64  b.  ^  werden  auob 
Veysat,  Früohte  u.  Nutiui^aD,  so  die  anf  bestimpte  u.  ersehine 

sein  D  a.  w.  für  farende  Hab  gehaltw." 
taten  26.  Z.  28.  (Kraut  g.  96.  d.  1.)  „We  en  hus  Torkoft  adcr 
r  aae  ie  erttaat  n.  neghelraat,  dat  hört  dar  U>,  it  en  st  ander» 
9.  u.  2.  3.  uiet-,  nagol-,  erd-,  mauerfeat  u.  Agl 
34.  %.  1.  ,r^ne  dee  riehtMee  orlof  mnt  en  man  sin  eigen  wol 
)lof,  deste  he'a  behalde  eOa  halre  hD*a  unde  ene  w»id, 
n  uppe  «enden  mege ;  dar  af  aal  he.  deme  riobtere  staea  rechten 

sich  deutlich  in  den  Traditionsarkundea.  Man  Tgl.  i.  B  die 
n.  11.,  77.  n.  6.  oitiTt^< 
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standschaft,  Patronat,  höherer  Gerichtsstand  verbunden.  Yielfach  im 
Zusammenhange  damit  war  das  Recht  zum  Erwerbe  bedingt  durch 
den  Erwerb  der  Angehörigkeit  an  das  Land  (Incolat,  Indigenat).  Um- 
gekehrt verlieh  der  Grundbesitz  oft  dieses  oder  war  Grundlage  für  dessen 
Erwerb.  Mit  der  veränderten  Yerfassung  ist  ziemlich  überall  die  Forde-^ 
rung  bestimmten  Standes  für  den  Erwerber  entfallen,  nicht  aber  auch 
jede  rechtliche  Wirkung  z.  B.  noch  Standschaft  in  Mecklenburg,  Ereis- 
standschaft  in  Preussen,  eigenes  Wahlrecht  für  den  landtaflichen  Grund- 
besitzer in  Oesterreioh,  eigener  Bealgerichtsstand  u.  s»  w. 

ni.  Besitz  und  Eigenthum.*    Gewere.** 

§.  145. 

1.   AUgemeines* 

I.  Schon  das  älteste  Becht  kennt  ein  ausschliessliches  Hecht  des 
Einzelnen  an  Sachen,  was  für  bewegliche  an  sich  keines  Beweises  be- 
darf, für  liegende  durch  unzweideutige  Quellen  und  die  Gesammtbe- 
trachtung  der  älteren  Zustände  erbracht  ist.*  Neben  ihm  erhielt  sich 
aber  durch  das  ganze  Mittelalter  bis  in  die  neuere  Zeit  und  bis  auf  die 
Gegenwart  ein  körperlich  ungetheiltes  gemeinsames  Gut  in  den  Mark- 


^Wilh.  Arnold  Geschiobte  des  Eigenthnms  in  den  dentsohen  Stftdten. 
Basel  1861.  8. 

**  Wilh.  Ed.  Albreoht  Die  Gewere,  als  Grundlage  des  filtern  deutsohen 
Sachenrechts,  Eönigsb.  1828.  E.  Th.  Gaupp  Kritische  Untersuchungen  über  die 
Gewere  des  deutschen  Rechts,  in  Zeitschr.  f.  D.  Recht.  I.  S.  86 — 143.,  CG.  Bruns 
Das  Recht  des  Besitzes  im  MA.  und  in  der  Gegenwart,  Tübingen  1848.  Y.  Absch. 
§.  40—46.  (S.  283  ff.),  G.  Sandhaas  Germanist.  Abhandlungen,  Giess.  1862.  (Zur 
Lehre  von  der  Uebertrafinng  dinglicher  Rechte  an  Grund  und  Boden  —  Ueber  das 
Wesen  der  Gewere  —  Ueber  die  Rechte  des  nächsten  Erben  bei  Verfügungen  über 
das  Grund  eigenthum  nach  älterem  deutschem  Sachenrechte.).  —  Ueber  die  Gewere 
in  den  deutschrechtl.  Quellen  des  Mittelalters  von  Gerber  in  Zeitschr.  f.  Oiyilr.  u. 
Proz.  N.  F.  Bd.  XI.  1854.  8.  1— Ö4.  Wieczorek  §.  3.  4.  Stobbe  Art.  Gewere 
in  Er  seh  und  Grub  er  Encyklopädie.  L.  Dunoker  Ueber  den  Quasibesitz  der 
auf  Grund  und  Boden  radicirten  eigenthümlich  deutschen  Rechte  und  den  possesso- 
rischen Schutz  derselben,  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  II.  H.  2.  S.  26 — 114.  Ho- 
meyer  Saohsensp.  II.  2.  402  ff.  (System  des  Lehnrechts  §.  30  ff.).  Andere  Schriften 
§.  143.  152.  163.  —  Andreas  Heusler  Die  Gewere.  Weimar  1872.  ist  mir  so  spät 
zugekommen,  dass  ich  dasselbe  nicht  mehr  benutzen  konnte.  Ich  bedauere  dies  um 
so  mehr,  als  H.  allen  bisherigen  Darstellungen  entgegen  tritt  und  treffliche  Forschungen 
bietet. 

^  §.  0.    Die  Bezeichnung  der  ältesten  Zeit  bei  Mar cuf  I.  30. 
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1  (§.  9.)  und  den  Gemeinden,  daa  bald  den 
mtem  YerhältniBse  zu  Nutzung  und  Eigenthum  ob- 
echt  der  Teräuasening  zustand,  bald  als  ein  Gut 
ne  dauernde  Zweckbestinimung  für  eine  beatinmite 
eder  einer  Gemeinde  oder  die  Gesammtbedürfnisse 
hne  dass  sich  ein  bestimnites  Einzelnrecht  am  Oute 

chiedenen  Arten  von  Bechten  an  Sachen  bat  das 
le  einzelnen  einen  festen  Begriff  technisch  ab- 
lungen.  In  den  lateinischen  Quellen  der  Iränkiechon 
44.)  lateinischen  Aufidriicke  gebraucht,  ohne  dass 
ibtliche  Begriff  beiwohnt.  Im  Mittelalter  wird  oft 
Gegenstandes  auch  für  daa  Recht  gebraucht,^  der 
er  mebt  umschrieben,  das  Wort  dominus,  berr 
Qr  das  Recht  an  Thieren  und  Knechten.^  Seit  dem 
ahrhunderte  wurde  der  Ausdruck  Eigenthum, 
genauer  Fcathaltnng  des  Moments,  wodurch  sich 
m  übrigen  Rechten  an  Sachen  unterscheidet,  eum 
Bezeichnung  der  vollen  rechtliches  Herrschaft  über 
«hältnisses  eines  solchen  Herrn  zu  der  seiner  recht- 


rsprunge  dieses  Begriffes  hängt  eng  znsammen 
ragung  auf  Rechte,'  sodann  die  Theilung  des  Eigen- 
.  144.  Dazu  Ssp.  n.  37.  g.  1.2.  Rieh  tat.  Landr.  c  25.  §.4. 
liuoB  willen  ener  vrowea  geg«TeD  weie  tu  lifgedioge,  nnde 

wäre  er  egen,  unde  hedde  se  it  in  erer  gewere,  sa  vrag, 
linge  des  Tulkomen  soolen,  dat  it  ir  egen  ei.  So  Tintme, 
baren  Trien  mannen  vallonkomen.  Kau  ee  des  nicht  ge- 
lt an  deme  eigene  beide  liftncht  unde  egen  scole 
ohne.*  c.  27.  §.  ].  ,Claget  en  uppe  gut  nndo  seoht  it  si 
it  it  si  Bin  egen,  nnde  hebbe  gi  beide  nene  gewere  da- 
In  ichC  neger  tu  behaldende  aist  dincs  eigenes  an  deme 
,  ]ene  aeg«r  behaltende  ai.  So  vintme  dn  siatea  neger. 
i^n  befaalden  aeoleat.  8o  Tintme  mit  drier  Reepen  tuge,' 
Sve  Bo  an  aime  lena,  oder  an  lifgedinge  Biner  mudei  oder 
^et  he  mut  die  egenlike  gewere  mit  ge«  Boepenbaren 
der  ime  wirt  dar  bnrst  an." 

I  frOher  abgedruckte  Stollen.  Im  üebrigen  geht  dorainuB 
I  Öffentlich  rechtliche  Stellung  des  Herrachern.     Siehe  i.  B. 

den  latetnisohen  Urkunden  dea  Hittelalters  wird  dominium, 
im  rOmiachrechtliahen  Sinne  gebranoht. 
.  Grdr.  g.  73.    Den  TJebergang  bildet  das  oanonisohe  Recht, 


Besitz  und  Eigentham.    Gewere.  459 

ihumsrechtes  in  seine  bei  verschiedenen  Personen  möglicherweise  getrennt 
vorhandenen  BeAignisse,  woraus  sich  in  Anlehnung  an  römischrechtliche 
Bezeichnungen^  der  Begriff  eines  s.  g.  getheilten  Eigenthums® 
gebildet  hat,  der  allerdings  für  den  heutigen  dem  römischen  Rechte  ent- 
sprechenden Ausdruck  Eigenthum  nicht  passend  ist.  Endlich  kann,  wenn 
man  die  blosse  Eigenschaft  als  Massstab  annimmt,  dieselbe  Sache 
Mehreren  so  gehören,  dass  sie  gesammt,  zu  gesammter  Hand  als  ihre 
Eigenthümer  erscheinen,  obwohl  unter  Zugrundelegung  des  römischen 
Begriffes  kein  s.  g.  Gesammteigenthum  vorliegt,  sondern  die  be- 
treffenden Bechtsverhältnisse  sich,  in  verschiedene  Rechte  auflösen.'^ 

rV.  Als  die  Haupteigenthümlichkeit  des  deutschen  Rechts,  welche 
zwar  mit  der  vollendeten  Reception  des  römischen  vielfach  modifizirt, 
jedoch  nicht  ganz  aufgehoben  ist  und  noch  im  heutigen  Rechte  Wir- 
kungen äussert,^  erscheint  das  Vorwiegen  des  Habens  einer  Sache, 


welches  eine  proprietas,  in  deren  Begriff  es  genan  dem  deutschen  Rechte  Beinen 
Inhalt  entlehnt,  bei  allen  Rechten  annimmt,  welche  mit  dem  Besitze  einer  Sache 
verbunden  sind  oder  direct  gegen  eine  Sache  ausgeübt  werden  können  oder  endlich 
zur  Ausübung  den  Besitz  einer  Sache  fordern  oder  selbst  eine  quasi  possessio  zu- 
lassen. Meine  Quellen  des  kath.  Kirch enr.  (Elirchenr.  Bd.  1.)  S.  225  ff.,  mein 
System  des  Eirchenr.  (Bd.  11.)  S.  487  f. 

^  Glossa  ad  I.  1.  2.  D.  de  bonor.  poss.  37.  1.  „Bonorum  possessio  tribuit  do- 
minium sc.  utile,  nam  directum  solus  heres  hebet.  Non  autem  (bonorum  pos- 
sessores)  yere  sunt  heredes,  unde  non  habent  petitionem  hereditatis  directam  sed 
utilem.**  Gloss.  ad  1.  3-  D.  de  usurpat.  (41.  3.).  ,,Kon  solum  usucapione  quaeritur 
dominium,  quod  secundum  omnes  constat;  sed  etiam  praescriptione,  quod  Martinas 
ooncessit.  Sed  Bulgarus  dixit,  principaliter  quaeri  exceptionism ,  secundario  utile 
dominium.  —  Patet  ergo  quod  hoc  yerbum  dominii  dirersimodo  accipitur  pro 
directo  et  utili.  Accurs.' 

^Matthaeus  de  Afflictis  in  Gomment.  in  feudor.  usu.  1329.  p.  416.  a. 
Nr.  3.  „Et  scias,  quod  triplez  est  dominium:  videlicet  directum,  utile,  et  do- 
minium utile  subalternatum,  quod  subalternatur  directo,  et  istud  habent 
feudatarii  et  emphyteutae.''  Alrarottus  de  feud.  Prooem.:  „notandum 
insuper,  quod  habemus  sex  contractus,  ex  quibus  transfertur  dominium  rei  retento 
dominio  directo,  quorum  quilibet  habet  nomina  diversa,  nempe  contractus  su- 
perfioiarius,  locationis  ad  longum  tempus,  emphyteuticarius ,  libellarius,  precarius, 
feudaüs.'*  Dunoker  Heber  dominium  directum  und  utile  in  Zeitschr.  f.  d.  R.  II. 
BL  I.  S.  177  ff. 

f  Num.  I.  dieses  §.  Kraut  §.76.  L.  Duncker  Das  Gesammteigenthum,  Marb. 
1843.  Für  die  Natur  des  Rechts  der  Gesammthänder  beim  Lehen  Homeyor 
im  System  des  Lehnrechts  §.  46.  (Saohsp.  11.  2.  461 — 464.).  Stobbe  Miteigen- 
thum  und  gesammte  Hand  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  IT.  207  ff. 

B  Besonders   in  Betreff  der   Folgen   der  EinTerleibnng  in  die  Öffent- 
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des  Besitzens  derselben,  kurz  des  tbatsäohlidien  YerhStnisses,  in 
asad  zu  einer  Sache  steht.  Da  sich  in  diesem  die  Binwir- 
lie  Sache  scharf  ausprägen  und  daher  Terschieden  erschemen 
runde,  auf  welchem  das  TerhältnisB  selbst  ruhet,  da  femei 
l>eifuhnmg  jenes  Yerbältnissee  so  feste  und  bezeichnende 
iwendet  wurden,  dass  die  beabsichtigte  Folge  keinem  Zweifel 
war  kein  Bedürfnisa  vorhanden,  an  die  Stelle  der  dieaes 
iliche  Yerhältnisa  bezeichnenden  Ausdrücke  solche  den  rein 
griff  des  Rechts  an  der  Sache  im  scharfen  Gegensätze 
sen  Innehaben  derselben  beziehende  zu  setzen.  Die 
lältnbse  zu  Sachen  vom  blossen  faktischen  Innehaben  selbst 
bis  zum  Rechte  an  einer  Sache  auf  Grund  eines  Rechts, 
Q  Dritten  völlig  auaschliesst  und  demnach  die  vollkommene 
srrschaft  über  eine  Sache  gibt,  anwendbare  ganz  allgemeine 
i8tTestitura,Testitio,giwerida,  geweri,  Gewere, 
ausdrücken  durch  den  Ursprung  des  Yerbältnisses 
tniss  Bur  Bache  ab  das  hervorstechende  Moment  bezeich- 


ler,  welche  als  Beweis  des  „Beeitztitela"  nnd  „BeBitiee"   auf 
orluBt  TOD  dar  entschiedensten  Wirkung  ist. 

t,  giweridoi  entspricht  genau  demWorto  inrestitnra.  Das  ahd. 
I  ist  gleich  dem  goth  vasjan  ^  Testire.  Ea  drfickt  die  BinkLei- 
Besitz  ans,  der  antretende  Besitzer  wird  Testitus.  Qrimm  B.A. 
Hap.  Lud.  F.  a.  817  oder  Anseg.  IT.  18  Leg.  I.  361.  steht  es  mit 
Schlosse  des  9.  oder  Anfange  des  10.  Jahrb.  datirenden  deutschen 
„8i  quis  res  snaa  pro  salnte  animae  snae  rel  ad  aliquem  Teuerabilem 
pinquo  SSO,  Tel  cnilibet  alteri  tradera  Toluerit,  et  eo  tempore  intia 
im  Aierit,  in  quo  res  illae  positae  sunt,  legitimam  traditionem 
Quod  si  eodem  tempore,  qno  illa*  tradete  vnlt,  extra  eondem  comi- 
d  est  siTc  in  exeroitn  sire  in  palatio  siTs  in  alio  quolibet  loco  edhi- 
ie  suis  pageusibns,  Tel  de  alüa  qui  eadem  lege  Tivant  qua  ipse  titU, 
;  Tel  si  illoi  habere  non  potuerit,  tuoo  de  aliis  qualee  ibi  meliores 
,  et  coram  eis  rerum  suarum  traditjonem  faciat,  et  fideinssoree 
lonet  ei,  qui  illam  traditionem  accipit,  ut  Testitnram  faoiat. 
laec  traditio  ita  facta  fnerit,  heres  illins  nullan  de  praedicUs  rebus 
repetitionom.  Insuper  et  ipse  per  ae  fidejussiooem  faoiat  einaden 
heredi  ulla  oocasio  remaneat  hanc  traditionem  inmittandi,  eed  poUnt 
mbat  illam  perficiendi,"  Testitora  wird  in  der  deutschen  üeber- 
nit  geweri  gegeben.  Trad  Fuldens.  I.  91.  „it«m  teste»,  qni  vea- 
eront."  I.  92.  „et  iati  sunt  testea,  qui  hoc  audiernnt  et  Tidenint  g  i- 
Cap.  a.  817  c.  2.  „Yolumus  —  ut  de  his  libertatibua  et  rebus  red- 
1  noitra  Testitura  sunt,  —  inquiratur."    Oap.  Wormnt.  a.  829  c  8. 
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§.  146. 

2»   Arten  der  Gewere. 

I.  Das  ättflserlich  durch  die  Yornahme  eines  die  Befngniss  zur  Ein- 
mrkung  auf  die  Sache  bekundenden  Aktes  sichtbar  gewordene  Verhält- 
nise*  der  Qewere  tritt  ganz  besonders  hervor  bei  den  unbeweglichen 
Sachen.  Dies  erklärt  sich  leicht  aus  deren  Bedeutung  sowie  aus  der 
bezüglich  ihrer  Torzugsweise  festzustellenden  Sicherheit  der  Yerhälinisse. 
Weil  dadurch  eine  feste  Form  des  Erwerbes  von  G-rundeigenthum  seit 
den  ältesten  Zeiten  hergebracht  wurde  (§.  148.),  so  war  es  schwer,  dass 
bei  den  stabilen  Yerhältnissen  der  älteren  Zeit  ein  anderer  als  ein 
rechtmässig  erworbener  Besitz  vorkam,  so  dass  überiiaupt  nur 
dieser  als  eiu  im  Rechte  anerkanntes  Yerhältniss  auftrat.  Es  lag  weiter 
in  den  Zuständen  der  ältesten  Zeit,  dass  alle  Freien  Grundbesitz  hatten, 
den  sie  entweder  selbst  oder  durch  ihre  Leute  bewirthschaften  Hessen. 
Der  Stand  der  unfreien  Person  bewirkte  somit  von  selbst,  dass  ihr  Inne- 
haben, Besitzen  von  Grundstücken  keine  Yermuthung  des  Eigenthums 
herbeiführte-,  der  Besitz  einer  unfreien  Person  konnte  auch  nur  durch 
den  Herrn  mit  Erfolg  geschützt  werden.  Darin  liegt  der  Grund,  dass 
die  ältesten  Quellen  nur  von  einer  vestitura  bei  dem  TJebergange  von 
Grundstücken  zu  Eigenthume  reden  und  vestitura  mit    rechtmässigem 


„De  Testitura  triginta  annoraniy  sire  de  rebus  ecolesiae,  quae  —  per  triginta  annos 
possosae  sunt.'*  Oap.  a.  819  o.  6.  ^^Yestitura  domni  et  geaitoris  nostri  eo  modo 
Tolumus  nt  teneatur,  ubicumque  esse  dicitur,  ut  prius  diligentissima  iiiTestigatioiie 
perquiratur.  Et  si  invenitur  esse  justa  et  legitima,  tunc  yestitura  dicatur ;  nam  aliter 
ne  yestitura  nominari  debet,  siye  sit  in  ecclesiastiois,  siye  in  platinis  rebus.  —  o.  8. 
De  rebus  unde  domnus  Oarolus  imperator  legitimam  yestituram  habuit  eto."  Mit 
den  im  §.  9  aus  Caesar  de  belle  gall.  Vi.  22.  und  Tacitus  Germ.  o.  26  ab- 
gedruckten Stellen  bringen  die  Gewere  in  Verbindung  Stein  Entw.  d.  deutschen 
Sachenr.  S.  48  Note  87  und  Wieczorek  1.  c.  p.  9  nota  8. ;  sie  erklären  demgemäss 
gewere  als  ursprünglich  die  Bedeutung  tragend  des  Hauses  und  Hofraumes, 
welchen  die  Einzelnen  als  eigenthümlich  besassen,  solange  die  Aecker  ungetheilten 
Eigenthums  waren.  Kachdem  dann  der  Priyatbesitz  allgemein  geworden,  habe  man 
auch  das  dem  alten  conforme  Recht  an  den  Aeckem  u.  s.  w.  gewere  genannt. 
Nach  Grimm  R.  A.  p.  505  bedeutet  allerdings  were  das  Priyatbesitzthum 
im  Gegensatz  zur  Mark,  heisst  ein  in  der  Mark  Eingesessener  gewerter  (diese 
konnten  sein  ynlwarige,  halfwarige  =  yulspennige,  halfspennige)  im  Gegensatze  der 
unwerigen.    In  der  That  erklären  sich  hieraus  die  Bedeutungen  des  "Wortes. 

1  Dass  dieses  dem  Worte  zu  Grunde  liege,  zeigen  die  im  yorherg.  §.  n.  9.  an- 
gefahrten Stellen  deutlich,  nach  denen  der  Ausdruck  für  die  Folge  (yestitura) 
zusammenfällt  mit  dem  für  den  Grund  (sala,  traditio). 


itrMhta.  n.  Kap.  §.  140. 

lome  idendsch  ist  (§.  145.  N.  9.).  Mit 
LS  von  Grundstücken  auch  an.  Freie  ala 
'ofiir  man  sich  derselben  Fonnen  bediente, 
ommen,  die  Yestitur  mit  mehrfachem  In- 
as Eigeuthum  oder  das  berechtigte 
in  hervortrat.  Damit  aber  war  nur  ein 
reinen  Besitzverhältnisaee  überhaupt  im 
md  eines  Rechts,  oder  dem  Eigenthuma- 
körperlichen  Besitzes,  der  thatsäcblichen 
iche.  Je  mehr  Formen  sich  für  den  Be- 
esto  bedeutender  musste  diese  Entwick- 

rida,  warandia)  bezeichnet: 

iktiscbe  Yerhältnisa  zu   emer  Sache,   die 

ben,  die  Qewahrsam.^  Diese  Qevere, 


den  RechtabSohem  des  Hittelelters,  Tor  Allem 
Element:  a)  im  Sinne  Ton  Testitura  (S-  140 
ibibere,  defendere,  davon  wäre,  mnnitio,  ein 
c)  wSrn,  praestare,  davon  «Sre,  gewSre 
in  (wovon  garantir  franz.,  Warrant  eng).). 
Register  ca  BacbBp.  I.  8.  3S6  ft  Albrecbt 
raoh  n.  Gruber  v.  Gewere  §.  6.  Das  Wort 
den  mannigfaltigsten  Bedeutungen  vor.  Ueber 
nkOuig  FranzSsiaobe  Staats-  and Reohtageaob. 
flandrische  Deu.  Flaudr.  Rechtsgesehicbte  IIL 

sp.  c.  164.  ünrecbtmSsBige  Qewere  Ssp. 
,Virt  aver  en  man  beklaget  umme  roflike 
dat  bewisen  mach,  nnde  wirt  die  richtere  mit 
Lchtere  aal  volgeu  to  hant,  unde  richten  deme 
n  rovere  nnde  over  sine  unrechten  volleat  aller 
iweldigen  «iner  gewere,  of  it  jene,  nppe 
adet  mit  reolite."  Schwap.  c.  362  W.  —  Dieae 
leht.  SScbB.  Lehar.  art.  38.  g.  3.  ,J.eneB  ge- 
1  ane  die  vDD'me  lierren  belent  is.  Gemener 
Iden  man  an  sime  rechte."  g.  4.  Man  ne  aal 
,  ai  ne  si  imo  afgewunnon  mit  rechte  "  —  39. 
ihte  rerdelt  wert  oder  he't  up  let,  die  aal 

die  man  sime  berren  beaaken  binnen  der 
>ten  hebbe,  dam  he  sin  unaault  dar  to  duD.  Of 
n  liet,  in  jenea  antwerde  de't  dar  gelaten  he- 
10  ne  maoh  he  nene  unscult  dar  vore  dun  jene 
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abgesehen  von  jedem  Rechte  auf  sie  und  von  dem  Erforderniss  des  animus 
domini,  ist  schon  einmal  dadurch  nicht  ohne  Bedeutung,  dass  sie  in  der 
Bechtsanschauung  sich  als  etwas  Ton  dem  Besitzrechte  Ge- 
sondertes darstellt.  Dies  hat  die  Folgen:  a)  dass  im  Gerichte  der, 
welcher  die  Gewere  hat,  näher  ist,  die  Sache  zu  behalten,  also  den  Yor- 
theil  des  Beweises;^  b)  dass  keine  Gewere  mit  Gewalt  genommen,  son- 
dern nur  durch  den  Richter  aberkannt  werden  konnte.^  Ein  eigent- 
liches Schutzmittel  für  das  Besitzrecht^  kennt  das  Recht 
nicht,  obwohl  die  gewaltsame  Entsetzung  aus  der  Gewere  ebenso  yer- 
boten  war,  als  deren  Wiedererlangung  durch  den  Richter  Folge  einer 
Klage  auf  hanthafte  That  wegen  Raubes  sein  konnte.*^  Aus  diesem 
Grunde  drang  bis  ins  13.  Jahrb.  selbst  der  gewaltsame  Entsetzer,  dem 
das  Recht  auf  die  Gewere  zur  Seite  stand,  durch  gegen  den  schwächeren 
Inhaber.^  Mit  den  kräftigeren  Massregeln  ztun  Schutze  des  Landfriedens, 
welche  nothwendig  die  Beschränkung  der  Eigenmacht  zur  Folge  hatten, 
kam  auf  der  Grundlage  des  canonischen  Rechts  ein  Rechtsmittel  zur 
Wiedererlangung  der  Gewere  auf.^   Indessen  auch  dieses  ist  kein  civiles 


de^t  dar  gelaten  hevet/  53.  art  62.  §.  1.,  art.  75.  §.  2.  „Lenes  geweren  mat 
man  getügen  mit  ses  mannen  des  herren.  Ene  blote  gewere  getüget  en  man 
selTe  serede  mit  unbescul denen  lüden  an  irme  rechte,  svie  sie  sin.**  Richtsteig 
Landr.  (Homeyer  Register  u.  d.  W.  Were)  c.  20.  a.  S*  2.  „gut,  dat  he  in  rechter 
h  ebb  ende  were  heft**,  c.  26.  §.  4.  „na  deme  dat  ic  dat  gut  in  minen  h  ebb  en- 
den weren  hebe."  c.  27.  §.  1.  cap.  26.  §.  4.  „wo  dat  gut  in  sine  were  komen  si 
.  .  .  wo  he  de  were  tugen  scole."  u.  s.  w.  Richts.  Lehnr.  o.  15.  §.  8.  Kraut 
§.68. 

^  Ssp.  II.  36.  8.  Der  blosse  Besitz  gibt  diesen  Yortheil  nur,  wenn  er  unter- 
stützt wird  durch  das  Recht  zum  Besitze,  das  gleich  stark  oder  stärker  ist  als  das 
des  Gegners.  Ssp.  I.  15.  1.  I.  20.  7.  Feber  den  Beweis  der  Gewere  durch  die 
Umsassen,  welcher  nur  einen  processualen  Zweck  hat,  siehe  z  B.  Rieht  st.  Landr. 
cap.  26.  und  Ssp   II.  24.  §.  2. 

&  Treuga  Henr.  1230.  Ssp.  11.  24.  II.  86.  §  8.  II.  70.  „Man  ne  sal  niemanne 
•wisen  Ton  sime  gude,  dat  he  in  gewere  heret,  ime  ne  werde  die  gewere  mit 
rechte  afgewunnen.**    III  32.  §.  6. 

^  Das  (n   4.)  Beweisen  des  Besitzes  hat  nur  für  den  Rechtsstreit  Bedeutung. 

^  Das  ist  o£fenbar  der  Gesichtspunkt  von  Ssp.  IL  26.,  Schwzp.  c.  362  W. 

B  Das  bezeugt  gerade  der  Ssp.  IL  25.  §.  1. 

^  Rud.  I.  Curia  Ratisbon.  const   pac.  gen.  c   4.  (Leg.  II.  p.  427.)  „Wir  setzen 

swa  ein  man  den  anderen  ansprich  et :    er  hab  in   eines  guts  entwert  mit  ge- 

walt  an  reht;   mag    der   chlager   daz    bringen   mit   zwein   der  nahsten  und  der 

besten   in   der  pfarre,    daz  er  in  entwert  hat  mit  gewalt  an  reht;  den  sol  man  in 

.sin  gewer  als  lang  setzen  als  lang.e  als  ez  im  auzen  gewesen  ist;  und 
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Mittel  zum  Schatze  oder  zur  Erlangung  dee  Beaitsee ;  solohe  kamen  &eat 
3 — L  j:.  k — lune  der  im  oanonlschen  Hechte  geschaffenen  Rechtgmittel 
it  der  Erriohtung  des  Keichskammergeriohts  entsehiedea 
te  Wirkung  ist  c)  die  N'othivendigkeit  des  EJrwerbs  dw 
rwarbe  des  Eigenthnms,  Lehens  u.  b.  v.'" 
cht  auf  die  Qevere  im  ersten  Sinne,  das  Besitzreoht 
),  welches  regelmässig  mit  dem  Besitze  selbst  verbunden 
htmässiger  Besitz,  Besitzrecbt  und  Recht  an  der  Sache  in 
rscheinung  und  im  Ausdrucke  zusammenfällt."  Ein  Be- 
hne  die  Oetvere  erworben  und  übertragen  werden  könnte, 
iren  Quellen  nicht  Hieran  hielt  man  bei  beweglichen 
dass  hier  Besitz  und  Beeitzrecht  zusammenfällt."  Wohl 
ie  die  beiden  Momente  so,  dass  der  Terlust  des  Faktums 
des  Rechts  herbeiführt.  Wer  deshalb  den  körperlichen 
hatte,  konnte  ihn  nicht  nur  mit  einer  Klage  auf  sein 
älben  gestützt  wieder  fordern,  sondern  auch  wer  des  Eot- 
aohfolger  war,  hatte  das  Elagrecht,  wenn  jener  entweder 


tarnt  phBDt  geben  dem  rihter  ze  wsndel,  nnd  boI  im  den  schaden 

lehnr.  arl  11,  %.  1.  „Svelk  gat  en  man  an  sinea  geweren  nicht 
e  nicht  bewiset  n'ia  deme  ne  mach  he  nicht  Tolgen  an  enra 
looh  erveo  an  ainen  ionen.  Svelk  gut  man  a*er  nimt  mit  gewalt 
Ie  he  dat  irrolget  mit  rechter  klage,  dat  gnt  erft  he  an 

,  of  he  dCT  rechten  klage  getüohhsTet."   Sowäb.  Lehnr. 

1.  §.  1.  n.  24.  §.  1.  IL  70.  [.  31.  §.  2.  „Brenne  en  man  wif  nimt, 
)  gewere  al  tr  gut  to  rechter  Tormuntsoap;  dar  nmme  ne 
ne  manne  nene  gare  garen  an  irme  eg'cue,  noch  an  ihrer  varsnde 
'en  rechten  arreu  mede  Teme  na  irme  dode;  wende  die  man  ne 
res  gude  nene  andere  were  gewinnen,  wen  also  he  tc  dem 
tvieng  in  Tormantsoap."  n.  U.  §.  8.  II.  48  g.  1.  ni.  82.  §.  2. 
Jachen  kennt  dag  Recht  wegen  der  Noth wendigkeit  dea  Beeitzea 
am  einer  einzigen  Person,  weshalb  Ssp.  III.  6.  §.  1.  dem 
jre  und  das  Klagrecht  läset,  wenn  der  Knecht  die  Sache  ent- 
die  Ausnahme  bei  der  morgengabe  s.  Krant  Tcrmnndsohaft 

st  Sps.  U.  60.  g.  1  deutlich,  indem  er  dem,  welober  die  Qewere 
nur  eine  persGnlicbo  Klage  luspricbt  Vgl.  unten  §.  153.  Note  9. 
23.  31.,  Delbrück  die  dingliche  Klage  g.  11  nehmen  auch  an 
I  faktischen  Besitte  unabhängige  juriatisobe  Oewere  an. 
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die  Klage  Bohon  angestellt  hatte  oder  dem  Nachfolger  aus  eigenem 
Rechte  (Erbrechte)  die  Frist  lief.^^  Je  nach  dem  Grunde  des  Besitz- 
rechtes  haben  die  Quellen  f&r  diese  Gewere  einzelne  technische  Bezeich- 
nungen, nemlich  lediglich  e,^*  ei  genlich  e,^^  gern  eine  (gememsame)^^ 
Gewere. 

m.  So  ist  der  Ausdruck  von  selbst  zur  Bezeichnung  des  Ei  gen - 
thums  wie  des  Rechts  an  fremden  Sachen^''  fähig  geworden  und 
konnte  dieses  andeuten,  obwohl  er  quellenmässig  nur  das  Besitzrecht  auf 
Ghrund  des  Eigenthums,  Lehens,  Zinsrechts  u.  s.  w.  bedeutet  Zugleich 
war  mit  ihm  die  oben  dargestellte  Auffassung  des  Eigenthums  in  ein 
nutzbares  und  direktes  durch  die  Trennung  des  Besitzrechtes  in  der 


«>  Sachsensp.  IL  44  §.  1.  Sftohs.  Lehnr.  art.  11  §.  1.  Sohws.  o.  22  W. 
^Wil  er  imz  aber  gar  State  maohen,  sd  sexe  im  einen  zins  dar  Ü2.  dft  mit  hftt 
er  die  gewer,  unde  mac  das  guot  niht  yerliesen  mit  rehte/'  —  Schw.  Lehnr.  art. 
77.  L.  „Ob  der  herre  dem  man  Bin  guot  verteilt  mit  Tnrehte,  da  der  man  niat  ze- 
gegen  ist.  ynd  den  clager  wiset  yf  daz  gnot.  ynd  im  die  gewer  antwiortet.  daz 
schadet  ienem  niut  er  habe  sine  gewer  fior  sich.^*  art  96.  ,JLehen  satzTnge  ist 
weder  lehen  noh  satzmge.  lehen  ane  gewer  ist  nit  lehen.  gewer  ane  lehen 
is  nit  lehen.  Swem  man  sine  gewer  mit  gewalte  nimt.  der  yerlivset  weder 
gewer  noch  lehen.  dem  man  ooh  stn  lehen  mit  gewalt  nimt.  der  TerÜTset  och 
weder  lehen  noh  gewer .*^  —  Altes  Culm.  Recht  4.,  25.  (Kraut  $.68.  n.  26)  „so 
aal  der  man  synen  tzjns  behalden  als  her  den  in  der  gewere  hat  an  deme 
yerkouften  erbe.^'  —  Bair.  Landr.  art.  106.  (das.  n.  23).  „War  aber  ob  yeman 
ains  aigens  sezze  pej  nutz  u.  gewer  und  würd  er  des  entwert  mit  herrenbrief, 
oder  yon  welherlaj  saohe  oder  —  gewalt  das  geschehe,  daz  sol  dem  unschedlich 
sein  an  seiner  gewer ;  so  sol  er  stien  in  allen  dem  rechten,  alz  des  tags,  da  er  sein 
entwert  ward.** 

^  Sachsp.  L  84.  §.  2,  IL  67.  „AI  sie  en  gut  manges  mannes,  also  dat  dat 
en  yon  dem  anderen  hebbe,  swat  so  man  up  deme  gude  dut,  dat  sal  man  beteren 
deme  dio't  in  ledichliken  geweren  heyet,  unde  anders  nemanne.**  Schws. 
c.  180  W.  „Unde  ist  daz  ein  man  stn  guet  von  einem  andern  hftt ,  swer  an  dem 
guote  freyelt,  der  sol  dem  bezem,  der  ez  mit  nuze  in  lediger  gewer  hftt.*'  Für 
das  Yerstftndniss  dieser  sehr  yerschioden  aufgefassten  Gewere  sind  wichtig  die 
Stellen  Säohs.  Lehnr.  14.  §.1.,  Bichtst.Landr.  26.  am  Ende,  Schwab.  Lehnr. 
0.  29.  L. 

*A  Sachsp.  n.  44.  §.  8.  Dass  hier  Eigenthum  gemeint  ist,  geht  besonders 
aus  Bichtst.  Landr.  c  25  $.  6  heryor.    Gleich  Schwabsp.  c.  211.  L.  873  W. 

^*  SAchs.  Lehnr.  art.  85.  §.  2.  „Byar  ayer  die  yader  unde  die  kindere  ene 
gemene  unde  ene  geliko  gewere  hebbet  an  enem  gude,  die  kindere  behaldet 
des  yader  gut  na  des  yader  dode ,  of  sie  die  lenunge  getüget  daran  jegen  iren 
herren  binnen  irer  jartale.**    Schw.  Lehnr.  art.  64  L. 

"  Ausser  den  angeführten  Stellen  Kraut  §§.  67—69.  Diesen  Punkt  führt 
aus  Duncker  in  Zeitschr.  f.  d.  B.  28  ff. 

▼.  Sohalte,  Beichs-  u.  Rechtsgescb.  8.  Aufl.  gQ 


Jeaoh.  d.  Privatrechti,  n.  Kap.  8.  147. 

mit  dem  ToUen  und  ausschliesalichen  Nntznnge-  und 
OH  dem  blossen  Sigen  erklärlich.  Eine  nothwendige 
massigen  Begriffes  von  Gewere  ist,  daas  wohl  Eigen- 
nicht  aber  Eigentbumsgewere  neben  der 
ts',  Lehna-,  Zinsguts*,  Ffandbesitzers-G-ewere  a.  dgL) 

ire  mueste  ala  eine  voraflgliche,  ja  als  die  Gewere 
anf  einem  der  dem  älteren  Rechte  rorzugsweiae  be- 
ätel  beruhte  (geriohthche  Uebertragung,  Erbrecht).*' 

8.   Erwerb  nsd  Terlut  Ata  Klcenthmm*. 
§.  147. 

»■  An  8scbeii  in  NiaUMiilH  Oawai*. 

n  bebauten  eigenen  Boden  erwarb  man  za  Eigen- 
Üchte  aus  fremdem  Boden,  sobald  die  dazu  nöthige 
wenn  man  an  ihm  das  Hecht  der  Nutzung  besass,* 

76.  S.  Richtet  Ldr.  c.  25.  %.  4.  c.  26.  S- 1-  Sp«.  n.  44  §.  8. 
§.  1.  Schwa.  c.  22.  BcbwB.  Lehnr.  art.  96. 
liir,  dase  nur  die  geriobtliDhen  und  ein  gegenwärtige«  Beiitt- 
s  aaf  Immobilien  Oewere  hiesBen.  Die  Stellen  der  Note  18. 
oh  Die  Lehre  tod  dM  Frucht  nach  den  f^emeinen  in  Dentieh- 
n.  Leipzig  1848.  Th.  2  S.  270  B.  -  Baohsp.  n.  58.  $.  1 
erren  ne  haTet  na  aime  dode ,  ave  sin  eive  ia  na  lantrechte, 
denede  gnt  in  deme  lene.  —  §.  2.  Nu  Tememet  wen  it 
iDte  bartolomeua  dage  ia  allerhande  tina  nnde  plegs  verdenet. 
^  ia  die  lemmer  tegede  Terdenet.  To  wortmiaaen  die  genae 
Dnea  dage  allerhande  rleiioh  tegede,  dar  man  mit  penningen 
)set,  ewar  man  aver  ine  niobt  ne  loset,  dar  ia  he  Terdenet, 
ert.  In  aente  marurreten  dage  al  koni  tegede.  Srat  arer  er 
1  ia  die  tegede  verdenet.  ^  In  aent«  urbanns  dage  ain  win- 
len  tegoden  Terdenet.  Des  manuea  aat,  die  he  mit  aime 
irdenet,  ala  die  egede  dar  orer  gat;  nnde  die  gärde, 
geharket  ia.  —  Cteld  Ton  molen  unde  von  tolne  nnde  Ton 
irden  ia  Terdenet,  svene  die  tina  dsoh  knmt,  die  ime 
a  is."  —  III.  76.  S-  3.;  g.  4.  „Stirft  aier  die  Trowe  na  der 
lant  began  hevet,  die. aat  ia  ifea  mannes,  nnde  ha  n'ia 
htiob  af  to  goldene  plage  noch  tina,  dar  aie  nen  tinagelde  af 
ok  tinsea  oder'plege  in  der  Trowen  gnde  was,  dar  man  ire 
aie  na  den  reohtea  tinadagen,  dat  gut  ia  dea  mannei  Tor- 
rven  weaen  Bolde,  of  sie  ane  man  were."  —  Schwap.  0.  181 
W.  -  Kraut  Grundr.  §.  77. 
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oder  in  gutem  Glauben  die  Arbeit  gethan  hatte.^  Somit  erscheint  die 
Saat  fdfl  fahrende  Habe.  Den  Bechtssatz  drückt  aus  die  Paromie  ^ W  e  r 
säet  der  mähet*^. 

EL  TJeberhängende  Aeste  eines  Baumes  auf  dem  Nachbar- 
grandstücke und  die  herabfallenden  Früchte  konnte  bald  der 
Bodenbesitzer  nehmen,  bald  wurden  beide  zwischen  den  Nachbarn  ge- 
theilt;  die  Theilung  fand  auch  statt,  wenn  ein  Baum  auf  den  fremden 
Grund  fiel.3 

HX  In  gutem  Glauben  yerarbeitete  Sachen^  und  selbst  ge- 
zogenes Vieh»  erwarb  der  Verfertiger  bez.  Aufisieher. 

IV.  An  wilden  Thieren  fand  die  Aneignung  statt  durch  die 
herbeigeführte  Möglichkeit,  sie  in  seine  Gewalt  zu  nehmen.^  Das  Recht 
hierzu  war  jedoch  beschränkt  (§.  154.).  Reich  ist  das  Recht  über  die 
Aneignung  von  Bienenschwärmen.'^ 

V.  Gefundene  (verlorene)  Sachen  erwarb  man  nicht  durch  die 
Aneignung,  sondern  durch  den  Zuschlag  des  Richters  nach  fruchtloser 
Bekanntmachung  auf  die  vorgeschriebene  an  die  Obrigkeit  gemachte 
Anzeige.^    Schätze^  waren  des  Finders,  wenn  diesem  der  Boden  ge- 


*  Saohsp.  n.  46.  §.  3.  »STat  so  he  saiet  unrerklaget,  he  behalt  di 
sat  unde  gift  einen  tins  jeneme  die  dat  lant  behalt."  Im  %.  1,  2  -wird  bestimmt, 
dass  die  Klage  während  des  Ackerns  (eren)  oder  Säens  den  guten  Glauben 
aufhebt.  Schws.  o.  309  W.  Ssp.  IL  44.  2.  Bichtst.  L.  c.  27.  —  Stobbe  in  Bei- 
trfige  z.  0esoh.  d.  deutschen  Bechts.  Braunschw.  1865.  S.  59  ff. 

s  Kraut  §.  77  Nr  9  £,  Sachsp.  II.  62.  Grimm  B.A.  8.  70.,  650.  J.  Hille- 
brand  Das  deutsche  Ueberhangs-  und  Ueberfallsreoht,  in  Zeitschr.  f.  d.  B.  IX. 
810  ff. 

*  Sachsp.  n.  86.  §.  8.  6. 

^  Sachsp.  n.  86.  §.  8.  ,y3prikt  aver  jene  dar  weder,  of  it  laken  is,  he  heb- 
beH  geworcht  laten,  of  it  en  perd  is  oder  tc,  he  hebbeH  in  sime  stalle  getogen, 
he  mut  it  mit  mereme  rechte  behalden  jene  die  it  in  geweren  hevet,  of  he*t 
selve  dritte  siner  gebure  getftgen  mach,  denne  jene  de't  anegevanget  hevet.  §.  6. 
Man  mut  wol  tien  uppe  mangen  geweren,  die  ene  uppe  den  anderen, 
also  lange  went  man  kome  uppe  den,  de*t  in  sime  stalle  getogen  hebbe  of 
it  ye  is,  oder  it  selye  getiücht  hebbe  of  it  gewand  is.  —  Schwsp.  c.  265  W. 

^  L.  Bip.  XLn.  1.  nimmt  an  gestohlenen  jagdbaren  Thieren  und  Fischen  keinen 
Diebstahl  an  «quia  non  est  haeo  res  possessa,  sed  de  venationibus  agitur.'' 
Das.  LXXVI.  L.  Sal.  nov.  98.  (Merk.  p.  65.)  Schwsp.  c.  197  W. 

'  L.  Wisig.  VIIL  6,  1.  L.  Bothar.  314.  L.  Bajuv.  XXI.  8—10.  Kraut 
§.  77.  Nr.  24  flf. 

^  L.  Bip.  LXXT.  „Si  quis  caballum,  hominem,  yel  quamlibet  rem  in  via  pro- 
priserit,  aut  eum  secutus  fuerit,  per  tres  marcas  ipsum  ostendat,  et  sie  postea 

80» 
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in  Falle  hatte  der  Finder,  wofern  er  nicht  zum  Sacbcm 

inen  Anspruch  auf  Ftnderlohn ;  wurden  sie  in  Öffentlichem 

1,  Bo  gehörten  sie  dem  Fiskus. 

iwachs  oder  eine  im  Flusse  sich  bildende  Insel  sowie 

es   Flussbett    fiel    dem    üferei^enthümer   bez.    den 

h,  die  sich  in  öffenthohen  Flüssen  bildeten,  fielen  dem 

1  Landesherm  zu.>* 

acben  Gegenden  kommt  ia  älterer  Zmt  vor  das  Grund- 

inach  aus  einem  gebrochenen  Fahrzeuge  herabfallende 

m  des  Bodens  zufallen.     Eine  besondere  Art  ist  das 


Inm  ducat.  Sin  anfeiii  aliter  egant,  fur  ludicandiu  est.  Qnod 
nid  tulerit,  Bimiliter  faciat"  Aelinlicli  L.  Frii.  Additio  Bap.  Tit. 
n.  4.14.  Vm.  5.  6.8.,  L.  Rothar.  o.  265.  Saohsp.  H.  87.  §.  1. 
ad,  basakt  he 's  of  man  dar  na  Traget,  bo  ib  it  dOrech.  Brat 
er  dieTen  oder  roveren  af jaget,  dat  Hai  he  np  biedeQ  Tor  sineii 
kerken;  kamt  jeae  binnen  see  weken,  deme  dat  gnt  tohort, 
ien  ielve  dridde,  unde  gelde  die  kost  die  jene  dar  nede  gehat 
ler  Te  ie,  —  g.  2.  Ib  arer  jene  Ton  eme  anderen  Qeiiohte  dei  dat 
i's  den  dridden  deil,  die't  den  dieren  oder  den  roTeren  af- 
3.  Nekumt  arer  nieman  binnen  eee  weken,  die  Bik  dar  to  tie,  so 
e  tTene  dele,  nnde  jene  behalt  den  dridden  deil."  BichtsL 
9chir8.  0.  282  W.  OOrl.  L.  47.,  Eaiserr.  R  40.,  41. 
16.  g.  1.  „AI  achat  under  der  erde  begraren  deper  deneinplnch 
koningliken  gcwalt"  —  QlosBa  daen;  ,.dat  alle  achat  bore  in 
f,  war  man  schat  nimt  vor  ercae"  —  Sohwap.  o.  280—282  W. 
einem  guote  vlndet  under  der  erden,  daz  iat  mit  rehte  atn.  nnde 
ander  man,  nnde  den  eiz  niht  hftt  geheiien  anochen,  dem  sol  er 
it,  TOQ.  wan  daz  iat  aln  fnntiebt.  hiez  aber  ers  in  anocben,  »b 
ebea  daz  er  im  hftt  geheizen.  oder  bftt  er  mit  ihm  niht  gedinget, 
gtt,  doz  Bol  jener  Semen  mit  rehte.  —  Unde  rindet  ein  man  flf 
D  gnot,  swez  daz  ertrtche  iat,  dea  iat  ouch  dai  gnot.  daz  bewaeret 
igen  öwangfilt.  Daz  apriohet  alao  „daz  himeirtoha  geltohe  iah 
s  inne  verborgen  ist.  bwA  dei  ein  meDHcha  innen  wirt,  daz  ver- 
Qt,  nnde  koufet  den  aker,  daz  im  der  achoz  werde."  er  aol  aber 
rde  teil  geben,  daz  ist  atn  isbt." 

[.  66.  §.  8.  „Svelk  Werder  sik  ok  irhevet  binnaa  enem  vliete 
aar  ia,  to  dem  atade  bert  die  werder;  ia  he  vormiddea,  he  bort 
Dat  aelve  dnt  die  ogang,  of  he  vardroget." 
j.  Cnr.  Nuremb.  a.  1294  c.  1.  (Leg.  II.  p.  461.}:  „Quod  aiinaala 
Tel  alio  flnmine,  in  comitatu  alicuina  oomitia ,  qni  in  ipao  flumine 
indnotua,  habetqne  comitatum  enndem  telonia  et  oondnctnm  ab 
predieto,  eadem  insnla  potiua  apeotat  ad  imperinm  et  ad  ipaam 
alinm  dominum  caina  dietrictna  protendttur  ad  ripam  flnmimB.* 
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Strandrecht.  Bereits  im  13.  Jahrh.  hatte  sich  aber  durch  den  Ein« 
fluss  der  kirchlichen  Gesetzgebung^^  der  Grundsatz  ausgebildet,  dass 
weggeschwenunte  Sachen  dem  Eigenthümer  zurückgegeben  werden  müss- 
ten*3  xmi  es  wurde  das  Strandrecht  durch  Beichsgesetze  aufgehoben.^* 
Wohl  erhielt  sich  ein  s.  g.  Bergelohn.^^  In  vielen  ausserdeutschen 
Gegenden  am  Meere  blieb  jedoch  dies  schändliche  Recht  bestehen,  so 
dass  namentlich  die  Städte  sich  durch  Privilegien  dagegen  sicherten.^  ^ 

b.  Ab  (fireiea)  Omndstücken. 

§.  148. 

a.  Die  AnflasBung   und   InTestitnr.* 

I.  Ausser  der  ältesten  allmälig  gänzlich  verschwundenen,  dem 
Loosen,^  erscheinen  als  regelmässige  Arten  des  Erwerbs  von  Eigen 
der  Erbfall  und  die  förmliche  feierliche  üebertragung  der  Sache. 


u  Ygl.  0.  3.  X.  de  raptoribus  Y.  17.  (o.  24.  Ooncü.  Lateran.  III.  a.  1179). 

^*  Sacbsp.  II.  29.  „Syeme  enes  anderen  mannes  have,  dat  varende  have  het, 
in  watere  to  vlüt,  die  sal  se  jeneme  weder  geven,  deste  he  sik  dar  to  tie  als  recht 
is,  unde  he  ime  sine  kost  gelde  na  guder  lüde  köre.  He  saFt  ok  up  bieden  unde 
halden  nnverdan  ses  weken.  Vreget  dar  jeman  na,  he  saPs  bekennen.  Besaki  he^s 
80  man  dar  na  vreget,  so  is  it  diavech,  of  man^t  seder  under  ime  vint,  und  mut  it 
mit  bude  weder  geven  unde  mit  gewedde,  wende  he't  düfliken  gehalden  heyet.  Nene 
düye  ne  hevet  he  aver  dar  an  gedan,  die  eme  an  sin  ere  oder  an  sin  gesunt  oder 
an  sin  lief  ga,  wende  he^t  undüflike  unroflike  ut  yon  jenes  mannes  weren  gebracht 
hevet."  Glossa:  „Me  helt  it  oc  sas  in  Denmarken,  wat  gruntruringe  heit,  dat 
is  verloren  des  id  was.    Hir  sprek  ik  jegen  etc."    Rieht.  Landr.  o.  12. 

^  Wilh.  reg.  sent.  de  bonis  naufragant.  a.  1265.  Karls  Y.  P.  H.  G.  0.  218. 

1»  Hamb.  Statut,  n.  17.  5.  (Kraut  n.  84.). 

«<  So  z.  B.  liess  sich  1232  die  Stadt  Soest  ein  Prlyileg  yon  K.  Erich  lY. 
Ton  Dfinemark  geben  für  das  ganze  dänische  Reich,  wie  es  yorher  yon  den  dä- 
nischen Königen  Kdln  erhalten  hatte.  Derselben  Stadt  gab  K.  Wilhelm  eins 
für  Holland.  Urk.  yom  26.  Noy.  1252,  yon  1255.  31.  Oct.  Seibertz  n.  201. 
275.  292. 

*  Albrecht  Gewere  S.  63  ff.  P.  Bülowius  Utrum  ad  dominium  rerum  im« 
mobil,  transferendum  sec.  jus  sazon.  medii  aeyi  resignatione  solemni  in  iudicio  opus 
fuerit.  Regiom.  1870.  Die  Literatur  des  §.  143  und  145.  Job.  Merkel  Das  Fir- 
mare des  bairischen  Yolksrechts,  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  II.  101  ff. 

^  G.  Homeyer  Ueber  das  germanische  Loosen  (Sitzungsber.  der  Berl.  jLkad. 
d«  Wiss.  Dec.  1853  S.  747.).  Dasselbe  steht  in  Yerbindung  mit  der  Hausmarke. 
Oben  §.  84.  n.  2.  L.  Burgund.  Tit.  L  §.  1.  »Quia  nihil  de  praestita  patribus  do- 
nandi  licentia  yel  mnnifloentia,  dominantium  legibus  faerat  constitutum,  praesenti 
eonstitutione  omnium  uno  yoto  et  yoluntate  deoreyimus,  ut  patri  etiam  antequam 


d.  PriTstreohlB.  II.  Exp.  g.  148. 

chtsgeschäft  ^  die  YeräaBseruiig  eines  im  echten 
imdgtüokea  bedimgen,  so  mosete  die  Abtrettmg 
1  durch  einen  feierlichen  Abt,  um  den  Beweis 
jnde  im  Gerichte^  (in  mallo  publice),  sonst 
e  selbst.*  Dieser  Akt  hiess  sala,  salunga, 
1  dem  unter  Anwendung  bestimmter  Symbole* 


et  de  labore  mxo  ouUibet  donare  liceat,  abBqae  terra 
le  qna  prioris  legis  ordo  serT-ftbitar."  TEL  LXXXIT. 
indionei  Sorten  suas  uimia  facilitate  diatraliere,  hoo 
Denduin,  nt  nuUi  rendere  terram  suam  liceat,  niii  illi 
Bsessiones  habet,    g.  2.  Hoa  etiam  iatetdiotDin,  nt 

vendendi  iiecessitatem  habet,  in  oompaTando,  quam 
iilluB  eztroneus  Romuio  hospiti  praepouator  nee  ex- 
tum  terram  liceat  comparare.  §.  3.  Obserrandnm  t&- 
uus   ooTnparet,    quem  alibi  terram  habere  constitarit.*' 

I.  i^oTtea  Oothioae  et  Romanae,  qnae  intra 
it  rsTOoatae,  nnllo  modo  repetantnr." 

ikungen  der  TerSussemQgBbofugniss  §.  180.  Aaeh  bei 
Form  angewendet,  siehe  §.  77. 

II,  §.  1.  7.  LS.  §.  1.    Cap.  LndoT.  a.  817  leg.  add. 
,J)e    traditienibuB   ut   in    absaondito   neu 

ivoTsas."  Trad.  Fuld.  (Bohannat  L  313.)  a.  819: 
ntn  pablioo  in  TÜla  8.  ooram  oomite  et  jadi- 

irmeln  und  Urkunden  bewiesen. 
saljau   (angela.   aellan,  oltnord.   selja)  =:  dar«, 

ng  Kap.  IT.  Kraut  %.  78  Hr.  12  ff.  Hiohelsen 
e  germanisohe  TraditionBijmbolik,  Jena  1866.  Veber 
US  S-  110.  S.6.  L.  Sal.  66.  Form.  Langob.  9. 
H.  551.):  „8i  est  Robuarius,  si  est  Franons,  sl  est 
irponeoartam  in  terra  et  super  eartam  mitte 
lata,  Tnantonem,  Tuasonem,  terre,  et  ra- 
entariam  et  Alamanni  Taandelabe ,  etlevet  d» 
1,  die  tradiotionem,  nt  snpra  diximus,  et  adde  istomia 
ebaldorum,  nam  in  Qondelbalda,  et  Baioria  non  poni- 
ides,  et  repetitione,  et  tolle,  et  spondite,  et  mitte,  et 
ionis  adde,  et  super  mitte  pena  stipnlationis  Bonüne 
eias  qnattaor  et  argenti  pondera  ooto,  quam  infeiatis 
1  exinde  litem  intnleritis,  et,  quod  repetieritis,  Tindi- 
aarpite,  cetera  sunt  seonndiun  sio  promisBum.  Dio  taa- 
r  hoo  miSBom  et  baio  Noiario  ad  sofibendum.'*  DipL 
tionem  —  ita  feoit  — ,  nt  absoisBo  proprie  aiboris 
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Tor  sich  gehenden  Lossagen  des  bisherigen  Eigenthiuners,^  und  dem  Auf- 
nehmen^ des  aufgelassenen  Rechtes  zum  Besitze  durch  den  neuen  Er- 
werber. War  ein  Theil,  dem  die  Sache  unterstand,  nicht  anwesend, 
so  liess  man  anfänglich  wohl  nur  in  bestimmten  Fällen,  später  all- 
gemein die  Yomahme  in  einem  anderen  Gerichte  oder  durch  Treu- 
händer, Salmänner  zu.^  Zur  grösseren  Sicherheit  zog  man  bei  dem 
Akte  selbst  häufig  die  Erben  bei.  lieber  diese  Handlung  nahm  man 
schon  früh  Urkunden  auf.^^  Diese  das  Recht  auf  die  Sache  über- 
tragende Uebergabe^^  hatte  durch  die  Mitwirkung  der  Ge- 
meinde, des  Gerichts,  eine  öffentliche  Anerkennung  gefunden.^^  Als 
deren  Folge  imd  zur  Realisirung  des  erhaltenen  Rechts  wird  hierauf 
vorgenommen  die  Investitur,  Yestitura,  Investitura,  Einweisung 
in  den  Besitz,  welche  der  Tradent  versprechen  und  gewähren  musste.^^ 


ramo  et  coram  ounotis  ipse  Wolfheri  in  manns  Wagonis  tradito,  —  tra- 
didit,  et  tuno  legitimos  testes  per  aures  traxit." 

^  Effestncare,  guerpire,  werpire,  abnegare  (z.B.  inourvatis  digitis), 
renunciare  (z.B.  ore  et  digito).    Grimm  R.A.  S.  566  f. 

^  Aufnehmen  des  Halmes,  der  Erdscholle,  der  Urk.,  Anziehen  des  Hand- 
schuhes. 

'  Gap.  a.  817  c  6  oit.  ^  Grimm  8.  556.  Man  nahm  hierzu  „Verwandte, 
Freunde,  Erben  und  angesehene  Leute,  sie  bezeugten,  billigten,  bekräftigten  das 
durch  ihre  Hand  gehende  Geschäft.^^  0.  Stobbe  Ueber  die  Salmannen  in 
Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  YII.  405  ff.    Unten  §.  181. 

10  Siehe  nota  6.  und  Grimm  B.A.  S.  557  fg.    Unten  §.  180. 

11  Die  Einen  nehmen  dies  an,  die  Anderen  lassen  erst  durch  die  feierliche 
Besitzeinweisung  (Investitur)  das  dingliche  Becht  entstehen.  Aue  dem  Wortlaute 
der  älteren  Quellen  lässt  sich  die  hier  vertheidigte  Meinung  nicht  direkt  beweisen; 
nach  den  mittelalterlichen  unterliegt  sie  keinem  Zweifel.  Ffir  das  9.  Jahrhundert 
folgt  sie  aus  Form.  Lindenbrog.  18.  „omne  et  ex  omnibus,  quicquid  in  ipso 
loco  nostra  videtur  esse  possessio  Tel  dominatio,  rem  exquisitam,  totam  et  ad  inte- 
grum, tam  de  alode  quam  et  de  comparato  seu  de  quolibet  adtractu,  quid- 
quid  ad  nos  ibidem  noscitur  perrenisse,  de  nostro  iure  in  jus  et  dominatio- 
nem  jam  dicti  Monasterii  per  hanc  chartulam  donationis  sive  per  festucam  at» 
que  per  andelangum  a  die  praesente  donamus,  tradimus,  atque  perpetualiter  in 
omnibus  transfirmamus."  Dipl.  a.  824  (Kraut  n.  49.)  „ipsi  firmiter  tradiderunt 
medietatem  hereditatis  eorum  in  loco  H.  —  eo  modo,  utadiepresente  firmiter 
ad  domum  Sanctae  Mariae.  —  Postea  vero  misit  —  episcopus  missos  suos  — ,  ut 
yestituram  ipsius  rei  accepissent.^* 

1*  Darum  die  processuale  Form  des  Aktes,  worin  eine  Zuerkennung  durch 
den  Bichter  liegt.  Sie  ist  ersichtlich  für  die  ältere  Zeit  aus  dem  ganzen  Her- 
gange im  Gerichte  und  der  bei  der  Investitur  vorkommenden  direkten  Mitwirkung. 

1*  Cap.  a.  817  c.  6.  Dipl.  a.  819  (Kraut  n.  36)  „omnibus  simul  audientibus 
in  publice  synodo  Frisinga  congregato  ibique  coram  cuncta  oongregatione 


472  Oeach.  d.  Piintreohti.  IL  Kap.  §.  148. 

Sie  fwid  bald  durcli  einBeitigeii  Akt  des  Erwerbera  vor  Zeugen,"  bald 
durch  ■wirkliehe  Einweisung  dea  Tradenten  auf  dem  Grundstücke,**  bald 
den  ßicliter  mit  Zeugten  auf  dem  Qrundatücke  statt  tmd 
a  durch  eine  Urkunde  sichergestellt.*^  Dabei  bediente  man 
ider  Symbole.*''  Zur  AusachlieBSung  Ton  Drittberechtigungeii 
der  Besitz  des  Oute  durch  drei  Tage  Tor.*^  War  durch 
das  Hecht  (die  gevere  als  Becht;  traditio  juris)  zum  Be- 
it  an  der  Sache  und  mit  ihm  die  Berechtigung  zur  Besitz- 
che  auch  erforderlichenfalls  durch  Klage  auf  richterliche 
iwie  das  Recht,  den  Tradenten  als  Tormann  zur  Qewähi^ 
halten,**  erworben,  so  gab  die  Investitur  die  gevere  als 

ttare  S.  U.  ipae  M.  —  et  tradidit.  —  FidejuBRorsB:  fl.,  A.,  C. 
.  seu  firmitatem  IinjaB  traditionia  per fioiendam."  Vrk.  Ton 
23.)  „Trsdidit  —  churtim,  —  etatünqne  jnzta  legem  et  ritum  West- 
lern  roi  inYastituram  cnm  digito  aao  promisit  ore  et  digito 

.  145  o.  11  oitirten  Traditionea  Fuldenses. 
HS  ITrk.  bei  Kraut  Nr.  BÖ  B. 

ihe  gibt  Form.  Balaz.  (Walter  Corp.  jur.  germ.  III.  p.  47ä). 
ron  777.  H.  Oot.  bei  Dronke  Codex  num.  60  also  lautend:  „kuno 
imi  regia  Caroll  meitse  Ootob.  TIIL  id.  Oct  reddita  eat  Teatitura 
■adicti  regia  in  Hamalunbnrg  Stnrmioai  abbat!  per  Hitbardum  et 
es  et  Finnoldnm  atqne  Onstbramnnm  TaaslloB  dominicoa  coram  bia 
21  Zeugen)  et  descriptua  eat  atque  oonaignatna  idem  looos  nndique 
quam  iurarerunt  nobiliorea  terrae  illina  at  edicerent  Teritateiu  de 
itate"  (folgt  die  genane  Orenzbeachreibang). 

a.  a.  0.  Dipl.  a,  793.  „per  circnitum  —  Tealivit  —  et  perdnxit 
3t  oatendit  illi  cosfinia"  a  829.  „lati  aunt,  qai  hoc  Tiderimt  quod 
oiroumduKernot  missos  —  epiaoopi  omnem  rem  quam  antea  tradi- 
Ipse  Tero  R.  viriliter  circumoiactas  gladio  suo  atsbat  1d  medio 
aae  tradiditqae  —  qaicqaid  ibidem  babail  —  Hia  onmibna  firmiter 
le  Omnibus  rebus  ania  per  anperliminarem  domna  auaeveatirit 
adTocatom  auam  R.,  et  esivit  ipse  R,  traditor  et  inlraTit 
ädvocatus  ejn*." 

t  a.  0.  Dipl.  a.  828.  „veatiTit  legaliter  de  omnibue  rebna  soia  sw- 
ät  ille  serTUB  ibi  aedebat  trea  die»  etnoctea."  a- 845.  „Bpia- 
ua  illina  —  aoceperunt  ipsam  traditioaem,  et  poatea  aessionem, 
awariorum  id  fieri  decreTerant ;  hoo  egit  E.  aerToa  —  noctibas  tri- 
I — 1017.  „quod  patrimaninm  flscalis  AdTooatus  P.  mann  sna  oom 
naoB  seaaione  legitime  peraota   io  jua  Abbaus  Tondi- 

T.  XTU.  0.  %  „De  hia  qui  propriam  alodem  Tendnnt  et  qoaaonn- 
mptore  alter  abatrahete  Tolnerit  et  aibi  aooiare  in  patrimoitinin,  tana 
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Besitz  mit  allen  daraus  sich  ergebenden  Folgen  (ygl.  §.  146.  11.  und 
§.  149.).  üebrigens  konnte  auch  die  Einweisung  der  traditio  voraus- 
gehen. 

m.  Seit  dem  zwölften  Jahrhundert  bildete  sich  der  Gebrauch,  die 
Rechtsübertragung,  wofür  noch  häufiger  das  Wort  Sala^<^  allmälig 
jedoch  ziemlich  allgemein  das  Wort  Auflassung  (uplaten,  ver- 
lassen u.  8.  w.)  vorkommt,  vorzimehmen  im  Gerichte.  Je  nach  der 
Lage  und  Beschaffenheit  des  Guts  geschah  der  Akt  im  (ordentlichen 
Grafen-)  Landgerichte^^  oder  vor  dem  Landesherrn  im  Beisein  seines 
Landes ^^  oder  in  den  Städten  auch  vor  dem  Richter,  dem  Proconsul 
und  den  Consuln,  dem  Rathe.^    lieber  den  Akt,  bei  welchem  die  alten 


dicat  emptor  ad  yenditorem:  Terram,  aut  quaecunque  fuerit  res,  abstrabere  mihi 
Yult  yioinus  mens,  dicens  quod  sua  fuerit.  Et  iste  respondet :  Ego  quod  tibi  donayi 
com  lege  integra  et  Terbis  testificatione  firmare  yolo.  Super  Septem  nootes  fiat 
constitutum.  8i  dioit,  cum  utrisque  utraeque  partes  conyeniunt:  Cur  inyadere  conaris 
territorium  quod  ego  iuste  iure  hereditatis  donayi.  Hie  alius  contra :  Cur 
meum  donare  debuisti  quod  anteoessores  mei  antea  tenuerunt?  Iste  vero  dicit: 
Non  ita,  sed  mei  anteoessores  tenuerunt  et  mihi  in  alodem  relinquerunt,  et  yestita 
est  illius  manus  cui  tradidi,  et  firmare  yolo  cum  lege.  Si  statim  yoluerit,  li- 
beram  habeat  potestatem.  Sin  autem,  postea  super  tres  dies  aut  quinque  aut  certe 
Septem  ea  ratione  firmet.  Per  quatuor  angulos  oampi,  aut  designatis  terminis,  per 
haec  yerba  tollat  de  ipsa  terra,  yel  aratrum  oiroumducat,  yel  de  herbis,  aut  ramis, 
sllya  si  fuerit:  Ego  tibi  tradidi,  et  legitime  flrmabo  per  temas  yioes.  Dicat  haeo 
yerba,  et  cum  dextera  manu  tradat;  cum  sinistra  yero  porrigat  wadium  huic  qui 
de  ipsa  terra  eum  mallet,  per  haec  yerba:  Ecce  wadium  tibi  do  quod  terram  iuam 
alteri  non  do ,  legem  faciendo.  Tunc  ille  alter  suscipiat  wadium  et  donet  illum 
yicessoribus  istius  ad  legem  faciendam.  Si  causa  fuerit  inter  illos  pugnae,  dicat 
ille  qui  wadium  suscepit:  Iniuste  territorium  meum  alteri  firmasti,  id  est,  farsyiro- 
tos.  Ipsum  mihi  debes  reddere,  et  cum  duodecim  solidis  componere.  Tunc  spon- 
deant  pugnam  duomm,  et  ad  Dei  pertineat  iudicium.  Sin  autem,  cum  sacramento 
se  defendat,  it  est,  cum  duodecim,  quod  suam  terram  iniuste  non  firmaret  alteri,  neo 
Buae  ditioni  restituere  deberet,  nee  cum  duodecim  solidis  componere.^* 

*o  SteUen  bei  Kraut  Nr.  3  ff.  von  1200  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrb. 

'^  Sachsp.  I.  62.  §.  1.  „Ane  eryen  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nie- 
man  sin  egen  noch  sine  lüde  geyen*'  Vgl.  auch  I.  8.  §.  1.  Yerm.  Sachsp. 
I.  45.  1.  »Keyn  eygen  mag  man  gelossen  ane  geriohte  in  lantrechte  und  in  wich- 
bilde. Wert  abir  in  keyserwichbilde  des  riches  stete  yor  dem  rathe  icht  —  gelassen 
adder  gegeben;  daz  sal  man  halden.  Doch  so  ist  in  unsen  wiohbilden  sachsischer 
art  nicht,  wenn  alle  uffgelasscn  eigen  und  gobin  —  sullen  gesehen  an  gerichte.*^ 

u  Ueber  die  yor  dem  König  ygl.  Sachsp.  I.  34.  §.  3.    Oben  §.  77. 

"  Verm.  Sachsp.  I.  45.  1.  —  Lübisoh  y.  1240  Art.  115.  „De  ein  yerkoflt 
erye  wil  uplaten,  edder  ein  erye  stetten  will,  de  schal  beyde  don  yor  deme  Bittende 
rade»  so  is  dat  stede  und  yast."    Hamb.  Stat.  yon  1270  (gleich  die  yon  1497): 


itreohts.  Kap.  IT.  §.  146. 

dschuhea  und  andere  fortwährend  ange- 
mein durch  einen  Notar  oder  den  8tadt- 
hmen  und  von  den  anwesenden  Schöffen 
rsonen  u.  e.  w,  unterfertigen.  Auch  zog 
d  aonetigen  Personen,  denen  Anaprüche 
früh  trug  man  in  den  Städten  die  ein- 
rollen Inhalte  nach  in  ein  hierzu  be- 
Lusfertigungen  der  Akte  in  einem  dafür 
>  nieder.  Diese  Auflassung,  bei  welcher 
htes  begab,  sich  quii  ledig  und  los 
selben  unterwand '^  hatte  gleich  der 
ebergangB  der  gewere  alsRecht, 
if  den  neuen  Erwerber,'^    Zu  ihr  kam 


dem  anderen  dat  nplateu  ror  dem  Rade ,  und 
en  iB,  —  und  soall  id  darmede  Bcriven  !■!«■ 
to  Erve  upgelaten  werd ,  de  Bcliall  Jammer 
de  Jaer  und  Dag ,  und  breke  eme  wat  in  du 
ohten."  SSoha.  Weiohb.  art.  XSII.  §.  I.  S. 
ht;  danach  erkl&rt  das  alte  Kulm  Recht  IT. 
b  nuf^dcburgiachem  Recht  für  unkräftig.  Für 
liern  geschah  die  XJebertragung  im  13.  Jahrb. 
ainer  Urkunde,  nicht  im  Gerichte.  Haberlin 
elbeck'a  bisloria  Friaingensia   antboltenen  Ur- 

1.  Den  Satz  des  Sap.  I.  52.  §.  1  hat  Sobwsp. 
ibnrger  Handsclirift).    Aus  El.  Eeiaen.n. 

2.  die  Yomabme  im  Qerichte  nicht  gefolgert 

Nr.  15.  16.  19.  23.  26.  27. 

Andere  gibt  Kraut    Nr.  74  ff.    §.  79.    Ho- 
labes.  das  Stadtbuch  tod  Quedlioburg.    Berlin 


mne  man  obir  ein  eigen  Trede  wirket 
t  dema,  der  ia  let,  ab  ia  sin  nille  »ej ,  ao  m1 
swene  vinger  an  der  rechten  band,  domete  u! 

gar  Torczhien  und  aal  denna  die  gewere  nlT- 
einea  hatia  adir  einea  hantotkena  alao  das  her 
mete  entpfet  yener  auch  die  gewere. 
s  wirken."    Daa.  I.  89.  4.    ,Wet  erbegut  uff- 

domaob  halden  dri  tage  nnd  dri  naohte  denn« 
ind  Wirt  her  denna  in  der  ozit  nicht  snsge- 
lasain  wirken,   nnd  her  sal  ia  dornoch  besetiin 
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dann  die  Einweisung  bald  durch  den  Richter  mit  den  Schöffen  oder 
den  Prohnboten  und  Schöffen,^®  bald  durch  die  Partei  von  Zeugen.^* 
Mit  der  Einweisung  verbunden  oder  auch  von  ihr  getrennt  findet  sich 
im  sächsisch^  Bechte  die  Sicherung  des  Hechts  durch  den  Bann,  das 
Friedewirken  ;3o  auch  der  dreitägige  Besitz  3*  hat  sicherhalten.   Wäh- 

nnd  sin  böte  dri  tage  und  dri  nacht.  Noch  6  tagen  en  bot  her  nicbt  me  reohtis 
doran  Ton  des  vegin  es  uffgeboben  ist ;  und  das  ist'  keiserrecht  und  wicbbilde. 
Dist.  5.  Abir  noob  desim  unssm  lantreohte  und  wiobbilde  in  seobssiscber  art,  welcbe 
czit  ein  man  der  gewere  abetrit  und  ufiTIest,  adir  sich  Torczit  mit  ringer  und 
mit  czungen,  mit  hanozken,  mit  kogeln,  adir  mit  hut,  so  bot  ersieh  ge- 
lediget  Ton  der  gewebre  des  gutis,  und  mus  darumb  ein  gewere  sin  yor 
alin  mannin/  Ffir  das  Lebnreoht  ygl.  Sachs.  Lehnr.  X.  $.  4.  XI.  §.  1.  2. 
XXXIX.  §§.  1.  3.  u.  a.  Homejer  Reg.  bewisen.  Schws.  Lehnr.  art.  13.  L. 
—  Als  Aenderung  des  alten  Rechts  sieht  dies  an  Albrecht  8.  66  ff.  Sandbaas 
8.  13  ff. 

u  So  das  sächsische  Recht:  Sachsp.  UI.  82.  §.  2.  Sftchs.  Weichb. 
art.  XX.  (Dan.)  §.  1.  „Sal  eyn  man  sin  eigen  vorgeben  in  wichbilde  nach  rechte, 
do  sal  yener,  der  sien  eigen  Torgeben  wil,  und  ouch  ghener,  der  is  entphaen  wil, 
komen  in  eyn  geheget  ding  vor  die  yier  bencke.  So  bitte  ghener,  der  daz  eigen 
wil  Torgeben  eynes  Torsprechen,  und  frage  mit  orteiln,  wie  er  sien  eigin  Torgeben 
solle,  daz  is  em  helfende  were  zu  sinem  rechte.  So  rint  man  zu  rechte :  mit  erben 
gelobde,  ab  is  em  unvorgeben  ist,  bot  er  aber  daz  erbe  gekouft  umme  sine 
phenninge,  so  mag  er  is  geben  weme  er  wil,  an  ymandis  wederspraohe.  Wenn  er 
is  denn  Torgeben  bot,  unde  ghener  is  entphangen  hat,  so  frage  er  mit  orteiln,  ab  is 
em  alzo  gegebin  ist,  alz  is  em  hulflich  si  an  sinen  rechte.  Wenn  em  daz  gefunden 
wirt,  so  bitte  er  mit  orteil  der  inwisunge  von  rechtes  halben ;  zo  sal  en  der  ricb- 
ter  ader  der  schultis  ynwisen,  oder  der  ron  deme  dy  gäbe  gegeben  ist,  unde 
die  scheppben  sollen  mit  em  gehen,  die  do  keinwertig  warn,  daz  sy  gezug  sien,  daz 
is  em  gegeben  sy  zu  allem  rechte.  §.  2.  So  wist  man  yn,  alz  ich  uch  sagen  wil. 
Der  richter  sal  yn  daz  huz  gheen,  ader  uff  dy  borestat,  ab  do  kein  huz  ist,  unde 
ghene  sollen  doTor  stehn.  So  nemo  der  richter  ghenen  bei  der  hant,  und  leite  en 
Tor  die  scheppben,  yn  daz  eigin,  unde  spreche  disse  wort:  „Dy  gäbe,  dy  dir  ge- 
geben ist  Tor  gerichte,  do  wyse  ich  dich  yn  alz  mir  daz  orteil  getheilt  hat,  unde 
seze  des  die  scheppben  zu  gezuge  unde  die  dinglute,  daz  ich  dich  hie  yngewist  habe 
also  recht  ist.  §.  3.  So  trete  er  ror  die  vir  bencke,  und  bitte  den  richter,  daz  er 
sien  gezeug  sy  durch  recht.  Daz  mus  der  richter  thun  by  dem  eyde,  den  er  zu 
deme  gerichte  gesworen  hat.  So  gebe  ghener  sinen  wissin  phennig  dem  richter  unde 
den  scheppben;  zo  ist  er  vollkommen  an  dem  rechte.  §.  4.  Glicher  wise  als  der 
richter  Torgezuget,  so  sollen  die  sohepphen  nachgezugen.^ 

»  Kraut  Nr.  66  ff.  (zum  Theil  oben  in  Nota  17.),  Sandhaas  S.  10.  S.  d6i£; 
er  leitet  S.  39  ff.  diese  Verschiedenheit  des  sachsischen  und  aussersächsischen  Reohts 
aus  dem  Beweisrechte  (Sachsp.  I.  7.)  ab. 

M  Sachs.  Weichb.  art.  XXI.  (Dan.),  Yerm.  Sachsp.  I.  25.  L  39.  4.  Sftchs. 
Distinct  bei  Pölman  IX.  17.  2. 

•1  Sachs p.  m.  83.  §.  1.    Ffir  die  Wirkung   des  Aktes  überhaupt  Yerm. 


J 


Gesch.  4.  PrirattechU.  11.  Eap.  §.  148. 

durch  die  AufiasBung  nicht  mehr  von  sÖDem  Autor 
Klage  auf  den  Besitz  hat,  gibt  die  bloese  Einweisung 
nabhängigee  dingliches  Recht.  ^^  Im  Laufe  der  Zeit 
ie  AuflasBong  mehr  und  mehr.    Bald  näij^lich  mochten 

mehr  im  Gerichte  selbst  erscheinen  imd  die  Ueber- 
jndem  reichten  ihre  Urkunde  einfach  zur  gerichtlichen 

,  ■welcher  dann  eine  formlose  BestättgUBg  des 
r  Urkunde,  dem  Gerichtsbriefe,  "Wehrbriefe, 
nuBsten  sie  ihren  Vertrag  nur  bei  Gericht  Terlaut- 
ch  fiand  einfache  Ueberreichung  zur  Eintragung  ohne 
uiDg  statt  Der  Erwerb  des  Eigenthums  geschah  hier- 
tstätigung  oder  die  Eintragung,  jedoch  einzehi 
iscfarechtlichen  Satzes  auch  durch  die  Einweisung 
mischen  Sinne),  so  dass  die  Eintragung  nur  die 
mahmfl  gerichtlicher  Akte  wurde. ^^  Gleichzeitig  war 
frund-.  Erb-,  Lager-,  Hypotheken-Böchern, 
.  w.  für  Grundstücke  in  Städten  wie  auf  dem  Lande 
1,  ohne  dasa  jedoch  bis  auf  die  Jetztzeit  die  wirkliche 
Irundstücke  (Güter)  in  den  Grundbüchern  allenthalben 
Dies  hat  für  das  heutige  Recht  in  einzelnen  Ländern 
eltung   des  deutschen   und  römischen  Rechts   Kervor- 

Folge  dieser  Yereiniachung  stellte  sich  alsdann  heraus, 
ung  den  Parteien  überlassen  blieb  und  Tor  oder  nach 
E.  Eintragung  statt6nden  konnte.^'    Ton  ihr  hingen 


er  hierzu  {nemlich  zum  Friedewirkan  vor  OsTJcht)    kegen- 
atriget,  der  Bai  immer  swigen."    Ueber  die  AnffasBimg  und 
:  VerSusserer  die  gewere  nicht  hat,  Sap,  III.  82.  §.  2, 
.  §.  0.    gBwe  ok  dem  anderen  gut  in  ainer  were  let,  ir  he't  ime 

der  gewere  Torstan,  dewile  he't  irae  nicht  upgelkten  ne 
■  wersoap  bedarf.  Wirt  arer  ime  oder  joueme  deme  he't  lateo 
i  mit  rechte,  he  sal  ime  ain  gut  wider  geren,  dat  ime  dar  «p 
3.  §§.  2.  3.    „Svie  en  gut  liet  oder  let  enem  anderen,  die  aal 

unde  dach.  —  Sne  egen  oder  Torende  hava  Terkoft,  dea  sa) 
e  he  levet:  man  aal  aTer  ime  dat  gat  laten  in  sine  gewere  to 
rlieaene ,   die  wile  he't  Torston  aal,  wende  jene  ne  mach  dar 
I  it  gegeren  iB,  den  ene  gaye." 
g  hat  das   preusiiBche  Reoht:    A.  L.  B.   Ib.  I.   Tit.  la 

tng  mit  demHalme 
1  Landgerichte  in 
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dann  lediglich  die  auf  dem  fremden  Rechte  beruhenden  possessorischeii 
Schutzmittel  ab. 


§.  149. 

b.  Die  Verj&briing. 

I.  Eine  scheinbar  allgemeine  germanische  Rechtsanschauung'  verband 
mit  dem  Besitze  durch  ein  Jahr  bestimmte  rechtliche  Wirkungen,  wobei 
die  Annahme  stattfand,  durch  Nichtgeltendmachung  des  Rechts  habe  man 
sein  Recht  verschwiegen.  Dies  hatte  die  Folge,  dass  der  Zustand 
des  Besitzenden  zu  einem  durch  das  Recht  geschützten  und  anerkannten, 
somit  zum  wirklichen  Rechte  an  der  Sache  fuhren  konnte.  Neben  dieser 
Verjährung  (d.h.  der  Nichterhebung  einer  Klage,  Versäumung  seines 
Anspruches,  Verschweigung  des  Rechts  durch  ein  Jahr ,  Jahr  und  Tag) 
kommen  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  mannigfaltige  Bestimmungen  vor, 
die  im  offenbaren  Anschlüsse  an  römisches  Recht  verschiedene  Zeiträume 
aufstellen,  deren  Ablauf  eine  Klage  entkräftet  und  dadurch  einen  Besitz 
rechtmässig  macht,  wenn  kein  Einspruch  erhoben  wurde.^ 

n.  Im  Mitttelalter  gibt  die  Verjährung  im  eigentlichen  Sinne  als 
Ablauf  der  Zeit  von  Jahr  und  Tag^  ganz  allgemein  gewisse  Rechte. 


heutigen  Hamburgisohen  Rechte  bei  Zöpfl  Alterth.  IL  8.  875  f.  468  iL  Eine 
aus  dem  Lehnreohte  herübergenommene  Beminiscenz  war  die  jetzt  fortgefallene 
sächsische  allodiale  Belehnung. 

*  L.  Sal.  XLV.  2.  Leg.  Lang.  Pipp.  R.  82.  (Walter  m.  p.  617.).  Der  Zu- 
sammenhang mit  dem  üngehorsamsverfahren  (§.  185.)  und  den  alten  Gerichtstagen 
(§.  126  f.)  ist  ersichtlich.  Der  dies,  den  die  letztere  Stelle  dem  annus  zugibt, 
Iftsst  sich  kaum  erklären.  Die  Yehmgerichte  leiteten  den  Gnadentag,  welchen 
der  FreischSffe  hatte,  auf  Karl  zurück.  Zur  Erklärung  der  Zeit  Alt.  Lüb.  R.  Cod. 
Hach  L  6.  „Hereditaria  bona  licet  homini  liiigiosa  facere  ter  in  anno 
in  legitime  placito;  tercia  vice  vel  preyalebit  Tel  deficiet." 

*  Deere  t.  Ghildeberti.  a.  695.  c.  3.  „couTenit,  —  ut  quaslibet  res  ad  unum 
ducem  vel  judicem  pertinentes  per  X  annos  quicunque  —  possedit,  nullam  habeat 
lioentiam  intertiandi,  nisi  tantum  causa  orphanorum  usque  ad  XX  annos  —  De 
reliquis  Yero  conditionibus  omnes  omnino  causas  tricenaria  lex  excludit.^  —  Ro- 
tharis  c.  231.  —  „Si  quis  alium  de  re  —  pulsaTerit,  et  possessor  negayerit,  ita 
prospezimus :  quod  si  per  annos  T  faerit  possessor,  tunc  ipse,  qui  possedit,  aut  per 
sacramentum  debeat  negare,  ut  per  pugnam  se  defendere.^'  —  Liutprandi  6.  1. 
„qui  per  XXX  annos  —  possedit."  —  Eod.  6.  18.  „qui  per  XL  annos  possedit."  — 
Eod.  6.  24.  ,J)e  possessione,  quam  aliquis  —  per  LX  annos  —  possedit." 

*  Dieser  Zeitraum  ist  bald  ein  Jahr  und  ein  Tag  (z.  B.  Lüb-  Recht  Ood. 
Hach.  L  20.) bald  ein  J.  und  sechs  Wochen  (im  sächs.  Rechte  z.  B.  Ruthen 


OeBch.  d.  FriTfttreehts.  U.  Kap.  §.  149. 

'ct  Jahr  und  Tag  Eigen  in  der  faktiechen  Oevere*  hatte  auf 
mes  ordenthchen  Titels:  Erbgang  —  Auflassung  —  Zu- 
g  durch  ein  Urtheil,  ohne  einen  wider  seinen  Besitz  er- 

recbtlicben  Widerspruch,^  der  hatte  eine  rechte  Qewere 
)iese  gab  dem  Besitzer  a)  das  eigene  Yertretungsrecht,^  'welches 
:  nöthigt,  seinen  Yormann  zu  benennen  und  zu  steUen,  aber  be- 

den  Nachweis  seines  ßechtsgrundes  mit  seiner  eigenen  Hand, 
lüde  zu  führen,^  b)  im  Frocesse  das  Kecht  eine  Antwort&ist  zo 


80  im  PraKSr  SUt.  T.  1870  bcd  ROsaler  S.  44- art.  63.  SUgeDthfimlich 
I  Medebacher  R.  nm  ISÖO  bei  Seibarts  n.  p.  884.  §.  32  der  Aiu- 
ir  annum  et  tempua  et  diein.")  1.  J.  6  W.  n.  ein  Tag  (Angab.  Stat.  1. 
Kraut  §.  112.  n.  19.  u.  a.)  bald  1  J.  6  W  u.  drei  Tage  (Tecm,  Bsp. 
Ortl.  I.  91.  1).  Im  langob.  Lehnrechte  bedeutet  es  ein  Jahr  n,  einaii 
,  Fend.  32.  pr. 

;L  S-  1«.  n.  1.  Bremer  Statut  t.  1308.  ,8wor  en  claget  —  umine  erre, 
le  bSHtorTe  si  Tan  eine  olderen  ether  ran  einen  rronden,  —  the  andere 
>:  dat  erve,  dhar  men  ens  um  beclaget  —  heret,  dat  ei  ein  echtitieli  egben 
dat  beaeten  jar  a.  dach  u.  hebbet  an  und  u.  in  ghelda  u.  in  hebbende 
rechte  bispraoke,  mach  he  thes  alsue  Tullenoomen,  so  ie  he  thea  nagen 
I  thennet  eme  jenech  man  nntwinnende."  Bair.  Landr.  „wer  nmb  aigea 
iprocheo  das  er  jar  u.  tag  bej  noti  n.  gever  ist  gesesBin  u.  da«  bereden 
Bat  fOrbaa  eein  aigen  ane  alle  anspräche  haben."  Magdeb.  B.  ,Bwai  la 
ibt  in  gehegitim  dinge,  beeioEt  er  domite  jar  d.  tak  ane  imaudis  ynda- 
-  dag  iit  er  nehir  in  behaldana,  —  den  ii  im  imand  inpfuiin  mnge.' 
ohsp.  n.  44.  %.  1.  „Srelk  gut  en  man  in  ge waren  heTet  jar  nnde 
»  rechte  wedereprake,  die  hevet  dar  an  ene  rechte  gewere.  Di« 
1  arer  en  gut  uoder  enem  manne  beklaget  na  rechte,  sto  lange  he*! 
lOTen  mit  gewalt,  nimmer  ne  gewint  he  dar  rechte  gewere  an,  die  «Oe 
echten  klage  getflgen  mach."  Schvsp.  c.  177  W.  Andere  Stellen  bei 
rundr.  %.  80.    Auch  die  Stellen  der  n.  i. 

hip.  m.  88.  g.  2.  U.  42.  g.  1.  „Sre  eo  klaget  np  enen  anderen,  he 
gut,  dat  ir  jeweder  ime  to  lene  seget;  eeoget  ee't  in  Ton  tven  berreo,  ir 
il  einen  geweren  to  dinge  bringen;  ave  gewerd  werd  de  behalt:  eres  ge- 
:  ne  kumt  die  TerlQset,  of  se'l  beide  eunder  gewere  anepreket  nnde  to  like 
gude  belant  sin.  —  %.  2.  Heret  aver  ir  en  ene  rechte  were  an  deme  gud« 
lach  gehat  ane  rechte  wedersprake,  be  ne  verlQsat  dar  mede  nicht,  of  ime 
t  afweke  dut  to  rechter  werecap,  deete  he't  eelve  Tor  ata  na  aime  rebt«.* 
4. 
dener  R.  t.  1810  Art.  89.  (Seibarti  H.  p.  78.):  ,Ia  dat  alao  dat  ejn 

anderen  eyn  huja  oopet  in  der  etat  efthe  ejne  houestat  de  ghene  de 
«t  de  eal  borghen  aetten  yar  rnd  dach  vor  recht«  anaprake,  nc  comet  dan 
ynnen  der  tyet  dat  je  e^n  yar  vud  aee  wekeu  de  dar  na  dan  queme  vnd 
au  myt  reohtbe,   de  gheue  de  dat  ghecoft   beaet  vnd   beaeten  heuet  dem 
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erbitten,®  c)  das  Recht  die  verlorene  Gewere  mit  Klage  wieder  zu  for- 
dern. Hure  Grundlage  bildet  die  Yersäumung,  Yerschweigung  des  Rechts. 
Wer  in  dieser  Lage  sich  befindet,  steht  dem  in  der  rechten  Gewere 
Befindlichen  unbedingt  nach.^  Dabei  ist  also  vorausgesetzt,  dass  kein 
rechtmässiger  Hinderungsgrnnd  vorlag.  War  das  der  Fall,  so  läuft 
die  Frist  erst  vom  Tage  des  FortfaUes  des  Hindernisses,^^  oder  wird 
ausgedehnt.^  >  Immerhin  aber  hatte  die  rechte  Gewere  nur  Wirkung 
gegen  denjenigen,  dessen  Recht  dem  des  Besitzers  weichen  muss.^^  Diese 
keinerlei  guten  Glauben  voraussetzende  und  nur  unbedingt  zur  Yerthei- 
digung  gegen  Angriffe  wirksame  rechte  Gewere  nahm  dadurch,  dass  man 
den  Eid  fallen  liess,  somit  bei  dem  unangefochtenen  Besitze  von  Jahr 
und  Tag  keinen  ferneren  Nachweis  des  Rechtes  forderte,  aus  einer 
blossen  Yerjährung  den  Charakter  eines  Erwerbsgnmdes  an,  wurde,  wie 
man  später  sagte,  zur  s.  g.  Acquisitiwerjähmng.  Der  wirkende  Grund 
liegt  in  der  Auflassung  vor  Gericht  ^^  und  der  Eintragung.  ^^    Hierdurch 


ys  dat  nar  tbo  bebaldene  myt  syner  eynen  bant  ouer  den  bylgben  dan  et  eme  gen 
man  afgedegbedyngen  mogbe  myt  recbthe/  Boester  R.  y.  1120  $.  58.  (das.  I.  p. 
03.):  nQuiounque  de  manu  scbultbeti  uel  ab  eo  qui  auotoritatem  babet.  domum  nel 
aream  uel  agros.  nel  mansum.  uel  mansi  partem  receperit.  et  per  annum.  et  diem 
legitimum  quiete  possederit  si  quis  in  eum  agere  voluerit.  possessor  tactis  reliquÜB 
flola  manu  obtinebit.  et  Bio  de  oetero  sui  warandus  erit.  neo  amplios  supra  pre- 
dietis.    grauari  poterit.^ 

»  Ssp.  IL  3.  S.  1.  m.  88.  S  1-  Home y er  Register  8.  828.:  („Reobte  ge- 
were^) ^berecbtigt  den  Beklagten,  eine  Antwortsfrist  zu  verlangen  IL  8.  $.  1.  m. 
88.  §.  1.  a  70.  §.  D.« 

^  ürk.  Y.  1111  (Kraut  Nr.  8.}:  „Si  quis  curtem  aut  domum  per  annum  et  diem 
eine  contradictione  possederit,  nulli  boo  Interim  scienti  ultra  respondeat.*  — 
Bair.  Landr.  in  der  Note  4  abgedr.  Stelle. 

^^  Als  Abbaltungsgründe  waren  anerkannt:  Gefängniss,  Abwesenbeit,  ünmiLn- 
digkeit,  Geisteskrankheit.    Tgl.  die  Stellen  bei  Kraut  Nr.  81  ff. 

^^  So  nach  dem  Ingolstadt.  Stat  für  Leute  ausserhalb  Landes  10  J.  und 
1  Tag,  nach  dem  Bair.  Landr.  2  Jahre.  Sachsp.  I.  28.  Sobwsp.  a.  872. 
Rieht  st.  0.  27. 

"  Verm.  Sachsp.  I.  37.  2.  „Vorkauft  einer  ein  Erbe,  do  her  nicht  recht  zu 
bot  und  des  auch  kein  vormunde  en  ist,  wirt  das  yeme  angesprochin ,  der  is  ym 
abet  bot  gekawft  u.  is  wol  jar  u.  tag  in  siner  gewere  gehabit  bot  ane 
anspräche,  das  en  hilft  im  nicht,  her  mochte  denne  Yorkomen  mit  rechte, 
das  is  mit  simme  willin  is  geschehen,  der  is  im  anspricht,  das  mus  her  im  bewisen 
mit  geriohte" 

^*  Ausser  den  früher  angeführten  Stellen  z.B.  Alt.  Oulm.  Recht  IIL  45.:  „Ist 
das  erbliche  gut  der  eldistin  swestir  man  myt  ir  gegeben  Yor  dem  richter  u. 
Yor  den  schepen  in  gebegetem  Dynge  und  haben  sy  das  jar  n.  tag  besessen 


480  Oeiah.  d.  PriTatreohts.  n.  Kap.  g.  150; 

Vax  ea  ermöglicht,  ohne  besondere  Schwierigkeit  die  römische  usucapio 
au&unehmen,  neben  welcher  jedoch  im  hendgen  Rechte  noch  Wirkungen 
j„  j...i._i.__  9J(5iitij3j.  blieben.** 

!i  den  längeren  Fristen  dei  Yerjährung  in  Hinderungs- 
ich bereits  im  Mittelalter  hier  und  da  offenbar  ans  dem 
ite  eine  acquisitive  Yeijährung  mit  verechiedenen  Fristen.'* 

§.  150. 

&  An  bawcgllohsn  Siahaa. 

der  Habe  erwarb  man  das  Eigenthnm  dnrch  die  Qewere 
der  Hand  des  Eigenthümers  oder  eines  Dritten,  in  dessen 
dem  Willen  des  Eigenthümers  mittelbar  oder  nmnittelbar 
r.    Die  rechte  Qewere  findet  sich  bei  fahrender  Habe 


Bo  ml  die  gäbe  macht  haben  n.  d;  jimgiste  swestir  kau  dann 
Q.  ist  ie  der  eldlBtin  Bwestir  manne  nicht  gegehtn  vor  dem  richter 
geten  dinge,  lo  knmet  dy  jnngiste  sweetir  mit  der  eldistin  gljch 
ind  jrre  matir  erbe  und  des  dj  eldiote  aweBtir  n.  ir  man  besoBsen 
ra,  und  dj  jnngiste  des  nicht  gevordit  hat,  daa  Bot  ir  nicht  sohaden." 
T.  1293  S-  15-  (Ganpp  Stadtr.  1  8.  117.)  „Swae  goteB  ein  burger 
ner  gewalt  gehsbbet  hat,  dammbe  boI  in  nieman  danach  ansprecbfoi, 
tewendic  lande«  iat,  der  in  darnach  ansprachen  wil." 
ib.  et  T.  1370  TEL  2.  „So  wat  in  dem  EtTSbocke  der  8tad 
en  u.  Jar  nnde  Dag  dacinne  atan  hefft,  dar  ne  geit  n« 
id  were  also,  dat  de  gcnne  buten  Landes  wate,  de  it  bjrspraken 
ite  he  dat  tnghen,  he  ne  hadde  sine  Elaghe  nicht  vorlaren." 
<  Ersitzang  auf  Grund  der  Diotragung  in  die  5fFentl.  Bücher  nach 
(.  g,  1478.  (8  J.;  6  J.  §.  1472.). 

,  c  49.  "W.  (TgL  auch  c.  Sa  51.  daselbst):  Swax  mau  varende 
U  daa  ein  man  in  stiller  gewer  drin  jftr  ftne  rehte  «»- 
I,  decbf  im  in  dem  lande  ist,  unde  seit  imstn  gnot  gewiten 
in  hftt:  sA  hftt  er  es  mit  rehte.  seit  aber  im  stn  gewizen  das  er 
hftt,  swie  lange  erz  danua  inne  hat,  et  hftt  eri  doch  mit  unrehte. 
I,  86  wirt  es  nimmer  m6r  anspräche,  ünde  behabet  ei  im  teman 
de  ist  vihe  dar  nnder:  ollen  den  nni  der  dft  Ton  kernen  ist  Ober 
1  er  wider  geben.  Swas  anders  gnotes  ist,  dai  niht  Torende  gaot 
ein  man  in  stnor  gewer  sehen  jftr  ftn  nnBprftche  bt  dem,  der  bt 
te  iBt:  der  selbe  kan  be  nimmer  an  gesprechen.  hftt  ez  ein  man 
r  den,  die  flzer  landes  sint,  sA  hftt  er  reht  dar  an;  ei  st  danne 
e  gevangen  fliar  landes  oder  inner  landes.  unde  mac  er  dai  be- 
t,  sA  sol  manimreht  tuen  nmbe  alles  daz  er  an  sprieht*  Begens- 
!80  §.  7.  (Ganpp  L  169.)    „Item  qniounqne  domoB,  nneas,  «nas, 
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nur  in  beatinunten  Fällen.^  Der  Ghnnd  liegt  überliaiipt  in  dem  Zurück- 
treten der  beweglichen  Habe  gegenüber  dem  Grundyermögen  und  zeigt 
sich  am  Deutlichsten  bei  der  Eigenthumsklage  (§.  153.)- 

§.  151. 

4.    Beeilte  an  fremden  Saehen. 

I.  Grundstücke  und  Grundzinsen  wurden  zu  Lehen^  gegeben  in 
einer  dem  Landrechte  analogen  Form  durch  die  Auflassung  und  In- 
vestitur. Letztere^  nahm  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  den  Charakter 
einer  Uebertragung  des  Hechts  (dominium  utile)  an  und  fand  unter 
Anwendung  von  Symbolen  fortwährend  statt,  die  Lehnbriefe  pflegte 
man  schon  frühe  in  einem  eigenen  bei  dem  Lehnhofe  geführten  Buche 
(Lehntafel)  einzutragen. 

n.  Lmerhalb  des  Hofrechts  findet  sich  eine  vom  Herrn  übertragene 
Gewere,3  welche  den  Hofesleuten  in  mannigfaltiger  Abstufung  bald 
ein  widerrufliches  Nutzimgsrecht,  bald  ein  erbUches  gegen  Erbzins,  bald 
ein  obgleich  beschränktes  Eigenthumsrecht  gab.  Während  ihre  Ver- 
leihung lediglich  vom  Herrn  abhing,  kommen  für  die  XJebertragimg  des 
Rechts  auf  Personen  in  dem  Hofe  wie  ausserhalb  desselben,  wo  solche 
gestattet  war,  ähnliche  Formen  als  nach  dem  Landrechte  vor  mit  ähn- 
lichen Folgen, 

m.  Ausser  diesen  Fällen  von  Rechten  an  fremden  Sachen  kennt 
das  ältere  Recht  deren  beim  Rentenkauf  (§.  162.),  Pfandrecht  (§.  159.). 
Zu  diesen  Rechten  gehört  die  bereits  in  vielen  Stellen  vorgekommene 
Errichtung   einer  Leibzucht,   das  Ausgedinge,  Leihen   eines  Gutes 


cnrias  Tel  alias  possessiones ,  infra  terminos  pacis  civitatis  Ratisbonensis  sine  im- 
petitione  possederit  decem  annis,  et  postea  super  illis  fuerit  impetitus,  si 
qnietam  possessionem  septima  manu  probabit,  in  pace  res  ipsas  postea  possi- 
debit.« 

1  Sachsp.  I.  28.  8-  1.    Schws.  o.  29  f.  372.  W. 

^  Ausser  manchen  bereits  citirten  Stellen  vgl.  Kraut  Grundriss  $S*  78.  202. 

^  Ygl.  Homeyer  Syst,  des  Lehnr.  S.  324  ff. 

*  Glosse  zum  Sachs.  Lehnr.  41.  ,^eine  bawren,  die  do  in  meinem  dorfe 
sitzen,  die  sind  mein,  und  die  ecker,  die  sie  haben,  die  sind  auch  mein.  Nun  mag 
ich  meinen  bawren  nicht  davon  treiben,  er  verwürk  es  denn  mit  sonderlichen  Sachen. 
Und  woelt  ich  in  denn  daryon  treiben  mit  unredlichen  Sachen,  der  bawer  blieb 
billioher  bei  seiner  gewer,  wann  das  ich  in  daryon  treiben  moocht,  obwohl  der 
bawer  die  gewer  von  mir  hette.^  —  Kraut  Grundr.  §.  256  ff.  —  Dazu  s.  oben 
die  §§.  54-56.,  88.,  107. 

Y.  Schulte,  Reichs-  und  Rechtsgeech.    8.  Aufl  q-^ 


Geaoh.  d.  Privatrechta.  EL  Kap.  §.  IÖ2. 

dgL  m.  Die  FäUe  dieser  Art  wie  der  unter  IL  gingen 
'orm  Ton  Reallasten  über.  Man  bediente  sich  ganz  der 
'ormen,  ^e  dann  die  Eintragung  späterhin  auch  bei  den 
onalaervi  tuten  Sitte  wurde,  während  bei  den  allgemeinen 
1  Lasten  (Zehnten,  Gemeindenutzungen  u.  s.  w.)  die  Bin- 
Is  nothwendig  erschien.' 

6.  Die  Klagen.* 
§.  1&2. 


Klage,  womit  man  eine  Sache  als  Eigen,  Lehen  u.  a  w. 
es  darauf  an,  ein  besseres  Kecht  als  der  Beklagte  hatte, 
Hierfür  entschied  auf  Seiten  des  Klägers  der  Nachweis 
3rwerb8gT;mde8  (Erbgang,  näheres  Erbrecht,  früherer  Er- 
m  Vormann,  Erwerb  vom  bessern  Tormann,  Erwerb  zu 
t  dem  geringeren  Reclite).  Der  Beklagte  hatte  die  Vor^ 
'-es  immer,  bei  der  rechten  Gewere  da«  Recht  zur  eigenen 


Die  OemcindenutzangBii  insbcs.  die  Realgemeinderechtp  in  ihrer 
s.w.  in  Zeiischr.  f.  d.  R.  IX.  S.  1  ff.  E  Fried  lieb  Die  Rechts- 
Btexi,  Jena  1860.  Kraut  Grundr  §,110 ff.  Ueber  ein  eigeDthüra- 
eaetz  H.  Rudolphs  IV.  von  OeBterrcich  Berohtold  Oesterr.  L. 
irch  die  Eintragung  war  überliaupt  die  Möglichkeit  geboten,  Rech- 
Paclit,  Vorkauf  u.  a.)  den  Charakter  dinglicher  zu  geben. 
elbrück  Der  Schutz  des  Eigenthums  und  des  Beattzea  nach  SI- 
techte  in  Zlschr.  f.  d.  B.  XIV.  8.  207  ff.  Ders.  Die  dingliche 
lenRechts,  Leipzig  1857.  —  Brackenhöft  Ueber  die  aog.  juriat- 
licn  in  Zeitachr.  f.  d.  R.  V.  S.  133  ff.  J.  F.  Behrend  Obaer- 
e  simplici  (schlichte  Klage  i  juris  Oerm.  Oreifaw.  J861-  P.  La- 
genarechtlichen  Klagen  nach  den  SBchsischen  Reofatsquellen  des 
1869. 

134.  145-149.  üeber  den  Fall,  dass  der  Beklagte  sich  der  Klage 
[.  70.  §.  1.  —  Sehr  lehrreidi  Kap.  2i— 27.  Riohtst.  Landr.; 
amt  auch  die  Theilnngaklage  wogen  Erbe  Tor,  worüber  noch 
I.  Scnt.  dl!  divin.  haered.  a.  1232:  „si  quis  infra  minores  annos 
)  consanguineo  auo  bona  pro  indiyiao  poasideat,  dcinde  ad 
perToniona,  et  id  corara  iudice  probans,  diTisionem  ipsornm  bono- 
endam,  et  consanguineus  contradicat,  ai  fuerit  dirisio  pronnn- 
',em,  tantum  iuris  ex  üla  sententia  iudioia  conaequatur,  qnanto  si 
im  6ere(  roluntatc.    Quod  corundem  principum  dictante  sententia 
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Yertretung.    Beim  Berufen  auf  den  Erwerb  Tom  Kläger  lag  diesem  der 
Beweis  ob. 

n.  Wurde  das  Grundstück  dem  Beklagten  abgesprochen,  so  Hess 
sich  der  Klüger  auf  die  gewöhnliche  Weise  einweisen^  durch  den  Be- 
sitzer oder  das  Gericht.  Die  Herausgabe  der  Früchte  hing  ab  von  dem 
guten  Glauben  und  der  Zeit  der  Klageanstellung.) 

§.  153. 

b.   Klagenm  fahrende  Habe.* 

I.  Das  Recht  kennt  eine  Klage  auf  Herausgabe  einer  beweglichen 
Sache  mit  dinglichem  Charakter,  die  gegen  jeden  Besitzer  angestellt 
werden  kann,  nur  in  dem  Falle,  wo  die  Sache  wider  den  Willen  des 
Besitzers^  abhanden  gekommen  ist.  Sie  ist  entweder  die  schlichte 
Klage  oder  die  Klage  mit  anevang. 

n.  Die  schlichte  Klage^  stützt  sich  auf  die  blosse  Behauptung, 
det  Beklagte  habe  die  Sache  des  Klägers.    Hier  steht  dem  Kläger  der 


1  Vgl.  jedoch  Schsp.  in.  83.  §.  1. 

'  ^gl-  §•  147.  I.  und  Sachsp.  IL  44.  §.  2.  „Sve  ayer  en  gut  in  geweren  he- 
▼et,  dat  üne  an  irstoryen  is  oder  ime  gegeven  oder  gelegen  is,  unde  he't 
selve  niemanne  ne  nimt,  des  ne  darf  he  nicht  wedergeven  des  he  dar  ut  nimt, 
of  ime  dat  gut  afgewunnen  wert,  de  wile  he  dar  af  nenes  rechtes  ne  wei- 
geret." 

*  J.  Fr.  Budde  Diss.  de  yindicatione  rerum  mobilium  germanica.  Bonn  1837. 
Die  §.  129.  und  152  cit.  Schriften,  Homeyer  Bichtsteig  Landrechts  S.  439  ff. 

^  Ssp.  IL  60.  §.  1.  schliesst  alle  Fälle  des  Abhandenkommens  mit  Willen  aus* 
Gegen  den  Willen  ist  die  Sache  abhanden  gekommen,  mag  sie  dem  Herrn  oder 
dem  Knechte  entwendet  sein,  oder  letzterer  ohne  des  Herrn  Willen  sie  weiter 
gegeben  haben:  das.  III.  6.  §.  1.  „Yerdobelet  en  Knecht  sines  herren  gut,  oder 
vorsat  he't,  oder  verkoft  h'et  die  herre  magh  it  wol  weder  vorderen  mit  rechte, 
desto  he  sik  dar  to  tie  als  rocht  is.**  Der  faktische  Besitz  ist  mithin  überhaupt 
mangelhaft  u.  gegen  die  Klage  des  Eigenthümers  ohne  Schutz,  wenn  er  anfing  gegen 
dessen  Willen,  sei  es  dass  direkt  der  Besitzer  die  Sache  entfremdete,  oder  derselbe  sie 
von  dem  Räuber  oder  Dieb  empfing  (Sps.  U.  37.  §.  1.),  oder  sie  irrthümlich  fflr  die 
seinige  nahm  (Sps.  III.  89)  oder  sie  erhielt,  nachdem  sie  dem  Eigenthümer  durch 
Elementarereignisse  (Sps.  IL  29.)  oder  Terlust  (11.  37.  %.  1)  abhanden  kam. 

'  Richtst.  Landr  o.  11.  Ygl.  damit  Sachsp.  L  53.  §.  2.  ,,Sprikt  die  man 
gut  an,  unde  klaget  he  dar  up,  unde  wirt  he  mit  rechte  daraf  gewisct,  he  blift  is 
ane  bute  unde  anne  wedde,  de  wile  he's  sik  nicht  underwint.**  —  Das  Ver- 
hältniss  des  unterwinden  zum  anevangen  ist  nicht  klar.  Ssp.  III.  22.  §.  3. 
„Ünderwinden  mut  sik  ok  wol  en  man  sines  gudes.  syar  he't  süt,  mit  rechte,  dat 

31* 


itt.  n.  Kap.  g.  153 

the  unter  Bicb,  diesem  die  Leagnnng 
wird  der  Kläger  abgewiesen,  wofern 
Igt  dieser,  so  steht  ihm  die  Klage 
e  den  Besitz  zu,  behauptet  aber  die 
der  Ton  dem  EigeDthQmei  ererbt,<> 
lum  erhalten  eu  haben,^  so  hat  er 
Der  Beklagte  kann  sich  auf  einen 
Uage  war  entweder  Abweisung  dea 
e  an  denselben, 
elcher  sie  im  Besitze  hatte,^ 

rer  bescedene  tiet."  Diw  geht  offeobar 
TerhfillniBsee ,    wo   vun  einem  Torent- 

roh  den  Beklagten,  bei  den  er,  wo  er  die 

i  kann.    Biehe  Homeyer  a.  a.  0. 

nan  den  man  amme  dat,    dea  he  nicht  ne 

BTat  man  aver  undor  ime  bewisen 

ane   unBoull."    I.  22.  %.  4.  I.  62.  §.  4- 


104  und  BichtBt.  S.  495.  Sacbap.  I.  15. 
it,  oder  Bat,  oder  to  behaltene  dut,  nmiiio 
le  dar  na  beeaken,  oder  sin  erve  na  aime 
dde,  dan  jene  al  ooe  dar  vor  to  sTsrane. 
:in  Tarende  gut  dar  an  getOgen  oder 
1  to  rechte,  b«  brikt  ime  ginen  getücb; 

l.  16.  S-  2. 

der  egohet,  dat  he  vergeTen  oder  Ter- 
Ict  he  der  kSpinge  oder  der  gift,  jene,  die 
wol  bahalden  der  die't  sagen."    RichtBt. 

I.  13. 

tpr.  TL  8.  sprechen  die  Klage  dem  Leiher 
iz  mir  ein  gnot  Terstolen  wirt  das  mtr 
I  stn.  ande  stirbe  ich ,  oder  entwich  ich 
D,  des  ec  dft  Ut."  Baohsp.  n.  60.  §■  1. 
perde  ,  oder  en  kleid,  oder  jenegerhande 
on  sinen  geweren  let  mit  siue  willen,  Ter' 
9r  Tersat  he  sie,  oder  Terspalet  he  sie,  oder 
le  die  sie  verlegen  oder  Tersat  hcTet,  die 
ebben,  ane  uppe  den,  deme  he  sie 
Ter  jene  rechtes  dodea  oder  unrechtes,  so 
den  erven,  oder  jegen  den  richtere,  of  it 
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auf  eine  strafbare  "Weise,  vonfügKoh  durch  Eaub  oder  Diebstahl *ö  ab- 
handen gekonunen,  oder  findet  sie  der,  dem  sie  entfremdet  ist,  bei  Jemand, 
der  sie  nicht  sofort  herausgibt,  oder  zu  besitzen  verredet,^^  so  kann  er 
sie,  in  welcher  dritten  Hand  er  sie  immer  findet,  anpacken,  anfangen, 
als  habe  er  die  Sache  bei  der  hanthaften  That  ertappt.*^  Der  Inhaber 
gibt  entweder  die  Sache  heraus  oder  erklärt  sich  bereit  vor  Gericht  zu 
kommen,  oder  weigert  beides ;  in  letzterem  Falle  kann  man  ihn  als  Dieb 
belangen.  Kommt  er  vor  Gericht,  so  beginnt  der  Kläger  seine  Klage 
auf  gleiche  Art  zu^^  dem  Zwecke  die  Sache  bis  zur  Entscheidung  in 


^^  Ygl.  nota  10.  Rechtsb.  n.  DisB.  42.  1.  (Kraut  §.71.  n.  3.),  ,,yon  rechte  aal 
man  keyn  gud  anefangen,  wen  dubig  gut  adder  geroubet  gud,  adder  gut,  daz  ejn 
gesinde  —  syme  herren  obel  zu  brengen.**  —  Salfeld.  Stat.  (dos.  n.  10.)  ,,Ab 
einem  manne  —  ein  rerstolen  ding  yersatzt  wirt,  kernt  her  darnach,  dez  iz  ist,  her 
eal  iz  anvangen/^  Vgl-  noch  L.  Bip.  LXXV.,  Bachsp.  II.  37.  §.1.;  Sohwsp. 
c.  265  W.  Saohsp.  III.  6.  §.  1. 

^^  Richtet.  Landr.  o.  11.  §.  3.  „Bit  mach  de  cleger  anspreken  tyierlei  wis. 
He  mach  it  anspreken  mit  euer  suchten  clage,  edder  he  mach  it  anyan.  Sprio- 
stu  sin  wort  in  slichter  clage  so  sprik  alsus:  her  richter,  N.  claget  gode  unde  iu, 
dat  'S.  des  sines  hebbe  ande  biddet,  da  gien  tur  antwerde  biden.  Sprikt  denne  de 
ontwerder:  her  richter  unsculdich  bin  ic,  dat  ic  des  sines  ioht  hebbe;  wen  he  sus 
mit  dem  ede  wil  yan  di  komen,  so  hefstu  twier  kor.  Wultut  bcwaren  dat  he  nicht 
Bweren  ne  möge,  so  yrag  sus:  her  richter,  ic  bidde  ens  ordels,  na  deme  dat  wit 
under  eme  bewisen  mögen,  oft  hes  mit  sime  ede  yorsaken  möge,  dat  hes  nicht  ne 
hebbä  edder  wat  en  recht  si.  So  yintme  he  ne  möge.  Wultu  ayer  ene  scenden,  so 
lat  ene  den  ed  don,  unde  aneya  dar  na  din  ding,  so  helpet  em  sin  ed  nichtes  nicht 
unde  du  crigest  dat  dine  wedder.  Wete  ayer  dat  itlike  secgen,  dat  aneyank  an 
neneme  dinge  tu  rechte  gescin  möge,  wen  an  deme  dat  yerstolen  odder  genommen 
si.  Des  is  nicht,  den  en  islik  mut  sie  des  sinen  wol  mit  rechte  underwinden  war 
het  süt.  Tom  anderen  male  mach  me  yarende  haye  mit  aneyange  beclagen.  Sprikstu 
desser  clagen  wort,  so  du  alse  he  leret.^  L.  Sal.  XLVII.  „Si  quis  —  quodlibet 
pecus  super  alterum  agnoyerit,  mittat  cum  in  tercia  manu  .  .''  Rip.  XXXIH. 
„Si  quis  rem  suam  cognoyerit,  mittat  manum  supeream..**  Ottonis  I.  et 
n.  Edict.  a.  967.  c.  7.  „Si  quis  equum  suum  yel  cetera  aiiimalia  siye  rem  suam 
super  aliquem  repperit,  et  ipse  warentem  dare  se  dixerit,  st^tim  iuret  ut  ad 
certum  warentem  cum  oonduoat,  et  super  tertium  warentem  et  tertium  comitatum 
non  procedat.    Et  si  hoc  facere  noluerit,  rem  perdat,  et  secundum  legem  componat.'' 

"  L.  Sal.  XXXVn.  Rip.  XLVII.  Homeyer  im  Reg.  zum  Sachsenapiegel 
I.  8.  333. 

**  Saohsp.  IL  36.  §.  1.  ,Sye  so  oyer  den  anderen  dach  sine  düye  oder  sinen 
rof  under  enen  manne  yint,  die  dat  openbare  gekoft  heyet,  unde  unhalinge  gehalden 
heyet,  unde  des  getüch  heyet,  den  ne  mach  man  nener  hanthaften  dat  sculdegen, 
al  yjnde  die  man  die  düye  under  ime  he  ne  hebbe  yor  sin  recht  yerloren.  Wan 
mit  des  richteres  orloye  mut  he  sin  gut  wol  anevangen  mit  rechte.  —  §.  2.  Wil  ayer 


d.  Privatreohta.  11.  Kap.  g.  163. 

lewahreB  zu  lassen.'*  Hit  diesem  Akte  muss 
seines  Kechts  und  das  Entkommen  wider  Willen 
eweisen."  Der  Beklagte  musste  gldcMalls  so- 
tung  entgegenstellen  d.  h.  seinen  Erwerbsgrund 


Tor  dnt  richte  kome,  ao  bidde  he  ine  weder  ker«n 
.,  he  sorie  ine  dat  ^ei'Qchte  an  unde  gripe  in  an  vor 
anthaft  ei ,  wende  he  sie  ecüldich  hevet  gemaket  mit 
willea  TOT  gericht«,  he  sb.!  sik  nnterwinden  sineB  gudes 
aver  jene,  he  hebhe't  gekoft  appe  deine  gemenen  mar- 
,  80  is  he  dÜTe  anecDIdich,  deete  he  die  stat  bewise 
ne  penninge  Terlflset  he  aver,    die  he  dar  nrnme  gaf, 

ime  Terstolen  oder  afgerovet  was,  of  he  aik  dar  to 
le  Tulkommener  lOde  an  irme  rechte ,  die  dat  weten 
I  geloBet  8).  —  %.  6.  Seqet  aver  jene,  it  »i  ime  gegeven 
nut  he  benomen  sinen  geweren  'weder  den  be't  gekoft 
e't  kofte;  he  mat  aver  Bveren,  dat  he't  tie  to  rechter 
gen  over  virteinnacht  avar  he  tiOt,  ane  over  aoe- 
ert  alse  recht  is,  die  gewere  mut  antwerden  an  einer, 
De  burst  an'me  geweren,  he  mat  dat  got  mit  gewcdde 
it  man  ime  davee  oder  rovea  dar  an,  de«  mut  he  aik 
laet  it  ot  die,  de't  aneTanget  hevet,  he  mut  it 

gewedde.  —  g.  6.  —  §.  7.  Selve  dridde  aal  he  aik 
Tet;  of  jeme  burst  wirt  an  deme  geweren  (dazu  I.  15. 
deme  dat  gut  geaneviinget  wirt  (ist  ein  Yormann  ge- 
pa.  m.  83  g.  3.),  die  eal  dat  gut  halden  in  sinen  ge- 

afgewunven  werde."     Cf.  U.  87.  II.  SO. 
mannm   mittere,  intertiaro,  res  intertiata. 
S2  n.  10}  von  1276.    ,Sva  aio  man  ain  diupigea  oder 
1«   BOl  er  anvahen  mit  dea  richters  boten,   mag  er  des 
Bo  Bol  er  ea  selb  Emvaheu  unz  ao  den  riohter  und  aol 

dea  richtera  gewalt  und  aol  es  für  gertchte  füren 

ist  dem  recht  ist  alao ,  dae  er  im  grifon  aol  an  das 
en  bereden ,  daa  eB  im  diuplich  veratolen  Bi  oder  ge- 
liehen hinz  dem  in  des  gewalt  er  ea  funden  hat  der 
mit  gelerten  werten:   ich   widerTah  das  tob  oder  rint 

komen  iB,  ob  ich  mac." 

ron  IISO  §.  2S.  (Oaupp  IL  8.  23.)  .Nemo  rem  eibi 
are  polest  nisi  iuramento  probaverit  aibi  forto 
tem  heruB  in  ciyna  potestate  invenitnr  dizerit  se  in 
el  predato  ab  ignoto  aibi  emisBe.  eujuB  etiam  domom 
ifirmaverit.  nnllam  poenam  aubibit  Si  vero  a  Bibi 
).  XTT.  diebus  ei  per  comiciam  noatram  Ucebit,  qnem 
am  habere  non  poterit  penam  latrocinii  anstinebit.* 
uB  dem  la  •Tahrh.  gg.  K.  D9.  (daa.  8.  86.). 
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angeben  und  beweisend  ^  Als  solchen  kann  er  einen  ursprünglichen  an- 
geben oder  sich  auf  den  Erwerb  von  einem  Dritten  berufen  (tertiam 
manum  quaerere,  sinenGeweren  benomen).  Behauptete  er  den 
Gewähren  nicht  zu  kennen,  so  wurde  er  durch  seinen  Eid  von  Busse 
frei,  war  aber  zur  Kückgabe  verpflichtet.^''^  Benannte  er  seinen  Vormann 
und  stellte  sich  dieser,  oder  wurde  vom  Beklagten  gestellt,  so  wurde  der 
Beklagte  frei  und  es  trat  jener  ein,  worauf  dieselben  Regeln  zur  An- 
wendung kamen.  Konnte  der  Yormann  nicht  gestellt  oder  nicht  über- 
fuhrt werden,  so  unterlag  der  Beklagte.  Der  unterliegende  Kläger  zahlte 
eine  Busse;  eme  solche  traf  gleichfalls  neben  dem  Verluste  der  Sache 
den  unterUegenden  Beklagten  in  bösem  Glauben.  Somit  liegt  die  eigen- 
thümlicfae  Beschaffenheit  der  Klage  in  der  ehrverletzenden  Vor- 
aussetzung und  der  Pflicht  zur  Bückgabe  dessen,  der  die  Sache  ohne 
einen  das  Ei  gen  t  hu  m  verleihenden  Grund  gegen  den  Willen 
des  Eigners  bekommen  hatte.^®  Jedoch  lässt  sich  die  Klage  mit 
anevang  nicht  unbedingt  als  eine  Pönalklage  auffassen.^ ^ 

IV.  Hatte  Jemand  eine  Sache  mit  Willen  aus  seiner  Gewere  ge- 
lassen, so  kam  es  darauf  an,  ob  dieselbe  noch  in  der  Hand  dessen  war, 
dem  er  sie  lieh,  anvertraute,  verpfändete  u.  s.  w.  oder  nicht.  Im  ersteren 
Falle  stand  ihm  die  personliche  Klage  auf  Rückgabe  gegen  denselben 
unbedingt  zu.^«  Ist  aber  die  Sache  bereits  in  einer  weiteren  Hand,  so 
hatte  im  Mittelalter  der  Eigenthümer  nur  eine  Forderung  gegen 
den  Entleiher  u.  s.  w.^^     Bereits  im  13.  Jahrhundert  wurde  jedoch   in 


<^  Homeyer  Richtst.  Landr.  S.  441,  494  ff.  Das  weitere  processuale  Ver- 
fahren ergibt  sich  aus  dem  früheren.    Homeyer  S.  498  ff. 

"  L.  Bajuv.  yni.  cap.  7  u.  cap.  13.    Ed.  Rothar.  c.  23Ö,  Sachsp.  11.  36. 

iB  Da  das  ältere  Recht  nicht  blos  im  Falle  des  raublichen  oder  diebischen 
Entfremdens ,  sondern  zum  Theil  die  Klage  allgemein  beim  Finden  gibt ,  liegt  in 
dem  Yeweigern  der  sofortigen  Heransgabe  beim  Absprechen  ausserhalb 
oder  innerhalb  des  Gerichts  der  Ter  dacht  der  Veruntreuung,  auf  den  es 
die  Klage  baut.  Den  gleichen  Gesichtspunkt  hat  offenbar  für  den  gleichen  Fall 
das  Mittelalter. 

^9  Verschieden  von  dem  Dargestellten  war  die  Klage  auf  Rückgabe  einer  ab- 
handen gekommenen  Sache,  wenn  sie  ein  Jnde  besass.    Ssp.  in.  7.  §.  4. 

^  Ssp.  ni.  22.  §.  1.  „Sve  dem  anderen  liet  en  perd  oder  kledere  to  besco- 
denen  dagen,  halt  he  it  oYer  den  dach,  unde  wert  he  dar  umme  beklaget,  he  sal't 
altohant  weder  geyen  unde  betören,  of  he  it  geergeret  heyet.**  Richtst.  Landr. 
c  11  vgl.  mit  c.  47.  Verm.  Ssp.  IV.  42.  5.  «Wer  deme  andern  ioht  sines  gutes 
lihet  mit  willen,  behilt  he  daz  dissem  yor  wedder  willen  und  recht,  daz  mach 
he  nicht  anegefangen;  he  mnss  is  wedder  an  deme  furdern  mit  rechte.*' 

''  Sachsp.  n.  60.    Die  Ausnahme,   dass  er  gegen  den  die  Sache  besitzenden 


1.  d.  Priratreehts.  n.  Kap.  g.  1S3. 

Verleiher,  Anvertrauer  u.  s.  w.  eine  Klage  gegen 
renn  der  Empfänger  selbst,  also  auf  unredliche 
r  gab  oder  starb, ^^  ebenso  in  bestinunten  Fällen 
he  gestattet.^^  Den  hier  überhaupt  zu  Grunde 
ie  Parömie  ans  Hand  mussHand  wahren, 
if  das  InteresBe  des  erweiterten  Yerkehrs  wurde 
Itrechten  für  bestimmte  Fälle  jede  Klage  gegen 
issen.^*  Auf  diesen  Grundlagen ,  welche  das 
erschüttern  vermochte,  mhet  das  heutige  Recht'^ 


lat,  erklärt  «ich  leicht.  Tgl.  darüber  noch  Ssohgp.  L 
Dieao  Klage  ist  aber  auch  nnr  persOulioIi,  uiolit  dinglich, 
le  für  die Terbroitung  dieses  Satzes  Proiburg.  R.  Ton 
er  StadtT.  tod  1347  Art,  177.  IflI.  Baior.  Landr.  (bei 
len'HOhe  Stat.  Art.  67.  (das  n.  39.) ;  »So  welk  Hau  dem 
I  Eledt ,  oSle  welker  honde  Ond  idt  sjr ,  n.  tho  welker 
1  leht  mit  sioem  Willeo,  Terkofft,  rersettet,  verspeiet 
i;  de  idt  erateD  vorlenel  oder  versettet  hcBt,  de  wäret 
»n  hefft."  -  Fries.  Landr.  N.  17.  (das.  n.  40).  Hamb. 
ben  Grundsatz  hat  das  franzOsischs  Recht.  (IVarD- 
I-  und  Rechtagegchichte  II,  8.  332  ff).  Hie  Ausnahme 
1  det  Knecht  des  Herrn  Gnt  rerbringt,  trots  de«  Ter- 
echt,  findet  ihre  innerliche  Rechtfertigung.     Vgl.  g.  146. 

T.  ,Unde  Ithet  ein  man  dem  andern  einen  Bilbectuen 
Bol   des  baz  hüeton   dan  stn  selbes  gaot.    nnde  wiK  ot 

;elten.  80  sprechend  sameltche  liiite,  nnde  Verliese  einer 
sei  er  imz  uiht  gelten.    Des  enist  nibt,  einem  iegltohen 

er  fremdes  gnotes  baz  sol  pflegen  danna  dez  stn  selbes." 

Labisches  Recht  von  1340  (Krau t  n.  ÖO.t,  Sachs. 
D.  54.),    St  ad.  Stat.  das.  n.  53.     Bremer    dos.  n.  62., 

linem  Handwerker  Sachen  zu  verarbeiten  gibt  oder  der 

demLflh.  Rechte  bei  Kran  t  n.  45.  „En  jewelio  mensche 
iS  wat  lene,  wante  cumt  it  so  dat  de,  deme  it  ghelenet 
a.  ofte  it  bekumeret  wert  oder  holt  it  jemenl  np ,  de 
hevet,  de  is  plichtich  it  to  losende  ofle  hst 
e  gene,  de  it  nnter  sie  hevet,  maghet  bet  beholden  — , 
ren  dat  gelenet  hevet." 

TII.  9,  ,8o  welker  bände  gut  ein  man  bringet  in  deas« 
;n  se,  spreke  dat  jennig  man  an  vor  duwe  edder  raff, 
ade  in  sinen  weren  mit  twen  bederven  mannen,  de  dar 

Allgem,    deutsch.   Handelsgesetzbuch ,    dessen  Art.  307 


'  «• 
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§.  154. 
rV.  Staatliche  Beschränkungen  der  Sachenrechte* 

V.  Als  ein  dem  Könige  zustehendes  und  nur  durch  seine  Verleihung 
erwerbbares  Recht  erscheint  bereits  im  früheren  Mittelalter  die  Förderung 
der  MetalleJ  Mit  dem  Erwerbe  der  Regalien  kam  dies  Recht  an  die 
Landesherren,  von  denen  es  an  Private  unter  verschiedenen  Formen  ge- 
geben wurde.  Hierzu  wurden  dann  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
auch  die  Salinen  gerechnet.* 

n.  Während  das  Jagdrecht^  in  ältester  Zeit  als  eine  Folge  des 
Eigenthums  erschien,  wurde  dessen  Ausübung  durch  die  Bildung  der 
königlichen  Forsten  und  die  Einbeziehung  von  Privat-  und  Gemeinde- 
waldungen in  diese  in  jenen  Gegenden,  wo  es  königliche  Waldungen 
gab,  ein  königliches  Recht.  Nach  dessen  Bildung  machte  man  vielfach 
auch  dort,  wo  keine  königlichen  Forsten  waren,  solche  durch  Hegung 
des  Wildes  mit  dem  königlichen  Banne.  Dies  Recht  kam  durch  Ver- 
leihung an  die  Landesherren.*  Nur  bei  den  Grundstücken,  welche  im 
echten  freien  Eigenthume  nach  altem  Rechte  blieben,  erhielt  es  sich  fort- 


der  neueren  Entwicklung  bezüglich  der  Papiere  auf  den  Inhaber  Rechnung  trägt. 
Den  deutschreohtl.  Grundsatz  hatte  schon  wesentlich  dsterr.  a.  b  Gt.  B.  §§.  368. 
458,  während  das  preuss.  A  L.  R.  Th.  I.  Tit.  15.  §§.  25.  26.  42—44.  ein  Oompro- 
miss  mit  dem  röm.  zeigt. 

*  H.  BShlau  De  ragalium  notione  et  de  Salinarum  jure  regali  commentarü, 
Vimar.  1865.  4.  Her m.  Strauch  Ueber  Ursprung  u.  Katur  der  Regalien,  Erlang 
1865.  —  Steinbeck  Das  Bergrecht  des  Sachsp.  in  Zeitschr.  f  d.  R.  XL  S.  254  ff . 
"Weiske  Der  Saohsp.  u.  das  Bergregal  das.  XII.  S.  270  ff.  Zachariä  Ueber  Re- 
galien überhaupt  u.  das  Salzregal  in  Deutschland  insbes.  das.  XIII.  S.  319  ff.  Leop. 
Grueter  De  regali  metallorum  iure.  Diss.  inaug.  Bonnae  1867.  Ein  Aufsatz  von 
K.  Komm  er  Ueber  die  Entwicklung  des  Bergregals  bis  zum  J.  1273  und  die 
Bachsenspiegelstelle  I.  35.  Die  Literatur  über  das  Eigenthum  an  Waldungen,  Jagd- 
recht  u.  s.  w.  bei  Kraut  Grundr.  §.  86  ff. 

1  Stellen  bei  E  r  a  u  t  §.  94  ff.    Oben  §§.  58.  75.  79    100.  102. 

»  Kraut  §.  97.  Dipl.  Rudolfs  L  v.  1297.  (Böhmer  Reg.  n  861.).  Die  An- 
sicht, welche  nur  das  fossile  Salz  dahin  rechnet,  ist  mit  den  Quellen  nicht  vereinbar. 
Aber  weder  gab  es  ein  allgemeines  Salzregal,  noch  hörte  darum  das  Eigenthumsrecht 
an  Salinen  auf,  die  aus  alter  Zeit  bestanden.  Es  ist  überhaupt  vor  der  Verwechs- 
lung des  späteren  Monopols  mit  dem  Regal  zu  warnen. 

•  Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.87  f.  u.  manche  der  im  Verlaufe  der  Dar- 
stellung mitgetheilten  Urkunden,  besonders  in  den  §§.  69.  76.  77.  79. 

♦  Im  Priv.  majus  §.  5  für  Oesterr.  wird  das  Jagd-  und  Fischereireoht  und  das 
Obereigenthum  an  Waldungen  allgemein  beansprucht.    Vgl.  Berohtold  S.  189  ff. 
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liebe  Lasten  bestanden  für  Grundstücke,  wozu  namentlich  das  An- 
wenderecht, der  Notbweg  u.  a.  gehören. 


Drittes  Capitel. 

Die  Rechte  aus  Forderungen.* 

§.  155. 
I.  Allgemeiner  Charakter. 

Nicht  der  Mangel  an  Verträgen,  ohne  welche  ein  Rechtsverkehr 
undenkbar  ist,  wohl  aber  das  Zurücktreten  des  Vertragsrechts  charak- 
terisirt  das  ältere  Recht.  Dies  liegt  theils  in  den  Verhältnissen  des  Ver- 
kehrs, theils  in  dem  Vorwiegen  des  Grundbesitzes  und  seiner  Bedeutung 
für  die  Fan^lie.  Hierdurch  entfielen  manche  darauf  bezügliche  Verträge- 
Desgleichen  schränkte  die  eigenthümliche  Stellung  gewisser  Massen  be- 
weglicher Habe  den  Verkehr  ein.  Ein  Ersatz  lag  in  der  Verbindung 
persönlicher  Leistungen  mit  dem  Besitze  und  Genüsse  von  Grundstücken. 
So  tritt  das  Vertragsrecht  nur  in  den  Städten  bedeutsam  auf,  wo  es  sich 
in  gleichem  Schritte  mit  den  Umänderungen  des  ehelichen  Güterrechts 
und  des  Erbrechts  auszubilden  anfing.  Wie  kaum  auf  einem  anderen 
Gebiete  wurde  die  deutsche  Entwicklung  hier  durch  das  fremde  Recht 
unterbrochen,  bis  dessen  Sätze  zuletzt  für  die  Grundformen  des  wechseln- 
den Verkehrs  sich  an  die  Stelle  des  heimischen  setzten.  So  wenig  dieses 
einerseits  zu  beklagen  ist,  so  gewiss  darf  andererseits  der  Geist  des 
deutschen  Rechts  bei  dem  Ringen  der  Neuzeit  nach  einheitlicher  Ge- 
staltung um  so  weniger  übersehen  werden,  als  deren  für  den  Handels- 
verkehr wichtigste  Formen  nicht  auf  dem  fremden  Boden  gewachsen 
sind.  Diese  bieten,  sofern  man  auf  den  Umfang  der  Objecto  sieht,  einen 
vollen  Ersatz  für  das  Verlorene  und  besonders  der  heutigen  Jurisprudenz 
ein  reiches  Feld  der  Thätigkeit. 

yebitur  aedificium  per  Judicium  civitatis.^    Das  ist  der  Anfang  der  s.  g.  Demoli- 
rnngsreverse  in  Festungen. 

*  O.  Stobbe  Zur  Geschiebte  des  deutschen  Yertragsreohts,  Leipzig  1856.  H. 
Witte  Die  bindende  Kraft  des  Willens  im  altdeutschen  Obligationenrecht  in  Zeitschr. 
f.  Rechtsgesch.  VI.  (1867)  S.  448  ff. 


Haftung  aus  TerbindlichkeiteD. 

rV.  Obwohl  der  Grundsatz  von  der  Formlosigkeit  und  aJ 
Ela^barkeit  der  Yerträge  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  auch  , 
dem  fremden  Rechte  erhielt,  so  ist  doch  im  Laufe  der  Zeit  di 
düng  bestimmter  Formen:  Schriftlichkeit,  AbscbluBB 
rieht,  mit  ihm  bald  electiv,  bald  ihn  ersetzend  der  notari 
schluss,  theils  wegen  der  Beschaffenheit  des  Geschäfts,  theils  au 
fachen  Rücksichten  (finanziellen,  Verhütung  der  Uebereilung 
vorgeschrieben  oder  durch  Gewohnheit  eingeführt  worden. 

§.  157. 
m.  Haftung  ans  Verbindlichkeiten. 

I.  Die  Yerbmdlichkeit  zur  Lösung  der  Schuld  ging  zunäch 
Habe  des  Schuldners  und  konnte  an  dieser  durch  Ffändunf 
oder  richterliciie  Vollstreckung  (§.  137.)  bewirkt  werden,  soweit 
reichte. 

U.  In  Ermangelung  dessen  hielt  man  sich  an  die  Per 
ältere  Recht  kennt  eine  wirkliche  zeitweise  Knechtschaft, 
der  Schuldner  freiwillig '  oder  durch  richterlichen  Befehl  kam.^ 
alter  tritt  an  deren  Stelle  das  Hingeben  an  den  Gläubiger,  der 
seinem  Gesinde  halten  muss,  aber  statt  des  Lohnes  ihm  die  S 
rechnet,  jedoch  auch  als  Gefangenen  behandeln  darf.^  Vor 
ist  aber,  dass  die  völlige  Zahlungsunfähigkeit  feststehe  und  k 
sich  finde.  Schon  früh  ward  für  kleinere  Beträge  in  einzelnei 
die  Haft  und  Eigenschaft  ausgeschlossen.  Im  16.  Jahrhundert 
für  gewisse  Fälle^  bald  allgemein^  auf  die  öffentliche 
Schuldthurme.  Daneben  kommt  aus  dem  firemden  Rechte  di( 
abtretung  vor,  wobei  jedoch  dem  Gläubiger  die  Wahl  li 
Schuldner  als  Gefangenen  oder  als  dienenden  Knecht  (Gesind< 
men.^    Die  neueste  Zeit  bat  die  Personalexecution  aufgehoben 


■  Tnoit.   Oerm.   C.   24.  Lex  Bajuv,    IL   1.  g§.  4.  Ö.    Anseg.  L 
»  L.  Visig.  V.  6.   0.  6.   bes.  Ober  den  CononrB.    Burg.  XIX.  ö. 
obnoxiatione  et  wadio  antiquiBiimi  jaria  germ.  üratisl.  1868. 

»  8ach«p.  in.  89.  §g.  1.  2.     Verm,  Saohap.  n.  16.  2.  u.  a. 

*  Lab.  Recht  (Kraut  §.  119  Nr.  6.  7.)   lSB»t  bU  su  scbt  Schülii 
den  bekennenden  Schuldner  nur  Wegnahme  des  oberaten  Kleides  x\ 

>  R.  P.  O.  r.  1QT7.  Tit.  23  §.  2  für  betrQgtichen  Bankerott 

*  Nürnberger  Refurm  von  1664  Tit  11.  des.  8. 

'  Revid.  Lüb.  Recht   bei  Kraut  n.  10.  Hart,  das   Wiener   Stftt. 


oh.  d.  Privfttreohta.  m.  Eap.  §.  158. 

Bestärkung  der  YerbmdJichkeiteit. 
§.  158. 

1.  Darok  BürgCK.* 

eine  der  häufigsten  Formen,  für  Verbindlichkeiten 
las  Stellen  von  Bürgen.'  "Wurde  der  Bürge  ab 
>  haftete  er  entweder  sofort  oder  bei  eintretender 
nmittelbar  mit  seiner  Person  (§.  157.).  Durch  Ge- 
r  eine  Person  als  Sicherheit  neben  den  Haupt- 
scbuldner*  gestellt  oder  mehrere. 
;ung  des  Bürgen  erstreckte  sich  nur  auf  den  Be- 
das  Object  und  eventuell  dessen  Werth,  nicht  auf 
den,  ausser  der  Bürge  hatte  sich  zu  Uebrerem  aus- 
i    Es  tritt  die  Haftpficht  ein,  sobald    die 

zur  Zahlung  eintrat  und  nicht  erfüllt  wurde.  Dies 
chiedeuen  ßechten  entweder   erst  durch  Aufforde- 

Bowobl  das  Lübisohe  bIb  Wiener  (Stat.  Toa  143K.)  die 

B.  IIB  ff.  V.  PUtner  die  Bflrxacbaft,  Loip».  1867.  G.G. 
1.  R.  S  361  ff.  P.  D.  Ch.  PaulBCD  das.  IT.  S.  124  £ 
8.  123  ff. 

Dihd.  bürge,  Sicherbote.    Grimm  R.  A.  8.  619.    Der 
[ISrt  iicb  aus  der  8chwierigkeit,  Grund  und  Boden  tu.  vcr- 
irfahren  ,    dem  TerhSltnisge  des  Erben ,  der  Innigkeit  der 
ben  Bezicbnngen. 
lit.  in  lege  Sal.  mitt.  a.  803  c.  8. 

n  nirgends  eine  bestimmte  Form.  Platner  8.  27  C,  det 
:e  „Bürgen  setzen,  stellen"  zu  violo  Folgerungen  sieh^ 
liehe  nur  das  Bracbeiuen  Tor  Gericht  zum  Zwecke  hat,  mit 
er  Person  aufhörte,  beim  Nicbterscheioon  zur  Zahlung  des 
8aobsp  11  5.  S-  1  ft'bt  ihren  Grund)  Horaeyer  im  Reg. 
obbe  S.  117  ff,  PUtner  S,  ÜO  ff 
iBchol.  Andere  AusdrQcke  bei  Stobbe  S.  12a 
45.  nDer  borge  wirdet,  der  sal  vrissen,  dai  wan  er  Ter- 
ider  dez  willen,  gen  dem  er  ist  bürge  worden,  so  hat 
nacht,  Tnd  aal  man  an  im  richten  fQr  dan  gut,  des  «r  bürge 
im,  der  die  schulde  schuldig  ist."  LQb.  Recht  ID.  5.  1- 
Wegon  Zinsen  liegt  der  Qrund  im  g.  184,  wegen  der 
'en  dea  Schadens  darin,  dass  der  BSrge  nur  fibernimml, 
ieit  der  Errichtung  schuldete  und  weil  sieh  bei  der  Be- 
B  der  Gläubiger  den  Schaden  selbst  zuschreiben  muea. 
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rung  bez.  Einklagen  des  Schuldners^  oder  schon  durch  Nichteinhaltung 
des  Verfalltages  der  Schuld^  festgestellt  werden,  wurde  aber  auch  in 
einzelnen  Rechten  angenommen,  wenn  der  Gläubiger  des  Schuldners 
nicht  habhaft  werden  konnte.^  Die  Pflicht  des  Bürgen  erlischt  nicht 
durch  den  Tod  des  Schuldners,^  sondern  erst  durch  die  Tilgung*^ 
oder  den  sonstigen  Fortfall  der  Schuld.^^  Sie  ging  jedoch  auf  die 
Erben   nicht  über.^^    Hieran  hielt  das   sächsische  Recht  fest  mit  einer 


s  L.  Barg.  XIX.  5.  8.  Walter  §.  531  Tersteht  diese  von  unmittelbarem 
Halten  an  den  Bürgen.  Mit  Recht  hat  Platner  S.  93  f.  dem  entgegengesetzt, 
^constriotum  atque  oompulsum  debitum**  setze  ein  Auffordern  des  Schuldners 
voraus.  L.  Burg.  XIX.  10.  11  spricht  nicht,  wie  Walter  sagt,  ven  ,,ohne  Wei- 
teres pfänden, '^  sondern  ^Quicumque  Toluerit  satisfacere  debitori,  et  necosse 
fueritfidejuBSoremsuumpignorare.'^nSiYero  fidejussoremsuum  pig- 
nor  ayer  it.**  Was  dazu  nothig  sei,  sagt  sie  nieht,  es  ergibt  sich  aus  dem  Vorhergehen- 
den. Aus  Addit.  I.  9.  Iftsst  sich  nichts  folgern.  Damit  stimmt  Addit.  II.  7.  „Si  quis  fide- 
jussorem  acoeperit,  et  a  n  t  e  eum  pignorare  praesumpserit,  quamauctoremsuum, 
cum  quo  causam  habet,  praosentibus  testibus  admonuerit  (dann  ist  offenbar  das 
debitum  ein  compulsum  et  constrictum),  pignora,  quae  tollere  praesumpserit,  in 
duplo  restituat."  Hierin  liegt  also  keine  Aenderung.  Gulm.  Recht  HL  117.  „So 
sal  man  yrst  tzusprechen  demselb  schulde  gen,  ab  man  yn  gehaben  mag, 
wes  im  denne  broch  wirt,  und  syn  nicht  gehaben  mag,  da  sal  her  denne 
dem  Burgen  umme  tzusprechen,  der  sal  das  Halden,  das  her  gelobit  hot.** 
Das  gleichlautende  Billwaerder  Recht  bei  Stobbe  8.  124.  Recht  v.  Eger  v. 
1279.  (Gaupp  1.  p.  192.)  §.  19  Prager  Rechtsb.  art.  131.  Brünner  Sohöffenb. 
art  289  ff. 

^Lüb.  Recht  (nota  5.).  G  a  i  1  Practicarum  obseryationum  etc.  libri  duo,  Colon. 
Agripp.  1583  fol.  L.  II.  obs.  XXYII.  n.  30.  (p.  310)  „talis  consuetudo  est  in 
Aus  tri  a,  ubi  neces.sario  fidejussor  post  moram  ante  principalem  sine  dis- 
cussione  conveniri  debet:  alias  fidejussor  liberatur.'*  Der  §.  1365  a.  b.  G.  B. 
steht  genau  auf  dieser  Gewohnheit,  weil  mit  der  Einmahnung  die  mora  begründet 
wird.  Brünner  Sohöffenb.  art.  297  Die  Stelle  Ssp.  III.  85  u.  Schwsp.  c.  363. 
I.  L.,  382  W.  bezieht  Stobce  S.  126.  auf  die  Burgschaft  zu  gesammter  Hand, 
Platner  S   95  erstero  auf  den  Beweis. 

8  Brünner  Schöffenbuch  297.    (Rössler  8.  137) 

9  Sachsp.  I.  6.  2.  I.  9.  6.  „Stirft  aver  jene  de't  laten  solde,  sin  sone  n'is 
nicht  plichtlich  to  latcne,  he  nc  hebbeH  selve  geloTet  oder  bürgen  Yor  gesät.*" 

10  Sachsp.  III  85.  §.  3.    Magd.  R.  bei  Stobbe  S.  136. 

**  Hamb.  R.  v.  1270  III.  l.  „So  wor  een  man  u.  eene  vrouwe  an  echtechop 
tosamende  komet  u  so  we  borge  wert  umme  de  medegift  an  jeweder  syde,  den 
schal  men  beclagcn  bynnen  tween  jaren ,  und  boclaget  men  ene  nicht  bynnen  der 
beschedenen  tyt,  he  schal  dar  äff  ledich  wesen.**  Stobbe  a.  a.  O.  Wiener  R. 
V.  1425. 

1'  L.  Burg.  LXXXIL  2.  Hlud.  IL  Gap.  a.  875.  c.  42.  „Si  de  una  causa 
plures  fideiussoros  dati  fuerint,  et  unus  ex  ipsis  fideiussoribus  mortuus  fuerit, 


Oesoh.  d.  PriTAtrechts.  IQ.  Kap.  S   I6S. 

Ir  den  Fall,  wo  bei  Lebzeiten  die  Klage  bereits  augeBtellt 
süddeutachen  Rechte  fand  offenbar  aus  dem  römischen  die 
I  Ansicht  Aufnahme"  und  drang  auch  in  einzelne  nördhche 
Hat  der  Bürge  fUr  den  Schuldner  gelebtet,  so  kann  er  für 
welche  er  leisten  musste,  allgemein  und  unbedingt,*'  nach 
zbtsa  auch  für  die  Mehrauslagen,  welche  er,  um  seine  Bürg- 
en, machen  musste,'^   den  Hauptschuldner  zur  Zahlung  an- 

enthümlich  liegt  die  Sache,  wenn  mehrere  Personen  sich 
Schuld  verbürgen,  womit  im  Erfolge  ganz  der  Fall  zusammen- 
überhaupt  mehrere  Hauptverpflichtete  vorhanden 
'  kennt  das  Becht  zwei  Formen.  Haben  sich  ftfehrore  an- 
von  einander  zur  Zahlung  einer  Schuld  verbürgt,  so 
nur  nach  Yerhältniss,  wird  also  durch  Zahlung  seines  An- 
nd   haftet  nicht  ^  den  ausfallenden  Theil  eines  anderen.'^ 


aam  Buam  doh  perdat,  set  pro  eo  qui  de  Ulis  fidejassoribns  viTi  innt, 
promiBit."  Sachap.  L  Ö.  §.  2.  (vgl.  I.  9.  §.  6.)  spricht  durchaus 
BSohB.  "Woichb.  art.  106.  Terra.  Saohsp.  III.  12.  1.  ,'Welch 
I  wert  vor  den  andern  ambe  eohult,  sterbet  der,  der  irbetd;  bürge- 
t  uf  sinen  erben,  —  diitt.  4.  Vorüterbet  her  oach  iu  der  ror- 
ith,  aine  erben  muMen  dy  schuld  gelden.  —  Nach  dat.  11.:  Die  ca- 
Ton  achultbargeii ,  u.  ist  landrechte,  vi chbil derecht  u.  kejBerrecht." 
adtpriv.  t.  1294:  „B*  aol  cbain  borigschoft  ze  Hunichen  erben  an 
in   chint,   et  Bi  danne   daa  Bi  darumb  gelobt  habent  oder  lobeut  la 

Ssp.  (nota  12.)  Ooslar.  Stat.  (OSacbeD  S.  71). 
sp.  o.  9.  W. 

rg.  XIX.  5.  9.  Stobbe  8.  130  f.,  Platner  S.  160  ff. 
mars.  Landr.  bei  Stobbe  S.  131  f.  BrüDuer  SchSffanb.  art  297. 
Frage,  ob  der  Bürge  gegen  den  Gläubiger  compenairen  darf, 
S.    Platner  S.  161  fg.,  der  mit  Becht  geetatzt  auf  Sip   m.  12.  §.  1 
it  vorwirft. 

p.  m.  9.  §.  2.  nach  der  bei  Homejer  in  der  Note  U.  (S.  308]  an- 
m  Ton  drei  Codd.;  , Borghot  mer  ludes  den  en  man  enon  beda- 
be  ungherichte  vor  gherichte  to  bringende ,  unde  ne  kome  he  nicht 
it,  men  doletuppe  so  alle  enghewedde  unde  enwere- 
al  man  88  Tan  gherichtes  halven  twinghen  to  geldene  ghelike,  also 
ghelden  moghen.  —  Hebbet  ee  alle  to  samene  ghelovet,  ir 
ht  ledich,   er   it  allet  lerghulden  is.    Swe  aver  enen  del 

he  ia't  ledtch  of  he  sin  del  gheldet."  Auf  dioBO  Stelle  hat  Stobbe 
macht.  Hamb.  R.  t.  1270.  VII.  8.  Verm.  Ssp.  UI.  12.  8.  „Werden 
in  wen  ejnor  und    geloben   Blecht  vor  dj  achult,  wer  or  denne  abe- 
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Dieses  Yerhältniss  erscheint  als  die  Regel.  Hatten  aber  Hehrere  zu 
gesammter  Hand,^^  sei  es  in  einem  Akte  ohne  ausdrückliche  Er- 
klärung über  ihr  Yerhältniss,  sei  es  mit  unzweideutig/sm  Willen  der  ge- 
meinsamen Yerpffichtung,  eine  Schuld  übernommen,  so  hafteten  sie 
gegenüber  dem  Gläubiger  wie  der  Hauptschuldner  sämmt- 
lich  für  das  Ganze.^^  Bezüglich  des  Rechts,  sie  in  Anspruch  zu 
nehmen,  weichen  aber  die  Bestimmungen  darin  von  einander  ab,  dass 


stet,  do  kempt  iczlicher  mit  einer  anczal  yon.  Sterbet  abir  der  borgen  ioht  abe,  daz 
en  schadet  den  andern  nicht.  Der  Bohade  ist  eynes  selber,  kegen  dem  gesprochen 
was.*'  11.  „Werden  ouoh  me  lute  bürgen  vor  eyn  wergelt  eyner  sache  u.  eyner 
gelobet  hüte,  der  ander  morne,  der  dritte  obermorne,  so  daz  sy  nicht  by  enander 
sin,  wen  sy  bargen  werden,  Torfellet  sich  daz  wergelt,  doch  ist  keyner  phlichtig 
zca  gebene  daz  wergelt  mit  enander,  ab  he  wol  gelobet  had  alleyne,  sundem  sy 
sallin  daz  mit  enander  geben.  Welcher  under  den  stnrbe,  umbe  des  teyl  leden  dy 
andern  keyne  nod,  wen  sy  nicht  mit  gesampder  band  gelobet  hatten.*^  Wiener 
Stadtr.  T.  1485.  „Setzt  ain  man  rier  oder  fünf  purgel  u.  das  yglicher  purgel  wirt 
nur  fiir  sein  tail,  u.  werdent  darnach  an  gesprochen  vor  gerichte,  so  anntwurt  yecz- 
licher  mit  recht  nnr  for  sein  tail ,  man  bewär  dann  gegen  in  das  sy  zusam  gelobt 
habe,  so  mues  yetweder  besnnder  anntwurten  umb  die  ganczen  purgelschafFt  oder 
wie  er  dann  an  gesprochen  wirt.  Ist  das  der  enprist,  der  ist  für  sich  ain  emgrosten 
(sicI)  und  muessen  die  andern  antwurten  ainer  nach  dem  andern  dar  nach  und  man 
sy  anspricht.^^  Reyid.  Lüb.  R.  III.  5.  2.  ,,So  zween,  drey  oder  mehr  in  gemein 
Btlrge  würden  für  ein  auff  eine  Summa  Geldes  u  solch  Geld  auJQf  bestimmte  Zeit 
nicht  auskommen  würde,  so  müssen  die  Bürgen  sämmtlichen  ein  jeder  seine  Quo  tarn 
zahlen.  Würden  sie  aber  ein  für  alle  gelobet  haben,  so  mag  der  Creditor  aUe 
Bürgen  oder  aber  einen  unter  ihnen,  welchen  er  wolle,  um  die  Bezahlung  ansprechen, 
u.  da  er  alsdann  nicht  bezahlet  würde,  von  den  andern  oder  so  etzliche  davon  Ter- 
sterben  Yon  derselben  erben  solches  fordern,  bisz  zu  der  gantzen  Bezahlung,  desz 
haben  sie  doch  ihren  Regresz  von  den  andern  Mitlebern  oder  derselben  Erben, 
solches  wiederum  zu  fordern."  Sehr  ausführlich  und  im  Ganzen  gleich  sind  die  Be- 
stimmungen des  Prager  Rechtsb.  art.  3.  11  davon  sehr  scharf  unterschieden  art.  10. 
„Yo  Tile  leute  globen  mit  einander  ein  geld  zu  geben,  gibt  iclicher  sein  tayl, 
si  sind  ledig,  gildet  einer  und  der  andere  nicht,  dye  golden  haben,  dy  sind  le- 
dig.^   B  r  ü  n  n  e  r  Schöffenb.  art.  132. 

^B  Stobbe  S.  145  ff.  Platner  S.  114  ff.  Ausdrücke:  conjunota  manu, 
in  solidum,  pari  manu,  tosamene,  mit  gesaminder  haut,  einer  für  alle, 
sammt  und  sonders.  Stobbe  erörtert  dieses  Yerhältniss  auch  für  die  Gesell- 
schaft, die  Mit  erb  en,  die  Yerhaftung  von  ünterthanen,  Bürgern  für  die  Schulden 
des  Landesherrn,  von  Mitbürgern  an  fremde  Personen. 

19  Yom  Yertrage  selbst  hing  es  aber  ab,  ob  mehrere  Bürgen  mit  dem  Haupt- 
schul dn  er  principaliter  oder  erst  als  Bürgen,  also  subsidiarisch,  sSmmtlich  haften 
wollten.  Wenn  auch  nur  ein  Bürge  mit  dem  Hauptschuldner  sich  zu  gesammter 
Hand  verpflichtet,  fällt  seine  Bürgeneigenschaft  gegenüber  dem  Gläubiger  fort. 

V.  Behalte,  Reichs-  u,  Rechtageach.    8.  Aufl.  ß2 


^►Arf-^  >^J«.  y 
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nach  einigen  der  Gläubiger  sich  von  Vornherein  halten  kann  an  jeden 
Einzelnen  nach  freier  Wahl,  und,  im  Falle  er  nicht  befriedigt  wird,  an 
einen  Anderen  und  somit  an  Alle,^^  nach  anderen  aber  Alle  zugleich  in 
Anspruch  nehmen  muss  und  erst  für  den  Ausfall  auf  jeden  Anderen 
zurückgehen  kann.^*  Unter  sich  können  aber  die  als  Mitbürgen  zu 
gesammter  Hand  Verpflichteten  gegen  einander  so  ihren  Anspruch 
geltend  machen,  dass  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Hauptschuld- 
ners ein  jeder,  der  über  seinen  Antheil  geleistet  hat,  den  XJ  eher  seh  uss 
von  den  anderen  nach  Verhältniss  der  Antheile  fordern  kann,  wie  es 
denn  ebenso  dem  zu  dem  Hauptschuldner  als  Selbstschuldner  tretenden 
Bürgen  und  bei  mehreren  Gesammtbürgen  dem  Zahlenden  freisteht,  sich 
an  den  Hauptschuldner  zu  halten. 

IV.  Was  endlich  die  Fähigkeit  zur  Uebernahme  einer 
Bürgschaft  betrifft,  so  erforderte  diese  Handlungsfähigkeit."  Ausser- 
dem war  der  Gläubiger,  wo  er  einen  Bürgen  fordern  konnte  oder  an- 
nehmen musste,  nur  zur  Annahme  eines  solchen  verpflichtet,  der  ein  das 
Bürgschäftsobjekt  deckendes  Vermögen  erwiesenermassen  besass.^^ 


«0  Augsb.  Stadtr.  v.  1276.  0.389.  Soesiier  Schrae  v.  1350  a.  52.  Wiener 
Stadtr.  V.  1435.    Prag  er  Stat.  art.  125.  Revid.  Lüb.  Recht.  HL   5.  2.  Absatz  9. 

2^  Dies  finde  ich  in  Sachsp.  III.  85.  §§.  1,  2:  „Svar  mer  lüde  den  ein  ge- 
loven  to  samene  en  weregelt  oder  en  ander  gelt,  al  sin  sie  it  plichtlich 
to  lestene,  die  wile  it  unvergulden  is,  unde  nicht  ir  jewelk  al,  mer  manlik 
also  vele  also  ime  geboret,  unde  also  vorn  als  man  in  dar  to  gedringen 
mach  Yon  gerichtes  halyen  die,  deme  it  dar  gelovet  is,  oder  die  it  mit  ime  gelo- 
yede,  of  ho  it  Tor  ine  yergulden  heyet.  —  Geloven  ok  vele  lüde  enem  manne 
ene  scult  to  geldene,  unde  untvan  datgeloyedemer  lüde,  syar  man  jeneme 
lestet,  dorne  man  golden- sal,  oder  mit  sinen  minnen  maket,  dar  heyet  man  in 
allen  gelest,  den  man's  gelovet  hadde.*  Vorm.  Ssp.  III.  12.  9.  10.  „Geloben 
lute  mit  gesampter  band  u.  werden  bürgen  umbe  dy  schult,  werden  sy  denne  dor- 
nmbe  beclaget  mit  rechte,  si  müssen  dy  schult  golden,  dy  wile  or  eyner  lebete, 
glich  mit  enander,  denne  dy  gesampten  band  erbet  or  eyner  uf  den 
andern,  abir  nicht  uf  sine  erben.  —  Wer  den  der  leczter  worde  yor  dy  gesampter 
band  u.  dy  andern  abgestorben  wer,  wurde  denne  dy  schuld  czulecz  irclaget  mit 
reo|ite,  daz  der  die  schuld  schuldig  wer  worden,  stürbe  he,  sy  irbete  uf  sine  erben, 
dy  musten  sy  golden."  Ebenso  Schwabsp.  c.  9.  (nota  15.)  —  Prag  er  Reohts- 
buch  art.  11.  „Geloben  aber  yil  leut  ein  geld  einem  manne  mit  gesampter 
hant  zu  gebin,  gelden  sie  alle  biz  auf  einen  oder  auf  zwen,  si  sind  doch  nicht 
ledig,  iz  sey  alles  gegolden,  wenne  glühte  bricht  alles  recht." 

>2  Hamb.  Stadtr.  11.  6.  2.  bei  Kraut  Nr.  20  schliesst  aus  Weiber,  Knaben 
unter  18  Jahren  ohne  ihre  Guratoren  und  Vormünder.    Vgl.  Platner  S.  14  ff. 

2*  L.  Burg.  LXXXIII.  1.  spricht  yon  einem  „fidejussor  idoneus,"  Sachsp. 
II.  10.  §.  2.    Brunn  er  Schoffenb.  art.  290.  367. 
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§.  159. 
S.   Dareb  Pfiandbestelliiiig.* 

I.  Ein  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  äusserst  häufiges  Sieherungs- 
mittel  bildet  die  Hingabe  einer  beweglichen  Sache  an  den  Gläubi- 
ger* zur  Deckung  der  Yerpflichtung  im  Falle  der  Nichtleistung  (wadium, 
wetti,  Wedde,  Satzung,  Weddeschat  —  setzen,  versetzen,  einsetzen). 
Die  Sache  war  entweder  ein  liegendes,  Eistenpfand,  oder  ein  essen- 
des, zehrendes  Pfimd.  Was  die  Gefahr^  betrifft,  so  trug  sie  bei 
dem  Eistenpfande  nach  dem  älteren  Rechte,  welches  sich  noch  im 
Sachsenspiegel  und  anderen  Quellen  des  13.  Jahrhunderts  erhielt,  der 
Gläubiger  unbedingt,  jedoch  so,  dass  er  beim  Untergange  den  Werth 
des  Pfandes  gegen  die  Schuld  bis  zu  deren  Betrage  au&echnete.^  Yielc 
Hechte  lassen  aber  theils  schon  aus  früherer  Zeit,  theils  seit  dem 
14.  Jahrh.  den  Empfanger  nur  für  seine  Schuld  haften,^  so  dass  den 
Zufall  der  Eigenthümer  trug.  Wenn  ein  essendes  Pfand  ohne 
Schuld  des  Inhabers  den  gemeinen  Tod  fand,  so  brauchte  der  Gläu- 
biger es  nicht  zu  ersetzen,  verlor  aber  nach  manchen  Kochten  seine 
Forderung.^   Andere  hingegen  behalten  ihm  für  diesen  Fjül  dieselbe  vor,^ 


*  C.  0.  T.  Madai,  die  Satzung  des  ftlteren  deutschen,  insbesondere  des  säch- 
sischen Landrechts  und  ihre  Fortentwicklung  inZeitschr.  f.  d.R.  YIII.  (1843) 
S.  284  his  325.  Förster  Die  Yerantwortl.  des  Satzungsgläubigers  nach  dem  Rechte 
des  M.  A.  in  Zeitschr.  f.  d.  R.  ESI.  S.  101  ff.  B  n  d  d  e  Das  Yerh.  der  älteren  deutsch. 
Satzung  zum  Flgenthum,  insbes.  nach  dem  System  des  Sachsp.  das.  S.  411  ff.  Q. 
Beseler  Die  gerichtliche  Auflassung  in  dem  mecklenburg.  Hypothekenrecht  das. 
X.  8.  105  ff.  Kraut,  Grundriss  §.  102.  üeber  die  Ausdrücke  Grimm  R.  A. 
8.  618. 

^  Das  wirkliche  Geben  in  des  Gläubigers  Besitz  setzen  die  meisten  Stellen 
voraus,  indem  sie  tou  dare,  tradere  sprechen.  Sehr  deutlich  Baier.  Landr. 
bei  Kraut  n.  13.  Jura  ciyit.  Nordhusae  das.  n.  14. 

Gegen  die  ältere  Annahme  eines  widerruflichen  Eigenthums,  das  Ma- 
dai a.  a.  O.  8.  285  ff.  aus  Ssp.  24.  2.  I.  53.  3.  L  70  2.  u.  a.  folgert,  Budde  S. 
411—439. 

«  Ausser  F.  Förster,  Stobbe  a.  a.  0.  S.  251—275. 

8  L.  Visig.  V.  6.  4.  Sachsp.  m.  6.  §.4.  Schwsp.  0.212  W.  Verm.  Ssp. 
in.  17.  18.    Goslar.  Stat.  8.  82.  u.  a.  bei  Forster  8.  120  ff. 

♦  Lüb.  R.  IV.  Ö8.  München  er  Stadtr.  105.  (Bair.  Landr.  231.).  Priyil. 
Ottokars  für  die  Prag  er  Juden  y.  1254  §.  7.  Ebensodas  Frankf.  Recht,  Verm. 
Ssp.  in.  17.  7.    Augsb.  Recht  u.  a. 

6  Sachsp.  m.  ö.  §■  5.  Schwsp.  o.  212.  Magdeb.  R.  y.  1304.  Art.  88. 
Verm.  Ssp.  IV.  42.  20.    Brem.  R.  y.  1428  u.  a. 

6  Wiener  Stadtr.  y.   1435.    Andere   specielle  Bestimmungen   weisen   die  bei 
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Oeioh.  d.  PciT&treolits.  IQ.  Kap.  g.  Ifi9. 

och  ünteracheidnngen.  Löste  d«r  Schuldner  die  Schuld 
oder  auf  die  Ahnung  dee  Gläubigors  nicht  ein,  so  kam 
)  dreimaligen  in  vierzehntägigen  Zwischenräumen  erfolgten 

zum  gerichtlichen  YerBtrioh/  Den  Mehrerlös  konnte 
echten  der  Gläubiger  behauen,^  ntw^  anderen  musste  er 
Iner  geben,  welcher  den  Abgang  stets  zu  ersetzen  hatte.* 
;en  kennt  die  ältere  Zeit  wie  das  frühere  Mittelalter,  mit 
omiBchen  Kechte  bemhenden  Ausnahme,  nur  eine  Satzung 
gang  derGewere  an  den  Gläubiger.    Du-eForm 

bei  der  Auflassung.*'  AlsObject  erscheinen  alle  Arten 
ist  Ziehen  und  Länder.*'  Bei  Häusern  und  sonstigen  dem 
gesetzten  Sachen  trug  die  Gefahr  der  Gläubiger,*'  wobei 
dieselbe  Folge  als  der  von  Thieren  herbeiführte.  Die 
lg  der  Gläubiger,'^  sofern  nicht  durch  den  Vertrag  ein 


angefahrten  Quellen  hacIl    Dessen   Ansichten   weiden  dnrdi  die 
L  Stobbe  widerlegt, 
p.  n.  18.  1.  2.     Aadare  bei  Kraut. 
;.  8t.  das.  n.  S6 
dr.  das.  n.  27. 

lehnr.  Art.  S5.  g.  8.    Lab    R.  t.  1940  Art.  18.    Bair.  Landr. 

„Wer  erb  nnd  sigen  lu  pfant  wil  selzeit,  der  sol  das  tbun  vor 

er  Bch ranne  nnd   dos   sol  mau  schreiben  in  das  geriobt- 

I  für  die  Erriobtong  in  Urkunden  nnd  Tor  Zeugen  Walter  R.G. 

bei  Kraut,  ein  Beispiel  oben  g.  77.  Dabei  baut  die  EuldiguDg 
sflbung  landesherrliDhei  Qewalt  vor. 

;her  PriTil.  t.  tl66,  g.  13.  (Setberts  n.  56.):  „Si  domnm  soam 
in  nadio  posujt  nni  duium  saorum,  si  domns  et  alia  edificia  com- 
11a  domum  reedi&care  poterit,  uadimoniuni  illius  erit,  qui  oi  pecn- 
iterat,  siout  ante  foit:   si  uero  domum  suam  rediSoare  nou  uolue- 

de  igne  cum  poeeessiono  det  illi,  cujus  uadimunlum  prins  fuerat 
.  Creditor  postea,  quantomcunque  debiti  euperest  nichil  amplius 
seoundum  noatram  justiaiam  possit."  Aelt.  Boester  Stadtr.  §.31. 
|:  ,Item  siquis  domum  suam  uel  quelibot  edifioia  in  pignore  de- 
nel  alio  casu  perierint.  si  uolet  ia  cuius  erunt  ediflcia  restituere 
t,  nt  ante,  piguus  creditoris.  quod  ai  non  nult.  relinquet  credi- 
adii  uel  raine.  et  fundum  pro  pignore.  aio  creditor  nil  amplius 
uaro  dominuB  fundi  reliquios  inaaBerit.  poteat  creditor  ab  eo  sum- 
ditorum."  Laneb.  R.  bei  Stobbe  S.  266,  der  hier  u.  8.  309  fg. 
i  Punkt  handelL 

33  ff.  Hr.  83.  eine  Terpflndung  der  blossen  BinkSnße. 
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Anderes  bestimmt  wurde.**  Wurde  die  Schuld  nicht  gezahlt,  so  fand 
der  Verkauf  auf  die  gewöhnliche  Weise  durch  das  Gericht  statt;  jedoch 
findet  sich  auch  oft  die  Yerabredung,  dass  der  Gläubiger  alsdann  die 
Sache  halten  dürfe  för  die  Forderung J^ 

m.  Ohne  Uebertragung  der  Gewere  findet  sich  seit  dem 
13.  Jahrhundert  eine  Satzung  an  Eigen  in  der  Form  der  gerichtlichen 
Auflassung  mit  Ausstellung  einer  Urkunde,*^  welche  dem  Gläubiger  einen 
dinglichen  Anspruch  gab  (rechte  gewere).  In  Folge  davon  konnte 
er  im  Falle  der  Nichterfüllung  den  Yerkauf  des  Guts  durch  das  Gericht 
verlangen  und  sich  aus  dem  Erlöse  bezahlt  machen,  mit  Abgabe  des 
Mehrbetrags,  oder  auch  sich  selbst  nach  Schätzung  das  Gut  ein  an  t* 
Worten  lassen. '^  Mit  dem  Eindringen  des  römischen  Bechts  entstanden 
mancherlei  Modifikationen  des  deutschen  Systems.  Dieses  hatte  aber 
durdi  die  allmälige  Sitte,  die  Yerpfändungen  von  Immobilien  ohne  Be* 
sitzübertragung  in  eigene  Bücher  (Pfandbücher,  Hypothekenbücher,  Yer^ 
fachbücher)  oder  in  die  gewöhnlichen  Grundbücher  einzutragen,  welche 
weder  genereUe  noch  stillschweigende  Pfandrechte  zuliess,  die  Mitwirkung 
der  öffentlichen  Behörde  forderte,  eine  unbedingte  gegen  und  für  jeden 
Dritten  wirkende  Publizität  sicherte,  eine  solche  Bedeutung  für  den  Beal- 
kredit  erlangt,  dass  man  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  dasselbe  ziemlich 
allgemein  annahm. 


14  XJrk.  Brzb.  Philipps  von  C91n  v.  1182.  Ofinther  Ood.  Rheno- Mosel. 
I.  p.  439. 

»  Eraut  10.  40.  41.    Einldsungsrecht  n.  11.  88. 

^  Bair.  L an dr.  bei  Kraut  n.  42.  ^wer  dem  anderen  pfant  antwurt,  daz 
aign  oder  lehn  iat  und  das  pfant  dennoch  in  seiner  Gewalt  bleibt  und 
das  er  es  jenem,  dem  er  es  gesetzt  hat,  ze  hant  nicht  uatertftnig  macht,  —  da  s o  1 
er  im  brief  Aber  geben  mit  seinem  insigel  —  und  mit  geriohtz  insigel.^  — 
Magdeb.  Frag.  I.  6.  8.  das  n.  48.  ^^Wirt  einem  ein  erbe  vor  gericht  gesatzt, 
der  hat  eine  rechte  Gewere  daran,  (ob  jener,  der  es  setzt,  nu  wol  blib  in  dem 
erbe)." 

1'  Eraut  n.  44  fL  Die  Goslar.  Statuten  lassen  ausdrücklich  das  Tom  Eigen- 
thümer  bestellte  Miethrecht  durch  den  Yerkauf  untergehen.  Uober  den  Zwangs- 
y erkauf  von  Eigen  und  Erbe  ohne  Satzung  das.  n.  54.  66.  Kum.  53.  (Hamb< 
Stat.  Y.  1270.  IX.  19.)  lässt  ihn  erst  zu,  wenn  kein  anderes  Yermdgen  da  ist.  — 
Alle  diese  Quellen  kennen  nur  das  Beoht  des  Gläubigers  auf  die  Sache,  erwähnen 
aber  keines  weiteren  Anspruches  des  Gläubigers  an  die  Person  des  Schuldners.  — 
Terpfändnng  des  ganzen  YermSgens  Eraut  n.  58—80. 


Gesch.  d.  Priratreohta.  m.  Kap.  §.  IK). 


S.   Arrha.   Ell  reni  trafen.   Klolager.* 


s  Mittel  das  Yerbairen  bei  einem  Vertrage  zu  sichem  kommt 
be  einer  arrha*  vor.  Zur  grÖBseren  Kraft  des  Vertrages  und 
5  fester  Erfilllung  Oudeu  wir  von  ältester  Zeit  an  wenngleich 
g  veränderter  Gestalt  das  Einsetzen  der  Ehre  mit  dem 
r  den  Gläubiger  im  Falle  des  Wortbruches,  den  Schuldner  an 
ire  zu  kränken  (Schelmenschelteu  u.  a.).'  Dies-  wurde 
Reichsgesetze^  verboten.  Besonders  häufig  und  wirksam  war 
Itelle  des  alten  Begebens  in  Geiselschaft  im  Mittelalter  die  in 
Id'Urkunden  übernommene  Verpflichtung,  im  Falle  der  N^icht- 
sich  an  einen  bestimmten  Ort  zu  begeben  und  bis  zur  Zahlung 
u  verweilen,  das  s.  g.  Eiolager,  Einreiten,  Leistung, 
um.    Wegen  der  Missbräuche  vurde  es  später  abgeschaffL* 

ist  FriedUoder  Da«  Einlager,  Hflnster  1868. 

it  Lnbec  bei  Kraut  §.  124.  Hr.  2.  ,8i  qui  donarium  sancti  spi- 
T  cODtraotn  vel  mercatione  aliqna  erogaverit,  idem  est  ao  si  morcipotam 
i  TOTO  nni  eomm  emtio  displioet  aQtequam  pedem  mataverit,  denarium 
tui  aut  restituere  aut  reaipere  poterit,  qnod  peda  mutato  facare  naater 
rit."  Lüb.  B.  T.  1240  Art.  79  (dw.  Nr.  8).  ,8o  we  8o  demo  anderen 
lof^en  gejatee  peonige  up  enen  kap,  oder  np  an  gelovede,  dat  ü 
alsehehebbe  den  litkop  g^even."  BrOnner  SehBffanb.  art.280;  „Post- 
.  denarium,  qui  Tulgariter  „goczphani^"  dioitur,  qui  omnem  contrac- 
ratificat,  Tenditionis  teatimonium  ab  eo  recepieeet  .  .  ." 
mm  R.A.  S.  612  f.  Urk.  von  1478.  in  Freih.  r.  Oramer  Wetilar. 
len  Th.  77.  8.  73.  „TBraprechen  —  bej  unseren  Adlichan  Ehren,  wolher- 
^elen  Nahmen  und  nabren  Treuau  —  auf  den  Tag  der  heiligen  Dreier 
1000  Thaler  —  eu  erlegen.  —  CWidrigen  Palls»  wollen  wir  —  dem  B.  — 
ie  Macht  und  Gewalt  zugestellt  babau,  uuss  sambt  und  sonders 
ra  Erbau  mit  sohmAhan,  Gemeldte  an  Pranger  oder  Kirchen- 
1er  wo  es  ihnen  sonsteo  geliebet,  aniaschlagen,  oder  sonslau  baj 
renliebeDden  zu  höhnen,  Bohmehen  und  verunglimpfen, 
die  ihr  Siegel  und  Zn«ago  nicht  in  acht  haben." 
?.  0.  von  1677  Tit  86  §.  7. 

1.  L  ouria  Tieun.  a.  1277  sent.  de  obligato  ad  obstagium.  Bud.  L  Caria 
a.  1281  oonet  pacis  o.  9.,  B.  P.  0.  von  1Ö46  Tit.  17.  g.  9  verbietet  den 
iD  „Qaitverschreibang  auf  BQi^en  in  Leistung  eu  mahnen  geatellt"  »usser- 
;atcbs.  E.  P.  0.  v.  1577  Tit.  17.  §.  10.  §.  11.  wiederholt  die  «tera  Be- 
fOr  bereits  auagestellta.  L  P.  0.  art.  TUI.  g.  6.  behUt  für  Holstein 
vor.  —  Beispiele  Kraut  S.  119.  n.  15— 20,  worunter  eine v.  1349,  worin 
'.  es  verspricht.    Prager  Stat.  art.  23.    „Wer  laisten  wil  oder  in- 
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§.  161. 
V.  Geltendmachung. 

I.  Als  Mittel,  eine  Forderung  geltend  zu  machen,  deren  Erfüllung  zu 
sichern,  erscheint  das  Recht  der  aussergerichtlichen  Pfändung,* 
und  zwar  a)  die  Pfändung  yon  Vieh,  das  auf  fremdem  Boden  Schaden 
macht.^  Ihr  Zweck  bestand  lediglich  in  der  Sicherung  des  Anspruches 
aus  dem  Schaden  und  des  nöthigen  Beweises.  Zu  dem  Ende  musste  der 
Eigenthümer  gerufen  und  der  Schaden  abgeschätzt  werden;  alsdann  nahm 
er  seine  Sachen  zurück.  In  den  Rechten  des  Mittelalters  ^  erscheint 
diese  Pfändung  ganz  in  derselben  Gestalt,  jedoch  mit  der  Bestimmung, 
dass  das  Pfand  unter  öffentliche  Obhut  zu  setzen  ist^  und  nach  einer 
bestimmten  Zeit,  wenn  es  der  Eigenthümer  nicht  einlöst,  verkauft  werden 
kann.^    Neben  dem  Ersätze  des  Schadens  kommt  eine  Busse  vor;  auf 


legen  gelobt  nach  der  stat  recht  zu  Prag  der  schol  in  eines  piderben  mannes  ho ys 
oder  in  sein  herberg  ein  varn  und  ein  chomen,  wo  man  im  daz  besoheit,  und  schol 
dar  inne  zwaimal  essen  an  einem  tage,  als  man  nicht  Tastet,  und  schol  dar  inne 
sein  bi  nacht  und  bi  tage,  und  schol  dar  aus  nicht  entkommen,  daz  ez  im  zu  scha- 
den mocht  chomen  an  dem  leib  oder  an  dem  gut  an  yens  urloube,  dem  er  do  leistt." 
ürk.  bei  Seibertz  n.  602  Yom  10.  März  1303,  worin  der  Erzbischof  von  Köln 
eigenen  Unterthanen  gegenüber  das  Einlager  eingeht,  welches  in  derselben  „ja- 
cencia"  genannt  wird. 

1  Wild a  das  Pfandungsrecht,  in  Zeitschr.  f.  D.  Recht  I.  S.  167—320.  Oben 
§.  109. 

«  L.  Burg.  XXm.  XIX.  Visig.  Vm.  Tit.  3.  c.  10  sqq.  Tit  6.  c.  1.  4.  &ot- 
har.  344.  343.  sqq.  383.  Sal.  IX.  Bip.  LXXXTT.  Verboten  istL.  BajuY.  XU 
I.  §.  1.  die  Pfändung  ausser  durch  den  Bichter.  L.  AI  am.  Lib.  11.  Tit.  LXXYI. 
§.  1.  beruhet  auf  der  lex  39.  §.  2.  Dig.  ad  leg.  Aquil.  9.  2.  (Vgl.  Merkel  in  den 
Anmerk.  p.  71).    y.  Richthofen  Zur  Lex  Saxonnm  S.  12. 

'  Ssp.  n.  47.  §.  1.  Schwsp.  c.  310.  "W.  Schädigungen  durch  Thiere  kann 
man  gegen  den  Eigenthümer  geltend  machen,  wenn  derselbe  die  Gewere  behält; 
gibt  er  sie  auf,  so  muss  man  sich  an  das  Yieh  selbst  halten.  Ssp.  n.  40.  Magd. 
Recht  bei  Gaupp  S.  249.    Görl.  das.  8.  313.    Culm  Y.  25  u.  a. 

^  Schwsp.  c.  310.    Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  §.  107. 

^  Egerer  Landfr.  E.  Wenzels  y.  1389.  §.  24.  „Were  auch  iemand,  kuntlich 
redlioh,  müglich,  unlaugenbar  schult  schuldig,  so  sol  er  es  Yor  dem  Hauptman  des 
Lantfrids  zu  wissen  tun,  e  er  dafür  pfonde,  das  er  den,  der  da  schuldig  ist,  darumb 
Yerschribe,  und  das  er  danne  dem  man  schuldig  weret,  gutlichen  bezahlte  und  rihten 
wolle;  wurde  darnach  der  darumb  pfenden  und  angriffen,  mit  den  pfänden  sol  er 
pfentlich  gefaren  und  in  das  nehste  Sloss  triben,  da  ein  geriht  ynne  ist;  das  doch 
desselben  der  da  gepf endet  ist,  nit  sy,  und  sint  es  essend  pfant,  die  sol  er  steen 
lan  dry  dag,  und  dry  naht :  Were  es  aber  ander  pfant,  die  sol  er  lassen  steen  Yier 
wuchen." 


504  Gesch.  d.  PriTatreohtß.  JH.  Kap.  §.  161. 

diese  geben  einige  Rechte  dem  Pfander  ein  unbedingtes  Recht  und  for- 
dern die  Klage  erst  dann,  wenn  der  Schaden  jene  übersteigt.  Die  Pflege 
des  Viehes  muss  der  des  eigenen  gleichkonunen ,  bezüglich  der  Gefahr 
verhält  es  sich  analog  wie  beim  gewöhnlichen  Pfände,  b)  Eine  Pfändung 
ist  im  Mittelalter  gestattet  an  einer  Person,  die  auf  fremdem  Boden 
Schaden  thut,^  oder  an  ihren  Sachen.  Während  in  diesen  beiden  Fällen 
der  Gesichtspunkt  obwaltet,  sich  die  Gewissheit  zu  sichern,  dass  man 
sein  Recht  wegen  des  zugefugten  Schadens  bekonune,  trat  unter  dem 
Einflüsse  des  römischen  Rechts  in  der  späteren  Zeit  dazu  die  Anschau- 
ung wegen  der  Besitzstörung  pfänden  zu  dürfen,  welche  theilweifie 
im  heutigen  Rechte  vorwaltet,  c)  Der  Grundherr  hatte  gegenüber 
dem  Pächter,  Grundholden,  der  Zinsherr  gegenüber  dem  Zinsmanne, 
der  Vermiether  gegenüber  dem  Miether  ein  Recht,  wegen  der  bereits 
fälligen  Zinsen  die  in  dem  Güte  oder  Hause  befindlichen  Sachen 
desselben  in  Beschlag  zu  nehmen.'^  Dies  Pfandungsrecht  hat  sich  in  der 
späteren  Zeit  umgewandelt  in  ein  Retentionsrecht  des  Vermiethers  und 
Verpächters.  Dagegen  kann  das  neuere  Recht,  die  Grundsteuern  durch 
amtliche  Exekution  ohne  Prozess  einzuziehen  nicht  mehr  als  privatrecht- 
liches gelten,  d)  Wegen  sonstiger  Geldschulden  kommt  schon  in 
den  Volksrechten  ein  Pfandungsrecht  in  verschiedener  Gestalt  vor.®  Im 
Mittelalter  gilt  dasselbe  im  Allgemeinen^  in  zwei  Fällen  als  erlaubt.^® 
Einmal  wegen  Schulden,  die  als  „kuntliche  redliche*'  notorisch 
waren  oder  überhaupt  nicht  verredet  werden  konnten,  sodann  für  den 
Fall,  dass  der  Schuldner  in  der  Schuldverschreibung  dem  Glättbiger  aus- 


«  Sohwsp.  0.  231.  W.  Ssp.  II.  27.  4.  H.  28.  IH  20.  2 

f  Curia  Eatisbon.  Bud.  I.  a.  1281  oonst.  pao.  o.  69  (Leg.  11.  p.  430.):  „£z  pfen- 
det  ein  igeliob  man  sinen  hinnderscusze  wol  an  fronboien  umb  sinen  zins  und  umb 
Bein  gulte.  Swes  an  diesem  buohe  yergezzen  ist,  dez  aal  man  rihten  nach  dem 
alten  reht."  Ssp.  I.  64.  §.  4.  „Die  herre  mui  wol  panden  uppe  sime  gude  unune 
sin  geld,  dat  man  ime  von  sime  gude  gelovet  hebbet,  ane  des  riohteres  orlof.'^ 

^  Siehe  die  im  §.  109  citirten  Schriften. 

9  Das  Brunn  er  Stadtr.  aus  dem  14.  Jahrh.  art.  76.  (BGssler  8.  816):  ^Wir 
wellen  ob  unsir  purger  ainer  eim  lanthere  oder  ein  ritt  er  oht  parget  vor  eim 
Bcheppen  oder  vor  czwaie  und  gilt  im  daz  nicht  zu  dem  tag,  so  schol  er  sein 
leut  phenden  in  der  stat.*"  ktt  199  das.  S.  894  gestattet  dem  Yiohhirton 
,,er  mag  auch  das  viech  von  im  selben  wol  insliezzen  um  sein  ver- 
dientes Ion.*' 

^^  Die  zahlreichen  sonstigen  Verbote  enthalten  die  Landfrieden  von  der  s.  g. 
Trenga  Heinr.  anfangend.    Wilda  8.  198  ff.    Walter  §.  638. 
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drückUch  ein  Ffandungsrecht  zugestanden  hatte.^^  Der  erstere  Fall  fiel 
theils  mit  dem  vorhergehenden  zusammen,  theils  mit  der  geordneten 
Justiz  fort.  Der  letztere  war  bis  zum  17.  Jahrhundert  aihnälig  dahin 
umgestaltet  worden,  dass  man  in  einer  solchen  Erklärung  einen  Verzicht 
auf  den  ordentlichen  Prozess  und  die  gewöhnliche  Exekution  ftTiTiahm- 

m.  Kam  der  Gläubiger  nicht  aussergerichtlich  zu  seinem  Rechte, 
80  hatte  er  die  Schuldklage,  welche  nach  dem  geführten  Beweise 
oder  dem  Anerkenntniss  des  Beklagten  zur  Pfändung  durch  den  Richter, 
zur  Yeräusserung  seines  Eigen  oder  zur  Knechtschaft  des  Schuldners 
führen  konnte.  (§§.  126.  129.  160.  161.) 

V.  Einzelne  Verträge. 
§.  162. 

1.    Der  K»nf.« 

I.  Der  meist  vor  Zeugen  und  unter  Hingabe  eines  an  dem  Kauf- 
preise nicht  abzurechnenden  Drangeides,   Draufgeldes,    welches 


^^  Gonst.  Rud.  I.  a.  1281.  c.  69,  oonst.  pac.  ad  Rhenum  Alberti  I.  a.  1301 
„Man  pfendet  Öch  wol  umbe  kuntliohe  korngulte,  und  wingolte,  und  zinse,  und  gat 
daz  och  nut  an  den  landfrieden;  anderes  soll  nieman  den  andern  pfenden  ane 
f^rihte.  Hett  sich  aber  ieman  yerbunden  mit  sinen  brieTen,  daz  man  in  pfenden 
fiule  ane  gerihte,  den  sol  man  pfenden  an  sine  eigene,  an  sine  erbe,  an  sine  lehene, 
und  an  sine  pfände;  hett  aber  ein  gotzhus  oder  ein  closter  gut  oder  lute  darüber 
er  Toget  ist,  an  dem  gute  und  an  den  luten  sol  men  in  nut  pfenden/  Egerer 
Landfr.  t.  1389.  §.  24.  Frank  f.  t.  1398.  §.  6  setzt  die  Bedingungen  genau  fest, 
unter  denen  die  Pfändung  dem  Landfrieden  entspricht,  von  1242  §.  2—5.  «^oi^ 
der  Schuld,  die  kundtlioh  unlaugenbar  ist.**  Landfr.  Ton  1495.  §.  9.  Reichs- 
kammergerichtsordnung von  1555  Th.  11.  Tit.  XXII.,  Absch.  des  Deput  Tags  zu 
Speyer  von  1600  §.  82.  (Vgl.  übrigens  auch  die  §§.  29.  31.  33):  „gleicher  Gestalt 
ist  gezweiffeit  worden,  ob  Mandata  sine  clausula  zu  erkennen,  da  einer  in  einer 
Yerschreibung  dem  Glaubiger  Macht  und  Gewalt  gibt,  seines  Gefallens  gegen  den 
yerschriebenen  Gütern  zu  rerfahren,  und  sich  an  den  Pfänden  oder  Gütern  mit  oder 
ohne  Recht  bezahlt  zu  machen?  Zu  dessen  Ausschlag,  haben  wir  uns  mit  der 
Ohnrffirsten,  deputirter  Fürsten  und  Stände  Räthen  und  Gesandten  dahin  Tergliohen, 
dass  solche  Wort  (mit  Recht)  ad  yiam  executivam  nicht  zu  extendiren,  oder  zu  er- 
strecken ,  sondern  zu  ordentlichem  Weg  zu  verstehen  seyn  sollen ;  Da  aber  die 
Wort  (oder  ohne  Recht)  so  etwän  mehr  auf  sich  haben,  in  der  Haupte-Yerschreibung 
befunden,  sollen  Mandata,  doch  in  denen  Personen  und  Sachen,  so  ohne  Mittel  an 
unser  Eayserlich  Cammergericht  gehörig,  erkennt  werden. '^ 

*  Siehe  Grimm  R.A.  8.  006  ff. 
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SchlüBselgeld,    Schwanzgeld,    Halftergeld  bei  Ter- 
on  Grundstucken  und  Kausthieren ,   besondere  Pferden,  erhielt, 
ossene  Vertrag  verpflichtete-  den  Yerkäufer    zur  Sicherstellung 
rittanspFüche,  deshalb  beiMohilien  zur  Gewähr  gegen 
lg  (§.  153.},  bei  Immobilien  zur  Gewähr  des  unangefochtenen 
Yon  Jahr  und  Tag,  der  rechten  Gewere  (§.  149.),  wofür  sowohl 
als  Pföflder  und  besonderes   Gelöbniss  vorkam.     Die  Gefahr 
den  Käufer  erst  über  mit  der  erhaltenen  Gewere,'  später  fand 
ische  Recht  Eingang.^    Im  Gegensatze  zu  der  Vertretung 
ennt  das  ältere  Recht  nur  in  äusserst  geringem  Grade  ein 
fers  zu  wandeln,   durchaus   aber  keinen  Anspruch   auf 
;  des  Preises  wegen  Mängel.     Die  Wandelungsklage 
t  beim  Verkaufe   von   Thieren,   wenn   der  Verkäufer  w 
erheimlicht  hatte  und  dieselben  unmittelbar  nach  der  Üeb 
iten.     Auch  das  mittelalterliche  Recht  hat  den  Grundsatz 
:hen,  welche  man  vorher   gesehen,  gekauft  und  zu  si 
hat,  unbedingt  bezahlen  muse'  („Augen  offen  ode 
offen");  eine  Rückgabe  konnte  aber  einzeln  stattfinden 
ungesehen  gekauft  sich  als  schlecht  erwies.*   AUgemein 

obbe  a.  a;  0.  S.  275  ff. 

hwsp.  0.  190.  W.  „TTnde  gibe  ich  einem  manne  ein  goot  le  1 
t  er  mir  gtn  arre  dar  an,  unde  daz  gout  beltbet  in  mtner  gewa 
ir  TSTstolen:  der  acliade  int  etn,  unde  mfn  njht,  hAn  ioh  atn  gehQi 
»bte  Bolde."  Biünner  SohüffeDb.  art.  286  (BfiBHler  S.  131  f. 
S.  284  f. 

'.  B.  SaohsenbanEer  Die  Lehre  ran  der  Naohwfih rech aft  fQr  vi 
e  nach  deatiohem  Rechte,  München  1857.  L.  Bajuv.  XV.  9.  I.  „'V 
tonna  servetur  ut  aeu  rea  aeu  mancipium,  vel  quodlibet  genas  an 
nemo  propterea  firmjtatem  venditioniB  inruinpat  qnod  dicat,  ae  vi! 
i;  ted  poatquam  factum  eat  negotiam,  non  Bit  mntatuin.  —  %  'S 
renerit  quod  ille  vanditor  oelavit,  hoo  eat  in  mancipio,  aut  in  eabi 
inque  pecalio,  id  est,  aut  coecum,  aut  hemjosum,  aut  caducnni.  au 
.  bi  animalibuH  antsm  annt  litia  quae  aliquotiens  celare  poteat  t 
lUtem  Tenditor  dixerit  Vitium,  atet  emplio:  non  potest  mutaro.  —  £ 
iUzerit,  mutare  potest  in  illa  die,  et  in  alia,  et  in  tertia  die.  — 
'ibuB  noctibufi  habnerit,  non  poteat  mutare.  —  7.  Niai  forte  eum 
irit  infra  tres  dies,  tnno  quando  inrenerit;  recipiat  qui  vittatnm  i 

Bi  non  *ult  recipere,  iuret  cum  aacramentali  uno:  quia  Vitium  ibi 
a  illa  die  quando  negotium  fecimus;  et  atet  factum." 
»mb.  Stat.  von  1292.     0.  22.    Hamb.   Stadtr.   11.  8.  17.    {Krau 
). 
t  Lfib.  Recht  (Kraut  n.  5.).    Kann   der  TerkSufer   seine  ünwi 
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die  Wandelung  beim  Kaufe  gewisser  Thiere  zugelassen  wegen  bestimmter 
Fehler,  die  in  einer  festgesetzten  Zeit  nach  der  Uebergabe  zum  Vorschein 
kommen.^    Dies  ist  im  späteren  Recht  genauer  ausgebildet  worden. 

n.  Das  Yerkaufsrecht  unterlag  mehrfachen  Beschränkungen,  welche 
theüs  obwohl  mit  dem  öffentlichen  Rechte  zusammenhängend  privatrecht- 
licher Natur  sind  (§.  180.)  theils  öffentlicher.  In  letzter  Hinsicht  galt 
seit  alter  Zeit  das  Verkaufen  der  stehenden  Früchte,  Früchte  auf  dem 
Halme,  nur  unter  Einschränkungen  für  erlaubt.''^ 

ni.  Als  ein  die  Verpfandung  ersetzendes  Mittel  findet  sich  häufig 
der  Kauf  auf  Wiederkauf^  von  Grundstücken,  dessen  Eigenthüm- 
lichkeit  darin  bestand,  dass  der  Käufer  alle  Früchte  bezog,  ohne  die 
Befugniss,  den  Rückkauf  zu  verlangen,  der  Verkäufer  hingegen  das  un- 
verjährbare Recht  hatte,  jederzeit  gegen  Erstattung  der  Kaufsumme  die 
Rückgabe  der  Sache  zu  fordern. 

IV.  Ein  in  allen  Gegenden  und  Rechten  des  Mittelalters  vorkommen- 
des eigenthümliches  Kaufgeschäft  ist  der  Rentenkauf, ^  durchweichen 
Jemand  gegen  eine  Geldsumme  (ein  Kapital)  sich  eine  aus  dem  Grund- 
stücke des  Empfangers  in  bestimmten  regelmässig  wiederkehrenden  Zeiten 
zu  beziehende  Einnahme  in  Geld  oder  Naturalien,  eine  Rente,  erkauft. 
Das  Geschäft  wird  abgeschlossen  in  der  Form  der  Auflassung  mit  häufig 
hinzutretender  Investitur.^o    Hierdurch  erhält  der  Käufer  ein  dingliches 


darthun  durch  seinen  Eid,  so  f&llt  die  Wandelung  fort,  n.  8.    üeber  das  Recht  zum 
Rücktritte  Yom  Vertrage  Yor  der  Uebergabe  n.  6.  u.  Stobbe  a.  a.  0.  8.  277. 

*  Belege  aus  verschiedenen  Rechten  bei  Kraut  n.  7—14. 
'  Cap.  a.  806.  o.  7.    R.  P.  0.  v.  1Ö77.  Tit    19.  S   3. 

8  Platner  Der  Wiederkauf  in  Zeit  sehr.  f.  Rechtsgesch.  IT.  (1864)  8  123  fP. 

*  Albrecht  Qewere  8  157—188,  Au  er  Ueber  Ewiggeldrecht  nebst  dem  ge- 
richtlichen Verfahren  in  Ewiggeldsachen  (in  Stadtr.  y.  München,  Einl.  8.  GXXIX.  ff.). 
Stobbe  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Rentenkaufs  in  Zeitschr.  f.  d  Recht  XIX. 
8.  178  ff.  üeber  Leibrenten  s.  dens.  in  Beiträge  S.  26  ff.  Eine  reiche  Sammlung 
Yon  Belegen  bei  Kraut  Grundr.  §.  109.  —  Ausführlich  ist  das  Brunn  er  Schöffen- 
buoh  art.  117—124  über  diese  Art  Yon  Zinsen,  üeber  das  Prager  s.  R5 ssler 
8.  LXII.  — 

1^  Goslar.  Stat.  8.  25  :  „We  en  erYC  up  dem  sülle  behalden  wel,  —  de  soal 
den  Yorderen  Yut  up  den  sülle  setten  und  de  haut  up  de  hilleghen  lekhen  u.  spre- 
ken:  Dat  ik  dit  eghen  oder  dit  ghelt,  (oder  wat  he  an  deme  gude  hcYct  — )  hebbe 
in  mine  were  ghebracht  mit  riohteren  u.  mit  twen  ratmanne  u.  mit  dinglüden  und 
mit  Yorspreken  und  mit  ordelen,  u.  minen  Yredeschilling  dar  up  gheghoYen  hebbe 
und  hebbe  dat  seder  jar  u.  dach  in  minen  weren  ghehat.^  ürk.  n.  4.  Kraut  Yon 
1393:  „Wy  bekennet,  dat  wy  mit  wyllen  all  unser  erYen  hebbet  Yerkofft  2  mark 
ewiger  gulde  erflike  to  besittene  ut  dem  hoYe  N.  u.  —  hebben  desse  twe  mark  up- 
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Becht  an  dem  Gate  und  an  dem  rechte  selbBt  (eine  gewere),*'  obwobl 

einzelne  Rechte  daBselbe  zu  bestimmten  Zwecken  als  „Tarende  habe" 

erklären.^'    Zur  Geltendmachung  stand  ihm  das  Kecht   zu,  wegen   des 

versessenen  Zinses  selbst  zu  pfänden,  eine  gewisse  Busse  zu  fordern  und 

Ortung  oder  den  gerichtlichen  Verkauf  des  Gutes,  Hauses 

n.*'    Dies  dingliche  Recht  brachte  mit  sich,  dass  man  das 

oft  geradezu  als  Eigen  bezeichnete'*  und  dem  Zinsherm 

hümcr  analoge  Rechte  gab,'^    Er  darf  sein  Recht  verkaufen, 

dem  Zinsmann  bisweilen   ein  Torkaufsreoht  zusteht,'*  und 

lelbe  bald  als  unbeweglidies,  bald  ak  bewegliches  Gut    Die 

dauernd,   ewig  auf  dem  Grundstücke;  ihre  Ablösung  stand 

Verkäufer   (Gültenmann)   oft   durch    den  Vertrag   frei, 

e  der  Käufer   (Gültenherr)  nicht  aufkündigen   konnte.'^ 


ipgedrogeD  vor  H,  rioblw  to  B.,  in  geriohte,  do  her  den  riobteratoel 

ar.  Btat  bei  Kraut  Nr.  14.    Citirte  Crk.  v.    1393.    Tgl.  Kraut  4, 

Recht  bei  Kraut  n.  8.  und  die  TTrk.  n.  9.  xu  dem  Zwecke,  dus  es 
'der  der  Frau  bleibe.    In  beiden  ist  daa  Becbt  genannt  vichbelda 

b.  R.  T  1970.  a  3.  OosUr.  Stat.  S.  21.  u.  die  onm   10  £f. 

berg.  Stat  daa.  num.  41.    „Erbe  and  nicht  eigen,  das  sind  ho- 

i,  de  man  erbeiins  von  gibt." 

ar.  S  21.:  „Heft  en  en  hus  to  erTentinse,  wel  he  dat  wgheren,  odar 

ÜDg  dat  dar  to  hdrt,  des  na  mach  he  nicht  don  weder  dea  wUlea  de« 

oder  de  dar  ghelt  anhefL"  Rcohlab.  nach  Distinct.  (Krant  Nr.  28), 
at.  (daa.  Nr  29)  ,8we  erwetina  hevat,  —  wolde  he  dat  rerkopen,  eder 
ir  TergeTsn,  darvan  he  tin»  gheTe,  de  den  eraten  tina  heret,  den  sohal 
sdni.  -~  Brem.  Stat.  v.  1433  (daa.  u.  19);    ,8o  ve  koft  heft  renta  ii 

de  rente  soal  men  Tordern  up  dejeunc,  de  in  dem  erre  wonet,  idso 
n  hure  keret ,  de  id  huret  hcft.  breke  em  dar  wat  an,  dat  achall  be 
at  erre." 

inaehw.  Stat.  (das.  30.):  ,Wor  eyn  man  heßt  erventina  an  eynen  — 
18  mach  he  nicht  vorkopen,  yd  ne  aj  deme  iritlik,  dea  de  wrentins  aj. 

to  gheldene  unune  denanlven  kop,  —  dar  is  he  negher,  «on  ejn  an- 
ane,  de  den  erventiDS  heSt,  dea  anlvea  tina  vorkopen,  de,  de*  dat  arve 
negber  to  ghcldene  ,  we  eyn  ander."  Hamb.  Stat.  v.  1292.  D.  IL 
)eit  ein  man  wurde  (in  anderen  Formen  wort,  «orth  n.  s.  w.)  ntb 
—  den  erventins  ne  niaeh  nen  man  oopen,  it  ne  ai  mit  liatm  wiUea, 
i  ein  wante  he  is  naghaet  cope.* 

oh.  aerichtsb.  v.  1391.  (Kragt  Nr.  83)  „Item  ao  gemd«  aoa  dem  Toig. 
Idein  ewiga  gelts,  dem  vorg.  E.  0.  nad  der  hat  dem  vorg.  L.  —  n*d 
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Die  Abloskarkeit  durch  den  Zinsmann  wurde  durch  Statutarrecht  unbe- 
dingt gestattet,^®  die  Nichtablösbarkeit  ausgeschlossen, ^^  beides  durch 
Beichsgesetz  bestinrnit.^^  Gegen  die  Person  des  Zinsmannes  hatte  der 
Zinsherr  keinerlei  Recht  ;'^  auch  stand  ihm  ohne  besonderen  Vertrag 
nur  nach  Particularrecht ^'^  ein  Anspruch  zu,  den  ausfallenden  Zins  aus 
dem  übrigen  Vermögen  zu  fordern.  Das  Ewiggeld  genoss  im,  Concurse 
einen  unbedingten  Vorzug,^^  ging  durch  Verkauf  des  Gutes  nicht  unter^* 
und  in  späterer  Zeit  sogar  Kapitalien  vor,  welche  vor  Errichtung  des 
Ewiggeldes  auf  Häuser  ausgeliehen  waren.**  Der  Renten fuss  hing 
vom  Vertrage  ab,  bis  er  durch  Reichsgesetz  auf  fünf  Prozent  fest- 
gesetzt wurde.'^  Mit  dem  Aufkommen  des  zinsbaren  Darlehens  und  der 
Erlaubniss,  dass  der  Käufer  (Zinsherr)  die  Kündigung  im  Falle  der 
Säumigkeit  sich  dürfe  verschreiben  lassen  ,^^  sank  der  Rentenkauf  in 
seiner  Bedeutung  allmälig  herab.*^ 


allen  seinen  erben  die  besnnder  friuntschaft  getan,  daz  der  L.  —  eto.  jaerlichen 
und  ewiglichen  gewalt  habent  ze  lösen  die  vorg.  VII.  gnldein  ewiges  gelts  swann 
si  mügen  ein  tail  oder  gar  ye  I.  guidein  umb  XX.  guidein. **  Mag  de b.  Frag.  II 
1.  5.  (das.  n  37):  „ISin  man  ist  beaötigt  und  bittet  einen  andern,  das  er  im  leihe 
10  mark,  er  wil  im  das  jar  ein  mark  geben,  —  der  zinsnemer  stirbt,  nu  sprioht  der 
ztnsgeber  zu  dem  erbling:  hie  sind  10  mark  ich  wil  nicht  lenger  euer  zinsman  sein. 
Die  erben  sprechen :  sie  wissen  Yon  keinem  zins  abzulösen  und  halten  iren  zins  für 
erbzins,  wie  das  faren  soll?  HieraufT  sprechen  wir  für  recht:  der  zinsmann  muss 
beweisen,  das  der  zins  sei  abzulösen  und  der  ander,  der  den  zins  daran  hefft,  be- 
darf des  nicht  beweisen. ^^  Heber  die  früh  in  Böhmen  bestimmte  Ablösbarkeit  der 
Rente  gegen  10  Proc.  s.  Boss  1er  a.  a.  0. 

18  Lüb.  Recht  y.  1240  bei  Kraut  n.  34,  35,  54.  Zürich.  Rathserk.  t.  1419 
das  n.  88. 

«  Frankf.  Ref.  IL  S.  §.  21.  (das.  Nr.  67,  58). 

w  R.  P.  0.  V.  1577  Tit.  17.  §.  9.  Tit.  19.  §§.  2,  3. 

*i  Lüb.  Recht  von  1230  Art.  286.  (Kraut  Nr.  18.)  „So  welk  man  edder 
TTOwe  koft  —  in  eneme  hus,  edder  an  euer  wort  wicbelde,  edder  wortinse,  ergered 
sik  dat  hus,  edder  de  wort,  —  ne  wel  he  (der  Schuldner)  den  tiDS  nicht  utrichten, 
de  genne,  de  den  tins  heret,  de  scal  daran  holden,  dar  he  den  tins  inne  heyet  und 
ne  mach  anders  uppe  nemande  uppe  de  sake  Yorderinge  hebben,  mer  darup,  dar  he 
den  uns  inne  heyet." 

"  Brem.  Stat.  y.  1433  Ordn.  16.    Kraut  Nr.  16  u.  17,  ein  Vertrag. 

»  Siehe  die  Stellen  bei  Kraut  n.  20  ff. 

a*  Schöff.  Urth.  (Böhme  6,  114,  bei  Kraut  Nr  22.)  „Verkauft  ein  man 
dem  andern  ein  erbe  und  vorreicht  im  das  yor  gehegiter  bank  und  yorswiget  deme 
kauf  manne  —  des  j  ehrlichen  zinses,  der  uf  dem  selben  erbe  —  stet,  so  sol  der  man 
sinen  zins  behalten,  als  er  den  in  gewere  hat  in  dem  verkauften  erbe.^^ 

w  Lüneb.  Stadtr.  Th.  II.  Tit.  7,  8,  bei  Kraut  Nr.  ÖO,  öl. 

«  R.  P.  0.  0.  von  1577  Tit.  17.  §.  9. 
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§.  163. 
2.    Bestandrertrag.« 

Die  Yerhältnisse  des  Grund  und  Bodens  brachten  mit  sieh,  dass 
Pacht  auf  Zeit  in  früherer  Zeit  nur  sehr  selten  vorkam.  Auch  die 
Miethe  hat  sich  erst  im  späteren  Mittelalter  in  den  Stadtrechten  ausge- 
bildet mit  der  Sichtung,  dass  der  Inwohner  für  die  Zeit  der  Heuer  durch 
sein  Gedinge  geschützt  ist  und  auch  von  einem  Käufer  des  Hauses  nicht 
ausgetrieben  werden  kann.^  Durch  die  gerichtliche  Eintragung  konnte 
das  Recht  einen  dinglichen  Charakter  annehmen« 

§.  164. 

8.    Darlehn. 

Yerzinsliche  Darlehen  wurden  bereits  in  der  fränkischen  Zeit 
verboten,  während  sie  das  Recht  der  Westgothen  und  Langobarden  ge- 
stattete, und  waren  durch  das  ganze  Mittelalter  bis  ins  17.  Jahrhundert 
hinein  gesetzhch  nicht  gestattet.^  Man  fasste  das  Zinsennehmen  als 
Wucher  auf.  Trotzdem  umging  man  das  Verbot  durch  allerlei  Mittel 
Im  16.  Jahrhundert  wurde  bereits  in  einzelnen  Ländern  das  Zinsver- 


"  Deput.  Absch.  t.  1600  §.  35. 

>s  Die  Hypothekenbanken  mit  ihren  unkündbaren  Renten  u.  dgl.  sind 
nichts  als  Beprodactionen  des  alten  Instituts  in  moderner  Form. 

*  Ausdrücke;  Bestand,  Beständer;  in  Bestand  geben,  nehmen,  bestaden; 
Pacht,  Miethe,  Pächter,  Miether,  Yerpächter,  Yermiether;  Dingen,  Verdingen; 
Einstellen,  Einstand;  Heuer,  heuern,  verheuern  u.  a. 

^  Yerm.  Ssp.  II.  4.  5.  „Had  eyn  man  sin  hus  adder  sin  eygen  yormid,  und 
vor  kouft  daz  sint  der  zcith :  der  daz  gemit  had,  der  had  sin  ingedinge.  Wulde  on 
des  abetribe,  der  is  gekouft  hette,  des  en  sal  nicht  sin;  wen  he  aver  sime  inge- 
dinge neheczu  bewiesene  uf  den  hejligen  zcu  eyme  jare  adder  zu  eyme  halben, 
also  den  or  ingeteydinge  gestanden  hette.  Des  is  denne  gekouft  hette,  der  behalde 
sin  eygen,  ab  her  wel,  und  warte  sines  zcinses.^*  Hamb.  Stadtr.  11.  9.  13.  „Wenn 
einer  sein  haus  auf  ein  oder  mehr  Jahre  verhfturet  hat,  und  mittlerweile  dasselbige 
verpfändet,  verkaufft,  oder  sonst  alieniret,  so  soll  solcher  Contract  allezeit  dem 
Häurer  an  seinem  habenden  Rechte  und  nach  restirender  zeit  unverfänglich  seyn." 
Lüneb.  Stadtr.  II.  15.  „Yerkaufift  der  Hauss-Herr  —  in  noch  währender  zeit  der 
Yerheurung  das  Heur-Hauss  einem  andern,  so  seynd  sie  nichts  desto  weniger  schul- 
dig, den  Mietman  die  versprochene  Zeit  über  vollends  bleiben  zu  lassen.^^ 

*  Capit.  a.  806.  o  1  Reichs-Pol.  0.  v.  1530  Tit.  25.  Ygl.  auch  die  Ordnungen 
von  1548  Tit.  17.  und  1577  Tit   17.,  welche  gleich  lauten. 
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sprechen  gestattet,^  vom  Reiche  selbst  die  Zulässigkeit  der  Yerzugs- 
zinsen  anerkannt.^  Seitdem  die  Kündigung  des  Bentenkaufs  wegen 
Säumigkeit  möglich  war  (§.  162.),  fing  man  an,  die  unbedingte  Freiheit 
zur  Kündigung  vorzubehalten.  Hiermit  war  aber  gerade  jener  Unterschied 
zwischen  Rentenkauf  und  Darlehn  gefallen,  welcher  die  Erlaubtheit  des 
ersteren  im  canonischen  Rechte  bewirkt  hatte.  Immer  häufiger  wurden 
versprochene  Zinsen,  vor  Allem  während  des  dreissigjährigen  Krieges. 
Dies  hatte  eine  Anerkennung  durch  Reichsgesetze  zur  Folge*  mit  dem 
2insfuss  ton  5  Prozent.  Seitdem  wurde  auch  in  den  Gerichten  des 
Reichs  wie  überhaupt  darauf  erkannt,  so  dass  durch  allgemeine  Praxis 
das  Zinsversprechen  zu  fünf  Prozent  als  zulässig  galt,  bis  die  neueren 
Gesetze  es  direkt  erlaubten.  Daneben  blieben  jedoch  aus  dem  romischen 
Rechte  sechs  Prozent  im  Particularrecht  bestehen,  oder  es  wurde  im 
Falle  des  Versprechens  von  6  Prozent  nicht  auf  Wucher  erkannt,  son- 
dern man  hielt  sie  bald  für  zulässig,  bald  zog  man  das  eine  Prozent 
vom  Kapitale  ab. 

§.  165. 

4.  Auftrag.  5.  Wechsel.   6.  GeseHschaft. 

I.  Die  hierher  gehörigen  Rechtsformen  finden  im  früheren  Rechte 
nur  eine  seltene  Erwähnung.  Der  Auftrag,  die  Empfehlung  ver- 
pflichtete zur  Selbsthaftung.*  Nahm  der  Gläubiger  den  vom  Schuldner 
an  seine  Stelle  Gesetzten  als  Schuldner  an,  so  wurde  der  erste  Schuldner 
frei.  Diese  Delegation  bezeichnete  das  deutsche  Recht  als  Bürg- 
schaft.^ 

n.  Die  Zahlung  an  die  vom  Gläubiger  zur  Empfangnahme  des 
Geldes   angewiesene  Person  befreite   in  Folge   der  Anweisung   den 


<  Brandenb.  Edict.  von  1578,  Frankf.  Ref.  II.  11.  §§.  16. 11.  Das  Frei- 
burger Stadtr.  von  1620  verbietet  es  noch. 

»  Deput.  Absch.  von  1600  §.  139. 

♦  Jüngst.  R.A.  V.  1654  §§.  170  ff.  174. 

^  Lüb.  Recht  Cod.  II.  (Hach)  Art.  225.  Rev.  Lüb.  Recht  III.  10.  1.  „Wil  je- 
mand einem  frembden  sein  Gut  nicht  verkauffen,  und  in  ein  ander  stehet  dabei 
und  saget,  ihr  mSget  es  ihme  wol  vertraweu,  die  Bezahlung  wird  euch  wol.  Wird 
der  Yerkauffer  von  dem  Kauffer  nicht  bezahlet,  so  muss  derjenige  Kahlen,  welcher 
den  frembden  loben  thät,  dadurch  der  Yerkauffer  verführet  worden.^' 

>  Siehe  die  bei  Stobbe  S.  137  f.  abgedruckten  Stellen  aus  Wiener  Stadtr. 
von  1436  u.  das  Stat.  v.  Geseke  um  1360  (Seibertz  n.  766)  §.  16. 
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Schuldner.^  Solche  Anweisungen  kommen  im  Mittelalter  sehr  häufig 
namentlich  in  der  Form,  dass  der  Gläubiger  seinen  an  einem  fremden 
Orte  befindhchen  Schuldner  zur  Zahlung  an  einen  Dritten  anwies,  dem  er 
selbst  schuldete;  die  Absicht  war  besonders  den  Transport  des  Geldes 
zu  ersparen.  Ebenso  findet  sich,  dass,  wer  an  fremdem  Orte  eine  Geld- 
summe zu  fordern  hatte,  deren  Erhebung  einem  dortigen  Eaufinamie 
auftrug  und  sich  von  diesem  eine  Anweisung  zur  Erhebung  der  gleichen 
Summe  an  ein  Haus  seines  Wohnortes  geben  liess.  Beides  umfasste  der 
Ausdruck  Cambium  (cambiare,  campsor)  Wechsel.  Die  schleunige 
Gerichtsbarkeit  für  solche  Sachen  machte  ihn  zu  einem  sehr  beliebten 
Zahlungsmittel.  Seine  Zulässigkeit  beruhte  auf  allgemeiner  Gewohnheit, 
bis  die  Beichsgesetze  sie  ausdrücklich  statuirten.^ 

in.  Bei  der  Gesellschaft*  vnirde  Gewinn  und  Verlust,  sofern 
nicht  der  Vertrag  ein  Anderes  bestimmte,  gleich  getheilt;  das  von  einem 


I  Siehe  die  bei  Kraat  S*  310  abgedruckten  Stellen. 

«  Siehe  die  Literatur  u.  QueUen  bei  Kraut  §.  291  ff.,  die  Stellen  in  $•  ^1 
das.  —  R.A.  T.  1654  §.  107.  Reiohsgutachten  Tom  31.  Juni  1668:  „Ferners 
zu  statuiren  seye,  dass  nach  der  bekannten  Handelsregel:  Qui  acceptat,  solyat,  in 
aoceptirten  Wechselbriefen  der  Ezoeption  non  numeratae  peouniae  nicht 
Statt  zu  geben,  hingegen  aber  dergleichen  Acoeptationes  =  schriftlichen  ge- 
schehen solle;  jedoch  dass  nichtsdestoweniger  wegen  der  mündlich  aoceptirten 
Wechselbriefe  es  bey  den  Rechten  u.  Observanz  sein  Bewenden  habe.*^ 
Die  älteste  bisher  bekannte  Anwendung  von  Messwechseln  ist  wohl  die  Ton 
mir  publizirte  Stelle  aus  einer  in  den  Anfang  des  13.  Jahrb.  fallenden  Summa  ca- 
suum  in  Robert!  Flamesbor iensis  Summa  de  matr.  cet.  GHessen  1868.  4% 
pag.  XXVII. 

^Goslar.  Stat.  S.  102.  „Wert  en  samentname  ghenomen,  wert  des  wat 
ghegulden,  dat  schal  men  unter  in  delen  na  marktale.  Yorsoke  men  aver  weme 
der  name,  deme  ne  dochte  men  nicht  ghelden.  Ghölde  men  aTer  emme  sunderliken 
mit  underschede,  de  ne  dochte  mit  den  andern  nicht  delen.^  —  Lüb.  Recht  lY.  n. 
7.  (H  a  c  h) :  , Welck  man  mydt  enem  anderen  selsoop  maken  will,  de  se  wol  to  weme 
he  sines  gudes  belovet  wende  wat  de  ene  kofft  ofte  Torgift,  dat  mot  de  ander  be- 
talen ,  so  Terne  also  sin  gudth  kerth  —  dat  were  sake  dat  se  under  einander  be- 
Bchedenheit  hebben  gemaketh  also  myt  stroffen  edder  breven  —  Also  dat  de  ene 
nicht  hoger  kopen  moghe,  wen  erer  beider  gudt  werd  sy  edder  enenn  summen  gel- 
des  mer,  wen  ere  gudt  wert  sy  —  so  kan  de  ein  nicht  mehr  borgenn  wenn  de  sohraffe. 
inholden;  wert  dat  so  nicht  Torwart  to  Torne ,  wes  de  ene  borget,  dat  mach  de 
ander  betalenn,  so  Terne  alse  sin  gudt  kerth.^  Rot  id.  Lüb.  R.  III.  9.  5.  —  Hamb- 
Stat.  U.  10.  8.  »Was  die  Mascopey  belanget,  so  einer  Ton  den  Mascopey-Ghesellen 
oontrahiret;  dafür  müssen  auch  die  andern,  soweit  sich  ihre  Mascopey  erstrecket, 
gehalten  sein.**  —  Lüneb.  Stadtr.  II.  23.  „Die  Marschkopey  endet  sich  —  wenn 
einer  aus  ihnen  Terstirbet.^    Nürnb,  Ref.  Tit.  18.  Ges   4.    „Was  die  Gesellschaft 
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Gesellschafter  abgeschlossene  Geschäft  verpflichtete  jedes  Glied  unbe- 
dingt Die  Ausbfldung  derselben  im  heutigen  Rechte  ruhet  jedoch 
wesentlich  auf  dem  römischen. 

§.  166. 

7.   Spiel  lud  Wette.« 

In  ältester  Zeit  war  Spielen  ohne  Zweifel  nicht  nur  erlaubt,  sondern 
ganz  gewöhnlich.^  Spidlschulden  wurden  gleich  anderen  redlich  bezahlt. 
Erst  im  13.  Jahrhundert  beginnen  die  Beschränkungen,  welche  anfangend 
mit  Ausschliessung  der  Haftpflicht  des  Erben  für  Spielschulden  des  Erb- 
lassers^ in  Abstufungen  bis  zur  Entziehung  des  Elagrechts  gehen.^  Die 
den  mittelalterlichen  Sätzen  im  Allgemeinen  zu  Grunde  liegende  An- 
schauung ist,  es  soll  Niemand  Spielschulden  machen,  daher  nicht 
mehr  verlieren  können,  ab  er  bei  sich  baar  führt,*  erlaubt  ist  deshalb 


easBem  Personen  schuldig  ist,  daramb  sein  alle  Gesellsohafter  in  solidum  und  un- 
Terschaidenlich  yerpunden.  Doch  steet  jr  jedem,  der  die  bezalung  hat  thon  müssen, 
beyor,  das  jhenig  so  Er  über  sein  anteil  erlegt,  yon  den  andern,  nach  jnhalt  jher 
anfengkliohen  geding  oder  versohreibung  zu  erfordern.*^ 

*  Wilda  Die  Lehre  Yom  Spiel  aus  dem  deutsch.  Rechte  neu  begründet,  in 
Zeitschr.  f.  d.  R.  II.  S.  193  ff.    Ders.  die  Wetten,  das.  YIII.  S.  200  ff. 

^  Tacitus  Germ.  o.  24. 

*  Saohsp.  I.  6.  §.  2.  „Sye  so  dat  erye  nimt,  die  sal  dur  recht  die  scult 
gelden.  Düye  noch  rof  noch  dopelspel  n'is  he  nicht  pliohtlioh  to  goldene.^ 
§.  182. 

s  Magdeb.  Bresl.  R.  y.  1261  §.  61.  (Gaupp  das  alteMagdeb.u.  Hall.  Recht 
S.  239):  „Beklaget  ein  man  den  anderen  umbe  topelspil  her  en  hat  ime  nicht 
zu  antwortene.^^  Gl.  zu  Bsp.  II.  6-  Goslar.  St.  8.76.  „Nen  wert  noch  neman 
scal  up  enne  unsen  börghere  an  dopelsbele  mer  gheyen  denne  sine  kledere  und 
ander  dingh  wert  is  dat  he  bi  sich  heft,  noch  up  ene  dobelspele  winnen.  We  dat 
dar  boyen  det,  so  mot  he  dat  yan  eme  yorderen  yor  gherichte.  Spenne  he  ene 
oder  behelde  he  eoe  dar  en  boyen,  dat  moste  he  wederdon  deme  yoghede  mid  wedde 
und  den  sakwolden  mid  bute.^  Brünne  r  SchSffenb.  art.  483.  Prag  er  Rechtsb. 
art.  44.  „Umb  topilspill  schol  der  Richter  noch  die  scheppfen  nyemant  rechtes 
helfen." 

^  Alt.  Bair.  Landr.  „Wer  mit  dem  andern  spilt,  oder  kugelt,  oder  ains  s51- 
liehen  dings  beginnt,  oder  der  sein  werer  ist,  oder  porg  wirt,  dann  so  yil  als  er  pey 
im  yerpfentn  mag,  das  man  mag  getreiben,  und  getragen,  das  sol  unschedlich  sein. 
—  Wer  auch  umb  spil  als  yorgeschribn  ist  ze  klag  kumbt,  das  sol  der  antwurtter 
ledig  sein  u.  der  clager  dem  gericht  puessen  mit  10  Schilling  pfenig.  —  Es  sullen 
auch  die  amptläwt  nieman  chain  spil  mer  yerpieten,  wan  man  mit  einem  geglichen 
wol  spilen  mag,  als  yorgescribn  ist,  umb  als  yil  als  er  bey  im  yerpfenten  mag,  daz 
man  getreiben  u.  getragen  mag.** 

T«  Schalte,  Reich»-  n.  Bechtsgeech.    8.  Aufl.  2Q 
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ein  kleines  Spiel.^    Anderentheils  war  aber  die  Bftökfordenmg  ausge- 
schlossen.^   Nach  denselben  Grundsätzen  behandelte  man  die  Wetten.'' 


Viertes  Kapitel. 

Ehe  tmd  Vamilie. 

§.  167. 
I.  Bechdiche  Folgen  der  Ehe  überhaupt. 

I.  Mit  dem  Abschlüsse  der  Ehe  traten  diejraigen  Beohtsfolgen 
ein,  welche  für  das  persönliche  Yerhältniss  der  Ehegatten 


^  Zittauer  Stat.  ron  1567.  „Es  soll  auch  niemand  4n  seinem  Hause  gros 
Spiel  zu  Gewinn  und  Verlust  —  gestatten,  um  Eurzweü  willen  um  ein  OrCsohel  an 
spielen  kann  ehrlichen  Bürgern  —  wohl  vergunst  —  werden." 

«  Magdeb.  Pol.  0.  (Kraut  §.  139  Nt.  12):  „Was  auf  das  Spiel  durch  Karten, 
Würfel  u.  andere  Art  auf  Credit  rerthan  wird,  darüber  soll  swar  weder  4n  unser 
hohen  XJntergerichten  rerholfen  werden,  gleichwohl  aber  die  condictio  indebiti  wegen 
dessen,  was  bezahlt,  nicht  stattfinden.^ 

1  A.  Culm.  R  m.  78.  «,Topilspil  ist  eyn  spil  Yon  mutwillen.  Der  richter 
sol  obir  topilspil  nicht  richten.  79.  Wetten  lute  umme  wette  loufe  mit  pfer- 
den  adir  des  glich,  adir  in  deme  spyle  ymant  den  andirn  hyndirt,  das  isteyn 
spyl  Yon  mutwillen;  do  en  en  sal  der  richter  nycht  obir  richten.*^  Bei 
Kraut  die  num.  16  ff.,  welche  die  obigen  Sätze  bis  in  die  neueste  Zeit  nachweisen« 

Es  liegt  in  dem  Zwecke  des  Lehrbuchs  begründet,  solche  Punkte  ausin- 
schliessen,  deren  juristische  Gestaltung  im  heutigen  Rechte  durch- 
aus auf  dem  fremden  ruhet,  wenn  die  Darstellung  nicht  etwa  dadurch  be- 
dingt ist,  dass  ohne  sie  das  Yerständniss  der  Rechtsgeschichte  unToUkommen  bleiben 
würde  Aus  dieser  Ursache  ist  über  die  nicht  aufgenommenen  Punkte  des  Obli- 
gationenrechts hinweggegangen ;  ich  sehe  ab  davon,  dass  manche  mit  ihrer  Gesohichte 
selbst  in  der  Gegenwart  ruhen.  Aus  demselben  Grunde  entf&llt  im  folgenden  Ka- 
pitel Alles,  was  sich  im  geltenden  Rechte  Tom  gemeinrechtlichen  Stand- 
punkte aus  nach  dem  Ganonischen  richtet:  alle  eherechtliohen  Fragen, 
mit  Ausschluss  jener,  welche  das  Vermögen  betreffen.  Uebrigens 
enthalten  unsere  Quellen,  weil  dieser  Standpunkt  sehr  frühe  eintrat,  auch  nur  we- 
nige Sätze.  Mein  Handbuch  des  katholischen  Ehereohte,  Gieesen  1866,  lehrt  die 
Entwicklung  des  auf  diesem  Gebiete  geltenden  Rechts.  Die  älteren  Formen  s«  bM 
Grimm  R.  A.  S.  417—464. 
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cntach^deiid  warenJ  Diese  ersohein^  gewisserBaagsen  als  Einheit.^  Der 
Ihfm  ist  Haupt  der  Frau,  a^ält  über  sie  das  Mundium  als  Folge 
der  Ehe.  Es  trat  dalier  diese  Oewait  audi  dann  ein,  wenn  die  Ehe- 
gatten unebBib£rtig  "waren  und  in  Termogensrechtlicdier  Beziehung  die 
Ehe  nioht  als  Toltwirksam  erschien.^ 

n.  KüokstoUilich  der  Yermö gensfolgen  findet  sich  im  älteren 
Bechte  ein  Untersohied.  Das  sächsische  Becht  und  Tiele  andere  lassen 
den  Eintritt  der  Vermögensrechte  bedingt  werden  durch  die  herbeige- 
führte Einheit  der  Gatten,  die  Vollziehung  der  Ehe  durch  den 
Beischlaf.*  Yon  diesem  Momente  entsteht  die  Genossenschaft 
der  Ehegatten,  als  deren  Folge  der  Eintritt  der  Frau  in  des 
Mannes  Recht  Ändere  Bechte  sehen  aber  schon  früh  alle  recht- 
lichen Polgen  als  Wirkung  der  Ehe  an,  welche  mit  deren  Ab- 
soUasse  sofort  eintreten.^  Dies  wurde  allmfiUg  die  Begel,  so  dass  der 
erstere  SatE  sich  bald  nur  sehr  partieularrechtUch,  bald  nur  für  einzelne 
Folgen  erhielt. 

in.  So  lange  die  Scheidung  der  Geburtsstände  eine  grosse  recht- 
liche Wirksaaoakeit  äusserte,  hatte  die  StandesTerschiedenheit  der  Gatten 


^  Bsp.  m.  45.  $.  3.  „Die  man  is  ok  vorm  finde  sines  wires  io  hant  als 
sie  ime  getrfiwet  wert.  Dat  wif  is  ok  des  mannes  genotinne  tohant  alse 
sie  in  sin  bedde  trit;  na  des  mannes  dode  so  is  sie  ledioh  ron  des  mannes  rechte." 
•^  Bchwsp.  c.  65  „unde  ist  ein  man  stnem  wtbe  niht  ebenbürtic,  er  ist  doch 
ir  ▼ormunt  nnde  ir  TOget  nnde  ist  si  Tri,  si  muoz  doch  stn  genoezin  stn, 
als  si  an  stn  bette  gdt.  nnde  gewinnet  si  kint,  diu  gehoernet  n&oh  der  ergem 
hast,  als  aber  der  man  stürbet,  Bb  ist  si  ledic  Ton  stnem  rehte,  nnde  behabet  reht 
von  ir  gebnort.  nnde  nimet  si  einen  man  n&oh  im  der  Tri  ist,  sd  gewinnet  si  vrlu 
kint  als  von  tote." 

*  Saohsp.  I.  3.  §■  3.  „In  deme  horede  is  besoeiden  man  unde  wif  to  stände, 
die  elike  nnde  eohtlike  to  samene  komen  sind."    Bchwsp.  o.  6. 

'  Bsp.  I.  45.  §.  1.  „AI  ne  si  en  man  aime  wire  nioht  evenburdich,  he  is  doch 
ire  Tormfinde,  nnde  se  is  sin  genotinne,  nnde  trit  in  sin  recht,  syenne  se  in  sin 
bedde  gat.  BTenne  he  avw  stirft,  so  is  se  ledich  von  sime  rechte,  mnde  behalt 
recht  na  irer  bord ;  dar  umme  mut  ir  rormfinde  sin  ir  neste  eyenbfirdige  sTert  maoh, 
nnde  nioht  iree  mannes.  —  §.  2.  En  wif  ne  mach  ok  ane  irs  mannes  gelof  nicht 
ires  gndes  rergeren,  noch  egen  rerkopen,  noch  liftuoh  nplaten,  durch  dait  he  mit 
ir  in  den  geweren  sit.  Megedo  arer  nnde  nngemannede  wif  yerkopen  ir  egen  ane 
irs  Tormfinden  gelof,  he  ne  si  dar  erve  to."    Schwsp.  c.  55. 

^  Bsp.  L  46.  §.  1.  III.  45.  §.  3.  Bchwsp.  c.  55.  Denselben  Grundsatz  hab  jn: 
Tecklenb.  Dienstr.  §.  14.  Wfirt.  Landr.  Th.  4.  Tit.  2.  Frankf.  Ref.  m  3.5. 

ft  Freiburger  Stadtrodel  PriT.  ▼.  1120.  Berner  Handfeste  Art.  20.  Biehe 
die  folgende  Anmerkung. 

33* 
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auf  ihre  sowie  der  Kinder  Stellung  luid  das  Erbrecht  bedeutenden  Ein- 
t  den  auf  jenem  Gebiete  eingetretenen  Aenderungen  zog  aicli 
kuDg  auf  den  Adel  zurück  (§.  174.),  Tährend  bei  den  abrigen 
lie  Ungleichheit  allmälig  den  iE^influss  verlor.  Dies  vollbrachte 
Frühesten  im  Stadtrechte'  (der  Grund  liegt  in  den  §§.  80  f. 
rde  sodann  überhaupt  die  Regel  durch  die  allgemeine  Kntwick- 
39.)  und  den  Einfluss  des  römisch-canoniBcben  Hechts. 


n.  Güterrecht  der  Ehegatten.* 
§.  168. 

1.  DlB  ilten  Zelt 

Folge  des  Mundium  aber  die  Frau  bekam  der  Mann  auch 
t,  das  sie  in  die  Ehe  brachte,  unter  seine  Gewalt'    Diese 


lEbnrg  E.  t.  1120  S-  Ö2.  (Gengier  S.  129):  „Omnibus  mulier  parifi- 
I  et  e  contra;  et  rir  mulieris  erithereset  e  contra."  Rodel  (18.  Jahrh.) 
(das.  B.  135).  „Omnis  tnulier  est  genoi  viri  aui  in  hac  ciritate;  et  vir 
liliter,  Omaia  quoque  mulier  erit  heres  Tiri  sni,  et  vir  nmiliter  erit  he- 
Stadtr.  T.  1303  gleichlautend.  Berner  Handfesto  t.  1318  g  40.  (Gaupp, 
„Preterea  regia  libertate  Tobia  stetnimue,  ut  qnicnnque  burgensia  in  urbe 
intraxerit,  oujuscunque  fueriut  conditionis,  parea  aint  in  omni  jure,  et  nno 
ter  omnia  bona  ipsiuB,  qne  reliquit,  jure  hereditario  libere  et  quiete  poe- 
0  poteBt  dominus  cixitatis  impedire  vel  contradicers,  quin  uior  defuncti 
defuncte  contrahant,  aum  qnocnnque  Tolaerint  ad  ipaorum  ToloDtatem." 
le  diezu§.  II  Note*  angegebenen  Sohiiflen  (von  R.  Bobroeder  Gesch. 
ganE  ergcbieuen).  Haaae  Skiize  dea  Gaterr.  der  Eheg  nacb  einigen 
tt  deutsch.  Rechtsquellen  in  Zeitsohr.  f.  geacb.  Rccbtawisa.  IT.  60  ff. 
^itz  Das  ehel.  Güterrecht  das  Saehsensp.  u-  der  Terwandlen  Reohts- 
aiqzig  1867.  Alfred  Agricola,  Die  Oewere  zu  rechter  Tormondschaft 
des  sBchsischen  ebeli oben  Güterrechts,  Gotha  1869.  A.  HSnel  Die  eheL 
lachaft  in  Oatfalen  in  Zeitsohr.  f.  RechUgesoh.  I.  S.  373  ff.  O.  R.  Pe- 
)ae   eheliche  Oaterrecbt  in   den  St&dten   und  Flecken  des  FOntenthums 

OanabrOck  1863.  Euler  Die  GDter-  u.  Erbrechte  der  Ehegatten  in 
H.  bis  zum  J.  1598  mit  ROcka.  auf  daa  frSok.  Recht  äberh.  Frankfurt 
8.  Daa  CSlner  Recht  und  die  geaaninite  Hand  in  Zeitachr.  f.  d.  R.  TD. 
lers,  Die  Fortbildung  dea  frSnk.  ehel.  GQterr.  aeit  dem  Eindringen  des 
)  daa.  X.  S.  1  ff.  Schwarz  Die  Gfltergemeinsch.  d.  Ehegatten  nach 
ite.  Erl.  1858.  Sandhaas  Frfink.  ebel.  OQterrecht.  Bd.  I.  Oiess.  1866. 
jr  Gütereinheit  und  Gfltergemeinach.  in  Bekker  u.  Muther  Jafarh.  d. 
cb.   Rechts,    m.    316   ff.    und    in    Krit  Tierteljahrsschr.  X.  169  ff.  lÜ. 

Rire   das.  XUI.  183  ff.     Bindtng    daa.   XIIL   3TÖ  ff.    Fr.  Bath- 
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Gnmdanscliauung  erhielt  sich  bis  ins  Mittelalter  und  hatte  zur  Folge, 
dass  das  Gut  beider  Gatten  als  faktische  Einheit,  ungezweit,  er- 
schien.^ Aus  dieser  Stellung  ergab  sich:  a)  der  Mann  wurde  nicht 
Eigenthümer  des  Frauenguts  ;^  b)  die  Ansprüche  Dritter  (der  Erben) 
werden  nicht  verändert;^  c)  die  Frau  kann  ohne  des  Mannes  Willen 
überhaupt  keine  eigentlichen  Veräusserungen  vornehmen  ,5  wofern  sie 
nicht  Kauf  fr  au  ist;  der  Mann  konnte  binnen  Jahr  und  Tag  wider- 
sprechen^ oder  die  Gabe  wurde  erst  nach  des  Mannes  Tode  kräftig.^ 
d)  Der  Mann  hat  über  die  fahrende  Habe  der  Frau  das  freie  Ver- 
fügungsrecht,^  weil  er  sie  in  seiner  Gewere  hat  und  deshalb  der  Er- 
werber sicher  geht.  Eigen  derselben  darf  er  aber  ohne  ihren  und  der 
nächsten  Erben  Willen  nicht  veräussem,  ausser  im  Falle  echter  Noth.* 
Aenderungen  konnten  insofern  eintreten,  ab  die  Frau  bei  Eingehung  der 


mann  Einige  Worte  über  ehel.  Gflterrecht,  Chemnitz  1859.  Gerber  Erlftuterungen 
zur  Lehre  vom  deutsoh.  ehel.  Güterr.  (Samml.  t.  Abhandl.  der  Mitgl.  d.  Jor.  Fac. 
zu  L.)  Leipzig  1859.  Zur  Yergleichung  Ginoulhiac  Histoire  du  regime  dotal  et 
de  la  communaut^  en  France.  Laboulaye  Recherches  sur  la  condition  ciTile  et 
politique  des  femmos.  Herm.  Schulze  Das  Firb-  und  Familienreeht  der  deutsch. 
Dynasten  des  Mittelalters.    Halle  1871. 

^  L.  Burg.  Addit.  I.  18.  „Quaeounque  mulier  Burgundia  yel  Romana  volun- 
täte  sua  ad  maritum  ambulaverit,  iubemus  ut  maritus  ipse  (de)  facultate  ipsiusmu- 
lieris,  sicut  in  eam  habet  potestatem,  ita  et  de  rebus  suis  habeat.^' 

'  Sohsp.  L  81.  §.  1.  „Man  unde  wif  ne  hebbet  nein  getyeiet  gut  to  irme 
live.  Stirft  aver  dat  wif  bi  des  mannes  live,  se  ne  erft  neue  Tarende  hare  wenne 
rade,  unde  egen ,  of  se  dat  heret ,  in  den  nesten.  —  Wif  ne  mach  ok  ires  gudes 
nicht  yergeven  ane  ires  mannes  willen,  dat  he't  dur  recht  dulden  durye.^^  §.  2.  — 
Schwsp.  c.  83.    „Man  unde  -wtp  mugen  niht  gehaben  dehein  guot  gezweihet." 

s  Sachsp.  L  81.  §.  1.  2.    Schwsp.  c.  88  in  der  Fortsetzung. 

*  Saohsp.  L  81.  §.  2. 

*  Ssp.  L  31.  §.  2.,  L  45.  §.  2.  Schwsp.  c.  69.  W.  Freiburg  R.  t.  1298 
(G  e  n  gl  e  r  S.  136)  §.  8.  „Swel  kint  in  sines  vatters  gewalt  ist,  das  enmag  nüt  ver- 
tron,  mit  spile,  noh  anders.  Ynd  STas  ez  vertvot,  das  sol  man  sime  yatter  wider 
gen,  oder  siner  myoter,  ynd  lihet  im  ieman  Üt,  das  sol  man  ime  nüt  ze  rehte  gelten, 
ynd  ist  dat  oych  an  dem  wibe,  nywent  si  triben  denne  offenen  koyfsohaz."  Kraut 
§.  165  Nr.  16  ff.    Schulden  für  ihren  Unterhalt  muss  er  zahlen.    Kraut  a.  a.  0. 

«  Yerm.  Sachsp.  L  20.  16. 

■»  Gl.  zu  Sachsp.  UI.  76. 

8  Siehe  die  SchSffen-Urth.  bei  Kraut  n.  7.  8. 

*  Lüb.  R.  y.  1240.  §.  7.  „Nen  mann  mach  yorsetten  noch  yorkopen,  nochyor- 
geyen  torfacht  egen,  dat  he  mit  sineme  wiye  heft  genomen,  sunder  sines  wiyes  willen 
und  erer  kindere,  oft  se  kindere  hetten  — ,  it  ne  do  eme  echt  not,  yangnisse  oder 
Hunger,  ofte  dat  men  ene  to  egene  geyen  sole  umme  gelt  yor  gerichte.^ 
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Ehe  durch  Vertrag   von  ihren   Gute  Ausnahmen,    Vorbehalte, 
machen  und  sich  ein  freieres  Verfügungsrecht  erwerben  konnte.^* 

Die  Ansprüche  der  Wittwe  war^i  in  dBr  älteren  Zeit  ver- 
schieden.^^ Sie  erhalt  allgemein  zurück  ihr  Eingebrachtes  (dos), 
das  Eigen  und  die  noch  vorhandene  Habe,^^  bald  aber  auch  niur  dies 
für  die  Zeit  des  Wittwenstandes,  den  Nieesbraucfa  eines  Drittels  des  vom 
Manne  hinterlassenen  Vermögens,^^  bald  das  ihr  vom  Manne  bei  der 
Eingehung  Zugesicherte,  zur  Morgengabe  Oebrachte,  oder  in  Abgazig 
einer  solchen  Zusicherung  eine  bestimmte  Summe  als  Dos  und  dn 
Drittel  des  gemeinsamen  Erwerbs  während  der  Ehe.^^  Der  Ansprach 
auf  einen  Theil  der  Errungenschaft  findet  sich  aut^h  in  den  Kapi- 
tularien.** 


10  Ein  Sc  hoff.  Urth.  (Kraut  3.  Aufl.  §.  200  n.  10.)  lägst  den  Mann  behalten 
die  fahrende  Habe  ^sundir  das  zu.  der  gerade  gehorit,  abir  stand  erbe  und  andir 
gut,  das  bowssin  dos  mannis  weren  bestorben  ist  .  .  /^  DasTJrth.  das.  n.  14» 
„Eyne  frawe  ist  mit  erem  elichen  manne  ror  geheget  ding  kernen  und  —  hot  do  «^ 
alle  ir  gut  und  hausgerethe,  das  sy  zu  dem  manne  brooht  hat,  demselben  erem 
manne  noch  erem  tode  fry  und  erblich  uffgegebin,  aussnemende,  ab  her  er  stttrbe,  das 
dasselbe  gut  und  hausgerethe  an  sy  komen  sulle.  der  man  ist  todt.  nu  sprechen 
des  mannes  frunde,  dy  gobe  —  möge  nicht  bestehen  dorumme,  das  dy  frawe  das 
geld  und  das  hausgerethe  czu  erem  manne  brooht  hatte  —  und  yn  eren  scheffen- 
brife  nicht  geschrebin  hot,  das  ir  unser  totir  frnnd  das  hausgerethe  vor  gehegtem 
dinge  wider  ufgegebin  hette.  Do  sprach  dy  frawe:  synt  demmole  das  meyn  man 
Tor  geheget em  dinge  kegenwortich  —  mir  meyne  gobe  und  ausnemunge  —  an  alle 
widerspräche  (gönnte),  —  so  sol  meyne  gobe  und  ausnemunge  macht  haben.  (TJrth  ) : 
Noch  demmole  der  man  dy  gobe  Ton  der  frawen  so  entphangen  hat,  •*»  so  sol  der 
firawen  ir  gut  blybin  yn  des  wyse,  als  sy  das  —  gegebin  und  ausgenommen  hof 

11  L.  Saxonum  XLYII.  (Merk.)  „Dotis  ratio  duplex  est.  Ostfalai  et 
Angarii  Yolunt,  si  feraina  filios  genuerit,  habeat  dotem  quam  in  nuptiis  ac- 
cepit  quamdiu  vivat  filiisque  dimittat.  si  vero  filii  matre  snperstite  moriuntor 
ipsaque  post  obierit,  dotem  prozimi  ejus  in  hereditatem  aocipiant.  si  autem  filios 
non  habuerit,  dos  ad  dantem  si  ririt,  revertatur,  si  defunctus  est  ad  proximos 
heredes  ejus.  Apud  Westfalaos  postquam  mulier  filios  genuerit  dotem  amittat, 
si  aUtem  non  genuerit  ad  dies  suos  dotem  possideat.  post  deceseura  ejus  dos  ad 
dantem  yel  si  deest  ad  proximos  heredes  ejus  revertatur.  —  XLYlH.  De  eo  quod 
vir  et  mulier  simul  conquisierint  mulier  mediam  portionem  acoipiai 
hoc  apud  Westfalaos.  Apud  Ostfalaos  et  Angarios  nihil  aocipiat  sed  oontenta  sit 
dote  sua.'' 

1*  L.  Alam.  Hlothar.  LT.  mit  den  Noten  roa  Merkel  p.  62. 
"  L.  Burg.  LXn.  1. 

1«  L.  Ripuar.  Tit.  97.  48.  49.    Hdchst  kflsstlich  ist  L.  Yisig.  lY.  3.  1^ 
1^  Oapit.  Anseg.  Lib.  lY.  c.  9.  (Leg.  I.  p.  819.):  „Yolumn«,.  nt  axores  de* 
functonun  post  obitum  mairitonim  tertiam  partem  oonlaborationia,  qaam 


Oftienecht  der  fihegatteii.    Dia  ftltere  ZAit.  519 

Starb  die  Frau,  so  erhielten  ihre  Erben-  aUe  Sachen,  die  von 
ihr  herrührten,  das  übrige  Terblieb  dem  Manne. 

Diese  Qnindsätze  kehren  im  Landrechte  des  13.  Jahrhunderts 
dahin  wieder,  dass  die  Wittwe  oder  deren  Erbe  ihr  Eigen,  die  Gerade, 
Morgengabe  nimmt,  d^  Mcmn  nach  der  Frau  Tode  Eigen  und  Qerade 
herausgibt,  alles  Andere  aber  mit  Einschluss  des  aus  dem  Frauengute 
Erworbenen  behält.*^ 

n.  Bedeutende  Modifikationen  erhtt  theils  schon  firüher,  theils  seit 
dem  13.  Jahrhundert  dies  System  des  Güterrechts  in  dem  Stadtrechte. 
Der  grössere  Werth,  den  das  bewegliche  Yermögen  für  Handel  und 
Gewerbe  in  der  Stadt  hatte,  Hess  die  Bedeutung  des  Eigen  zurücktreten. 
Als  Folge  stellte  sich  ein  das  gleiche  Erbrecht  der  beiden  Ge- 
schlechter, mit  ihm  das  Zubringen  grösserer  Mitgift  in  die 
Ehe  durch  die  Frauen.  Hieraus  erklärt  sich  von  selbst  ein  grösserer 
Anspruch  derselben  auf  das  während  der  Ehe  Erworbene.  Ein  ferneres 
Moment  war  die  Kothwendigkeit  erweiterter  Verfügungsfreiheit 
des  Mannes  über  das  Yermögen  beider  Gatten  zu  Zwecken  des  Handels, 
wodurch  anderentheils  die  Substanz  des  Frauenguts  leichter  yerloren 
ging.  Dies  musste  nothwendig  bewirken  einen  Anspruch  der  Frau  an 
das  Yermögen  des  Mannes  selbst.  Je  nachdem  die  Entwicklung  rascher 
voranschritt,  ist  die  Umbildung  früher  oder  später  erfolgt,  wobei  zahl- 
reiche Modifikationen  im  Einzelnen  blieben.  So  finden  wir  vom  13.  Jahr- 
hundert ab  bis  zum  Ende  des  15.  ein  System  des  ehelichen  Güterrechts, 
dessen  Grundlage  im  Wesentlichen  das  Mundium  des  Mannes  mit  seinen 
Folgen  bleibt,  jedoch  mehr  verblasst,  so  dass  die  Ansprüche  der  Frau 
theils  auf  der  Ehestiftung,  theils  auf  ihrem  Eingebrachten  oder  dem,  was 


Bimul  in  benefloio  conlaborayerunt ,  acoipiant.  Et  de  hie  rebus,  qnas  is  qui  illud 
benefioiam  habuit,  aliunde  adduzit  yel  conparayit,  vel  ei  ab  amicis  suis 
conlatum  est,  has  volumus  tarn  ad  orphanos  defunotorum ,  quam  ad  uxores  eoruin 
pervenire.* 

*^  Schsp.  I.  31.  §.1.  I.  22.  §.  3.  „Dar  na  mut  de  yrowe  jegen  den  eryen 
mnsdelen  alle  hovede  spise,  die  na  dem  drittegesten  oTerblift  in 
jewelkeme  hove  irs  mannes,  ode»  srar  he  se  hadde  binnen  sinen  geweren.^  Fiir 
den  Fall  der  Scheidung  d.  i.  die  separatio  a  thoro  et  mensa  Sachsp.  III. 
74.  ffWirt  en  wif  mit  rechte  von  ixme  manne  ge Beeiden,  sie  behalt  doch  ire 
lifgetucht,  die  he  ir  gaf  an  einem  egene,  unde  ire  gebu  dat  dar  uppe  etat.  Bat  ne 
mut  ayer  sie  nicht  upbreken  noch  dannen  ySren;  anderes  ne  blift  ire  nen  gebu, 
noch  nicht  der  morgengaye.  Ire  rade  unde  ire  musdele  behalt  si.  Man  sal  ir  ok 
weder  laten  unde  geyen,  syat  sie  to  irme  manne  brachte,  oder  also  yele  des  mannes 
gudes  als  ir  geloyet  wart,  do  sie  to  samene  quamen.^    Schwsp.  c.  126.  W. 
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an  dessen  Stelle  tritt,  tlieils  auf  dem  Erbrechte  derselben  an  des  Mannes 
Vennögen  beruhten.  Es  tritt  daher  auch  noch  fernerhin  während  der 
Ehe  die  Einheit  des  beiderseitigen  Ctates  auf,  nach  Auflösung  der  Ehe 
bald  das  Yermögen  in  bestimmte  Complexe  von  Sachen, 
eQe  an  dem  Geaanmitgute.  Diese  Umbildung  bt  auch  von 
das  Landrecht  geworden.  Im  süddeutschen  zeigt  sie  steh 
I.  Jahrhundert  im  Systeme  des  Schwabenepiegele,  welches 
Irweitenmgen  enthält.*^  Vom  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
a  römische  Recht  in  doppelter  Beziehong  em.  Einmal  oäm- 
leradezu  dessen  System  angenommen,  von  Vielen  als  ge- 
i  angesehen.  In  Wirkhchkeit  hat  diesea^jedoch  das  ein- 
cht  nicht  allgemein  zu  Terdrängen  vermocht  und  ist  in  seiner 
icularrecht  gebUebes,  indem  auch  die  neueren  Codifikationen 
Theile  auf  dem  einheimischen  ruhen.  Eine  zweite  Ein- 
loch  wichtiger,  nämlich  auf  die  juristische  Construction  der 
dium  des  Mannea  folgenden  Ycrmögenseinheit,  welche  jenem 
I  daher  durch   römischrechtliehe  Sätze  vieliach  umgestaltet 

§.  169. 
3.   Die  ümlilldang  Im  Stadtrecht«^ 

rend  der  Ehe  ist  fortdauernd  die  Regel,  dasB  alles  Gut 
1  eine  unter  dea  Mannes  Mundium  vereinte  Masse  bildet, 
itlich  aus  St&cken  verschiedener  Art  besteht,  bald  zu  einer 
'erschmolzen  ist  Je  nach  dieaem  Reaultate  hat  nun  ent- 
Mann  freiea  Verfiigungarecht  über  alle  fahrende  Habe, 
en  nur  im  Falle  der  Noth,*  oder  b.  über  Allea,  fahrende 
gen,^  oder  es  haben  beide  Ehegatten  c.  in  kinderloser 
erfiigungsrecbt  über  AUes.^ 

inn  hat  die  DiBpoaition  über  deren  fahrende  Habe,  nicht  aber  Ober 
0.  33.  129.  Nach  des  U:anneB  Todes  behSlt  rie  ihre  Horgengabe, 
id  Haimsteuer:  o.  19—21-  33.  3S.  58.,  dae  andere  fahrende  und 
rworbene  Ont  bildet  eine  Hasse,  von  der  die  Wittwe  eioe, 
I  andere  Hfilfte  erhalten:  c.  &  127.  129.  fDr  ihren  Theil  moBt  die 
zahlen:  o.  8.  10.  hat  sie  nichts  erhalten,  to  iBt  sie  eu  niohtB  ver- 

b.  Recht  Haoh.  n.  11. 

E.  V.  1190.  8-  21.  53.  Rodel  §§.  27.  28.  Verf.  v.  12^  §.  6.  Berner 

318.  Art.  42.  43.    Alt  Lfineb.  Stat. 

8bp.  I.  40.  6. 
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n.  Nach  Auflösung  der  kinderlosen  Ehe  nimmt  dieWittwe 
bez.  der  Wittwer  sein  Eingebrachtes  zurück,  hat  für  Schaden  keine  Ver- 
gütung zu  fordern,  für  Besserung  keinen  Ersatz  zu  leisten;^  Ton  dem 
nach  Abzug  der  Schulden  aus  dem  „gemeinen  und  ganzen  Gute^ 
üebrigbleibenden  nimmt  entweder  a.  jeder  Theil  bez.  dessen  Erben  die 
Hälfte,*  oder  b.  der  Wittwer  zwei  Drittel,  die  Erben  der  Frau  ein  Drittel, 
die  Wittwe  eine  Hälfte,  des  Mannes  Erben  die  andere.*  Hierin  stellt 
sich  also  die  Errungenschaft  dar. 

ni.  Das  gesammte  Ehegut  erscheint  als  eine  Masse,  Ton  der  a.  die 
"Wittwe  ihre  Kleider  und  mitgebrachten  Werthsachen  zuvor  und  sodann 
Eindestheil  nimmt,''^  oder  b.  die  Frau  das  Leibgedinge,  welches  ihr  be- 
stellt ist,  sonst  ein  Drittheil,  die  Kinder  zwei  Drittheile,®  der  Wittwer 
ein  Drittel,  die  Kinder  zwei  Drittel,  aus  der  Kinder  Gut  (dem  Mutter- 
erbtheile)  und  der  fahrenden  Habe.* 

IV.  Bei  unbeerbter  (kinderloser)  Ehe  nimmt  a.  der  Wittwer 
alles  Gut  bis  auf  den  halben  Brautschatz,,  der  an  die  Erben  der  Frau 
fällt,  die  Wittwe  neben  ihrem  Eingebrachten  die  Hälfte  alles  Gutes,^^ 
oder  es  beerbt  b.  ein  Theil  den  anderen.^* 

V.  Bei  beerbter  Ehe  fallt  dem  überlebenden  und  den  Kindern 
(bez.  Erben  des  anderen  Theiles)  je  die  Hälfte  von  allem  Gute  zu  mit 
völliger  Todtheilung,  der  Mann  nimmt  aber  vorab  seine  Rüstung,  die 
Frau  ihre  Kleider,  der  Rest  wird  getheilt.^^ 

VI.  Alles  Gut  bildet  überhaupt  eine  gemeine  Masse  und  fallt  beim 
Tode  eines  Theils  dem  überlebenden  wie  den  Erben  des  Verstorbenen 
an  zu  gleichen  Hälften.  ^^ 


♦  Hamb.  Stat.  v.  1270.  IH.  10.,  v,  1292.  E.  18. 
6  Hamb.  Stat.  v.  1270. 
«Hamb.  Stat.  v.  1292. 
f  aoslar.  Stat.  S.48d.  83. 

8  Freiburg.  Stadtr.  I.  §.  1.    Yerm.  Ssp.  I.  3,  2—6.  I.  9.  10. 

9  Verm.  Ssp.  I.  17.  pr.  ' 

«  Lüb   R.  Hach.  Cod.  III.  240.  u.  Cod.  Haoh.  II.  19. 
"  Freiburg.  R.  r.  1120.  §.  62.  Rodel  §§.  26.  26.  Yerf.  §.  4.    Berner  Handf. 
V.  1218.  Art.  40. 

"  Alt.  Lüb.  R.  Cod.  Hach.  IL  19.,  H.  3.  4. 

*»  Brem.  Stat.  v.  1303  Ord.  41.  Urth.  d.  Lüb.  Oberhofs  v,  1489  (Michel 8 en 
Oberhof.  S.  281.)  für  Elbing.  ~  Brünner  Recht  bei  Rössler  S.  LXXIII  ff., 
Prag  er  S.  LXV.  f.  Beide  zeigen  die  Ansprüche  der  Wittwe  wie  des  "Wittwers 
bereits  als  Yollkommen  ausgebildetes  Erbrecht. 


»  -T.  -•»  ,      - 

■'  "VT'  • 
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§.  170. 
8.   Braatschatx.   Heimstener.   'Wlttnm.   Leibgedinge.   Morgeagabe.* 

L  Waa  die  Frau  in  die  Ehe  bringt,  heisst  dos,  phaderphium, 
Brautschatz,  Aussteuer,  Heimsteuer,  Ausstattung  u.  s.  w. 
Dies  bestand  wohl  in  alter  Zeit  in  der  Regel  aus  beweglicher  Habe  snim 
eigenen  Gebrauche  der  Frau  wie  für  die  Haushaltung,  un  Laufe  der 
Zeit  mit  dem  veränderten  Erbrechte  besonders  in  den  Städten  auch  in 
Kapitalien  und  Eigen.  Sie  ist  Eigenthum  der  Frau  und  fallt  an  sie  oder 
ihre  Erben  zurück.^  Ihre  Bestimmung  wie  ihre  Beschaffenheit  brachte 
aber  mit  sich,  dass  sie  während  der  Ehe  sich  leicht  verminderte.  Des- 
halb findet  sich  eine  Gegengabe  des  Mannes  oder  seiner  Verwandten 
für  die  Frau  zur  Aufbesserung  ihrer  Aussteuer,  welche  dieser  meist 
gleich  kommt  und  als  Eigenthum  der  Frau  an  diese  mit  der  Aussteuer 
zurückfallt.^  Während  in  dem  Stadtrechte  als  Ersatz  far  das  Einge- 
brachte grössere  Ansprüche  der  Frau  sich  bildeten,  erhielt  sich  diese 
Widerlegung,  Heimsteuer,  Widerwurf,  Widerlage,  Ehegeld,  oon- 
trados,  beim  Adel.^ 

n.  Zur  Versorgung  der  Frau  nach  des  Mannes  Tode  dient  in  älterer 
Zeit^  die  dos  bald  für  die  Lebenszeit;,  bald  für  die  Zeit  des  Wittwen- 
Standes.    Ln  Mittelalter  kommt  diese  Wittwenversorgung  in  den  Städten 


*  F.  W.  Eokardt  Das  Wittham  oder  dotalitium  a.  Tidualitiam  in  ihrer  hisior. 
Bntwiokl.  in  Ztschr.  f.  d.  R.  X.  S.  437  ff.  Reiche  Quellenbelego  bei  Kraut  Qnmdr. 
§.  169-178. 

*  L.  AI  am.  LT.    Vgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  203. 

*  Bair.  Landr.  11.  14.  Schwsp.  c.  23.  W.  „Gibt  iemant  stnem  wibe  ze 
heimstiore  varent  guot  oder  ander  guot,  daz  guot  mac  er  ir  nimmer  &ne  werden  die 
wtle  er  ander  guot  h&t.  Twinget  in  aber  dhaft  ndt,  er  wirt  ez  wol  äne  mit  rehte. 
Ott  81  im  euch  86  get&n  guot,  er  sol  daz  stne  d  kae  werden  6  daz  ire.  wirt  er  ir 
daz  guot  &ne  daz  si  ze  im  bräht  hat  unde  stirbet  der  man,  unde  mac  si  selbe  dritte 
erziugen  daz  ez  ir  wille  niht  enwas:  man  sol  ir  ir  guot  wider  lAn  onde  swaz  daz 
guot  vergolten  hUt;  es  st  danne  daz  der  man  dar  g6  unde  berede  mit  sin  eines 
hant  daz  im  stn  sin  seite  daz  er  reht  haete.** 

'  Alt  BergiBch.  Landr.:  „Ein  man  van  der  Riddersohafft  mach  sinem  wyffe 
ein  wedderwerff  machen  an  synem  Erve  zo  einer  Ijffzucht :  ind  sturff  der  man  ehe 
dan  sie,  ind  Hess  ander  Erven  (d.  i.  Erbgüter),  da  sie  nicht  an  gewedombt  en 
wehre,  dair  en  sali  sie.gein  recht  an  haven.**  —  ImBrünner  Sohöffenbuch  art.  19L 
194.  201.  betr&gt  die  dos  den  dritten  Theil  des  Wittums. 

^  Tao.  Germ.  c.  18.  L.  8ax.  XLYII.  L.  Burg.  LXII.  1.  „Filius  unions  de- 
functo  patre  tertiam  partem  facultatis  matri  utendam  relinquat;  si  tarnen 
maritum  alterum  non  acceperit.* 
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Bolteii  (Note  3%),  auf  ä&n  Lande,  besonders  beim  Adel,  hingegen  regel- 
massig vor  in  doppelter  Gestalt,  entweder  durch  Hingabe  von  Sachen 
oder  Bestellung  einer  Leibzueht.  Wurden  Sachen  gegeben,  so  galten 
die  Regeln  für  die  Widerlage.  Alhnälig  wurde  die  Leibzuoht  allge- 
mein. Sie  findet  sich  als  a)  Uebergabe  oder  Yerschreibung  Ton  Eigen 
zun  Qennsse  auf  Lebenszeit  mit  Bestellung  des  Rechts  in  den  gewöhn- 
fiehen  Formen  (§.  148.),'  b)  als  Leibzuoht  am  Lehen, ^  e)  als  Anwebung 
eines  Wittwensitzes  (Haus,  Hof,  Ackert  d)  als  Rente^  an  Eigen 
oder  Lehen.  Letztere  Form  erscheint  bereits  im  13.  Jahrhundert  und 
wurde  später  am  häufigsten  angewandt.  Li  allen  Fällen  geht  nach  dem 
Tode  der  Frau  das  Gut  an  die  Erben  des  Mannes  zurück.  Neben  der 
Leibzucht  erhielt  sie  ihre  Aussteuer  und  Widerlage.  Anstatt  dessen 
bildete  sich  einzeln  der  Gebrauch,  der  adeligen  Wittwe  eine  Rente  auf 
Lebenszeit  zu  geben,  die  zehn  Procente.  des  kapitalisirten  Werthes  der 
Aussteuer,  imd,  wenn  eine  Widerlage  verschrieben  war,  zwanzig  Procente 
umfasste,  wogegen  der  Anspruch  auf  dos  und  contrados  erlosch*^ 

n.  Li  die  älteste  Zeit  reicht  zurück  die  Sitte,  der  jungen  Frau 
nach  der  ersten  Beiwohnung  eine  Morgengabe  darzubringen,  die  aus 


^  Ssp.  I.  21.  §.  1.  „Man  mnt  ok  wol  yrowen  geven  egen  to  irme  liye  mit 
erren  gelore,  syo  jung  se  sin,  binnen  deme  gerichte  dar^t  egen  Inne  leget,  in  je- 
welker  stat,  deste  dar  koninges  ban  si.  —  §.  2.  Liftucht  ne  kann  den  yrowen  neman 
breken,  neweder  nabome  erve,  noch  neman  uppe  den  dat  gut  irstirft,  se  ne  Ter- 
werke't  selve;  so  dat  se  oyetbome  uphowe,  oder  Ifide  yan  deme  gnde  yerwise,  die 
to  deme  gnde  geboren  sin,  oder  to  swelker  wis  se  ire  liftucht  ut  yan  iren  weren 
let;  se  ne  weder  du't  binnen  rechten  degedingen,  syenne  se  dar  umme  gescfildeget 
wlrt;  dar  mach  se  sie  mit  yerliesen.  —  "Wirt  san  en  man  mit  rechte  yan  sime  wiye 
gesceiden,  se  behalt  doch  ir  lifgetucht,  de  he  ir  gegeyen  heyet  an  sinem  egene.**  — 
Sohwsp.  0.  21.  W.  „Ltpgedinge  mac  den  yrowen  aiemant  gebrechen,  noch  die 
erben  mit  den  ez  in  gegeben  ist.  Stirbet  joch  ir  man,  si  h&t  ez  toch  mit  rehte. 
Yerwürket  joch  ir  man  stn  gut  mit  untftt,  man  kann  ez  ir  mit  rehte  nit  genemen.** 
—  c.  160.  „Der  zinsmann  erbet  stnen  bü  uf  stnem  erbe:  ezn  si  ein  man  yon  ritter- 
yeher  Art,  der  ez  stnem  wtbe  ze  morgengäbe  habe  gegeben,  unde  wirt  ez  ledieh, 
der  herre  nimt  den  bft  mit  dem  14hen,  der  man  hab  ei  daa  sinem  wtbe  ze  morgen- 
g4be  gegeben.  H&t  ein  yrowe  lipgedinge  an  eigen  oder  an  lohen,  swaz  bowes  dar 
ü£e  8t4t,  daz  erbeit  nith  ir  naehster  m&o  so  si  stirbet:  daz  eigen  wirt  den  naestea 
m&gen  ledic,  unde  daz  Idhen  dem  herren.**  Brunn  er  Schöffenbuoh  art.  196. 
197.  1Ö8. 

^  Gl.  z.  aäoht.  Lehnr.  66.    Andere  BteUen  bei  Kraut. 

'  Brem,  Ritterr.  Tit.  7.  §.  1. 

8  S.  g.  dotalitium.  Urkunde  bei  Kraut  §.  171.  n.  4.  y.  1268. 

9  Siehe  die  Stellen  in  Kraut  §.  171  Nr.  27  ff.  sowie  26  ff.,  welohe  die  Modi- 
fikationen ausweisen. 
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beweglichen  Sachen  oder  aus  denselben  Gegenständen  oder  Bezügen  als 
eine  Leibzucht  bestand.  Sie  blieb  der  Frau  zu  Eigenthum  oder  Niess- 
brauch  und  fiel  nur  fort  bei  der  Scheidung.  Nach  ihrem  Tode  vererbte 
sie  auf  der  Frau  nächste  Erben  oder  es  fiel,  wofern  sie  nur  in  Leibzucht 
bestand,  die  Sache  an  die  des  Mannes  zurück.^^  Sie  erscheint  als  ein 
durchaus  freies  Geschenk  des  Mannes,  ohne  dass  ein  Anspruch  auf 
dieselbe  besteht;  sie  findet  sich  auch  in  Städten,  vorzugsweise  aber  auf 
dem  Lande. 

§.  171. 

4.    EheUches  Güterrecht  der  neueren  Zeit 

L  Aederungen  des  statutarischen  Rechts  waren  fortwährend  möglich 
durch  Verträge.  In  der  Ehe  galten  Schenkungen  bald  allgemein 
für  erlaubt,*  bald  nur  für  fahrende  Habe.^  Ungleich  wichtiger  waren 
aber  die  Eheverträge,  Ehestiftungen,  durch  welche  namenthch  das 
gegenseitige  Erbrecht  erweitert  und  die  Einheit  des  Vermögens  mehr 
befordert  wurde.  Man  schloss  sie  ab  schrifthch  vor  Zeugen  oder  gericht- 
lich.3  Häufig  hatten  auch  solche  Verträge  den  Zweck,  der  Frau  ein 
bestimmtes  Gut  vorzubehalten. 

n.  Seit  der  Beception  des  römischen  Bechts  nahm  zunächst  das 
Becht  des  Mannes  vielfach  eine  andere  Gestalt  an,  indem  man  dasselbe 
auffasste  als  einen  Niessbrauch  (ususfructus  maritalis).  Eine  weitere 
Umbildung  bestand  darin,  dass  man  die  nicht  mehr  verstandene  Einheit 
des  Gutes  in  des  Mannes  Hand  als  Communio  bonorum,  Gemein- 
schaft der  Güter  im  Sinne  eines  Miteigenthums  oder  Gesammteigen- 
thums  u.  dgl.  auffasste.  Diese  Anschauung  fand  Eingang  in  die  Statutar- 
rechte  wie  in  die  neueren  Gesetze  und  hat  auf  den  früheren  Grundlagen 


w  Ssp.  I.  20.,  I.  21.  §.  1.  I.  24.  §.  1.  n.  22.  §.  2.  8.,  HI.  88.  §.  a,  m.  74- 
m.  76.  §.  1.  Schwsp.  c.  19.  20.  Sachs.  Weichb.  Art  28.  24.  (Dan.)  Andere 
bei  Kraut  §.  172.    Vgl.  Brunn  er  Schdffensatzung  n.  186.  bei  Rössler  S.  890. 

^  Au  gab.  Stat.  v.  1276.  für  bewegl.  u.  Erbgut  mit  vollem  Eigenthum  u.  Anfaü 
an  die  Erben  des  Beschenkten.  Aelt.  So  est  er  Stadtr.  §.  28.,  ist  in  die  Schrae 
nicht  übergegangen* 

*  Magdeb.  Soh.  Urth.  bei  Kraut  §.  169  Kr.  84  f. 

8  Brem.  Stat.  v.  1808  Ordn.  41.  ,,So  wor  twe  thosamene  komet  an  echiBchep, 
wot  dhe  hebbet,  dhat  is  herer  beidhe  na  Stades  rechte.  Storye  er  en,  dhe  ander 
scal  sine  sculde  gelden  — ,  dha  ne  si  ander  untersched  u.  dhes  men  rullenkomen 
mach  mit  handfestinghe  idher  mit  tughen.**  Brunn  er  Schöffenb.  art.  207.  («testes 
idonei"). 
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bald  zur  allgemeinen,    bald  zur  particulären  Gütergemeinschaft 
gefuhrt. 

m.  Der  Unterschied  zwischen  Landrecht  und  Stadtrecht  blieb  auf 
diesem  Gebiete  bis  zum  Ende  des  Yorigen  Jahrhunderts  wirksam.  Mit 
dem  Fortfoüe  des  ständischen  Wesens  hat  sich  allmälig  für  Alle  das 
gleiche  Becht  herausgebildet  Gleichwohl  bestehen  durch  die  stets  zu- 
lässig^gebliebenen  Ehe  vertrage  wie  durch  Hausgesetze,  Fideicommiss- 
Stiftungen  für  den  begüterten  Adel  durchgehends  solche  Besonderheiten, 
dass  das  frühere  System  der  Leibzucht,  des  Wittwensitzes  noch  in  voUer 
Wirksamkeit  ist.  Ebenso  hat  sich  auch  beim  Bauernstände  theUs  ge- 
setzlich oder  statutarrechtlich ,  theils  durch  die  beständige  Errichtimg 
Yon  Verträgen  das  Güterrecht  in  den  Formen  des  Eingebrachten  und 
der  Leibzucht  ohne  Gütergemeinschaft  erhalten. 

m.  Yerhältniss  zwischen  Eltern  und  Kindern. 

§.  172. 

1.   Eheliolikelt.    Adoption.    Väterliche  Gewalt. 

L  Das  ältere  Recht  kennt  neben  der  Erzeugung  aus  echter  Ehe 
(als  Erwerbsgrund  der  Familienrechte)  nur  die  Annahme  anEindes- 
statt  in  den  königlichen  Häusern,^  deren  Folgen  jedoch  nicht  ganz  klar 
sind.    Die  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  tritt  erst  im 

13.  Jahrhundert  mit  voller  Wirkung  auf^    für  Land-  und  Lehnrecht 
Auch  die  Legitimation  durch  Bescript  von  Kaiser  und  Papst  kommt  im 

14.  Jahrhundert  vor,  jedoch   ohne  diese  Folge.^    Mit  dem   römischen 
Bechte  kam  auch  die  Adoption  auf. 


1  Tgl.  die  Stellen  bei  Kraut  §.  186.  Nr.  11  ff. 

s  Ssp.  I.  86.  SftchB.  Weichb.  Art.  8.  Magdeb.  Seh.  ürth.  I.  9.  d.  4. 
SchwBp.  0.  37.  Die  Aufhebung  der  yäterlichen  Gewalt  nach  dem  Recht  des  Mittel- 
alters von  O.  Stobbe  (in  dessen  Beiträgen  zur  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts. 
Braunsohw.  18ÖÖ  S.  1  fEl).  —  Wilda  Yon  den  unecht  gebornen  Kindern  in  Ztsohr. 
f.  d.  R.  XV.  8.  237 ff.  Schwsp.  c.  332.  W.  GL  zu  Ssp.  I.  37.  —  Dagegen  erklärt 
sie  für  erbunfähig  u.  unecht  Goslar.  Stat.  S.  13.  Z.  12  ff.  Von  der  Sitte,  die  Kinder 
bei  der  Legitimation  und  Adoption  unter  den  Mantel  zu  nehmen,  heissen  solche 
Mantelkinder.    Grimm.  B.  A.  S.  160.  464  fg. 

'  Görlitz.  Landr  32.  §.  6.  „Wedir  der  babist  noch  der  keizir,  die  ne  muogin 
von  ir  muotwillin  von  eime  unechtin.kinde  einen  echtin  suon  nicht  gemaohin;  wände 
sie  mit  in  die  echtin  suon  u.  die  erbin  irs  erbis  roubittin.^*    Schwsp.  c.  42.    ,|Hät 
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ie  Hechte  des  Yatere*  liegen  in  dem  Mundinn,  du  ilmt  nät 
te  und  der  Pflicht  des  Schutzes  und  der  Yertretung  deo  (%e- 
9  YeriBögetu,  das  ßeckt  der  Züchtigung  soirie  das  Erziebungs- 
'  Nach  des  Yaters  Tode  fiel  das  Emehungsreoht  der  Matter 
I  manche  Iteohte  eine  der  Täterlichen  analoge  mütterliche  G»- 
ten.*    Eine  Folge  war  Auch  das  ßacht   der  Einwilligiu^  anr 

le^idigt  wurde  dies  GewaltverhäUaüsB  mit  d«n  Wegfallen  der 
irftigkeit  Das  var  der  Fall,  wenn  der  mfindig  gewordene 
in  Unterhalt  allein  erwarb  und  deshalb  aicli  vom  Yater  glne- 
längig  stellte.  Solt^ies  stand  ihm  frei;  eine  besondere  Ent- 
18  der  Täterlichen  Gewalt  kennt  das  deutsche  Recht  nickt.^ 
dem  römischen  Kechte  hat  man  solche  angewandt  und  dann 
sehe  Art  als  emancipatio  saxonica  anfgefasst.  9o  lange 
in  des  Yaters  Were  sitzt,  ist  er  ihm  rechtlich  zu  Ge- 
rpflichtet-S   Bei  der  Tochter  hört  die  Gewalt  auf  mit  der  Yer- 

0  lange  das  Kind  seine  Jahre  nicht  erreicht  hatte,  konnte  es 
verpflichten.  War  es  aber  zu  diesen  gekommen,  so  haftete 
es  Yermögea  für  aeiae  Sdinlden  unbedingt,  der  Vater  nur, 
dbe  nicht  abgefunden  war.'" 


en  Bun  nndlichen ,  den  mttg  der  pAbest  wol  Such  maiAan  und  oncfa  der 

BtneM  rebte.    Aber  der  p&bast,   noch  der  keüer  mugen  m  d«(  rebl 

eben  daz  si  ir  mftga  geerben  nflgen,  eU  ob  Bi  ir  nuioter  HkiaA  ein  ge- 

'inet  aber  et  fikint,  din  erbent  ir  mftge  wol,  ob  Bi  ze  ökinden  eint  ge- 

lie  vor  gereit  ist."  —  Beispiele  bei  Kraut  g-  186  Nr.  7  f. 

r  das  Recht  der  AuBBetzong  und  dea  Verkaufs  der  Kinder  und  über- 

tere  Form  s.  Grimm  B.  A.  S.  455  ff.    Sohwap.  o.  281. 

sb.  Stat.  T.  1276.  8.  84.     Salfeld.  Stat.  a.  dem  14   Jahrb.  Art.  109. 

iburg.  Rodel,  g.  33.    Hflfalhang.  Stat.  B.  4.  Art  81.  S-  1- 

n.  das  BeBtimmungSTecbt  in  Betreff  der  religiCBen  Eriiehuag  der  Kinder 

im  Handb.  dee  Eberechts  B.  320  ff,  586  ff. 

Bsp.  I.  11.    Stobbe  in  der  oit.  Abb.  führt  dtm  SaohveiB,  das*  itx 

ihelt  TOQ  dar  Oeirnlt  befreit,  eine  Ansieht,  die,  irie  der  nnTerBaAeri* 

ich  stets  gebabt  habe. 

ilniBert  U.  7.    VgL  auob  das.  U.  6. 

m.  Stat.  T.  13(».  Ordal  58.    „So  vor  en  bedherfe  man  ifle  nvve  b^ 

Ibe  tbo  Binan  joren  komm  is,  dhe  koft  n.  Bellet  ran  Binei  radera  tfke 

oder  wegtiene,  dlie  see  wo)  bandelet,  wat  de  borghet  n.  loret,  dhat  scal 

«  sin  moder  ghelden  also  Teme  alse  sin  antal  is  sine«  gbodai,  dkat 

naoh  Tan  sinee  Taden  ifte  ran  Biner  moder  weghene.    it  ne  si  alao, 
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§.  173. 

2.    Vermögengreolite  der  Kinder.* 

I,  Was  das  Kind  von  Aussen  erwarb  oder  ihm  angeerbt  oder  vom 
Tater  gegeben  wurde,*  war  sein  Gut.  Jeder  Erwerb,  den  dasXind  im 
elterlichen  Hause  durch  Dienstleistung  machte,  kam  dem  Yater  zu  Oute. 
"War  das  Kind  grossjährig,  so  konnte  es  sein  Gut  verlangen.^  "Wurde 
es  von  den  Eltern  mit  Gut  abgesondert,  so  musste  es  bei  der  Erb- 
theilung  mit  den  Geschwistern  das  Erhaltene  einwerfen;  hatte  es  jedoch 
bei  der  Absonderung  auf  sein  Erbrecht  verzichtet,  so  fiel  sein  Erbrecht 
sowohl  den  Kindern  in  der  Were  als  dem  Gläubiger  gegenüber  fort.^ 

n.  Starb  ein  Eltemtheil,  so  wurde  entweder  das  bisherige  Verhält- 
niss  fortgesetzt  oder  nicht,  a)  Der  überlebende  Vater  blieb  ganz 
in  der  bisherigen  SteUung  im  Vermögen  mit  den  Kindern  sitzen,  brauchte 
nicht  zu  theilen,  selbst  nicht  wenn  er  zur  zweiten  Ehe  schritt,  konnte 
aber  die  Kinder  absondern,  ohne  dass  gegen  deren  Willen  hierin  ein 
Erb  verzieht  lag;*  b)  jeder  überlebende  Theil  kann  zeitlebens  im 
ungetheüten  Besitze  mit  den  Kindern  bleiben;*  c)  jeder  überlebende 
Gatte  bleibt  im  Besitze  solange  er  keine  zweite  Ehe  eingeht.^  d)  Die 
Wittwe  bleibt  im  Besitze  für  den  ledigen  Stand,  der  Wittwer,  so  lange 
er  will.''^   Das  Recht  der  Wittwe  fasste  man  einzeln  als  eine  niessbräuch- 


dhat  he  des  vollenkomen  moghe  dhat  he  van  eme  delt  si  er  dhe  soulde  sin  tho 
körnen. "  Braunsohw.  Stat.  IL  80.  „Sterft  ein  man  binnen  der  tyd,  dat  sin  vader 
edder  ain  moder  leret  blifft  he  schuldich,  erer  neyn  darif  vor  ene  ghelden:  heffthe 
aver  sunderlik  gud,  dat  schal  me  vor  ene  ghelden/    Vgl.  Schwsp.  c.  161.  W.  — 

**  Die  AbtheiL  u.  Abschichtung  der  Kinder  nach  Lflbisohem  Rechte  in  Ztschr. 
f.  D.  R.  VI  8.  226  ff  Fr.  Ringelmann  über  die  histor.  Ausbildung  u.  reohd. 
Katar  der  Einkindsohaft.  WOrzb.  1826.  Hillebrand  über  Kinkindschaft  das.  X. 
S.  420  ff.  Reiche  Qaellenbelege  bei  Kraut  Grundr.  §.  187  ff. 

1  Bsp.  I.  10.  Richtst.  Laadr.  20.  u.  a. 

«  Bsp.  I.  11.  — 

*  Saohsp.  L  13.  —  Die  Ansrichtung  eines  Sohnes  nennt  das  Prag  er  Reehts* 
buch  art.  106.  1.  morgengab;  ebenso  Brfinner  SohSffensatenng  n.  187.  bei 
Rössler  8.  881. 

*  Goslar.  Btat.  8.488,  84.  Hier  tritt  Ton  selbst  Eiakindsoliaft  ein,  wenn 
der  Vater  nicht  abtheilt.    Oldenburg.  Btat.  7.  (Kraut  §.  189  n.  17.). 

&  Dortmund.  Stat.  bei  Dreyer  Nebenstunden  6.  427. 

«  Lfineb.  Stadtr.  (Kraut  §.  189.  n.  86.)  Ref.  VI.  pr.  Lüb.  Recht.  Cod.  Haoh. 
I.  7.  n.  27.  87.     Hamb.  Stadtr.  HI.  8.  3. 

1  Ooslar.  Btat.  488,  88.    Brem.  Btat.  w.  1438.  Btat.  7.  8. 
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raltung  auf;^  für  dos  Yerliältiiiss  überhaupt  bildete  sich  mit 

eutetan  Entwicklung  der  Begriff  einer  Commuuio  bonorum 

ta. 

>ie  wettere  Entwicklung  hat  eine  doppelte  Bichtung. 

ir  überlebende  Theil  erhält  und  behält  alles  Qut  mit  der  Yer- 

jbaft   desselben  für   die  Kinder.^    b)  Ea   tritt   Absonderung 

r  ein.    Diese  folgte  bald  durch  den  WiDen  des  Ueberlebenden, 

Verlangen  des  groBBJährigen  Kindes,  bald  bei  dem  Scbreiten 

lebenden  zur  zweiten  Ehe,  endlich  bei  schlechter  ^irthscbaft 

lebenden  auf  Antrag  eines  Kindes,  seines  Yormundes  oder 

wandten.    Hu*  Erfolg   bestand  entweder  in  einer  völligen  Äb- 

'odtheilung)  fOr  das  Erbrecht  gegenüber  dem  Ueberleben- 

1  dem  blossen  Empfange  des  Erbtbeiles  nach  dem  Yerstorbenen, 

;m  Gütersysteme. 

!in  Mittel,  die  nachtheiligen  Folgen  einer  zweiten  Ehe  ^  die 

anzuheben  und  den  Besitz  fortzuführen,  bildete  die  schon 
rhundürt  aufkommende  Einkindschaft,"  (unio  prolium). 

mit  Einwilligung  der  groBSJährigen  oder  des  Yormundes  häufig 
)t  oder  mit  richterUcher  Bestätigung  geschlossen.  TTm  Be- 
imgen  zu  vermeiden  machte  man  im  Yertrage  bald  den  Yor- 
iild  den  Kindern  zweiter  Ehe  eia  Yoraus  (Praecipuam). 
cht  der  Kinder  unter  sich  änderte  sie  ebenso  wenig,  ala  sie 
Jtemtheile  ein  Erbrecht  in  das  Yermögen  der  Stiefkind«-  ver- 


L  Lnbao.  Attest,  a.  1676.  (Kisat  g.  168.  n.  i):  „dasB  die  beerbte  Ehe- 
:9  sie  aioh  nicht  anderweit  vereheliobe  oder  in  ein  O-otteabaus  bekaofe, 
Iministratii  atqne  naofructaaria  in  allen  ihres  Teretorbenen  Hannes 
;zen  bleibe." 

iburg.  Stat.  t.  1Ö20.  m.  3.  Art.  4. 

ilsr.  Stat.  488,  84.  „Storre  ock  eyneme  manne  sin  wifF,  de  kinder  hinder 
11.  neme  de  mann  ejn  wiff,  de  ne  darff  mit  einen  ktndem  nicht  delen- 
idare,  so  scbnllen  de  ersten  kindere  mit  den  lasten  like  ^d  recht 
orea  Tader  erve,  u.  wanne  de  man  eter&I,  so  mögen  de  eisten  kindere 
'ou  orer  steAnoder;  hadde  aver  de  Tader  der  kindere  Jennich  beraden 
elet,  daC  doch  Ton  dem  erve  nicht  g^helaten  bedda,  wotde  de  delinge 
cbolde  inbringen  wat  ome  ghewordenne  were,  ane  de  fruwe  ore  cledere 
und  da  man  ane  ors,  perde  und  hämisch,  also  dat  dit  book  nlhwiset." 
at.  7.  —  Alt  Lflb.  R.  Cod.  Haoh.  n.  2  ,8o  war  en  man  nnd  en  Trnwe 
mit  echtachap  und  sunderlike  hebben  echte  kindere,  neweder  de  man 
,we  ne  moghen  eres  ghodea  nicht  to  hope  ghaven  aunder  der  kindere 
it  atede  moghe  sin."    Andere  cablreicbe  Stellen  bei  Kraut  g.  190. 
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lieh.    Sie  hat  in  der  späteren  Zeit  im  Gebrauche  sehr  abgenommen  und 
oft  durch  Gesetze  jede  rechtliche  Wirkung  eingebüsst 

§.  174. 

rV.  Missheirath.    Morganatische  Ehe.* 

I.  In  der  ältesten  Zeit  hatte  nur  die  standesgleiche,  ebenbürtige 
Ehe  für  Gatten  uud  Kinder  die  vollen  Wirkungen:  Eintritt  in  die 
Familien,  Stand  des  Mannes,  Vaters,  Erbrecht,  Wergeid  u.  s.  w.  (§§.  52. 
55.  56.)  Mit  der  Neubildung  der  Stände  kam  diese  Anschauung  all- 
gemein auf.  Zwar  nimmt  das  Landrecht  des  13.  Jahrhunderts  die 
ebenbürtige  Ehe  an,  wenn  beide  Gatten  frei  sind,*  während  im  Lehen- 
rechte bereits  der  ritterbürtige  Stand  beider  Eltern  gefordert  wird. 
Schon  im  Schwabenspiegel'^  ist  aber  für  den  Erwerb  des  höheren  Standes 
Ebenbürtigkeit  beider  Gatten  gefordert.  Ln  Laufe  der  Zeit  sank  bei 
dem  Landvolke,  weil  der  Unterschied  der  alten  Freiheit  bedeutungslos 
wurde,  der  Begriff  einer  ungleichen  Ehe ;  auch  im  Stadtrechte  war  schon 
frühe  die  Gleichheit  von  Ehen  unter  den  Bürgern  aller  Klassen  bewirkt. 
Dagegen  hatte  sich  beim  hohen  Adel  mit  seiner  völUg  veränderten 
Stellung  das  Erfordemiss  der  Ebenbürtigkeit  desto  mehr  festgesetzt. 
Fehlte  dasselbe,  so  suchte  man  vom  Kaiser  die  Standeserhöhung  zu  be- 
wirken. Das  canonische  wie  römische  Becht  drohte  diese  Grundsätze  zu 
erschüttern ;  es  fand  in  Theorie  und  Praxis  die  Gleichheit  der  Gatten  als 
Folge  der  Ehe  ihre  starke  Vertretimg.  Hierdurch  veranlasst  suchte  der 
hohe  Adel  durch  Hausgesetze  das  Princip  der  Ebenbürtigkeit  zu  stützen, 
während  der  niedere  zu  dem  Mittel  griff,  in  Fideicommissstiftungen  u.  dgl. 
adelige  Geburt  der  Frau  zu  fordern.  Die  Folge  einer  Missheirath  blieb 
Ausschluss  der  rechtlichen  Wirkungen,  welche  die  Standesgleichheit  be- 
dingen: Rang,   Stand,  Titel,  Wappen,  volles  Erbrecht  gegenüber  dem 


*  Heffter  Die  Yersorgung  der  Wittwen  und  Kinder  bei  standeswidrigen 
Ehen  des  deutschen  hohen  Adels  in  Zeitschr.  f.  d.  Recht  IT.  H.  2.  S.  1  ff.  —  Ygl. 
auch  die  Literatur  zu  %.  142. 

^  Das  ist  der  Standpunkt  des  Sachsenspiegels,  wie  er  sich  aus  zahlreichen 
Stellen  ergibt,  z.  B-  m.  72.  I.  33.  I.  16.  §.  2.  I.  5.  §.  1.  L  öl.  §.  1.  u.  a.  Interes- 
sant ist  GL  der  OOrlitzer  Handschr.  zu  Ssp.  I.  5.  §.  1.  (t.  Sydow  Grbr.  des  Sachs. 
B.  170.)  „Mit  deme  Worte  Ebenbürtigkeit  meint  er  do,  daz  daz  Kint  frey  und 
elich  geboren  sy — ,  daz  er  ein  freiWip,  kein  eigenWip  neme,  anders  sine 
Kinder  weren  nicht  sine  erben.*'    Siehe  die  Stellen  in  §.  84  ff. 

*  Schwsp.  0.  67. 

T.  Bchnlie,  Reichs-  n.  BechtsgeBch.  3.  Auf],  34 
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Vater  und  den  Verwandten,  während  sie  im  Uebrigen  kirchlich  und 
bürgerlich  als  gültig  und  erlaubt  erschien  und  keinerlei  ehren- 
kränkende  Folgen  hatte.  Die  Forderung  ebenbürtiger  Ehe  hatte  in  den 
meisten  Hausgesetzen  Eingang  gefunden;  trotzdem  wurde  sie  noch  öfters 
durch  Standeserhöhung  und  Ebenbürtigkeitserklärung  des  Etusers  um- 
gangen. Um  dies  zu  verhindern,  traten  die  Reichsstände  auf  und  setzten 
die  reichsgesetzliche  Forderung  ebenbürtiger  Ehen  mit  Ausschluss  der 
kaiserlichen  MachtYollkonmienheit  durch.3  Dies  ist  denn  auch  für  den 
hohen  Adel  Recht  geblieben.* 

II.  An  die  Stelle  des  in  älterer  Zeit*  ohne  die  feierliche  Form  des 
matrimonium  legitimum,  nämlich  die  desponsati'o  und  dotatio, 
üblichen  Concubinates  trat  eine  Ehe,  die  zwar  kirchlich  und  bürger- 
lich eine  wirkliche  Ehe  ist,  aber  gerade  die  Folgen  hat,  welche  man  bei 
dem  alten  Concubinate  im  Gegensätze  der  echten  Ehe  beabsichtigte. 
Man  traf  nämlich  bei  der  Heirath  einer  Person  niederen  Standes  Ver- 
abredungen, wodurch  der  Eintritt  der  gewöhnlichen  Wirkungen  für  Frau 
und  Kinder  ausgeschlossen  wurde.^  Frau  und  Einder  erhielten  nur  das 
bei  der  Heirath  ausgesetzte  Gut^  und  traten  weder  in  den  Stand  noch 
die  Famihe  des  Vaters  ein,  woher  der  Name  Ehe  zur  linken  Hand. 
Solche  Verbindungen  wurden  fortwährend  geschlossen  von  Personen  des 
höheren  Adels  und  auch  des  niederen.*'  Zwar  wurden  sie  unter  dem 
Einflüsse  des  fremden  Rechts  immer  seltener,  haben  sich  indessen  in 
Gesetz  und  Uebung  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 


»  Art.  XXII.  der  Wahlkap.    Vgl.  §.  96.  §.  97. 

*  Bundesakte  art.  XIY.    Besonders  Z5pfl  a.  a.  0. 

»  Pippini  Cap.  Vermer.  753.  c  7.  Cap.  Langob.  786  c.  6.  Hloth.  L 
Excerpta  can.  835  c.  2.    Hludov.  Germ.  Cony.  Mognnt.  a.  851  o.  12.  15. 

Das  unbedingte  Verbot  der  Auflösbarkeit  des  Concubinats  enthSIt 
Concil.  Tribur.  a.  895.  c.  39.  (Hartzheim  Oonc.  Germ.  IL  p.  403.).  Bei  Königen 
kommt  ein  Concubinat  selbst  mit  adeligen  Frauen  vor.  So  hatte  nach  PauL 
Warne  fr  idus  de  episc.  Metens.  (Monum.  Genn.  Script.  11.  265)  Karl  d  Gr.  die 
Himiltrudis,  nobilis  puella,  zur  Concubine  Tor  der  Ehe  mit  Hildegard, 

6  Lib.  Feud.  H.  29.  26.  S-  16 

^  Die  Morgengabe;  davon  matrimonium  ad  morganaticam.  Grimm 
R.A.  S.  439.  Der  Ausdruck  für  dieselbe  matrimonium  ad  legem  Salicam 
hat  keinen  rechten  8inn,  weil  sie  die  L.  Sal.  nicht  kennt. 

8  Höchst  interessant  ist  das  Priril.  von  Kurf.  Ernst  t.  K51n  t.  1597  29.  April 
(nach  dem  Orig.  bei  Seibert z  num.  1035),  welches  die  ganz  genau  an  II. 
Feud.  29.  sich  anschliessende  Gewohnheit,  eine  zweite  Ehe  nach  einer 
mit  Kindern  gesegneten  ersten  nur  als  morganatische  zu  schliessen,  der  west- 
fälischen Ritterschaft  bestAtigt.    Vgl.  Wahlkap.  art.  XXII.  §.  4. 
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§.  175. 
V.  Die  Vonnundschaft.* 

I.  In  des  Yatera  Mundium  trat  nach  dessen  Tode  der  nächste 
männliche  Schwertmage ^  als  rechter,  gehorner  Yormimd,  in  dessen 
Ermangelung  nach  dem  süddeutschen  Rechte^  der  nächste  Muttermag 
und  endlich  ein  vom  Richter ^  gesetzter  getreuer  Mann  ein,  wofern 
nicht  der  Yater  selbst  bestimmt  hatte  ,^  so  lange  die  Unmündigkeit 
dauerte.  Deren  Grenze  setzt  das  ältere  Recht  m  höchst  verschiedener 
Weise  fest.^  Im  Mittelalter  haben  sich  im  sächsischen  Rechte  zwei 
Stufen:  zu  seinen  Jahren  kommen  und  zu  seinen  Tagen 
kommen  mit  der  Wirkung  erhalten,  dass  bis  zur  ersten  ein  Vormund 
nöthig  ist,  nachher  aber  dessen  Belassung  oder  die  Annahme  eines  neuen 
ebenso  in  der  Macht  des  Kindes  steht  als  die  Annahme  durch  den, 
welcher  über  seine  Tage  gekommen  ist.^  Im  süddeutschen  Rechte  fanden 


*  Literatur  za  §.  11.  Die  AnsdrÜcke  bei  Grimm  R.A.  8.  466  f.  Sohwsp. 
0.  62.  y,l>er  kinde  unde  der  frowen  phleger  die  etwa  sich  erboten,  etw& 
phleger,  etwi  Yoget,  etwa  yormund,  etw&  behalter:  swie  man  si  heizet,  b6 
Bullen  sie  getriuire  liute  sin/*  —  W.  'Waokernagel  Die  Lebensalter.  Ein  Beitr. 
zur  vergleich.  Sitten-  und  Bechtsgesch.    Basel  1862. 

1  L.  Sax.  44.  46.  (Merk.)  Nach  L.  Burg.  59.  85.  c.  L  2.  hatte  die  Mutter 
sie  für  die  Zeit  des  Wittwenstandes,  nach  L.  Ylsig.  lY.  8.  o.  1.  8.  gleichfalls  prin- 
zipaliter.    Ssp.  L  28.  §.  1.    ächwsp.  c.  52.    El.  Keys  er  r.  II.  32. 

>  Schwsp.  c.  62.    Augsb.  B.  r.  1276. 

*  Ulm.  Stadtr.  11.  0.  legt  den  Benachbarten  die  Pflicht  zur  Anzeige  bei,  wenn 
die  Kinder  keine  Blutsfreunde  oder  Schwäger  hfttten.  Magdeb.  Fr.  I.  8.  8.  „Es 
en  mag  kein  Man  sinen  kindern  Vormunden  kiesen,  sondern  wenn  er  stirbt,  so  soll 
sein  nehester  Schwertmage  der  unmündigen  kinder  Tormundt  sein.  Hetten  auch 
unmündige  Kinder  keine  Schwertmagen,  so  soll  der  Richter  —  den  Kindern  —  geben 
einen  Pfleger.** 

*  GL  zu  Sachs.  Weiohb.  Art  XXYI.  (Daniels  coL  301.  sq.),  welche  das 
Yerfahren  genau  beschreibt,  und  Bestätigung  des  Gerichts  fordert. . 

«  Tac.  Germ.  o.  la  10,  12,  14,  16,  18,  20  Jahre  sind  die  Termine  der 
Yolksrechte. 

^  Ssp.  I.  42.  §.  1.  „Er  sinen  dagen  unde  na  sinen  dagen  mut  en  man  wol 
Tormunden  hebben,  ob  he*s  bedarf,  ende  mut  is  wol  untberen  of  he  wel.  Over  ein 
unde  tvintich  jar  so  is  de  man  to  sinen  dagen  komen,  Orer  sestich  jar  is  he  boven 
sine  dage  komen ,  alse  he  Yormünden  hebben  sal  of  he  wel ,  unde  ne  krenket  dar 
mede  sine  bute  nicht  noch  sin  weregelt.  Syelkes  mannes  alder  man  nicht  ne  weit, 
heyet  he  har  in  dem  barde  unde  nidene  unde  under  jewederme  arme,  so  sal  man 
weten  dat  he  to  sinen  dagen  komen  is."    GL  dazu  bei  Homeyer  abgedr.    „Nach 
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die  Termine  des  römischen  Eingang.'^  Dies  wurde,  nachdem  schon  im 
13.  Jahrhundert  oflFenbar  durch  denselben  Einfluss  der  Zeitpunkt  auf  18^ 
und  20  Jahre  ^  hinaufgerückt  war,  in  der  Art  zur  Regel,  dass  man  ohne 
die  scharfe  römische  Scheidung  von  Tutel  und  Curatel  bis  zum  voll- 
endeten 25.  Lebensjahre  Yorm  und  er  und  Vorsteher  für  unerlässlich 
erklärte.  ^^  ParticularrechtUch  haben  sich  jedoch  die  früheren  deutschen 
Fristen  theils  erhalten,  theüs  von  Neuem  Geltung  verschafft. 

Der  Yormund  hatte  das  Recht,  den  Mündel  im  Gerichte  und  ausser- 
halb zu  vertreten,*^  woraus  sich  ergab,  dass  derselbe  für  denMündel 
handelte,  dieser  sich  nicht  selbstständig  verpflichten  konnte.  Ihm 
stand  mit  der  Sorge  über  die  Person  auch  die  über  das  Yermögen  zu, 
in  älterer  Zeit  wohl  mit  dem  Genüsse  des  Einkommens  imd  ohne  Rech- 
nungslegung, aber  auch  ohne  Befugniss  zu  Yeräusserungen,  welche 
nicht  nothwendig  waren. ^^  Waren  solche  geschehen,  so  konnte  der 
Mündel  sie  innerhalb  Jahr  und  Tag  nach  erreichter  Mündigkeit  wider- 
rufen. Allmälig  kam  aber  mit  dem  grösseren  Einflüsse  der  Obrigkeit 
auf  das  Yormundschaftswesen    die  jährliche   Rechnungslegung,    ausser 


unserm  recht,  wirt  ein  Kint  jerigk  za  landtrecht,  wenn  es  zwelff  jar  alt  ist,  zu 
lehnrecht,  wenn  es  dreizehn  jar  alt  wirt.*^  Bachs.  Lehnr.  art.  26.  §.1.  Goslar. 
Stat.  S.  18.  112.  Yerm.  Sachs.  I.  42.  8.  Alt  Kulm.  Recht  IT.  106.  (12  Jahr)  o.  a. 
^  Schwsp.  C.  52.  „Als  der  Knabe  vierzehen  j&r  alt  ist,  so  mao  er  einen 
andern  phleger  nemen,  ob  er  bewaeren  mac  daz  er  im  Abel  hat  get&n.  als  mac 
ouch  diu  juncfrowe  als  si  ze  zwelf  j&ren  kumet.  £z  enmac  dehein  kint  hinder  Tier- 
zdn  jären  niht  getuon  &ne  stnen  phleger  doz  staete.  unde  h&t  ez  joch  bereitez  gnot 
under  banden,  swaz  ez  d&  mite  tuot,  daz  ist  niht  staete.  Koufet  ez  oder  verkonfet 
ez,  nnde  ist  ez  im  guot,  der  phleger  sal  ez  staete  h&n;  unde  istez  im  schade,  der 
phleger  sal  ez  wider  tuon  unde  verspilt  ez  iht  stnes  guotes,  man  sol  ez  dem  phleger 
wider  geben,  unde  kamt  er  für  den  rihter,  man  muoz  ez  dem  rihter  büezen,  unde 
doch  daz  guot  wider  geben. '^  C.  54.  „Ein  jegelioh  sol  phleger  h&n  unz  er  kumet 
ze  ffinif  unde  zwenzie  jftren.  daz  h4t  der  kflnic  Karel  geboten,  unde  die  wile  sol  er 
mit  sinem  guote  niht  tuon  &ne  stnen  phleger." 

8  Lüb.  B.  Y.  1240.  Art.  114.  „Also  en  knecht  is  achtein  jar  olt,  so  ia  he  sulf 
mfindich''    Aureabullaa.  1366.  §.  4.  Gap.  YII. 

9  Augsb.  Stat.  Ton  1276 

1»  R.  P.  0.  V.  1548.  Tit.  31.  §.  1. 

11  Saohsp   I.  42.  §.  1. 

1«  L.  Burg.  85.  87,  L.  Visig.  IV.  3.  3.,  L.  Luitpr.  IV.  1.  VI.  20.  u.  a.  — 
Bsp.  I.  11.  I.  23.  §.  1.  „Svar  de  sone  binnen  iren  jaren  sin,  ir  eldeste  eyenburdige 
STort  mach  nimmt  dat  herwede  al  ene,  unde  is  der  kindere  Vormunde  dar  an,  wante 
se  to  iren  jaren  komet,  so  sal  he't  in  weder  geyen,  dar  to  al  ir  gut;  he  ne  kflnne 
se  bereden,  war  heH  in  ere  bederf  yerdan  hebbe,  oder  it  ime  roflike,  oder  yan  an- 
gelüke  unde  ane  sin  scult  geloset  si.'^    Vgl.  II.  65.  §.  1. 
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wenn  der  nächste  Erbe  Vormund  war,  auf,*^  xmi  je  seltener  der 
Fall  wurde,  dass  der  nächste  Erbe  als  Yormund  eintrat,  desto  mehr 
wurde  die  Pflicht  zur  Rechnungslegung  und  selbst  Sicherheitsstellung 
allgemein.  Auf  der  anderen  Seite  erweiterten  sich  aber  auch  die  Be- 
fugnisse des  Yormunds  und  Mündels,  so  dass  jener  mit  Zustimmung  des 
Eichters  und  nach  erreichter  Mündigkeit  der  Mündel  mit  Einwilligung 
beider  Rechtsgeschäfte  aller  Art  mit  bindender  Kraft  vornehmen  konnte.** 
Die  Bestellung  durch  den  Richter  wurde  auch  beim  gebomen  Yormunde 
Regel,  die  Zulässigkeit  der  Mutter  überall  dort  Rechtens,  wo  die  Ge- 
schlechtsYormundschaft  verschwunden  ist.** 


^'  Zusatz  Bpäterer  Handschr.  in  Ssp.  1.  23.  §.  2.  „Sve  axer  des  kindes  erve 
is,  dem  sal  des  kindes  Vormunde  bereden  Ton  jare  to  jare  des  kindes  gudes,  unde 
ine  des  gewis  maken,  dat  he  is  in  unplicht  nicht  ne  verdu,  sint  dat  kint  to  sinen 
jaren  komen  is.  Wede  it  is  dicke  ein  der  kindere  Tormünde,  unde  ein  ander  ir 
erve.  Svar  aver  die  Yormünde  is  ok  erye,  die  ne  darf  nemanne  berekenen  des 
kindes  gut,  noch  bürgen  settcn.  He  is  ok  der  wedewen  Vormunde  bit  dat  se  man 
nimmt,  of  he  ir  evenburdich  is." 

*♦  Const.  de  tutor.  der  Stadt  Höxter  v.  1376.  „Wanne  kinder  to  eren  jaren 
komen  zind,  so  mögen  se  u.  scolen  Vormunden  kesen  mit  vulbort  des  rades  u.  der 
rechten  erven,  de  se  truweliken  vorstan  to  alle  eren  behove,  went  dat  se  to  eren 
rechten  dagen  komen,  —  u.  binnen  dessen  dagen,  so  en  soal  neyn  kint  selk  sulven 
beraden,  eder  sines  gudes  icht  vorkopen,  vorsetten  eder  vorgheven,  et  en  do  dat 
denne  mit  rade  u.  vulbort  des  rades,  der  Vormunden,  u.  der  rechten  erven.''  —  Ygl. 
die  aus  dem  Schwsp  angef.  c.  52.  54.  Yerm,  Ssp.  I.  43.  1.  „Es  en  sal  —  kein 
Vormunde  wedir  erbe,  noch  lehingut  vorkauffen,  noch  vorsetczin,  noch  verkümmern. 
—  Geschit  is  abir  mit  des  kindis  erben  u.  mogin  wissin  u.  willin,  die  das  in  dem 
besten  gekorn  habin,  das  sol  man  haldin  bis  das  kint  mundig  wirt."  Im  Brunn  er 
Soh5ffenbuohe  art.  517.  ist  noch  die  Rede  von  einem  Vormunde,  der  „bonis  eorum 
utitur**,  sie  erscheint  das.  art.  142 — 148.  sehr  ausgebildet  und  unter  offenbarem 
Einflüsse  des  romischen  Bechts.  Im  Prag.  Statutarr.  c.  53.  tritt  die  „aetas 
debita  puerorum"  mit  18.,  der  Mädchen  mit  15.  J.  ein.  lieber  deren  Stellung  siehe 
Rössler  Einl.  S.  LYHI.  f.  -  Reichspol  iaeiordn.  v.  1548  Tit.  81.  §.3.  ,Jtem, 
dass  er  nach  befohlener  Verwaltung,  von  allen  Gütern,  liegend  und  fahrend,  Schuld- 
Brieff  und  Registern,  ein  Inventarium  anffrichte,  und  rechtmässige  Gaution  und 
Vesicherung  thue,  auch  mit  Gelübden  und  Eyden  beladen  werde,  dass  er  seinen 
Pfleg-Kindem,  und  ihren  Gütern  getreulich  und  erbarlich  vorseyn,  ihre  Personen 
und  Güter  versehen  und  verwahren,  die  Güter  nicht  in  seinen  eigenen  Nutzen 
kehren,  oder  wenden,  noch  dieselbe  ohne  Vorwissen,  Erkänntniss  und  Decret  der 
Obrigkeit  veräussern,  verpfänden  oder  beschweren,  und  jährlich,  auff  Forderung  der 
Obrigkeit,  gebflhrliche  Rechensohafft  thuB,  um  seine  Verwaltung,  Rede  und  Antwort 
geben  und  alles  anders  handeln,  dass  einen  getreuen  Vormunder  eignet  und  zu- 
steht, alles  bey  Verpflichtung  seiner  Haab  und  Güter.  *^ 

1»  Sie  hat,  aber  nur  fflr  den  Wittwenstand,  Brünner  Sohöffenb.  a.  602. 
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n.  In  der  älteren  Zeit  standen  die  Weiber  bei  den  meisten 
Stämmen  zeitlebens  unter  Yormundschaft.^^  Dies  erhielt  sich  im  Land- 
rechte  des  Mittelalters  anfanglicH  allgemein,  wenigstens  behufs  der  Ver- 
tretung vor  Gericht.  Die  Ausnahme  für  die  EaufErau  einerseits,  das 
veränderte  Beweisrecht  andererseits  bewirkten  aber,  dass  das  Institut 
selbst  im  süddeutschen  Hechte  früh  ganz  verschwand  und  auch  im  nord- 
deutschen Rechte  sich  nur  in  abgeschwächter  Bedeutung  erhielt^*^ 

HL  Hohes  Alter    berechtigte   zur    Annahme    eines    Yormundes,^^ 

Geisteskrankheit  legte  dem  Richter  die  Pflicht  auf,  einen  zu  geben.^* 

Dasselbe  flEind  Statt   im  FaUe   längerer  Abwesenheit  (YerschoIIen- 
heitpo 

lY.  Schlechte  Yormünder  konnte    der  Richter  auf  Betrieb   des 
Mündels,  der  Yerwandten,  Freunde  u.  s.  w.  entsetzen  (balmunden).^* 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Erbrecht.* 
I.  Die  Erbfolge  der  Blutsfreimde. 

§.  176. 

1.   Yerwandtsoliaft.   Erbfäliigkeit 

I.  Das  Recht  der  Nachfolge  in  ein  Gut  ruhet  nach  der  Anschauung 
der  ältesten  Zeit  ausschliesslich  in  der  Yerwandtschaft  des  Blutes 


^^  L.  Sax.  42.  „Qdi  mortnus  Tidnam  reliquerit,  tutelam  ejus  filius  quem  ex 
alia  uxore  habuit  accipiat.  si  is  forte  defuerit,  frater  idem  defunotL  si  frater  non 
fuerit,  proxiinus  paterni  generis  ejus  oonsanguineus/^  L.  Sal.  XLIT.  nov.  235.  L. 
Lang.  Bothar.  c.  205.  u.  a. 

"  Ssp.  I.  46.  §.  2.  Homeyer  Reg.  8.  893.  Sohwsp.  c.  59.  203.  W.  Die 
Stellung  des  Vormundes  ist  eine  ähnliche  wie  beim  vorhergehenden. 

^^  Ssp.  I.  42.  1.;  Schwsp.  o.  47.  W.  nimmt  80  Jahre  an. 

«  Schsp.  in.  3.    Schwsp.  314  W. 

^  Bruns  in  Bekker  u.  Muther  Jahrb.  des  gem.  deutsch.  Rechts,  Bd.  I. 

»  Schsp.  I.  41.    Riohtst.  Landr.  o.  33.  39.    Sohwsp.  c.  44.  W. 

*  Qrimm,  R.  A.  8.  466—485.  J.  Ch.  Major  Teutsohe  Erbfolge  sowohl  überh. 
als  insbes.  in  Lehen u.  Stammgüter,  Stuttg.  1805.  Dedekind  De  ordine  suocedendi. 
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und  des  durch  sie  hervorgeruf^en  innigen  Yerhältnisses  der  Verwandten 
unter  einander.^   Für  dieses  kennt  man  von  Anfang  eine  Grenze,  über 


quo  legibus  et  moribus  Germanorum  antiqui  et  medii  aevi  successio  ex  iure  oog- 
nationis  delata  Bit.  Gott.  1822.  Gaupp  in  den  German.  Abhandlungen.  Heinr. 
Siegel  Das  deutsche  Erbrecht  nach  den  Bechtsquellen  des  Mittelalters  in  seinem 
inneren  Zusammenhange  dargestellt,  Heidelb.  1868.  —  R.  r.  Sjdow  Darstellung 
des  Erbrechts  nach  den  *  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels  mit  Rücksicht  auf  die 
verwandten  Qnellen,  Berl.  1828.  Paul  Eayser  Das  Erbrecht  nach  den  Edicten 
der  langobardischen  Könige,  in  Zeitschr.  f.  R.  G-  Vlll.  466  ff.  H.  Siegel  Die 
germanische  Yerwandtsuhaftsberechnung  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Erben- 
folge, Giess.  1863.  H.  Wassersohleben  Das  Prinzip  der  Successionsordnung 
nach  deutsohem  insbesondere  naoh  sächsischem  Rechte,  Gotha  1860  (und  hierüber 
die  Recension  von  Siegel  in  Haimerl  Oesterr.  Viertel jahrsschrift ,  Wien  lö60, 
6.  Bd.  I.  H.  Lit.  Anz.  S.  21  ff.).  G.  Homeyer,  Die  Stellung  des  Sachsenspiegels 
zur  Parentelenordnung ,  Berl.  1860.  4.  Riye  Zur  Frage  naoh  dem  Prinzip  der 
Successionsordnung  im  germ.  R.  in  Jahrb.  d.  gem.  d.  R.  YI.  S.  197  ff.  H.  Was- 
serschieben Die  germanische  Yerwandtschaftsberechnung  u.  das  Princip  der 
Erbenfolge  nach  deutsch,  insbes.  sftchsischem  Rechte.  Eine  Replik,  Giess.  1864. 
O.  Stobbe  Die  Erbfolgeordnung  nach  den  Magdeburger  Schöffensprüchen  in: 
Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Rechts,  Braunschw.  1865.  S.  37  ff.  --* 
H.  Brunncr  Das  anglonormannische  Erbfolgesystem  u.  s.  w.  Leipz.  1869  (Anzeige 
Yon  KMaurer  in  Krit.  Viertel  jahrsschr.  XTL  306,  der  die  Bedeutung  des  englisch- 
normftnn.  Rechts  für  diese  Frage  bezweifelt).  Ygl.  auch  die  Besprechung  von 
Pernice  in  Krit.  Yierteljahrsschr.  IX.  S.  23  ff.  —  0.  W.  Pauli  Darstellung  des 
Rechts  der  Erbgüter  nach  älterem  lübischen  Rechte,  Lüb.  1837.  L.  Drewes  Das 
Recht  der  Erbgüter  in  seiner  Beziehung  zur  testamentif actio.  Eine  Abhandl.  a.  d. 
Hamb.  Rechte,  Hamb«  1844.  —  Ludw.  Zimmerle  Das  deutsche  Stammgutsystem 
nach  seinem  Ursprünge  und  seinem  Yerlaufe,  Tübing.  1867.  Reyscher  Das  Erb- 
recht der  adeligen  Töchter  u.  deren  Yerzichte  in  Zeitschr.  f.  d.  R.  YI.  S.  257—334. 
XY.  S.  1  ff.  —  J.  T.  B.  Linde  De  successione  germanica  imprimis  pactitia.  Diss. 
inaug.  Bonn  1820.  4.  G.  Beseler  Die  Lehre  Ton  den  Erbrerträ^en,  Gott.  1837—40. 
2.  The.  in  3  Bdn.  Hasse  über  Erbrertrag  im  Rhein.  Museum  f.  Jurisprud.  II. 
S.  149  ff. 

^  Oben  §.  26.  Y  ff  §.  129  u.  a.  An  Wortbezeichnungen  sei  noch  hinzugefügt 
enohilo,  enkel(talus  und  nepos);  über  andere  Ton  dem  Körper  hergenommene 
Grimm  a.  a.  0.,  der  besonders  aus  dem  nordischen  Rechte  Analogien  beibringt, 
und  Wörterbuch  ni.  col.  708  ff.  Erben  hat  im  M.  A.  nur  die  Bedeutung  an,  in, 
auf  einen  Etwas  erben,  vererben,  heute  1)  beerben,  eine  Person,  2)  erben, 
Sachen  3)  vererben  4)  intransitiv  erben  d.  h.  Erbe  werden  6)  die  Sache  erbt  auf 
Einen.  Andere  bei  Grimm  Wörterbuch  m.  col.  716  ff.  v.  Erben.  Yom  Erben 
sagte  man  früher:  zu  dem  Erbe  gehen.  Erbe  nehmen  u.  a.  Die  ältere  Form  ist 
dasErbe,  neuer  Erbschaft,  S.  antreten.  —  Neben  den  Oben  §.26.  gegebenen 
Benennungen  konunen  noch  einige  in  Betracht,  welche  sich  ergeben  aus:  Salz- 
wedel.  Stai  bei  Kraut  §.  181  n.  8.  „Si  autem  radix  et  stirps   mortua  fuerit, 
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die  hinaus  mao  der  Tervandtschaft  keine  Wirkung  mehr  beilegt,  wedl 
BewuBstaein  offenbar  Terwischt  hat.  Daa  Maasa  für  diese 
it  verschieden^  und  reichte  im  äussersten  Falle  bis  zum  siebenten 

iunächst  ist  erforderlich  Leibhaftigkeit.^ 


MB  hereditabit  supsr  proximos  «t  prtmos  coiiBaDi(utneoB ,  qni  nesten 
e  Tulgariter  nuDOupantor."  Gl.  z.  8&chs.  "Weiohb.  art.  23.  (Daniela 
„Gerade  is  anderB  nicht,  wenne  daz  in  eynes  manne«  hnz  gelioret  ge- 
il, unde  doTon  dem  manne  her^ewete  gebort;  nnde  das  mag  njmaut 
inne  de  njftil,  die  der  frouwen  oder  der  jDngfrouwen  zugehorit  Ton 
Iben;  nnde  daz  heisen  wir  die  nehiBte  gSBpynne.  Qlicbir  viss  also 
I  mage  manneB  halben  heist  e;fn  Bwertmage." 

Up  56.3.  „ugque  ad  quintum  gennoulam,  qui  proximus  fnerit,  in 
im  Buooedat."  L.  Sal.  XLIY.  „aaqne  ad  sexto  gennonlo."  L.  Bajnv. 
i,  „QnodBi  marituB  et  mulier  Bine  berede  mortui  fuerint,  etnullns  uaqne 
num  gradnm  de  propinquis  et  qnibuBcunque  parentibiiB  inTenitur,  tano 
)cuB  adquirat."  Den  7.  bat  auch  L.  Langob.  Rothar.  103,  5.  L.  Angl. 

in  besonderer  'WoiBe  Siehe  §.  178.  n.  3. 
Alam.  Lib.H.  T.  XCV.  (Herk.  p.76):  «Si  quia  mnlier,  qui  hereditatem 
-nieam  habet,  post  uuptum  et  prignanB  peperit  pnernm,  et  ipsa  de  partu 
rit,  et  infane  Tivus  remauaerit  tantnm  spacium,  ut  Tel  unius  horae 
lerire  oouIob  et  videre  culmon  domus  et  quatuor  parietei, 
[efunotus  fuerit:  hereditas  materna  ad  patrem  eiua  perteneatur.  Tarnen 
labaiiaet  pater  eins,  qui  Tidissent  illum  infantem  oculoa  aperire  et 
t  culmen  domus  Tidere  et  quatuor  parietes:  tune  pater  eiua  babeat  licen- 
lege  defendere;  cui  est  proprietaa  ipse  conquirat."  Ssp.  I.  38.  ,also  grot 
laftich  mochte  wescn."  SBohs.  Lehnr.  30.  $.  1.  „Svenoe  die  Bone  na 
lode  levet  alao  lange  dat  man  aine  atimmo  geboren  mach  in  Tier 
los  buses  so  ishe  beerft  mit  sines  yader  lene,  unde  heret  it  geyemet 
ie  it  gedinga  dar  an  badden."  —  Sohwsp.  o  3B.  W.  „Nu  merket  nmbe 
1  kint  treit  n&oh  ira  mannea  tAde,  unde  si  berhaCt.  unde  geniset  si  dar 
[indeB,  unde  hAt  si  des  geniuge  zw6ne  man  odnr  ew6  Trowen,  die  ir  arbeit 
int  unde  daz  kint  lebendig  geaeben  haut:  daz  kint  bebabet  des  Tster 
e  Btirbet   ez  dar  ntleb,   swai  das  kint  an  geerbet  bette,  daz  erbet   oucfa 

an;  nnde  allez  daz  gedinge  daz  im  etn  Tater  an  slnero  Ifthen  bette  ge- 
I  ist  dem  herren  ledlc,  wirt  aber  daz  kint  ze  kirchen  brAht,  so  endarf  diu 
einea  goziuges  wan  des  pbafen  der  ez  begraben  hU  edor  getonft  hU. 
ez  ouoh  tfltez  ze  kirchen  bAt  gesehen,  der  ist  atn  onob  wol  gezinc."  — 
Seh.  ürth.  n.  Eisenacb.  Stat.T.1670.  I.  i.  Art.  7.  (Kraut  8-84.  Nr.6.1 
>B  Leben  naeh  der  Gebart.  Brllnner  ScheSbnb.  art.  850.  „si  tanto 
xerit,  quod  oculos  apperiens  quatuor  parietca  domuB  perapexerit."  Scbap. 
3.  „Dat  wif  ne  sal  meu  niobt  Terwisan  ut  irea  manes  gnde,  ala  be  stirft, 
t  dreget,  er  aie'a  geneset"  — Scbwsp.  0.246^.  gleichlautend.  Präger 
rt.  1^.  2.    „Ob  ein  mau  stirbt,  der  in  dem  iar  ein  weip  oder  ein  Jone- 


Yerwandtschaft.    ErbfAhigkeit.  537 

ni.  Unter  den  Blutsverwandten  bringen  aber  gewisse  Yerhältnisse 
und  Eigenschaften  bald  einen  Abgang  der  Erbfähigkeit,  bald  eine  Minde- 
rung, bald  endlich  eine  Erweiterung  derselben  heryor. 

Bedingung  der  Erbfähigkeit  ist: 

1.  Ehelichkeit,  welche  nach  älterem  Rechte  nur  den  in  der  Ehe 
Erzeugten^  (gamahali,  gamaladio,  adalerbo)  zukommt.  Unehe- 
liche Kinder  (gouch,  bankart,  bastard,  Winkelkind,  unflatkind, 
Kegelsohn  u.  a.)  hatten  im  Allgemeinen  kein  Erbrecht^  und  haben 
solches  überhaupt  rücksichtlich  der  mütterlichen  Verwandten  wie  des 
Täters  nur  höchst  beschränkt  in  der  späteren  Zeit  erworben. 

frawen  haben  genomen,  vnd  er  nicht  kinder  hat  gelassen,  sunder  ab  die  frawe  eines 
kindes  swanger  sei  worden,  ynd  si  daz  kind  hat  getan  den  leuten,  md  daz  selb 
kint,  daz  die  frawe  hat  getragen,  die  Tier  wende  beschreit,  das  kint  beholdit  zu 
recht  des  water  erb.  Stirbt  abir  daz  kint,  daz  so  ist  gehört,  das  gut  erbt  an  die 
muter  mit  allem  recht."  Urk.  von  1225.  (bei  Seibertz  ürkuudenb.  I.  S.  228.): 
„  .  .  et  tarn  ipsa  quam  maritus  eins  pro  puero,  quem  tunc  viyum,  sicut  puta- 
batur,  ipsa  gestabat  in  utero,  promittebant,  dum  natus  esset,  ad  idem  faoien- 
dum  eum  inducerent**  (nämlich  die  Schenkung  eines  „allodium  in  proprio tatem 
ecclesiae**). 

*  ^gl.  §.172.  Brunn  er  Schöffenb.  art.  349.  „Licet  jura  quarumdam  regionum 
yelint,  —  si  puer  —  „czu  spat  odir  czu  frue*^  natus  fuerit,  portionem  heredi- 
tariam  non  habebit:  tamen  jus  tale  secundum  consuetudinem  ab  antiquo  servatam 
corruptela  est  potius  censenda.  Unde  puer  ex  parentibus  legitime  conjugatis  sive 
mane  sixe  tardo  procreatus  portione  ipsum  hereditarie  contingente  non  oarebit ;  cum 
enim  prius  yel  post  nasci  non  stet,  per  eum  inconvenienter  hoo  suo  jure  de  debito 
privaretur."  —  Das.  art.  347.  „  .  .  legitimi  filii  sunt,  qui  ex  legitimis  matrimoniis 
procreantur,  siye  matrimonium  sit  yerum  siye  putatum,  dummodo  contrahentes  publice 
et  sölemniter  contrahant  et  impedimentum  ignorent.  ünde  ad  probandam  legitimam 
filiationem  prodest  confessio,  parentum  puta;  si  sunt  seryi  sufficit  ad  probandum 
confessio  yicinorum  veterum  quorumcumqne,  bonae  famao  hominum  duorum  cujus- 
cumque  sexus,  qui  asserant,  quod  parentes  illios  cui  objicitur,  semper  se  habuerint 
et  reputayerint  legitime  conjungatos."  —  Art  348.  für  den  Fall  einer  bona  fide 
contrahirten  ungültigen  Ehe:  „omnes  pueri,  quos  ante  diyortium  genuerunt,  in- 
cluso  et  illo,  quem  mulier  habet  in  utero,  si  praegnans  diyortiata  fuerit, 
legitimi  sunt." 

*  Vgl.  §  141.  Biye  Zur  Lehre  yon  der  Beurtheilung  der  ausserehelichen  Ver- 
wandtschaft nach  deutsch.  Recht,  in  Zeitschr  f.  R.  G.  HI.  210  ff.  zeigt  aber,  dass 
dieser  Satz  nicht  unbedingt  galt.  Ssp.  I.  36.  §.  1.  L  51.  §.  1.  2.  Schwsp.  c.  38, 
42  W.  Andere  bei  Kraut  n.  14  —  19.  —  Brünner  Sch5ffenb.  art.  346.  845. 
„  .  .  responsum  est,  quod  filii  legitimi  in  omnia  bona  per  patrem  reliota  secundum 
justitiam  succedunt.  Est  tamen  pium  et  quodammodo  rationabile,  quod  legitimi 
nataralibus  misericorditer  subyeniant  in  yicttis  et  amictus  necessitate.*^  —  Die  in 
L.  Lang.  Rothar.  154  ff.  genannten  filii  naturales  yersteht  Walter  R.G.  §.  539. 
mit  Recht  nur  yon  „in  einer  ungleichen  Ehe  erzeugten  Kindern.** 
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2.  Ebenbürtigkeit  (§§.  142.  143,  m.  174). 

3.  Theils  als  Bedingung  der  Erbfähigkeit,  theils  als  Modifikation  er- 
scheint die  körperliche  Yollkommenheit,^  deren  Erfordemiss 
jedoch  im  späteren  Rechte  in  Folge  der  veränderten  Art,  sein  Recht  zu 
schützen,  entfiel  ausser  der  als  überlebt  anzusehenden  Ausnahme  im 
Lehnrechte. 

4.  Ordensleute  erbten  nicht."'  Dieser  im  canonischen  Rechte 
begründete  Satz  ist  erst  in  neueren  Gesetzen,  die  entweder  die  Folgen 
des  Gelübdes  ignoriren  oder  nur  ins  Gewissen  stellen,  aufgehoben. 

§.  177. 

8.   Modiflkatloiieii  der  Erbfähigkeit  Baoh  CtoscUeidit  und  Alter. 

I.  Im  Zusammenhange  mit  den  öffentlichen  Rechtszuständen  findet 
sich  ein  Vorzug  bald  der  Männer  vor  den  Frauen  bei  gleicher  Verwandt- 
schaft, bald  des  Mannsstammes  vor  dem  VTeiberstamme.^  Man  kann 
ursprünglich  folgende  drei  deutsche  Systeme  unterscheiden: 

a)  Vorzug  der  Söhne  vor  den  Töchtern,  während  letztere 
den  Seitenverwandten  vorgehen-^ 


fi  Ssp.  I.  4.  E.  J.  Th.  Haupt  Der  AItü  des  Sachsenspiegels  u.  seine  Ter- 
wandten.  Liegnitz  1870.  A.  Hof  er  Altvile  im  Saohsensp.  Halle  1870.  Term.  Ssp. 
I.  6.  10.  Die  Goslar.  Stat.  S.  16.  Z.  1  ff.  geben  bereits  dem  gesund  gebornen, 
auch  wenn  er  schwächlich  wurde,  YoUes  Erbrecht.  E.  A.  Tabor  Die  körperliche 
Thronfolgefähigkeit  in  Ztschr.  f.  d.  R.  IX.  S.  258.  Der  Fall  des  letzten  blinden 
Königs  von  Hannover  und  des  geisteskranken  älteren  Bruders  des  jetzigen  Gross- 
herzogs von  Baden. 

^  Yerm.  Ssp.  I.  7.  7.  „Uf  monche  u.  uf  nennen  kann  wedder  len  noch 
erbe  ersterben,  noch  hergewete,  noch  gerade.^'  Ssp.  I.  25. 

^  Dass  die  Bevorzugung  der  Männer  bez.  die  Beschränkung  der  Weiber  ger- 
manisch ist,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Grimm  RJl.  S.  407.  n.  272  fg.  Die  L. 
Yisig.  lY.  2.  c.  1.  „Si  pater  vel  mater  intestati  discesserint ,  tunc  sorores  cum 
fratribus  in  omni  parentum  facultate,  absque  alio  obiectu,  aequali  divisione  suoce- 
dant/^  (vgl.  c.  2.  18.)  ist  offenbar  Ausfluss  römischrechtlicher  Einwirkung. 

'  L.  Saxon.  41.  „Pater  autem  et  mater  defuncti  filio  non  filiae  hereditatem 
relinquent.  44.  Qui  defunctus  non  filios  sed  filias  reliquerit,  ad  eas  omnis  here- 
ditas  pertineat.  Tutela  vero  earum  fratri  yel  proximo  patemi  generis  deputetur.* 
L.  AI  am.  Hloth.  LYU.  1.  „Si  autem  duas  sorores  absque  fratre  relictas  post 
mortem  patris  fuerint,  et  ad  ipsas  hereditas  paternica  contingat,  et  una  nupsorit  sibi 
coaequalem  liberum,  alia  autem  nupserit  aut  colonum  regis  aut  colonum  ecolesiae: 
illa  qui  illum  liberum  nupsit  sibi  coaequalem,  iUa  teneat  terram  patris  eorum;  res 
enim  alias  aequaliter  dividant.    2.  Illa  enim,  qui  illum  colonum  nupsit,  non  intret 
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b)  Das  fränkische  Recht,  wonach  das  Grundeigenthum, 
später  das  Stammland,  Erbgut  dem  Mannsstamme  bis  zu  der 
bestimmten  Yerwandtschaftegrenze  vorbehalten  ist,  während  die  fahrende 
Habe,  später  Alles,  was  nicht  zu  jenem  gehört,  Männern  und  "Weibern 
gleichmässig  zufällt.^ 


in  porcionem  de  terra,  quare  sibi  coequalem  non  nnpsit/^  Lib.  11.  o.  XCI.  „Si 
qui  fratres  post  mortem  patris  eorum  aliquant!  fuerint,  diyidant  porcionem  patris 
eornm:  dam  haeo  non  faerii  factum,  nullus  rem  suam  dissipare  faciat,  usque  dum 
aequaliter  paroiant.**  c.  XGY.  L.  Bajuv.  XIY.  c.  8.  §.  1.  „üt  fratree  hereditatem 
patris  aequaliter  dividant;  ut  quamris  multas  mulieres  habuisset,  et  totae  liberae 
fuissent  de  genealogia  sua  quamvis  non  aequaliter  divites,  unusquisque  hereditatem 
matriB  auae  possideat,  res  autem  patemas  aequaliter  diyidant.^  XIY.  9.  §.  1.  d. 
L.  Burg  und.  I.  2.  3.  SIY.  1.  „Inter  Burgundiones  id  Tolumus  custodiri,  ut  si  quis 
filium  non  reliquerit,  in  looo  filii  filia  in  patris  matrisque  hereditate  succedat.  LXXY. 
LXXyin.  L.  Lang  ob.  Bothar.  164.  167.  171.  „Si  quis  desperarerit  propter  senec* 
tutem,  aut  aliquam  corporis  infirmitatem,  quod  filios  non  possit  habere,  et  res  suas 
alii  thlngayerit;  posteaque  eum  contigerit  filios  legitimes  procreare,  omne  thinz,  quod 
est  donatio,  quae  prius  facta  est,  rumpatur,  et  filii  legitimi  unus  aut  plures,  qui 
postea  nati  fuerint,  heredes  patri  in  omnibus  succedant.  Si  aut  filiam  legitimam 
unam,  aut  plures,  seu  filios  naturales  unum,  aut  plures  post  thinx  factum  habuerit, 
habeant  et  ipsi  legem  suam,  sicut  supra  constitutum  est  tamquam  si  nihil  alii  thinga- 
tum  fuisset.  Et  ille,  cui  thingatum  est,  tantum  habeat,  quantum  alii  parentes  proximi 
debuerant  habere,  aut  Curtis  Regia  suscipere,  si  Uli  thingatum  non  fuisset. *  Grim. 
5.  Liutpr.  I.  1.  „Si  quis  Longobardus  sine  filiis,  legitimis  masoulinis  mortuus  füerit, 
et  filiam  dereliquerit  unam  aut  plures  legitimas,  ipsae  ei  in  omnem  hereditatem 
patris  Tel  matris  suae  tamquam  filii  legitimi  masculiui  heredes  sucoedant.^^ 

'  L.  Sal.  LIX.  1.  „Si  quis  mortuus  fuerit  et  filios  non  dimiserit  si  mater  sua 
superfuerit,  ipsa  in  hereditatem  succedat.  2.  Si  mater  non  fuerit  et  fratrem  aut 
sororem  dimiserit,  ipsi  in  hereditatem  succedant.  3.  Si  isti  non  fuerint,  tuno  soror 
matris  in  hereditatem  succedat.  et  inde  de  illis  generacionibus  quicümque  prozimior 
fuerit  ille  in  hereditatem  succedat.  4.  De  terra  rero  nuUa  in  muliere  hereditas  est 
sed  ad  virilem  sexum  qui  fratres  fuerint  tota  terra  perteneat.^^  Not.  166.  167.  „Si 
soror  matris  non  fuerit,  sie  patris  soror  in  hereditate  succedat.  Et  si  patris  (soror) 
non  fuerit,  sie  de  illis  generationibus  qui  proximiores  sunt  illi  in  hereditate  succe- 
dant qui  ex  patemo  genere  veniunt.  De  terra  yero  salica  in  muliere  nulla  pertinet 
portio,  sed  qui  fratres  fuerint  et  ad  virile  sexu  tota  terra  pertineat.*^  168.  Hoc  est 
filii  in  ipsa  hereditate  succedunt.  Sed  ubi  inter  nepotes  aut  pronepotes  post  longum 
tempus  de  alode  terrae  contentio  suscitatur,  non  per  sttrpes  sed  per  capita  divi- 
dantur.**  267.  360.  Childeb.  reg.  cap.  pacto  L.  Sal.  addita  c.  a.  650.  c  2. 
Ohildeb.  11.  deoretio  a.  696.  ,Jta  —  oonvenit,  ut  nepotes  ex  filia  ad  aviaticas  res 
cum  avunculos  vel  amitas  sie  venirent  in  hereditatem,  tamquam  si  pater  aut  mater 
vivi  fuissent.  De  illos  tamen  nepotes  istud  placuit  observare  qui  de  filio  vel  filia 
nascuntur,  non  qui  de  fratre.^*  Cap.  Lang  ob.  813.  c.  1.  „Si  quis  homo  mortuus 
fuerit  et  filios  non  demiserit,  si  pater  aut  mater  superfuerit,  ipsi  in  hereditate  suc- 
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c)  Das  System  des  thüringischen  Rechts.* 

II.  Im  Mittelalter  änderten  sich  diese  Systeme  allmälig  um.  Das 
friesische  hat  einen  blossen  Vorzug  in  den  Erbtheilen,  so  dass  bei  Con- 
currenz  von  Söhnen  und  Töchtern  jene  zwei  Drittel  oder  drei  Fünftel, 
letztere  ein  Drittel  oder  zwei  Fünftel  erhielten.'^  Im  fränkischen  Rechte 
tritt  gleichfalls  noch  geraume  Zeit  der  alte  Vorzug  rücksichtiüch  des 
Stammguts   auf.^    Dieser  hat  sich  auch  im  schwäbischen  Rechte^  für 


cedant;  si  pater  aut  mater  non  superfuerint,  et  fratres  Tel  sorores  reliquerint,  ipsi 
hereditatem  obtineant.  Qaod  si  nee  isti  fuerint,  sorores  patris  in  hereditatem  eins 
succedant.  Si  vero  sorores  patris  non  eztiterint,  sorores  matris  eins  hereditatem 
sibi  Yindicent.  Si  autem  nnlli  eorum  fuerint,  quioamqae  prozimiores  fuerint  de 
paterna  generatione,  ipsi  in  hereditate  succedant.  De  terra  vero  salioa  nnlla 
portione  hereditatis  mulieris  Teniat,  sed  ad  virilem  sexu  tota  terra  hereditatis  per- 
veniat."  L.  Ripuar.  LYL  „1.  Si  quis  absque  liberis  defunctos  fuerit,  si  pater 
materque  superstites  fuerint,  in  hereditatem  succedant.  2.  Si  pater  materque  non 
fuerint,  frater  et  soror  succedant.  3.  Si  autem  nee  eos  habuerit,  tunc  soror  matris 
patrisque  succedant.  Et  deinceps  usque  ad  quintum  genuculum,  qui  prozimus  fuerit, 
hereditatem  succedat.  4.  Sed  cum  virilis  sexus  extiterit,  femina  in  hereditatem 
aviaticam  non  succedat." 

*  L.  An  gl.  et  Worin.  I.  (Merkel):  „De  alodibus.  1.  Hereditatem  defancti 
filius,  non  filia  suscipiat.  2.  Si  filium  non  habiüt  qui  defunctus  est,  ad  filiam  pecunia 
et  mancipia,  terra  vero  ad  proximum  paternae  generationis  consanguineum  pertineai 
3.  Si  *autem  nee  filiam  non  habuit,  soror  ejus  pecuniam  et  mancipia,  terram  prozimus 
paternae  generationis  accipiat.  4.  Si  autem  neo  filium  nee  filiam  neque  sororem 
habuit  sed  matrem  tantum  superstitem  reliquit,  quod  filia  vel  soror  debuerat  mater 
suscipiat,  idest  pecuniam  et  mancipia.  5.  Quodsi  neo  filium  nee  filiam  neo  sororem 
aut  matrem  dimisit  superstites,  proximus  qui  fuerit  paternae  generationis  heres  ez 
toto  succedat,  tam  in  pecunia  atque  mancipüs  quam  in  terra.  6.  A.d  quemcumque 
hereditas  terrae  pervenerit,  ad  illum  vestis  bellica,  idest  lorica.  et  ultio  prozimi  et 
solutio  leudis  debet  pertinere.  7.  Mater  moriens  filio  terram,  mancipia,  pecuniam 
dimittat,  filiae  vero  spolia  colli,  idest  murenas  nuscas  monilia  inaures  vestes  armillas 
vel  quicquid  ornamenti  proprii  videbatur  habuisse.  8.  Si  nee  filium  nee  filiam 
habuerit,  sororem  vero  habuerit,  sorori  pecuniam  et  mancipia,  prozimo  vero  paterni 
generis  terram  relinquat.  9.  üsque  ad  quintam  generationem  paterna  generatio 
succedat.  post  quintam  autem  filia  ez  toto,  sive  de  patris  sive  matris  parte,  in  here- 
ditatem succedat,  et  tunc  demum  hereditas  ad  fusum  a  lancea  transeat," 

^  Budjadinger  Landr.  51.    Groninger  Stadsboek  v.  1425  Art   31. 

^  Das  Bonner  Priv.  v.  1475  (Gengier  S.  31.)  schliesst  die  Geistlichen 
vom  Erbgute  aus- 

"^  Schwsp.  c.  128.  W.  „  .  .  unde.  ist  euch  daz  er  einen  ansedel  d&  er  üfe 
saz  hinter  im  l&t,  unde  l&t  sQn  unde  tohter  diu  niht  üz  gestiuret  sint:  der  ansedel 
ist  der  süne  vor  den  tohtern ;  unde  st^t  an  der  bruoder  gen&den  waz  si  den  svrestem 
geben,  ob  anders  da  niht  enist.*'  lieber  die  Bedeutung  von  ansedel  s.  Siegel 
Erbr.  S.  50.  N.  187.    Ruprechts  Rechtsb.  I.  107. 
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eine  bestimmte  Art  erhalten.  Das  sächsische  Recht  iSnden  wir  unver- 
ändert im  Sachsenspiegel  wieder.^  Mit  dem  gänzlich  veränderten  ehe- 
lichen Güterrechte  in  den  Städten  (§.  169.)  entwickelte  sich  auch  im 
städtischen  Erbrechte  schon  frühe  die  Gleichheit  der  Töchter  mit  den 
Söhnen.*'  Als  dieser  Satz  festen  Fuss  gefasst  hatte,  ging  er  auch  ins 
Landrecht  über.^®    Nur  der  Adel  suchte  ihn  auszuschliessen. 

IQ.  Rücksichtlich  der  Verwandten  von  väterlicher  und  mütterlicher 
Seite  bildete  sich  allmälig  der  Satz  aus,  dass  das  Vermögen  an  jene 
Seite  zurückfalle,  von  der  es  gekommen  sei.^^ 

IV.  Weltgeistliche  Söhne  stehen  im  Erbrechte  bald  den  Töchtern 
bald  den  Brüdern  gleich.  ^^ 


9  88  p.  I.   17.  §.  1. 

9  Preiburg  t.  1120  S-  54.  Rodel  §.  31.  Verf.  §.  7.  Colmar  y.  1293  §.  35. 
Berner  Handf.  y.  1218  S- '^^^  Freiburg  im  üechtlande  Handf.  y.  1239 
§§.  23.  24.  (Gaupp.  n.  8.  86  f.).  Burgdorf  er  Handf.  y.  1816  §.  56  ff.  (ib.  8.  125.). 
Im  Stadtr.  y.  Enns  v.  1212  §.  14  fg.  und  dem  gleichen  yon  Wien  y.  1221 
§.  43 fg.  scheint  dasselbe  gemeint  zu  sein.  Präger  8tat.  n. 98.  103.  Rechtsb.  149. 
„Het  ein  man  oder  fraw  kinder  mit  einander,  ynd  was  der  kinder  sint  juncfrawen 
oder  knecht,  dieselben  kinder  behalden  das  erb,  daz  si  ynne  sizen.^^  Brunn  er 
Schöffenb.  art  352.  „Sententiatum  est,  —  quod  mortuis  parentibus  in  bonis  eorum 
reliotis,  heredes  tarn  femoUae  quam  masculi  jus  hereditarium  obtinebunt.*^  Vgl.  für 
das  Iglauer  Recht  Tomaschok  S.  201  ff.  Dasselbe  stimmt  mit  den  cit.  Wiener 
Ennser  u.  anderen,  ohne  die  Erben  zu  nennen.  Dies  Schweigen  rechtfertigt  aber 
die  Annahme  der  Gleichstellung.  So  est  er  Schrae  um  1360  Art.  163.  „So  war  ein 
erye  yerstiryet,  dat  alle  deyghene,  dey  like  sibbe  dar  to  sin,  sulen  ghelike  schichtinge 
dar  yan  nemen,  ande  also  manich  persone  so  dar  to  gehöret,  so  manighen  gheliken 
deyl  sal  man  dar  ay  gheyen.  Yortmer  dat  gherade  ande  herwede  allet  dat  erye 
wesen  sal.^*  166  spricht  dies  auch  für  Lehngut  aus,  indem  er  dessen  Einwerfen 
durch  den  Bruder  fordert,  der  es  allein  empfing.  Stat.  y.  Geseke  um  1360  (S ei- 
ber tz  u.  765.)  art.  1  ff.  Goslar.  Stat.  8.  2.  Z.  2.  „Söne  u.  döchtere  sind  like  na, 
erwe  to  nemende.**  — 

i<^  Gl.  zu  Ssp.  I.  17.  „Die  Tochter  nympt  zu  unserer  Zeit  zugleich  Erbe 
mit  dem  Sohne.** 

^^  Seh-  ürth.  (Böhme  6.  124.):  „Stirbit  ein  man  und  lest  kinder  und  ehlich 
wip,  sin  unyorgebin  gut  u.  erbe  geyellet  u.  erbet  uff  sine  eliche  Kinder,  u.  nimpt 
die  wittewe  einen  andern  man  mit  dem  se  auch  kinder  gewinnet,  u.  stirbet  der 
irsten  kinder  eins  adir  me,  der  kinder  erbe  stirbit  an  die  muter  — ;  u.  stirbet 
dornoch  die  frawe,  so  erbit  se  das  anirstorbene  guth  uff  alle  ere  kinder,  yon  des 
Vaters  das  gut  herkommen  ist.**  Schwsp.  o.  128  i.  f.  142.  225.  W.  El.  Eeyserr. 
II.  95.  Alt  Berg.  Landr.  §.21.  Kraut  n.  82  ff.  üeber  den  nur  höchst  yereinzelt 
yorkommenden  Vorzug  der  Erstgeburt  und  Jüngstgeburt  s.  Grimm  R.A, 
S.  473  ff.  Aelt.  Soester  Stadtr.  §.  46.  Schsp.  I.  22.  §.  5.  I.  23.  §.  1.  Schwsp. 
o.  26,  W. 
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Y.  You  Einfluss  auf  das  Erbrecht  ist  noch  das  Familienband  inBo- 
fem,  als  die  bestehende  väterliche  Gewalt  einwirkt  Sie  hat  einmal  nach 
dem  Gütersysteme  zur  Folge  ein  Anrecht  der  Frau  auf  das  Yermögen 
überhaupt  oder  einen  Theil  desselben  (§.  168  ff.).  Sodann  haben  Kinder 
in  derWere  oft  einen  Yorzug  vor  den  abgesonderten  oder  sdifiessen 
die  letzteren  aus.^^ 

§.  178. 

8.   Erbfolgeordnnng. 

I.  Die  Folge  der  Yerwandten  bestimmt  sich  nach  der  Nähe  der 
Yerwandtschaft.  Ueber  die  Art,  diese  zu  berechnen,  geben  die 
Yolksrechte  keine  entscheidenden  Grundsätze  mit  Bestimmtheit  an  ;^  ebenso- 


i>  Ssp.  1.6.  S-d.  Sohwsp.  c.  B.W.  Aelt.  Soester  Stadtr.  S«  46.  BrUnner 
SchSffenb.  Art  367.    Prager  Bechtsbach  art  166  §.  3. 

«•  Siehe  Saohsp.  I.  6.  §.  1.  2.  3.  I.  10.  I.  13.  §.  1.  2.  Sohwsp.  c.  7.  8.  127. 
128.  144.  161.  Vgl.  §.  173.  —  Sehr  genau  ist  das  Brunn  er  Schöffenbuch  art.  361. 
„  .  .  .'  Super  quo  difinitum  est,  quod  ad  uxorem  tertia  et  ceterae  duae  partes  bono- 
rum transeunt  ad  haeredes.  £t  si  duo  per  dotalitium  ezclusi,  cum  non  emancipaÜB 
partes  habere  desiderant,  tantum  in  sortem  ponent,  quantum  perceperunt,  quo  facto 
quilibet  eorum  sex  suam  seztam  tollet  partem.  Si  vero  dictam  portionem  allqnis 
haeredum  facere  non  habuerit,  quilibet  aliorum  haeredum  non  diyisorum  tantum 
peroipiet,  quantum  divisus  ponere  debeat,  et  si  quid  postea  residuum  fuerit,  inter 
omnes  aequaliter  diridatur.  ünde  haeres  emancipatus  cum  non  emancipatis  partem 
habere  volens,  partem,  quam  percipit,  in  sortem  reponat,  vel  in  sua  parte  percipioida 
defalcet,  vel  quemlibet  cohaeredem  non  emancipatorum  tantumdem  ante  dlYlsionem 
tollere  patiatur.** 

1  Yiele  Stellen  sind  im  §.  177.  abgedruckt  oder  angeführt,  womit  zu  vergleichen 
Tac.  Germ.  c.  20.  Ausserdem  kommen  als  maassgebend  in  Betracht:  L  Lang. 
Roth  ar.  c.  163.  f,Omnis  parentela  usque  in  septimum  genuoulum  numeretur,  ut 
parens  parenti  per  gradum  et  parentelam  heres  succedat.  Sic  tamen  ut  ille  qui 
succedere  yult,  nominatim  uniuscuiusque  nomina  parentum  suorum  antecessorum 
dicat.  Et  si  intentio  fuerit  contra  Curtem  Regis  tunc  ille,  qui  quaerit,  praebeat 
sacramentum  cum  legitimis  sacramentalibus  suis  duodecim,  et  dicat  per  ordinem, 
quod  parentela  nostra  sie  fuit ;  et  Uli  sie  fuere  nobis  parentes  quomodo  nos  dicimus.'^ 
Formel  bei  Walter  Corp.  jur.  germ.  I.  p  702.  „Petre  te  apellat  Martinus,  quod 
tu  tenes  sibi  malo  ordlne  terram,  quae  iaotet  in  loco  tali.  Ipsa  terra,  de  qua  tu 
diois,  mea  propria  est  de  parte  Dominicis  parentis  mei.  Et  tibi  quid  pertinet  ad 
requirendum?  De  parte  ipsius.  Tunc  interroga  ipsum  qui  tenet,  quomodo  fuit  buqs 
parens.  Marcoardus  proavus  suus  fuit  consobrinus  de  proavo  meo,  et  fuerunt  in 
tertio  gradu.  Ayus  meus,  et  aTus  illius  in  quarto.  Pater  mens  et  pater  illius,  in 
quinto.    Ego  et  ille  in  sexto.    Interroga  similiter  illum  qui  pulsat.    Atus  mens,  et 
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wenig  liegt  in  den  bekannten  Quellen  bis  zum  13.  Jahrhundert,  sowie 
in  den  Spiegeln  ein  direkter  Ausspracli,  der  theoretisch  eine  Berech- 


AYOB  suas  faemnt  fratres,  et  fuerunt  secnndo  gradu.  Pater  meas,  et  mater  sua  in 
tertio.  Ego,  et  ille  in  quinto.  Et  cum  fuerit  nominata  haeo  parentela,  interroga 
eum  qui  tenet,  si  potest  probare  quod  plus  prozimus  sit.  Si  non  potest  probare, 
probet  ipse  qui  appellat.  Et  si  ipse  non  potuerit,  iuret  ipse  qui  appellatus  est  cum 
suis  sacramentalibus,  quod  plus  prozimus  sit,  et  habeat  ipsam  terram/*  Sachsp.  I. 
8.  §.  8.  „Nu  merke  wie  ok  war  sibbe  beginne,  unde  war  se  lende.  In  deme  hoyede 
is  besceiden  man  unde  wif  to  stände,  die  elike  unde  echtlikc  to  samene  komen  sin. 
In  des  halses  lede  die  kindere,  die  ane  tTeinge  rader  unde  müder  geboren  sin.  Is 
dar  treinge  an,  die  ne  mögen  an  eime  lede  nicht  bestan  unde  stricket  an  ein  ander 
let.  —  Nemet  ok  tvene  brüdere  tYo  sflstere,  unde  de  dridde  bruder  en  vremede  wif, 
ire  kindere  sint  doch  gelike  na,  ire  jewelk  des  anderen  erve  to  nemene,  of  se 
eyenburdich  sint.  üngetveider  brüder  kindere  de  stat  an  deme  lede,  dar  scQlderen 
unde  arm  to  samene  gat;  also  dut  die  süster  kindere.  Dit  is  de  irste  sibbe  tale, 
die  man  to  magen  rekenet :  bruder  kindere  unde  süster  kindere.  In  dem  ellenbogen 
stat  die  andere.  In  dem  lede  der  haut  de  dridde.  In  dem  irsten  lede  des  middelsten 
yingeres  de  vierde.  In  dem  anderen  lede  de  vefte.  In  dem  dridden  lede  des 
ringeres  de  seste.  In  dem  seveden  stat  ein  Nagel  unde  nicht  ein  let,  dar  umme 
lent  dar  de  sibbe  unde  hettct  nagel  mage.  —  Die  tvischen  deme  nagele  unde  deme 
hovede  sik  to  der  sibbe  getuppen  mögen  an  geliker  stat,  de  nemet  dat  erye  gelike. '^ 
Sohsp.  L  17.  §.  1.  „Stirft  die  man  ane  kint,  sin  yader  nimt  sin  erye;  ne  heyet  he 
des  yader  nicht,  it  nimt  sin  müder  mit  mereme  rechte,  dan  sin  bruder.  Yader  unde 
müder,  süster  unde  bruder  erye  nimt  de  sone  unde  nicht  de  dochter;  it  ne  si  dat 
dar  neu  sone  ne  si,  so  nimt  it  de  dochter.  —  Syen  ayer  en  erye  yersüsteret  unde 
yerbruderet,  alle  de  sik  gelike  na  to  der  sibbe  gestuppen  mögen,  de  nemet  gelike 
dele  dar  an,  it  si  man  oder  wif;  disse  hetet  de  sassen  gan  enren.  —  Doch  nimt 
Bones  unde  dochter  kint  erye  yor  yader  unde  yor  müder  unde  yor  brader  unde  yor 
süster,  durch  dat:  it  ne  geit  nicht  ut  dem  busmen,  de  wile  de  eyenburdige  busme 
dar  is.  —  Sye  so  dem  anderen  eyenburdig  nicht  ne  is,  de  ne  mach  sine  erye  nicht 
nemen.**  Sohwabsp.  c.  6.  W.  stimmt  mit  Ssp.  I.  3.  S-  ^;  ^^^  ^^^t  er  die  yoU- 
bürtigen  Geschwister  nicht  am  Halse,  sondern  an  der  Achsel  sitzen,  so  dass  die 
folgenden  ein  Glied  weiter  rücken.  Gegen  diese  Auffassung :  Siegel,  Wassersch- 
ieben, denen  sich  Zöpfl  anschliesst;  dafür:  Homeyer,  Walter,  Biye, 
Brunner.  Siegels  Ansicht  ist:  die  Erbfolgeordnung  in  der  Seitenyer- 
wand tschaft  sei  keine  nach  der  Parentel  und  in  der  näheren  Parentel  nach  dem 
Grade  (Lineal-Gradualfolge),  sondern  beruhe  lediglich  auf  der  Nähe  des  Grades  der 
Yerwandtschaft.  Der  Grad  werde  so  berechnet,  dass  man  auf  den  den  betreffenden 
Personen  (also,  da  hier  die  Ehe  nicht  in  Betracht  kommt.  Erben  bez.  Erbpräten- 
denten, und  Yerstorbenen,  Erblasser)  gemeinschaftlichen  Stammyater  zurück- 
gehe und  yon  diesem  ab  bis  zu  einer  dieser  Personen,  im  Falle  des  ungleichen 
Abstandes  auf  der  längeren  Linie,  die  Zeugungen  zähle;  wer  alsdann 
dem  Grade  nach  der  nächste  sei,  dessen  sei  die  Folge.  Wassersch- 
ieben stellt  für  die  Berechnungsweise  folgendes  Prinzip  auf:  „Es  ist  zur  Bestim- 
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nunesart  unzweifelhaft  feststellte.  Wohl  aber  lässt  das  Kesnltat  der 
letrachtimg  der  alten  Quellen  nebat  der  durch  ganz  bezeich- 
jer  ausgedrückten  Yerwandtenfolge  in  den  Spiegeln,  in  Ver- 
mit  der  natürlichen  Auffassung  im  Volksbewusatsein ,  die 
3  Art  der  Verwandtschaftsberechnung  und  Erb- 
Inung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft  als  die  ur- 
deutsche noch  in  den  Spiegeln  festgehaltene  mit  Gewissbeit 
Durch  die  von  Jemand  abstammenden  Kinder  (Abstämm- 
1  deren  Nachkommen  bilden  sich  neue  Familien  und  Ter- 
ihen.  So  trennt  sich  eine  Familie  (pareutela)  von  selbst 
adeue  kleinere  Familien  (parentelae),  deren  QUeder  unter 
3  aus  der  grösseren  hervorgegangenen  gemeiuschaflüchen 
sr  haben.  Durch  diesen  vereinigt  sind  sie  unter  sich  ofienbar 
engeres  Band  des  Blutes  verknüpft  als  mitdenjenigen^ 
B  höheren  ötammvater,  von  welchem  ihr  Stammvater  abstammt, 
gemeinsam  haben.  Jedem  höheren  Stammvater  gegenüber 
die  folgenden  engeren  Familien  als  eine  unter  sich  ge- 
ne  Nachkommenreihe.  So  ergibt  sich  die  Nähe  der 
ichaft  zweier  Personen  unter  einander  wie  im  Yerhältniss  zu 
ten  durch  den  beiderseitigen  Abstand  von  ihrem 
chaftlichen  Stammvater.  Unter  dem  Bilde  des  mensch- 
rpers  gedacht  bestimmt  sich  die  Nähe  nach  dem  Oliede,  an 
ie  betreffenden  Personen  zu  stehen  kommen.  Dies  Bild 
ist  nur  für  eine  engere  Parentel,  liegt,  wie  die  Aus- 
ied,  Knie,  genu,  geuuculum  u.  a.  beweisen,  den  ältesten 
aenso  zu  Grunde  als  es  in  den  Spiegeln  direkt  aufgestellt  wird, 
folgt  nun  zunächst  die  engere  Parentel  des  Ver- 
3n  (Erblassers);  ist  in  derselben  kein  erbfähiges  Glied  mehr 
,  BO  tritt  die  Parentel  ein,  deren  Haupt  in  dem  BUde,  ah 
ed  der  Erblasser  gleichfalls  erscheint,  die  nächst  höhere  Stelle 
u.  s.  w.  Für  jede  höhere  Parentel  treten  dieselben 
itze  ein,  welche  für  die  engere  des  Erblassers  An- 
;  finden. 

TerwandteohaftanShe  des  Erben  itels  nur  naasagebend  die  Zahl  der 
m  und  aeinem  mit  dem  firblaaser  gemeinsohafttichen  Sttuniuvater  er- 
niDReD,  mocbteu  dieie  geringer  oder  grÖHfler  sein,  als  dia  Zahl  der 
auf  dsa  ErblauerB  Seite.  Der  £rbe  stand  in  dorn  sovielaten  Grade  oder 
ZeugDDgeD  auf  eeiner  Seite  vorhanden  waren,  oder  —  er  war  in  diesera 
Erblasser  TSrwandt." 
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n.  Innerhalb  der  engeren  Parentel  sind  gerufen  zunächst 
die  Kinder  ersten  Grades  Söhne  und  Töchter.^  Sind  die  Kinder  aus 
verschiedenen  Ehen,  so  findet  nach  den  norddeutschen  Rechten  in  der 
Regel  die  gleiche  Erbfolge  aller  in  das  Yermögen  des  gemeinsamen 
Eltemtheiles  statt,  während  die  süddeutschen  nach  den  einzelnen  Ehen 
die  in  diese  gebrachten  bez.  in  ihnen  gebildeten  Massen  sondern.^  War 
Sohn  oder  Tochter  mit  Hinterlassung  eines  Kindes  verstorben,  so  war 
dies  durch  den  näheren  Oheim,  die  Muhme  ausgeschlossen.  Schon  früh- 
zeitig gab  man  einzeln  den  Enkeln  vom  Sohne  des  Vaters  Theil*  (Re- 
präsentationsrecht). Noch  im  Rechte  des  13.  Jahrh.  ist  dies  aber 
nur  bezüglich  des  Enkels  vom  Sohne  in  der  Were  anerkannt;  stellen- 
weise blieb  die  völlige  Ausschliessung  im  Gebrauche.^  Mit  dem  Fort- 
falle des  Vorzuges  der  Söhne  wurde  dies  Recht  auch  auf  die  Enkel  von 
der  Tochter  ausgedehnt^  und  unter  dem  Einflüsse  des  fremden  Rechts 
zuletzt  ohne  Beschränkung  allen  Nachkommen  zugesprochen.® 


*  Vorzug  der  Söhne  8.  S-  177.  I.  u.  11.  Die  Beschränkung  auf  einen 
bestimmtenGrad  halte  ich  auch  für  die  Nachkommenschaft  für  zulässig;  übrigens 
ist  die  Sache  an  sich  gänzlich  unerheblich,  da  der  Fall,  dass  Jemand  den  Tod 
seines  5.  Vorfahren  oder  gar  des  7.  erlebe,  kaum  vorgekommen  sein  mag.  —  Unter- 
schied der  abgesonderten  und  der  Kinder  in  der  "Were  §.  177.  V.  und  Pauli  Ab- 
handlungen aus  dem  Lübischen  Rechte  (Lüb.  1837,  3  Thle.)  III.  S.  88  ff. 

8  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Siegel  Erbrecht  S.  47  f.  Verm.  Ssp.  L 
18.  3.  II.  23.  Kl.  Keyserr.  11.53.  Oesterr.Landr.  XV.  Brünner  R.  Art.  356. 

♦  Decretio  Childeb.  II.  (§.  177-  n.  3.),  Leg.  Grim.  c.  5.  Marc.  Form.  11. 
10.  Widukindi  Gorbej.  Annal.  II.  10.  (ad  a.  941.):  „De  legum  —  yarietate 
facta  est  —  contentio,  fueruntque  qui  dicerent,  quia  filii  üliorum  non  deberent  com- 
putari  inter  filios  hereditatemque  legitime  cum  filiis  sortiri,  si  forte  patres  eorum 
obiissent  avis  superstitibus.  Unde  exiit  edictum  a  rege,  ut  universalis  populi  con- 
ventio  fieret  apud  villam,  quae  dioitur  Stela,  factumque  est,  ut  causa  inter  arbitro» 
judicaretur  debere  ezaminari.  Rex  (Otto  I.)  autcm  meliori  consilio  usus,  noluit  vires 
nobiles  ac  senes  populi  inhoneste  tractari,  sed  magis  rem  inter  gladiatores  discerni 
jussit.  Vioit  igitnr  pars,  qui  filios  filiorum  computabant  inter  filios,  et  firmatum  est, 
ut  aequaliter  cum  patruis  hereditatem  dividerent  pacto  sempiterno.*' 

^  Ssp.  I.  5.  §.  1.  „Nimt  de  sone  wif  bi  des  vader  lifo  de  eme  evenburdich  is, 
unde  wint  sone  bi  ire,  unde  stirft  he  dar  na  er  sineme  vadere  umbedelt  von  dem 
erve,  sine  sone  nemet  dele  in  ires  eldervader  erve,  gelike  irme  veddern  in  ircs 
vader  stat.  Alle  nemet  se  aver  enes  mannes  deil.  Disses  ne  mach  den  dochtcr 
kinderen  nicht  goschin,  dat  se  gelike  dele  nemen  der  dochter  in  des  clvervader 
oder  in  der  eldermuder  erve.^    Ebenso  Schwsp.  c.  7.  W. 

6  Siehe  Grimm  R.A.  S.  472  für  das  14.  Jahrhundert. 

'  Sohles.  Landr.  c.  9.  Priv.  f.  Breslau  v.  1339,    Prager  Rechtsb.  art.  151. 

8  Kl.  Keyserr.  11.  70.   Urk.  Ludw.  d.  B.  v.  1336.   Reichsabs  eh.  v.  1498 

T.  Schulte,  Roichs-  nnd  Rechtsgesch.    3.  AaO.  qx 
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in.  Ist  keine  ü^acfakommenschaft  des  Erblassers  Yorhanden,  muss 
das  Erbe  aus  dem  Busen  gehen,  so  tritt  die  nächst  höhere  Parentel 
ein,  also  die  des  Vaters.  In  dieser  worden  nun  gerufen  ganz  dem  Folge- 
prinzip angemessen:  a)  Vater  und  Mutter,  jedoch  mit  einem  dem 
Vorzuge  der  Söhne  vor  den  Töchtern  parallel  laufenden,  aber  allmälig 
fortgefallenen,  Vorzugsrechte  des  Vaters  bald  für  alles  Gut  oder  das 
Gut  des  Sohnes,  bald  für  bestimmte  Arten.*  b)  Die  Geschwister.*® 
Unter  ihnen  gehen  die  vollbürtigen  den  halbbürtigen  um  einen 
vollen  Grad  vor.  Auch  ist  der  mehrfach  hervorgehobene  Vorzug  des 
männlichen  Geschlechts  hier  in  derselben  Weise  allmälig  gefallen,  c)  In 
Ermangelung  von  Geschwistern  folgen  die  ferneren  Seitenverwandten 
(Magen)  nach  der  Nähe  der  Sippe,  Halbgeschwister  und  Kinder  ver- 
storbener vollbürtiger  Geschwister  u.  s.  w.  Gleich  nahe  erben  zusammen 
(Gan erben)  ohne  Rücksicht  auf  männliche  oder  weibliche  Abstammung 
oder  Geschlecht  des  Erben. 

Ein  Repräsentationsrecht  ist  für  die  Seitenverwandten  dem 
älteren  Rechte  gänzlich  unbekannt,  jedoch  unter  dem  Einflüsse  des 
fremden  allmälig  in  die  Stadtrechte  eingebürgert  und  zuletzt  durch 
Reichsgesetz  angenommen.^* 


§.  87.  „Dass  Töchtern  oder  Enkeln  hinfüro  an  jrer  Anen  verlassen  Hab  und  Güter 
mit  jrer  Yater  oder  Muter  Geschwister,  an  statt  jrer  Yater  oder  Mater  zu  erben, 
laut  gemeiner  geschribner  kejserlioher  Recht  zugelassen  werden  sollen:  Der  Ge- 
wohnheit, so  an  etlichen  Orten  dawider  sein  möcht,  unangesehn^S  Die  Kordhaus. 
Btat.  von  1356 — 1456  lassen  Kindeskinder,  welche  allein  da  sind,  in  Eopftheile 
gehen.  —  Das  ßrünner  Schöffenb.  Art.  538.  hat  fast  in  wörtlicher  Uebersetzung 
den  Satz  des  Sachsenspiegels,  ebenso  Prager  Stat.  103.  mit  näheren  Festsetzungen. 

9  Die  Stellen  der  Volksrechte  §.  176  f.  Zusammenstellung  bei  Zöpfl,  fQr  das 
spätere  Recht  Siegel  Erbr.  S.  66  ff.  Grimm  R.A.  S.  476  ff.  —  Görl.  Landr. 
38.  §.  7.  „Swa  man  ein  erbe  nemin  sol  dar  geit  der  vatir  oder  die  mutir,  die  mutir 
vor  die  sune,  die  sune  vor  die  swestir,  die  swestir  vor  die  mage.  Alle  die  eben- 
burdich  sin  und  geliche  nahe  sippe,  die  sulin  ein  erbe  geliche  under  sich  teilen.*^ 

1®  Ssp.  II.  20.  §.  1.  „Brudere  und  süstere  nemt  ires  ungetveider  broder  unde 
süster  erre  vor  den  bruder  und  vor  die  sflster,  die  getveiet  vou  vader  unde  von 
müder  sin.  üngetveide  broder  kint  sin  ok  gelike  na  deme  getveiden  brudere  au 
dem  erve  to  nemene.**  Schwsp.  c.  405.  W.  Verm.  Ssp,  I.  6.  7.  „Ungeczeygete 
brudere  nemen  erbe  vor  cldervater  unde  vor  eldermutter.**  Nach  einzelnen  Rechten 
erben  die  Geschwister  mit  den  Eltern  oder  gehen  ihnen  vor;  das  Recht  der  Halb- 
burt  ist  sehr  verschieden;  es  hat  die  Absonderung  Einfluss,  indem  Geschwister  in 
der  Were  bald  unter  sich  erben  mit  Ausschluss  der  abgesonderten  u.  s.  w. 

1^  R.A.  V.  1521  §.  19.  Nachdem  auch  in  gemeinen  Rechten  versehen,  wie  Brüder 
oder  Schwester  Kinder,  mit   ihres  abgestorbenen  Yaters  oder  Mutter   Bruder  oder 
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Die  Grenze  des  Erbrechts  bildet  nach  den  Spiegehi  noch  der  6.  bez. 
7.  Grad.  Ob  auch  nur  bis  zur  siebenten  Parentel  die  Folge  reichte,  ist 
nach  den  Quellen  nicht  mit  Gewissheit  zu  bestimmen,  aber  nach  der 
Ausdrucksweise  des  ^Sachsenspiegels  ebenso  wahrscheinlich,  als  es  über- 
haupt schwer  sein  möchte,  in  gewöhnlichen  Yerhältnissen  das  Andenken 
an  eine  so  ferne  Yerwandtschaft  festzuhalten. 

rV.  Die  Modifikationen,  welche  durch  das  eheliche  Güterrechts- 
äjstem  bezüglich  der  Theilung  oder  des  Anfalles  der  Erbschaft  eintreten 
können,  bilden  keine  Aenderungen  der  Erbfolgeordnung. 

Y.  In  diesem  Folgesystem  sind  seit  dem  13.  Jahrhundert  zumeist 
in  den  Stadtrechten  Aenderungen  eingetreten,  welche  zeigen,  dass  man 
die  deutsche  Grundanschauung  verloren  hatte.  Dadurch  einestheils,  durch 
den  Einfluss  des  römischen  Eechts  anderentheils  fiel  gemeinrechtlich  das 
deutsche  Successionsprinzip  fort,  dem  römischen  Platz  machend.  Erst 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  man  wieder  zu  ihm  zurück- 
gekehrt. Im  Particularrechte  wie  in  der  Yolksanschauung  hat  sich  das- 
selbe jedoch  noch  lange  und  selbst  bis  auf  unsere  Tage  in  steter  Dauer 
erhalten. 

§.  179. 

4.    Erbe.   Heergewftte.   Gerade.    Horgengabe.    MastheU. 

I.  Yermöge  der  Anrechte  des  natürlichen  Erben  lässt  sich  ein  E  r  b  e 
bei  Lebzeiten  und  ein  solches  nach  der  todten  Hand  scheiden. 
Jenes  umfasst  in  genauem  Anschlüsse  an  die  Ausbildung  des  Wartrechts 
alles  liegende  und  andere  Gut,  auf  welches  dies  Anrecht  besteht  (§§.  144. 
180.).  Ueber  alles  nicht  hierher  gehörige  Gut  jcann  der  Eigenthümer 
verfügen  (§.  181.).  Ist  das  nicht  geschehen,  so  fällt  es  zum  Theil  als 
Zubehör  des  eigentlichen  Erbes  mit  diesem  an  den  Erben  oder  es  wird 
ausgeschieden  und  dem  Sonderfolger  übergeben.  Nach  der  todten 
Hand  ist  mithin  nur  Erbe  a)  das  Erbgut  des  Yerstorbenen,  b)  die 
Fahmiss,  soweit  sie  nicht  ausgeschieden  werden  muss.^   "Wer  somit  kein 


Schwester,  die  anderen  abgestorbenen  ihres  Yaters  oder  Mutter  Brüdern  oder 
Sohwestern  in  Stammtheil  erben  sollen,  und  aber  solches  ans  Unwissenheit  und 
Missbrauch  in  viel  Enden  nicht  gehalten.  So  wollen  Wir,  dass  bemeldte  unser 
Stadthalter  und  Regiment,  bei  jeden  Obrigkeiten  im  Reich  verfügen,  solches  ihren 
ünterthanen  zu  verkünden,  mit  gleicher  Derogation  vernichten,  und  Abthuung  der 
Gebrauch  und  Gewohnheiten  an  jeden  Orten  zu  verschaffen.^ 

1  Deshalb  gehören  dazu:  Forderungen  des  Erblassers,  nicht  dazu:  Schul- 

35* 
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T  hat  auch  keinen  Erben.  Als  das  Wartrecht  einen  anderen 
Lngenommen  und  eich  aof  emzehie  Stände  zurückgezogen  hatte 
die  Ausscheidung  der  besonderen  Massen  verschwand,  machte 
griff  von  Erbe  dem  neueren  der  Erbschaft,  welche  den 

überhaupt  umfasst,  Platz. 

den  Gegenständes,  welche  von  dem  Nachlasse  somit  anszu- 
ind,  gehört  ausser  dem  Lehen  a)  das  Heergewäte,^   be- 

eincr  kriegerischen  Ausrüstung  nebst  einigen  anderen  zum 
I  Gebrauche  des  Mannes  gehörigen  Gegenständen.  Es  zog 
inzEch  seit  den  Umänderungen  im  Heerwesen  (§§.  74.  83.) 
itterstand   zurück,  verschwand  in  den  Städten  des  ausser- 

ßechts  ganz  oder  nahm  die  Gestalt  eines  Yoraus  einzelner 
'  Das  Heergewäte  fiel  an  den  ältesten  Sohn,  Enkel  oder 
a  Schwertmagen,  oder  auch  nach  einzelnen  Rechten  an  die 
leich  nahen,  mit  der  Yorabnahme  des  Schwertes  durch  den 
)  die  Gerade,'  umfassend  diejenige  fahrende  Habe,  welche 


,  Heergewäte  u,  g.  w.  Ssp.  I.  6.  §.  1.  «Mit  «velkeme  gade  de  man 
let  allct  erTe.*-  I.  21.  S.  3.  „Svat  so  boTen  dit  bonomde  ding 
s!  to'  me  erTfl."  Er  hat  aber  Torher  gesprochen  Ton  Mor^eogabp, 
ade.  I.  98.  Sohwsp.  872.  W.  Sachs.  Weichb.  art.  36.  §.  1.  (Dan.) 
re  dar  hört  al  egen  to,  dat  unbegaTOt  is."  Vgl.  art.  28.  Ooslar. 
Wat  in  enes  veren  besterfft.  dat  ein  was  do  he  levede  wente  an 
dat  is  al  erve;  sunder  herwede,  gherade  und  lengut." 
■&t  iveatis).  Grimm  R.A.  S.  569  ff.  L.  Augl.  et  Werin.  de  a1«di- 
ibwsp.   I.  22.   §.  4.     „So   sal    de  vrowo   to   herwede  ira  manne»  ajett 

dat  beste  ors  odor  perd  gesadalet,  unde  dat  beute  hamaach,  dat  he 
3  mannes  live,  do  he  Blarf  binnen  ginen  weren;  dar  to  sal  ae  gee*en 
,  dat  is  sin  <iedde  unde  ein  kSssen  nude  ein  lilaken ,  cn  discblaken, 
nndo  ene  dreien.    Dit   ia  ein  gemene   herwede   to  geieno   unde  recht, 

IDde  dar  mangerhande  ding-  to,  dat  dar  nicht  to  ne  hört.  Stos  dat 
et  dirra  dinge,  des  ne  darf  ae  nicht  geven,  of  se  ir  unseult  darn  dar 
e  is  nicht  ne  hebbe ;  uoime  jewelke  Beult  sunderliken.  Svat  man  aver 
maoh,  dar  ne  mach  ne  weder  man  noch  wif  nene  anscult  vore  dau.* 
Fewelk  wif  erft  tvier  wegene:  ir  rade  an  ir  nesten  niohtelen,  de  ir  Ton 
l>esvas,  unde  dat  erve  an  den  neston.  it  si  wif  oder  man."  —  §.2.  III. 
1  80  herwede  Torderet,  die  sal  al  iit  von  sTerd  haiven  dar  to  geboren 
■ade  vorderct,  die  sal  ut  von  wif  haiven  dar  to  geboren  sin"  S&olis. 
;.  XXT.    Siegel  Erbr.  %.  30.  56. 

tötleibe  des  Schwabenspiogela  o.  28.  in  Verbindung  mit 26.  273.  W. 
■brecht  8.  172  f.    Vgl.  auch  Schwsp.  c.  25.  W.  hinevart. 
ftt  =  Vorrath,  räde,  gerade  nach  Grimm  R.A.  S.  567  ff.   Inden  Auf- 
ichen   die  Rechte  ab,   der  Sachsenspiegel   deatot   au,   dass  man   nicht 
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r^elmässig  zur  Ausstattung  gehört:  Eeidung,  Schmucksachen,  Weiss- 
zeug, Hausgeräthe,  sowie  manche  andere  zum  Frauengebrauche  dienende 
Sachen.  Sie  fiel  mit  einzehien  Verschiedenheiten  in  den  Eechten  an  die 
älteste  imausgeradete  Tochter,  in  Ermangelung  deren  an  die  ausgeradete, 
den  weltgeistlichen  Pfründner,  die  nächste  (bez.  älteste  der  nächsten) 
NifteL  Danach  scheidet  sich  eine  Wittwen-  und  Niftelgerade. 
Sie  hat  sich  in  dem  Kreise  des  sächsisch -magdeburgischen  Rechts  bis 
in  die  späteste  Zeit  erhalten,  während  sie  im  Süden  unter  anderen 
fTamen  oder  als  ein  Anspruch  der  Wittwe  auf  fahrende  Habe  auftritt^ 
c)  Die  Morgengabe  der  Frau  (§.  170.).  d)  Mustheil.«  Er  besteht 
ursprünglich  in  dem  Ansprüche  der  Wittwe  auf  die  Hälfte  aller  in 
dem  Gute  des  Mannes  befindlichen  Hofesspeise,  ist  aber  im  Laufe 
der  Zeit  eingeschränkt  worden  und  hat  sich  in  den  Städten  mit  dem 
veränderten  Güterrechte  ziemlich  allgemein  verloren. 

§.  180. 
n.  Rechte  des  nächsten  Erben.    Das  "Wartrecht.* 

I.  Aus  der  Bedeutung  des  Grundeigenthums  für  die  Stellung  in 
Gemeinde  und  Staat  (§.  9.)  und  aus  der  engen  Verbindung  unter  den 
Verwandten  (§.  11.  VI.  S.)  auch  in  vermögensrechtlicher  Hinsicht  lässt 
sich  schliessen,  dass  schon  in  ältester  Zeit  Veräusserungen  desselben 
ohne  Noth  selten,  wenn  sie  beliebt  wurden  gewiss  mit  Beirath  der  Ver- 
wandten stattfanden,  in  der  Noth  selbst  aber  wohl  die  Verwandten  zuerst 
angegangen  wurden,  um  das  Gut  zu  halten.  Dagegen  ist  es  ebenso 
erklärlich  und  aus  zahllosen  Urkunden  und  Kachrichten  ersichtlich,  dass 
man  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  Einführung  des   Christenthums 


Yollständig  sein  könne.  L.  Angl.  et  Wer  in.  I.  7.  8.  IT.  4.  nomamenta  muliebria 
quod  rhedo  diount  ,  ,  .^  L.  Burg.  61.  3.  „Omamenta  et  restimenta  matri- 
monalia  ad  filias  absque  ullo  fratris  fratrumqne  oonsortio  pertinebunf  Schsp. 
I.  24.  3.  I.  27.  1.;  Säohsp.  Weichb.  art.  XXHI.  ff.  Prager  Beohtsb.  Art.  Id9. 
Prager  Btat.  60.    Kraut  n.  88— 57.    Siegel  §.  31.  57. 

^  Bchwsp.  0.  26.  W.  „frowen  Tarende  guot.** 

ß  Solls p.  I.  20.  §§.  4.  5.,  L  22.  3.,  I.  24.  2.,  HL  38.  3.,  HI.  74.,  JH.  76.  1.  — 
Schwsp.  0.  25.  W.  —  Sachs.  Weiohb.  art.  XXIY.  D.  Verm.  Bsp.  I.  10.  §.  1. 
-2.    Prager  Rechtsb.  art  158. 

♦  Beseler  Erbrertr.  L  §.5.  (S.48ff.),  Pauli  Erbgüter  (Abhdl.  L).  Gerber 
Meditat.  ad  locum  speouli  jnr.  saxon.  I.  52.,  Erlang.  1847,  Sandhaas  Germ.  Abhdl. 
S.  166.  bis  zu  Ende,  Siegel  Erbrecht  S.  88  ff.,  Zimmerle  Stammgutssystem. 
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für  ein  besonders  gottgefiäUiges  Werk  hielt,  Kirchen  auszustatten  mit 
Qrundeigenthum.  So  lange  die  Religiosität  über  das  Gefühl  der  Ver- 
wandtschaft siegte,  konnte  deshalb  die  Freiheit  der  Befugniss  zu  Ver- 
äusserungen  nicht  ausbleiben.^  In  der  älteren  Zeit  begegnen  wir  mit 
Ausnahme  der  Sachsen  bei  keinem  Stamme  allgemeinen  Yeräusserungs- 
verboten,  wohl  aber  bei  den  meisten  zahlreichen  Satzungen,  welche  die 
Freiheit  ausdrücklich  statuiren. 

n.  lin  sächsischen  Rechte  war  von  Alters  her  die  Veräusserung- 
des  Erbes,  ausser  an  die  Kirche  und  den  König,  nur  im  Falle  der  Noth 
und  selbst  dann  beschränkt  gestattet.^  Dies  erscheint  im  Sachsenspiegel 
in  der  Ausdehnung,  dass  die  Veräusserung  von  Eigen  und  Leuten  ohne 
Zustimmung  des  Erben  diesen  zur  Klage  auf  Herausgabe  bei  Lebzeiten 
des  Veräusserers  berechtigt  und  nur  die  Bestellung  einer  Leibzucht  für 
die  Frau  am  Eigen  erlaubt  ist.'   So  liegt  der  Grund  des  Rechts  deutlich 


*  Dies  hat  besonders  Walter  R.G.  §§.  444  ff.  hervorgehoben  und  dargethan. 
Damit  stimmt  das  Auftreten  der  Kirche  für  die  Tolle  Yerfügungsfreiheit  auch  auf 
dem  Todesbette  ad  piam  oansam,  dem  die  karolingischen  Gesetze  Nachdruck 
gaben.  Siehe  meine  Abh.  Über  die  testamenta  ad  piam  causam  in  Zeitsohr.  f. 
Civilr,  u.  Proz.  N.  F.  Vm.  S.  157  —  232.  Bei  Vergabungen  auf  den  Todesfall^ 
Schenkungen,  Verkäufen  an  Kirchen  begegnen  wir  in  den  Urkunden  den  stehenden 
Formeln,  dass,  wenn  der  Sohenker  oder  Verkäufer  selbst,  oder  seine  Erben  oder 
wer  sonst  die  Schenkung  angreife,  „iram  dei  et  omnium  sanctonim  incurrat  et  in* 
super  inferat  fisoi  dicionibus  auri  unoias  duas  argenti  pondus  quattnor  coactua 
ezsolvat  (oder  eine  andere  Strafe  in  Gelde),  et  nee  sie,  quod  repetit,  erindicare  non 
Taleat,  sed  praesens  donatio  haeo  omni  tempore  firma  permaneat  stipulatione  sub- 
nixa.**  So  in  vielen  Urkunden  im  Codex  diplomaticus  Fuldensis  herausgeg.  von 
Dronke,  Gassei  1850,  z.  B.  num.  6.-9.  10.  11.  12.  13-  14  von  753,  756  u.  a.  w. 
Wesentlich  wirkte  auch  das  erfolgreiche  Streben  der  Hierarchie,  dem  Klerus  die 
Testamentsfreiheit  zu  verschaffen,  um  das  jus  spolii  zu  entkräften  und  seinen  Kach- 
lass  zur  Cognition  der  geistlichen  Gerichte  zu  ziehen.  Siehe  oben  §.75.  Mein 
Lehrb.  des  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.  508  ff. 

'  L.  Sax.  LXI.  „Traditiones  et  venditiones  omnes  legitimae  stabiles  perma- 
neant.  —  LXII.  Nuli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  praeter  ad  ecclesiam 
vel  regi  ut  heredem  suum  exheredem  faciat,  nisi  forte  famis  necessitate  coactua,  ut 
ab  illo  qui  hoc  acceperit  sustentetur.  mancipia  liceat  Uli  dare  ac  vendere.*  LXTV. 
„Liber  homo  qui  sub  tutela  nobilis  cujuslibet  erat  qui  jam  in  exilium  missus  est,  si 
hereditatem  suam  necessitate  coactus  vendere  voluerit,  offerat  eam  primo  proximo 
suo.  si  ille  eam  emere  noluerit,  offerat  tutori  suo  vel  ei  qui  tunc  a  rege  super  ipsaa 
res  constitutus  est.  si  nee  ille  voluerit,  vendet  eam  cuicumque  libuerit.* 

'  Ssp.  I.  52.  §.  1.  „Ane  erven  gelof  unde  ane  echt  ding  ne  mut  nieman  sin 
egen  noch  sine  lüde  geven.  Doch  weslet  die  herren  Ire  dinstman  wol  ane  gerichte^ 
of  man  de  wederwesle  bewisen  unde  getügen  mach.   Gift  he't  weder  rechte  sunder 
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in  dem  Erbrechte  (Wartrechte),  welches  zu  seiner  Erhaltung  die  Be- 
schränkung der  an  sich  im  Eigenthumsrechte  liegenden  Freiheit  zu  Ver- 
äusserungen  fordert.  In  gleichem  Umfange  kennt  das  schwäbische* 
Landrecht  diese  Beschränkung,  während  in  den  Stadtrechten  aus  nahe- 
liegenden Gründen  das  selbsterworbene,  gewonnene  Gut  der  freien  Ver- 
äusserung  unterstellt  und  nur  für  das  ererbte,  angestorbene,  Erbgut, 
Stammgut,  die  Beschränkung  beibehalten  ward.^  War  der  Erbe  bei  der 
Veräusserung  gegenwärtig,  so  musste  er  widersprechen-,  in  jedem  Falle 
verschwieg  er  sein  Recht,  wenn  er  nicht  binnen  Jahr  und  Tag,  ohne 
durch  Ehehaften  abgehalten  zu  sein,  die  Klage  anstellte.^  Einspruchs- 
und Klagerecht  stand  aber  nur  zu  dem  (den)  nächsten  Erben. 
Hatte  dieser,  oder  falls  er  in  Jahr  und  Tag  fortfiel,  der  in  dieser  Zeit 
als  nächster  eintretende,  eingewilligt,  so  war  der  Verkauf  gültig.^ 

in.  Die  Ausnahme  des  ältesten  Rechts,  im  Nothfalle  das  Gut  den 
Erben  zum  Kaufe  anbieten  zu  können  mit  der  Befugniss,  wenn 
jene  ihn  ausschlagen,  frei  zu  veräussern,  ist  in  den  Stadtrechten  gleich- 
falls anerkannt.  Hieran  knüpfte  man  in  einzelnen  Stadtrechten,®  um  die 
Freiheit  der  Veräusserung  herbeizuführen,  und  bildete  das  Recht  der 
Erben  zunächst  um  zu  einem  Vindikationsrechte,  wenn  ohne  Anbieten 
verkauft  war.  Von  da  ab  bis  zur  Gestaltung  desselben  zu  einem  blossen 
Vorkaufsrechte,  das  zwar  seiner  geschichthchen  Entwicklung  nach 
im  Erbrechte  fusst,  juristisch  aber  nicht  als  Erbrecht  erscheint,  war  nur 
ein  Schritt.^   In  vielen  Rechten  des  Mittelalters  tritt  aber  die  volle  Frei- 


erven  gelot,  die  erve  undcrwinde's  sik  mit  ordelen,  als  of  he  dot  si  jene  de^t  dar 
gaf,  80  he^s  nicht  geven  ne  mochte.**  I.  21.  Vgl.  Richtet,  c.  10.  §.  8.  ,|Metme 
eigen  darf  he  nene  sculde  gelden,  wer  he  maches  ane  siner  orven  gelof 
nicht  laten.'  c.  26. 

♦  Schwsp.  c.  349.  W. 

^  Schles.  Landr.  c.  77.  „an  irstorben  gut^.  Sachs.  Weichb.  art.  20. 
§.  1.;  60.  §  2.  (Dan.)  Goslar.  Stat.  S.  28.  u.  a.  Yerm.  Ssp.  I.  88.  1.  Ebenso 
im  LÜbischen,  Hamburgischen  Rechte  u.  s.  w.  bei  Kraut  §.  70. 

6  Note  5.,  oben  §.  149.    Kl.  Keyserr.  ü.  103. 

7  Siehe  die  Stellen  der  n.  5.,  Kraut  n.  12—17.,  Siegel  S.  95  £E: 

8  Hamb.  Stat.  y.  1276.  I.  6.,  Zeeland  t.  1266  (Kraut  n.  19.):  »quicunque 
terram  suam  yendere  yoluerit,  praebcbit  eam  per  tres  dominicos  fratribus  suis  et 
sororibus  suis,  yel  filiis  eorundem,  patruis  suis,  avunculis,  materteris  et  amitis,  et 
non  ulterius.  Si  emere  yoluerint,  emant  sicut  eztranei.**  Justit.  Lubio.  Kraut 
n.  21. 

9  Freib.  Stat.  y.  1520.  u.  a.  bei  Kraut  §.  180. 
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heit  zu  YerfSgungen  unter  Lebenden^^  schon  sehr  früh  auf  und  hat  sich 
auch  in  den  meisten  erhaltend  ^ 


§.  181. 
m.  Vergabungen  auf  den  TodesfieJL 

I.  Weil  mit  dem  Tode  von  selbst  das  Wartrecht  zum  wirklichen 
Recht  am  Erbe  (Erbschaft)  ward  (§.  179.  I.)  und  alle  Erbenfolge  nach 
deutschem  Principe  von  Anfang  nur  Verwandtenfolge  war,  so  war  eine 
Verfügung,  deren  Wirkung  erst  nach  dem  Tode  eintreten  soll,  Ver- 
fügung auf  den  Todesfall,  von  selbst  ausgeschlossen.  Aber  die 
Wirkung  einer  solchen,  welche  in  dem  Portfalle  des  Erbrechts 
besteht,  war  stets  möglich,  insoweit  Jemand  bei  Lebzeiten  das  in  das 
Recht  eines  Dritten  bringen  konnte,  was  mit  dem  Tode  von  selbst  dem 
Erben  zufiel. 

n.  Fahrende  Habe  unterstand  von  jeher  der  freien  Veräusse- 
rungsbefugniss.*  Vergab  man  sie,  so  enterbte  (exheredem  facere) 
man  den  Erben.  Dies  sollte  man  nur  solange  thun,  als  man  selbst  zu 
gemessen  und  daher  zu  entbehren  im  Stande  war.  Darum  machte  das 
Recht  die  Vergabung  abhängig  von  dem  körperlichen  Zustande  und  er- 
laubte dem  wirklich  Kranken  nur  die  Entäusserung  unbedeutender  Be- 
träge.^   Früh  aber  wurde  in  manchen  Stadtrechten  die  unbedingte  Be- 


^^  Aelt.  So  est  er  §  30  ff.  a.  Medebaoher  v.  1165  ohne  Beschränkung. 

^^  Kein  Einspruchsrecht  der  Erben  in  OeBteri.  Landr.  art.  14  schliesst  es 
ausdrücklich  aus,  B r ü n n o r  Rechtsb.  art. 363.  (erkennt  das  Recht  zum  abschütten 
nicht  an)  341.  Prag  er.  üeber  die  Reste  des  alten  Wartrechts  in  den  heutigen 
bürgerlichen  Erbgütern  und  dem  adeligen  Stammgut  Zimmerle  8.  256  ff. 

1  Sachsp.  I.  52.  §.  2. 

'  Ssp.  I.  52.  §.  2.  „Alle  varende  have  gift  de  man  ane  erven  gelof  in  allen 
steden,  unde  let  unde  liet  gut,  al  de  wile  he  sik  so  vermach,  dat  he  begort  mit  eme 
sverde  unde  mit  eme  scilde  np  en  ors  kernen  mach,  von  enem  stene  oder  stocke 
euer  dum  eine  ho,  sunder  mannes  helpe,  deste  man  ime  dat  ors  unde  den  stegerip 
halde.  Svenne  he  disses  nicht  dun  ne  mach,  so  ne  mach  he  geven  noch  laten  noch 
lien,  dar  he*t  jeneme  mede  geyeme,  de  is  na  sineme  dode  wardende  is.^  Glosse 
dazu:  „Wl  sin  gut  vorgift,  als  he  is  nicht  mer  gebruken  ne  mach,  die  vorgift  nicht 
dat  sin  is,  mer  gift  dat  siner  erve  is.  —  En  bur  mag  it  yorgeven  als  he  enen  um- 
meganc  plugen  mach  enis  morghen  lank;  en  yrue  wen  si  tur  kerken  gan  mach,  als 
si  daryan  is  tvintig  rude.*^  G-oslar.  Stat.  S.  9.  Z.  44.  „In  suchtbedden  mag  en 
nicht  vergheven  ane  erven  lof.**  Kraut  §.  148  Nr.  28  ff.  — -  Sachs.  W ei ohb. 
art.  64.  D.  »Keyn  wip  noch  kein  man  mag  yn  siehbette  sines  gutes  vorgeben  obir 
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fugniss  angenommen, 3  wie  auch  selbst  allmälig  eine  Vergabung  mit 
Wirkung  auf  den  Todesfall  im  Widerspruche  mit  dem  deutschen  Prin- 
zipe  zugelassen  wurde.^  Damit  war  man  in  diesem  Punkte  bei  dem 
römischen  Rechte  angelangt. 

ni.  Liegende  Güter  konnte  man  entweder  überhaupt  frei  oder 
mit  Einwilligung  des  nächsten  Erben  (§.  180.)  in  der  gewöhnlichen  Form 
(§.  148.)  weggeben  und  dadurch  den  Erben  entziehen.  Neben  diesem 
Falle  der  Uebertragung  des  sofort  wirksamen  Rechts  liess  sich  an  ihnen 
vermöge  der  Grundsätze  über  die  Gewere  an  Liegenschaften  auch  die 
Einräumung  eines  dinglichen  Rechts  erwirken  ohne  sofortige  Ueber- 
tragung des  Besitzes  und  Genusses,  also  mit  dem  faktischen  Erfolge 
der  Yergabung  auf  den  Todesfall  eines  dem  des  Erben  analogen  Rechts. 
Dazu  bedurfte  es  (s.  jedoch  §.  180.)  der  Einwilligung  des  Erben  und 
der  Auilassimg  des  Rechts  vor  Gericht  wie  bei  einer  sonstigen  Ver- 
äusserung.  Der  Besitz  der  Sache  konnte  aber  bei  dem  Lassenden 
bleiben  und  erst  wie  beim  Erben  nach  seinem  Tode  dem  Empfanger 
zufallen  sollen,  so  dass  der  übertragende  als  Besitzer  in  fremdem  Namen 
(precaria)  erschien.''  Zur  grösseren  Sicherheit  für  den  Empfänger 
legte  man  wohl  sofort  einen  Zins  auf  die  Sache.®    Durch  dies  Geschäft 


drie  Schillinge  ane  erben  loube,  noch  eyn  wip  ane  mannes  orloub.*'  Ygl.  Schwsp. 
o  45.  W.  Eine  eigenthümliche  Beschränkung  ergeben  die  Diöcesanstatuten  von 
Cambray  Ton  1315  (Hartz  he  im  Conc.  Germaniae  IT.  p.  249),  welche  cassiren 
(und  volle  Testameatsfreifieit  geben)  Statuten  einzelner  „loci  et  villae**,  dahin 
gehend  „quod  legata  et  donationes  mortis  causa,  quas  facient  decedentes,  non 
yaleant,  nisi  testator  de  leoto  mortis'  consnrgens,  extra  domum,  in  qua  iacet,  per 
XI  pedum  spatium  pedes  yadat  et  ibidem  de  bonis  suis  ordinet  et  dlsponat  .  .  .^ 
und  andere  «quod  non  valent,  .  .  .  nisi  de  datis  et  relictis  testator  in  Tita  sua, 
propria  manu  legatorum  et  donatorum  propriampossessionem  tradiderit,  et 


saisinam.** 


3  Das  Prager,  Iglauer,  Brünner  u.  a.  haben  mit  anderen  Stadtreohten 
(vgl.  Tomaschek  S.  206  f.)  nur  das  Erforderniss  des  vollen  Bewusstseins.  Das 
Brünner  (und  auch  Prag  er)  steht  ganz  auf  dem  römischen  Rechte,  nur  haben 
sie  wie  andere  5sterr.  u.  süddeutsche  Rechte  als  Bedingung  der  Testirfr  eiheit, 
dass  der  Erblasser  ohne  Frau  und  Kinder  sterbe.  Siehe  die  Nachweise  bei  Toma- 
schek 8.  206  fg. 

«  Kraut  §.148.  Albrecht  Gewere  S.  204.  Beseler  S.  ]Ö7.  Siegel  8.110. 

^  L.  Sal.  XLVI.  Langob  Rothar.  c  168  174.  Luitpr.  VI.  19.  Cap.  in 
lege  Rib.  mitt.  806.  c.  9-  (Leg.  I.  p.  118.)  „Qui  fllios  non  habuerit,  et  alium  quem- 
libet  haeredem  sibi  facere  voluerit,  coram  rege  vol  coram  comite  et  scabinis  vel 
missus  dominicus,  qui  tum  ad  iustitias  faciendas  in  provincia  fuerint  ordinati,  tra- 
ditionem  faciat."  L.  AI  am.  Hloth.  11.  1.  Marc.  Form.  11.  3.  5.  6. 

6  Z.  B.  Schannat  Trad.  Fuld.  I.  n.  452.  von  841.  „ea  conditione  haec  omnia 
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hatte  der  Erwerber  ein  so  festes  Recht,  daas  der  Tradest  keinerlei  Yer- 
en  Tomehmen  durfte.^  Wie  bei  der  gewöhnlichen  Tradition 
an  eich  auch  hier  eines  Sahnannes  bedienen^  und  auch  nicht 
:  Sache  sondern  alle  seine  Sachen  vergeben.*  lieber  alle  diese 
wurden  Urkunden  aufgenommen. 

!n  dem  Rechte  des  Mittelalters  finden  wir  die  gerichtliche  Auf- 
ei  der  Uebertragung  einzelner  Stücke  und  eines  ganzen  Ver- 
lit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  oder  ohne  denselben,  mit  oder 
lus,  in  das  sofortige  Recht  des  Empfängers  wie  auch  mit  Setzung 
Bsen    Wartrechtes.'*    Stets    lag   hier   aber   kein   blosser   Ver- 

t  nos  quoDidia  TixcrimiiB  per  cHrtam  prentationiB  —  iiaofractuaHo  possi- 
ventes  inds  oenaum  pro  Bingulis  annie  —  lY  denarioB  —  ne  TJdoamnr 
irio,  Bed  jure  beoelioiario  poaaidore." 

.  Tic.  a.  801  0'  1.  für  die  Langob.  im  Gegensätze  lu  dem  Oebranche 
(er  Vorbehalte;  es  gestattet  aber  den  üsuafructue  auf  Lebenszeit, 
ier  adfatirons  in  L.  Sal.  XLTI.,  Urk.  bei  Kraut  §  148.  n.  12  ff. 
Llam.  Hloth.  n  Urk.  v.  772.  bei  Kraut  §.  141.  n.  3.  §.  148  Kr.  30  ff. 
>.  11.30.  nSve  BO  ime  erve  to  seget  nicht  von  sibbe  halven,  denn? 
vedeB  balren,  dat  hebbe  man  vor  nnreciit;  man  ne  möge  gotOgen, 
OTede  vor  gericbte  geatedeget  si."  Citate  dazu  bei  Homeyer.  I  9.  g.  6. 
'  jene  de't  taten  solde,  Bin  sone  n'JB  nicht  pltchtig  to  latene,  he  ne  hevct 
et  oder  bargen  vor  gcaat."  Term.  Saobap.  I.  32.  3.  Siegel  S.  100  ff. 
1260  bei  Kraut  D.  14:  „E.  —  et  H.  uxor  sua  manu  communicat»  ~ 
is  auoB  —  eecleaie  pure  et  absolute  contulerunt,  poat  mortem  eorum  jtir« 
1  perpetuo  possidendoB:  ita  quoii  idem  E.  et  H.  cum  dictia  daobua  mansis 
But  poteatatia  habcnt  Tendendi,  obligandi,  commatandi  aut  faciendi,  qnod 
it  voluntatiB."  Recbtamitth.  an  OOrlitz  v.  1304  g.  8S.  (Oanpp  8.298): 
m  Bin  gut  gibot  in  gohegetem  dinge.  O-ibbet  ein  man  sineme  wibe  sin 
i  libgedinge  in  jebegetem  dinge,  oder  ainer  kinderen.  an  eigene  oder  an 

der  erben  vrlobe.  vnde  nirt  dar  ein  recht  vride  ubir  gevorcht.  vsd 
:  nach,  an  deme  gute,  jemanne  icht  geben,  jene  die  mngenz  irol  -wider 
■echte,  den  die  gäbe  gegeben  ist  vor  gerichte.    Hat  abir  ein  man  kov(f) 

varende  habe,  swelcher  bände  sie  sie.  die  hör  mit  aineme  wibe  erarbeitet 
ic  her  wol  bi  sineme  gesvndem  übe  geben,  swome  her  wil.  an  jemandes 
ihe,"  Siehe  Siegel  S.  1<B.  u.  die  bei  ihm  Citirten.  Urk.  bei  Erant  n. 
:  „ego  Ch.  —  omne  dominium  rerum  sive  mobitium  aive  immobilinm  seu 
un  tarn  in  Bawarta,  quam  in  Austria,  quam  etiam  ubicunque  locorum  jure 
I  mo  respicientiiim  dedi  eccteBiaa  friBingenBi,  omnium  predictarum  renim 
m  mihi  pro  tempore  vitac  meae  reserrans ,  salva  tarnen  ipsarum  remm 
,  quam  tranatuli  ad  ecclesiam  memoratam."  —  Uagdcb.  Fr.  I.  12.  4. 
in  bei  gesondem  Leibe  sein  gut  hinweg  gebe  Tor  gehegtem  dinge  — ,  u. 

gäbe  ihm  die  berrschaft  behielt  zu  seinem  leib,  stirbt  der  gober  u,  die 
it  unwiderrnffen,  so  hat  die  gäbe  krafft  u.  macht,  stirbt  aber  der  begabt 
t)t  auf  aeinen  neohBten." 
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trag  vor,  sondern  mit  der  Uebergabe  ein  dingliches  Recht.  Die  Fort- 
bildung hängt  einerseits  zusammen  mit  dem  Sinken  des  älteren  Erb- 
prinzips (§§.  178.  Y.  180.),  andererseits  mit  dem  überhand  nehmenden 
Einflüsse  des  römischen  Bechts. 

V.  Bereits  in  der  ältesten  Zeit  kennt  man  schon  unter  Einwirkung 
des  römischen  Bechts  einseitige  widerrufliche  Yerfügungen  auf  den 
Todesfall  (testamentum).^^  Hieran  hielt  der  Klerus  fest;  zugleich 
sah  die  Kirche  es  als  Pflicht  an,  den  letzten  Willen  aufrecht  zu  halten 
und  auszuführen,  vor  Allem,  wenn  etwas  ad  piam  causam  legirtwar. 
Dadurch  vorzüglich  kamen  die  Testamentssachen  an  die  kirchliche  Ge- 
richtsbarkeit.^^ So  blieben  Testamente  beschränkt  stets  im  Gebrauch^ 
wurden  dann  in  den  Städten  mehr  und  mehr  zugelassen,  bald  jedoch 
nur  im  Abgange  von  Frau  und  Kindern,^  ^  n^j.  for  fahrende  Habe  und 
erworbenes  Gut  (§.  180),  nur  so  lange  der  Mensch  noch  kräftig  war 
(num.  n.).  Eine  solche  Verfügung  gab  aber  dem  Bedachten  kein  Beoht 
an  der  Sache,  sondern  nur  ein  Forderungsrecht.  Um  daher,  weil 
solche  der  Erbe  nicht  anzuerkennen  brauchte,  jenen  sicher  zu  stellen^ 
bediente  man  sich  der  Vermittlung  von  Treuhändern,  welchen  man 
sie  zu  dem  Zwecke  aufliess.^^  Die  Formen  der  Testamente  waren 
mannigfaltig.  Neben  ihnen  kam  bereits  im  13.  Jahrhundert  die  Mög- 
lichkeit auf,  durch  eine  urkundlich  vor  Zeugen  oder  im  Gerichte  ge- 
machte Zuwendung  Jemand  ein  unbedingt  wirksames  Becht  zu  über- 
lassen.^^ So  hatte  man  erreicht,  dass  der  Bedachte  nach  dem  Tode  die 
Sache  erhielt  und  zugleich  der  Lebende  sich  ihrer"  nicht  entäusserte.  Der 
allgemeine  technische  Name  solcher  Verfügungen  war  Geschäfte 
(schaffen).    Eine  Erbeinsetzung  lag  hierin  nicht;  aber  es  war  in 


11  L.  Burgund.  60.  1.    Siehe  Beseler  I.  S.  242  ff. 

1*  Oben  §.  76.,  meine  Abhandl.  über  die  testam.  ad  p.  c,  mein  Kirchenrecht 
I.  8.  397.  n.  8.  413.  473  f. 

IS  Siehe  die  Angaben  der  nota  3.  Lüb.  Recht  v.  1240  Art.  161.  Goslar. 
Stat.  Zus.  8.  6.  Z.  14. 

^*  Siehe  die  Urkunde  bei  Kraut  n.  12 f.  Beseler  Von  den  TestamentsYoll- 
ziehern  in  Ztschr.  f.  d.  B.  IX.  S.  144—228. 

1^  Schwsp.  c.  22.  W.  „Ist  danne  daz  ein  man  stnem  friunde  guot  sohafen 
^1  n&ch  stnem  tftde,  wil  er  ez  im  sicher  machen,  er  soll  im  schrlft  dar  über  geben^ 
als  ernlUsh  Yon  Itpgedinge  goschriben  st^t ;  oder  er  sol  Yür  sinen  riohter  Taren  oder 
Tür  sinen  herren  nnde  sol  den  ze  geziuge  dar  über  nemen  nnde  ander  liute  die  d4 
bi  sint.  Wil  er  imz  aber  gar  staete  machen,  s6  seze  im  einen  zins  dar  üz.  d&  mit 
hat  er  die  gewer,  unde  mac  d&i  guot  niht  Verliesen  mit  rehte."  Sachs.  Weichb. 
art.  LIX.  LX.  D.  Siegel  S.  104  ff. 
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sofern  dasselbe  erreicht,  als  der  Erbe  keine  Möglichkeit  mehr  hatte,  die 
Yergabung  anzugreifes.  Dies  stand  im  Zusammenhange  mit  dem  herrschend 
;n  römischen  Satze,  dass  der  Erbe  für  die  Schalden  dea  Erb- 
srhaupt  hafte.  Erst  mit  der  vollen  Aufnahme  des  römisoben 
imen  jedoch  dessen  S&tze  zur  allgemeinen  Geltung,  obgleich 
i  Modifikationen  bUeben. 

fit  dieser  Entwicklung  var  offenbar  die  Möglichkeit  nahe  ge- 
in  der  Form  eines  blossen  Tertrages  Jemand  ein  Anrecht  aof 
(oder  das  Vermögen),  wenn  sie  beim  Tode  vorhanden  sei,  zu 
inen  solchen  Vertrag  enthielten  in  Wirklichkeit  bereit«  die 
re,  Einkindschaft,  unter  dem  Adel  die  Erbverbrüderungen. 
stemmte  sich  das  in  Geltung  getretene  römische  Recht.  Da 
liesem  zugleich  die  volle  Verfügungsfreiheit  aufkam,  so  trug 
>ei,  dass  dem  deutschen  Prinzipe  von  der  Festigkeit  einer 
erfügung,  damit  nicht  der  blosse  Erbe  leide,  durch  die  Form 
ertrage  noch  ein  kleiner  Platz  blieb.  Im  Laufe  des  16.,  17. 
ahrhunderts  wurden  Erbverträge  durch  Uebung  und  Gesetze 
eingeführt. 

Der  neueren  Zeit  gehört  an  das  durch  die  Doktrin  auf  einer 
g  deutscher  mit  römischen  Sätzen  ausgebildete  Institut  der 
ifideicommisse.'^ 

§■  182. 
ritt  des  Erbes.*    Stellung  des  Erben.**     Verlust  des  Erbe». 

Folge  seines  mit  dem  Tode '  zur  Wirksamkeit  gelangten  Wart- 


verweUe  auf  die  Literaturangaben  der  Werke  Aber  denteches  Privatreofat, 
in.  Costa  EntwickInngBftcschichte  der  dentaohen  FatnilieufideioommisBe 
U.  —  Die  jLuebilduQfc  dea  Stamnigute,  die  Erbverzichts  der  TCchter, 
oanonische  Becbt  ausdrücklich  gegea  das  rBmiaohe  anerkeDDt:    o.  2.  de 

I.  18-,  tiaben  auf  die  geBohiohtliohe  Entwicklung  groesen  Einflnea  geDbt. 
[omeyer  Der  Dreisaigate.    Berl.  1864.  4. 

bbe  über  da«  Eintreten  des  Erben  in  die  obligatorisehen  TerhBltnbse 
in  nach  deutsch.  Recht  in  Jahrb.  v.  Bekker  n.  Mnther  T.  303  01 

Die  SaooeHion  des  Erben  in  die  Obligat,  d.  Erbl.  n.  deutsch.  Retdit. 

n.  81.  g.  1.  „Btq  von  gerichtes  halven  sinen  lief  vorlaset,  oder  dat  he 
len  dot,  sin  negeste  gedeling  nimt  sin  erve."  IL  60.  S-  2>  Sohwtp.  o. 
er  Rechtsb.  191.    Andere  bei  Siegel  S.  149. 
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rechts  tritt  sofort  der  Erbe  in  die  Gewere  des  Guts,^  bedarf 
keines  weiteren  Aktes  der  Antretung  oder  der  besonderen  Formen  der 
Besitzergreifung,  kann  den  Besitz  vielmehr  ohne  weiteres  ergreifen. 

n.  Der  Zeitpunkt,  an  dem  der  Erbe  faktisch  sein  Recht  ausüben 
durfte,  war  Eintritt  des  dreissigsten  Tags  nach  dem  Todesfälle.^  In 
der  Zwischenzeit  blieb  Alles  im  bisherigen  Zustande  unter  der  Hand  der 
Wittwe. 

in.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  fiiig  man  an  aus  dem  romischen 
Kechte  die  Antretung  der  Erbschaft  herüberzunehmen,*  welche 
seitdem  mehr  und  mehr  aufkam. 

IT.  Aus  dem  Nachlasse  scheiden  sich  zunächst  aus  und  können 
gegen  den  weigernden  Erben  mit  Klage  erfordert  werden  alle  Stücke, 
welche  nicht  zum  Erbe  im  eigentlichen  Sinne  gehören  (§.  179.),  soweit 
sie  einerseits  vorhanden  sind  und  andererseits  nicht  durch  Schulden 
des  Erblassers  (num.  V.)  aufgezehrt  werden.  Was  übrig  bleibt  bildet 
die  Erbschaft. 

V.  Weil  der  Erbe  nicht  in  das  Recht  des  Verstorbenen  als  Nach- 
folger der  Person  eintritt,  sondern  Kraft  eines  ihm  selbstständig  zustehen- 
den Rechts,  haftete  er  nicht  nur  durchaus  nicht  mit  seinem  bereits  be- 
sessenen Gute,  sondern  auch  nicht  mit  dem  Erbe  a)  für  Schulden  des 
Erblassers  aus  tmrechten  Handlungen  oder  aus  Spiel  ,^  ausser   er  hätte 


*  Daher  das  Sprüchivort:  «Der  Todte  erbt  den  Lebendigen**,  «le  mort 
saisit  lo  vif*.  Phillips  in  Zeitschr.  f.  geschichtl.  Bechtswiss.  YII.  8.  1  ff. 
Beyscher  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  B.  Y.  S.  205.  S s p.  III.  83.  §.1.  8 ä o h s.  L e h n r. 
6.  §.  1.  „Die  Tader  erft  uppe^n  sone  die  gewere  des  gudes  mit  sament  deme  gude; 
dar  umme  ne  bedarf  die  sone  nicht,  dat  man  ime  des  yader  gut  bewise.**  Ssp.  I. 
38  (sofortige  Transmission).  Besteht  noch  ein  Genussrecht,  so  kann  der 
Genuss  ausbleiben.  Yerm.  Ssp.  I.  24  pr.  ,»Wer  sein  gut  eime  verkouft  czu  seime 
Leibe  —  stirbt  her,  ee  denne  is  ime  ledig  war,  so  erbet  her  den  Anfall  uff 
synen  nechst.en.''  Ssp.  I.  28.  I.  29.  „An  egene  unde  an  huren  mach  sik  die  sasse 
yersYigen  binnen  drittich  jaren  unde  jar  unde  dage  er  nicht.  —  Dat  rike  unde 
sTavee  ne  mögen  sik  nümmer  versTigen  an  irme  erve,  de  wile  se't  getugen  mögen. *^ 
Ygl.  Siegel  8.  162  ff.    Oben  8   149. 

'  Zusammenhängend  offenbar  mit  dem  Gultus  pro  defunctis,  jedoch  nicht,  wie 
Siegel  8.  1Ö7  meint,  weil  „die  Yerstorbenen,  um  in  den  Zustand  der  Seligkeit  zu 
gelangen,  der  Oblationen  und  des  Fastens  der  Yerwandtcn  bedürfen'*.  Ihn  hat  das 
von  ihm  cit  o.  22.  0.  XIII  qu.  2.  verleitet,  das  sich  auf  den  Ablass  bezieht.  Die 
vortreffliche  Abhandl.  von  Homeyer.  Siegel  in  Krit.  Yiertelj.  YII.  276  ff.  Ssp. 
L  22.  §.  1.    Schwsp.  c.  2ö.  W. 

*  El.  Keyserr.  11.  49. 

*  Ssp.  L  6.  §.  2.  n.  17.  §.  1. 
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sich  verbürgt  oder  die  gestohlene  Sache  unter  sich  u.  dgl.  b)  Er  ist 
nicht  verpflichtet,  vom  Erblasser  übernommene  auf  das  Erbe  bezügliche 
Yerpflichtungen  anzuerkennen  oder  zu  lösen.^  Er  muss  jedoch  haften 
insoweit  die  Forderung  gegen  den  Erblasser  begründet  ist  durch  das 
Torhandensein  von  Sachen  im  Nachlasse  oder  Verbesserung  (versio  in 
rem),^  aber  nur  mit  der  fahrenden  Habe. 

YI.  Diese  im  Sachsenspiegel  dem  deutschen  Prinzipe  durchaus  ent- 
sprechend festgehaltenen  Grundsätze  haben  in  anderen  Rechten  des 
Mittelalters  auf  der  Grundlage  des  romischen  Rechts,  das  bereits  in 
mehreren  Volksrechten  ^  eine  mehr  oder  minder  unbedingte  Haftpflicht 
des  Erben  herbeigeführt  hatte,  eine  allmälige  und  völlige  Umänderung 
erfahren.    Man  stellte  den  Satz  der  Verhaftung  allgemein  auf  ,^  nahm 


«  Sap.  I.  9.  8-  6-  III.  12.  §.  1.  2.  (Bürgschaft)  in.  77. 1.  Vgl.  Schwsp.  c 
377.  W.  u.  a. 

1  Ssp.  I.  6.  §.  2.  Riohtst.  Landr.  o.  10.  45.  Siegel  S.  182,  der  den  Satz 
nur  auf  den  ersten  Fall  bezieht,  üober  den  Beweis  der  Schuld  Ssp.  I.  6.  §.  2. 
(Forts.)  §.  3.  Svat  aver  en  man  weit,  des  ne  darf  man  in  nicht  inneren  mit  getüge, 
of  de  man  sines  getüges  wil  afgan,  unde  en  scüldeget  to  lantrechte  oder  to  len- 
rechte  umme  sine  witscap ;  der  sal  he  bekennen  und  lesten,  oder  besaken  unde  dar 
Yore  sveren.  —  §.4  Man  sal  ok  den  erven  gelden,  dat  man  deme  doden  scfildich 
was.  —  §.  6.  Der  scult,  die  de  man  selve  soüldich  ts,  der  ne  darf  man  em  nicht 
inneren,  he  sal  ir  bekennen  oder  versaken.' 

^  L.  Rip.  LXYII.  1.  „Si  quis  moriens  debitosus,  aut  testamenta  Tenditionis  sea 
traditionis  aliqua  feoerit,  si  filios  aut  filias  non  relinquerit,  quicunque  de  parentibus 
suis,  quantum  unus  soUdus  yalet,  in  hereditatem  acceperit,  vel  cui  weregildus  eius, 
si  interfectttS  fuisset,  legitime  obveniebat,  omne  debitum  per  ipsum  boItI  iudicator, 
et  omne  factum  eius  idoneare  studeat,  aut  culpam  inourrat.*^  L.  Burg.  LXY.  1. 
„Si  qua  mulier  vidua  filios  habens,  si  et  illa  et  filii  sui  cessionem  de  bonis  mariti, 
qui  defunotus  est,  fecerint,  nuUam  ex  debito  ipsius  repetitionem  aut  oalumniam 
patiantur.  —  2.  Si  oerte  praesumpserint  hereditatem,  debitum  paternum  simul  sol- 
yant.^  L  Visigoth.  Y.  6.  6.  „  .  .  .  Sin  autom  quodcunque  defunctus  reliquit,  et 
malus  est  quod  petitur,  quam  quod  reliquisse  videtur;  si  filii  eius  aut  propinqui,  aut 
qui  eius  possident  bona  noluerint  pro  reatu  eius  yel  debito  satisfacere,  de  rebus  a 
defuncto  dimmissis  non  morentur  petenti  facere  cessionem.^  —  L.  Lang.  Luitpr. 
YI.  4.  „Sic  tamen,  ut  si  a  creditoribus  pulsatus  fuerit,  praebeat  sacramentum,  quod 
de  rebus  patris  aut  matris  suae,  si  ipsa  in  mundio  patris  sui  mortua  fuerit,  nihil 
apud  se  habeat,  nee  alicui  commendasset,  aut  abscondisset ,  et  sit  absolutus.  Et  si 
postea  apud  eum  inyentum  fuerit  de  rebus  patemis,  oomponat  in  actogilt.^^ 

^  Schwsp.  0.  8.  W.  ,,swer  erbe  nimt,  der  sol  euch  ze  rehte  die  schulde  gelden 
die  der  t6te  man  d&  gelten  sol,  die  man  weiz.  —  unde  der  man  niht  enwois,  die 
Bol  man  erziugen  üf  dem  töten  manne  selbe  sibende.  hat  aber  der  töte  man  der 
gülte  yergeben  yor  den  liuten  dö  er  gesunt  was  oder  an  dem  tötbette,  unde  mao 
daz  der  selbe  dritte  beziugen,  dem  er  da  gelten  solde,  so  hat  er  sin  guot  behebt, 
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noch  einzelne  Fälle  aus,  Hess  aber  allmälig  fiir  alle  Schulden  die  Haf- 
tung eintreten  und  kam  zuletzt  zu  dem  römischen  Satze,  dass  der  Erbe 
als  solcher  hafte  und  deshalb  der  Haftpflicht  nur  entgehe,  wenn  er 
mit  Vorbehalt  antrete. 

Vil.  Ist  durch  die  Schuldenzahlung  und  Absonderung  das  reine 
Erbe  hergestellt,  so  bleiben  entweder  die  mehreren  Erben  gemeinsam 
in  der  Gewere  sitzen  (G  an  erben)  ^®  oder  t  heilen.  Dies  geschah  nach 
einem  ziemlich  allgemeinen  Gebrauche  durch  Anfertigen  der  Theile 
{Loose)  durch  die  Aeltesten  und  das  Euren  durch  den  Jüngsten.^^ 

Ylii.  Verloren  ging  das  Erbrecht  a)  durch  Verzicht,  welcher  in  der 
Zustimmung  zu  Vergabungen  (§.  180  f.)  in  der  Abfindung  von  Kindern 
(§.  173.)  lag  und  später  auch  in  der  Form  des  Erb  Vertrags  abkam; 
b)  durch  Ermordung  des  Erblassers  ;^2  c)  durch  eigenmächtige  Ergreifung 
des  Gutes  bei  Lebzeiten  des  Erblassers. '^  d)  Nach  manchen  Rechten 
durch  Verheirathung  der  Tochter  gegen  der  Eltern  Willen  oder  mit 


linde  h&t  die  siben  geziuge  verleit.  Diupheit  noch  roup  noch  spil  noch  wuocher, 
des  ist  nioman  schuldic  für  den  andern  ze  gelten,  noh  ob  er  wider  dehein  gorihte 
iht  get&n  hat.  Ist  aber  ein  schulde  üf  in  derziuget  4n  die  ich  hie  vor  benennet 
h&n,  die  erziugeten  schulde  die  sullen  die  erben  dem  klager  unde  dem  rihter 
büezen  Ist  aber  dehein  schulde  üf  den  t6ten  mau  erzinget,  so  enbüezent  euch  die 
erben  niht."  Vgl.  o.  10.  19.  54.  151.  237.  —  Kl.  Keyserr.  n.  49  „Ein  iglich 
mensche  sal  wissen,  daz  wer  erbe  nimt,  daz  der  die  schulde  gelten  sal,  die  der 
gelazzen  hat,  doz  erbe  er  nimt.  wan  ist  der  schulde  yil,  vn  des  erbes  wenig,  ez  si 
farnd  gut  oder  liegende  gut,  vnd  griffet  er  ez  icht  an,  ym  zu  haben;  er  ist  die 
schulde  zumale  schuldig  zu  gelden,  er  tu  ez  dan  mit  ungesoheiden  dingen,  als  es 
der  keiser  hat  gesatzt.  Sint  in  des  riches  recht  stet  gesc. :  alles  daz  du  tust,  daz 
flalt  du  wislig  tun,  vnd  salt  dez  endes  warte.^*  Vgl.  auch  II.  89.  Goslar.  8 tat. 
(Kraut  §.  159  Nr.  26  f.).  A.  Gulm.  Recht  4.  91.  ,,8tirbet  eyner  und  lessit  steende 
eygen  bynnen  wychbilde  und  andirs  keyn  gut,  wer  sich  des  erbis  undirwyndet  also 
eyn  erbname,  der  mas  des  toden  redliche  schult  gelden  und  betzalen/*  Vgl* 
Brunn  er  Schöffenb.  art.  362.    Prager  Bechtsb«  art.  5.  6.  6.  u.  a. 

10  Ssp.  I.  12.    Verm.  Bsp.  L  42.  1.  u.  a.    Vgl.  §.  178. 

"  Ssp.  m.  29.  §.  2.  Schwsp.  c.  26  W.  Sachs.  Weichb.  art.  26.  §.  2. 
Dan.  Ruprechts  Rechtsb.  I.  23.    Brunn  er  R.  art   343. 

1*  Ssp.  in.  84.  §.  3.  „Dotet  ok  en  man  sinen  yader  oder  sinen  bruder  oder 
fiinen  mach  oder  jemanne,  des  egenes  oder  lenes  he  wardende  is,  al  sine  wardunge 
heyet  he  verloren;  he  ne  duH  in  notwerunge  sins  lives,'  unde  die  not  uppe  den 
doden  beredet  werde,  oder  he  ne  duH  unwetene  so  dat  it  geschi  ane  sinen  dank^* 
Andere  Stellen  bei  Siegel  S.  129. 

1'  Ssp.  III.  84.  §.  1.  „Svle  deme  anderen  gut  geweldichliken  nimt  bit  an  jenes 
4ot,  alle  recht  hevet  he  an  deme  gude  yerloren,  dat  ime  an  deme  gude  irsteryen 
mochte  nach  jenes  dode.^^    Oesterr.  Landr.  74 
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Nichtbürgem.'*  e)  Nach  manchen  Stadtrechteß  durch  den  Kichtbesitz 
des  Bürgerrechts,  ao  dass  entweder  ein  fremder  Erbe  Bürger  werden 
oder  das  Erbe  an  einen  Bürger  abtreten  musste.'^ 

^'""u  uahm  man  bereits  früh  die  Enterbungsgründe  dea  römischen 
t  mancherlei  Modiükationen  auf.  Jene  älteren  Ursachen,  aus 
Erbrecht  fortfiel  oder  das  Erbe  wieder  entzogen  werden 
len  mehr  und  mehr  fort  oder  haben  sich  nur  in  iN^achwirkungen 
'  Enterbung  vom  ganzen  Pfllchttheile  oder  einer  Quote  dee- 
schoas  u.  dgl.)  bis  auf  die  neuesten  Zeiten  erhalten. 

§.  183. 
V.  Becht  auf  erbloses  Gut. 

cheint  kein  Erbe,  ao  nimmt  der  Richter  in  seine  Obhut  den 
chlass.  Ton  ihm  ist  alles  zu  entrichten,  was  auch  der  Erbe 
musa,  so  dass  man  gegen  den  Hichter  dieaerhalb  die  Sache, 
.  mit  Klage  fordern  mag.'  Der  Richter  hält  Jahr  und  Tag 
ie  Habe,  dreissig  Jahre  die  liegende  (§.  HS.)  unverthan  in 
id.    Innerhalb  dieser  Fristen  erhält  der  sich  ausweisende  Erbe 


gel  S.  ISO.  nnd  Stadtr.  t.  Wien  v.  1221  §.43.  „Statuünux  etiam,  quod 
mum  tnori»tar  ii  uiorem  habeat  tdI  Itberoa,  jaden  ae  non  intromittat 
.  de  domo  ipsins,  sed  aint  in  potcstato  uioris  et  liberomm.  In  arbitrio 
ridue,  non  nubero  vel  nähere  cuicunque  vetit,  quod  nemo  in  aliqaid 
e,  duiomodo  nubat  ahi  ei  non  militi.  8i  vero  militcm  duzerit,  persona 
1  gratia  et  Toluntate  noatra  pergistat.  Id  ipaum  etiam  statuimas  de  filia 
DiuBÜhet  oJTium,  quod  est  de  ridua."  Wiener  t.  1244.  Hatmburi; 
..  136.  144). 
tr.  von  Enns  t.  1216  (Oaupp.  U.  220)  §.  15.  16.    ,^i  Tero  u  qni 

habet  uxorem  vel  liberoa,  in  ordinatione  ipaius  oonsiatant  bona  bub.  — 
eseerit  abaque  testanento  et  ordinatione  rerum  suarum ,  bona  ava  eint 
idis  8ni,  Bi  idem  herea  locatua  ait  infra  terminoa  ducia.  8i  vero  hcien 
i,  bonorum  guorum  pars  dimidia  cedat  in  nsum  ducia ,  reliqna  Bit  here- 

V.  1221.  §g.  44.  46  Btinunt  genau  bis  auf  die  Folge.  „  .  .  si  vero  heres 
JUB,  niohi)  oedat  ei  iiisi  se  stabiltter  transferat  in  noatras 

auper  alis  bona  noatra  in  AuBtrio,  aed  omnia  nobis  cedant." 
itst.  Ldr.  o  37.  g.  2.    ,ßo  vragc,  na  deme  dat  erfeigens  recht 
ven   unde  jegen   den   richter  ai.   dat   ntc  sie  binnen  druttich  jaren 
gen  möge,"     Sachap.  I.  28.  n.  «0.  Sehwap.  c.  872.  367.  DL  L. 
;el  S.  204.  folgert  aus  Sep-  I.  28.   („»int   kerc't   de   riehter   in  ainen 

der  Erbe  auch  die  inzwiechen  erwachsenen  Nntznngen  bekomme, 
diea  nicht,  weil  ea  dorn  Prinzip  dea  deutachen  Rechti  (§.  147.)   nicht 
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n.  Läuft  die  Frist  fruchtlos  ab,  so  wird  das  erbenlose  Gut  ein- 
gezogen entweder  a)  vom  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit^  (König, 
Ghraf  u.  s.  w.)  ganz  in  seinen  Nutzen,  oder  b)  dasselbe  wird  getheilt. 
Dies  geschieht  bald  so,  dass  man  drei  Quoten  macht:  eine  für  die 
Seele  (pro  remedio  animae  d.  h.  ad  piam  causam,  Arme  u.  s.  w.),  eine 
für  den  Herrn  der  Stadt,  eine  für  die  Stadtbefestigung,*  — 
ad  piam  causam,  für  kirchliche  und  städtische  Zwecke, 
den  Richter,^  —  bald  auch  nur  zwei,®  oder  es  wird  c)  bald  endlich 
das  ganze  Gut  zu  einem  milden  Zwecke  verwendete 

Im  Laufe  der  Zeit  trat  aber  in  den  Städten  die  Sichtung  ein,  das 
Gut  ganz  für  städtische  Zwecke  zu  verwenden,®  während  in  den  späteren 
Landesgesetzen  die  verschiedenen  Zwecke  noch  vielfach  nebeneinander 
massgebend  blieben,  bis  die  Neuzeit  meist  den  Fiscus  erwerben  lässt. 

entsprioht;  aus  der  Stelle  lässt  sich  nicht  feigem,   da  das   it  sich  offenbar  auf  das 
gut  bezieht  und  der  Nachdruck  auf  sinen  liegt. 

«  Ssp.  I.  28.  m.  80.  §.  1.  —  Vgl.  m.  56.  §.  8.  Verm.  Ssp.  I.  20.  pr. 
Sachs.  Weiohb.  art.  LVIII.  D.  „Ab  eyn  erbe  stirb  et,  do  sich  nymant  zu 
ziet  yn  jare  unde  yn  tage,  das  gevellet  an  dy  koningliche  gewalt".  Magdeb. 
Rechtsmitth.  an  Breslau  r.  1261  §.  41.  (Gaupp  S.  238.)  und  Görlitz  t.  1304. 
(das.  8.  293.)  §.  67.  fast  wörtlich  gleichlautend.  Kl.  Eeyserr.  11.  95.  setzt  nur 
den  keyser.  —  Ssp.  III.  56  §.  3.  „Sin  (des  yrone  bode)  recht  is  ok  die  tegede 
man  den  man  yerdelen  sal,  dat  he  ine  to  losene  du.  linde  svar  en  gut  errelos 
irstirft  Yon  manne  oder  Yon  wive,  dat  ertstadelege  kom  is  sin,  unde  des  mannes 
dagelike  kleidere.^^  An  den  Richter  (König,  Landesherrn)  auch  nach  Schwsp.  o. 
29.  (König)  30  (Stadtherr)  u.  a.  Enns  und  Wien  (ygl.  die  nota  15.  des  Yor- 
lierg.  §.).  Enns  §.  17.  (des  dort  verstorbenen  Fremden).  Innsbrucker  R.  y. 
1289  §.  20.  (Si  sine  haeredibus  decesserit,  omnia  bona  sna  praeter  testamentum 
animae  suae  in  nostram  transibunt  potestatem.).  Stadtr.  von  Hagen  au  (war 
Reichsstadt,  also  König)  v.  1164  §.  3. 

♦  Freiburg.  R.V.  1120.  §.  4.  Rodel  8- 24.  Verf.  §.1.;  Freiburg  i.  Ueohtl. 
v.  1249  §.  26.  (die  erste  pro  deo).  Burgdorfer  Handfeste  v.  1316  §.  61. 
Brunn  er  Stadtr.  art.  32.  aber  nur  für  das  Yermögen  des  erbenlos  verstorbenen 
Fremden,  es  ist  sehr  prScis;  Ig  lauer  R.  art.  3.;  (Tomaschek  S  204)  mit  der 
Modifikation,  dass  es  Vs  P^o  anima,  ^^  &d  yi&b  et  pontes,  Va^d  negocia 
civitatis  verwendet. 

*  Bern  er  Handf.  v.  1218  §.  51.  Braunschw.  Stat.  ü.  39.  (Vs  <iör  Kirche, 
Vs  den  Armen,  Vs  dem  Vogt). 

«  Wiener  R.  V.  1221  §.  46.  für  Fremde,  die  dort  versterben  zu  Vs  der  Stadt, 
Vs  pro  anima.    Dass.  v.  1278  u.  1340;  ebenso  Wiener-Neustadt  c.  81. 

^  Enns  V.  1212  mit  dem  erbenlosen  Gute  eines  Verbannten. 

8  Lübeck.  R.  n.  2.  14.  Anfangs  gehörte  es  dem  König  (Hach  S.  172.), 
dann  zur  Hälfte  diesem  und  zur  Hälfte  der  Stadt  (das.  Cod.  I.  19.  U.  26.). 


V.  Schalte,  Roiehs- u.  Rech  tag  esch.    3.  Aufl.  qq 
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iwaben.  Auf  die  Sendboten  folgten  Kammerboten,  so  unter 
K.  die  Brüder  Erchanger  und  Berchtold,  neben  denen 
10  von  Constanz.  Burchard,  aua  dem  Oeschlechte  des 
riiurgau,  Markgraf  gegen  Italien,  nannte  sich  „Färat  der 
en",  911  erschlagen  auf  einem  Landtage.  Erchanger  wird 
)inem  Siege  über  R.  Konrads  Leute  anerkannt,  aber  917  mit 
enthauptet.  Jetzt  erhebt  sieh  Burchard,  der  vertriebene 
traten  Burchard;  Heinrich  L  gibt  ihm  919  die  herzogliche 
926.  Das  Herz ogthum  wird  gegeben  dem  Grafen  Hermann 
lause  der  Konradiner,  Gemahl  Ton  B.  Wittwe  Reginlinde. 
[der  Udo  und  Vetter  Konrad  Kurzpold  erhalten  939  die 
gengütor  Eberhards  von  Franken,  Hermann  "f  948. 
Liudolf,  Sohn  Otto*a  I-,  Gemahl  von  Hermanns  Tochter 
t  Erbe  und  Herzogthum,  entsetzt  wahrscheinlich  953  zu 
as  Herzogthum  gegeben  954  an  Burchard,  wahrscheinlich 
926  verstorbenen  B.,  f  9'3-  Herzogthum  gegeben  Otto, 
olfs,  t  982;  es  wird  gegeben  H.  Eonrad,  Bruder  des  Grafen 
sr  der  Ida,  f  997.  Es  folgt  H.  Hermann  IL  (K.  Sohn  oder 
nahl  der  Tochter  des  K,  Konrads  von  Burgund  Gerberge) 
>lgt  sein  Sohn  Hermann  IH.,  t  1*312  ohne  Erben.  Hein- 
ßbt  es  Ernst  L,  Gemahl  der  Gisela,  ältester  Tochter  Her- 
t  1015.  Belehnt  wird  Ernst  H.  unter  Vormundschaft  der 
iese  vermählt  sich  1016  mit  Konrad  von  Franken  und  gebar 
rieh. 

wird  entsetzt  1027,  das  Herz,  vom  Kaiser  verwaltet,  1030 
taetzt,  belehnt  deaaen  Bruder  Hermann,  für  den  als  minder- 
,  Warmann  v.  Constanz  verweset.    Emat  fällt  17.  Aug.  1030, 
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Hermann  IH.,  f  1038;  es  wird  gegeben  K.  Heinrich  in.,  der  es  1045 
dem  lothring.  Pfalzgr.  Otto  gab  (dessen  Sitz  in  Aachen).  Dieser  f 
1047;  es  erhält  1048  Markg.  Otto  v.  Schweinfurt  (Babonberger).  Dieser 
t  28.  Sept.  1057  ohne  mannUche  Erben,  es  erhält  Rudolph  v.  Rhein- 
fei den  (dem  zugleich  die  Verwaltung  von  Burgund  übertragen  wird). 

Diesem  wird  es  1077  genommen  und  zunächst  yom  Könige  selbst 
behalten,  dann  1079  gegeben  Friedrich  I.  von  Staufen  (Gemahl 
von  K.  Heinrichs  IV.  Tochter  Agnes).  Rudolphs  Sohn  Berchtold 
wirft  sich  zum  Herzog  gleichfalls  auf  f  1090;  sein  Sohn  Berchtold 
ebenfalls.  1097  erhielt  dieser  Zürich  mit  Umgegend  als  Reichslehen 
nebst  dem  Titel  Herzog.  So  herrscht  Friedrich  unbestritten.  Des  B. 
Neffe  Hermann  wird  Markg.  v.  Verona,  nennt  sich  auch  schon  Markg. 
von  Baden.  Friedrich  I.  f  1105.  Sein  Sohn  Friedrich  IL  f  1147. 
Auf  ihn  Friedrich  IH.  der  Kaiser  F.  I.  Jetzt  bleibt  es  in  der  Familie 
der  Hohenstaufen  bis  zu  deren  Untergänge. 

Schon  während  deren  Regierung,  vollends  nach  deren  Aussterben 
erhielten  volle  Selbstständigkeit  die  Bischöfe  von  Augsburg,  Constanz, 
und  andere  geistliche  Herren,  die  Markg.  v.  Baden,  Pfalzgr.  v.  Tübingen, 
Grafen  von  Württemberg,  ZoUem,  Herrn  von  Fürstenberg,  Hohenlohe  u.  s.  w. 

II.  Baiern.  Unter  Ludwig  d.  K.  hat  alle  östlichen  Marken  und 
heisst  Markherzog  Luitpold  f  907.  Sein  Sohn  Arnulf  nannte  sich 
Herzog  von  Baiern,  f  14.  Juli  937.  Dessen  ältester  Sohn  Eberhard 
verweigert  die  Hulde,  wird  938  von  K.  Otto  besiegt  und  des  Landes 
verwiesen,  das  Herzogthum  gegeben  an  Berchtold,  H.  Arnulfs  Bruder, 
welcher  bisher  Kämthen  unter  dem  Titel  eines  Herzogs  hatte;  des  verst. 
H.  Arnulfs  zweiter  Sohn  wurde  zum  Pfalzgrafen  in  Baiern  ge- 
macht (Rechte:  Königl.  Gericht,  Aufsicht  über  die  kön.  Güter,  Lehen, 
Burgen,  Reichseinkünfte)  und  das  Besetzungrecht  der  Bisthümer  dem 
Könige  vorbehalten.  H.  Arnulfs  Tochter  Judith  vermählt  mit  K.  Otto's 
Bruder  Heinrich.  Nach  dem  Tode  Eberhards  von  Franken  u.  Giselberts 
von  Lothringen  erhält  939  Berchtold  zur  Oberpfalz  (Gebiet  am  Regen 
und  Raab,  Böhmerwald)  die  Gaue  bis  zum  Main  und  Spessart,  und  hei- 
rathet  Giselberts  Tochter  Willetrud,  Nichte  K.  Ottos.  B.  f  945.  Dez.  23. 
Otto  gab  das  Herzogthum  seinem  Bruder  Heinrich.  Derselbe  erhält 
Friaul  im  J.  952  dazu  nach  Abtrennung  vom  Reiche  Berengars.  H.  f 
955.  1.  Nov.  Ihm  folgte  sein  4  Jahre  alter  Sohn  Heinrich  IL  unter 
Vormundschaft  der  Mutter  (Judith).  Heinrich  wird  976  zu  Regensburg 
abgesetzt    und    das   Herzogthum    gegeben    dem   Herzog   Otto    von 

36* 
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Schwaben.  Vom  Herzogthum  wird  aber  getrennt  die  Mark  Kärnthen 
und  Mark  Verona  und  gegeben  Heinrich  dem  Jüngeren  (Sohne 
Berchtolds  und  der  WiDetrud),  ferner  die  Mark  auf  demNordgau, 
welche  erhält  Graf  Berchtold.  Daneben  treten  die  Pfalzgrafen,  die 
späteren  Axibonen,  sowie  die  Burggrafen  von  Regensburg  mäch- 
tiger auf;  die  Bischöfe  von  Passau  und  Salzburg  erhalten  grosse  Schen- 
kungen. So  schwindet  die  alte  Macht  des  Herzogthums.  Kärnthen  und 
Verona  werden  978  Heinrich  abgenommen  und  dem  fränk.  Grafen  Otto 
im  Wormsfeld,  Sohn  Konrads,  gegeben;  nach  985  erhielt  sie  Heinrich  d.  j. 
zurück.  Baiem  naA  H.  Otto's  Tode  (f  1.  Nov.  982)  kam  985  wieder 
an  H.  n.  („den  Zänker*).  Als  Heinrich  d.  J.  989  starb,  erhielt  H.  11. 
auch  Kärnthen  wieder,  f  28.  Aug.  995.  Sein  Sohn  Heinrich  HI.,  seit 
993  als  Mitherzog  genannt,  wird  von  den  Baiern  gewählt  und 
vom  Könige  belehnt,  Kärnthen  und  Verona  jedoch  aufs  Neue  ge- 
trennt und  996  dem  fränk.  Otto  (Sohn  H.  Konrads  und  der  Liutgarde, 
Enkel  Otto's  d.  G.)  gegeben.  Das  Herzogthum  erledigt  1002,  wird  von 
K.  Heinrich  1004  gegeben  seinem  Schwager,  H.  Heinrich  IV.  (Bruder 
Kunigunde's) ;  diesen  entsetzte  der  König  1009,  behielt  das  Herzogthum 
in  eigener  Verwaltung  bis  1017,  wo  er  es  Heinrich  zurückgab.  Nach 
dessen  Tode  1027  lieh  es  K.  Konrad  H.  seinem  Sohne  Heinrich,  der 
als  Heinrich  VI.  es  behielt  bis  zu  seiner  Thronbesteigung  als  K.  Hein- 
rich ni.  und  es  dann  1040  gab  Heinrich  Vll.,  des  Grafen  Friedrich 
von  Luxemburg  Sohne.  Nach  dessen  Tode  13.  Oct.  1046  blieb  es  in 
der  Reichs  Verwaltung;  1049  damit  belehnt  Konrad  L,  Sohn  des  Grafen 
Rudolph  Von  Zütphen;  abgesetzt  1053  (t  1056).  Belehnt  wurde  1054 
des  Königs  3jähriger  Sohn  Heinrich  VilL  unter  Vormundschaft  des 
B.  Gebhard  von  Eichstätt.  Als  dieser  König  geworden  (1056),  wurde 
beliehen  dessen  jüngerer  Bruder  Konrad  H.,  der  im  selben  Jahre  starb. 
Bis  1061  in  der  Reichsverwaltung  wurde  es  von  der  Kaiserin  Agnes 
gegeben  an  Otto  von  Nordheim,  der  1070  als  Majestätsverbrecher 
entsetzt  wird.  Nun  erhält  es  Weif  I.  Sohn  des  Markg.  Azzo  v.  Este. 
Diesem  wird  es  1077  abgenommen  und  vom  Könige  behalten.  Derselbe 
gelangt  wieder  dazu,  f  HOL  Auf  ihn  sein  Sohn  Weif  H.,  f  1120,  auf 
diesen  sein  Bruder  Heinrich  IX.  der  Schwarze  (Gemahl  der  Wulfhilde, 
Tochter  des  H.  Magnus  v.  Sachsen  und  dadurch  Erbe  der  grossen  Bil- 
lung'schen  Güter)  f  1126.  Heinrich  X.  der  Stolze  1137  auch  belehnt 
mit  Sachsen,  entsetzt  1138,  das  Herz,  gegeben  an  Leopold  v.  Oesterr. 
20,  Mai  1139.  dieser  f  1142.  Auf  ihn  sein  Sohn  Heinrich  XI.  Jaso- 
jnirgott.    1156  wird  das  Herz.  Heinrichs  X.  Sohne  Heinrich  d.  Löwen 


Die  Territorialbildung.    Die  Herzogthümer.  565 

(Xn.)  zurückgegeben.  Dieser  entsetzt  1180.  Das  Herz,  getheilt,  Name 
und  ein  Theil  an  Otto  von  Witteisbach,  in  dessen  Familie  es  blieb. 
(F.  H.  Bischof  Dissert.  Friderici.  L  Imp.  iudicium  de  Henrico  Leone 
Sax.  et  Bav.  duce  considerans;  Argentor.  1715.  4.) 

Vom  Herzogthum  wurden  jetzt  selbstständig:  Oesterreich, 
die  Bischöfe  von  Passau,  Regensburg,  E.  B.  Salzburg,  Brixen,  Seckau, 
Lavant,  Chiemsee;  die  Grafen  von  Andechs  im  Gebirge,  von  Tyrol 
(Herzöge  von  Meran),  von  Schaumberg  u.  a. 

in.  Kärnthen.    (Die  Vorgeschichte  imter  Baiern). 

Im  J.  996  erhält  es  als  selbstständiges  Herzogthum  vom  K.  Otto  HI. 
Otto  von  Franken  (Sohn  H.  Eonrads  v.  Baiern  und  der  Liutgarde, 
Enkel  K.  Otto's  d.  G.)  f  1004,  auf  ihn  Konrad  I.  f  1011.  Das  Herz, 
gegeben  Adalbero  (dem  Geschlechte  der  Grafen  im  Würzthale,  den 
nachmaligen  Eppenstein,  angehörig).  Diesem  1035  abgenommen  und  an 
Graf  Arnold  von  Lambach  gegeben.  Am  2.  Febr.  1036  zu  Augsburg 
nach  Entsetzung  Adalberos  belehnt  Eonrad  d.  Jüngere  (Sohn  H.  Eon- 
rads I.),  aber  das  Herzogthum  wurde  verkleinert. 

Die  Mark  an  der  Mur  und  unteren  Donau  kam.  an  Graf 
Arnold  v.  Lambach,  dessen  Sohn,  mit  dem  Sitze  Putten  an  der  Leitha, 
Gottfried  1142  auch  als  Markgraf  bezeichnet  wird.  1056  fiel  die  Mark 
nach  beider  Tode  an  ihren  Verwandten  Ottokar  von  Steier  (von 
der  Burg  im  Traungau).    Seitdem  Steiermark« 

Krain  schied  sich  ebenso  als  selbstständige  Mark.  1040  wird  ein 
Markg.  Eberhard  v.  Erain  genannt.  Auf  ihn  folgte  Udalrich  aus 
dem  thüringischen  Geschlechte  der  Grafen  von  Weimar.  Dieser  ver- 
waltete zugleich  Istrien  und  Frianl,  die  wahrscheinlich  schon  Eberhard 
vom  Herzogthume  getrennt  verwaltete. 

Eonrad  von  Eämthen  f  12.  Juni  1039  (Adalbero  f  28.  Nov.  1039) 
ohne  Erben.  Der  Eaiser  behielt  es  bis  1047,  wo  er  es  verlieh  an  den 
Grafen  Weif  —  es  gehörte  von  den  Marken  nur  noch  Verona  dazu. 
—  Nach  Welfs  unbeerbtem  Tode  1055  gegeben  an  Eonrad,  Bruder 
des  Pfalzgr.  Heinrich.  Dieser  hatte  faktisch  nur  den  Titel.  Nach  seinem 
Tode  1061  gegeben  an  Graf  Berthold  v.  Zähringen.  Diesen  entsetzt 
E.  Heinrich  IV.  1072,  setzt  ihn  wieder  em  1073.  Im  J.  1077  nach 
dessen  Tode  an  Liutold  Grafen  von  Eppenstein  (Sohn  Markward's, 
Enkel  Adalberos.  Markward  hatte  sich  nach  Bertholds  Aechtung  be- 
hauptet), nach  dessen  Tode  1090  an  dessen  Bruder  Heinrich  IL,  bis- 
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her  Markgraf  in  Istrien,  f  1120  ohne  männl.  Erben.  Heinrich  III. 
(Enkel  Heinrichs  von  einer  Tochter,  Gemahlin  des  Grafen  Engelbert  im 
Lavantthale,  aus  dem  Qeschlechte  der  Ortenburge;  die  Hausgüter  erhielt 
Markg.  Leopold  v.  Steier),  auf  ihn  1130  sein  Bruder  Engelbert.  Nach 
dessen  Eintritt  in  ein  Kloster  1135  dessen  Sohn  Ulrich,  auf  ihn  1143 
Heinrich  IV.  f  1161,  Hermann  (dessen  Bruder)  f  1181,  Ulrich  H. 
entsetzt  1201,  Bernard  (Bruder)  f  1256,  Ulrich  IH.  f  1269,  hatte 
Ottokar  von  Böhmen  zum  Erben  eingesetzt,  der  es  auch  gegen  Philipp 
(Bruder  Ulrichs,  erw.  Erzb.  v.  Salzb.  und  ernannter  Patriarch  von  Aqui- 
leja)  behauptete.  Nach  Ottokars  Fall  1278  erst  vom  K.  Hudolph  an 
seine  Söhne,  dann  1286  an  den  Grafen  Meinhard  von  Tyrol  ge- 
geben t  1295,  Ludwig  f  1305,  Otto  t  1306,  Heinrich  f  1335.  Es 
kam  durch  kaiserl.  Belehnung  an  Oesterreich. 

IV.  Steiermark. 

Die  Mark  blieb  in  der  Familie  Ottokars  (siehe  num.  IH.),  wurde 
1180  Herzogthum.  Ottokar  VIIL  f  1192.  Es  folgt  kraft  eines  Erb- 
verhags von  1186  Leopold  v.  Oesterreich,  belehnt  zu  Worms  1192, 
24.  Mai.  Nach  dem  Aussterben  der  Babenberger  1246  in  der  Reichs- 
verwaltung bis  es  Ottokar  Tl.  von  Böhmen  besetzt.  Nach  dessen  Be- 
siegung an  das  Haus  Habsburg. 

V.  Oesterreich. 

Die  karolingische  Mark  wurde  eigenthch  neu  geschaffen,  indem  sie 
den  Ungarn  entrissen  ward,  durch  K.  Heinrich  I.  und  Otto  I.  Otto  11, 
gab  sie  vor  976  Leopold  dem  Erlauchten  aus  dem  Hause  des  Grafen 
Adalbert  von  Babenberg,  vorher  Graf  des  bairischen  Donaugaues.  Kaiser 
Heinrich  HI.  erweiterte  die  Mark  bedeutend  aus  den  von  den  Ungarn 
abgetretenen  Landestheilen.  Zuerst  aber  tritt  zur  alten  Mark  eine  neue 
bis  zur  March  und  Leitha,  die  neben  der  alten  selbstständig  war;  sie 
erhielt  1043  der  Babenberger  Luitpold.  Luitpold  starb  in  kürzester 
Zeit.  1045  kommt  ein  Markgraf  Siegfried  vor.  Markgraf  Adalbert 
„victoriosus**  besass  die  alte  und  neue  Mark,  welche  von  da  ab  bis  zur 
Leitha  ungetheilt  blieb.  Der  Sitz  des  Markgrafen  wurde  von  Melk 
nach  Tuln  verlegt.  In  die  Gegenden  östlich  vom  Wiener  Walde  zogen 
deutsche  Colonisten  aus  Baiem,  Flandern  u.  s.  w.  Sie  blieb  bri  den 
Babenbergern.  (Ueber  diese  Vesbältnisse,  die  wahrscheinliche  Schen- 
kungsurkunde vom  4.  Oct.  1058,  welche  zur  Fälschung  des  s.  g.  privi- 
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legium  Heinricianuin  benutzt  wurde  s.  Mor.  Thausing  in  den  For- 
schungen IV.  S.  355  fif.). 

K.  Eonrad  III.  forderte,  weil  kein  Fürst  zwei  Herzogthümer  be- 
sitzen dürfe,  was  übrigens  kein  Gesetz,  keine  Reichsgewohnheit  vorschrieb, 
Herz.  Heinrich  (d.  Stoke)  solle  Sachsen  abtreten,  und  belegte,  als  er 
dieses  verweigerte,  nach  dem  ürtheile  der  Fürsten  ihn  mit  der  Reichs- 
acht,  gab  im  J.  1139  Baiem  seinem  Stiefbruder  Leopold  IV.  von 
Oesterreich  (Leopold  IH.  v.  0.  war  vermählt  mit  Agnes,  Schwester 
Heinrichs  V.,  Wittwe  des  Vaters  K.  Konrads,  des  hohenstaufischen  H. 
Friedrich).  Auf  Leopold  f  1141  folgte  in  Oesterreich  und  Baiem  dessen 
älterer  Bruder  Heinrich  Jasomirgott,  der  sich  mit  Heinrichs  d.  St., 
Wittwe  Gertrud  vermählte.  Kaiser  Friedrich  I.  gab  dem  Sohne  Hein- 
richs d.  St.,  Heinrich  d.  L.  Baiem  im  J.  1154  zurück.  Aber  erst  1156 
verzichtete  Heinrich  Jasomirgott,  erhielt  aber  als  Ersatz  und  hauptsäch- 
lich wohl  um  des  Kaisers  Pläne  zu  realisiren,  auf  dem  Reichstage  zu 
Regensburg  1156  das  Privilegium  minus  (§.  58.  nota  18.).  So  war 
Oesterreich  als  selbstständiges  Herzogthum  anerkannt  und 
es  wurde  gleichzeitig  durch  einige  Grafschaften  des  bairischen  Herzog- 
thums  erweitert  (über  diesen  Punkt  Berchtold  Landeshoheit  Oesterr. 
S.  14.  Anm.  15.)  Im  Hause  der  Babenberger  blieb  das  Herzogthum, 
abgesehen  von  kurzen  Unterbrechungen  (Kaiser  Friedrich  U.  ächtete 
1236  den  H.  Friedrich  und  hatte  das  Land  ein  Jahr  in  eigener  Verwal- 
tung) bis  zu  deren  Aussterben  1246,  worauf  es  nach  dem  Falle  Ottokars 
V.  Böhmen  an  das  habsburgische  Haus  kam. 

VI.  Sachsen. 

Unter  Karl  d.  G.  hatte  sich  Ekbert  hervorgethan  durch  Anschliessen 
an  Karl.  Ekbert  besass  grosse  Stammgüter  in  Westfalen  und  Engem 
von  der  Ruhr  und  Lippe  bis  zur  Weser,  war  vermählt  mit  einer  Ver- 
wandten Karls,  Ida.  Sein  Bruder  war  erster  Abt  von  Korvey,  das  Idas 
Brüder  gestiftet.  Dessen  Schirmvogtei  erhielt  Ekberts  Geschlecht,  Karl 
übergab  ihm  auch  die  Nordgrafschaft.  Sein  Sohn  Liudolf  batte  Be- 
sitzungen bis  zur  Elbe  und  dem  Harze,  auch  in  Hessen,  war  Schwieger- 
vater Ludwigs,  des  Sohnes  Ludwigs  d.  Deutschen.  Auf  ihn  folgten  seine 
Söhne  Bruno  f  880,  Otto  der  Erlauchte.  An  letzteren  kam  nach 
Burchards  Tode  908  die  Obergewalt  in  Thüringen  (durch  seine  Gemahlin 
Hedwig,  Enkelin  K.  Ludwigs  d.  Frommen);  er  ist  in  der  That  Herzog 
der  Sachsen  und  Thüringer.  Otto  t  30.  Nov.  912.  Sein  Sohn 
Heinrich  vrird  anerkannt  oder  gewählt  von  den  Sachsen.    Er  behielt 
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als  König  sein  Herzogthum,  ebenso  anfanglich  sein  Sohn  Otto  (geb. 
22.  NoY.  912  aus  der  Ehe  Heinrichs  mit  Mathilde,  Nachkömmlingin 
Widukinds).  Im  J.  956  gab  Otto  das  Land  zwischen  Weser  und  Elbe 
(Westfalen  blieb  unter  der  Krone)  als  Herzogthum  an  Hermann  Bil- 
lung,  auf  den  (f  27.  März  973)  sein  Sohn  Bernhard  I.  f  1001; 
Beruh.  H.  f  1010,  Otto  f  1061,  Magnus  1073—1106.  Mit  ihm  starb 
das  Geschlecht  der  Billunger  aus.  K.  Heinrich  V.  belehnte  mit  dem 
Herzogthum  1106  Lothar  von  Supplinburg,  Gemahl  der  Richenza 
von  Nordheim  und  Erbin  Braunschweigs.  Kurz  vor  seinem  Tode  gab 
Lothar  das  Herzogthum  dem  Gemahl  seiner  Tochter  Gertrud,  Weif, 
Herzog  von  Baiem.  Diesem  wurde  es  1138  von  K.  Konrad  HI.  abge- 
nommen und  Albrecht  dem  Bär  gegeben,  der  es  aber  gegen  Heinrich, 
welcher  1139  starb,  nicht  zu  erwerben  vermochte.  Im  J.  1142  erhielt 
im  8.  g.  Frankfurter  Vergleiche  (v.  Raum  er  Gesch.  d.  Hohenstaufen, 
3.  Aufl.  I.  8.  239  fiF.)  Heinrich  d.  Löwe  Sachsen  zurück,  musste  aber 
Brandenburgs  Selbstständigkeit  anerkennen  und  auf  Baiem  verzichten. 
Er  focht  den  Vergleich  wegen  Unmündigkeit  an.  Als  dann  Heinrich 
wegen  des  Nichterscheinens  und  der  unterbliebenen  Rechtfertigimg  über 
den  Treubruch  auf  den  Reichstagen  zu  Goskr  1179,  Würzburg  und 
Gelnhausen  1180  entsetzt,  gab  Friedrich  das  Herzogthum  im  westlichen 
Tbeile  (Westfalen)  dem  Erzbischofe  von  Köln  (Urkunde  bei 
Seibertz  Urkundenbuch  I.  S.  112  Nr.  81.,  der  frühere  Drucke  angibt, 
Pertz  Mon.  Leg.  H.  pag.  163),  im  östlichen  dem  Sohne  Albrechts, 
Grafen  Bernhard  von  Anhalt.  Letzterer  nannte  sich  auch  seitdem 
Herzog  von  Sachsen,  ersterer  dux  Westphaliae. 

Dmxh  diesen  Vorgang  wurden  selbstständig,  obwohl  nicht  durchaus 
sofort :  die  Erz-  und  Bisthümer  Bremen,  Magdeburg,  Paderborn,  Münster, 
Osnabrück,  Hildesheim,  Halberstadt,  Schwerin,  Verden,  Lübeck,  die 
Grafen  von  Arnsberg,  Altena  (zur  Mark),  Tecklenburg,  Oldenburg,  Hol- 
stein, Schwerin  u.  a. 

Aus  den  weifischen  (billungischen)  Erbgütern,  die  Heinrich  d.  L. 
behielt,  errichtete  K.  Friedrich  IL,  für  jenes  Enkel  Otto  ein  eigenes 
Herzogthum  Braunschweig -Lüneburg,  das  als  Reichslehen  auch  im 
Weiberstamme  vererblich  war  (die  Urk.  bei  Pertz  Mon.  Leg.  H.  p.  318). 

Vir.  Die  nördlichen  und  nordöstlichen  Marken. 

811  war  die  Eider  durch  Vertrag  als  Grenze  zwischen  dem  Reiche 
und  Dänemark  anerkannt.  Ludwig  d.  F.  errichtete  834  das  Bisthum 
Hamburg,  das  858  mit  dem  zur  Metropole  erhobenen  Bremen  vereinigt 
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Bremen  vereinigt  wurde  (dies  wurde  von  Köln  gelöst).  Otto  d.  G.  er- 
richtete 952  zu  Aldenburg  in  Wagrien  ein  Bisthum  (von  der  Trave  bis 
zur  Peene).  1052  drei  B.:  Aldenburg  auf  Lübeck  übertragen,  Mecklen- 
burg (Schwerin),  Ratzeburg  unter  Bremen  (Adam  v.  Bremen  III,  34. 
Helmold  I.  22.). 

Die  Mark  zu  Schleswig  1026  abgetreten  von  Konrad  11.  an  Däne- 
mark. H.  Kanut  von  Schwerin  erwarb  1126  das  wendische  Reich  in 
den  neugestifteten  Bisthümem;  nach  dessen  Tode  1131  kam  es  an  ver- 
schiedene Fürsten.  Heinrich  der  Löwe  unterwarf  seit  1156  Wagrien  und 
Polabien,  gründete  1161  die  Grafschaft  Schwerin,  das  Gebiet  ein- 
heimischen slavischen  Fürsten  lassend  unter  seiner  Oberhoheit.  Zugleich 
machte  er  einen  Theil  von  Pommern  und  Rügen  lehnspflichtig.  1196 
fallt  das  Meiste  an  Dänemark  (K.  Kanut  „König  der  Slaven  und  Wen- 
den**). 1227  gab  K.  Waldemar  IL  besiegt  bei  Bomhövede  alle  deutschen 
Länder  zurück. 

Die  von  Karl  d.  G.  theils  unterworfenen,  theils  tributpflichtig  ge- 
machten slavischen  Völkerschaften  rissen  sich  am  Ende  des  9.  Jahrh. 
los,  zerstörten  895  Hamburg.  Von  Heinrich  L  und  Otto  I.  wurden  sie 
aufs  Neue  unterworfen,  die  Marken  erneuert  und  erweitert.  927  er- 
oberte Heinrich  I.  die  Brannaburg  oder  Braniburg,  besiegte  die  Ucker- 
märker.  Die  Marken  vereinigt,  verwaltet  durch  Grafen  unter  dem  Her- 
zoge. Otto  I.  setzte  über  alle  Marken  den  Markgrafen  Gero.  Nach 
dessen  Tode  treten  auf 

a)  Nordmark  oder  Alt  mark,  das  Land  der  Liutizen  und  Heveller 
umfassend  von  der  Havel  bis  zur  ToUense  und  unteren  Oder. 

b)  Sächsische  Mark  an  der  unteren  Saale  imd  Mulde  bis  zur 
Elbe.  Davon  abhängig  die  Niederlausitz  und  jenseits  der  Oder 
Polen  bis  zur  Warthe.    Ostmark  oder  Lausitz. 

c)  ThüringischeMark  an  der  oberen  Saale  bis  zur  Elbe,  später 
daraus  die  M.  Meissen  und  Oberlausitz. 

Die  Verbindung  wird  gelöst,  so  dass  drei  getrennte  Marken :  Nordm., 
Ostm.  (Lausitz),  Meissen. 

Kirchliche  Bildungen.  Von  K.  Otto  L  gegründet  Magdeburg  968 
als  Metropole  für  alle  Länder  östlich  der  Elbe  mit  den  Bisthümem; 
Havelberg  946  vom  Ursprung  der  Peene  bis  zum  Einflüsse  ins  Meer 
und  vom  Ursprung  der  Eide  bis  zum  Einfluss  in  die  Elbe,  also  längs 
Elbe  und  Havel;  —  Brandenburg  949  unterhalb  auf  dem  rechten 
Eibufer  bis  zur  Oder;  —  Meissen  auf  beiden  oberen  Elbufem,  auf  dem 
linken  bis  zur  Mulde;  —  Zeitz  (seit  1029  Naumburg),  —  Merseburg. 
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Die  Nordmark  seit  1142  an  Albrecht  d.  Bär  aus  dem  Hause 
Aschersleben  (Ascaria,  Ascania).  Er  verband  seine  Besitzungen  auf  dem 
linken  und  rechten  Saaleufer  und  auf  dem  rechten  Elbeufer  mit  Branden- 
burg und  der  Nordmark.  1251  ausgedehnt  über  die  Uckermark,  von 
1220 — 1267  über  die  Neumark  (marca  trans  Oderam).  — 

Preussen.  H.  Eonrad  v.  Masovien,  B.  Christian  v.  Preussen  und 
der  Bisch,  v.  Plozk  riefen  1228  den  deutschen  Ritterorden,  der 
von  1230 — 1283  das  Land  zwischen  Weichsel  und  Memel  unterwarf  und 
staatlich  gestaltete. 

Lievland  und  Esthland.  Seit  ll58  durch  bremische  Eaufleute 
fand  das  Christenthum  Eingang.  B.  Albrecht  v.  Lievland  stiftet  1204 
den  Orden  der  Ritterschaft  Christi  (Schwerdtbrüder);  1238 
mit  dem  deutschen  vereinigt.  Die  Dänen  setzen  sich  auch  dort  fest. 
Kurland  und  Semgallen  christianisirt,  werden  theils  dänisch,  theils 
bleiben  sie  Ordensland  unter  einem  eigenen  Heermeister,  der  unter  dem 
Hochmeister  stand. 

Alle  diese  östUchen  Länder  werden  durch  zahlreiche  deutsche  Colo- 
nisten  aus  den  Niederlanden,  "Westfalen,  Sachsen  u.  s.  w.  bevölkert;  durch 
sie  wird  deutsches  Recht  herrschend  und  die  allmälige  Germanisining 
eingeleitet. 

VIII.  Pranken. 

Graf  Heinrich  von  Babenberg,  der  886  vor  Paris  fiel,  hinter- 
liess  seinem  Sohne  Ad  albert  ausser  grossen  Gütern  die  Markgrafschaft 
gegen  Böhmen  und  mehrere  Grafschaften,  Heinrich  und  Adalhart 
reiche  Güter.  Deren  Oheim  Poppe  Markg.  in  Thüringen.  Gegen  dies 
Geschlecht  erhob  K.  Arnulf  die  Konradiner:  Konrad  Graf  im 
Hessengau  und  Oberlahngau,  Gebhard  Pfalzgraf  und  Besitzer  von  Graf- 
schaften in  der  Wetterau  und  im  oberen  Rheingau,  Eberhard  Graf  im 
Niederlahngau  und  Obermaingau.  892  entsetzt  Arnulf  den  Poppe ,  gibt 
Thüringen  an  Konrad  —  dieser  tritt  es  dem  908  gegen  die  Magyaren 
gefallenen  Burchard  ab  —  und  das  B.  Würzburg  dessen  jüngstem  Bruder 
Rudolf.  902  Kampf  zwischen  beiden  Häusern:  Adalbert  wird  geachtet, 
nimmt  906  Hessen  ein,  wird  vor  seiner  Burg  Theres  unweit  Schweinfurt 
enthauptet.  Die  Konradiner,  obwohl  sich  unter  Ludwig  nur  Grafen 
nennend,  hatten  im  fränkischen  Hessen,  am  Rhein  und  Main  faktisch 
herzogliche  Rechte.  Auf  K.  Konrad  folgte  sein  Bruder  Eberhard 
t  939.  Das  Herzogthum  fiel  fort,  der  König  hatte  es  fortan  selbst  Auch 
später  bildete  sich  dort  keines.    Eine  Reihe  von  geistlichen:  Würzburg, 
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Bamberg,  Speyer,  Worms  u.  a.  und  weltlichen  Herren :  Pfalz,  Burggrafen 
Ton  Nürnberg  aus  dem  Hause  ZoUem,  u.  a.  wurden  selbstständig. 

IX«  Lothringen. 

K.  Arnulf  gab  es  seinem  unehelichen  Sohne  Zwentibold.  Dieser 
erwählt  Reginar  zum  Statthalter,  entsetzt,  ihn.  B.  behauptet  sich  in 
Durfos  (Doveren),  Z.  fällt.  R.,  Graf  Gerard  und  Matfred  unterwerfen 
sich  Ludwig  d.  K.  Die  Konradiner  werden  mächtig,  scheitern  aber  an 
B.'s  Widerstände,  der  es  dem  Westfranken  Karl  überliefert.  Reginar 
ist  als  erster  eigentlicher  Herzog  anzusehen.  K.  Konrad  I.  gewinnt 
Elsass,  nicht  den  Rest.  Auf  R.  dessen  Sohn  Giselbert,  empört  sich 
gegen  Karl,  anerkannt  7.  Nov.  921  im  Frieden  bei  Bonn.  923  ging  K. 
Heinrich  I.  nach  Lothringen,  925  anerkannt  Uess  er  Giselbert  die  herzog- 
liche Gewalt  und  gab  ihm  seine  Tochter  Gerberge.  H.  Eberhard  v. 
Schwaben  wird  Pfalzgraf  inL.  Giselbert  f  938.  Lothr.  unterworfen 
942.  K.  Otto  L  gab  940  das  Herz,  seinem  Bruder  Heinrich,  dann 
Otto  (Richwins  Sohn)  f  944,  gegeben  Konrad  d.  Rothen  (seit  948  Ge- 
mahl von  Ottos  Tochter  Liutgarde),  entsetzt  953  zu  Fritzlar.  Bruno, 
Erzb.  V.  Köln  und  Herzog,  behält  es  954  auf  dem  Reichstage  zu  Arn- 
stadt. Konrad  f  956  auf  dem  Lechfelde.  Bruno  f  965  zu  Reims. 
Oberlothringen  unter  Friedrich.  Niederlothringen  an  G  o  t  f r  i  e  d 
nach  dessen  Tode  (f  964)  bei  der  Krone  bis  976,  wo  es  Karl,  Bruder 
K.  Lothars  von  Frankreich  erhielt.  Aachen  wurde  965  für  die  erste 
Hauptstadt  des  Reichs  erklärt.  Beide  Lothringen  vereinigt  1033  unter 
Gozelo.  t  1046.  U.-L.  an  Friedrich,  Bruder  des  Herz.  v.  Baiern; 
O.-L.  an  Gotfried,  1047  an  Adalbert  f  1049,  dessen  Sohn  Ger- 
hard. Die  Pfalzgrafschaft  geht  unter  1062.  —  Friedrich  f  1065.  U.-L. 
an  Gotfried.  f  1069.  Es  folgt  sein  Sohn  Gotfried  t  1076.  K.  Hein- 
rich IV.  gibt  das  Herz,  seinem  Sohne  Konrad,  dem  die  Nachfolge  zu- 
gesagt war,  1089  aber  Gotfried  v.  Bouillon,  1101  an  Heinrich  v. 
Limburg.  Mehr  und  mehr  mit  dem  Reiche  in  losem  Yerbande  als 
Brabant. 

Nach  und  nach  werden  selbstständig: 

Holland,  dem  bis  1072  auch  die  friesischen  Gegenden  einverleibt 
waren,  Flandern,  Hennegau,  Namur,  obwohl  diese  Gebiete  zu 
Zeiten  den  Herzögen  unterstanden,  Lüttich.  In  mancherlei  Beziehung 
hatten  sich  auch  die  Bisthümer  Metz,  Toul,  Yerdun  u.  a.  selbstständig 
erhalten. 


572  L  Anhang. 

X.  Bnrgand. 

Graf  B  0  8  0 ,  Gemahl  der  Tochter  Kaiser  Ludwigs  IL,  König  von 
Burgund  durch  P.  Johann  Vill.,  f  877  zu  Vienne.  Der  Westen  der 
Alpen  und  das  Juragebiet  um  Rhone  und  Saone  an  seinen  Sohn  Lud- 
wig (unmündig).    Es  entsteht 

ein  zweites  Burgund  zwischen  Jura,  Rhein  und  Aar  und  den  pen- 
ninischen  Alpen  unter  dem  Weifen  Rudolph.  —  Hoch  bürg  und, 

Richard,  Ludwigs  Oheim,  begründet  das  französische  Herzogthum 
Burgund.  Der  bürg.  Ludwig  wird  Kaiser  (901)  zu  Rom  und  König  v. 
Italien,  905  von  Berengar  geblendet,  f  928. 

Oberburgund.  Rudolph  L  t  911.  Rudolph  11.  919  von  Her- 
zog Burchard  v.  Schwaben  bei  Winterthur  geschlagen,  nimmt  dessen 
Tochter  Bertha,  die  ihm  das  Land  zwischen  Aar  und  Reuss  zubringt 

942  erhält  Hugo  von  Prancien  (Neffe  Odo's,  Sohn  K.  Roberts)  das 
französische  Burgund  und  huldigt  seinem  Schwager  Ludwig  v.  Prank- 
reich.   Constantin,  Sohn  Ludwigs,  von  Hugo  auf  Vienne  beschränkt 

933  vrird  Niederburgund  an  Rudolph  von  Hochburgund  cedirt. 
Burgundisches  oder  Arelatensisches  Reich.  Rudolph  f  937. 
Auf  ihn  Konrad  (13  Jahre  alt).  Hugo  heirathet  •Rudolphs  Wittwe 
Bertha  und  verlobt  dessen  Tochter  Adelheid  seinem  Sohne  Lothar.  Die 
bürg.  Grossen  überliefern  Konrad  an  den  Kaiser  Otto.  Konrad  über- 
nimmt 943  die  Regierung.  Kaiser  Otto  zieht  946  nach  Prancien;  950 
unterwirft  sich  Hugo.  — 

Im  Jahre  1006  wurde  vom  kinderlosen  K.  Rudolph  IH.  v.  Burgund 
durch  Vertrag  Kaiser  Heinrich  TL.  (Sohn  der  Schwester  Rudolphs)  die 
Nachfolge  zugesichert  und  deshalb  die  Stadt  Basel  abgetreten.  Die  Zu- 
sage erneuert  1027  an  K.  Konrad.  Nach  Rudolphs  Tode  6.  Sept.  1032, 
der  die  Reichsinsignien  noch  an  den  Kaiser  übersandt  hatte,  ergriff  Graf 
Odo  von  Champagne  den  Besitz  Burg.  v.  Jura  u.  gr.  Bernhard  bis 
Vienne.  Kaiser  Konrad  IL  dringt  ein,  gekrönt  2.  Pebr.  1033  zu  Peter- 
lingen,  nimmt  das  Land  1033,  zwingt  Odo  zum  Prieden.  Heinrich  IQ. 
wurde  es  schon  1038  übertragen.  Seitdem  blieb  Burgund  beim  Reiche. 
Aber  nach  und  nach  wurden  die  einzelnen  Theile  selbstständig:  Savoyen, 
Dauphinee,  Provence,  Grafsch.  Burgund,  Porcalquier,  Orange  u.  s.  w. 
Die  auf  der  Westseite  des  Jura  gelegenen  kamen  mehr  und  mehr  in 
ein  Abhängigkeitsverhältniss  zu  Prankreich;  auf  der  Ostseite  gelangten 
ebenfalls  verschiedene  geistliche  und  weltliche  Herren  zur  Selbststän- 
digkeit. 
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XL  Italien. 

Berengar  wird,  obwohl  Ludwig  von  Burgund  noch  lebte,  vom 
Papste  zum  Kaiser  gekrönt  (Dez.  915).  Rudolph  v.  Burgund  gegen 
ihn  gerufen,  wird  922  zum  Könige  von  Italien  gekrönt,  schlägt  Berengar, 
der  924  zu  Verona  meuchlings  ermordet  wurde.  Durch  Irmingard  von 
Ivrea  (Schwester  des  Grafen  Hugo,  von  seiner  Mutter  Enkel  K.  Lothars  II. 
in  Niederburgund)  wurde  Hugo  von  Arles  gerufen,  zum  Könige  ge- 
wählt und  vom  Papste  anerkannt.  Dieser,  seinem  Bruder  Boso  die 
Macht  lassend,  kam  926  und  wurde  zu  Pavia*  gekrönt.  Seit  931  der 
Sohn  Lothar  Mitregent  und  als  Nachfolger  anerkannt.  933  wird  Rudolph 
V.  Burgund  gerufen,  der  ihm  jedoch  seine  Ansprüche  an  Italien  cedirt. 
Berengar  von  Ivrea  (Stiefsohn  der  Irmingard,  Enkel  von  der  Mutter  des 
K.  Berengar)  flieht  zu  Otto,  kehrt  945  zurück  und  erhält  faktisch  die 
Macht  Lothar  947,  vermählt  mit  K.  Rudolphs  11.  von  Burgund  Tochter 
Adelheid,  f  950.  Berengar  und  sein  Sohn  Ad  albert  gekrönt.  König 
Otto  I.  vermählt  sich  951  mit  Adelheid,  gibt  952  Italien  an  Berengar 
und  Adalbert  gegen  den  Vasalleneid  zurück,  unterwirft  964  Italien  'voll- 
ständig. —  Von  da  ab  bleibt,  da  die  Versuche  der  Losreissung  nicht  zu 
rechnen  sind,  Italien  Reichsland.  Aber  eine  grosse  Zahl  von  geistlichen 
und  weltlichen  Herren  erlangen  nach  und  nach  Selbstständigkeit. 

Xn.  Böhmen,  Mähren,  Schlesien. 

Nach  dem  Tode  Swatopluks  hatte  sich  Böhmen  unter  Spitihnev  I. 
(Sohn  H.  Boriwois)  unter  den  Schutz  K.  Arnulfs  begeben  895.  Das 
Verhällniss  unbestimmt.  H.  Wenzel  (der  Heilige)  begibt  sich  und  sein 
Land  929  dem  König  Heinrich  L,  erhält  es  als  Lehen  zurück  mit  der 
Verpflichtung  eines  Jahrestributes  von  500  Mark  Silber  und  120  Stück 
Rindern.  Als  nach  Wenzels  Tode  die  Leistung  verweigert  wurde,  zog 
Hermann  Billung  gegen  B.,  schlug  es.  H.  Boleslaus  I.  stellt  946 
Geiseln  und  verpflichtet  sich  950  zur  Zahlung  des  alten  Tributs.  Ver- 
sprechen und  Hulde  erneuert  973  zu  Quedlinburg  Boleslaus  IL 
dem  Kaiser  Otto  I.,  977  gegenüber  K.  Otto  11.  In  Prag  wird  973 
ein  Bisthum  errichtet.  Der  erste  Bischof,  Ditmar,  wird  vom 
K.  Otto  I.  investirt.  Als  Boleslaus  Chrobry  von  Polen  Böhmen  er- 
obert hatte,  wird  dieses  durch  K.  Heinrich  IL  im  J.  1005  befreit,  die 
Eroberungen  Boleslaws  in  Mähren  und  Schlesien  Polen  gelassen.  — 
H.  Udalrich  wurde  zu  Werben  der  Untreue  überführt,  des  Herzog- 
thums  enkleidet  und  zum  Exil  in  Deutschland  verurtheilt,  mit  dem  Lande 
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belehnt  sein  Sohn  Bretislaw.  Dieser  aber  wurde,  als  er  semen  Vater 
rächen  wollte,  vom  jungen  K.  Heinrich  IH.  unterworfen,  entsetzt,  das 
Land  nochmals  H.  Jaromir  gegeben.  Bretislaw  mit  Mähren  belehnt 
1029.  Aber  schon  1034  gestattet  K.  Konrad  11.  dem  H.  Udalrich  die 
Rückkehr  und  die  gemeinsame  Regierung  mit  Jaromir.  U.  wurde  noch- 
mals von  K.  Heinrich  unterworfen,  f  9-  Nov.  1034,  jetzt  wurde  B.,  nach 
der  Entsagung  Jaromirs,  1035  zu  Pfingsten  in  Bamberg  vom  Kaiser  be- 
lehnt nach  Stellung  von  Geiseln.  1040  stellt  B.  aufs  Neue  als  Geisel 
seinen  Sohn  Spitihnev,  verspricht  die  Zahlung  des  rückständigen  Tributs 
und  die  Hulde  in  Person  am  Hofe  des  Königs.  1041  wird  Bretislaw 
gedemüthigt,  erschien  im  October  zu  Regensburg,  überUeferte  H.  Hein- 
rich in.  die  herzogliche  Fahne,  entsagte  den  polnischen  Eroberungen 
und  königl.  Ehren,  erhielt  aber  sein  Herzogthum  zurück,  ebenso  wurde 
Sclilesien  ihm  gelassen  und  die  Hälfte  der  stipulirten  Geldsumme  von 
8000  Pfund  Silber  geschenkt.  1055  wurde  zu  Regensburg  Spitihnev  IL, 
(Sohn  Bretislaws)  belehnt.  —  1086  erhielt  auf  dem  Reichstage  zu  Mainz 
H.  Wratislaw  vom  K.  Heinrich  lY.  den  Königstitel  v.  Böhmen  und 
Polen  —  auch  wurde  unter  seinem  Bruder,  Bischof  Gebhard  v.  Prag, 
bisher  Heinrichs  Kanzler,  Olmütz  mit  Prag  vereinigt  —  die  Mark  Meissen 
zurück.  Wohl  fiel  jetzt  die  bisherige  Tributpflichtigkeit,  Böhmen  hatte 
in  Zukunft  als  einzige  Leistung  die  Stellung  von  300  Rittern  zum  Römer- 
zuge ;  der  König  blieb  Vasall  des  deutschen,  im  Innern  aber  fortan  ganz 
selbstständig.  Friedrich  I.  erneuert  1158  die  Würde  für  Wladislaw  II. 
Philipp  V.Schwaben  1198  für  PrzemyslOttokarl.  P.  Innocenz  IH. 
erkennt  sie  an  mit  Bulle  v.  19.  April  1204.  (Im  §.  1.  sagt  er,  Philipp 
sei  selbst  nicht  gekrönt  worden,  da  aber  P.  0.  sich  nun  zu  Otto  ge- 
wandt, dieser  ihn  auch  anerkenne,  wolle  er  ihn  ,de  caetero  regem  repu- 
tare  et  habere',  er  solle  nun  hingehen  ,ut  quam  citius  poteris,  ab  eodem 
rege  Ottone  te  facias  solemniter  coronari'.).  Friedrich  IL  bestätigt  die 
Würde  26.  Sept.  1212.    Seitdem  blieben  Böhmens  Herrscher  Könige. 

Schlesien,  bald  zu  Polen,  bald  zu  Böhmen  gehörig,  stellte  sich 
1173  unter  seinen  Fürsten  unter  das  Reich.  Zahlreiche  deutsche  Ein- 
wanderung; Befreiung  der  Einwanderer  vom  jus  polonicum,  deutsches 
Recht  denselben  belassen. 

Verhältniss  anderer  Länder  zum  Reiche. 

Polen  bildete  nie  einen  Theil  des  Reichs,  war  aber  wiederholt 
demselben  lehenpflichtig.  So  leistete  Mieczislaw  K.  Otto  I.  den  Lehens- 
eid, zahlte  Tribut  vom  Lande  bis  zur  Warthe  965.  Im  J.  1000  errichtet 
K.  Otto  in.  in  Polen  das  Erzbisthum  Gnesen  und  Bisthümer,   erlässt 
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wahrscheinlich  den  Tribut.  H.  Böleslaw  erscheint  aber  zu  Magdeburg 
(24.  März)  als  Vasall.  Derselbe  erkennt  seine  Abhängigkeit  an  1005; 
sein  Sohn  Mieczislaw  leistet  1013.  24.  April  zu  Magdeburg  den  Lehens- 
eid. 7.  Juli  1032  wird  M.  zu  Merseburg,  nach  Abtretung  der  westlichen 
Theile,  vom  K.  Eonrad  11.  belehnt.  Easimir  erneuert  das  Vasallenver- 
hältniss  1041.  Im  J.  1046  erscheint  Easimir  auf  dem  Fürstentage  zu 
Meissen  vor  E.  Heinrich  II.,  der  die  Streitigkeiten  zwischen  ihm,  den 
Fürsten  v.  Böhmen  und  Pommern  schlichten  lässt.  In  der  späteren  Zeit 
hört  die  Verbindung  auf. 

Ungarn. 

Die  Magyaren  berühren  862  die  fränkischen  Grenzen,  892  Mähren, 
dringen  899  bis  in  die  Lombardei,  nehmen  901  Mähren  und  Baiem, 
6.  Juli  907  Niederlage  der  Baiem  unter  Liutpold,  dessen  Sohn  Arnulf 
zahlt  Tribut,  die  Deutschen  und  Slaven  der  Mark  grösstentheils  ver- 
nichtet. 908  driogen  sie  durch  Baiem  und  Franken  bis  nach  Thüringen, 
verwüsten  909  Schwaben,  werden  am  11.  Aug.  von  Amulf  an  der  Rott 
geschlagen.  910  neuer  Einfall  und  Zahlung  eines  Tributs.  913  Einbruch 
in  Baiern,  die  Baiern  unter  Amulf  mit  den  Schwaben  unter  Erchanger 
und  Berchtold  werden  unweit  Passau  geschlagen.  915  Einfall  in  Baiem, 
Franken,  Thüringen,  Sachsen  bis  Bremen.  924  neuer  Einfall  in  Sachsen, 
Friede  und  Tribut  auf  9  Jahre  für  Sachsen  und  Thüringen.  926  Baiem, 
Schwaben  und  Lothringen  aufs  Neue  überfallen.  Die  Magyaren  ge- 
schlagen 933  erst  in  Sachsen,  dann  in  Thüringen  bei  Riade  (Rietheberg 
a.  d.  Unstrut?)  15.  März.  So  lange  Heinrich  lebte,  kein  Ungar  mehr 
auf  deutschem  Boden.  937  die  Ungarn  verjagt,  die  bis  zur  Loire 
schweifen;  dieselben  938  aufs  Neue  in  Sachsen  geschlagen  bleiben  seit- 
dem von  Norddeutschland  fern.  944  werden  sie  von  Berchtold  bei  Wels 
an  der  Traun,  955,  10.  Aug.  total  im  Lechfelde  von  K.  Otto  I.  ge- 
schlagen. Von  jetzt  ab  hören  ihre  Angriffe  auf.  Die  einzeln  mit  dem 
Reiche  hergestellte  Verbindung  hatte  keine  dauernden  Erfolge. 


576  n.  Anhang. 

Anhang  H 

(Gearbeitet  naoh  den  Matrikeln,  Subscriptionen  der  Reichstage  mit  Benutzimg  der 
Werke  von  Lanci zolle,  Ficker,  vor  Allen  Bergbaus.) 

L  Alte  und  neue  weltliche  Fürstenthümer. 

a)  Vor  1190  bestanden  1)  Weif  2)  Schwaben  3)  Rotenburg 
4)  Pfalzburgund  5)  Heran  6)  Zähringen  7)  Namur  8)  Brabant  9)  Loth- 
ringen 10)  Böhmen  11)  Mähren  12)  Oesterreich  13)  Steier  14)  Kamthen 
15)  Brandenburg  16)  Baiem  17)  Rheinpfalz  18)  Anhalt  19)  Sachsen 
20)  Meissen  21)  Lausitz  22)  Thüringen  23)  Pfalzsachsen.  Da  18  u.  19 
in  einer  Hand  waren;  gab  es  22  Fürsten.  Nun  wechselte  die  Zahl,  so 
dass  von  diesen  23  im  J.  1792  nur  noch  bUeben:  8 — 14  in  einer  Hand: 
Oesterreich,  Brandenburg;  16  u.  17  in  einer  Hand:  Pfalz- 
baiern;  Anhalt  in  vier  Linien  gespalten;  18 — 23  unter  den  sechs 
sächsischen  Linien  getheilt:  somit  14  Stimmen  von  den  ältesten  fürst- 
lichen Häusern. 

b)  Bis  zur  Scheidung  nach  dem  J.  1582.  Zu  den  genannten 
traten  hinzu:  24)  1235  Braunschweig,  1792  in  2  Linien  gespalten; 
25)  1292  Hessen,  1792  in  Linien;  26)  1310  Savoyen;  27)  seit  1820 
Pommern;  28)  1336  Jühch;  29)  1339  Geldern;  30)  1348  Mecklenburg; 
31)  seit  1362  Baden;  32)  seit  1385  Burggraf  von  Nürnberg;  33)  seit 
1450  Leuchtenberg  Landgraf;  34)  1471  Henneberg;  35)  1474  Holstein 
(Oldenburg);  36)  1495  Wirtemberg,  1556  Mömpelgard;  37)  1565  Arem- 
berg  (Ligne). 

c)  Altfürstliche  Häuser  von  1190  (mit  Bezeichnung  der 
ausgest.  und  noch  regierenden).  Przemysliden  f  1306  —  Wettin  seit 
1031  Lausitz  (jetzt  sächsische  Häuser,  Belgien,  Portugal)  1089  Meissen« 
1247  Thüringen,  Pfalzsachsen,  1635  Lausitz  —  Lothringen  seit  1047 
(jetzt  Oesterreich,  Steier,  Eärnthen,  Böhmen,  Mähren,  seit  1740  bez. 
1780)  —  Weifen  seit  1070  (jetzt  regierend  in  Braunschweig  seit  1235, 
England  seit  1714,  wo  nach  dem  Tode  der  Königin  Victoria  Wettin  ein- 
tritt) -  Staufer  f  1268  —  Zähringen  ä.  L.  f  1218  —  Löwen  f  1406 
seit  1292  Hessen  —  Ortenburg  f  1279  —  Sauer  f  1247  —  Askanier 
seit  1134  regierend  seit  1212  in  Anhalt  —  Babenberger  f  1246  — 
Witteisbach  seit  1180  Baiem,  1214  Rheinpfalz  ■—  Steier  f  1192  — 
Andechs  f  1248, 

d)  Neufürstliche  Häuser  seit  1190  (mit  Bezeichnung  der 
ausgestorbenen  und  der  noch  regierenden).   Hennegau  f  1279  —  Piasten 
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in  Schlesien  f  1675  —  Habsburg  f  1740  bez.  1780  —  Görz  f  1335  — 
Luxemburg  f  1409  (1443)  —  Savoien  —  Pommern  t  1637  —  De 
la  Tour  (1335  Vienne)  f  1637  —  Jülich  f  1511  —  Geldern  f  1371  — 
Mecklenburg  —  Bar  t  1430  —  Paläologen  (1354  Montferrat)  f  1530 
—  Zähringen  j.  L.  Baden  —  Baux  (1376  Oranien)  f  1410  — 
Zollern  —  Visconti  (1395  Maüand)  f  1447  —  Burgund  f  1483  — 
Chalons  f  1530  —  Mark  (1417  KleTe,  1543  Jülich,  Berg)  1609  — 
Anjou  t  1473  —  Egmond  (1423  Geldern)  f  1538  —  Gonzaga  (1432 
Mantua,  1532  Montferrat)  f  1708  —  Cilly  seit  1436,  f  1454  —  Leuch- 
tenberg t  1646  —  Sforza  (1450  Maüand)  f  1535  —  Este  (1452  Mo- 
dena)  f  1803  —  Podiebrad  (1418—1471  Böhmen,  1462  Münsterberg) 
t  1647  —  Henneberg  1471  f  1583  —  Oldenberg  1474  Holstein, 
1814  8.  Lauenburg  (1448  Dänemark,  1796  Russland)  —  Croy  (1486 
Chimay  —  1527)  f  1612  —  Wirtemberg  —  Nassau  (1530  Oranien) 
t  1702  —  Plauen  1541  Burggr.  Meissen  f  1572  —  Ligne  (1565  bis 
1801  Aremberg). 

e)  Neue  Fürsten  und  Fürstenthümer  seit  1582  (mit  Angabe 
der  Zeit  der  Introduction).  38)  Hohenzollem- Hechingen  1623  — 1849; 
39)  H.  -  Sigmaringen  1623  —  1849;  eingef.  1653;  40)  Lobkowitz  1653; 
41)  Eggenberg  t  1717;  42)  1654  Piccolommi  f  1656;  43)  1654  Sahn- 
Salm,  44)  1654  Salm-Kirburg;  45)  1654  Dietrichstein  f  1864;  46)  1654 
Nassau-Hadamar,  47)  N.-Dillenburg.  Zur  Succession  kam  1654N.-Diez 
(regiert  in  Luxemburg  und  Niederlanden),  1688  N.-Usingen  f  1816,  und 
N.- Weilburg;  48)  Auersberg  1654;  49)  1664  Portia  entfiel  1665,  weil 
es  kein  unmittelbares  Territorium  erworben;  50)  1667  Ostfriesland; 
51)  1667  Fürstenberg;  52)  1674  Schwarzenberg ;  53)  1674  Waldeck- 
Wildungen  f  1692;  54)  1705  Mindelheim,  1714  an  Baiern  restituirt; 
55)  1713  Liechtenstein,  Titularfürst  seit  1623;  56)  1754  Thum  und 
Taxis;  57)  1754  Schwarzburg-Rudolstadt  seit  1710  Fürst  und 
Schw.-Sondershausen  seit  1697  Fürst.  Von  diesen  regieren  nur 
noch  46,  55,  57. 

Ohne  je  eine  fürstliche  Stimme  geführt  zu  haben  wurden  noch 
Fürsten:  1712  Waldeck  1778  Reuss-Greitz  1789  Lippe-Det- 
mold 1790  Reuss- Lobenstein  t  1824,  1806  Reuss- Ebersdorf  f  1853, 
1806  Reuss-Schleiz.  Endlich  1807  Lippe-Schaumburg  nach 
Auflosung  des  Reiches. 

IL  Der  Reichstag  am  1.  Januar  1792. 
A.  KurfürstenkoUe^ium.    Stinmien:    3  geisüiche:  Erzb.  von 

T.  Schulte,  Reichi-  u.  Rechtsgesch.    8.  Aufl.  ^n 
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Mainz,  Trier,  Köln;  —  5  ireltl.:  Böhmen  (OcBterreich) , 
Sachsen,  Eurbrandenburg  (Preussen)  Hannover. 

B.  Keicbsfürstenrsth.    Zusammen  100  Sdmmei 

l.  Tirilstimmen:  a)  33  geistliche  farstli« 
2  Erzb.  22  Bisth.  4  Abteien  3  ProbsteieQ  2  lUtterorden, 
Fürsten,  worunter  2  Personalisten  (Chur,  Bisanz).  Sie  t 
Stimmordnung :  Erzb.:  5.  Salzburg,  7.  Biaanz  —  9.  Hoc! 
meister —  Bischöfe:  11.  Bamberg,  13.  "Würzburg,  15.  "Vi 
städt,  19.  Speier,  21.  Strassburg,  23.  Constanz,  25.  Auf 
deshoim,  29.  Paderborn,  31.  Freising,  33.  Begensbur, 
37.  Trient,  39.  Brixen,  41.  Basel,  43.  Münster,  45.  Osna 
tich,  49.  Lübeck,  51.  Chur,  53.  Fulda  —  55.  Kempten 
vangen  Probst,  59.  Jobamiitermeister,  61.  Berchtesgaden  ] 
bürg  P.,  65.  Prüm  A.,  67.  Stablo  A.,  69.  Korvey  I 
dauernd  Ellwangen  mit  Trier,  Weissenburg  mi 
einigt;  zufallig  Köln,  Münster  und  das  Hochmeisterthui 
ebenso  Bamberg  und  Würzbiii^,  Worms  mit  Mainz,  Äug 
Hiidesheim  mit  Paderborn,  Freising  mit  Regensburg 
stimmten  also  23  Herrn:  2  geistl.  Kurfürsten,  19  kath.  i 
da  Lübeck  stets,  Osnabrück  abwechselnd  und  gerade 
stantisch  war. 

b)  61  weltliche  fürstliche,  geführt  von  40  regi' 
worunter  20  kath.,  41  evangel.,  nümliob  (der  Besitzer 
Klammem  angegeben,  die  Religion  mit  k.  oder  e.  bezei< 
larisirten  ehemals  geiatl.  Territorien  mit  gesperrtem  I)ni< 

1.  Oesterreich  k.,  2.  Baiem  k.,  3.  Burgund  (Oest.) 
bürg  e.  (Preussen),  6.  Pfalz-Lautem  (Pf.-Baiern)  k., 
(Pf.-BMem)  k.,  10.  K.-Neuburg  k.  (Pf.-Baiem),  12.  Brei 
e.,  14.  Pf.-Zweibrücken  k.,  16.  Pf.-Veldenz  k.  (Pf.-Baien 
Weimar  e.,  20.  S.-Eisenach  (Weimar)  e.,  22.  8.-Cobur( 
des  Streites  zwischen  S.-Coburg-8aalfeld  und  9.-Meimi] 
Gotha  e.,  26.  S.-Altenburg  (Gotha)  e.,  28.  Brandenbur 
(Preussen),  30.  Brand.-Cuhubach  (Preussen)  e.,  32.  Braui 
(Hannover),  34.  B.-Calenberg  e.  (Hannover),  36.  B.-i 
(Hannover),  38.  B.-Wolfenbüttel  e.,  40.  Halberstad 
42.  Torpommem  e.  (Schweden),  44.  Hinterpommem 
46.  Verden  e.  (Hannover),  48.  Mecklenburg-Schwerin e., 
e.  (derselbe),  52.  Wirtemberg  e.,  64.  Hessen-Cassel  e.,  5J 
Stadt  Landgr.  e.,  58.  Baden-Baden  e.  Mkgr.,  60.  Baden-D 
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62.  B.-Hochberg  e,  (ders.),  64.  Holstein-Glückstadt  e.  (K.  v.  Dänemark) 
66.  8. -Lauenburg  e.  (Hannover),  68.  Minden  e.  (PreuBsen),  70.  Hol- 
stein-Oldenburg e.,   71.  SaToien  k.,   72.  Leuchtenberg  k.   (Pf.-Baiem), 

73.  Anhalt  e.  (Anhalt -Bemburg,  A.-Cöthen,  A.-De8Hau,  A.-Zerb8t), 

74.  Henneberg  e.  (sämmtl.  sächs.  Herren  abwechselnd),  75.  Schwerin 
e.  (H.  V.  Meckl.-8chw.),  76.  Camin  (Preussen)  e.,  77.  Ratzeburg  e. 
(Meckl.-Strelitz),  78.  Hersfeld  e.  (Hessen-Cassel),  Nomeny  k.  (Oesterr.), 
80.  Mömpelgard  e.  (Wirtemberg),  81.  Aremberg  k.,  82.  HohenzoDem  k. 
(H.-Hechingen) ,  83.  Lobkowitz  k.,  84.  Salm  k.  (S.-Salm,  S.-Kirburg), 
85.  Dietrichstein  k.,  86.  Nassau-Hadamar  e.  (N.-Oranien),  87.  N.-DiUen- 
burg  (ders.)  e.,  88.  Auersberg  k.,  89.  Ostfriesland  e.  (Preussen), 
90.  Fürstenberg  k.,  91.  Schwarzenberg  k.,  92.  Liechtenstein  k.,  93.  Thum- 
und  Taxis  k.,  94.  Schwarzburg  e.  (F.  zu  Schw.-Rudolstadt  und  Schw.- 
Sondershausen). 

Dazu  95.  Schwäbische  Prälaten  k.,  96.  Wetterauische  Grafen  e., 
97.  Kheinische  Prälaten  k.,  98.  Schwäbische  Grafen  e.,  99.  Fränkische 
Grafen  e.,  100.  WestfaUsche  Grafen  abwechselnd  k.  und  e. 

Also  hatte  von  diesen  Yirilstimmen:  Oesterreich  3,  Baiem  6, 
Preussen  6,  Hannover  6,  Weimar  2,  Gotha  2,  Mecklenburg-Schwerin  3, 
Wirtemberg  2,  Markgr.  v.  Baden  3 ;  die  anderen  waren  einzeln  oder  im 
Gesammtbesitze. 

Auf  der  geistlichen  Bank  sassen  die  von  1  bis  69  mit  den 
ungeraden  Zahlen  bezeichneten,  die  übrigen  sassen  auf  der  weltlichen 
Bank. 

n.  Curiatstimmen.  a)  Schwäbische  Prälaten.  Die  Bene- 
di ctiner-Aebte  von  Elchingen,  Gegenbach,  Irsee,  Neresheim,  Ochsen- 
hausen, Petershausen,  Soflingen,  Ursperg,  Weingarten,  Zwiefalten;  die 
Cistercienser-Aebte  von  Kaisersheim,  Salmansweiler;  die  Prä- 
monstratenser-Aebte  von  Marchthal,  Roggenburg,  Roth,  Schussen- 
ried,  Weissenau ;  der  regulirte  Chorherrn- Probst  von  Wettenhausen 5 
die  Cistercienser-Aebdssinen  von  Baindt,  Gutenzell,  Heggbach,  Roth- 
münster.   Zusammen  22,  sämmtlich  katholisch. 

b)  Rheinische  Prälaten.  Die  Benedictiner-Aebte  von 
St.  Comeli-Münster,  St.  Emmeran  zu  Regensburg,  St.  Ulrich  und  St.  Afra 
zu  Augsburg,  Werden,  Cistercienser-Abt  von  Burtscheid,  Propst 
des  Collegiatstifts  Bruchsal  oder  Odenheim,  Deutsch-Ordens- 
Balleien  Coblenz,  Elsass  und  Burgund,  dann  die  freiweltadeligen 
Frauenstifte:  (katholisch) Buchau,  Essen,  Niedermünster  zu  Regens- 
burg, Obermünster  daselbst,  Thom  (innerhalb  des  Bisthums  Lüttich); 
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(evangelisch)  Gernrode,  Herford,  Quedlinburg.  Dazu  Ganderslieim 
evang.,  St.  Georgii  zu  Isny  kath.    Zusammen  18,  darunter  4  evangeliscli. 

c)  Wetterauische  Grafen.  1.  Hanau-Münzenberg  (H.-Cas8el). 
2.  H.-Lichtenberg  (H.-Darm8tadt).    3.  Nassau-Usingen.    4.  N.-Weilburg. 

5.  N.-Saarbrüek.  6.  Solms-Braunfels.  7.  S.-Lich  und  Hohensolms.  8.  S.- 
Rödelheim.  9.  S.-Laubach.  10.  Isenburg-Birstein.  11.  L-Büdingen,  L- 
Meerholz,  I.- Wächtersbach.  12.  Stolberg-Gedem  und  Ortenberg.  13.  St.- 
"Wernigerode.  14.  St.-Stolberg.  15.  Sayn-Wittgenstein-Berleburg.  16. 8.- 
W.-Wittgenstein.  17.  Wild-  und  Rheingraf  zu  Grumbach.  18.  W.  \x, 
R.  zu  Rheingrafenstein.  19.  Beide  wegen  Dann.  20.  Leiningen-Harten- 
burg.  21.  L.- Heidesheim  und  L.  -  Guntersheim.  22.  L.  -  Westerburg 
Christophischer,  24.  L.-W.  Georgischer  Linie.  24.  Reuss  v.  Plauen 
(5  Herren).  25.  Schönburg  (3  Herren).  26.  Ortenburg.  27.  Krichingen 
(F.  zu  Wiedrunkel). 

d)  Schwäbische  Grafen.  1.  (P.  zu  Furstenberg)  Heiligenberg 
und  Werdenberg.  2.  Buchau.  3.  Alsehhausen  (Deutsch.  0.  B.  Elsass). 
4.  Fürsten    und  Grafen    zu  Oettingen   (3).     5.   Montfort  (Oesterreich). 

6.  Helfenstein  (Baiem).  7.  Klettgau  und  Sulz  (F.  Schwarzenberg). 
8.  Königsegg  (2  H.).  9.  Truchsess  zu  Waldburg  (4).  10.  Eberstein 
(Baden).  11.  Hohenzollem  (?).  12.  Justingen  (Wirt.P).  13.  Hohen- 
Geroldseck  (G.  v.  der  Leyen).  14.  F.  u.  G.  Fugger  (5).  15.  Hohen- 
embs  (Oesterr.).  16.  Egloff  (G.  v.  Traun).  17.  Bondorf  (F.  u.  Abt  zu 
St.  Blasien).  18.  Thannhausen  (Gf.  Stadion).  19.  Eglingen  (Taxis). 
20.  G.  KhevenhüUer  Personalist.  21.  F.  v.  Colloredo.  22.  G.  Har- 
rach. 23.  G.  Stemberg.  24.  G.  Neipperg.  25.  G.  Trautmannsdorf.  — 
20 — 25  waren  Personalis ten. 

e)  Fränkische  Grafen.  1.  F.  v.  Hohenlohe  (6).  2.  G.  v.  Castell 
(3).  3.  G.  V.  Erbach  (3).  4.  F.  u.  G.  von  Löwenstein  wegen  Werthheim. 
4  Herren  mit  2  Stimmen.  5.  Limburg.  2  St.  Gaildorf  und  Speckfeld. 
6.  Nostitz  wegen  Rieneck  seit  1674.  7.  Seinsheim  (F.  Schwarzenberg). 
8.  Schönbom.  9.  Schönbom  wegen  Wiesentheid  seit  1687.  10.  Windisci- 
grätz,  11.  Ursin  v.  Rosenberg,  12.  Stahremberg,  13.  Wurmbrand, 
14.  Giech,  15.  Grävenitz,  16.  Pückler.     10 — 16  Personalisten. 

f)  Westfälische  Grafen.  1.  Sayn  -  Altenkirchen  (Preuasen). 
2.  Sayn-Hachenburg  (Burggr.  t.  Kirchberg).  3.  Tecklenburg  (Preussen). 
4.  Wied-Runkel.  5.  Wied- Neuwied.  6.  Sehaumburg  (H.-Ca8sel  u.  G. 
V.  Lippe-Bückeburg).  7.  Oldenburg-Delmenhorst  (H.  v.  Holstein-Oiden- 
burg-Gottorp).  8.  Lippe-Detmold.  9.  Bentheim.  10.  Hoya  (Hannover). 
11.  Diepholz    (Hannover).     12.    Spiegelberg    (Hann.).      13.    Vimeburg 
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(LöWenBtein-Werthheim).  14.  Ritberg  (P.  Kaunitz).  15.  Pyrmont 
(F.  V.  Waldeck).  16.  Gronsfeld  (G.  v.  Törring- Jettenbach).  17.  Reck- 
heim  (G.  v.  Aspremont).  18.  Herrschaft  Anhalt  (F.  Salm).  19.  Herrsch. 
Winnenburg  und  Beilstein  (G.  Mettemich).  20.  Holzapfel  (F.  zu  An- 
halt^Bemburg-Schaumburg).  21.  Blankenheim  und  Geroldstein  (Gräfin 
V.  Stemberg).  22.  Herrsch.  Witten  und  Eyss  (G.  v.  Plettenberg). 
23.  H.  Gehmen  (G.  Limburg -Styrum).  24.  H.  Gimbom  und  Neustadt 
(G.  V.  Wahnoden).  25.  H.  Wickeradt  (G.  v.  Quadt).  26.  H.  Mylendonk 
(G.  V.  Ostein).  27.  H.  Reichenstein  (G.  v.  Nesselrode).  28.  Schieiden 
(Aremberg).  29.  Kerpen  und  Lommersum  (G.  Schaesberg).  30.  H.  Dyk 
(G.  Salm-Reifferscheid).  31.  Sassenberg  (Aremberg).  32.  Hallermund 
(G.  V.  Platen).    33.  Reineck  (G.  v.  Sinzendorf ).    34.  Bretzenheim  (F.  v.  B.). 

C.  Städte-Collegien.  a)  Rheinische  Städtebank.  Katho- 
lisch: Köln,  Aachen.  Evang.:  Lübeck,  Worms,  Speyer,  Frankfurt 
am  Main,  Goslar,  Bremen,  Hamburg,  Mühlhausen,  Nordhausen.  Dort- 
mund, Friedberg,  Wetzlar. 

b)  Schwäbische  Städtebank.  Kath.:  Rottweil,  Ueberlingen, 
Schwäbisch-Gmünd,  Weil,  Wangen,  Pfullendorf,  Ofifenburg,  Gengenbach, 
Zell  a.  Hammersbach,  Buchhom,  Aalen,  Buchau.  Evang.:  Regensburg, 
Nürnberg,  Ulm,  Esslingen,  Reutlingen,  Nördlingen,  Rothenburg  a.  d. 
Tauber,  Schwäbisch-Hall,  Heilbronn,  Memmingen,  Lindau,  Schweinfurt, 
Kempten,  Windsheim,  Issni,  Leutkirchen,  Wimpfen,  Weissenburg  im 
Nordgau,  Giengen,  Bopfingen.  K.  u.  E. :  Kauf  heuern.  E.  u.  K. :  Augs- 
burg, Dünkelbühl,  Biberach,  Ravensburg. 

Uebersicht  (unbeachtet  die  Personalunionen). 


Collegium 

Stimmen 

Stimmführer 

geifltliohe 

— 

weltliche 

geistliclie 

—  weltliche 

Kurfürsten 

3 

5 

3 

5 

Fürstenrath 

33 

61 

29 

35 

Prälatenbänke  schwä 

b. 

1 

22 

rhein. 

1 

17 

1 

Grafen:  wetter. 

— 

1 

34 

Schwab. 

1 

1 

17 

firänk. 

— 

1 

— 

28 

westf. 

— 

1 

— 

23 

38      —       70  72      —     143 
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Es  ist  hier  jeder  Stimmiufaret  nur  einmal  gesähU.  Es 
Bchliesslich  51  ReicbBstädte  266  LandesherrschafteD  : 
Btandachaft,  dazu  2  gelBtl.  und  15  weltliche  FerBonalist 

Katholische  Stmunen:  5  Kurf.,  55  bia  57  im  Fürst 
reichsatädt.  EvangeL:  3  Surf.,  43  bis  45  im  F.  B.,  8 
Dazu  5  gem.  Reichst. 


Anhang  TTT, 

Die  Reichskreise  und  sonstigen  Territor 

L  Oesterreichischer.  2200  GM.,  5  Stände,  2  i 
KreisauBBchreibender  Fürst,  Director  und  Eriegsoberster : 
Österreich.  Keine  Kreistage.  Reichsbeitrag :  circa  Vs  ' 
summe.  Gebiete:  A.  Haus  Oesterreich  mit  1.  Erzl 
Oesterr.  a.  unter  der  Enns  (Stände:  Prälaten  Erzb. 
V.  "Wiener  Neustadt,  26  Pröpste  und  Aebte  —  Herren 
15  Städte  und  4  Märkte,  wovon  Wien  die  Hälfte  der  Stii 
der  Enns  (Stände:  Prälaten  12  Aebte  und  Pröpste  — 
Ritter  —  Städte  7).  2.  Inner-Oest.  a.  H  Steierm 
Präl.  B.  V.  Seckau  10  Pröbste  u,  Aebte  —  Herren  n.  Ritt 
b.  H.  Eärnthen  (Stände:  Erzb.  v.  Salzburg  durch  Vei 
Gurk,  B.  T.  Lavant  —  H.  u.  R.  —  St.).  c.  H.  Krain 
T.  Laibach,  B.  v.  Freising,  B.  y.  Brisen,  B.  v.  Triest  u.  B 
Orden,  12  Pr.  u.  Aebte.  —  Ritter  —  Städte),  d.  Friaul 
u.  Gradisca,  Hauptmannscb.  Tulmino ,  Idrianer  Boden ,  Aq 
St.  Veit  am  Pflaum  (Fiume)  ohne  Stände,  einige  aassen  a 
Landtage.  3.  Ober-Oeat.  oder  Tirol.  Stände:  Prälaten 
Städte  —  Bauern;  landschaftl.  Collegium  aiia  je  4  Yeroi 
ersten  und  denen  der  Gerichte  und  Bauern  aus  den  6  T 
Trient  und  Brisen  bei  der  Vertretung  und  Landeshauptnu 
föderirt.  4.  Yorder-Oest.  a.  Landgrafsch.  im  Breis 
Stände:  13  Präl.  —  Ritter  —  3.  Stand  (13  Städte,  6  Ka 
Die  2  ersten  eigenes  Gericht  (Prim-Instanz).  fa.  Schwä 
(WwiUnd>trg  u.   Baum)  bestehend  aus:    Mrkgrfsch.  Burg 
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belehnt  von  Fulda  1301;  Landgrfsch.  Rottenburg  seit  1466;  Landvogtei 
in  Schwaben  seit  1448  (1486);  Qrfsch.  Hohenberg  seit  1385;  5  Donau- 
Städte;  4  Stifte,  Landschaften,  Städte,  c.  Vorarlberg  (Gf,  Peldkirch 
oder  Montfort  1365  mit  dem  kais.  Landgerichte  Rankweil;  Qf.  Bregenz 
1451  bez.  1523  mit  Herrsch.  Hoheneck;  Qf.  Bludenz  1376;  Gf.  Sonne- 
berg 1463)  ohne  Stände.  —  B.  Bischof  vonTrient.  Seit  1363  ver- 
tragsmässig  mit  Tirol  vereinigt,  an  dessen  Landtagen  seit  1511  betheiligt, 
wofür  T.  alle  Reichssteuem  ausser  den  Kammerzielem  trug.  Dazu 
Marchesat  Castelara  im  H.  Mantua.  —  C.  B.  v.  Brixen.  Dasselbe  Ver- 
hältniss  zu  Tirol.)  —  D.  Deutsche  Orden  (Balley-Oest.,  B.  an  der  Etsch 
und  am  Gebirg  in  Tirol.  —  E.  Herrsch.  Trasp.  Durch  Schenkung 
K.  Leopolds  an  das  1631  gefürstete  Haus  Dietrichstein  (1668  in  das 
Fürstenkoll.  eingeführt).  In  der  Usualmatrikel  von  den  Kammerzielem 
dahin  noch  F.  Bisthum  Chur. 

n.  Burgundische r.  500  DM.  (vollständig  seit  dem  Reichstage 
V.  1548  zu  Augsburg,  verkleinert  mit  dem  Abfall  der  Niederlande,  seit 
Karl  YI.  der  deutschen  Linie  des  habsburg.  Hauses  zustehend).  Nur 
ein  Stand  (Haus  Oesterreich) ,  da  der  E.  von  Freussen  für  den  1713 
im  Utrechter  Frieden  an  ihn  gekommenen  Theil  von  Geldern  sich  als 
souverän  ansah.  Theile:  a.  H.  Brabant  (Stadt  u.  Quartier  Loewen, 
Brüssel,  Antwerpen,  Herrlichkeit  Hecheln),  Belgien,  b.  H.  Limburg 
(Holland),  c.  H.  Lützelburg  oder  Luxemburg  (Belgien,  grösste  Theil 
in  PersoQalunion  mit  Niederlanden),  d.  Grafs  eh.  Flandern  (Belgien), 
e.  Grfsch.  Hennegau,  Hainaut  französirt  (Belgien),  f.  Gf.  Namur 
(Belgien),  g.  Geldern  österr.  Antheils  (Niederlande),  h.  Geldern 
preuss.  AntheOs  (grösstentheils  Freussen,  ein  Theil  Niederlande).  Allent- 
halben Stände:  Geistlichkeit,  Adel,  Städte. 

ni.  Eurrheinischer.  Ejreisausschr.  F.  u.  D.  Eurmainz;  Ereis- 
tage  zu  Frankf.  a.  M.,  Eanzlei  und  Archiv  in  Mainz.  1.  Eurmainz: 
a.  Erzstift  (Freussen,  Grossh.  Hessen,  Baiem),  ohne  Landstände  imd 
landsässigen  Adel  (derselbe  zur  Reichsritterschaft),  b.  Erfurter  Gebiet 
(Freussen)  ohne  Stände,  c.  Eichsfeld  (Freussen).  Stände:  Cist.  A- 
Reiffenstein,  Bened.  Manns -A.  Gerode,  Fröpste  von  4  Frauenkl.  — 
Rittersch.  —  4  Städte.  Frimas:  abwechs.  einer  der  Aebte.  2.  Eur- 
trier  (oberes,  unteres  Erzutift).  Stände:  (Adel  seit  1729  reichsunmittel- 
bar) Geistl.  (14  Fräl.,  11  Dechante)  14  Städte.  Frimas  Abt  von  St. 
Maximin.  3.  Eur-Eöln.  a.  oberes  Erzstift,  b.  unteres,  c.  Yest  Reck- 
lingpausen, d.  H.  Westfalen.  Stände  in  a.  und  b.,  d. :  Fräl.  —  Rittersch. 
—  Städte.    2.  u.  3.  jetzt  Freussen.    4.  Ffalz  am  oder  beim  Rhein 
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(Baden,  Baiern,  Gr.  Hessen)  ohne  Stände.  5.  F.  Aremberg  in  derEifel 
(Preuss.)  ohne  Stände.  6.  F.  Thurn  u.  Taxis  seit  1724,  ohne  Gebiet, 
für  ein  Darlehen  von  80,000  Th.  7.  Deutsch- Orden  für  die  Bailei 
Coblenz.  8.  Herrsch.  Beilstein  unter  Nassau -Oranien  (Preuss.). 
9.  Gf.  Nieder-Ysenburg  (seit  1664  von  Trier  eingezogen;  ein  Theil 
den  G.  v.  Wied  und  Freih.  v.  Walderdorf  gemeinsam).  Die  Stimme 
führte  Trier  (Preuss.).  10.  Burggrafenthum  Bheineck  seit  1654 
den  Gr.  v.  Sinzendorf  (Preussen;  Allodialbesitzer  v.  Bethmann-HoUweg). 
TV*.  Fränkischer.  485  DM.  Ausschr.  F.  B.  zu  Bamberg,  Markg. 
zu  Brand.,  Baireuth  u.  Ansb.,  Dir.  Bamb.,  Kreist,  zu  Nürnberg.  Elanzlei 
u.  Archiv  in  Bamb.  Gemischt  in  Bez.  auf  die  Religion.  —  1.  Hochstift 
Bamberg  (Oberämter:  Schenk  K.  v.  Böhmen,  Truchsess  Pfalz,  Marschall 
Sachsen,  Kämmerer  Brandenburg)  ohne  Stände.  2.  Höchst.  Würzburg 
ohne  Stände.  3.  Kulmbach  oder  Baireuth  des  Hauses  Zollem  ohne 
eigentl.  Stände  (ein  Stück  seit  1866  zu  Preuss.).  4.  Höchst.  Eich- 
städt  ohne  Stände.  Darin  das  kaiserl.  Landgericht  zu  Hirschberg,  wo- 
mit Baiern  belehnt  war,  vom  K.  Sigismund  1420  aufgehoben,  von  Baiern 
1749  zu  Buchsheim  unter  freiem  Himmel  wieder  eröffnet.  5.  F.  Onolz- 
bach  der  Zollem.  6.  Deutsch  -  Ordens  -  Meisterthum  Mergentheim. 
Ausser  dem  Meisterthum  11  Balleien:  Franken  mit  15  Commenthureien 

—  Oellingen  (Ellingen),  Vieresberg,  Nürnberg,  Würzburg,  Münnerstadt, 
Heilbronn,  Oettingen,  Kapfenburg,  Ulm,  Donauwörth,  Blumenthal,  Gän- 
kofen,  Regensburg,  Fritzlar,  Kloppenheim  (1 — 5  im  fränk.,  6—9  in 
Schwab.,  10 — 13  im  bair.,  14  im  kurrhein.,  15  im  oberrh.  Kreise)  — 
Elsass  und  Burgund  mit  15  Comth.:  im  schwäb.  K.:  Alschhausen,  Rolr 
und  "Waldstetten,  Meinau,  Beugen,  Freiburg ;  in  der  Schweiz :  Hitzkirch, 
Basel,  Mühlhausen;  im  Sundgau  ßixheim;  im  O.- Elsass  B.usach,  Geb- 
weiler, Kaisersberg;  im  U.-Elsass  Andlaü,  Strassburg  (1633  fortgefallen) 

—  Oesterreich  mit  8  Gommenden:  Wien,  Neustadt,  Gratz,  Meretinza  u. 
Grosssonntag  in  XJntersteierm.,  Laibach,  Möttling  u.  Tschernembl  in  Krain, 
St.  Georgen  im  Sandhofe  u.  zu  Freisach  in  Kämthen,  Linz  —  Ballei 
an  der  Etsch  u.  am  Gebirge  mit  5  C.  in  Tirol  —  Koblenz  mit  7  C: 
Koblenz,  Köln,  Linz  a.  R.,  Waldbreitbach  und  Rheinberg  Trarr,  Muffen- 
dorf u.  die  Pilzenburg  in  der  Stadt  Mecheln  —  Hessen  mit  5  C.  ii 
Marburg,  Schiffenberg,  Oberflörsheim,  Griffstädt  in  Thüringen,  Wetzlai. 
Seit  1681  der  Landcomth.  abwechselnd  kath.  luth.  ref.  —  Alten-Biesm 
(Domus  Juncetana)  im  Höchst.  Lüttich,  Jungen-B.  in  Köln,  Maastriclt, 
Siersdorf  (Jülich),  Bemsheim,  Gemmers,  St.  Aegidii  zu  Aachen,  5  in 
Nied.  —  Westfalen  10  Com.:  Münster,  Osnabrück,  Duisburg,  Bralel, 
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Welmen,  Mahlenburg,  Mühlbeim  im  H.  Westf.  Sitz  des  Landcomth., 
Stronden  und  Oelpe  (H.  Berg).  Essen.  —  Thüringen  4  Com. :  Lehsten, 
Liebstädt,  Zwäzen,  Negelstedt  (Neilstett)  —  Lothringen :  Trier,  Beckingen, 
Meinsiedel,  Saarburg,  Saarbrücken,  Luxemburg  —  Sachsen:  Lucidum 
(in  Wolfenbüttel),  Langein  (G.  "Weringerode) ,  Dommitzsch  (kurs.  K.), 
Bürow  (Anhalt),  Weddingen  (Hildesh.),  Göttingen  Danzdorf.  Die  Bailei 
Utrecht  mit  11  C.  ist  seit  1785  nicht  mehr  aufgeführt.  —  7.  Grafs  eh. 
Henneberg  getheilt  unter  5  sächs.  Häuser  u.  H.  Kassel  (K.  Sachsen^ 
S.  Weimar,  8,  Meiningen^  S.  Kob,  Gotha,  Preuss.^,  8.  Gfsch.  Schwar- 
zenberg  (AUodialbes.  F.  Schwarzenberg;  Baiern).  9.  Fürsten  zu 
Löwenstein-Werthheim-Kochefort  (seit  1711  Reichsfürsten)  1730  zu- 
gelassen DMt  Sitz  und  Stimme  gegen  den  Matrikelbeitrag  von  16  Guld. 
u.  Versprechen  des  Erwerbs  reichsunm,  Güter.  Dieser  ist  nicht  er- 
folgt, weshalb  sie  auch  im  Reichstage  nicht  sassen.  10.  G.  Hohenlohe 
(2  Hauptlinien  mit  6  Nebenl.).  11.  G.  Ca  stell  der  Grafen  v.  C.  12.  G. 
Werthheim  den  F.  von  Löwenstein  gehörig.  13.  G.  Rieneck  nach  dem 
Aussterben  der  alten  Grafen  1559  getheilt-,  ein  Theil  1673  von  Eurmainz 
an  die  G.  v.  Nostiz  verkauft  zu  Lehen,  denen  Mainz  1674  sein  Sitz- 
u.  Stimmrecht  überliess.  14.  G.  Erbach  der  Familie  gleichen  Namens 
(Grossh.  Hessen).  15.  Herrsch.  Limburg  in  Schwaben  u.  Speck- 
feld in  F.,  den  Gräfl,  Limburg'schen  AUodialerben  und  Brand enburg- 
Onolzbach  gehörig.  16.  Herrsch.  Seinsheim  (F.  Schwarzenberg). 
17.  H.  Reicheisberg  (seit  1600  von  Würzburg  den  Gr.  v.  Schönbom 
zu  Lehen  gegeben).  18.  H.  Wiesentheid  (den  G.  Schönbom).  19.  H. 
Welzheim  in  Schwaben  (Herz,  von  Württemb.  Die  Stinmie  ruhte.). 
20.  H.  Hausen  (seit  1746  Brand. - Onolzbach  belehnt  v.  Kurbaiern). 
21 — 25.  Reichsstädte:  Nürnberg  mit  Gebiet,  Rothenburg  ob  der 
Tauber  mit  Gebiet,  Windsheim  a.  d.  Aisch,  Schweinfurt,  Weis- 
senburg.  Bänke:  geistl.  Fürstenb.  1,2,  4,  6;  weltl.  F.-B.  3,  5,  7 
mit  drei  Stimmen,  8,  9,  10;  Grafen-  u.  Herrenb.  10  fl  St.),  11 — 14., 
15  (2  St.),  16  —  20.  Städteb.  21—25.  —  Alle  Gebiete  mit  den  ge- 
nannten Ausnahmen  unter  bairischer  Landeshoheit. 

V.  Bairischer.  1020  DM.  Ausschr.  F.  u.  D.  Kurbaiern  u. 
Salzburg;  Ausschreiben  gemeinsch.,  Dir.  abwechs.  (director  agens),  Kreis- 
tage zu  Regensb.  oder  Wasserburg.  Religion  gemischt.  1.  Erzstift 
Salzburg.  Landschaft:  Präl.  (B.  zu  Chiemsee,  Dompropst,  D.-Cap., 
Abt  zu  St.  Peter,  P.  v.  Berchtolsgaden,  Abt  zu  St.  Michael,  P.  zu  Hägl- 
werth,  Abtiss.  zu  Nunnberg).  —  Bürgerst.  (Städte  u.  22  Marktfl.).  Adel 
gabs  seit  dem  18.  Jahrh.  keinen  (Oesterr.).    2.  H.  Baiern  nebst   der 
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oberen  Pfak.  Stande  im  Herz. :  Präl.  —  Ritter-  u.  Adelst  —  Bürgerst. 
(35  Städte,  95  Märkte).  Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrh.  nur  noch  ein 
Ausschuss;  in  der  Oberptalz  seit  dem  Erwerbe  1628  keine  Landtage 
mehr.  3.  Höchst.  Preising.  4.  F.  Neuburg  u.  Sulzbach  (Kur- 
pfalz). 5.  Höchst.  Regensburg  aus  3  Herrsch.  6.  Landgr.  Leuchten- 
berg seit  1646  den  Eurf.  v.  Baiem.  7.  Höchst.  Passau.  8.  G.  Stern- 
stein, den  F.  Lobkowitz  gehörig,  die  sie  1807  an  Baiem  verkauft 
haben.  9.  Propstei  Berchtols-  oder  Berchtesgaden.  10.  G.  Haag, 
seit  1567  Kurb.  11.  Abt  zu  St.  Emmeran  in  Regensburg.  12.  G. 
Ortenburg  den  Grafen  0.  13.  Hochadl.  Frauenabtei  Niedermünster 
in  Regensburg.  14.  Herrsch.  Ehren fels  seit  1667  den  Pfalzgr.  zu 
Neuburg.  15.  Adl.  Frauenst.  Niedermünster  zu  Regensb.  1 6.  Herrsch. 
Sulzberg  u.  Pyrbaum  den  Herren  v.  Wolfstein,  nach  deren  Aus- 
sterben 1740  von  K.  Baiem  occupirt.  17.  H.  Hohen-Waldeck,  seit 
1734  Kujbaiem.  18.  H.  Breitenech'  (dem  Gr.  Tilly  geh.),  seit  1724 
Stimme  u.  Lehngüter  an  E.  Baiem.  19.  Regensburg.  GeistL  u.  weltL 
Bank.    Ausser  1.  jetzt  alle  unter  bairischer  Hoheit. 

VI.  Schwäbischer  Ereis.  730  DM.  Ausschr.  F.  B.  von  Constanz 
u.  H.  zu  Württemberg,  Dir.  Württemb.  5  Bänke,  jede  1  Director  (geist 
Const.,  weltl.  F.  Württ.  ständig,  bei  den  Präl.  u.  Grafen  auf  Lebens- 
zeit; bei  den  Städten  Ulm  Dir.,  Augsb.  erste  Stimme).  Engere  Zu- 
sammenkünfte: 10  St.  Arch.  und  Kanzlei  in  Stuttgart.  ReUgiös  gemischt. 
Seit  K.  Friedrich  HI.  war  der  K.  in  4  Viertel  getheilt  unter  Häuptern: 
1.  Württ.  2.  Mkg.  V.  Baden.  3.  B.  zu  Const.  u.  Abt  zu  Kempten. 
4.  B.  zu  Augsburg.  —  94  Stände  in  5  Bänken.  1.  B.  GeistL  Stifte  u. 
Fürsten:  1.  B.  Constanz,  2.  Augsburg,  3.  Collegiatst.  P.  Ell- 
wangen, 4.  Bened.  Abtei  Kempten  (Erzmarschall  der  Kaiserin).  2.  B. 
Weltl.  Fürsten  u.  Stifte:  5.  H.  Württemberg  u.  Teck.  Stände: 
Prälat.  14  —  Städte  und  Aemter  68.  Der  Adel  reichsunmittelbar. 
6.  Baden-Baden  (obere  Markg.  Baden).  7.  B.-Durlach  (untere  M.). 
8.  M.  Hochberg  (B.  Durlach).  9.  G.  Hohenzollern-Hechingen. 
10.  G.  Hoh.-Sigmaringen.  11.  Adl.  weltl.  Frauen-Abtei  Lindau. 
12.  Adl.  welÜ.  F.-A.  Buch  au.  13.  G.  Th engen  (F.  Auersperg,  1811 
an  Baden  verkauft).  14.  Fürst  Fürstenberg  wegen  G.  Heiligen- 
berg. 15.  Oettingen  wegen  Oett.  16.  F.  Schwarzenberg  wegen  G. 
Klettgau.  17.  F.  Liechtenstein  (Yadutz  u.  Schellenberg).  3.  Bank. 
Prälaten.  18.  Cist.  Abtei  Salmannsweiler.  19.  B.  A.  Weingarten. 
20.  B.  A.  Ochsenhausen.  21.  B.  A.  Elchingen.  22.  B.  A.  Yrsee. 
23.  Präm.  A.  Ursperg.   24.  C.  A.  Kaisersheim.   25.  P.  A.  Roggen- 
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bürg.  26.  P.A.  Roth.  27.  P.  A.  Weissenau.  28.  P.  A.  Schussen- 
ried.  29.  P.  A.  Marchthal.  30.  B,  A.  Peterahausen.  31.  Regul- 
Aug.  Chorh.  Propstei  Wettenhausen.  32.  B.  A.  Zwiefalten- 
33.  B.A.  Gengenbach.  34.  Heggbach.  35.  Gutenzell.  36.  Roth- 
münster. 37.  Baindt.  34 — 37.  Cistercienser-Ord.  Frauenabteien.  — 
4.  Bank.  Grafen  u.  Herren.  38.  Deutsch-0.  Bailei  Elsass  u.  Burgund. 
39.  40.  Fürstenberg  wegen  Ldg.  Stählingen  u.  Baar.  41.  Kur- 
baiern  für  Herrsch.  Wiesensteig.  42.  43.  Fürstenberg  für  H. 
Hausen,  Mösskirch.  44.  G.  Montfort  wegen  H.  Tettnang  u.  Argen 
am  Bodensee.  45.  Oettingen-Wallerstein.  46 — 48.  G.  Truch- 
sess-Scheertrauchburg.  49.  G.  zu  Königsegg-Rothenfels. 
50.  G.  zu  K.-Aulendorf.  51.  Kurb.  wegen  Mindelheim  und 
Schwabeck.  52.  Fürst,  wegen  H.  Gundelfingen.  53.  Baden-B. 
wegen  G.  Eberstein.  54 — 56.  Drei  Fugger'sche  Linien.  57.  G.  von 
Hohenembs.  58.  Württ.  wegen  Justingen.  59.  Abt  zu  St.  Bla- 
sien  wegen  Bondorf.  60,  G.  v.  Traun  u.  Abensberg  wegen  Eglof. 
61.  G.  Stadion  wegen  Thannhausen.  62.  G.  von  der  Leyen  (seit  1711) 
wegen  G.  Hohen-Geroldsegg.  63.  Thurn  u.  Taxis  wegen  (1727) 
H.  Eglingen.  —  5.  Bank.  31.  Reichsstädte:  Augsburg,  Ulm,  Ess- 
lingen, Reutlingen,  Nördlingen,  Hall,  Ueberlingen,  Rottweil,  Heilbronn, 
Gmünd,  Memmingen,  Lindau,  Dinkelsbühl,  Biberach,  Ravensburg,  Kemp- 
ten, Eaufbeuem,  Weil,  Wangen,  Isny,  Leutkirch,  Wimpfen,  Giengen, 
PfuUendorf,  Buchhom,  Aalen,  Bopfingen,  Buchau,  Offenburg,  Gengenbach, 
ZeU  am  Hammersbach. 

VIL  Oberrheinischer.  Ausschr,  F.  B.  v.  Worms  u.  Kurpfalz 
wegen  Simmern.  Dir.  Worms.  K.  Oberster  Darmstadt.  Gemischt. 
Kreistage  früher  in  Worms,  im  18.  Jahrh.  zu  Frankf.  Kanzlei  u.  Archiv 
in  Worms.     56  Stände  in  3  Abth. 

1.  Geistliche:  Hochstifte  Worms,  Speier,  Strassburg,  Basel 
(Stände:  geistl.  5.  —  Rittersch.  10  Fam.  —  4  Städte  —  7  Aemter), 
Fulda;  P.  Weissenburg  (seit  1545  bei  Speier);  Johanniter-Ord. 
Meisterthum  oder  F.  Heitersheim  im  Breisgau;  B.  A.  Prüm  (seit 
1579  bei  Trier);  adl.  geistL  Ritterst.  P.  Odenheim  oder  Bruchsal. 
2.  Weltl.  Stände  42:  Kurpfalz  (3  St.  F.  Simmern,  Lautem,  Veldcnz), 
Pfalz-Zweibrücken,  Hessen-Cassel  (Stände:  Präl.  Deutsch.-O.? 
Univ.  Marb.,  6.  Vorst.  v.  Fräulein-Stiftern  u.  Hospitälern  —  Rittersch. 
in  5  Abth.  —  Landsch.  oder  Städte  in  5  Abth.  nach  den  Flüssen),  H.- 
Darmstadt  (Stände:  Präl.  Deutsch-0.  u.  Univ.  Giess.  — Rittersch.  — 
Städte.   Die  gemeinsamen  Landtage  beider  abgekommen),  F.  Hersfeld 
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(seit  1648  säcuL  u.  bei  H.-Gassel),  G.  Sponbeim  (zwischen  Eurpfalz, 
Pf.  Zweibr.  u.  Baden  —  B.  getheilt),  G.  Nomeny  (1736  an  Prankr., 
Stimme  bis  1765  E.  Franz  I.  seitdem  erloschen),  G.  Salm  (F.  Sahn), 

F.  Nassau-Weilburg,  N.-Saarbrück-Usingen,  N.-Idstein, 
N. -Ottweiler,  G.  Waldeck  (Kittersch.  u.  Städte),  L.  v.  Hessen-C. 
wegen  Hanau -Münzenberg;  L.  v.  Hessen-D.  wegen  Hanau- 
Münzenberg,  G.  Solms-Braunfels,   G.  Solms-Hohensolms, 

G.  Solms-Laubach,  G.  Solms-Rödelheim,  Mainz  wegen  Koni g- 
stein,  G.  Stolberg  wegen  Königstein,  Ysenburg-  (4  St.l  Bir- 
stein-Büdingen-Wächtersbach-Meerholz,  Wild-  u.Rhein- 
grafen  (3  St.  F.  u.  G.  Salm),  G.  Leiningen  (2  St.)  Westerburg- 
Hartenburg;  Münzfelden  (reichsunm.  Dorf  geth.  zwischen  Trier  und 
Nassau  -  Usingen),  G.  Wittgenstein  (2  St.  Sayn-W.  zu  W.,  S.-W.- 
Berleburg),  G.  Falkenstein  (Herz.  v.  Lothringen,  Oesterr.),  Herrsch. 
Reipoltskirchen  (geth.  zw.  Fam.  von  Löwenhaupt  und  Manderscheid 
V4,  Vi  ör.  von  Hillesheim  die  die  Stimme  hatten),  G.  Krichingen 
(Creange,  den  G.  von  Wied-Runkel  geh.),  G.  Wartenberg  (1707 
Reichsgrafsch.,  verlor  1711  die  Stimme  durch  Beschluss),  Köln  wegen 
G.  Bretzenheim,  H.  Dachstul  (G.  von  Oettingen-Baldem) ,  H.  Oll- 
brück (Freih.  Waldbott  -  Bassenheim  zu  Ollbrück -Bomheim).  —  3. 
Reichsstädte:  Worms,  Spei  er,  Frankfurt  a.  M.,  Friedberg,  Wetzlar. 

Vm.  Niederrheinisch-Westfälischer.  1250  DM.  Derselbe 
wurde  im  Laufe  der  Zeit  kleiner,  da  die  Hochstifte  Utrecht,  Kammerich 
(Cambray),  Gtelderland,  Zütphen  fortfielen.  Ausschr.  F.  u.  D.  Bisch,  v. 
Münster  u.  neben  ihm  altemirend  Kurf.  v.  Brandenb.  u.  Pfalz  als  H.  zu 
Cleve  u.  Jülich,  Kreistage  in  Köln,  Archiv  in  Düsseldorf.    Gemischt 

1.  Hochstift  Münster  (Stande:  Domkapitel  (40)  —  Ritterschaft 
63  —  Städte  13).  2.  H.  Cleve  nebst  G.  Mark  u.  Ravensberg 
(seit  1666  bei  Brand.).  Stände  m  aeve:  Rittersch.  49  —  Städte  7;  in 
der  Mark:  Rittersch.  (64  gräfl.  u.  freih.  ritterl.  Fam.)  —  Städte  8;  in 
Ravensberg  Rittersch.  22  —  Städte  2.  —  3.  H.  Jülich  u.  Berg  (seit 
1685  Kurpfalz,  1742  an  den  Sulzbacher  Pfalzgr.,  Kurf.  v.  der  Pfalz). 
Vereinigte  jülich-berg.  Landesvertretung:  Rittersch.  —  8  Städte.  Land- 
tage zu  Düsseldorf.  4.  Höchst.  Paderborn.  St.:  Domkapitel  (dazu 
auch  3  Aebte:  B.  A.  Abdinkhof  in  Päd.,  B.  A.  Marienmünster,  Bern- 
hard. A.  Hardehausen)  —  Rittersch.  —  20  Städte.  5.  Höchst.  Lüttich. 
St.:  Domk.  —  Adel  —  Bürgermeister  der  Städte.  6.  Höchst  Osna- 
brück (abwechselnd  ein  kath.  Bisch,  u.  ein  evang.  weltl.  Landesherr 
aus  dem  braunschweig.-lüneburg.  Hause).    Stände:  Domk.  —  Rittersch. 
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80  Güter  (Sitz  u.  Stimme  landtagsfah.  Gut  u.  16  Ahnen)  —  4  St. 
7.  F.  Minden  (seit  1648  als  säcul.  F.  an  Brandenburg).  Landst.  Dom- 
kap. —  Präl.  2  und  Rittersch.  —  Städte  u.  Flecken.  8.  F.  Verden 
(1648  säcul.  an  Schweden,  1715  an  Kur-Braunschweig-Lüneburg).  Stande: 
Rittersch.  u.  St.  Verden.  9.  Bened.  A.  Corvey,  seit  1783  Bisthum. 
10.  Bened.  A.  Stablo  u.  Malmedy.  11.  Bened.  A.  Werden.  12. 
Bened.  A.  St.  Corneli-Münster.  13.  Kais,  freiweltl.  adl.F.-A.  Essen 
(Töchter  aus  furstl.  u.  gräfl.  Häusern).  14.  freiw.  adl.  F.  St.  Thorn 
im  B.  Lüttich  (fürstl.  u.  gräfl.).  15.  freiw.  F.  St.  Herford  (fürstl. 
gräfl.  4  adl.  oder  bürg.  St.  seit  16.  Jahrh.  protest).  16.  F.  zu  Nassau* 
Diez  (Diez,  Siegen,  Dillenburg,  Hadamar).  17.  F.  Ostfriesland  (seit 
1744  beim  Aussterben  des  Hauses  in  Folge  der  Anwartsch.  PreuBsen). 
Stände:  adl.  Herrl.  u.  Städte  u.  Aemter.  18.  F.  Mors  (Preuss.  geh.). 
19.  G.  Wied  (W.-Neuwied,  W.-Runkel).  20.  G.  Sayn  (S.- Altenkirchen 
seit  1741  demMkg.  zu  Brandenb.-Onolzbach ;  S.-Hachenburg  den  Burggr. 
V.  Eirchberg,  hier  hatten  sie  nur  1  St.,  im  Reichstage  im  Grafencolleg 
jeder  eine).  22.  23.  (G.  Schauenburg  (Grafen  f  1640,  an  Lippe; 
seit  1565  (ein  Theil  an  Braunschw.-Lüneburg,  als  Lehnsherr,  der  Rest 
getheilt  zwischen  H.  Cassel  u.  Lippe;  im  Reichstage  diese  beiden  1,  hier 
jeder  1  St.).  24.  25.  G.Oldenburg  u.  Delmenhorst  seit  1675  die 
K.  von  Dänemark  aus  dem  Hause  Oldenburg).  26.  G.Lippe  (Stände: 
Rittersch.  u.  Städte).  27.  G.  Beut  heim  (seit  1753  an  Kur-Braunschw.- 
Lüneburg  verpfändet).  28.  G.  Steinfurt  (G.  Bentheim).  29.  G.  Teck- 
lenburg  u.  Lingen  (den  G.  von  Tecklenburg  wurde  Lingen  abge- 
nommen, dem  G.  Maximilian  v.  Büren  vom  E.  Karl  V.  gegeben  1548, 
nach  dessen  Absterben  von  den  Vormündern  der  Tochter  an  K.  Karl  V. 
verkauft,  Philipp  H.  gegeben,  aber  seit  1632  wieder  bei  Nassau-Oranien 
(Anna,  Tochter  Max.,  hatte  Wilhelm  I.  v.  N.-Oran.  geheirathet),  1702 
Y.  Friedrich  I.  von  Preuss.  in  Besitz  genommen,  mit  Tecklenburg  1707 
vereinigt,  das  derselbe  durch  Kauf  von  Solms-Braunfels  erwarb.  30.  G. 
Hoya  (seit  dem  Aussterben  der  Grafen  1583  getheilt  unter  die  3  Lin. 
Calenberg,  Wolfenbüttel  und  CeUe  von  Braunschw.,  seit  1705  bei  der 
einzigen  Braunschw.  Lün.;  eiu  kleiner  Theil  an  H.  Cassel).  Stände: 
Präl.  2  St.,  die  aber  nicht  erschienen  —  Rittersch.  (Besitzer  lehnb.  u. 
übrigen  adl.  Güter)  und  Freie  (Bes.  adl.  freier  Lehn-  oder  Erbgüter)  — 
Stadt  Nienburg  u.  Flecken.  31.  G.  Virnenburg  in  der  Eifel  (seit  dem 
Aussterben  im  16.  Jahrh.  durch  die  Erbtochter  an  G.  Löwenstein- Werth- 
heim).  32.  G.  Diepholz  (f  1585,  in  Folge  Anwartsch.  an  Braunschw.). 
33.  Spiegelberg  (seit  1631  Nassau-Diez,   aber  unter  Calenberg'scher 
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Hoheit).  34.  Rietberg  (durch  Heirath  Ende  des  17.  Jahrh.  an  G.  v. 
Eaunitz).  35.  G.  Pyrmont  (seit  dem  Aussterben  der  G.  v.  Gleichen 
1625  an  die  G.  Ton  Waldeck).  36.  G.  Gronsfeld  (seit  1740  der 
freih.  von  da  ab  gräfl.  Pam.  v.  Gronsfeld-Diepenbrock  gehörig.  37.  G. 
Reckheim  (G.  v.  Aspremont)  an  der  Maas.  38.  Herrsch.  Anhalt 
(1641  durch  Schenkung  an  die  P.  von  Salm).  39.  H.  Winnenburg 
u.  Beilstein  (nach  Aussterben  der  Pamilie  als  Lehen  an  Trier,  belehnt 
V.  Erzb.  Lothar  Mettemich  an  einen  Mettemich).  40.  G.  Holzapfel 
(gekauft  V.  G.  Peter  zu  Holzapfel  1643  vom  P.  v.  N.-Hadamar,  mit 
dessen  einziger  Tochter  an  P.Adolf  zu  K-Dillenburg,  1707  durch  deren 
Tochter  an  die  P.  v.  Anhalt-Bemburg-Hoym.  Zuletzt  dem  Erzh.  Stephan 
V.  Oesterr.  als  Allode  u.  jetzt  einem  Oldenburg.  Prinzen).  41.  H.  Wittern 
(1723  G.  V.  Plettenberg),  dazu  G.  Eyss  u.  Schlenacken.  42.  G.  Blank en- 
heim  u.  Gerolstein  (G.  von  Manderscheid ,  denen  noch  andere  ge- 
hörten). 43.  H.  Gehmen  (1640  durch  Heirath  an  die  G.  v.  Limburg- 
Styrum,  später  von  denselben  verkauft,  jetzt  allodial  den  G.  v.  Lands- 
berg). 44.  H.  Gimborn  u.  Neustadt  (1610  belehnt  G.  Adam  v. 
Schwarzenberg,  seit  1682  zu  Sitz  auf  den  westf.  Kreistagen,  1702  im 
westf.  ReichsgrafencoD.).  45.  H.  Wicker  ad  (G.  v.  Quadt,  1752  Purst). 
46.  H.  Mühlendomk  (durch  Heirath  an  G.  von  Ostein).  47.  H. 
Reichenstein  (1698  durch  Kauf  an  Preih.  v.  Nesselrode),  48.  G. 
Kerpen  u.  Lommersum  (seit  1711  G.  v.  Schaesberg).  49.  G. 
Schieiden  (seit  1593  G.  v.  der  Mark).  50.  G.  Hallermund  (1680 
Afterlehen  der  G.  Flaten).    51.  Köln.    52.  Aachen.   53.  Dortmund. 

IX.  Obersächsischer.  1950  DM.  Ausschr.  P,  u.  D.  Kurf.  zu 
Sachs.  Kreist,  in  Leipz.,  auch  Jüterbog  oder  Prankf.  a.  0.,  letzter  1683. 
Evangelisch. 

1.  Kursäohsische  Lande.  540  DM.  mit  dem  Theile  von  Henne- 
berg u.  Lausitz  730  DM.  Stände:  1.  Kurie.  Präl.  (Meissen,  Merseb., 
Naumburg)  —  Grafen  u.  Herren  (G.  Schwarzburg,  Mansfeld,  Stolberg, 
Barby,  Schönburg,  Sohns)  —  Univ.  Leipzig  u.  Wittenberg.  2.  Kurie: 
Ritterschaft  (8  Ahnen  u.  altes  schriftsässiges  Rittergut-,  jeder  nur  1  St; 
die  amtssässige  Ritterschaft  durch  Abgeordnete  vertreten,  welche  in  den 
Aemtem  die  Amtssassen  wählten).  3.  Kurie:  102  Städte;  alle  6  Jahre 
ein  ordentl.  Landtag  zu  Dresden;  alle  3  J.  Ausschussdeputations  -  Con- 
venttage.  Das  Einkommen  der  Kurfürsten  aus  den  Kurlanden  betrug 
über  7  Mill.  Thb.  2.  Mark  Brandenburg.  695  DM.  Die  Thäügkeit 
der  Stände,  Rittersch.  u.  Städte  null.  Erster  Stand  der  Herrenmeister 
des    Johanniter -Ordens    Herrenmeisterthum    Sonnenburg    (oder    Bailei 
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Brandenburg)  unter  dem  Grosspriorat  deutscher  Zunge  zu  Heitersbeim. 
3 — 7.  Lande  der  Herzoge  zu  Sachsen  Ernestinischer  Linie: 

F.  Weimar,  F.  Eisenach,  F.  Koburg,  F.  Gotha,  F.  Altenburg.  Stände 
in  W.*  E.  EL  A.:  Ritterschaft,  Städte;  in  Gotha:  Grafen  und  Herren  (P. 
Ton  Schwarzburg,  G.  Ton  Hohenlohe),  Bittersoh.,  2  Städte;  dazu  die 
adligen  Vasallen  aus  dem  Amte  Themar  und  die  G.  Henneberg  und 
Stadt  Themar.    Die  Ghrafen  (F.)  von  Hatzfeld  wegen  ihres  Antheils  an 

G.  Gleichen,  H.  Eranichfeld  und  Blankenheim  unter  Quasihoheit  Ton 
S.  Gotha.  8.  F.  Qu  er  fürt  (ehemals  magdeb.  Aemter  bei  Eursachsen). 
9.  H.  Pommern  (schwedischen  Antheils  seit  1648)  oder  Vorpommern 
mit  F.  Rügen.  Stände.  10.  11.  H.  Pommern  (seit  Aussterben  der 
alten  Herzoge  1637  anPreuss.),  umfassend  ein  Stück  von  Vor-  u.  ganz 
Hinterpommern  nebst  F.  Eammin  (säcul.  1648,  vorher  unter 
ponmierischer  Hoheit).  Stände:  Präl. ,  Rittersch.,  29  Städte.  12.  F. 
Anhalt  (Dessau,  Bemburg,  Eöthen,  Zerbst).  Stände:  Rittersch.,  Städte. 
13.  freiweltl.  Frauen-A.  Quedlinburg,  seit  1539  protest.  14.  freiw. 
F.-A.  Gernrode  (seit  1.  Jan.  1624  bei  Anhalt).  15.  ehem.  Cist.-A. 
Walkenried  (seit  1546  evangel.,  1648  erbl.  Reichslehen  der  H.  v. 
Braunschw.-Lüneb.,  1672  an  B.-Wolfenbüttel).  16.  17.  F.  Schwarz- 
burg (seit  1552  zwei  Linien  Sondershausen  u.  Rudolstadt).  18.  G, 
Mansfeld  unter  Hoheit  von  Magdeburg  (Brandenburg).  19.  G.  Stol- 
berg u.  Wernigerode  (unter  kursächs.  bez.  brandenb.  Hoheit).  20. 
G.  Barby  (Eursachsen).  21.  Herrschaften  der  Grafen  Reu ss.  22. 
Herrsch,  der  Gr.  v.  Schönburg  (unter  kursächs.  Hoheit).  23.  G. 
Hohenstein  u.  Herrsch.  Lora  u.  Elettenberg  (H.  seit  1535  G. 
V.  Stolberg;  die  beiden  anderen  mit  Halberstadt  bei  Preussen). 

X.  Niedersächsischer.  1420  DM.  Evangel.  Ausschr.  F.  u.  Dir. 
IL  zu  Magdeb.  u.  Bremen,  Mitdir.  Braunschweig. 

1.  H.  Magdeburg  (Erzb.  1561.  5.  Dez.  evangel.,  1680  in  Folge 
des  westfäl.  Friedens  nach  des  letzten  „Administrators^  Tode  an  Bran- 
denb.). Stände:  Präl.,  Rittersch.,  St.  2 — 5.  Länder  des  Eurhauses 
Braunschweig.  Lüneburg  (H.  Bremen  dem  Erzb.  1644  abgenommen. 
—  F.  Lüneburg  oder  Celle.  —  F.  Grubenhagen.  —  F.  Calenberg.  In 
jedem  Stände:  Rittersch.,  Städte,  im  letzteren  auch  Präl.).  6.  Wolfen- 
büttel.  St.  Präl.,  Rittersch,,  Städte.  7.  Halberstadt  (1648  an  Bran- 
denb. Stände:  Präl.  Domkap.,  Clerus  secundarius,  —  Rittersch.  —  3 
Städte).  8.  u.  9.  H.  Mecklenburg- Schwerin  u,  M.-Güstrow. 
Stände  wie  heute.  10.  u.  11.  H.  Holstein  (Glückstadt  u.  Gottorf). 
Seit  1712    kein  Landtag  mehr.     12.   Höchst.    Hildesheim.    Stände: 
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Domcap.  —  7  Stifter,  6  kath.  1  evang.  —  Rittersch.  75  landtagaf.  adl. 
Güter  —  Städte.  13.  H.  S.-Lauenburg  (1716  belehnt  Kurf.  Georg 
V.  Braunschw. - Lüneb.).  Stande:  Rittersch.  u.  Landsch.  (Städte).  14. 
Höchst.  Lübeck  (seit  1648  rechtl.  evangel.).  15.  P.  Schwerin.(1648 
als  Bisth.  sücularisirt  u.  d.  H.  v.  Meckl.  gegeben).  16.  F.  Ratzeburg 
(1648  als  Bisth.  säcnl.  u.  denselben  gegeben).  17.  F.  Blankenburg 
(nach  dem  Aussterben  der  G.  v.  B.  1599  als  eröffnetes  Lehen  zufolge 
Anwartschaft  an  Wolfenbüttel.  18.  G.  Ranz  au  (1721  an  Dänemark). 
19.  Lübeck.  20.  Goslar.  21.  Mühlhausen.  22.  Nordhausen. 
28.  Hamburg.    24.  Bremen. 

Nicht  eingekreiste  Länder. 

1.  Hersch.  Asch  (Fam.  von  Zedtwitz,  von  K.  Joseph  II.  Böhmen 
unterstellt).  2.  Cist.  A.  Burtscheid  bei  Aachen.  3.  Präm.  P.  Cap- 
penberg  (AUodial  dem  Freih.  von  Stein).  4.  H.  Dreyss  bei  Wittlich 
(Abtei  Echternach  in  Luxemburg  gehörig).  5.  H.  Dyck  (G.  Salm- 
Reifferscheid-Dyck).  6.  adl.  F.-St.  Elton.  7.  H.  Freudenberg  in 
Luxemburg,  dem  Abte  von  St.  Maximin  in  Trier.  8.  reichsfreier  Ritter- 
sitz Frohnenburg  u.  reichsfreie  Herrl.  Hörstgen  im  Erzst.  Cöln 
(Freih.  v,  Mylendonk).  9,  Land  Hadeln  (1731  dem  braunschw.  Kur- 
hause verheben)  mit  eigenthüml.  Verfassung.  10.  G.  Homburg  (vor 
der  Mark)  den  G.  v.  Wittgenstein-Berleburg.  11.  H.  Jever  den  F.  v. 
Anhalt  gehörig.  12.  Herrl.  Knyphausen  (G.  Aldenburg,  1757  G. 
Bentinck).  13.  Herrsch.  Landskron  (G.  v.  Nesselrode)  zw,  der 
Mark  u.  Münster.  14.  H,  Lebach  an  der  Grenze  von  Lothringen 
(geth.  V,  Trier,  Zweibrücken,  Frauenkl.  Frauenlautem,  Freih.  von 
Hagen  zu  Motten).  15.  H.  Mechernich  (G.  Nesselrode).  16. 
Mümpelgard  (Württemberg)  zw.  Basel,  Burgund,  Lothringen,  Sund- 
gau. Sprache  allmälig  franz.  17.  H.  Nalbach  (Landeshoheit  bei 
Trier  u.  Freih.  v.  Hagen).  18.  Dorf  Neunkirchen  am  Wfidtzen- 
berg  in  Trier  der  A.  St.  Maximin.  10.  H.  Oberstein,  geth.  zw. 
Trier  u.  Limburg -Styrum  (jetzt  oldenb.  Enclave  der  preuss.  Rhein- 
prov.).  20.  H.  Pirmont  bei  Karden  im  Trier'schen  (1701  Frh.  v.  Wald- 
bott-Bassenheim).  21.  H.  Rhade  in  der  G.  Mark  (G.  Nesselrode).  22. 
H.  Rheda  (G.  v.  Bentheim-Tecklenburg).  23.  H.  Richold  im  IL  Lim- 
burg (Frh.  V.  Bongard  zu  Pfaflfendorf).  24.  H.  Saffenburg  (H.  v.  Arem- 
berg).  25.  H.  Schauen  (nach  versch.  Wechsel  1698  an  Frh.  v.  Groten). 
26.  H.  Schaumburg  a.  d.  Lahn  (F.  von  Anhalt).    27.  H.  Schönau  (Frh, 
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V.  Broich).  28.  Cist.  Abtei  Schönthal  im  Würzb.  29.  H.  Schwarzenholz 
(Frauenkl.  Praueidautem).  30.  H.  Stein  in  Lüttich  (Marquis  v.  Wester- 
loo).  31.  H.  Wasserburg  a.  Bodensee  (Oesterreich).  32.  H.  Wilden- 
berg  (seit  1418  G.  Hatzfeld).  33.  Kirchspiel  Winden  (Präm.  A.  Arn- 
stein).  34.  ö.  Wyke  im  H.  Limburg  (Frh.  von  Wachtendonk).  35.  G. 
Fagnolle  im  Süden  von  Lüttich  (P.  v.  Ligne). 

Dazu  die  Gebiete  der  freien  unmittelbaren  Reichsritfeer- 
schaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Die  gan  erb  schaft- 
lichen Orte.  Die  unmittelbaren  Reichsdörfer.  K.  Böhmen.  M. 
Mähren.  H.  Schlesien.  G.  Glatz.  Markgrafenthum  Ober-  und 
Niederlausitz. 


V.  Schulte,  Rpicha-  u.  Ilochtagoftch   3.  Aufl.  .tq 
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Alphabetisches  Wortyerzeichniss. 

Auf  die  Anhänge  ist  keine  Rücksicht  genommen.  —  Die  ZilTern  nach  dem  Komma  vreison  anf  die 

Anmerkungen. 


Aachen  199. 
Abendmablsprobe  425. 
Absonderung  der  Kinder  527  f. 
Accise  254. 
Acht,  heiml.  366.  403,  offene  408. 

—  Erklärung  von  ReicfasständenSlO.  314. 

behufü  der  Urtheilsvollstreokung  432. 
ActoreB  118,  8a.  131. 
Adal  32,  1. 

Adel  82.  135.. 281.  hoher,  niederer 333. 
Adeliges  Gut  456. 
Adfathamire,  adfathimus  360,  6. 
Admallare  396,  3. 
^Administration  in  den  Territorien  249. 

320  ff. 
Admission  zum  Reichstage  312. 
Adoption  525. 
Adrhamire  399,  4. 
Adstantes  382,  1. 
AdTocatus  122,  27.  128.  251. 

—  eoclesiae  204.  307. 
Ager  publicus  46. 

Ager  =  Oentene  119,  8b. 
Aicis  119,  8b. 
Alamannen  18.  46.  52. 
Alanen  48. 
Alarich  48. 
Albertus  82. 
Albert  Pölmann  178. 
Aldi,  Aldiones  141. 
Aliprand  82. 
Almenda  25. 
Alode  455. 
Alodifioation  323,  15 


AltersTormundschaft  526. 
Altfürstliohe  Häuser  312. 
Althing  40,  1. 

Aemter  275,  Hof-Landes  250,  der  Terri- 
torien 321  ff. 
Amtsadel  214. 

Amtsleute,  Amtsmänner  das. 
Audio,  Peter  t.,  181. 
Aneignung  466  ff. 
Anen  276,  1. 

Anevang,  anevangen  485. 
Angelsachsen  85. 
Annahme  an  Kindesstatt  525. 
AnscUag  233. 
Ansegisus  88. 
AlUscs  34,  7. 

Ansiedlungen,  älteste  90  ff. 
Antiqua  coli.  72. 
Antrustionen  103.  396,  3. 
Antwort  397,  6:  402. 
Anwachs  468. 
Anweisung  511. 
Apocrisiarius  113. 
Appellation  370  ff. 
Appellationsgeriohte  372.  376. 
Aquitanien  53. 
Arohioappellanus  113. 
Arimanni  135. 
Ariprand  82. 
Arrha  502. 
Arum  119,  8b. 
ArumaeuB  Dominious  301. 
Athaulf  48. 
Attüa  49. 


Ü. 


Register. 
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Auotor  retua  de  benef.  170. 

Aufgebot  B.  Heer. 

Auflassung  469  ff. 

Auftrag  511. 

Aufzeichnung  des  Urtheils  431« 

Augenschein  416. 

Augsburg  161.  289. 

—  Gonfession  u.  Religionsfriede  289. 

Augüstus  Imp.  304« 

Ausstattung,  Aussteuer  522. 

Austräge  377.  380. 

Austrasia  53. 

Austria  56. 

Auswärtige  Angelegenheiten  327. 

Autonomie  20. 

Aviatica  terra  455. 

Baden  —  Landreoht  295,  8.  297.  Ver- 
fassung 343,  4. 

Bahrgericht  425. 

Bajoarii  49. 

B;iiern  49.  an  die  Franken  53.  Hei'zog, 
Erblichkeit  der  Wfirde  238,  7.  Kur- 
fürst 309.  Landesordnung,  Land- 
recht 157.  296.  Verfassung  373,  4. 

Balemunden  534. 

Bank  im  Reichstage  312;  in  den  Ge- 
richten adelige,  gelehrte  378, 13.  390. 

Bann  99.  117.  s.  König,  Graf. 

BargUdi  117,  4. 

Baro  270,  2. 

Basken  16,  4. 

Bauern  23. ;  Bauem-Sprachen  164,  Stand 
335. 

Bayer,  Georg  300. 

Beamte  251. 

Bebenburg,  Lupoid  t.,  181. 

Beden  254. 

Befestigungen  253. 

Begnadigungsrecht  364. 

Beischlaf,  Folgen  515. 

Beklagter  395. 

Bdlger  16,  4. 

Belgica  45. 

Benediotus  Levita  88. 

Boneficia  109  ff. 

Berg,  Grafsoh.  Ritter-  u.  Landr.  157. 

Bergelohn  469. 


Berggesetze  156. 

Bergregal  235. 

Bern  159. 

Berufung  370  ff. 

Besannen  306,  1. 

Bescholten  am  Rechte  446. 

Besitz  452.  Bedeutung  453-  dreitägiger 
472.  475.  Klagen  463.  —  Recht  465. 
rechtmässiger  472.  478.  —  Störtmg 
380.  504. 

Besitznehmung  der  Territor.  240  f. 

Bestandvertrag  510. 

Beweis  403  ff.  beweisen.  Beweisung  416. 
—  Recht,  Satz  427,  der  Forderungen 
492. 

Bienenschwärme  467. 

Biergelden  281. 

Bischöfe,  Grafenamt  183. 

Blume  d.  Magd.  Rechts,  des  Saohsensp. 
175  f. 

Blutbann  der  Landesherren  241.  354. 

Böhmen  57.  Stellung  nach  der  goldnen 
Bulle  196, 11.  204, 11.  Erbfolge  218, 
15.  Kriegspflicht  gegen  d.  Reich  226, 
1.  Kurwfirde  198,  1.  209,  5.  Read- 
mission  der  Stimme  309,  7.  Ge- 
richte: 358,  2.  Landesordnungen 
294,  2.  Rechtsentwicklung:  über- 
haupt 155,  3.  4.  157,  12.  Landrecht 
157,  12.  302.  Stadtrecht  163.  298,  6. 
Unterthanenschaft,  allgemeine  im 
Lande  243,  23.    321,  9. 

Brand  von  Tzerstede  173. 

Brandenburg.  Kurwürde  198, 1.  Unter- 
thanenschaft 243,  23.  Appellations- 
ger. 326,  28.  Gerichtsbarkeit  überh. 
358,  2.  siehe  Preussen. 

Brant,  Sebastian  296. 

Braunschw.  -  Lüneb.  Herzogth.  Kurf. 
309. 

Brautschatz  522. 

Breslau  1G2. 

Breviariura  Alaric.  74. 

Briefe  als  Beweismittel  418. 

Brunn  163. 

Buch,  Johann  Ton,  167.  173.  174. 
Nikolaus  von  173. 

38* 


iToli  IV.  153. 

r337.  norddeatMher34a 


echt  146  ff. 
k  2B1. 

ipitntio  111. 
dii  77,  6. 


,'töwi.  :j2- 


I  2,  6-  ELrearum,  domorum 

9  ff. 

9.  357. 

des  karoling.  Reiohg  181. 

320  ff 

137,  8. 


dreche  295,  8.  s.  Pfoli. 


i.  Kanzler  206.  Hers. 


Collegien  das  BeiohBtsga  311  £ 
Coloniu  143,  12. 

Comes  94.  palotii  113.  stkbuli  113.  ter- 
minal ia  123. 
ComitatuB  43.  109. 
Coromendation  103.  134.  136. 
OommisBioDB-Decrot  813 
Commnnio  bonornia  964.  prorogat»  B2S. 
CommunitateB  civitatom  223.  268. 

—  VMallonuD  247. 
Oompositio  347. 
GoDciliam  40,  1. 
Coaclaaum  imperii  313. 
Concordate  154. 

Concordia  de  singnlie  cauBU  81. 

Concubinftt  530. 

CoDditB  119,  8b. 

ConductuB  2Ö4. 

CoDfiaoation  lOS,  27.  112.  432,  I. 

Coofocderatio  cum  princ.  eool.  Frid.  H. 

162. 
Conjectua  132. 
Oonjnratores  405  ff. 
ConrinK.  Herkann  296. 
ConMiripfioii  322. 
CoDBUarii  253. 

ConBÜium,  GonBiBtorimn  des  KBnigs  114. 
Consuetudo  60,  1.  64. 
Conaal  52. 
CoDBule«  267.  886. 
Contingente  153. 
Contnmacia  428. 
ConTcnttiH  public!  125. 
GonventuB  (der  Abteien)  245. 
CoüTiva  regia  103  ff- 
Corelation  313. 
.CorpuBCatholioorum,ETai)geliooram  äM. 

—  juriB  147.  389,  1. 
CubicuIariuB  113. 

CniuB  regio  illiuB  religio  334. 
Culm  162.  Handfeste  157. 
CultoBminiaEerien  336. 
CuriatBtimme  312. 
Dacicr  17. 
Danen  57. 

DSuischer  Krieg  338. 
Dapifsr  113.  250. 
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Darlehen  510. 

Decanus  26,  8. 

Defensor  129. 

Delegation  511. 

Denarius  8.  Spiritus  492.  502,  1. 

Deputationen  des  Reichs  814. 

Deputation8-Hanpt-6chluji8  290. 

Deutsche,  Name  16.    Stftnune  17. 

Deutschland  59. 

Deutachspiegel  172. 

Dictamen  180. 

Diebsklage  485. 

Dienstadel  186. 

Dienstleute  282. 

Dienstrecht  164. 

Dietriohstein  308,  1. 

Diffidare,  diffidatio  222,  3. 

Dingliche  Rechte  482  ff. 

Dingstatt  391. 

Distinctionen,  Buch  der,  178. 

D&fer  ^. 

Domänen  110.  821,  16. 

Domesticus  118,  8a. 

Dominium  192;  directum  utile  459. 

Dominus  458;  terrae  192. 

Dona  111. 

Dortmund  161. 

Dos  522. 

Dotalitium  528. 

Drangeid,  Draufgeld  505. 

Dreifelderwirthsohaft  25,  5. 

DreikÖnigsbündniss  837. 

Duces  123. 

Duell  419  ff. 

Durchsohlachteigen  455. 

Dynasta  192.  216. 

Ea  27,  2. 

Ebenbürtigkeit  276,  1.  450.  515. 

Echtes  ding  349.  391  f. 

Echtlosigkeit  446. 

Edele  Iflte  270. 

Edictum  Athalarici  74. 

—  Theodorici  das. 
Edictus  Langob.  79. 
Eger  160. 

Ehe  28.    Folgen  der  514  ff. 

—  der  Könige  95,  1. 


Ehe  zur  linken  Hand  530. 

Ehehaften  397.  479. 

Ehelichkeit  537. 

Ehemann,  Stellung  z.  Frauengute  516  ff. 

Ehestiftung,  Eherertrag  524. 

Ehre  445  ff 

Ehrlosigkeit  447. 

Eid  gegen  den  König  98;  im  Gerichte 

Ablegung  392,  4.  406. 
Eideshelfer  405.  408. 
Eigen  455. 
Eigengerichte  358  ff. 
Eigenmacht  347. 

Eigenthum  23.  454  ff.  getheiltes  459. 
Eigenihumserwerb  466  ff.  Klage  482  ff. 
Eigene  Leute  283.  ' 

Eike  Yon  Repgowe  166. 
Eineid  405.  409. 
Eingebrachtes  518  ff. 
Einkindsohaft  528. 
Einkünfte  des  Königs  110.  280  ff.  316. 

—  der  Landesherren  253  f.  321. 
Einlager,  Einreiten  433,  2. 
Eintragung  476. 
Einwanderung  90  ff. 
Einweisung  434.  475. 

Einwic  419. 

Einwohner  der  Territorien  242  f.  819  ff. 

Einzelhöfe  23. 

Eisenach  160.    Rechtsbuoh  178. 

Electus  Imperator  304. 

Eltern,  Erbrecht  546. 

Emancipatio  sazonica  526. 

Empfehlung  511. 

Engern  26,  9. 

Enns  160. 

Erbämter  des  Reichs  209,  6.  311. 

Erbare  lüte  270,  2. 

Erbe  455.  547.  nächster  549  ff. 

—  Anisritt  des   556.;    Haftpflicht  557. 
Theilung,  Yerlust  559. 

Erbfolge  30. 

—  in    Filrstenthfimern    238.    in    das 
Königthum  95  f. 

Erbgut  217.  639.  551  ff 
Erblichkeit  der  Grafschaft  182  ff. 

—  d.  Königswürde  39. 95  f.  189.  Lehen  185. 
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Sl  ff.  96.  Herzogth. 
in  159.  199. 
rechte  159. 

eohtL  BMluBg  516  tt. 


FrsnengDt  das. 

Fraukauf  28. 

Freds,  fredum,  frcduB  99.  112.  347. 

Freiburg  i.  B.  159.  im  Üohtlande  da«.  8. 

Freie,  Freiheit  26.  32.  134.  Tollkommeii 

276  ff.     Bedeutung  der  F.   im  Pri- 

Tatrechte  425.  Beweis  der  F.  411  tL 
Freier  Herr  192.  276. 
FreigBlasseue  37. 
Freigerichte  361. 
Freigraf  362. 

Freiheitsbriefe  Ssterreicb.  154  f. 
Freikauf  143. 
Freiliueung  141.  143. 
Freiachaffe  386. 
Fremde  62. 
Frian]  57. 
Friedberg  832. 
Friede  27.  besonderer  99.  =  Verwandt- 

Bchaft  30. 
—  Wirken  des  bei  der  Auflassung  476. 
FriedensbOoher  158. 
Friedenigeld  s.  freda. 
Friedrich  I.    const.  de   regalibus  153. 

Friedr.   ü.   priv.   in    faT.   princ.   n. 

confoed.    oiun     princ.    eacles.     das. 

Text  beider  194,  6. 
Friesen  47.  100.  268.  Kecbte  156. 
Fristen  S97. 
Frobnbote  3B8. 
Früchte  466.  500.  607. 
FOreprecher  384.  888. 
Forst  88. 192.  214  ff.  276.  Gerichtsstand 

371. 
Faratenamt,  Theilang  189.  Erbfolge  338. 
Fttratenrath  311. 

FaratencongrefB  zu  Boriin,  Prankl.  333. 
FQratengenoaa  215,  7. 
FOrat-Principal-CoiamiaBariuB  314. 
Fumknechtsbestallung  292. 
Gainn  16,  2. 
Galen  16. 

Ganerben  643,  I.  559. 
Ganerbaohaften  3S3. 
Gargangi  62. 
GaainduB  104,  7. 
Gastrecht  29. 
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Gau  26.  41.  W.  116  ff.  182  ff. 
Gebotene  Dinge  41.  393. 
GebnrtBstände  268  ff.  aS3  ff. 
Gedinge  492. 
Gefahr  im  ProceBse  402,  bei  Vertrftgen 

499.  506. 
Gefolge  des  Königs  103  ff. 
Gefolgsohaft  43. 
Geisel  494. 
Geistliche,  Erbrecht  541. 

—  Bank  312. 

—  Gerichtsbarkeit  über  sie  869.  436. 

—  Nachlass  derselben  236. 

—  Beichsfürsten  2ia  278.  312. 

—  Steuerbarkeit  ders.  232.  254,  5. 

—  Territorien  237.  319. 

—  8.  Kirche. 

Geistlicher  Vorbehalt  819. 
Gelehrte  390. 

Geloben  492. 

Gemahl  29. 

Gemeinbescheide  291. 

Gemeinde  21.   25.   94.   119.     Gerichte 

346  ff.  349  ff. 
Gemeine  Ehre  449. 
Gemeiner  Tod  499. 
Gemeines  Beoht  145.  286. 
Genoss,  üebergenoss,  Fngenoss  461. 
Genossenschaft  der  Gatten  516. 
Gerade  548. 

Gereide,  Gereide  Gut  466. 
Gericht.    Hegung  394.    Zeit  393.  siehe 

Bporteln,     Kammerg.     Landger. 

Beichshofrath  u.  a. 
Gerichte,  geistliche  434  ff. 
Gerichtlicher  Abschluss  v.  Verträgen  492. 
Gerichtsformeln  176,  9. 
Gerichtsordnungen  der  Territorien  295. 
Gerichtsschreiber  391.  398. 
Gerichtsstand  der  Freien  349.  356.  357. 

368.  368.  376,  Fürsten  276.  371.  369. 

Unfreien  368. 
Gerichtszeugniss  416. 
Geriohtszinsen  254. 
Germl^e  30. 
Germanen  16  ff. 
Germania,  rom.  Provinzen  46. 


Gerüchte  400. 

Gesamint  urteil  161,  3.  371,  1. 

Gesammtbelehnung  239,  10  ff 

Gesammtbürgschaft  31.  496  f. 

Gesammteigenthum  459. 

Geschäfte  565. 

Geschenke  an  den  König  111. 

Geschlechts- Vormundschaft  534.  —  Vor- 
zug im  Erbe  538. 

Geschwister,  Erbrecht  538  ff. 

Geschworene  386. 

Gesellschaft  512. 

Gesetze  d.  Beichs,  Abfassung  151  ff.  287  ff. 

Geten  17. 

Getheiltes  Eigenthum  459. 

Getreue  des  Königs  103  ff. 

Getüch  412,  9  ff.  414,  15  ff 

Gewährleistung  487. 

Gewere  460  ff. 

Geweihter  Bissen  426. 

Gewohnheit  20.  60.  64.  145. 

Gilden  260. 

Glossa  zur  Lombarda  82.  Malbergisohe 
68.  zu  Sachsensp.  173.  zum  Weich- 
bildrechte  178. 

Görlitzer  Land-Lehnreoht  170. 

Gograviatus  361. 

Goldene  Bulle  Karls  IV.  152. 

Goslar  162. 

Gothaer  Versammlung  337- 

Gothen  47. 

Gottesfriede  221. 

Gottesurtheil  419  ff. 

Gottheiten  der  Germanen  18. 

Graf,  grafio  94.  117  ff. 

Grafenamt,  Erblichkeit  182  ff. 

Grafenbänke  312. 

Grafengericht  349. 

Grafschaftsverfassung  94.  116  ff.  182  ff. 

Grenzgrafschaft  123. 

Grosse  fränk.  135. 

Grundbesitz  21.  26.  Bedeutung  für  d. 
öff.  Becht  324.  388,  12.  441.  Klage 
um  482.  Beweis  409,  2.  414, 17.  Ein- 
fluss  auf  die  Bechtsbildung  441  f. 

Grundeigenthum,  Erbrecht  639. 

Grundherr,  Pfändungsrecht  604. 
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Grundrechte,  deutsohe  837. 

Grundmhreoht  468. 

Grundsteuer  111. 

Grundzinsen  258.  456. 

Gülte,  Gültenkauf  607. 

Güterabtretung  498. 

Gütergemeinsohaffc  524. 

Gundobada  69. 

Gymnasien  825. 

Hadrian  I.  P.  56.  96. 

Haftpflicht  aus  Yertrftgen  498. 

Halbfreie  141. 

Halle  162. 

Halsgeriohtsordnung  292. 

Haimburg  160. 

Handfeste  156,  7.  157. 

Hantgemal  279. 

Hanthafte  That  387. 

Hantveste  418,  2. 

Hauptsachen  456. 

Hausfriede  28.  30.  99. 

Hausgesetze  319. 

Hauskinder,  Stellung  527. 

Hausmarke  279  f.  469,  1. 

Hausrath  455. 

Heerbann  20.  43.  131.  224  ff.  316. 

Heergeräthe,  Heergewftte  455.  548. 

Hegung  394. 

Heimsteuer  522. 

Heliand  90. 

Hennebergische  Landesordnung  295,  8. 

Herardi  Gapit.  88. 

Herminonen  17. 

Herr  276.  458. 

Herrenhof  190. 

Herzog  43   128.  182.  189.  362  ff. 

Hessen,  Landesordn.  157. 

Heuer  610. 

Hexenbad  426. 

Hinderungsgründe  397.  479. 

Hintersassen  242. 

Hofftmter  112  f.  250. 

Hofdecret  313. 

Hofesspeise  519,  16.  549. 

Hofgerioht  114.  359.  370  ff. 

Hofhaltung  112.  208  ff.  260. 

Hofmarchia  247,  6. 


Hofrath  380.    Orünong  291. 

Hofrechte  163. 

Hofrichter  370. 

Hoftage  115.  220.  241.  245.  247. 

Hoheit  ü.  d.  Territor.  237  ff.  319  ff. 

Hohenzollern  209,  6.  311. 

Holstein,  Stadtrechte  162. 

Homo  106. 

Hospitalitas  91. 

Hülfsbeamte  im  Gerichte  384. 

Hulde  241,  16. 

Hundertschaften  25. 

Hunne,  hundasi  120,  14. 

Hunnen  48. 

Jagdrecht  489. 

Jahr  und  Tag  477. 

Iglau  156,  4.  163. 

Immunitäten  126  ff.  850. 

Imperatorisohe  Gewalt  d.  fr.  Königs  97  f. 

Imperium  mundi  204. 

Indictio  111. 

Indigenat  117. 

Inferenda  120,  12. 

IngäYonen  17. 

Ingenuus  32.  106.  135. 

Ingethum  454. 

Inhaftnahme  428.  432. 

Innungen  260. 

Inquisition  436. 

Insignien,  königl.  97,  8. 

Insula  nata  468. 

Interim  Ton  1850.  337. 

Intertiare  486,  14. 

Investitur  460.  471. 

Johann  Yon  Buch  167.  173  f. 

—  Elenkok  169,  15. 

—  Purgold  179. 
Josephinismus  825. 
Iscftvonen,  Istftyonen  17. 
Italien  Eönigr.  55.  202. 
Itio  in  partes  313  381,  24. 
Juden  155.  161,  11.  234.  367. 
Judex  für  Graf  117. 

—  in  den  Immunitäten  122.  128  ff. 

—  curiae  359. 

—  fiscalis,  palatii  117. 
Judex  proYincialis  245.  267. 
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Judioiom  dei  419  ff. 
Jülich,  Landreoht  295,  8- 
Jüngster  Reichsabschied  313. 
Juniores  106  ff.  116. 
Jura  in  re  aliena  466. 

—  regalia  s.  Regalien. 
Jurati  267.  386. 
Juristenfakultftt  377. 
Juristenstand  285. 
Jus  adcapitulandi  288. 

—  ouriae  359. 

—  spolii  236. 
Justitia  Lubicensis  162. 
Justitiarius  curiae  370. 
Justizverwaltung  326. 
Kämpe,  Kämpfer  406,  7.  411,  5. 
Kaiser  56.  187.  803.  Würde  147. 
Kaiserliches  Recht  147. 
Kaiserrecht,  kleines  179. 
Kammerboten  231. 
Kammergericht  372.  377. 

—  -  Ordnung  291. 
Kammerknechte  234. 
Kammerrichter  378. 
Kammerziele  317.  379. 
Kanzler  381. 
Kapitel  238,  4.  246. 
Kapitelstage  366. 
Kapitularien  86.  145. 

Karl  d.  G.  55  ff.  Martell  54. 

Kastenvogt  130. 

Kauf  505. 

Kelten  16. 

Ketzergesetze  153. 

Kirche,  ihr  Recht  62.  78,  3.  75,  3.  Ein- 

fluBs  61.  65.   146  f.    Stellung  101. 

202  ff  307. 
Kirche  u.  Staat  186  ff.  200  f.  204  f.  307. 

in  kath.  u.  prot  Territ.  324. 
Kirohengut  126  ff. 
Kirchenordnungen  297. 
Ejrchenstaat  55  f. 
Kistenpfand  499. 

Klagbarkeit  der  Forderungen  492. 
Klage  um  Elgenthum,  bewegl.  483.  un- 

bewegl.  482. 
Klage,  Kläger  396. 


Klagspiegel  299. 

Klagstellung  395  ff. 

Kienkok,  Jobann  169,  16. 

Klerus,  sein  Recht  62. 

Knecht,  Knechtschaft  38.  138.  um 
Schuld  492. 

König  38.  96.  dessen  Bann  99.  349. 
354. 361. 381. 395 ff.  EinkünftellO. 
230.  316.  Friede  98.  Gericht  über 
ihn  208, 10.  Erblichk.  189.  Hausmacht 
das.195.  Krönung96.199.  Recht 
97.  200.  Richter  208,  10.  370. 
Stellung  202  ff.    Wahl  198. 

König  als  Richter  s.  Bann. 

Königsritt  200. 

Kopfsteuer  111. 

Kreise  des  Reichs  315. 

Kreiseinthellung  in  Territorien  827. 

Kriegswesen  42.  131.  224.  252.  316. 322. 

Kreuzurtheil  425. 

Kundliohe  Schuld  604. 

Kunkelmäge  30. 

Kurfürsten,  Kuramt,  Kurwürde  198.  208. 
309.    Stellung  208.  309. 

Kurlande,  untheilb.  240.  lJnterthanen243. 

Ladung  395  ff. 

Landding  245. 

Landes-Aemter  250.    Erbämter  275. 

Landesgesetze  293. 

—  Herr.  191  ff.  237  ff  319. 
Landesherrliohkeit,  Landeshoheit  191  ff. 

319  ff. 
Landesordnungen  157.  294. 

—  Recht  73.  156. 

—  Regierung  325  ff. 
Landfrieden  221  f    Ewiger  224.  291. 
Landgerichte  352.  361  ff. 
Landhandfeste  166,  7. 
Landmarschall  245.  252. 
Landrath  327,  29. 

Landrechte  166.  295. 

Landsassen,    landsetten  242.   279,    1. 

freie  282. 
Landschaft  249. 
Landstände  244  ff.  321. 
Landtage  247. 
Landtagsabschied  das. 
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Landvogt  189.  267. 

Langobarden  50.  öö.  79. 

Layenspiegel  299. 

Lazzen,  lazzi  37.  141.  283. 

Lcdi  das. 

Legationes  124. 

Leges  66  ff.   aeltung  145. 

Legitimation  525. 

Lehnr.  149.  164.  170.  173.  238. 240. 481  f. 

Lehnsband  216  ff.  310. 

Lehnsernenerung  240. 

Lehnsgericht  358. 

Lehntreue  203. 

Leibesbeschaffenheit  im  Erbrechte  538. 

Leibhaftigkeit  536. 

Leibzucht  481. 

Leipzig  162. 

Leistung  502. 

Leten,  leti  37.  141.  283. 

Leumund  446. 

Lex  87,  3.  62,  5.  64,  9. 

—  Alamannorum  76  f. 

—  Angliornm  et  Werinorum  85. 

—  BajuTariomm  78. 

—  Burgundionnm  69,  Romana  Burgun- 
dionum  71. 

~  Curiensis  Rom.  77,  9. 

—  Francor.  Chamavorum  76. 

—  Frisionum  82. 

—  Langobardum  79. 

—  Ribuaria  74. 
~  Salica  66. 

—  Saxonum  83. 

—  Visigothorum  72.  Roma  Visig.  74. 
Libellarii  137,  3. 

Liber  82.  134   237.  u.  nobilis  276,  10. 

—  dominns  192. 

—  fendorum  142. 

—  legis  Langobard.  81. 
Libertus  37.  141. 
Limes  saxonicus  57. 

—  transrhenanus  45. 
Liten,  liti  37.  141.  283. 
Lombarda  81. 

Lombardische  Konigekrone  202. 
Loos,    Loosen    als  Erwerbsgrnnd    des 

Eigenthums  25  91  ff.  469. 


Loos  als  Gottesurtheil  424. 

Lübeck  161. 

LüncTiller  Friede  289. 

Lupoid  Yon  Bebenburg  181. 

3Iage  30. 

Mahren  57.  156,  3-  162  l  157,  12.  unter 

Böhmen  gestellt  240,  14. 
Magdeburg  162. 

—  Fragen  178.  Schoffenrecht  176  f. 
Magistri  in  Städten  260. 
Magschaft  30. 

Mainz  Erzb.  198.  311.  369, 12.  379.  381. 
Majestas  305. 

-  Carolina  157,  12. 
Majores  115. 
Major  domus  114. 
Malberg'sche  Glosse  68. 
Malefizordnungen  294. 
Mallus  382.  mallare  395,  2  f. 
Mannire  396,  3  f. 
Mannsstamm,  Vorzug  538  ff. 
Marchio,  marchisi  123. 
Marculf  88. 

Mark  25.   121.   123.    ayarischc,    nord- 

gauische,  sächsische,  serbische  56. 
Markgenossenschaft  25. 
Markgrafen  123.  186.  Gerichte  358,  2. 
Markt  260. 
Marescalcus,  marscalcus,  mariscalcus, 

Marschall  113.  244. 
Marsilius,  de  Menandrino  181. 
Matrikeln  316  f. 
Matrimonium  ad  morganaticam,  legem 

salicam  530. 
Mauthgefälle  233.  254. 
Mediatisirte  321,  8.  451. 
Mensalgüter,  kirchliche  238. 
Merovech  51. 
Messen  260. 
Metalle  489. 
Miethe  510. 
Milites  272  ff. 
Ministerialen  113.  139.  164.  2ia  219. 

252.  273.  282. 
Ministerien  als  oberste  Behörden  826  ff. 
Minor,  minoflidns  33,  1. 
Missaticum  124. 
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Missheirath  529. 

Missi  124.  comitiim  120. 

Hitbflrgen  496  f. 

Mitio,  mitium  127. 

Mittelfreie  283. 

Mobiliarklage  463. 

Mönche,  Erbrecht  638. 

Monasteria  130. 

Monumenta  Germ.  6,  2a. 

Morgengabe  523.  530,  7.  549. 

Moser,  J.  J.,  301. 

Mühlen  253. 

Mündigkeit  531.  des  Königs  97. 

Mündlichkeit  348. 

Münzrecht  234. 

Mundeburdis  regia  98.  103. 

Mundfum  29.  515.  526.  531. 

Muntporo  29. 

Mnstheil  455. 

Nachbarn  als  Zeugen  411,5.  414,  17. 

Nachlass  548. 

Nacht,  Zahlung  danach  41,  2. 

Nagelmftge  30. 

Nassau  312,  4.  339. 

Nationalität  204,  11.  386,  2.  439. 

Nationalyersammlnng  337. 

Natnrallasten  112. 

Naturalabgaben  an  Landesherren  258. 

Nebensachen  456. 

Neufürstliche  HSuser  312. 

Nenstria  52  f. 

Niederlassung,  german.  90  ff. 

Niftelgerade  549. 

Nikolaus  Wurm  174  ff. 

Nobilis  32.  136.  276,  la 

Nobilitas  imperii  329  ff. 

Nomeny  308,  1. 

Nordalbingien  56,  5. 

Nordgauische  Mark  57. 

Nordhausen  160. 

Noricum  45. 

Notar  251.  371,  1.  384.  388.  418. 

Notariatsordnung  293. 

Notarieller  Abschluss  t.  Geschäften  493. 

Nothwehr  222,  3.  447,  6. 

Nürnberg  160.  297. 

Nuntii  Camerae  231. 


Oberhöfe  372. 

Obotriten  50. 

Obsequium  106,  19.  231,  9. 

Obstagium  502. 

Oceam,  Wilhelm  von  180. 

Occupation  467. 

Odoaker  50. 

Oeffentlichkeit    19.   348,    im   Sachsen- 
rechte  454. 

Oeffnungen  145. 

Oelsfeld,  Hermann  Yon,  175,  5. 

Oesterreioh :  Mark  56,  Herzogthum  154, 
18.  Freiheitsbriefe  154.  Landrech 
156.  Stadtrecht  160.  allg.  bürg.  Ges. 
Buch  296.  YoUe  Gerichtsbarkeit  des 
Herz.  194, 5.  prätendirte  L^nshohei^ 
des  Herzogs  194,  4.  volle  Gerichts- 
hoheit 196,  11,  12.  Erblichkeit 
217  f.  238,  7.  239,  9.  besucht  nur  die 
Hof  tage  in  Baiem  220,  21.  Reichs- 
kriegsdienst 227,  1.  angebl.  Recht 
hinsichtlich  der  Belehnung  240,  15 
volle  Ünterthanenschaft  243, 
23.  321,  8,  9.  SteuerbewUligung  der 
Landstände  254, 5.  sfcaatl.  Functionen 
in  der  Hand  der  Gemeinden  322, 14. 
Herrenhaus  324,  18.  Verfassung 
343,8.  Eaiserthum  336.  Rechts- 
zug ans  Reich  358,  2. 

Offa  425. 

Officia  251. 

Optimates  136. 

Ordäl  424. 

Ordele  145.  402,  1. 

Ordensleute  538. 

Orleans  52. 

Ostfalen  26,  9.  56,  5. 

Ostfriesland  268. 

Otfrid  90. 

Pacht  510. 

Pactus  65,  13.  76. 

Pagus  26.  116.  Pagenses  das.  125. 

Palatium  110. 

Pannonia  45. 

Papian  72. 

Papst  u.  Kaiser  201.  204  ff. 

Parentela  544. 


/ 
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Pares  386,  6. 

Parteieid  405.  408. 

Partioularismus  des  Rechts  145. 

Pas^aaer  Vertrag  288. 

Patriciat  der  Reichsstädte  834. 

Patricius  Romanus  52.  65. 

Patrimonialität  217.  Patr.  aeriohte  321, 8. 

Pax  dei  221. 

Peinliche  Halsgeriohtsordnung  292. 

Persönlichkeit  der  Rechte  63  f. 

Personalisten  308. 

Pertinemsen  der  Ffirstenthfimer  240. 

Petitio  254. 

Pfftndung  348.  422.  503. 

Pfahlbürger  258. 

Pfalzgraf  113.  185.  Pfalzen  das   191. 

—  Yom  Rheine  209.,  dessen  Gericht  203« 

10.  372.  Vicariat  310. 
Pfandrecht  499. 
Pfenning  gemeiner  153. 
Pfleger-Vormund  531. 
Pfleghafte  279.  282. 
Pia  causa  555. 
Pincerna  113.  250. 

Pippin  T.  Heristall  54.,  der  Kleine  54. 88. 
Placita  115.  125.  218.  prorincial.  245. 
Plaga  Orientalis  57. 
Plebeji  270,  2. 
Pölman,  Albert,  178. 
Polizei  817.  —  Ordnung  292. 
Possessores  111. 

Possessorische  Rechtsmittel  463  f. 
Postwesen  318. 
Praeco  388,  10. 

Prälaten  248.  rhein.  schwäb.  312. 
Praepositi  130. 
Praetorium  392,  7. 
Prag  163. 
Prager  Friede  339. 
Precariae  109.  553. 
Premis  175. 

Pressburger  Frieden  386. 
Preussen  321 ,  8  ff .    Alodification  323, 

15.  Landrecht  296. 
Primas  336. 

PrimipulariatuB  241,  19. 
Primogenitur  240.  319. 


Prinoeps  38.  192.  213.  269.   p.  regni, 

terrae,  imp.  192  213  f. 
Princessinnen-Steuer  254. 
Pririlcg.  de  non  appellando  196,  11. 

305.  376,  3,  de  non  evocando  196. 

369. 
Priyilegien  der  Landesherren  155. 

Städte  158  ff. 

—  österreichische  154. 
Proceres  136. 
Procuratoren  384.  388. 
Professio  juris  63. 
Publicität  im  Sachenrechte  441. 
Pueri  105-  ad  minister.  139. 
Pagna  419  ff. 

Pütter,  Job.  Steph.  301. 
Purgold,  Johann,  179. 
Quasidomicil  411,  6. 
Quatemionen  des  Reichs  219,  20. 
Rache  347. 
Rachemburgi  382. 
Räthe  252. 
Rathmann  267. 
Rathmannen-Reime  176,  9. 
Ratifications-Decret  313. 
Raubliche  Gewehre  462,  3. 
Reception  auf  dem  Reichstage  312. 
Recessus  imperii  287.  314. 
Recht  27. 
Rechtsbücher  165  ff. 

—  gangbücher  174  ff. 

—  Geschäfte,  Vornahme  350.  867. 
Rechte  Gewehre  478. 
Rechtlosigkeit  446. 
Rechtskraft  431. 

Recours  an  den  Reichstag  814. 

Rectores  terrae  192. 

Referendarius  113. 

Regalien  152.  156.  286.  25 1.  489  ff. 

Regensburg  160.  814. 

Regesten  5. 

Reich  814.  Auflösung  886. 

Reichs-Abschied  287.  813. 

—  Beamte  112-  Erz-Erbämter  208  f. 

—  Deputations-Haupt-SchlusB  290. 

—  Dörfer  832. 

~  Fürstenrath  811. 
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ReiohB-Gesetzgebung  161  ff.  287  ff. 

—  Güter  110.  290.  316. 
~  Guiaohten  813. 

—  Hofrath  880.  Ordnung  291. 

—  Kammergericht  372.  377.  Ordnungen 

291. 

—  Kanzlei  208,  1. 

—  Kreise  s.  Kreise. 

—  Lehen,  Erledigung  216  f.  240. 

—  Matrikeln  292. 

—  Ministerialen  273.  213.  219. 

—  Pfandsohaften  317. 

—  Regiment  314.    Ordnung  291. 

—  Ritterschaft  242.  329. 

—  Schluss  313. 

—  Städte  216.  261  ff.  328.  377. 

—  Stände  216  307  ff.  381. 869. 371. 380  ff. 

—  Synoden  116. 

—  Tage  115.  212.  218.  311  Sachen  313. 
^  Unmittelbare  215   308.  871. 

—  Verfassung  (von  1849)  337. 

—  Verweser  (1848)  das. 

—  Vioarien  211.  310.  372. 

—  Vicekanzler  381. 

—  Vogte  189.  266. 
Reipus  29,  9. 
Reiterbestallung  292. 
Relation  313. 
Religionssachen  das. 
Rentenkauf  507. 
Repräsentationsrecht  515. 
Reseryate  des  Königs  306. 
Reservatum  ecclesiasticum  319. 
Residentes  383. 

ReYisio  376. 

Rex  dei  gratia97.  Franooruni>  Langob. 

das.    Romanus  200. 
Rhaetia  45. 
Rheinbund  336. 
Rheinische  Städte  255,  1.  159. 
Rhetorika  298. 
Richter  349. 

Richterlicher  Klagspiegel  299. 
Richtsteig  174. 
Ripuarier  47.    Ripuar.  Recht  d.  Königs 

97,  9.  200,  0. 
Ritter  248.  Stand  271  ff.,  359. 


Ritterbfirtige  280. 

Ritterschaft,  Cantone  u.  s.  w.  329. 

Römer,  Stellung  in  den  germ.  Reichen 

62  ff.  91  ff. 
Römische  ProTinzea  45  f.  91.    Städte^» 

yerfassung  94. 
Römischer  König  200.  304. 
Römermonat  317. 
Römisches  Recht  147.  286.  889,  1.    für 

die  Kirche  62.  7a  75. 
Romanus  homo  possessor,    tributarius 

92,  2. 
Rotulus  officiorum  164. 
Ruf  446. 
Runenschrift  19. 
Ruprecht  Yon  Freising  180. 
Ruthen  161,  24. 
Sacebarones  119,  8a. 
Sachen,  Einfiuss  auf  das  Recht  441. 453. 

Arten  454. 
Sachsen  18.  47.  56.  Marken  57. 
—  Constitutionen  295,  8.    Landesord« 

nung  157.    Stadtrechte  161. 
Sächsisches  Weichbildrecht  167. 
Sachsenspiegel  165. 
Säcularisation  109. 
Sala  470.  Salaman,  Salmänner  471. 
Salier  47. 

Salzburg  147.  164,  4.  312. 
Sapientes  65. 
Sarmaten  17. 
Satzung  499 
Scabini  383. 
Scantio  113. 
Schaden,  Ersatz  u.  Geltendmachung  494, 

5.  499.  503.  506. 
Schätze  467. 

Scheidung  der  Gatten  519,  16* 
Schelten  der  Urtheile  431 ;  wegen  Schuld 

Schelmenschelten  602. 
Schenke  118. 
Schiedsmänner  347. 
Schilderhebung  96. 
SchirmTogt  128. 
Schlichte  Klage  483. 
Schöffen  267.  278.  383.  385. 
Schöffenbare  278.   Gerichtsstand  355. 
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Sohoffenrecht,  Magdeburger  176. 

Schonburg  308,  1. 

Schossfall  30. 

Schriftlichkeit  des  Yerf ahrens  889.  436  ft 

der  Yerträge  492. 
Schuldhaft  432.  493. 
Schuldklage  606. 
Schultheiss  120,  14.  251.  266. 
Schulwesen  326. 
Schutzbefohlene  136. 
Sohutzpflicht  des  Königs  über  die  Kirche 

102.  204.  307. 
Schwaben  18.  51.  53.  159. 
Öohwabenspiegel  171. 
Schweiz  268. 
KSedentes  383. 
Soelgerathe  505. 
Selbsthülfc  348. 
Semperfrei  283. 

Send  279,  1.  280,  3.  sendbar  das. 
Sendboten  124  ff. 
Sendgerlohte  351. 
Senior  107.  182. 
Seniscalcus  118. 
Serritium  106,  19.  386,  6. 
Servus  38.  138. 
Siegel  418. 
Sippe  30. 
Sitte  20. 

Sitzreoht  auf  den  Reichstagen  306. 
Skalk  104,  7. 
Sklave  37. 

Slaven,  Slovenen  16.  87,  17.  49  f. 
Soest  161. 
Solesacire  396,  8. 
Sorben  49.  Mark  57.  150,  4. 
Sors,  sortes  469,  1. 
Souyeränetat  327.  336. 
Spanische  Mark  57. 
Specification  467. 
Spiegel  deutscher  Leute  172. 
Spiel,  Spielschulden  513. 
Spillmage  80. 
Spolienrecht  236,  21. 
Sportein  236,  22.  379.  381. 
Sprache,  böhmische,   italienische  204, 

11.  der  Reichsgesetze  151.  287. 


Staatsrecht  301. 

Städte,  Geschichte  255.  Verfassung  263. 
des  Reichs  261.  Landesherrl.  263. 

—  Bank  312. 

—  BOndnisse  228.  —  Freiheit  263. 

—  Recht  157  ff.  297. 
Stadtgerichte  357. 
Stadtsohreiber  388,  11. 
Stammesrecht  62  ff.  489. 
Stammland  539. 

Stände  des  Reichs  212.  807. 

Standesehre  445  f. 

Standcsorhöhung  216,  7.  306.  333. 

Standschaft,  s.  Reichs-Land-S. 

Status  terrae  248. 

Stehende  Heere  322  ff. 

Stephan  III.  P.  96. 

Steuern  111.  231  f.  253.  317.  322.  Frei- 
heit von,  der  Kirche  126,  andere  231. 

Stifter,  Grafenamt  183  f. 

Stiftsmassigkeit  331. 

Stiftungen  326. 

Stimme  auf  dem  Reichstage  812. 

Stolberg  808,  1. 

Strafart,  Einfiuss  auf  die  Ehre  449. 

Strandrecht  469. 

Strassburg  159. 

Strudes  420,  2. 

Subjecti  321,  9. 

bubministri  251. 

Subofficiati  das. 

Subsidium  232,  12,  caritativum  880. 

Successio  ad  legem  Salioam  96,  2. 

Suffrage  universel  324. 

Summa  dictaminum  180. 

Sunnis  896,  8.  420,  2. 

Superioritas  territorialis  820. 

Supplicatio  376. 

Swertleite  30. 

Swertmäge  80. 

Symbole  20.  bei  der  Auflassung  470  ff- 
bei  Verträgen  492. 

Synoden  116. 

Synodus  279,  1. 

Synodalis  280,  8. 

Tag,  tagen  398. 

Tammo  Yon  Bocksdorf  178. 
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Tivxis  318. 

Tengler,  Ulrich  299. 

Terra  192.  ayiatica,  salica  455. 

Territorium    192.     Einwohner    242    ff. 

Finanzen  253.     Gerichte   374  ff. 

Heerw.  252. 
Territorialität  des  Rechts  73.  145. 
Theilungen  des  Reichs  96,  der  Ffirsten- 

thfimer  239. 
Theodorich  d.  0,  50.    Yon  Bocksdorff 

176,  9. 
Thesaurarius  112. 
Thierkrankheiten  506. 
Thing  40. 
Thronfolge  96. 
ThunginuB  119. 
Thüringen  61  f.  67.  160.  Landesordnong 

157. 
Thun  159,  8. 
Thurn  und  Taxis  318. 
Tirol,  Landesordnung  295,  8. 
Tobitschauer  Rechtsbuch  302. 
Todesfall,  Vergabungen  auf  den  552. 
Töchter  im  Erbrechte  538. 
Todtheilung  528. 
Topelspil  513. 
Tortur  437. 
Traditio  460  ff. 
Transmission  545. 
Treueid  98.  103. 

Treuga  Henrici  regis  153.    Dei  221. 
Treuhänder  471.  555. 
Tribunus  119,  10. 
Tributum  111. 
Trier  198  f. 
Truchsess  112. 
Trustis  103. 
Tuisco  16,  3. 
Tunginus  119. 
Tyen  26,  8. 
Ueberhang  467. 
ünmandigkeit  531. 
Umstand  ^382. 
Unechtheit  446. 
Uneheliche  446  f. 
Unfreie  38.  105.  136  282.  360. 
Ungebotene  Dinge  41. 


Ungehorsam  428. 

Ungelt  254,  7. 

Unio  prolium  628. 

Union  (1849)  337. 

Univeroitäten  147.  Studium  einheim. 
Rechts  300,  13. 

Unmein  409. 

Unmittelbarkeit  215. 

Unterthanenschaft  194  ff.  241.  321. 

Untervogt  251. 

Unwissende  403. 

Urkunde  als  Beweis  417,  gerichtL  416. 
bei  Verträgen  492. 

Urtheile  402.  Finden  derselben  428. 
Schelten  431. 

Usualmatrikel  317. 

Ususfructus  maritalis  524. 

Valium  Hadrian.  Rom.  45. 

Vare  402. 

Vassus,  Vasallus  yalvassor  104.  106  ff. 
133.  137.  226  ff 

Vater,  Verhältniss  zu  den  Kindern  28  f. 

Vehme,  367,  1. 

Vehmgerioht.  BQcher  154.  176,  9.  Ord- 
nungen 154.  292.  —  aeschichte  862. 
Verfassung  367.  386.  400.  403. 

Vehmwroge  368.  400. 

Veräusserung  Ton  Ländern  238  f. 

Verarbeitete  Sachen  467. 

Verdun,  Vertrag  von,  58. 

Verfangensohaft  528. 

Verfassungen  der  deutschen  Staaten  343. 

Vergabungen  der  Könige  108  ff,  auf 
den  Todesfall  552. 

Verhandlung  im  Gerichte  401  ff. 

Verjährung  477. 

Verlobung  28. 

Verlorene  Sachen  467. 

Vermögensrecht  der  Ehegatten  516  fil 

Verpfändung  s.  Pfand;  von  Reichs- 
städten 231  f. 

Versäumniss  396  f. 

Vorsammlungen  40  ff. 

.Verschollen  534. 

Verschweigen  477. 

Versio  in  rem  558 

Vertagen  408,  18. 
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Verwaltung  der  Territorien  249  ff. 
Verwandtschaft  30.    Grenze  &86.  647. 

Berechnung  542. 
Verzugszinsen  511. 
Vestitura  460  ff. 
Vicaria  119. 
Vioarius  des  Grafen  119  f.,  des  Reichs 

B.  ReichsTioar. 
Vioecomes  121. 
Vicedominus  121. 
Vicini  121,  23. 

Vieh,  selbstgezog.  467.  Pfändung  y.  503. 
Villa  dominica  93.  110. 
VilUcus  251. 
VirilHtimmen  311. 
Visitations-Schluss  291. 
Vogt  128,  als  Richter  360  f. 
Volge  254,  6.  431. 
Völkerwanderung  48  ff. 
Volk  100. 

Volkersdorf,  Engelbert  ron,  180. 
Volksfriede  98. 
Volksgemeinde  94. 
Volksrechte  s.  Lex. 
Vollstreckung  der  TJrtheile  432. 
Vorbehalt,  geistl.  319. 
Vorbehalt  der  Ehre  449. 
Voreid  427. 

Vorkaufsrecht  331.  551. 
Vorladung  395  ff. 
Vormann  487. 
Vormundschaft  531. 
Vorstreit  241,  19. 
Votum  decisiyum  812. 
Vridinch  364,  7. 
Vsehrd,  Viktorin  Oorn.  von,  302 
Vulbort  431. 
Wadium  499. 
Wahlfürsten  196.  198  ff. 
Wahlkapitulation  287. 
Waldungen  489  f. 
Walpodo  121. 
Walter  Echardi  178. 
Wandelungsklage  506. 
Wargangi  62. 
Wartrecht  549. 
Wasserprobe  424. 
Wechsel  512. 
Wechselwirthschaft  23,  5. 
Wedde,  Weddoschat  499. 


Wehrgeld  31.  104.  347. 

Wehrhaftmachung  29. 

Weiber  369. 

Weibliche  Ehre  447,  6. 

Weichbildrecht  158.  sSchs.  177. 

Weihe  des  Königs  96. 

Weisthum  145. 

Weltliche  Bank  312. 

Wenden  16, 

Were,  Kinder  in  der  526.  Einfluss  der 
im  Erbrechte  542. 

Westergau  26,  9. 

Westfalen  26,  9.  56,  5.  Herzog  243,  21. 
246,  5.  248,  9.  360  fil  Stadtrechte 
161.    Friede  289. 

Westgothisohe  Antiqua  72. 

Wette  512. 

Wetterau  160.  332. 

Widerlage  522. 

Widersage  222,  3. 

Widerstand  gegen  Landesherren  248 

Wien  160.    Congress  337. 

Wilde  Thiere  467. 

Willkür  145. 

Wissenge  400.  402. 

Wissenseid  412. 

Wittwe,  Ansprüche  der,  518  ff. 

Witt wenger  ade  549. 

Wittwensitz  523. 

Wucher  510. 

Württemberg,  Landesordn.  157.  Land- 
recht 295. 

Wurm,  Nioolaus,  174  ff. 

Zasius,  Ulrich  295,  8. 

Zehentschaften  26,  8. 

Zehrendes  Pfand  499. 

Zeit  des  Gerichts  893. 

Zeugen,  Eigenschaften  411. 414.  Schwur 
ders.  409.  412. 

Zeugniss  Dritter  409,  des  Richters  416. 

Zinsen  510. 

Zinsherr,  Pfändungsrecht  des  504. 

Zinsmann  281. 

Zölle  112.  233.  317. 

Zollparlament  341. 

Zubehörung  456. 

Zülpich  51,  3. 

Zünfte  260.    Ordnungen  159. 

Zufall  499.  8.  Gefahr. 

Zweikampf  419. 
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